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I. 
Zur  Entstehong  des  deotsehen  Zonftwesens. 

Vion   ' 

Wilhelm   Stieda, 

Doctor  Aer  StaattwisseiMcliaft. 
I. 

Der  Zusammenhang  der  Zünfte  mit  den  hofrechtlichen 

Innungen. 

Die  Meinungen  über  die  Entstehung  des  deutschen  Zunftwesens 
gehen  heute  noch  sehr  auseinander.  Wie  lange  auch  schon  der  Streit 
dauert  —  eine  herrschende  Theorie  hat  sich  bis  jetzt  nicht  zu  bilden 
vermocht  Es  verhält  sich  hier  ebenso  wie  mit  den  Ideen  über  den 
Uni^rung  der  Städteverfassung.  Wie  in  dieser  Streitfrage  sich  die 
Ansichten  Eichhornes,  Amold's,  Nitzsch's  und  Maurer's  g^enüber  ste- 
hen, ohne  dass  die  eine  Ableitung  das  Falsche  der  anderen  —  ausge- 
nommen vieUeicht  den  angeblichen  Ziisammenhang  mit  der  Markver- 
iissung  —  in  durchschlagender  Weise. darlegt  0,  so  zeigt  sich  das 
Gleiche  in  den  Theorien  über  die  Entstehung  der  deutschen  Zünfte. 
Die  Einen  versuchen  dieselben  national -ökonomisch  zu  begründen,  die 
Anderen  bestreiten  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Auffassung,  die  Dritten 
erörtern  diese  Möglichkeit  gar  nicht  und  erläutern  die  Zünfte  aus  den 
historischen  Thatsachen  heraus  —  kurz,  man  stösst  überall  auf  Wider- 
q;»rüche,  ohne  doch  die  Zweifel,  welche  die  eine  Erklärung  übrig  Hess, 
von  der  anderen  aufgelöst  zu  finden. 

Nach  einer  Richtung  hat  man  sich  jedoch  bereits  geeinigt  und 
ist  so  wenigstens  zu  einem  negativen  Resultate  gelangt  Die  Unmög- 
lichkeit einer  Ableitung  der  deutschen  Zünfte  von  den  römischen  Col- 
lepenk  wird  jetzt  allgemein  zugegeben.     Seit  die  Mher  beliebte  An- 


1)  Heusler:  Ursprung  d.  deatsehen  Stadtverfawung  S,  9—14. 
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nähme  einer  Fortdauer  der  römischen  Municipalverfassung  und  des 
D(»curionenstandes  in  den  deutschen  Städten  —  wie  sie  von  Savigiiy, 
Moritz,  Kindlingcr,  Bodman,  Gemeiner,  theil weise  auch  von  Eichhorn 
vertheidigt  wurde,  fiel,  entbehrte  auch  die  Behauptung  von  der  Nach- 
ahmung der  römischen  Zünfte  ihres  Haltes*).  Unter  den  Neueren  ist, 
soweit  meine  Kenntniss  reicht,  Mone  der  einzige,  welcher  an  der  alten 
Anschauung  festhält*). 

Die  römische  Ableitung  wurde,  abgesehen  von  den  Schriftstellern 
des  vorigen  und  des  17.  Jahrhunderts,  wie  p.  B.  Heineccius  ^)  und  Beier  * ), 
für  welclie  'cf^r' ^Ä^nrifeÄtfaiT^  * WdfaA  öW*/«nWel<)tfrÄ'  fiVahdsatz 
gewesen  zu  sein  scheint,  von  Eichhorn*)  namentlich  durch  die  Be- 
hauptung versucht,  dass  die  römische  Markt-  und  Gewerbepolizei  in 
den  Händen  einer  Innung  deV'  VdBbüi^er  fortgedauert  habe.  Hier- 
gegen wandte  Wilda^)  aber  ein,  dass  die  polizeiliche  Aufsicht  über  die 
Verfertiger  und  Verkäufer  der  notbwendigsten  Lebensmittel ,  wie  auch 
eine  gewisse  Marktordnung  viel  z^  sehr  in  der  Natur  der  Sache  lagen, 
als  dass  die  Germanen  nöthig  gehabt  hätten  sich  nach  einem  Beispiele 
umzuschauen.  Maurer^)  hat  danii  später  noch  hinzugefügt,  dass  die 
rtSmtechen  Zünfte  aut^h  deshalb  »icht  Abä  Vorbild  der  Deutschen  ge- 
vrescn  sein  können,'  weil  sie  für  den  Staatsdienst  organisirt  und  — 
•wittlgstens  seftt  Constantin  dem  Grosse»  ^  erblich  gescblossene  Kasten 
waren,  was  Beidefe  von  den  deutschen •  Zünfte»  toeinesw^  behauptet 
werden  kann.'  •  Zeigt  sieh  gleichwohl  die  Erbliehbeit  der  Zünfte  früh 
—-  z.  B.  war  das  Fischferamt  in  Worms  1106  erblich  —  und  wurde  sie 
auch  mit  der  Zeit  bei  den  meisten  Handwerken  üblich,  so  war  dieselbe 
doch  nie  Pflicht  des  Betreficindeti ,  wie  in  Rom,  sondern  sein  Recht  Zur 
Atmalilne  der  Erbsehaft  watf' Niemand  gezwangeni  Sollte  trotzdem  es 
aoffatliend  erscheinen,  dass  eine*  so  verbreitete  uymI  an  sich  vielleicht 


ij  Itis^fel:  ^Ä&chlch^«  der  Stftdtev^rfiissadg  rött  Itiüiea.     II,  416. 

»)  Zeitschrift  Alf  G^lebiisktB  des  ObenlieSiiti  XV,  S.  1.  B^dmgt  äussert  sich  ^inioh- 
fnll$,  f&r  fliese  konanische  AhleilipDg  I^;^  fJntwicklung  oHd  Verfassspg  der  loy^bardi^ben 
SU^  S.,21;  nacU.  einem:  Ci^t  bei  ßchiooller:  Sir&ssbur^  zvur  Zeit  der  Zunftkäinpfe  etc. 
S.  6.  Die  gewerblichen  Voreinigungen  Cölns  leitet  aus  ^en  römischen  Handwerker- 
innungen ab  V.  Fahne  in  „Die  Cölner  Göwand«tlnft  etc."  Pors^hufi^än  auf  detoi '6eblete 
VJ.  •Äbfeln.'ü.  V«^estrtM^chen  CWicblchtte.    I.  Äd.  118'--142.    '  "       ' 

fi(ll  l)ek^legiik;4t  4otpoinbiiki#pSdeum  «k««ltotls.     Halae  173». 

•  4)  In  «sew«,  zfdilt^i^bsn  Sciiri(|Mi :.  df.  iostromentis ;  de.  ofificiDls  opii^um ;;  ^e  artiQ- 
cibus.pi^pis;  etc,^.e^CM     ,,;,     ..    -        ^  .    •.  .   ,  ■,,    ^.    :.   ^| 

5)  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft  II,  221;  Rech tsgesch^icbte '^. '312. 

6)  Das  Gildewesen  im  Mittelalter  S.  292. 

7)  Geschichte  der  ^MdteVerAiMinig  in  ^Detitsefaland  li,  828.  > 


Zur  Entstehaog  Aef  d«f tsoben  ^unftweseDs.  Q 

SO  vorausgehe  Eiürichtuqg  wie  «dasTf^nischQ  Zunftwesen^  ,g:>nz  ohne 
nachhaltige  Wirkung  gel)liel>et9  wäre^  so  lasst  sich  liier  noch. ..  auf 
die  BehiuiptuQg  keines  .geringeren  Kienneirß  uls  Rodbertus  hiuweiseo, 
Dach  welchem  es  durdiaus  verfehlt  ist  die  römischen  Collegicn  ,  als 
Verbände  gewerblicher  Art  anzusehi^n ,  ifrje .  unsere  ,d?ut3Gben  ZttnfliQ. 
Jn  keiner  Zeit  sind  in  Rom  unter  Gollegiengewerl^liche. Zünfte  oder 
lanuogen  nac)i  gernmnischer. Weise,  wie  so  viele  Neuere  glauben,.  ;z\k 
fentehen^)."  Vielmehr  aind  nach  dhm  die  Zünfte  /^e§  l^ittelalt^xs 
lar  die  Fortsetzung  der  Collegien  höriger  Haiidwerkereiqigunge|i,,der 
germanischen  Zeit  und  könnten,  wenn  man  sie  mit  Born  in.  Verb|nflung 
setzen  wolUei,  mir  an  die  collegia  t^piiioprum  aug^ki|ttp£t.  wex4ea,  d.  h. 
den  Verbindungen,  die  aus/ der  4%  niederen  Klassen. erhalt^mgebliet 
beoen  A^ociationsfreiheit  hervorgiagep,  die  auch  Sklani^eO;  aufqahmen 
«.a.  w.*).  Ueberdies  yis^  wphl  die  üm^räi^iuig  vop  G(Wi-"^l2Ö9,,*f 
gross  und  die  Gewerb thätigkeit  in  jener  Zeit  so  gqr^i^,  dass.,^i(;b 
römiscbe  Ueberliefcr,4Qgen  sehiV.g^  v^r^eren  konnten. 

Neben  dieser  romisoheüa  Abl^jL\^ng  ,ko9in||; .  zunächst  dii^  Theorie 
des  vefdienstvoUen  Historikers  ßüUmanu  in  ;Qet^acht,  die  freiliclfi 
von  vornherein  auf  so  schwankea4^  Füssep  stand,  dass  ^e ,  hiu^^ 
als  widerlegt  betrachtet  werden  kann.  Nach  ihm  soll  nämlich  iq  der 
AosschliessUchif^it  des  Handelsb^riebe^  und  in  cU^jTheili^hme^^  den 
Banken  and  Hallen  die  Uraaftt)^  zu  den  Zünften  gelegen)  haben  ^). 
Die  Maasareg^,  dass  gleichar^e .  )^ääi'on  aämmtU^  an  einem  Qrt^ 
der  Stadt  verkauft  werden  musaten:,  sei  leive  im  Mittelalter  z^femlie^ 
aUgemeiii  verbreitete.  Pie:  »Erlaubnis  an  isolpboii  Plätzeif,,.4en  s)oge- 
nannten  Bänken,  gleichCails  f^lb^UiZu  dörfeif,  wib'eiiii  I^pfe  (1er 
Zeit  ein  erbliches  mpbt  und  das  Trachten  die  Zahl  c^^r.  Qerec))tig- 
keiten,  die  Konkurrenz  im  Absätze,. gering  zu  erhalte,  .di^.yer^fiül^ 
sung  zur  Bildung  von  ZUnffeu  geworden...  £s  iaV  j^PPh-  klar,  .4^ 
wir  es  in  dieser  gypptfaes^  mit  einer,  yj^.^n  modernen  Auffa^ng  jf|i 
Uiim  haben,  welchi^;,d|e  Wlfkuqg  ^r  Uif&^ctie,.macbt.  J)f^  4|e  A(iff 
artuugen  und  jUptugeoden  der  ZünftCii  wie  ^^  .im  Lafufe  dieif.Jab^ 
hunderte  sich  in  dieser  Ausschliesslichkeit  kund  geben  und  in  dem 
eifersüchtigen,  eigennützigen  Verdrängen  angeblich  unbefugter  Theil- 
nehmer  zu  Tage  treten,  d^e  beyregende  Ur^che  der  ganzen,  Erschei- 
nung gewesen  sein  sollen,  ist  eine  Annahme,  die  der  geschichtlichen 

1)  HUdebf|uid*s  Jahrbacber  5.  Band,  S,  301.  A^upa.  74  der  Abh^41anfi^:  Z|u-  Ge- 
flchichte  der  römischen  Tribntsteuer  seit  Aiiguftu5.  .  ,  .,, 

2)  eod.  1^  8.  30:,^. p.  423  Anm.  62  derselben  Abhandlung.    .  .     , 

S)  Stidtewesen  im  Mittelalter  I,  318.     Ursprang  der  SUnde  111,  132  ff. 
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Entwickclung  des  Zunftwesens  widerspricht.  Die  Zünfte  hätten  dann  nie 
so  Grosses  leisten,  nie  so  fiel  zur  Blüthe  des  Gewerbewesens  beitra- 
gen können,  denn  sie  hätten  den  Todeskeim  in  sich  getragen.  Die 
Zünfte  aber  haben  eine  Geschichte  und  zwar  eine  glänzende.  Ihre 
Blütheperiode  umschliesst  den  höchsten  Aufechwung  und  die  grösste 
Kraft  unseres  Städtewesens,  die  edelsten  Keime  unserer  nationalen 
Kultur.  Wie  passte  dazu  der  krankhafte  Zustand  im  Vorhinein! 
So  hat  denn  Wilda^)  wohl  mit  Recht  unter  Hervorhebung  des  üm- 
standes,  „dass  der  Monopoliengeist  erst  als  Folge  der  Einungen  zu 
bezeichnen  &ti^^  die  Annahme  der  Hüllmann'schen  Erklärung  abgelehnt 
und  andere  Schriftsteller  sind  ihm  darin  gefolgt*).  Wenn  wir  daher 
bei  neueren  Autoren »)  eine  fast  wörtliche  Wiederholung  der  Hüllmann- 
schen  Begründung  treffen,  so  hat  das  nichts  auf  sich,  da  eine  weitere 
Durchführung  dieses  Gedankens  nicht  gegeben  wird,  auch  wohl  schwer 
genug  sein  dürfte. 

Mehr  Berücksichtigung  als  diese  national -ökonomische  Erkläining 
Hüllmann's  verdient  die  Vermuthung  Schönberg's*)  über  die  Entste- 
hung der  Zünfte,  wdche  gleichfalls  wirthschaftlicher  Natur.  Hiemach 
hätten  wir  in  den  Zünften  vielleicht  schon  eine  Reaktion  gegen  die 
bereits  hervorgetretenen  Folgen  der  bestehenden  Gewerbefreiheit  und 
der  freien  Konkurrenz  zu  sehen.  Schönberg  ist  auf  diese  Idee  offen- 
bar durch  den  Vergleich  mit  den  französischen  Zünften  geführt  wor- 
den. In  dem  merkwürdigen  „Ldvre  des  arts  et  metiers'^  des  Etienne 
Boileau  ist  in  der  That  hervorgehoben ,  dass  die  mannigfachen  Ueber- 
grlffe,  trelchen  das  Publikum  seitens  der  Gewerbetreibenden  ausgesetzt 
war,  die  Veranlassung  zur  Aufzeichnung  der  Zunftstatuten  gewesen 
sind.  Nun  kann  aber  Boileau  nicht  gut  als  Stifter  der  französischen 
Zünfte  angesehen  werden^).  Sein  Verdienst  besteht  darin,  die  nutz- 
bringende Verwendung  einer  bereits  vorhandenen  Einrichtung  erkannt 
zu  haben;  durch  das  Zusammentragen  der  Zunftartikel  brachte  er 
die  ganze  Bewegung  gleichsam  zur  Krystallisation.  Die  gewerblichen 
Verbände  selbst  existiirten  schon.     Gesetzt  aber  audi,   man  könnte 


1)  1.  c.  314. 

8)  Schmitthenner's  Zwölf  Bücher   vom  SUate.    Bd.  I,   820,   Amn.  4.     Hegel    1.   c. 
U,  860. 

3)  Hahndorf:  Zur  Geschichte  der  deutschen  Zünfte,  5 — 6. 

4)  Zar  wirthschaftlichen  Bedeutung  des  deutschen  Zunftwesens  im  Mittelalter,    132. 
Separatabdruck  aus  Hildebrand's  Jahrbüchern. 

5)  Maaaros:    Hbtöire   des   corporations  fran9aises  d'arts  et  mdtiers  1874.     I.Band, 
Kap.  II,  p.  12  ff. 
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fAr  Frankreich  diese  wirthschaftliche  Begründung  gelten  lassen,  so 
wären  wir  fOr  Deutschland  weit  entfernt  davon  das  Gleiche  ver- 
suchen za  können.  Wir  haben  nämlich  in  Deutschland  zunftmäfisige 
Vereinigongen  verschiedener  Gewerbe  oder  Aemter  der  Handwerker, 
wie  ihre  Innungen  genannt  werden ,  bereits  in  der  Mitte  des  XIL  Jahr-^ 
honderts  ^)  und  noch  früher,  das  elfte  Jahrhundert  wäre  demnach  das- 
jenige, welches  in  seinen  wirthschaftlicben  Verhältnissen  bereits  das 
Aoaserordentliche  geleistet  haben  müsste.  Was  wir  jedoch  über  diese 
Periode  wissen,  ist,  selbst  wenn  Jemand  geneigt  sein  sollte  den  geist- 
reichen Schilderungen  Gfrörer's ')  über  den  wirthschaftlicben  Fortschritt 
Deatschlands  zur  Zeit  Gregor  VIL  Glauben  zu  schenken,  immerhin 
so  dürftig,  dass  an  dne  solche  Entwickelung  nicht  gedacht  wer- 
im  kann. 

Gewichtigere  Beweisgründe,  als  sie  in  den  vorstehenden  drei  Hy- 
pothesen liegen,  finden  wir  in  den  nachfolgenden  Ableitungen  der  Zünfte, 
mit  denen  wir  uns  nun  zu  beschäftigen  haben  >).  Zunächst  ist  es  hier, 
um  chronologisch  fortzu&hren,  die  Entwickelung  aus  dem  germanischen 
Giklewesen,  wie  sie  in  älterer  Zeit  Wilda*),  in  neuerer  Zeit  Brentano^) 
Yersadit  haben.  Ersterer,  dessen  Angriffe  auf  die  Ableitung  der  deut- 
schen aus  den  römischen  Zünften  durchaus  richtige  waren,  fasste 
seine  abweichende  Meinung  dahin  zusammen,  dass  die  Zünfte  nicht 
ans  der  Unterordnung  und  Abhängigkeit,  sondern  aus  der  Freiheit  des 
Handwerkerstandes  hervorgegangen  seien.  Die  Handwerker  hätten, 
wie  ihre  Mitbürger,  darnach  gestrebt  frei  ihre  Angelegenheiten  zu 
<nilnen  und  wären  so  zu  freien  Genossenschaften,  die  von  denen  der 
Eauflrate  mir  wenig  unterschieden ,  zusammengetreten.  Voraussetzung 
ist  dabei,  dass;  wo  die  Handwerker  in  Bruderschaften  sich  vereinig- 
ten, die  Bürger  im  engem  Sinne  des  Wortes  bereits  gildenmässig  ver- 
bodai  wai^n.    Ganz  ähnlich  Idirt  auch  Brentano,  dass  durch  den 


1)  Waits:  D«r  dtntochen  VeifsssungsgeAchicfate  5.  Band,  868. 
S)  Papst  Grtgoriiu  VII.  und  sein  Zeitaltef.     VU.  Band,  Kap.  14. 

3)  Solche  Sehlfiftse,  wie  sie  s.  B.  ans  der  Stelle  Wittichind's  I,  689  „concilia  et 
onnes  couTentos  atque  convivia  In  ürbibns  voluit  celelnrari**  gesogen  sind,  dass 
Heiarieb  der  Vogler  die  Innangen  eingpefSbrt  babe,  darf  man  fflgliob  ünerörtert 
lassen.  Vergleiche  die  Bemerkung  bei  Walbh:  Beitrige  anm  deutschen  Rechte  II,  16. 
Ebenso  ist  es  wohl  erlanbt  gegenftber  der  Behauptung  tu  verfi^Mn,  dass  „die  Innung 
10  ah  als  der  Gewerbebetrieb",  d.  h.  mit  dem  Gewerbe  entstanden  sei.  (Glsser's 
Jshrbficher  f&r  Gesellschafts-  und  Staatswissenschaften.  XII,  351:  Die  Handwerker- 
Inaangen  im  Mittelalter.) 

4)  Das  GUdewesen  im  Hittelalter   807  ff. 

5)  Arbeitergilden  der  Gegenwart.    I,  86  ff. 
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Ausschluss  der  freiet  H^tidwerker  iäis  deii  Bürger^ilden  tiild  durch 
das  nifaeinsfröm*n  iteiic^  FtX3ieB  aus  der  Ütiigegetid  in  die  Stadt  eine 
O^aiiiöätion  äö^^fi^fehöaiidwerkfer  ifife  Leben  gerufen  wurd^e,  damit 
rfiei^  tiichtMdett'Yörsüthen  dier  Bürget-schaft  sie  zu  einer  gewissen  Ab- 
hai%igkeft  m  iwingen,' ierliegeto  ^llt^n;  Diesem  Vetbafide  hÄtten 
ofitettbkf  dfe  Einrichtutigew 'der  alten  Gilden'äfe  Vorbild  gediehtfftii* 
die  Freien',  die  V6i*rtfebttien  tmter  den  Handwerkern,  ein  Schützmittel 
geg^ii  di^*  VerstJhiechterting  der  Lage,  für  die  geringeteh  Än^hörigfen 
zugleich  eill'^Mitttei  2ur  «feburig.       ' 

Daif  iiüB  difesen  Änyitbtöii  nicht  jede  RidhtigkMt  abgesprochen 
^tlrflön ,  so  •  sbheint  gleichwött  '  ihre  alleinige  Oeltüng  zweifelhäfti 
Vor  aßen  Dingön  tiu^s  jgejg^ü  ^VildÄ'/'der  eine  grosse 'Schwierigkeit 
in  der  Annahme  verschiedener  Quellen  und  doch  gleichartige  Ent^ 
Wickelung  des  Ziinftweööiis  findet*),  bsemek-kt  werdeA,  dass  gerade 
eitie  so  grosi3äi-tigeE^che}nung,-%i^  siö  uiis  iii' den  Züirften  entge^ii- 
trttt,  Äiti  aüdrb^t^n  Erklärt  welrd^*  kianft,  wentt  man  atinimiMt;' daös 
sie'dur*<*l  Vfers<(ihiedeöe  Omsiätade  bedftigt  ttiär/  Sich  aft  einö  eiwzige 
BcdJft^ng'äüsschlleäölich  halten,  lieläst  zu  geechratibteti'Erklfttlingcn 
ZlifliicWt'tieWttl^n  nassen,  um  Vorgänge  aufhellen  zii  kömieo,  die  bei 
BtoitJksiaiftf^ng  Äbitefer  Momente  Iwißht  verständlich  Werden.  Sfchon 
Eiribhoi*  ■)  Ica*  zu  ii^em  Ergebnisse ,  rfaiäs  „die  Institution '  d«r  Hand- 
w6i*kläöiräA^ett  *?hf6'WurielTn  zWeiVetschiedönen  Rechten  hal^i  m*Bse% 
maA'iäfter' nicht  SfithgfebeÄ' 'könne,  wievieltem  einen  oder  dend  andörcb  da* 
Wn  dögfeKSre.  Fl^eÖich  i^h  er  diiö'eiiie  Wür»el  tiöch  in  dör' Ableitung  atrs 
döti  i«nii*;li*tt^Züilfteni  flterfen  NachbiWirtig  in  dem  Städten  tötaiöchen  ÜN 
spi*ä)/ges"  die  '^ntötehuhg'  der '  deütsdhett  ÄOnftö  ebeneo '  gtri'  beeln^uöst 
hÄbfeil  könntb ,  M*  ataf  dÄ^-afhÖeren  Seit?el^dÄ8=  Sof^echt  allein  die  gewerb- 
lichen V^rtiföiiö  feu  begt^tindöff ' Aicht  im*  Stande  sei. '  Diese  Dop^elent- 
Wcktiiütfg  hOi^  i(*  ällördi^Ä'  nicht 'für  riötoig,  aber  eingedettfc'd^ 
Umstandes ,  dass  die  Zünfte  ihren  Ursprung  gleichsam  auf  der  Scheide 
zwischen  Freiheit  tind  Unfreiheit  nöhmen,  halte  ich  für  berechtigt  die 
Frage, zu  atiBlleri,  waruni  siqb  Unfreie  nicht  in  ähnlicher  Welse  zu 
Vereinigungen  2UsammQDgethAQ  haben  (können  in  i^iner  Zeit,  wo  das 
immer  wiederkehr^de  Bestreben  unter  gleichen  Leuten  Genossenschaft 
teh  ^u  bilden,  alle  Kreise 'dtitchdrairg,  nicht  btdss  die  der  Freien, 
sondern  auch  def  DWnstleute  tind  Ministerialen »)  ?  Vasallen  und  Dienst- 

lyi:  c:  p.  ^1.  '•      "■'     '"■•  ■•    .    ■'  •••■■      ■■■■■■-■■ 

2)  Zeitschrift  f.  gesch.   Rechtswissenschaft  II,  196  Anm.  212. 

3)  Fürth:    Die   Ministerialen   p  .47 ;    Arnold ,    VMrikM^gftgestUchle   d^r   deutschen 
FrcistKdte    I,  252.  • 
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haftel  mochten  ^ch  au  eiaeiti  SehiUeSamte,  KAttfleute  ^m  mmr  Gilde, 
Gewerbetreibende  zu  Innungen^  verbunden  baben.  r  £$  spricht  mcht» 
gogßB  die  Eststähui]^  der  Zünfte  auoh  aus  den  oofreieit  Kreisen .  dei? 
Handwerker^  wohl  aber;  \^ie  wir  weiter  unten  aebeni  werden,.  Vieles 
dafür.  ■•    .'«  ,.!  •;  '^-v       :••'  •  i;l    ^ 

Weiter  aber  scheint  mir  der  Abstand  zwiachett»  deo;  GtUen  und 
den  gewerblichen  Verbänden  4er:  Ha^^wierker  ein  so  >  grosser  vdass  die 
lelzicten  kaum  eine  eiofacfhe  Nachbikiuug  der  erstellen  gewe^i  9eidi 
koaneii.  Der  Hauptcharakter  der  !Gikle,.die:fSorg|t^tförgeaieinsamen 
BechlBschutz,  gemeinsame  Geäelligkeit,  gemtitisamen  Gojttesdteosti,  gu^- 
meiMame  ArmenunterslAt^ung  tritt  bei  delk  Zünften  ddr  ersiei*  iPf^ripde 
Doch  sehr  in  den  Hintergrund.  Diejenigen  Schriftstellorf  i  «WÄlche  dß»i 
Zünften  deä  MittdAlters  allerliei.  /Eigenschafteti  seujei  kennen  und  ihueu 
BOT  den  gewerblichen!  Chatakteil  abstrefieiiv  Wie  z.  Bl  Kriegk^)^  oder 
betonen,  dasa  die  Zünfte  im  ersten  Stadium  ihrer  Bnt$tebiying  mebr 
den  brüderlichen  Schutz  vor  Geriebt  ryerfolgted,  alS;  «Körderufig  diur 
teohnißdien  6et¥i^b8angelegenheiten.,.:ivi^»8^  B.  Hasettiawi  ^)  u«  A.  mitea^ 
ten  uns  ihre  Ansichten  erst  beweideb^^ehiel  sie  verUngen  dürflteui»  dass. 
maD  ihnen  Gehör  Bcheuke.  Wäre,  das  der  Fall  Und  hätten  [wir  dem 
Nachw^,  dads  die  mittelalterliche^  Zünfte  nUr  Yereifie  wan^n,' welche 
GemeiiAcbaftliQhkeit  des  öfienlllicben  undN^^ozlako;  fiebenB  bezweckten, 
so  kömHe  man  Wilda  lu^d  Brentano  nicht  anl:ugrdfQn>  wagen.  iDieser 
AuffMzung  aber  widerspricht,  die  einlaeh&  .ThatSacke  desischOtt  sehr 
früh  varkoMBondenr  Zünfte wapgjes;  iWblßhem  Zweckie  hätte  dieäsr  die^- 
nen  köBumeu;,  wemn  die  aus  .der  Gemeinschaft  idei^  Erweriroithätiigkeit 
sich  ergebende  Zusammeng^hdrigkdt  eini«  gleichgültig^!}  >Nebei)umstaind 
geweaeo  wäre.     I»  denJälteaten  Giidte8tatiite&^J\£mte^  immeii 

nur  Regeln!  J9ür  das;  geseUschafUicbe  Beieinaiidertteih  tder -Gtoossea.; 
aie  wird  der  Beschäftigung  gedMdit^  miit  wetd^. Sich  diisftedeii  Lebens^ 
unterhalt  erwa^cbent^  nie  wevden  BestittUnttngen  zur  fiegelmig  der  £r^ 
werbsbedAngungea ,  getcofifsui ;  Die.  Gildem  wunden:  g^grOiidet  i :  ^ad '  soli-^ 
daadtm  conditioiu&  huiMnaiei.lragilitatetttuöt  ^/sakitifö  contra  co4if 
dianoB  ovces^fisnemediun^iistilitito  diuiDO  etc/^  wie  itet^s.  JBa  bei  der 
Ton  den  Mitgliedern  d^:Zülpicb$r.  I)ecatäe:!  1190  gostirieten^^^fo^ 
schalt  heisst^),  odcar  zu  Lob;  und:  £hre&'  der  iDreieinigkeitj  wie  die 
Cdlnei;  BtlFgeir.  1269t  leine:  ^olcdbci'i^dersebafit.ib^idei;  Kitcter  Maivieiit^ 


1)  Frankfurter  Bürgerswute  und  Zustände  im  Mittelalter,    359. 
S>  ArtUcel  „OUdfi!'  i»  EffMl^  4i«4>^uJber'a  Jiliicyoloitiklie.  I! 

3)  Bei  AuguBtin  Thierry:   Erzählungen  aus  den  nmrovii^gWihen.Xmtiiin  9bl,  ^Ht.- 

4)  Lacomblet :   Urkundenbuch  inr  Geschichte  des  Niederrheins  I,  3t7  No.  5K6.. 
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garten  stifteten  „als  der  Zeiten  Noth  sie  bedrängte  und  die  göttliche 
Gnade  der  Bosheit  and  der  Sünden  wegen  sich  von  der  Stadt  ge- 
wandt zu  hab^  schien*^  ^),  nie  aber  kommen  die  Existenzf nagen  in 
Betracht,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  die  Unterstützung  dnes  ver- 
armten Bruders  bandelte.  Von  einem  Zwange  zum  Beitritt,  von  einer 
Beaufsichtigung  der  Berufsthätigkeit,  von  einer  Gerichtsbarkeit  über 
die  Genossen  zeigt  sich  keine  Spur;  wohl  aber  begegnen  wir  diesen 
drei  Dingen,  als  Zunftzwang,  (iewerbepolizei  und  schon  als  Zunft- 
gericht, wenn  auch  nur  im  Keime,  in  den  gleichzeitigen  Verbänden 
der  Handwerker.  Sowohl  die  Stadtrechte,  wie  auch  die  spärlichen 
Zunfturkonden  des  XIIL  Jahrhunderts  lassen  diese  Unterschi«le  deut- 
lich hervortreten. 

Wilda  stützt  sich  in  seiner  Beweisführung  femer  darauf,  dass 
die  englischen  Gilden  schwerlich  aus  dem  Hofrecht  oder  aus  einer  der 
polizeilichen  Aufsicht  weg^  getroffenen  Einrichtung  hergeleitet  wer- 
den können  und  doch  die  ältesten  Handwerkei^lden  seien').  Ich 
glaube  man  kann  ihm,  wie  auch  Brentano,  den  Vorwurf  kaum  ersparen, 
dass  engHsche  und  deutsche  Entwicklung  einander  zu  sehr  genähert  sind. 
Die  englischen  Gilden  scheinen  in  d^  That  die  reinen  Versicherungs- 
gesellschaften gegen  Raub,  Diebstahl  etc.  gewesen  zu  sein,  hervorge- 
gangen aus  dem  Wunsche  der  Schwächeren,  Unterdrückten  sich  den 
Grossen  gegenüberzu  schützen,  also  aus  dem  privaten  Unternehmungs- 
geist Einzelner.  Verhält  es  sich  ganz  so  mit  den  deutschen  Zünften? 
Abgesehen  davon,  dass  sie  nicht  lediglich  im  freien  Willen  der  Einzelnen 
ihren  Ursprung  nahmen,  was  noch  zu  beweisen  sein  wird,  so  bemächtigte 
sich  in  Deotschland  die  Politik  sehr  bald  der  Gewerbs- Verbände. 
Könige  suchten  das  ZusammenschUessen  der  Handwerker  theils  zu  ver- 
eiteln, theils  zu  beförton,  ich  erinnere  nur  an  Friedrich  U.  und  Ru- 
dolf von  Habsburg,  Bisehdfe  und  Landesherren  aber  gestatteten  die 
Vereine  oder  v^boten  sie  bald,  je  nachdem  sie  der  Meinung  waren, 
ob  der  Entwicklung  des  fkndwerks  gedeihlich  war  es  beständig  unter 
Aufsicht  zu  halten^  was  durch  die  Organisatim  zu  Zünften  am  leich- 
testen herzustellen  war,  oder  ob  idcht  gar  vielleicht  die  Zünfte  der 
Stärkung  ihrer  poUtisehen  Macht  dienen  kennten. 

So  bleibt  als  eimäges  Atguinent,  das  init  einiger  Entschiedenheit 
für  die  Ableitung  aus  dem^Jildeii  gdiandhabt  haben  könnte,  der  Aus- 


1)  Lacomblet  1.  c.   II,   846  No.  501:    in  honorem   et  landein   sfthcte  et  indiridue 
trinitAtis  fhtternitAtem  coneepeniiit 

2)  1.  c.   814. 
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schlnss,  welchen  die  HaMwerker  sich  gefallen  lassen  mussten.  „ftftckfer 
sollen  nicht  au^nommen  werden  und  die  darin  sind,  nicht  bleiben'*^) 
beisst  es  in  einem  Gildestatat,  und  „mit  ächmftteigen  Händen^  und 
^blanen  Nägeln"«)  konnte  Niemand  in  die  GiMe  anfgenomfirien  Werden. 
Diese  Vcrstossung  dürfte  vielleicht  die  Handweirker  am  ehesten  auf  den 
Gedanken  gebracht  haben  ähnliche  Vierbindangeü  selbdtständig  zu  be^ 
gründen.  Dieser  Ausschluss  konnte  aber  ebensogut  duröh  den  Umstand 
veranlasst  sein,  dass  die  Handwerker  sich  fichon  ih  Verbänden  be^ 
famden  und  zwar  in  solchen,  die  w^n  ihres  hofrecMlichen  Ursprunges 
kein  zu  grosses  Ansehen  genossen.  E&  war  dann  im  Hinblick  da^au^, 
dass  die  Handwerker  ja  ihre  eigenen  Vereine  hätten,  auch  dem  06-* 
rechtigkeitsgefähle  Rechnung  geitrageh ,  welches  die  freien  IlLandwerker 
angem  zurflckstiess,  sie  aber  so  bequem  zum  Aüächhiss  an  ftresglei^ 
chen  wies  und  auf  gute  Art  die  lästigen  Gesellen  los  wurde.  Bei  deth 
grossen  Mangel  an  Urkunden  dieser  Päriode,  des  XI,  XII.  uiid  XIII. 
Jahrhunderts,  ist  diese  Frage  gar  nicht  zu  entscheiden/'  Ich  möchte! 
daher  der  angeblichen  Verwandtschaft  mit  d^ti  Gilden  soweit  Beifall 
zollen,  dass  was  in  den  Gilden  die  Hauptur^he  des  Zusamtnen- 
Schlusses  war,  in  der  Zunft  hinteir  wichtigeren  Interesseift  zurücktreten: 
musste.  >  .:   :  :  • 

Eine  der  Wilda-Brentano^hen  Auffassung  direkt  entg^nstehetldis 
Ifemung  Über  das  Zunftwesen  hat  Nitzsch  ■)  vertheidigt,  iiidVem  ^  Asü- 
selbe  seinen  Ursprung  ausschliesslich  im  Höfrechte  liehmen  lässt.  'Auf 
den  Fronhöfen  wären  nämlich  die  unfreien  Handweirker  ih'  verschie- 
dene Innungen  eingetheilt,  4ie  einen  heri^^chiaftlicheti  Dienstmann  i\xid 
Vorsteher  hatten.  Jedes  Handwerk  hätte  deine  eigfinen' 'Meister  und 
seinen  eigenen  Vorstand;  auch  witt'en  (Medäägle$6h)6'GeWärbe  betrei- 
benden Männer  in  tinem  Arbeitehauie  oder  einer  Kanmier  veretoigt; 
Diese  hofirechtlichön  Innungen  sollen  nun  das  alleinige  Vorbild  ^'di!^ 
spätem  freien  Zünfte  gewesen  sein,  jindein  die  unfreien  Handwerker 
in  allmäliger  Emanzipatipin  frei  geworden,  die  einst  vielleicht  als  Druck 
empfundenen  Fesseln.ans  eigenem  Aotri^e  beibehidtea  und  nach  eige- 
nem Gutdünken  umänderten.  Von  der  Mitwirkung  dieser  hofrecht- 
Bchen  Verbände  an  der  Öildung  der  Zttnftö  ist  auch' 'Arnold*)  über- 
zeugt, aber  wei^t,  davon  entfernt  sie  als  alleinige  Ursaf^e  hinzustelleu. 


1)  Winser,  die  deotscheii  BnidencbM^teii,,des  lütftelaiters^S.  151,  Anm.  19. 
S)  firenUno  1.  c.  ^p.  29^  .       i 

3)  MinbteriAlltlt  und  BfirgerUmm. '  '  ' 

4)  Ter&Miingsgeacliichte  der  deutschen  Freiitidt«  J,  260  ff. 
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Arnold,  ebenso  Heuslcr^),  <jierke^)  im^.  Mower')  tr^ea  den  auf 
genoBsenschi^chq  yereioigunge^  hiqzieJßiideQ  ](^eigui^o  der,  Germa- 
nen gleicblajlß  Becb^ung  un^  betonen,  der  eine  mehr,  4^r  andre  we- 
niger, dad  Q^vorgebi^n  ^er«  Zupfte  ^  ^ioem  freieuf  Handwerkerstande. 
Maurer  hält  dal)e|  dielpjtmngep  der  freien  HjB^odwi^rker  für  eine  weit 
wichtigere  Quejlei*),  Gierl^p.  abßr/ni^pwpi^  Yere^ie  -hör^er  Handwerker 
an;,  wßlch^.weid^  h^rschafitlichi?  Abthei)ungw,  np^h  auch  freie  Ge- 
nossei^sphaft^n/ w^rep,.  sogepannte  Hpfjpgi^npßsei^chaf^n,  die  dje  Ueber- 
gangastfife  dßr.<Am^:?;u  den  Zünften  bilde^t^Qr  wäh^e^d  er  danebe^ 
die J^testep  ^pi^lj/Qhen  ^Unfte  difrchfr^i, bestimmten  Zu3wmentritt 
Freiei-.wtfttehen  l^^t  / 

Di^se  Ansicht,  lyelchq  da^  ZpnftwßBen  apß  de^  Ver^Miigung  zweier 
v^rschif^ner  St^^u^gen  herleite,  scheint  mir  diejenige  zu  sein ^  die 
am  mei9ten  Apspru^h  auf  Beachtung  verdicAt.  Es  ist  ^ahr:  in  älte- 
sten Zßit^n  bQ6chg|tigten  sipbmit  Han^^lW.Crewer^enur  4^^  Sklav^n^ 
Bei  den  lU^mern  ga^tiip  AUgen^einen,  das  Be^reibei|i.  eines  Handwerkes 
4)s  eine  eines  ^eigebofen^i^  J^ai^nes  Hnwür4J,ge  S^e.^)^,aber  verein- 
zelt ^jtriebeg  auch  s^on  iUjgeqiM  vi^d  fiUii  f^mili^s  irgend  ein,(7ewerbe; 
j^.beyor,  die  B^htis^!  K()in]^u;i;ren?.  der  Skl^ve^Bwir^hschaft  sie  völlig 
erdrückte,  sollen  sie  sogar  ziemlich  zahlreich  gewesen  sein^).  Nicht 
affder;^  verhielt  e&.  ^^  m  rpipis^hen  Gi^lien  .b^lc^;  ifoifili  der  Krobe- 
nm£  durah,  |Qäsar::,|Eu^h  hier  njehtepr  4ep  Haudwe^er^tdayen  in  den 
Städten  fyeie  lünfjLwQrk^ii  diie  ^pgajr  gl^hjbJJ|S  in  CqÜegien  organisirt 
gewesen»  8^  spj^/^)^  ijDiß,  gjll^iphen^  Zust^de  h^en  wir  später  in 
t^utsfsl^ll^d,  I)a^,qs[:ifur.Zje^t  d^r,  lex  lAlam^f^ojrjum  und  bedeutend 
&fp^);er  |reie  G^dwfxkqr^gegebmi  h^,  y^einzel^ti»  wie  auch  zusammen, 
¥^ird  Yoij.  Jfjy^wnijf^ijt  ijele^n^t^  Je,  mehc  ab^r  .di?,Gei;mani?n  ^i^i 
entii|^Q^;eq,,  desto  häufiger  legtf^  die  Freie»  d^^  al|j?j  Vorurtheil 
ajl^i.m^  hq;fl,nqen  jiic]^  dem. G^Y^erbf betriebe  zu2fiwein<^^4    Oahei,  der 

•''...  /i.;,^ '     •.;/,.         .        .1..  ■  ..  .  •.  •.  ^   \    ..      , 

l^.VerfasflUDfliyff^chichte  der  Sudi  Basel  W  B^ittelalt^^^ 
'S)  Reclitsg^esblil^ikte  de^  dienWchen  Oenossetnchaft ,  '170,  i^Ö:  "  ''         •:  .      <: 

5)  Oi^Miolit^ 'd^  Ikldtev^Hhlasiuig  itt  D^atädbUtt^        l}SS*«^399:   '        .   - 

i   4)i.  a   UB,''\-  ,    'ÜW      !    ■       ;       ■'        .•■•:•=:•.    ...  :  ;;•.      • 

A)  Monto;!.  «^/XVi  ft  mit  Bernfipg^v  auf  Cicerq^  :^ijBfLaiu9fen,  ^oiyq^riich.:  .^ec,  enim 
q.i^^ifaiil,lQ^oa,i|i|i  babefe  pofest  pi^  .     .     .     ..i  >'         ' 

6)  Levai»ear/'Hi8toire  dei»  classes  ouvrieres  eh  Trance  I,  13,  ll.'  ' 

7)  Levasseur,  1.  c.  I,  26. 

8)  Ei^bborn^  Z;Bitscbrifk  für  bist.  Rtsw.  I,  p.  242;  Wilda  a.  a.  O.  p.  299-,  Gfrörer: 
Zar  Gescbicbte  deutscber  vdlksrechie  im  Mittelalter  tl,  p.  195,  275;  Manrer:  Städtever< 
fasanng  II,  p.  348;  Höllmann:  Urapruog  der  Stftnde  III,  p.  16;  llascber:  Beutscbes  Ge- 
werbewesen, p.  81. 
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Willkür  Mächtiger  aitt^eBe<;zt  und  jedes  Schutzes  entrathend,  deon 
es  waren  ja  v^armte,  mithiu  machtlose  Freie,  die  ssuiu  Hsmom} werke 
g^n^en  hatten,  mochte  der  Gedanke  bald,  an  sie  herantreten  io» 
engeren  Aneinanderachlusse  die  Stärke  zu  suchen;,  deren  sie  be^ 
durften.  Ob  sie  daJbei  lediglidi  in.  stolzer  Selbstbestimmung,  den  alt- 
germanischen Neigungen  nach  Vereinigiufi«  genügten ,  oder  ob  sie  aiebr 
durch  die  Verbiidungen  der  Hängen,  deren- ISweckanässigkeit  sie  ja 
wohl  hattea  b^rtheilen  lernen,  beeinfiuast  wurden,  ist  unwissbar  und 
im  Grunde  genommen  gleichgültig.  Halten  .wir  eiQ.  Mal  fqst:^.  das» 
überhaupt  aus  deo'  Kreisen  der  freien  und  Unfreieo  heraus  die  Idee 
der  kollektiven  Form  dea  Kampfe  um  das  Daseiiixaitf^iidbLteiSo  ist 
es  sicherlich  interessanter  den  .Grü«jdea;  na^hfimapürienv  welche  jßue«. 
Gedanken  der  Korporation  in  ihnen  zur  Reife  brachte^i^  ajs  quanti*^ 
tativ  abzuwägen  wieviel  der  eiAeQ,.  wieviel  der  anderen  jPajrtei  m- 
komiat.  Diese.  Ursaichen  sind  noch  wenig  aufgedockt  un4  4ucb'dei 
aachfolgenden  Blättern  is<i  in  dem  peijsönÜDh^  Be^usst^in  picht  ge* 
Dügend  ausgedehnten  Studiums  D[utt;eiailterUcber  2iUßtwd§ .  picht  der 
Zweek  gesetzt  neue  zu  finden,  sondern  vielm/ebr.^ur.BefestigMiig  der 
heute  umlaufenden  heimtragen,  .  '     ..   -     <  . 

Unstreitig  die  wichtigste  Ursache  i^t  erst  iieuerdinga  ap's  Tagesr 
licht  getreten.  Gust«v  Scbmolleü,  !dem  die. mittelalterliche  Wirtbschaft^ 
und  Kulturgescbii^te  durch  seine  bei4^  Schrilten;  ^Strai^burg's  Blitte 
im  Xm*  JahrhutideiTt''  und  „Strassburg  zur  Zßü  der  ^upftkämpfeV 
viel  verdankt,  behauptet,  dass  das  Wesep  der  sp4(teren;ZwfVwnlick- 
zttf&hren  sei  auf  das  Streben  der  .Swdwerker  nach«;  selb^i^pdigeiir 
Ausübung  der  Ge«erbepollze*/  nach  der  Handhabung,  des  .Gewerbe^- 
gerichtes  ^).  Gedrückt  von  den  Missbr4iucben  bischöCUclw.  iwd:  Wr 
ttisteriaUscher  Durchführung  des  Markt  n  und  Gewerbierecht^  ßi&  SchöC^ 
fen  vieUeidUilheüweiae  auch  l$choii  mit  zugezogen  bei  dieser  Jurii^ 
diktion,  gek)bten  sie  sich  ihre  Streitigkeiten  unter  si^  abzupaachem 
und  nichts  vor  den.^uatäadigen  Richter  au  bringen.  Sie.  Tyollte9  die 
Funktion  des  Bichters  für  einen  der  Ihrigen  habend!  U9d  ihre  Ajigelch 
genheiten  selbst  besorgen,  wie  aüui  es  den  Kaufleutea  bi^eiM zuge- 
stand^, ja  wohl  schon  eiuigea  reichefen  and  wohlbabepcleren  i^e^er*^ 
ben  erlanbt  hatte. 

Nationalöhoi(Midch  sei  das  Kuuflwesen  liberbaupt  nicht  (  zia  e^ 
küren;  der  Zunftzwang  kOnne  nur  aus  dem  Gerieht^wMg  la^Wf^g^- 

1)  SfrasAhdb^  ktiir  Zelt  der  ^iiioftkilai)[)£6>«uih  M*EtfoM=Mhiiii['>tlrftuiwtogi|iiid  Vlii^ 


12  Wilhelm  Stieda, 

gaögen  sein.  Das  Wesen  der  ganzen  Zunftverfassung  wird  darin  gesehen, 
dass  eine  gewerbliche  Genossenschaft  ein  Stück  der  öffentlichen  Gewalt 
besitzt,  Polizei  und  Gericht  in  Hinden  hat,  und  einen  Zwang  übt, 
der  auch  bei  sehr  unvollkommenen  gesellschaftlichen  und  staatlichen 
Zuständen  einem  Vereine  von  Privatinteressenten  oder  einem  Privaten 
nicht  wohl  zugestanden  haben  kann. 

In  weiterer  Ausführung  des  eben  Erwähnten  und  zur  Begründung 
fährt  Schmoller  dann  eine  Reihe  von  Urkunden  an ,  die  in  diesem  Sinne 
von  d^  Fraternitäten  oder  Zünften  reden,  und  macht  besonders  auf  die 
Thatsache  äufmerksmn,  dass  wir  so  ziemlich  den  ganzen  materiellen  In- 
halt der  späteren  Zunflstatute  100—200  Juhre  vorher  erst  embryonisch, 
dann  in  ausgebildeter  Weise  in  den  älteren  Stadtrechten  finden,  was 
eben  dafür  spricht,  dass  die  gewöhnlichen  Gerichts-  und  Polizeiorgane 
der  Stadt  über  die  gewerblichen  Dinge  zu  urtheilen  hatten,  noch  nicht 
die  Handwerker  selbst.  So  lange  diese  noch  keine  eigene  Gerichts- 
barkeit hatten,  war  kein  Grund  zur  Trennung  dieses  Gewerberechtes 
vom  Übrigen  Stadtrechte  vorhanden. 

Zweifellös  ist  durch  diese  Idee  das  bisher  so  undurchdringliche 
Gewebe,  in  welches  die  Anfänge  des  deutschen  Zunftwesens  gehüllt  wa- 
ren, in  einer  Weise  offen  gel^,  dass  unser  Verständniss  der  ganzen 
Erscheinung  in  hohem  Grade  gefördert  wird.  Zugleich  auch  recht- 
fertigt (die  Beweisführung  die  Sicherheit  mit  der  diese  Idee  auftreten 
darl  Gleichwohl  haben  wir  es  in  der  vorstehenden  Entwickelung 
mehr  mit  einer  Schilderung  der  späteren  Zünfte  zu  thun  als  mit  einer 
AuMeckung'  det*  Entstehung^i^de«  Es  kommt  Scbmoller  mehr  dar- 
au^an  zfa  zeigen  was  aus  den  Verbänden  der  Handwerker  wird,  nach 
wdtcbem  Ziele  ne  strebten,  um  was  sie  kämpften  und  was  sie  erreich- 
ten, ^hmoller  selbst  giebt  zu,  dass  nicht  nur  aus  der  praktischen 
Aliwendung,  der  bestimmten  Art  der  Handhabung  des  Gewerberechtes 
die  Ve^hiedenen  Organisaiioneii  hervorgegangen  seien,  welche  man 
kurzweg*'  mit  dem  Namen  der  Zünfte  zu  bezeichnen  i^ege,  sondern 
dass  auch  andere  Einflüsse  mitgespielt  haben.  In  der  Charakterisirung 
der  späteren  Bew^ung  ist  aber  sicherlich  der  Kern  getröffen  worden. 
Erst  die  Ertangungf  der  selbständigen  Ausübung  der  Gewerbegerichts- 
barkeit erhebt  die  Verbände  der  Handwerker  zu  jener  Bedeutung,  die 
ihnei^  «p&te^-  gestaltete  in  das  polittsche  und  soziale  Leben  der  Städte 
so  thätig  eäizugreifen;  Bis  zu  diesem  Zeitpunkt  ^  fkst  noch  das 
ganze  XIU.  Jahrhundert  hindurch  —  zeigen  sich  die  Zünfte  in  dem 
Zustande  des  Halbfertigen  und  Unreifen,  ^Jn  der  eelven  tyt  wart  den 
amten  von  dem  rate  geuen  ere  eghene  gherichte"  helsst  es  in  der 
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BremeDser  Chronik  Ton  Rynesbach  nach  der  bei  SchitioUer  angezo- 
g^en  Stelle,  d.  h.  die  Aemter  hatten  schon  lange  b^tanden  und 
endlich  gelang  ihnen,  was  sie  vielleicht  oft  versucht,  b^i  steigen- 
der Bedeutung  durchzusetzen,  nämlich  die  Gericht£dl)arkeit  üb^  die 
Genossen  sdbst  ausüben  2u  k(kuien.  Es  lassen  sich  femer  ZOnfte 
noch  vor  1300  nachweisen,  zweifellos  bestehende  Handwerkerverbin- 
dongen  mit  dgenen  Briefen  und  Statuten  ohne  jede  Spur  einer  Ge- 
richtsbarkeit der  Genossen  unter  einander ,  ja  yielniehr  sogaf  mit  aus- 
dröcklicher  Elrwähnung  ihrer  ulitergeordneten  Stellung  in  Gew^beange- 
l^enheiten,  über  welche  sie  nicht  selbst  zu  befinden  hatten.  So  hatte 
z.  B.  die  Bäckergilde  in  Berlin  1272  ^  nur  das  Klägerecht  in  gewissen 
Fallen,  die  Rathmannen  entscheide  die  Angelegenheit:  „breke  ymand 
vorder  unn  groter,  dat  schien  di  meisters  bringen  vor  dy  Radmanne 
di  scholen  dat  riditen  na  gnade^*,  den  Meister!  aber  ^nusstä  nur  ge- 
horcht werden,  wenn  sie  von  der  Stadt  wegen  etwab  geboten*).  Ein- 
gangs dieser  Urkunde  aber  wird  erwähnt,  dass  die  2  geschworenen  Meister 
darnach  zu  seh^  hätten,  dass  gutes  ftt)d  gebacken  werde  und  die 
Stadt  nicht  ohne  Brod>  Ueibe.  Es  tritt  alsa  hier  deutlieh  der  gewerb«- 
liehe  Caiarakter  des  ganzen  Verbandes  hervor,  ohne  dass  doch  die 
Selbständigkeit  desselben  gewahrt  ist.  Aehnlich  erhalteü  die  Wollen- 
weber in  Berlin  erst  1289  >)  die  Freiheit  ihre  Genossen^  welche  dem 
Rufe  zur  Versammlung  nicht  Folge  geleistet  haben,  mit  einer  Busse 
von  6  Denaren  au  belegen,  was  öfiEmbar  als  eine  neue  Errungenschaft 
anzusehen  ist,  da  in  dersdben  Urkunde  auch  zugleich  dn  Missbrauch 
aufgehoben  wird,  nämlich  die  Belästigung /der  Meister  durch  die  Ge- 
nossen, die  doch  kaum  ein  Verbot  a  priori  sein  konnte*  Ebenso  durf^ 
tea  die  Schuhmacher  in  Berlin  um  1284*^)  ihre  Morgensprache  nur  in 
Gegenwart  zweier  Rathmannen  halten  und  die:  Meister  hatten  die 
Pfficht  die  schlechte  Arbeit  zur  Anzeige 'zu  bringen,  worauf  erst  sei- 
tens des  Rathes  der  Urthdlssprudh  erfolgte.    Endlich  ist  in  deb  Zunift- 


1)  Ladewig:  Reliqniae  nunascriptonim  XI,  631—632. 

t)  ,,ok  wil  wy  dat  dy  gemeine  eampen  hdrsatn  schöIen  wes^n  or«  gestiroren  meysters 
wtt  sy  ein  gebiden  von  do  stad  wegenn  nnn  nnse  geheyte. 

3)  Ladewig:  1.  c.  XI,  629—631:  yolamos  esse  notom  qnod  oirii  dilectb  yidelicet 
tcztorviB  dum»  libertaton  pigndrmndi  oadimonio  sex  deaaHonim  ipsorom  sooios  qoi  ad 
ipsos  dtaü  legitime  oontempserint  penienirei-  PUssertim  ptohibenras  ne  aliqnis  ipsos 
magistros  in  aliqno  presamat  molestari. 

4)  Ladewig  1.  c.  XI,  621—625:  qoiconque  excesserit  de  aliqao  lalso  opere  ita  quod 
indaeem  lieii  eUeios  si  per  iUam  qoia  exoesserit,  seeandom  arbitriom  ciuitatis  et  eonsa- 
lam  est  plectendos  et  id  statutom  est  quöd  predicii  magistri  sntiMraBi  tales  prodant. 
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Statuten  diib  Berliner  fKttTteh*cr>  voh  ISSO^O  und  der  Beniner  Schuh- 
Hicker  aus  dein  Jahre  1284^)  mit  keiner  Si)be  (irgend  ein^'  genossen- 
schaftliche Gerichtsbarkeit  erwitiHit.  Dagegen  enthalten  dießelben, 
nanivatlich  die  letzteren  gdnaüe  Vorschriften  über  idie  Art  des  6e- 
werb^etriebes.  Wir  seb^n  idso,  dass  im  XIIL  Jahrhundert  noch  nicht 
überaH.  das  8treft)en  nubh'  der  Aüsflbusg  der  Oeriohtsbarkeit  in  den 
Vel-bänden  4^  Handwerker  sich  verwirklicht  'hat  -  Auf  der  andern 
Seite  ifindm  wir üibelr  i  aus  der  Mittle  und  dem  EndedesiXIII*  Jahrhun- 
derts bereite  einige:  Zunituf künden ,  die  ? den  betreffenden  ßet^erbön 
die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  zugestehen.  >  So  die  Webergilde  in 
Stendal  lä51^)f'diie  Wollenweber  in  Berlin  1295^)^  die  Sehneidet  in 
iBerlin  1268^)  :lind:alle  Züiifte  in  Freiburg  im  BremgauP).  Es  fragt 
steh  inmriidnbei^  ob  dieses  Zugestehen  der  Gerichtsbarkeit: ischoutbei 
der  Mdü^i' der  Zünfte  erfolgte.  Es  ist  aulfalleilti,  dass.eä  immer 
ge^n  Ende  »«der  ^rhuode.  erwsähnt  wird;  eingangis  ist  etaitweder  der 
ZonftflWangv  z.  iR.  jri.  der  Stendaler  Urkunde,  oder  die  Art  des  Be- 
tiiebesi  -^'  in  den 'beiden!  a^äereH'  ^—  betont  Wie  es  scheint,  hiüi)en 
den  HandweMoärnidiese  Sachen  zunächst  mehb  alih  f&rzen  gelägen. 
Für  iFHeiburg  m^s  noch  bemerkt  werden,  dass  die  Zu^  in  Geld- 
strUfeft  sdkr  ibetehränkti  war..  Sie  konnte  von  sich  ante  nur  beschlieäsen 
y^wiEis  under  ein^n^sohillin^  ist^.  *         ü    ii     ' 

nSo  vfAe  hier  gegtoi  Ausgang  des  dreizehnten  JäJurhunderts^  als  die 
Grtndung'vaij  ZttnftMf  wi^  es  steint,  besonders^  häufig  vorsieh  ge- 
jgangen  iäf,  ib'  den  selbständigen  Zanfturkutoden  die  Ausübung  des  6e- 
werbei^editesi  gar  nicht  eifwähnt  wifrd,  so  etossön  wir  Viel /früher  in  den 
Stadkrechtbä  auf^  Hand werkier-^ Verbindungen,  Aemier,  Zünfte  etc.,  die 
jedestMal  in  der  Aiietübtuig  ihrer  Gewerbe  direkt  unter  deni städtischen 
Behdrdeniistandeny  ja  iVon  diesen  häufig  die  Meistet  erhielten,  denen  sie 
au  gebordben  hatteui  AdckttieaersUtiastand,  däss  dei^Vesbände  gedacht 
wnt^\<Me  Kftheresiiüber  sie  änzugöbenv  nkacbt  es  ihir  itahtoehäiniioh, 
dass  noch  andere  Gründe  neben  dem  Streben  nach  der  Gerichtsverfassung 
bei  der  Entstehung  maassgebend  waren.  Wenn  wir  aber  gar  finden, 
dass  die  Innungen  soweit  unselbständig  waren,  nicht  ein  Mal  ihre 


.     li)  Lmd«#Jg  1.  c.  XI,  63fi**-.6S6.  ./ 

^)  i^dieiae  Hb^iisolHdlpiomatiache  Beitf«|pe  incGeMMobte  4«^  8tMU  Beniin.I,  %%. 
•   i   S)"Si«del7  Codex  diplomatien»  Bmndenbfoifreiisis  I.  Abth.  Bd.  15»  p.  18. 
4)  Ludewig  XI,  685  ff. 

6)  Lii4ewig  XI,  086  ff.  -       '/ 

6)  Sdireiber:  UriroiidrabiicIi'dCT  Stedt  Preiburg  im.BrftisgMfi  Bd.  1,1.  AbA^^ 
die  Unktadt :  BttrgMmielvIer  ittnd  aanlte.     : 
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Meisler  selbst  'wätrlcfo  zu  köfanen,' so  4iifM^ <imm  woblantsh  bfebauptea, 
dasB  eine  AQsQbiingd6s>6ewerberectat6S  ihnen  »«k^  nkdit  zustand  oder 
jedenfalls  Uni*  >^ne  solche,- die  sküh  i«lletv'AfaoFdinBfigen>iier  st&dtisebea 
Obrigkeiten  zu  fügen  hatte,  mithin  keine  ans  "freier  gienoss^nsehaft- 
licher  VereMsoBg  hervorg^ao^^itar.  Diese  Verhältnisse  <i)dr  fin- 
den wir  in  Hatmnrrer  1241>>,  in^^ktstocic  12^'^),  in  Hatodn  1277, 
wo  es  aosdrttckKish  k^sstii,  dass  attle  Haind^ricär  ihre  Aemtbr,  welche 
man  ,,InnKfligen-^  nennt  Tön  den  Rathmanaeil^  haben  ^)^  in  WeidesM 
1291«)  und  in  Sdi<#eidnitz<  und  Raübor:  1293  ("),  wo^  kein  Htadwerk 
eine  Morgensprache  halten,  nodi^anob  die  Meinter  irgend  etmis  an«- 
srdnen  kenntet!  ohne  «die  Anwes€liJbeii  cfdefr  die  EimüUigung  der  fiatb^ 

mannen.  " »    ■     •■  »•     ^     •    '•  :  • 

Aus  dnigen  Urkunden  lässt  sieh  endlich  Manches  ttb^itedere 
Kwedce  beliauisAesen,  %eldhe  die 'Hbndwetker  durch  die  Yereinigwig 
zQ  Zünften  verfolgt  ssu  ihab^  scheinen,  ^^  ich  meine" selche  witth- 
schafiUi^her  Natur.'  kh  vereehiebe  dies  auf  Am  zweiten  Abschnitt 
Soviel  iiidess  nniss  hier  festgestellt  werden  ^  däss  ineine  AaKassnn^  der 
Zfknfte  ab  Erwerbsgenessenseiiaften  der  Schitioller'-scbien  Betonung  dieä 
Wesens  der  steteren  Zuirft  nidit  i^iderspriebtj  Auchieb  gkmbe,  dass 
weim  ein  Mali 4as  Volk  im  Ständen  ' eingetUeilt  war,  es  wohl  an 
besten  teheinenmiBBte' Jede  PäHei  durch  ihres  GHeicheB  richten  zn 
hissen,  damai  wegen 'd«r'>nailQvlvekeni  Eiferslicht  doih  nicht  immer 
die  Rechte  einer  Klasse  Aem  Biohterspruche  der '  andern  anvertrauen 
kennte.'       i     ■    -S'   ■  « •■»  'h^»    •  »•  ^     -     .  ■. 

-'• .  •    '.-.    ■•  ...  ),i.  ......  !i  :;  ■:.  ;>:■....■■ 

lJM)er  die  Stdlungdei^  Handlrerker  auf  den  Fronb^enist  weni^ 
fenug  bekannt; „Ubbelauscbt  ntMiider:  Oesdiiohte  ist  die  Periode  der 


1)  PriirU^en  aM'HMk^'OHo  i^/BMiäUi^ei^i.  In' HäVeuuni*«  ttiia  SohAOttMufh 
Vtaertta«Usck«t  üroUr.^  ikUt.  il!fftqte/.  Hi«AeriMibsen:Jlihrg.  .1844,  fl^  |1  £(4—14,9. 

2)  Fragment  des  Stadtrechtes  bei  Hathis:  AUgem.  Jurist.  Monatsschrift  f.  d.  Preui- 
ria^lien  Staaten  Xt,  7l. 

3)  Stadtrecht:  item  omnes  ofOciales  vel  operarii  mannalea  habebunt  ofOcia  M*,iqae 
Tocantor  Innunge  a  Consullbus.     In  Pnfendorfi!  öbserraÜMkes  joKs  ^ivwai  ^to.  II;  268. 

4)  Bestfttigungi-Urkunde  der  GrUndung  der  Stadt  Weidadaa  durch  Thonua  12.  Bi- 
schof T.  firesUa.  TilMboppe  räd  6Cens8l>:  CFrkilt»dan-Samiiiliuig  i.  Gesch.  d.  Ursjftrungs 
d.  Stidte  LXXXIV,  411  ff. 

5)  Schweidnits'  Recht  Witd  Uk  Stadt  RatIborraHgetfieUt.  Twäähoppe  Vi,  Stvhzel  1.  c. 
XCl,  420  ff.  57:  item  nota  qnod  nullornm  opernm  artificea-^el  magistri  4iiip]iiam  dic- 
tare  aat  invenire  praesumant  proeter  consensum  consulüm,  wbd  jmc  •cdtidUnai.^'qaod  di- 
dtor  Morgenaprech  y  habere  praesnmant  nisi  praesentibus  consulibta  iillofd  Oat. 
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hörigeo  BeEüfeinflUngennyorübergegangen  fV*  Siqher  wisa^n  wir  nur 
voD  der  Existetut^dkvser  Verbända.  In' .welcher  iWeiae  dieselben  orga- 
nisürt  Ivaren^  ist  mebr  veramitbetiid  mad  erratbcfnd  behauptet,  als4urch 
Thatsaehea. erhärtet  worden.    . 

:  iDas  Ho&echtf.nnteri  welchem  , diese  Innungen  gestanden  haben, 
wart  ein  <;Becht^,  welche;  nur  auC /die, Unfreien.  Anweisung  fand.  Es 
war  eine) Begel  über  daB  Besitst^ecbt  der  Unfrieien,  diß  auf  der  Gnade 
ides  Heim  beruhte^).:;  Brachen ^ unter  den  Un^eien  Streitigkeiten  aus 
oder  aoUte  ihr:  Verhältnias  tum  'Herrm  selbst  geordnet  werden,  so.  gab 
das  einmal  (erlassene  Hofreeht  den;  Ausschlag.  Ip  den  übrigen  Fällen 
wurden  die i.Unftieien  üadh  dem  Re^te  beurtheilt,  welches. die  Nation 
führte,  in  deren  Schutz  sie  sich  hieben  hatten'). 

i  tZu  den  Unfreien  gehörten  die  Liten,  auchiliberti  oder  coloni  ge- 
muint^^  ursprünglich  freie.;  Eigentbttmer,  die  durch  ein,  herrschendes 
Volk  oder  •einen: herrschenden  Adel  unteijooht. worden. waren ^)..  Fer- 
ner; Aber  rechnete  man  zu  ihnen  die  wirklich:  unfreiem,  die  Kuechte. 
In  diesem /Begriffe  ides  Knechtes  sind  Personen  vem  sehr  verschiedener 
Stellung  zusammragesetst,  von^ dem  gemeinen  Hausskla;¥en  an  bis  zum 
angesehenen  Hefdiener  h3llaaf^^).i:  Sowohl  die,  unfreien  Dienstleute,  die 
sniniatenales  fallen  in  diese, Gruppen^  als  mck  die  servi  inferiores  qder 
.TilioreSi,  wekfaen  die  gemeinen  :knechti8Chen , Dienste  oblagen,  insbeson^ 
dere  der<  Felddienst.  Unter; diesen iKnechten  finden. wir  nun  auch  die 
unfreien  Handwerken ,  welche«  izahlreieh  auf  den :  Gütern  des  Königs 
und  des  Adels  lebten  ^).  Man  hat  mit  Bezug  auf  die  lex  Romana  Bur- 
gund.,  die  ein  im  Tit.  X.  verschiedenes  Wergeid  für  Reiche  ansetzt, 
zwischen  den  Ministerialen  und  den  Handwerkern  unterscheiden  wollen. 
Dies  würde  jedoch  das  eben  Gesagte. njksht  umatossen.  Es, zeigt  nur, 
dass  BS  eben  damals  Künstler  un^  Handwerker  gab,  welche  auf  keinem 
Fronhofe  angestellt,  sondern  vollfreie  Leute  waren ^).  Die  Stellung 
dieser  Handwerker  wird,  sehr  verschieden  charakterisirt  Waitz  ^)  be- 
zeichnet diejenigen,  welche  mit  der  Ausübung  verschiedener  Gewerbe 

1)  Die  Zflnfte  im  Jagendalter  in  Pickford's  Volkswirthschaftliolier  Ifonatasehrift  1859. 
p.  106. 

9)  EiohhoTn,  BecbtogeMUehte  §«)»..  . 
.     3)  Eiehhorn  h  6.  |4«.:.    /.      . 

A)  Bickhorn,  Rechtsgeiohiohte  §  49  f  Kanrier ,  Gesehtcht^  dar.  Fronhöfe,  dar  Bauern- 
höfe und  der  Hofverfassung  in  Deutschland  I,  5. 

&)  WaiU:  ^er  .Daotschen  VerfiuiungBgefich.  V.  Bd.,  190. 

6)  filehhoro  1.  e.  §  49.      . 

7)  MLauver:  Fronhofe  I,  181. 

8)  a.a.O.  V,  194.    ^ 
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Tettnot  wArtB',  als-  auf  dor  niedrigsten'  Stufe  stehend^  in  einer  Linie 
mit  den  HOrigen^  «idie  zu  jedem  Diensite  iverpfliohtet/^aren  und»  in 
Bäckeiei^  Kücbe,  Mflhle,  odert  WasdibSauaiiilfeii  ni»teii;  Maurer ^i) 
beUwktet  dag^(en  dieiffandwerker  und  Künstler  als  die  iangeselMieren 
SklaYM  (aepft  probate;]  docti'iuit  idonei).'  Wahrscheinlich  wird  den 
«m&ciai  OewerbetreibeiNlen  Jenich  ihremnBenife  oder  Mich  ihrer  Oe« 
sehiddiehkeit- eine  mehr  oder^weniger  irttolcende  StieUung  eingeräumt 
geweaea  sein.  Anf'  diese  Vermuthvng^  ftthrtivefligstehs  die  Lex  Buiw 
gvid,  dietim' Titel >X;ida&'W«rgeld  eines  Qoldsöhtntedes  auf  150 'So^ 
lidi^  dis  «i]ies>6ilber0chmiedes  auf  lOl^'idas  «ines  go^Mhnliöhen  Sohmie^ 
des  (q«i  £abmm>:f9rrMriuBiocciderit)  dof  SOUnseti^t;  ^ferner  bin  Wergield 
nur  iftp  dengelMdiickten  Zimnemiann  kennt  (qüi  carpentarium  ttonim 
oceideril^ 'XL<i^8^'8oMt).'-i  •'•*•'  ».:'.;':' »-.i-mI  ..»;■...  m»  •.  •  .i,  .,.i. 
Ursprünglich  hatten  Hörige  und  Ui^eie-^nestHolMv  welche  za 
Haadirarloerniveiirwetidet  wwidenv  Mine  genössenafthaflliche  O^ganisaiioni, 
dtndenii  iedarnterriehliiM'  toiaä  Beschäftigung» 'bnabhAngigf  y(ni  dem 
Andantf.^X«  1%- diel  Holkddiei  und >Hofbädeer^  war  jedöoh  eiii'na1lilr(> 
ficher  ¥eiftand  Vnrhandradureh  das  «ahlfei«^  Peteonäl ,  dessen  dielte 
Wdnrftoriund  ftber  irekdies  ein  herrscliafilichcr Vorstand  gestelltfwarf^jl. 
Dieses  gaM:  efaleDSO^fOr'  die  Biidcereieiitiuikd' stachen:  der*  KlöstttrjiHigb 
eaiUsst  noch  Hin  dslsi  Jaht  l>d21  Jtlttafj-die-'iU^  desKfosterfa 
B0deken>«in6n^idcer'iaus'>dMi  Kreise  «einer  Chsndssen,  dä^erfk^eti' 
nWig  «af  fs^  Attkt  Verzicht*  lefeteit>  und  <auch 'Senie  FamiKe  jeden  An^ 
spnKh  wrf 'dasselbe  aiifinigeben'  terspricM.  iiNottim  sid'Mc:'  qfdoA  LU*- 
deMos  deiBudeke&vo^messl&t  pistotiinostel^  aeHcön>olll^ 
snomiiiy  jus>qttedikabuit'i»  pisltandö  ^roludtarie'lll  manus  <mMni6 
rengnavlt;  SlmiHter  ntiersäft  CMs^ia  et>'^et4"&fdi  videlibeit  Vtetad 
el  Oonradite  el  ilfethäd  ^)i^  Ht^irscbaftliciher  'KocI^etMiMster  geschieht 
gMdifaUs  »in  den  ^9enriii»aefist8n'U^kuhden'haQfig>EFWähnungL'  Dieser 
AnsdrndT'  ^MelstiBv'^'ldMitet'iaberX j^fienfttUs^  airfeinel  ^SebÄar^^veni  Un^ 
tergebeneiK  Oefie^i  Ifisflt *amh  derilateinisehe"  Titel'  hteiiienlZwdilbl 
darüber  zu.  So  ist  in  den  verschiedenen  IJrkundein  des  Kieler, Stadt- 
baches von  1264— -1289^)  bald  von  e|nen^^fi(ienr^Qus  maJspister  jcocum, 
(IX %  315),  bald  von  Heynricus  magister  coquine  (VUL,  277)^  dann 

..VI...      .  .  •=.;  -     ....ri/    ^ 

1)  Pronhöfe  I,  6.  '        "  «^    - 

S)  Oierke  a.a.O.  176.  •       •    '  '       ' 

3)  Mmutw,  Fronhöfe  I,  197.  .      J    .  :     .      l  u     . 

4)  HbtorUch«  Fnigmente  «nrf  dem  Ktoitcr  nödeien  M  WlgiMid,  AretiW''  A^  Ge- 
tckichte  and  Altorthaoukaud«  Westfalens  IV,  274.  '    -     >  '  '    >'     *' 

5)  Hermnsgegeben  vo«  ' J.  ^>  LiielA.  '  Kl^l  lS4fi.  -      '     '^>       >^      •      >    ' 
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wieder  von  H.  cokeinei8tet^.(lX\j341)i,iendlich  noch  von. H,  magißter 
coqmnariu8..(IX^  26):  <jlie  Rede.  Eiaem  Kttohentteiater<<itiBgiBter  co^ 
quine)  terleibt  Herzog  Heimich:  Von /Limburg  um. das  Jahr  1242  eine 
Sunune  von  10  SoU4iw  die  ihm  daa  Stift  Bettilighausea:  jähriäohi  zu 
zahlen  iiat,  ;euia  erblichen  L^en  \„ob>  Adele  sliumservitism  in  pluribns 
locis  nohis  iadefeäse  üipendum  })^l  utid  un^n  Am  Zeugen,  welche  1335 
die  Erweiterung  cles  Stadtreektee.  von  /ßecklinghausen .  beurkiliideu  ist 
auch  ein  Theoderi(Hii3<.  magteter  ,o(M}uine^  veraeSchtiet^).;  .Noch  viel 
frfther .  laaeen  sieb. .  Obeubäokermeist^c  uud  OberbU<AönmeiSter  aufi .  den 
Fxonhöfen  de(r< ;  AJaroanneB  iiacjiwei$en ,  nicht  Aur  ;m£  den  Hönigsr 
hftfeu ,  sondern  auf  allen ;  Herranhöfeii.^ ). . .  Hi^  i^/erdea ;  sogar  deutlich 
jjure  Untergebenen, .  die  junior/eBv  erwähoLi  Ob  Mefy^  Vereinigung  der 
das  gleiche  Gewerbe  Betreibenden  auch  bei  .den. -aniderni Berufen  üb^ 
Uch  w^UTi  bleübt  1  fragliche  .  iDass  i  sie  schon !  in  >  vorkaTOlingisqher  Zeit 
in  Antvendjung,  gekomioeni  Ui^st  sieh.  mit.  ßieatimmthek  nicht  nachiweir 
üen,  ist.  aber.  wjkhi^einUch  ^)»  /Seit  Karl  dem;  Grossen  «eb^Utejeden- 
fidla  4EU  demXjbe^ch&ftskreisBe^  die»-»iher]»chafUiebeni  Btm^n  die  Au&icbt 
Ober  die  auf.  dem  KQnigl3b<rfe  ansässigen:  iKünstler  und  Hudwerker^). 
yoft;  nuUian  wareni  eben  dieifHandu^rkier  (opar^ 
Innungen. ()9ocietotes)  eiHg0tb9iUyi  wekliej  einen  ;hei?raehaftliehen  oder 
hisf^flicben  DienstumnOiizumMVorsteher  .{mhiister), hatten^).  Jedes 
Handwerk!  scheint Hiseuien:iei^en«ii  Vorstand^  den  Mei&terisi  gehabt;,  zu 
h^bm  ?-. ).  Dte.  Bcprufeigenussen  i wa<i'en  in  besonderen  Arbeittiiftusem  i  (|^i- 
sile)iodef;  Kammern !(pisnm)  undiSpheiiern,  vereinigt  ^.)<  JKsarl  der  ^faroase 
selbst  hiati  mh  lumii  den  Aulschwung  des>  Gewerbeweseusi^nicbtigenka^ 
,Veifdienste.:eriwoi!beui.ir.iE;aiist  ifnkmmii^  dassiierrinseipenCapituliurien 
befohl  i^uCidcfn  Kitminerg(ütem<  Handwerker  ^  der  ve^snUedenäten  Gatr 
tnng  ia  hinreidiieudier >n2»bl:  l»u  halte«,  fttr  ;siisi.Werkstätten<  «inzu- 
nebtcm  Uy,Sv  w.  ^h  jG^en  dM  Endeiseinec  Ibsgierimg  emcbienenii^ 
diei  fnänki^^cbeu- Gewerbe.,  ij^  r^em  Zustande;  blfihendeifiSntwi^eiung. 
jDftbui.dÄuii  wohl  b^zweifyt  werde«,  wsö  .Gfeäner  ^i^.) i  behauptet(i  4ass 
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4)  Maurer,  StitIteTerfassung  II,  323. 

5)  Maurer,  Fronhöfe  I,  241.  .     i        , 

6)  Arnold  a.  a.  O.  I,  67. 

7)  Maurer,  Fronhdfe  I,  245. 

.,,   S)  Aia;*P«..Oe»<*.  iMr  toutf^hea  Ii*ai»4|fii|tÄ»cHft  I,  «23»     , 

9)  Maurer,  Pronhöfc  I,  244.  /....; 

10)  Volksrechte  II,  172,   GregoriuR  V«,,  7.  B^ä,i  W-rW-. 
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diese  im  AUgemeinen:  doch  etWaa  fragliebe  Slätbe  auf  die  durch  das 
ganze  karoliagisöheiBeaeh  erfolgte  Verbratung  der  an  eiiuielaen  Punkten 
sät  den  förnischeti  Zäiten  im  Stillen  betriebenen  Gewerbe  aurückza«" 
fOhran  8Ü.   ■'  ■;•■;:.■■    :   v   ■•;'.':,  •.!.!•:..•■• .».. 

Im  Laufe '  der  Zeit  verbreiteten  sich'  die^  Handweifker  toü  den  KAm^ 
mergütem  mehr  und  mehr  auf  die  landest,  und  grundhenüchenFiX)n* 
höfe,  begailneii  ftla  heniadhafäiche  Hofdietaerizu  'gelten  und  ivnirden 
m  Aemtem  unter  eineiü  heiT$chäftlichen'.Beamten>*oder  einem  Dienste 
manne  odi^  auch  direkt  unter  einem  der  obersten  Hofäniter  iveseinigti 
Das  Handwerk:  hiess  ein  ,, officium'' ;';die  dasselbe  Betreibende^  ^^olA^ 
daks^yV  DieiiNatiir  dÜBser  Dicnstenwar^iiiacb  die.  des ^ Frondienstes^ 
Die  Leute  arbeitetet  ^^sine  iliereedeV j  <  Woitv  ^ )  •  ist  daher  beizustimmei^ 
wean  er  6frfti^r-s^)  Idee  bttkimp&,  na^h  welbher  es  übe^ali  bei^hlte 
Arbeit  g^dbe»  haben  a^.  .iHöohstensikönnteider  UnttoUalt.  an  Koat^ 
Schuhen Y  Kleidii)gS8tücloQn'e(t/iaJs.Bezahiungt  angesehen! werden J  Ddr 
den  Amte  Vorgesetzte  ihies8i\,magisler'iofiiGÜ'\  Erbitte  irahrscheim 
Kch  eiiie ; Art  GcrichtBbat'keit  über  seine  Unteigebenen  ^).    « '    :  1      i/ 

DiHseii.'HattdwerkemN  lag  gewöhnlich  lourdie  Pflidit  ob'  ihrem 
H^rrft-zuitdienetk:  Siei  ikonnteni  nicht  gezwungen,  wunde»! unentgeltlich 
flür^  Fremde;  ism*  arbeiten. .  Ib  der  ersten  Zeit  war  es  ihnen-  auch  galr 
nicht  ;tittf  Itfad  igestaittet.lfiir  andere. isalsi  ihre  Herren  zu  arbeiten^^X 
Jedoch  kami  es  sdion  i«  der ; voi&ardlingisthe»  Zdt  bisn^ilen  vor^i  daaa 
der:  Hofherr  seinen  Hörigea  gestaltetet  äflftfatUch  ihr  Handi^erk  tu tbef 
treäien.  ;  Er  pflegte»  dann  fiQr  de&. von  seinen  iDienerngestifteleBSQha^ 
den  aufzukommen  ^)l:):  In  der  lex^  Burg,  ist  imTit/XXIidieseiBüirg^ 
achaft  vorgesohritibeti.l  ^Quteunque/vero  seferYiunsuum  anrificekni  argmir 
tarium^lcrrarinmi,  faimim  aerarinm,  sartoiiBm  velsutorem^inipiubliito 
altributum  arUfiouuD.exeitoere  penniseriti^  etüid,  .quod  ad  fadenda 
opera  &  quoeuttillf.susJBepetit^  fortasse  evörterit,  domiuus.iqus  «aut 
pro  eodeoi  6atisfatiät,iailt  teiniildpsiuis  ti  malherit  facial;i(Ge8aioaem/.M 

iDUrdi. Gesdüddiohkcit  koiint^  •  die  Hand/werker:  ih^eiLage  ver^ 
facsBCM.  Bo  btetimmM  Bischof  Oebhard  i?on  Constani  die  bestte.seii- 
ner  Sklaven  zu  Magjsterfci  der  Handlwerkel).  In  der  naohkarDlin^'^ 
— -^— — ^— .     ...     -•:;/      .i.  ..     .    i.iv;*'!.!'      i»  '  =  ../i-.-.Irr.ir;  ^/l 

1)  MinrttViFr^ttriaife-I^  Slft444Sa.' '<•><      •  ■•■■i    i'-  .'iJ.'v-'i-    .*J. 

S)  ^.ifc.p..iV,„1^8n.  f>.M!i;   :{  ."    ;.v^     •    \    ■.     ■■'      i-l';.-::  •..;•   ;•-'•  j:;..I;  M 

^v^^^*!^!*.i¥»W:!i    •)ii,    ..:V-'.     •■:.•....    ■■-i;!.:"'    ...   .-.i.niM. 

4)  Maurer,  StildteverfaMung  ü,  82S. 

5)  Maurer,  Pronhöfe  I,  827.  .       ».  •  i/ 

6)  Maurer,  Pronhdfe  I,  202.  ^     .       '      .     -    .       ,     .i     ^ 

7)  Walte   1.  c.    I,  198,  k  I  ..i    ' 
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sehen  Zeit  gewann  das  Gewerbe  an  Ansehen.  Es  erfolgten  nunmehr 
Belehnungen  mit  dem  Gewerbe;  gelegentlich  aiich  dne  feierliche  In- 
viestitur  .mit  dem  Stabe  i).  Die  also  belehnten  Handwerker  hatten  eine 
angenehmere  Stellung.  Sie  zahlten  z.  B.  keine  Abgaben.  Ob  sie  gleich* 
wohl  ctei^  BeaufsiGhiigung  durch  einen  herrschaftlichen  Dienstihaab  un- 
terlagen, ist  nicht  bestimmbar«  ^i 

.  IMe  Stellung  der  Handwerker  in  den  Klöstern  und  Abteien  war 
dieselbe  wie  auf  den  Fronhöfen.  Zu  jener  Zeit  zeichneten  sich  die 
Klöster  durch  Arbeitsamkeit  aus.  und  waren  mit  Gewerbetareibenden 
aller  Art  angefüllt.  Hatten  ihre  heiligen  Stifter  docht  den  Mönchen 
eingeschäjrft  .immer  beschäftigt  2u  sein,  ^,damit  der  Teufel  ikeine  Macht 
über  sie  gewinne.^^  So  waren  denn  die*  Klöster  Hauptstätten  mittel- 
alterlicher Industrie.  Ihre  Arbeite!^  1  wurden  lals  gesdunackvoll  und 
tüchtig  vielfach,  geschätzt  und  wareli  v6n  d^n  grössteu  Einfluss  auf 
ihre  Umgebung^  In  den  schlefdschen  Klöstern  des  XHL  Jahrhunderts 
finden  sich  Webereien,  die  iniobt  nur  fär  den  Hausbedarf  lairbeilen. 
Mit  den  Bürgern  von  Münsterberg  sehk»6s<  z.  B.  das  Kloster  Heiiiricbau 
um  L295  eineü  Vertrag  nur  2  Webestühle  zu  besitzen  Und  alle  ande- 
ren Handwerke  nur  innerhalb  der  Klostermauern. betreiben ^zu  woUen^). 
Lässt  «ich  nun  aus  diesem  Umstände  schon  auf  das  beginnende  Auf- 
blühen des  städtischen  Getrerbefleisses  zurückschliessen,  so  haben  wir 
aus  früheren.  Zdten: dafür  deutliohe  Zeichen  der  gewerblichen  HegsaroK 
keit  der  Klöster.:  Herzog.  Heinrich  I.  überüess  bereits  1204  dem  Klo- 
ster Trebmtz  in  Schlesien  in  verschiedenen  Ortschaften  i  mehre  Hand- 
werker, deren  Abgaben  genau  festgesetzt  wurden  ^)i  .Mehre  Lage- 
naräy  d.  h.'  Yerfertiger  (wn  Lägein  (Gewissen  für  Flüssigkeiten),  2  Bött- 
cher (opifices  Tasorum)^  die  zur  Osterzeit  Fässer,  Kannen  und  andere 
Oefässe' ausbessern . mussten ,  änen  Maurer  ^caementarius),  der  mit 
semen  Nachkomfiiien  zur  Bereitung  von  Mörtel  :verpA|cfatet  iwar, '  zwei 
Dreohder  (tomatores)^  deren  Jeder  Jährlich  drei.Malv  sKU'Weihnadltel^ 
Ostern  uiid  Bartholomäi;,  100  Schüsseln /liefern  müfiste^  ferner  Bäcker, 
Fleischerei  Zeidler  und*  andere'  Dienstleütex '  Natürlidii  die  Mönche 
oder  Noniien  konnten*  ja  nicht  Alles  was  sie  brauchten  ^^  und  von  der 
Kopfbedeckung  bis  zur  Fussbekleidung  wurde  Alles  in  den  Klöstern 
angefertigt  —  selbst  machen.  Sie  übernahmen  viel&di  nur  die  Ober- 
leitung über  die  Hörigen,  über  die  etwa  bepfründeten  Klosterhandwerker 
(servientes  prebendarii  oder  dagescalci),  die  th^fb  Inneirhidb;  theils 

1)  Maurer,  Städtoordnung  II,  S86.  'r-    i     ; 

2)  Tstchoppe  n.  Stonsel  1.  c.  S.  13  u  14.  <        .  •> 

S)  Tsschoppe  n.  Stensel  I.  c.  'ü    .;    .  // 
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ausserhalb  des  Klosters  wohnten*).  Ira  tetzteren  Falle  waren  dte 
Handwerker  um  das  Kloster  hei^in  angesiedelt  oder  doch  in  den  nahe^- 
gelegenen  Dorfsc^aften.  Im  'Klo^if  C^rbie  mussten  immer  eine  An- 
zahl Handwerker  voi^handen  sein.' '  Dasselbe  hatte  nämlich  jed^  Zeit 
150  Dienstleute,  die  in  3  Klassen  i:er^len,  vofK  defden  die  beiden 
letzleren  ans  Handiiferkern  gebildet  wurden.  Durch  die  Aufnahme  tin- 
ter diese  ISO  Auserlesenen  sollen  nach  6fr6rer*s  Auslegung  die  hörl^ 
sen  Handwerker  gteicfhsäm  freigelassen  forden  sein  und' verschiedene 
Rechte  Erhalten  haben  v  namentlich  das  Meisterrecht  dnd  die  damit 
?erbtiDdene  Erlatibniss  Gesellen  und  fiChdinge  zu  halten  *^):  Von  mü^ 
derra  Klosterhandwefkem  wird  uns  uin  12d9  beim  Kloster  ztt  Fürsten^ 
feU  mKt  1295  behii  Klöster  Scheiem  erzählt  'Diese  hatten  Iht«  ROri^ 
goi  nach  Mfinbhdn  bnrtladsen,  wo  ^iej  wie  wahtsclieinlich,  auch  fftt  das 
PaUikum  gearbeitet  Haben ')  w^den.  Sind  nun  gleich  diese  NaKihrich- 
ten,  die  wir  über  di^  Vereinigungen  dor  &öri^  Hanidwerker  aus  den 
frSheMen  Zeiten  haben;  iehr  düiftig,  s^  gi^nagen  sie  doch  Yiällei(^ht 
das  W^n  dieset"' Verbände  eirkennen  zh  lassen.  Es  scheinen  dieselben 
hervorgegangen  ans  rechtlichen  nhd  i^rthischaftlichen  Bedingungen  zu- 
l^eich.  Das  Hofrecht  War  das  gemeinsame  Biand,  wtilches  alle  Angehö- 
rige eines  Fronhofes  uinschlong  und  nach  Aussen  die  Abgrenzung  scharf 
zog.  ImDerh^b  des  Hofvierfoandes  abieir '  füilirte  die  Natur  dkb  Oewerbe* 
triebes  zu  ttberm&ligiir  'ßond^rung.  Der  Sichmied  m,t  darauf  ange- 
wiesen mlt^inen  <3^äthen  und  Handlangem  bieh  alnssi^rhaH)  desHof- 
gebindes  ianzusiedein ,  der  Kodh  und  Bäjckler  waren  befugt  ihre  Werk*^ 
Stätte  im  Herrenhanse  selbst  zu  nehmen.  Die  wirthschaftliche^  TOchtigkeit 
Ueas  die  Elnzdneti  M&  der  grosien  Öru]^  hervortreten.  Die  geschidtte- 
ren  werden  zu  illagist^kif  erhoben;  ein' ^höheres  Wergdd  wird  für  sie 
MDgesaßbit:  Die  Meisterwerdung  >  deutet'  auf  di^  Ausdehnung  di^  Be- 
triebes und  die  dadurch  nöthig  gewordene  BeaufMchtijyf^ng.  Wichtig 
aber  wird  vor' Allem  die 'rechtliche  Zusammengehörigkeit  gewesen  seitr. 
Die  Wirthschaft  konnte  si<ih  erst  entwickln,  wenn  dfe  rbiehtlidtö 
Grundlage  gesichert  war. 

In  welcher  Weise  der  Uebergang  der  hörigen  Handwerker  in  die 
Städte  sich  vollzog,  lasse  ich  hier  unerörtert,  weil  ich  im  Zusammen- 
hange weiter  unten  darauf  zu  sprechen  komme.  Vielmehr  wollen  wir 
jetzt  an  das  Vorhändensem  von  Handweitern  in  den  Städti^  einfach 


1)  Mone  R.  a.  O.  XIU,  138. 

2)  VoUurwJite  II,  187—191. 

3)  Maurer,  Stidtev^.  I,  274. 
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anknüpfe»   uq4   unteräueben ,   inwieweit  eise  Uebertraguog  der   hof- 
F^btlicbßn  auf  die  atädtisphi&a  Verb^tnisse  staiUgefond^  bat. 

'  £^  wird  hjierbei  zunäcb$t  der  Feststalluog  bedürfen,  ib  rwelcbe  Zeit 
man  übierb^upt  die  Eotatebung  der  Handwerkerverbände  in  den  Städten 
m\zm  darf.  BefcaQBÜich  $iiijd  verscbiedene  Meinungen  d^rttb^  laut 
geworden.  Pie  ab^onderlicbste  wurde  am  Sude  des  v^rigeu  Jahrbun* 
(|ert6  verbreitet  £s  ist  die  mit  Bezug  (auf  die  Stelle  Witticdiiui'B  aut^«- 
gesprochepe  Vermuthung  yon  der  zuoftmftesigen  Organisation  der  i^and« 
werke  durcb  Heinrieb  den;  Vogler,  der  die  vielen  neuen  Städte  erbaut 
und  alift  Gewerbe  von  den  JDörferqin  die  Städte  yerlegt  {haben  i^oHte. 
Ibr  hiBgep  sq  hervorragende  Gelehrte,  wie/ von  Juati^)i  Beckmann  ^) 
und  I^udewig  ^),  an;  jaiErstt^er,  der  die  eigentkQmliehe  Idee  v^oekt, 
dass  die  besonderen  Recbte,  Freiheiten  und  Gewohnheiten,  „vras  eben 
das  auamacht^  was  man  Zünfte,  (jiQklen  und  ItinuegeDr  nenot'':  'sieh 
durch  die  ErlaubnisB  der  Ueiren  an  die  Knechte;  zur  ErgötzUchHeit 
bei  der  sauren^ Arbeit  allerlei  Possen  vieifanstalten  zu  könnea 'ausgebildet 
habe»  behauptete  sogar,  dasß  Heinrich  der  Vogelsteller  eher  die  Ge^ 
brauche  und  Gewohnheiten  der  Handwerke  rerbesseirt.,  als  durch  die 
StädtMgrüedung  ;zu  ihrer  Einführung  Gelegenheit  gegebe|i=  habe.  Piese 
Idee  fandief^bon  gleich  beiJkrer  Verkündigung  Widerspriibcb^)  upd  be- 
darf eigentlich  nicht  dert  Widerlegung.  Sollten  wirklieh  Weits  im, 
zehnten  JehrhuDdert  in  den  Städten  g^weitliehe  Verbftndei  gewesen 
seil),  so  i^^aren  aie  iMrahrscheinlich  ton  den  epAteren  so  veraebieden^ 
(Uss/vsie  den  Namen  von  Zfinften  noci)  nicht  venUenen.  Es  können 
dann  qbennw  die  Vereine  leibeigener  Arbeiter  gewesen  sein,,  diei  im 
Solde  ibi^r  Herren  standen  ui^  sioberlich  noeh  nicht  ;$o  vi^  Selbst- 
ständigkeit hatten,  als  «umiWesen.  einer  iZunft  gehört  ^), 

Die  ersten  Nachrichten  bestehender  Handwerker-Verbindungen  s^nd 
uns  aus  der  Mitte  <  des  zwölften ;  Jahrhunderts  überliefert;  Es  •  sind  die 
Verleihungsurkunde  des  ZuRfftreclHs  fUr  die  B^ziectonwebeir  i^/  Köln 
veiallitö  ?)  upd  die  .für  die  Schuster  in  Magdeburg  von  J 150  ?>/  Ür4 


1)  Die   Grandfeste    zu    der   Macht   und  GlficjLse|igkeit 'ider  Sükton.  ~  17^.'    I  Bd., 

S.'^8«ff,8^64l'.'"'^'''    '*'-■ '^'    •-'!■-     •••''      "'•         •    ••'     •■"■    '■''■^     ■• 

•«)  Anleiiuiiir-  At  T^nolo^S^   tIBI,  W.  AfÄfl/   Sinleltbiig  |."3.'l  •       '   •'      J'"    " 

a)  lU  »^eURNlkaafeigepMiS«  6/^  md'E^UqR  H&crlpt    iL  3ai;  cjtirt  M  Fimbsber, 
If^.rppi;t.,  Bffrwhtu^.ider  .Iiw^iiji^  f^^.fif^e^^JeQ^JElßßa^f^^^itiil:^  f,  67 

4)  durch  Selchow  elem.  jur.  Germ.  etc.  §.331;    Gobel,    praefat    ad  Baieri    tr.    de 
coHeg.  opif.  §.  4  und  Andere.     Weiteres  in  Firnhaber's  Hist.-pol.  Betracht,  etc.   §.  67. 

5)  Hasemann  1.  c.    257.  .     :i:   .    •  ;/ 

6)  Lacomblet  1.  c.  I,  251  No.  366. 

7)  bei  Ludewig  1.  c.  II,  389.     Nach  Maurer's  Stä4t)Bivei|f.  U,  330. 
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kuDdlkh  erwähnt  wird  um  1149  gkidtfäUB:  jn  Köln  ^)  die  Bruderscbalt 
der  Weber  wmbUcher  Gelwänddr  (textölres  pe^iurum)  und  iiii  Hamburg  um 
1152  die  der  Tuchsdieerer  «Ad*  Krämer').  Brwägt  ma»  sus^  dass  ek 
guneiiiigUoh:  mit  den  Aufzeiehming  ddr  ZünfturkuAdeb.  ebdnsb'  gegam 
gea  ist,  wie  mit  dein  :Nied^rsobroibeii.  dferStadtreohtej  d.  b<  älthenger 
kracktOR  Gewobnheitsreeht  ^urcli  Ifgeud  eine  iustore  Verablassung 
sckrifilicb  medisygeltigt  wurde f)^eo;«fird  :mal>. kaum. fe^  weoü 

man  den  Anfang  de»  KILiJahrtiundertSiat^hrdeniZeitpüiiktidefi  'BeH 
giiHieRe  der  Zünfte. ;aeia  lädst  ^^.  Stddidpc^  um  1 109  die  Brüdersobaf^ 
tea  in  Köln,  aiiter.  denen,  da  »e  M)oh  „effioii^'  genannt  wurded,  keine 
anderen  als  Verbände  der  Handwerkelr  ver^tiElnden  werden  ktenen,  so 
weit  «i^tmekeH,  daas  ibueudie  Pflege  der  Geridbit£)bArkeit  übertraged 
ist>\  Be^echeint  aber  aucjiridefStiflMngsbrief  für  Freiburg  im  Breis^i 
gaii  von  11^  auf  eine  Art  Genossenschaft,  unter  den  Sehulimaciieru 
wenigstens,  schliessen  ssu  lassen.  Im  §k.  11'  desselben  ist  nämlldi  fedt- 
geietirt«»  daes  wenn  de^Heraogtsidh  auf  einen  Feidzugbegiebt,  sei^ 
Dem  Mifi^terial  das, Recht  zttstebl/  ^^m  jsinem  der  auf  d(9m  Markte 
faühieieiiden  Scbttbmaichieif  ein  )Faai:  Schuhe  und  d.ii<Paar  SUefol  au 
eatj|ehmen:f)(  Sß  ihe^t:  dabei  MedfOdklichi  dasa  dem  Ministerial  die 
Waht  freiat^t  El  ist  einerteil  von  wehAem  Schuster  i  ev !  das  >  Schuhe 
werk  nimmt  Ich  schli^essei  datfausi  dässidieiCresamuitheit  der  Handr; 
werker  4ie  Abgabe  tiestrUiten  jbkatr.iHätte  immer: der  Einzelne  daruAtof 
lädei  BMta9ea,.$o  4^4meagemdeau  einen  Prämie,  für^schliechlej  Arbeit 
gewewii  4^nn  dar  Ministertel! nahm  sicbdrlioh  daaibosite^   Wo  aber  eim 

«.f;f]^.l,  .<f,;4l^.,;i     .,  ..•..!?  >],]     •,,!';.»  Vi- •,.  ••!    •.  .!.   :...••/'•  •  '■  r     ' 

t)  Firnhaber  1.  c.  569. 

S)  Wehrmanii,   Die  ftltesten  Lübeckbchen  Zanftrollen  18;   Sclidnberg  1.  c.  12. 

4)  Has^manii/ 1.  c,  S^S«    W««)|ert  dft^  K«€iit  c^rHimdwAHcer,  1780,  bedinft  dafür. 

5)  Lacootblfit  l..>c.  I.  )7^  ff.  r /9ftcgerineiAM$r ,  SeK^en  und  BOngor  In  Kain.  be* 
•aUiMien : .  at  in  ,4Huict^a  fratarnitatibiUui  aut  oI]0oHa  .  qua.  civilem  respieiunt  ivsütiani., iii 
X  aonis  nemo  magisler  aut  ofßcialis  homo  matetur  etc.  Es  ist  mir  fibrigens  sireiCei^ 
kaft,  ob  ,4leM^A^^8Di>8  Tkbtig  i#t,  .|fa^:)Ukl^te«den(]lelaifVMta  («qua  olvilem  respi- 
diBt  institiain*'  auch  auf  die  ,fOfficia*'  allein  besiehen.  Dann  konnten  aber/ dar«nler  diu» 
Richlec  verstan4an  sein.  ^  wtf/ja;aacb  «nterftebiaden  zwisoben  magisteH  Als  dem  Vor- 
ftanda  der  FratemUlhtea.  und  den)  :offici«^li»  homo  al»  den  Stadtbeawten.  Immerhin  aber 
seigt  die  Namhaflmacbang  der  Fraten^itfttien  vor-  den  offieU»  dif  angeseheoe  StnUung 
der  ersteren.  i.  ;  ...«     > 

6)  Qaapp,  Deptache  aud$recbie  U,  80:  'airdcDc  in  renalem«  expedilionem  Ibit,  mi- 
nister ^jm  in  pablico  /ora  an^  «nom  qaemqne  t^ntorem  «oQulare^t  qnQUciiBqaiB  voluarU 
ad  opus  domiiM  docis  acfsipiat  Similiter  et  i^ite  ia^iaare«  caligarum  pos4 .  nelioreS'  calir 
gas  qnoeunqne  yolaerit  ac^piati    .  .  .      ,:  w   <;  • 

■.      ■    .  ■        .         ..  ...,.,',.••:      :•.-    ■■     .fM      =.       ^»'       :  •        ■ 
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fOr  gewisse  Dinge  gbirieidschaftHcIie  Kasse  tiistfrie^  war^n 'sicherlich  auch 
andere'  Beziebon^  vorbaBäeo.  Ebenso  bin  ich  zur  AniiieAtne  ge^erU-^ 
ficher  Innunge»  in  Angsburg  um  daa*  Jahr  1104  geneigt.  Hier'  n^iiss^- 
ten  nftmlich  nach  deni  Btadtrecfate  aus  dieser  Zeit  die  Fleisclior  insge- 
sammt^fiem  iSiadtprftfecten  am  Martiiistage  eüien  Rivd^rbraten  hn  Werthe 
von  33  Denaren  überbringen ;  zu  Weihnachteki  lag  diucflserdem  Jedelü  ^voti 
ihnen  diei lief^ng  zweier  Ltedenstücke  ob ^);  die  Wurstmafebelf^  aber 
hatiten^d^ni  Prftfectenam  Martinstage  SOcheiänköpfe  zu  flberreiolien'). 
Dagegen'  war  dcfr  Burggraf  yieri^flibhtet  zweien  fleischern  36  Mnare  irnd 
eineifi  befiobigen  Wurstmaoher  6  MUnzeb  zu  gebend).  Wie  war  hier  die 
gemeinsam^  Abgabe  möglich  und  wiefand  die'Vertheilimg  der  Ge^n- 
leistuAg  des  Burggrafen  statty  wei^h'  niibt>  irgend  ein  ^tt!temiMnhAng 
unter^  den  Handwerkern  wai^?  Die  (Pleischdr  würden  doch  gewii^  scheel 
gesehen  haben,  wenn  hur  z^et  TOn  Ihnen  entschädigt  wurden  für  eiftie 
Abgabe,  an  der  sie  alle  theilgencmimkn  hatten.  Es  ist  nicht  undbnkbar, 
dass  die  beiden  Metzger  -^  nach  Gfrorer'khe^  Auflbssung  olukehin 
die  ungesehensten^)!  ^  und  der  W!ar6ti»acher,  -weldie  zuih  Esipfäng 
des  Geldes  bestimmt  waren! i  die  Vorüber  der  Innung  oder  Veifwalter 
der  VereSnskfdBsen^ren^  in  itäobe  dKe  Eiit^hftdigfangbsumme  AisdiEinii 
floss.  Deutlicher  ist  die  Existenz  von  Innungen  in  Sageriab  uhill64  ^) 
angeis^igt,  denii^  ea  gescSiiebt  hier  ausdrtfcklich  dines„conä(iiroiütn'^  de)^ 
Bädc^,^  sowie  der  MetBBger  Br^UinüBg,  ililS' i^chCRK  die  Öeho^n 
bei  ung^bteifer  Ausübung 'ihres  Bemffes  ausgetschlossen  «werAen  k<^n^ 
ten.  Ebdü6h  kamn  mah  in  "der  ersten  Q^Ütft» 'des  Zwölfen  Jalirbtttidekts 
in  Strassburg  Handwerker -Verbände  nachweisen.  Das  älteste  Stadt- 
recht®) erwähnt  der  Handwerke  stets  unter  der  Be:^chnuhg  voii  Aem- 


1)  Meyer,  Das  SCadtbuch  tbn  Augsbuit,  809-^^18.  SUdtrecht  VI,  5b  k6  ftotivi- 
Utem  bditi  liartlBi  praefecto  iKMtiam  camem  XXl^II  denarios  vale^teni  dabtint ,  '  et  in 
amper  «mtsqttUqite  earnifex  ad  naläiTitateiii  dominl  pratfftctnm  cmn  diriibtis  scapttlls 
▼iaitablt.      --■    '  .     i  •      .-         ..■■..  ■ 

t)  „bovina  capito*'  Aktl  t^  §i'8.  Maeh  Ofrör«r,  Gren^riva  Vit,  j(27  Aiim;  2  „tine 
Art  frffier  Wüwt". 

^3)  Art  VI  (.5:  prefectna  ad  f^llTitaieai  saticti  HtehaeÜs  dabit  dtiobns  earnificlbnk 
XlVI-  denariee ,  ecestraideor. .  .v  Art.  8  §.  '6:  p^ftectus  etiaikl  ad  fefthttn  saki^ti  MicbaeUs 
tili 'Übet  Mditacfaufio  VI  ninnshos  dabit,  e  contiMvo  . . ! .  ><>'•■ 

4)  Oregorins  VII,  827. 
'"     6)'  SUdtreebli'biei   Güiipp  1.  o.  I,  100.    §.  2<(':  mao^kto^es  Mmiu'k  reoM«^  (iarnes 
venddre  pMeipimtta ,   nt  si  leprosas  vel  qttotünqtt^  tnoäö '  c6ttitnact(llttas>  ▼«ndMerint ,    a 
doi\faratia  ei^itetiB  In  eauft«  qal^i^tfiiqtie  eömrittus  ä'd^t^romm'coiisorcib  etfta  ville  mmbi- 
tarn  removcatur.     §.  23  handelt  vom  „consorcium**  der  BKdker. '    '      *'  • 

6)  Ganpp  1.  c.   I,   48 — 80.     Die  neuere  Forschong  setst  dieses  Stadtrecht  fiberein- 
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tern,  redet  von  Meistern  derselben  und' setet  Abgabetf  fest,  welcfaie 
gememeaiD  gantenliHandwerkeif^attiuigen  obliegen:^  was  Allte  auf  eine 
thatsacbliche  OrganiinticMi  hindeutet/  die  abe#  freilich  noch  kein^  durch-^ 
1100  fme 'ist''-'  •=''••    -'••'     :\    "i»     '>-■  .-•«••     •■- 

Ifife  grösserdriSidienheit  Jedoch,  als  di&e  letzten  Beweisfähnmgeit^ 
es  gestatten,-  ist  ed^eriaUbt  auf  ein  höhere  Alter  det  ZOnlte- zurück^ 
nachHessen  aus  Aei  Verboten  derselben  im«  drehielinten  JUipb«iidepti 
Berdts  in  di^ersteü  Jabraebnten  diessdbensiiid:  solche  erlassen  ^FÖr* 
den.  Es  scheint  dabdi  moangnsifbar^  dass  dieselbe»  laich  nicht 'nluf 
eben  eiititandeiie  VereinigVDg^n  bezogeo;  demt  didse  hatten  ja'doch  gar 
teine  Oetegebbtit  zur  Beöbac&lbng  und  Prttfungtihr^r  Whrkibamkeii 
geben  kOnneti  Viefanehf  ii?erden  -  ^r •  fQr '  jeue :  Zeiten  tängsaner  Ent^ 
lickelang  annehmen  ddirfenj  dasses  sich  um  Einrichtmigefa  Nudelte,' 
die  längst  eifige6ttif;iBri  und  wohlbekannt  wairen;  Eruniek'n  t^ir  Uns  dsH 
bei,  daai  sc3ion:-voi<' dem  sWiölften' Jahi^undert  sichldie IVeiwepdUD^ 
derHMgen  abeäspieleD-b^fint,  dass  die  Städte  deil  uhfreito  FMöbta 
fingen  aBen  standen,  Handel  und  Verkehr  ihre  Schwingenlmehri<unc( 
■dir  zu  re^en  begsbnefr,<^  wiM  es  begrdflich,'  dass  die  GeWerbe- 
Mbmden  tiicbt  mrQbkbliebetti,  sondäm  yiellMd^  «geittde  duiich  die 
BegrOAdttog  Von  Innungen^  im  engeren  Zusanmeuscfalusi^  6ich  eher 
ra  ematuäpiitsti  hofften.  Es  ist  dattn  abeif'  auch^  Verstendlich  im  Laiafe 
eines  Jahrtiundevts  die  BeihtthungeB>  bereits  soweit  i^n  ErfoI^^gdErönlb 
znsetenydass  laafi'sle^zu  fftrchtea*  begann,  sei  es  in  politischer,' < sei 
es  in  fürthsöhaftlichei*  Beiziehung.  Anders  aber  können  die  Verbote 
doch  katutf  laufgdiasislt'  iw^erden  ^  als  dass  entweder  bereilis  < viorhandedeiif 
Miesbriinehenaiyge^dlfea'^  oder  bei  imi^  gftoder  ^werdendev  ttaobt 
drohender  Gefahr  vorgebeugt  werden  sollte.  Solch  ein  allgemeines  ^er^ 
bot  von  Innungen  alldr  Art  erliess  Friedrich  li^  12l9i^auf  dem  Häichs- 
tige  zu  (So^^X'  Ntri^'deu  ItÜnitei^lMttngidn  wurde' ä^^^^ 
HB  potizeiUdieo  <}rflndeiiy  dür  Väitiinderailg^^  deir  FalsöhmOisserei',  gth 


■I  Xm.  Jahrhniidert ,  18).  Bisl&ng  war  das  Alter  desselben  sehr  yerschieden  geschätst, 
ßwiaam  Aecb^it  .fmges^^CeU  wordei^f,;  Qraiuiidi^ir.  (Histoire  de  ,^'^llse  .de  Stra^^OiW 
n,  17)  ▼«rsetste  es  in  das  zehnte  Jahrhundert  Ihn  unterstQtste  Ofrörer  ,(QregpnFM4  VU^ 
ttS)  mit  gewobnliilier  Ber^dss^ke^t  nachweisend ,  W^^  ]ßisehof  £rcham)i>sld  vo^  gj^rass- 
bug  der  U|rM>«r  di^.8tadti:e<^hl;ei|  gew^ffn.:s^  Ganpp  (a.  a.  pv  I«  87)  verleg^  ef  Jui 
£t  sweite  Hüfte  des  elften  Jahrhunderts.  Wilda  (a.  a.  O.  205  ff.)  endlich  besweiiMte, 
Sl»dtr^ht  j«  Gültigkeit,  gehabt  hfttte  und  ^el^.esJQi;  ,,die  Idjee  «ii^r  Stadt- 
,  wie  sie  nach  dem  Wunsche  der  Bischöfe  bestehen  sollte.**  ,.,.{..... 

1)  Privileg.  Friedr.  U.   bei  Gdschen:   D>e  Ctoslarispl^en  ^SI^Q^ii  pu,  lU;    pra^terea 
^atoi  est  regali   praecepto   fuod  ,1^111»,  sit  conjura^a  nee  p^cmüfsiq  ^eji  ßq^ip^^  .quae 
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sUttet  Die  Veitände  der  Münzer  oder  ilauHgenossen  gehören  eu  den 
ältesten,  die  sieh  uaobwäsbn  ilafiSttu^.undi  iwait^n  aUgemein  (verbreitet 
Die  landeren  .Einuiigen  oder  iGeSellschaften  outt  .ihnen  'auf '  eine  Stufe 
gestellt  zu  sehen,  beweist  dass  eine  Zeit  lang  alle  derartigen  Yer« 
bände  iioierkaiint  Jwarenl  Ditee  Verordnung  itiua^» im  iGanzen  ohnä  Er- 
folg I  geblieben  setn  \  detm  etwa  leia  Jäbrzeh&t .  ^tw  y  1 232  y  i  schickte 
Friedlich  Ql  von  Raten^a;  äu»  öin  abermallgesr  Verbot. aller  Brüder- 
sohaften  und  Geleltendchaf  ten  der  Hand  werken  nach  Deutschland.  Das-» 
9elbei  iMr  ausdrttcklich  ;,contata  communia  mitattun''  igeriehtet  ^ ).  Im 
Einverständnis^  mit  diesem  Beidisgeseta  i  kMUte  dann  auch  der?  Bischof 
Heinmbi  von  Wotfmsv  im  folgenden.  Jahre  1233  bei  gUlekUcher  Been^ 
digung  seines  Streites^  mit  den  fifirgent  im  Vertrag  zn  Qifenheim  alle 
Getiossetisobaften  aufheben  und  nur  diu  der  MAnzertfndi  Pelzarbeiter 
(oder  Pelthändkar)  isinerkennen^).  la  diesem  Falle  M^t  die  Unter- 
draclmng  der  politischen  Gefahr  wegeHi  klar  auf  der  Hm4<  Eben  des- 
halb, smsstien  die  Iniiungien:  aber  schon  seit  geraumer  Zeit  sieh  zu  i^gen 
begonnen: ' haben..  .  /i  ;  !■■::.  =; 

'..  Femer  deutet  eim  Stelle:  aus  dem  Stadtrecbt,  "welches  1217  die 
Stadt; lüivenbei«  erhfelti,  darauf ihia,  daas  dielnwngen  in  den  schle-» 
sisfOhen  Städten  gleich£altei  fHihe  verbreitet  waren.  Es  heiset^idiort^)! 
ifUet.igap  in  auch, f  das  si  WiD  suUen  schencken  und  nimfiinde:  nicht 
4a/voft}gebiüf  da  in  äoL  auch! niflKnwr  kein  iVoltdinc  infie.ge$in,  n^ch 
Innuttgei»^*^  Sicherlich  bedeutet  die6,;4asa  der  Wekvedfiauf  w  kei* 
necilnmiBg  werden,  sondern  alten  B&rgern  freistehen  solle.  ;  ^gleich 
hati  4iH?.  Vogt  in  Ang^J^enheiten  desi  WeuiTerkaiifs  nicht  m^ebr  mitw-r 
8preahen«h:WJi3  zweifellos  eine,  freiere  Stellung  i  der  TKeinhäs^^r  w^ 
zeigt*)*;.-..  .-.  •;■..  .!■        .  ;;.*).  ■  -i  ■  »:.  ■  w    :  !■.      »  .  ; 

iiQegeni die. Mitte  md  dea  Avdgang  de» dreizohnteP  Jahrhunderts 
werden  tUe : Verbote  von, Jüpuiigonbaiiflger.  Der  Züricher  Bicbtebrief 
wß  der.  Mitte  die$  :^m,  Jehirbitnderts/ enthält  )»iOi  selcdi^.^)*  .  E^eim 
war  in  Weissensee  1265  den  Bürgern  jede  Vereinigung  untersagt,  was 
fhfeilibh  nicht  direkt  auf  die  HändWerker  geht,  diese  aber  doch  pffen- 

tiiftotondc«  dicitur  eyninge  t^^I  ^hilde ,  nUi  solnm  monelkriitin  ea  de  tftüsa  ^t  caVeaat 
dW  füTidi  monetiff. 

i)  Perts  /  monumeiita  iQetfm.  bist.  Leges:  n,  ttdSr'fritftmtift  mhllotninuA  et  casMunos 
cigns  Hbet  ärtifidl  eonflratenkitates  seo  siodetäte« ,  qtidctuiqtie  nomine  vül^iritel*  appel- 
laiitttf.''  •  ■■'  ■  .'■.;.•■ .-,  ..  ..  .•  •: 

i)likim  omnes  fraterbiUtes  liusgttioft  et  #iltirerker€l  ilKt  iexeeptis,  amfhodo  penltus 
cessabont.  '    " '  " ""  ' 

S)Tarölrt)ppe  ttiidSfiniel'l.  c.  176  Kf.IV.  '       '       ' 

•    I  4)  Vbfc^leicirtf  Tft8cfa«f>l^  ü.  Steüsel  1.  c.  27f  Abm.  II.  "'•'■• 

5)  Blnntschli,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  Stadt  n.  Landschaft  Zürich  1, 164  :  das 
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bar  mit  betroffen  hat  ^ );    OäuifiegrOodiuig:  ,,di^  UoMrmigoedien  Herrn 
¥Dd  der  Stad:  nicht  mktis^  hw  gea(ilwht''>:li»^  dabs 

die  Ga»ll8cba{tQD  längere  Zeit  geduldet  wM'ßp^-  lo^nWieu  W0iren.l278 
gleichlalli)  die  Inuupgei  sämmtlichßr,  Handwerker ,  hier  ^Unionen^'  ge^ 
oiaBt,  auf»  9U:90g«te.verboteAi^)/iiDd  4s^  Qe^terreiobisebe: X<aDdrecbt 
dcft  XUI.  J(diriiup()erta  Uaat  die  MAwgtuigen''  nur  bedJingt>;W,.  sofern 
sie  Bämlicb  dßm  Lande  und  den  Leutan:  gut, und  nutzbar  ^eiibn«.  In* 
desB  acheint. diesem. Verbot  m^hn  g^genj die  beimlicheniSchfKuvgeiioßaeo«^ 
Schäften  gericbtai  gewesen  m  f  sein^i  da  gw»  aUgenmn.  gQb«(l>en  wird^ 
keine  Vereinigung,!  miit  .Eiden  zu  be^chw&ren ^).  JGini  apeeifiU  <auf  die 
Handwerker:  beBügUckes  Verboti  der.Verbfinde  e^tfoitlten  wiederum  die 
Salfeldi6dien..Statuten>defl  dreivebotenJatechundert^O»  rln.  iüotenburg 
ur  ganz  allgemiän  das.Vßrbot  der  Innungen i ausge^prodbieDc vDaz  ge- 
btft  von  die  £iaunge  das  weretdeJis  bisher^  •  diu  bezerunge  mi  fünf 
sdiUliiige*)..   ,:  .-•■  i  .;•:  ...'■, 

£a  bedarf  jedoch  i  für  diese  .Zeit  nicht  mßbv  des  jijnweisea  auf 
die  Unterdrückung  der  Innungen,  um  zu  erhärten,  dass  solche  über- 
laopt  vorhanden  gewesen.  Abgesehen  von  spesdell  den  Zünften  ge- 
gebenen Urkunden,  deren  aus  dem  dreizehnten  Jahrhundert  mehrere 
BDS  aufbewahrt  siuft,  geschiebt  auch Jn  ^eb^  viqlen  Stadtrechten  der 
Handwerker -Verbände  ErwiUmung;,  bäiufig  freiUch  nur  für  .gewisse 
Gewerke.  Es  zeigt  dies  eben  deutlich,  wie  aUmählig  die  gwoe  Ent« 
Wickelung  vor  sich  ging.     Ifaren  Ursprung  im  Anfang  oder  doch  spä- 


wiwben   Bodd  taon  sol  caii^din  snnft,  aoch  mwb Urschaft .  noich  g#«eUe6ohan.  m% 
odtB  Bit  Worten  noch  mit  werchen. 

1)  atA4tf«^t  Ttn  1%^  Ui  W«Uh,  Mirlge,  mm  4«iitielieB  9i^X%  U,  9  IT.  Auch 
cBthat  kejn  Borger  gesellschaft  haben  mit  keyn  koiiffmansc]i|J|t.mit  nymiundeida  Vansenn 
fnedicn  Herrn  vnd  der  Stad  nicht  rechtis  von  geschieht.  ,1 

2)  Stftdtrecht  von  1278  bei  ▼.  Wfirth ,  Das  Stadtrecbt  ifq»  MTiBHerp^eosti^t,  79: 
itaa  omninm  mecbanicarinn ,  camiflcnm,  panificnmi  pifcatoropn,  gallUiatoforn  et-allorum 
fMc«s%«»  iMimiqe  nioMupfiitiur, ,  nnio^es  siogula«  stricUns  inhibentis;  qiii..v«rp  e^ntra* 
mm  fecerint ,  per  Judicem  civitatis  et  consules  poniantur. 

S)  Jus  antiqoissimum  Anstriae  bei  Senckenberg ,  Visiones  4iyenia<(  de  «oUeetionibos 
kfim  germanioarum ,  p.  213  ff.  LVI:  wir  se^|i  vnd  gepktan  da«  ynmand  J6r.4ei  hoch 
oder  oyeder  kain  aynignng  icht  habe  noch  mit  aiden  besam»  .Icht  wereil  an  |daa  den 
iMian  Tod'dMa  laofidft  gnt;S«i  vAd  inplsper  genMund^ek  mnd  wer  es  dar&ker  tiU  die  sol 
■aa  fir  Terwerrer  des  lands  Tnd  ftida.iuübep.  ,   /^ 

4)  Widdi  1.  C4  l,  )13  ff.  UULVII I  t£a.  tn  mag  «ymanl  ^eu  bajake  stu  l|er  si  Aekich^iiwer 
Mkaworehte  ader  phister  her  gebe  danne  ein  halbin  virdung  zn  geschoffq  bar.  en  sot 
oech  mit  a^mimdii.  Acbein,0  gfl8al)e|i<qki^ft  bab«  qacb  nymmi^  mit  yme.  di /half  ist 
äa  «irdang  .lietta.-  her,  des  vliNliM^in  v4ehti  hur  solde  di  .slad  rom%  aAao  limgaibiaidas 
her  di  knlde  gewönne  der  borgere.  .i  ,  t.      ■ 

k}  altes  Wi)UMInn>«ofrf  m^W«)  H<4-^4^  >»!  4em  XiU,  JiOirJbvvdarf  ibnliHvisen, 
Historische  Untersoehongen  Aber  die  ehemaUg^yft^blitt<Ui»o»f»firg.  %.  iAlr^im,  f.;  82. 
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testebs  in  der  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderte  nehtncliid;  ist  sie 
selbst  nach  einem  Jahdiai9idert' noch  nicht  so  weit  ^^ieÜM,  dass'sie 
überaH  Anerkennung  gefunden  bat.  Erst  gegen  den  Aüsgangl  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  sbbelint  der  ^  BbdidD  vollständig  ^rob^rt  zu  sein. 
B&cker,  t'leischer,  SchuHäiadler,  Weber  sind  dieSeMiig^n  G^werbetrei-' 
benden,  die  zuerst;  in  Korporatienen  gegliedert  iaMtreteii/  tfa>4lallb 
waren  i23&  Innungen  der  Bäcker,  Metzger  und  ^chuhmädler^);  in 
Wiener -N^us^t  zwisehen  1221  und  1230  Zechen,  tnäungen  und 
l^ndetBdiaften  fftr  Handwi^ker^  jeder  Art ').  In  Stendal-  gab  es  12B3 
eine  Tuofainachergilde  ^) ,  von  der  ein(g  zweite'  Urkiindci  atts^  deoli  Jahre 
1251  Vorliegt^),  lind'  129$'einl»  Gilde  der  vereinlietii  Schuster  und  Ger- 
ber <^).  Deutlich  erwähnt  dus'Go^ta/rer  Sliadttiecht '  aus  der  ^t  zwi- 
schen 1290  «ind  1310  die  Gilde 'der  Schiniede«^.  > Ebensowenig  kakin 
nach  den  darflber  vorhandenen  NuehHdiften  die  Existenz  von  Zünften 
angezweifelt  werden  in  Köln'),  Bremen^),  Braunschweig *)4'  Hageri*®), 
Berlfa*»),  ÄÄsel^'h'Löbetiki»),  Soest»*),  Aargbergi»),H4nielni«), 

.     1)  S^hdCRenbii^C  ▼;  1^5,bei  Gi^ip]^,.  I)m;  #m  mngilebiugische.ali^jMUiiiehe  JLith% 

2)  SUdtre^ht  ans  der  ftDge|^fbenea  Zeit  bei  WOrth  1.  c.  Cap.  LV :  qaod  ,yel  zecha 
Vd  fratemlUs  non  redmidei '  ad '  flamniim  commune  civitäfls. '  tiem  pU^^^^  <luod 
«rtSÜeei  tive  operarii  mmufttales ;  vi'  *itini'  fabii ,  "plstares ;  l^urnMces'^  saftoren  ti^  veifiihitai 
qmatai  {ttumonim  Um'UiiMnunlji.qiMili  lintootüiuiiv  textofeM^  <siliijfficktti ,  pdlflScom ,  patittlaJ 
tQnlnl,,.a|^io1l^$^inun  j^l  eo^iiinil  al^rmi  q«l  sfiniJiMcolae  pivita^i  plus  juri»  katieiml 
quam  extranei  civitatis,  hoc  adhibito  moderamine,  quod  illa  societatis  confoede- 
ratio  in  eommtinitatis  damnuni  gravameü  notal^e  iron  redundet.  Qüae  confvede« 
ratio  iniquitates  intulerit  civitati  etc.  etc.                                 ' 

3)  Die  g^ewerbUclieii  Verhältnisse  der  Stadt  Stendid  im  Mittelalter  in  Deatsche  Mo- 
nalshelü  VI.  Jidiig.  S.  874  ff 

4)  Riedel  1.  c. 

6)  Deutsehe  Mokiibhefte  f.  c. '  ' 

6)  Gesehen  1.  e.  p.  104:  #elk  smed  der  smede  (th^M®  nieht  en  heft  etc. 
7>  Htttmather    mo.    <}oldschraiede- 1269.    Lai^btnblet  II,   Wl.    Brnderscteften  im 
AUgemeinen  1258. 

8)  Schuhmacher  1274. 

9)  Schmiede  1998.    €k>ldsehmiede  1281.  /i 
10)'LakemMididr  t289.                               * 

11)  Sehuhfllcker  1284.  Schulkmacher  1284.  Wbllenireber  1289  id.  ittd  T^hmacher 
1296.     Bftcker  1272.     Kürschner  1280.     Schneider  1)86. 

12)  ÜCitfeger  1946.  Spinnlretter  1248.  Bisher 'l2iM.  'Sclineider  1860.  Glrt^er  1260. 
Eflrsehner  IIM.' 

18)  'NiMsh  dem  Stadtrecht  ▼.  1994.     CXCVlII  Von  der  lüde  morghehspralre. 
<  14)  BmddrseliaftMl'  fan'AUgemfSiMn  nach  der  Urteidid(B  ▼.  1256  tb6i>  die  Theilmüime 
der  Gemeinde  an  der  st&dtischen  Hegiemng.  -  >^"'  *    ' 

l«]'Itir<Epadg6'lifif^'HdUdfbste  VoB'12fi  gib»  Allgt(tti6in  ^tt  V/^tilötl^'*  die  Bede. 
•-- 16)  Blidtredit  i^oH'ftn  mb^'fiMldwii^lE^ '-"-'  "-  '■•'  '"'''    "  • -im  r—i.»  t 
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WeideoauM«  Schirddiiitz«),  Str^Alen»),  Batibor«),  Mlliiche|i<^), 
Sln88biirg*)v  Fieibuig  im  Breisgaa');  Nicht  so  deutlich  nachweis- 
bar iflt  die  Existenz:  von  Zttnften  in  >  ^ AUgdborg  4im  das  Jaht  1276^ 
kh  finde 'in  dem  ganzen  Stadtrecbte  ans  dieser  Zeit  keinen  einzigen 
Arekten  Beleg  dafür  ^'trotzdem  dasselbe  gerade  über /die  Organisation 
der  Handwerke  sehr  viele  Bestimmungen  enthftlt  und  eine  ganze  Reihe 
wn  fiewerbenranffilhrt^'  Die  Abgaben  liegen  nämlich  Inun  nicht  mehr 
don  ganzen. Gewerbe  ob,  sonddrui  sind  för  jeden  Gewerbetreibenden 
penSnlich  festgesetzt,  ^  dass  an  dnenVetband  unter  denselbea.'nicht 
iodlw»Mlig  gedacht  werden  inossi  •  DafQr  sind  ■■  aber,  i  dnzelne  Gewerbe 
ak  ^emler^^  bezeichnet,  und  da  aus  gleiohzeitigeB  Urkunden:  zur  Ge«- 
■Ige  erhellt vdass  hierunter  meistendteils  Innungen  der  Handwerker 
wnUnden  werden;  so  wird  man  dÜ9selben  auch i für  Augsbotg.  ahneh- 
Mn  dürfen.  Allerdings  ist  dabei  zu.  beadiiienyidass < der.  Burggraf,  das 
^nt*^  im  einzelnen  FaHe  verleiht,,  somit  jeder iHandwerker  unabhängig 
fem  anderen  sein  GeiMrbe  ausüben  konnte.  Für  meine  AulEassung 
aeheint  mir  noch-  der  Umstand*  zut  sprechen,  dass  den  Bäckern  ver- 
boten wird  unter  sich  dne.Einiing  zu  trefiar,  ohne  des  Burggrafen 
md  der  Bünger  Erlaubniss.  Der  §.  Uüß^AtLßXWUI  des  Stadtredits 
mt  1216  lautet:  unde  aoln  :auch  die  backen  ohein  einunge  mpderia 
tan  one  den  burggrafen  unde  one:die>hiirgaen  Xnnt^.daruber  chain 
ainunge  under  in^idiui  sol  cheine  kraft  habend  irnde  sint  da^u 
dem  burggrafen  und  .dei"  atat  scUuldk  ze.  buzze  eins*  phuht  phenniges. 
Ich  denke  mir,  daes  ),ainung^^  hier  nicht  das.  Verbot  der  Yiii^mnigung 
Oberhaupt  ist  4  sondern  damit  nur  der' Bäehelf^ilde  das  Becht  abge^ 
^rochen  werden  sollte  für  ibna  Mitglieder  bindende  neue  Verordnungen 
üid  Gesetze  zu  erlaissänvi  ohne  idie:  Genehmigung  des.  Bathes  eingeholt 
ZH  haben*  Alick  die  für  Alle  ^[emeinschiitlich  abgesetzte. Strafe  von 
einem  Pfund  Bfennige  deutet  darauf  hin  ^  idass  es  der  Bathmit^einer 
Koqnraiion  au  tbun  hatla.  Sonst  ward  doch  ivon  jedem  einadnon  Ueberr 
tieler  eine  Summe  Gelde^/ eingetrieben  i  wiotden.    Endlibh  macht  die 


1)  StAdtreciit  Ton  l^bl  alle  HanJlWerlL'e.    Besöh^ers   ftu/gefiihri  sind  We'ber,   Scbu- 

S)  StedredM-ir.  ItM.iiUt'ÄöidUkitM   -  •  1    --!.''! 

S)  Bolko  I.,  Hers.  v.  Sehleaien   g^ebt  der  Stadt  filr  Innangasachen  der  Handwerker 
itm  Btckt  der  Stadt  Schweidnits. 

4)  StadtTMht  ▼.  189S  aUe  Handwerke. 

ft)  Scbolimadier  1S90. 

«)  Bieker  1S68.  .        n     .-.i.     .  -  ..  |.:  ■-;.: 

7)  alle  Handwerke ,  nach  der  Urkunde :  Bttrgermebter  u.  Zflnft«  ans  dtm  XUi.  Jahrb. 


Verpflichtülag  dert« BäMH^ker  zum i Backen  von. Norraalbroten,  wozu  b1^ 
zwei  aus  ihren iMitte»  ^tdlenr.  musstea  ^)v«  im  bedien  iGride •  wabrschein- 
lich,  dass  sie  ieine. Zunft  bildäten;  Ea  wk^:  ia  Erwigung  der  Bcnen« 
nuQg  ,,Aeniter^.  diobt  förungcvechtfertigt:  gelten^  dürfen  Ton  der  Bick^v 
aunft  auf  da&lVorhandtosein  AbfllMher  ¥ieieiaignn^  ibei  id^b  anderen 
Gewei^eoi  zu-BcblieseeDi-'i'.- '  .'Mi.-itj.nM- .':'•>;•  .  ; '••-  ..:•••//-■.■  .u  •  .: 
.£ine  d^  HaupteigentbümliobkeiMf  nun:  dieser  ^städtiscihenHand«^ 
werkornVerbi^iide  tritt  uns -in  deuiiibben  obliegeodeaDieDSipfflichlen 
ubd  Abgäben  entgegent  Jeb  ^rwäbBte  scfaeos  iiassimrliäO'dieiSchiibt 
wiacbeF  in> "Freiburg  im >Brei8gaii  drai.  Herzoges  i^edn-er  in'srf^ld 
zog, i  Schübe >i]ncD  ätieibl  liefet^  mussteii'^);  Sehr  ausgeprägt *^nden 
wir-di^se  DienUleistungen  ib  Straflbbwng  in*  >dern€k^teni  Hälfte  des  3UL 
Jäbrbunckertau  •  'DieiHandwerkeiT'  sind  in  «dieser  Sladt  noch  zB'Arbtiten 
aller.  Art  Ti^rbuiden  ^  > ja :  auch  die  '■  Kanfleute  wurden  •  gtewungen  einen 
TheilsibreF  Zdt  »däm»  Bisokofiß.Kur  VerR^^uDg  ta  6tellen.\.n  Das  älteste 
Stadtreohi  hatusn  dchi  Artikeln  tGH^CXYIfi^i)  ganz  geoime  Vor- 
Schriften:  dät'über.  -iDer  Gkiarakter  derselben  »ist  hber  ein  deranrtiger, 
dassijdiei.Handwerter  anf- der  Scheide i'^isdien  völliger  Freiheit  und 
letister:  iPeriodi  äJdcf  Kitechtsdidft  igestariden.  sn  •  habei  «sefaeiienii  Die 
DioiätyAichten wsindMiDeislentheilB' sö'^ringfiigii^  Natura  dass;  man 
dentEindriidtbinpfäiiilt,  in  welligen^ Jahrzehnten: werde  auchi diese,  letsle 
Spuir  der  HörigloBit'geächWnndeni^ein;  In  der^That  ist  ein  Jahrhun* 
dert  spfltßnim  ßtadtredite  ven  12M^)  von  Abgaben,  welche  die  ein«- 
stige.  1. Abhängigkeit  ivofm  Bischöfe  beseugen' könnten,  nicht  ibehr  die 
Rede.  Iniizwäfteii'iialiilratrierlistossen  wir  dagegen  aufieiqe  ganae 
Beihe  tanDienstleistungenv  iifkmüsL  HandwerkcIr^ntorworfeB  warefi. 
112 : Küirsctmer  lUusstea  md  Koeieii  desi  »Bischofis  Pekiei  machen  und'  Fielle 
zuberdten,  soviel  dies^lderbnt  brauchte;'  Yerlui^ydiA  der  Meister 
der  Kfirschiiek*'  afuf  der  zum  Zwecke  dds  Einkäufe  ¥on»IBelBwerk  untere* 
DommiBneniBeiaeierteidet^'^iwS' der  Bischof  trafen  ^i)i:'i  Von  den  Sebpmie^ 
den  »«Si  Jeder,  Wenaider/Bischof  axifBäseit  <gelitv<rS  reap.  4  Huf- 
eisen mit  den  nöthigen  Nägeln  liefern  und,  falls  der  Bischof  zu  einer 
B^lagerun|(  zu  schreiten  sich  gezwungen,  sieht jpder  selbst  belagert 
wird ,  300  Geschosse  hergeben.  Etwaigen ,  Jä^s^i/m  AbWi  diese  festgp- 
gesetzte  Quantität  hinaus  muss  der  Bischef  ibezahteni;  auch  ist  er  ge- 
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■dthigt  für  «Be  auf .  seiner  Bur«  iarbeüendeti  Schmiede  deib  Unterhalt 
ni  bestreiten  und .  zu!  den  Beparatuiren!  da&  Material,  aelbat  au>  >  aqhaf- 
Im  ^  X  Unter  d^n  Scthuhmacherto  müseiBn  S  dem  Bischöfe:^  i  winin  .  er 
am  Kaia«  fährt,  Futecale  für  verachiedene!  Gegea&täiide  liefern;.. was 
ir  RLscbof  dagegen  ati  Lederzeug  au  einer  Belagerung:  ibrauchtf  imufls 
ff  kozahlen')«.  .Die  Handschuhmaeber  - — und  awar. Ehrer  aar  4i.>^ 
Ubea  zur  Auafiatterutig  d^  erwähitea  FutteraleieineLieferimg  voii 
leissem  Leder  zu  machen.  Wünscht  der  .Biach«f  mehr^;  so  wird  den 
Hüdwerkern:  diei  Jueistiing ;  vet^ütet  ^%  Diei  Sattler  haben  zu-  einer 
Böse  de9  Bisdhofs  zwiei^  ves^k  ivien*  Sättel.  AinenlgdtUch  au  ititliton; 
iDes  aederet.  wiidilhüen  hezaUtf).  Die  ScbiverUegeB  mtlseea,/ mna 
ior  Ksi^af  terfeisl;.,.  seine  Helme!  uad  Sehmevterv  sowie  die. »seiner 
Miniateriialeii  celnigeii  und  auQhnfüi>{ sein; Jagdteiist.Sofge<  ^ragea^^). 
Fir.idia  BeohermadheT:  ^t^  daassie  Alles,;  was \dec /Bischof  heil ihnei 
btttdlt  ^ .  nur  gegein  Vergütiuig  ilire«  Arbeit  •  ansufecligea  f  habe^  >.  >  Dsß 
a  TemJrbeitende  Material  liefert /ihnen  der  KltitetqeiBter<<^)«  DieuMr 
far  wifidennn:  müssen,  dem  iBiscbofodUr  iancb;  dem  kaklerliehen  Paare, 
mm  dieses  in|  StrasdMirg  anwesend  seini^lHe,  AUea.aalsrtigieii^.  was 
teelbeaizuKi*  Bdd^/Odittrr  in > Küche  utod.ICdSer:  brauCheii.iZuiihmn 
irbeiteii :  liat  ihtteHr  ihr  Meister  das  Hok'  und  ;der  ;KellecsKister.  des 
iBachofesi  die.  wderän  lUfeenBiMen /aaii  JteUen.  i  FilhrtnderiBidihof  MiKum 
iUe^  SQ  Bind  die  Kitfer^aMgegeniBesahlutig  ihrer  Jueittunggea^ 
den  erwähnten  Ytsrpfli^btwgeniinachsilkoiuittenr  i^^«^^  4Mh  aUe 
Fissor  «des  BischiGkfe  nup  .ättfideiliei Kosten:  binden  ^y  .  Dieifiasitwirthe 
haben  Soreie^  m.tmg^^ > 'däsa t des; ßiMihofs ; Abtritt iUnd  Speicher,  t^in 
Uabe»^).  Alsi  Dieostpdieht  der  Müllei^  uiidiFiscberfist  angegeben, 
dsss  die  ersteren  einen,  die  letztmsn  zwei .Ruderkoeöhte  für  di^  Was^ 
wfihrtea;  des  Bi&ch(s£i>ziir/yerfügiAiig  isteUeaimiüsaen..  Jedoch  ge- 
adneht,  dies  luicbt  KAnei-Besottung  dsf  Knechte  und:  naan/kooHnt  Abern 
ea^  iidis  daa  von  dem  ZdUner  gelieferte  Boot  obie  Schuld  der.  Lenker 
aiSchaden  knmmt,'  die  Kosten  der  WiirierhecateUu^giaus  das  Bischofs 
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f)  Ari.  dXHt. 

8)  Art.  CXIV.  Arnold  a.  a.  O.  p.  250  Anm.  8  hat  Unrecht  hier  ein  MiisveMtSndnUs 
MfkllreB  la  woUeii.  Bei  Du  Gange  heisst  ,,neceasarium*'  aUierdlngsi  ,»hitrina?.  Auch 
Onndidier,  Hirtoire  de  reglise  etc.  p.  70  übersetzte  „les  commoditte.de  l^ev&iue". 


Taäehe  taklea  zu  laäsen  ^);  .  Deü:  Fischära  ist  ausserdem i •  noch  dk 
Verpflichtung .  auferi^  isin  Mal  im  Jahtre  drei-  Ti^ei  und .  drei  Nächte 
für  den/ Bischof  dii  fisciien;  aber  auch  diese  Mühe  witd  mit  Geld  auf«- 
gewogen  «9  ).i  Die  Zimmerleute  endlich  müssen  sich  •  alle  iMonta^  >Tor 
der  Buif: einfinden,'  um :yon>  dem  Bischof  nöthigen  Falls  isor  AIrbelt 
gemletliet  weiiden  «u  können.  Werden  sie  Hror  1  dem'  Läuten  der  Fitük* 
messe < nicht: angenommen ;>8ö  sind  sie  an  idtoi  Tagd  fitoi  Aind  ktoneu 
zur  Arbeit  nicht  ge^ungeh  irbrddn^); '^  i:.    "     i  •«»   i 

Auf  den  ersten  BHck  erhellt  a^s  diesen  Bedinj^unifeni  die  Oering^ 
f ügigkeiti  der  Lasten,  > Auffallend  ist  djBibei,  dass  nicht  ein  Mal  alte 
Handwerker  der  Stadt  sidb  in  dieser  Bolmäsäigkeitibefinden.  iArt;XOIII 
des  'Stadtrechtes  erwälmt  der  (Bäcker;  MIetager  und  Ohstteifkäufep  (qüi 
Tendunt  ponia)i'iohoedäss.äusgespTOchein  wird,<ob  dieselben  «üeh'Dienste 
irgend  irelcheri« Art  ZU)  leistet! /hiübteihi  Voin  fünbehn  Ge^rbbn  :>^ 
W^nzapfer  <  usd  JObstverkäufer  i  ihitgerechnet .  «-^  idie  im  Stadrlrech te  ge^ 
nannt 'werden, 'empfangen  nur  swei  fCkn  ihre  Leisliungen'gari  keine  Ver«* 
gütsiigti  dieiScbwertfeger  und  die  Weihzä^fer ;  bei  >drei«n>  and^m^  deii 
Bäckems  MelzgerÄ^  undiObsibveilDäirfem  ist«  überhaupt  vonik^nen 
'Dienste ylie  Rede v*äls» »äm^ihftchBteii  Grade  w«jkTsdileinliob v  dass* ihneii 
keiner  obtafg^i  fünf  wieitiBre  Gewerkev  die* ^et^  Schmiede^  SehukmÄclie^, 
Sattlet ;i<Hiidd8ohuhiniJcher  -und  Küferflialwik  Lcdstm^enüiur  bis-  ftä 
einer  gewisse»  Hdliei ZU' voUsiehen- und  werdten  tübei^  die^  hinaus  füf 
ih^  MMie  entsefaädagt(illiif  Handwerker^  endlieh;  die  dertiKürsohnei*^ 
Bechermadier^  Fischer^  Müller  unJdZinmierleate,  iirbeitea  vcUständi^ 
auf  Ko8ten<;destBischoftlAinddine!Besehränhungitaier  Freiheit  spribht 
sich  nur  in  dem  Umstände' aus,  dassisiedeliiiBisciiof  das  Verkäufen 
recht  ihrer  Arbeiten  ieiiirSumen^  müN!den.>      i     :>!•;>..  »i     ;jj.       :, 

Und'gar  die  Leisluhgen  selbsti'  ^bgesebeni  daion^  dase^üige 
Handwerke  AUesi  bezahlt -erhalteni,  scheint  ter  den  ähdern^dertinate- 
rieUe  Wekrth  der  Arbeit  ditt  6anzen>  so  »unb^dentendv  date  dfe  Last 
nieht  sh  hart  emfxfunden'^imkden' sein  ikann/i  Wasiiwoll^n* -imei  Huf* 
eisen  mit  den  Nägeln  sagen,  die  jeder  Schmied  geben  mußste,  nnd  die 
300  Geschosse,  die  alle  zusammen  bei  bestimmten  Ge^f^K^iten  zu 
liefern  gezwungen  waren?  Oder  die  2,  resp.  4  Sättel,  die^sämn^tlichen 
Sattlern  —  und  ebenfalls  nur  in  aussergewöhnlichen  Fällen./^—'  ob- 
lagen I  Die  Küfer  mussten  über  ihre  Arbeitszeit  Yerfügeh;]^^^;  das 
zu  verarbeitende  Material  musste  der  Bischof  selbst  her^i^en!^^  Iti  der 

■l)Art.  €XV ■■  ,  i   •■    .. '.A  .-.  ■:    «1    «•  -i.-/  1/.,.../..^ 
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LeistaQg  der  Gastwirthe  mag  vielleicht  etwas  Schimpfliches  gelegen 
kaben;  sonst  koonte  ^uch  sie  nicht  viel  Z^(..  und  Mtthe  kosten. 
Die  Maller  endlich  sind  einen .Buderjknecht  zu  stellen  verpflichtet,  je- 
doch erst  dann^  wenA  der  Bispl^of  eine  W,a88erp^rthie  unternimmtp 
Man  sieht,  alle  diese  Dienste,  sind  nicht  für  den  tägUi^cn  Bedarf  des 
BiadK^  berechnet.  Yerhältnissmässig  mehr  .mögeA  die.Schwertfeger 
n  thim  gehabt  haben,,  denn  das  Reinigen  der  Q»^e  Mnd  Schwerter 
all  derer  ,,qui  necessarii  et  cotidiani  sunt  ministri  Ep^copi"'  n^ag  k^n 
kküies  Stock  Arbeit  gewesen  sein^  zpnpal  ihn^  noch  überdies  das 
Piitsen  des  Jagdzeuges  au%ebürdet  war;  .. ,;        ,;.     .      ..,    ,.( 

Die  aus  diesai  Thatsachen  sich  isrgebeude  yermuthung,  dass.  die 
Börigkeitsverhältnisse  der  .Strassburger  Handwerker;  in  dieser  ^ei]t 
KboB  sehr  gelodsert  gewei^n,  ja  vielleicht  garuif^ht  n^ehr.von  solche« 
fie  Hede  sein  darf^  gewinjot  ^.  ßoden ,  wenn  wir  einen  Augei)bli(;kj4i^ 
Sldliuig  des  Bischols  zur.ga^en  SUidt  selbst  in  Betrad^tziehep. 
Aiaser  seinen  Bechte»  auf  diß  Arbe^tjen  dei^ßand^rker  kann  er  i^b 
aidere. Ansprüche  geltend  machen,;  Die  ArUkel  LXigCVUI— XCII^ 
iKrkmnen  das  Aacbt  des  Bischofs  ,24: Männer  aus  deifn,. Stande  d^ 
Kiufleut^  zu  beliebigen  Botachaf|en  ver\ven4w  zu )  können.  Ausdrück- 
Üek  ist  aber  dabei  angeordnet,  dass  die  24  .fiut  .bel^ndelt.  wendet- 
Der  Bisehof  muss  sie  bei  feierlichen  Gelegenheiten  an, seinen  T|sch 
ziehen  und  für  etwaigen  Schaden,  den  sie  erleidep,  die  K9ßten  tra- 
geo^).  .  Femer.  darf  der  Bischof ,  seine  Pferde  au)[.  depa  .Sti^^ftlbolfe ') 
abstdien;  hat  er  aber  viele. mit,  so  soUen,  sie  in  dep  ,\y;|rtbah^Mi^i:i[i 
lyiteig^jtacht  werden,  und  genüge  ai^ch  dßrien  S^umljtcbkeiiteft  ni^, 
80  sieht  der  Bischof;  sich  geiiöth%t,,4ie  BiMrge^  i^n.>£rl^ubiMS9,  ^u  bieten 
seine  Bosse^  in  Jhrep  JEUUisem  ab^teU^n.su  clM^^p 'i)«,..  I>9r  B9|liw4i^nst 
dtf  Kaufleute  ist  höchst  wabirscheii^h  ein  let0^^ßest  der  Pieost- 
verpücbtangen.  der :  searamapii  f ).  Wie .  sehr  abgesc^iff^^it.  erscheU^^ 
diese  *aberhieri  lUe  Botenn  machei^  4Kr:  QMAgo  .a\if,  Rechnung  ßj^ 
ttaehob;  femer  eilialteii  sie,  wenn, der  ßisqhof  ^seijQ^i^u^i.^u. '^('I^e 
hdet:  „honestas  coram  ipso  sedes  ad  prandiuiQ,  ut  ei^^  bpifÜVl'^H^ 
ans  eo  ttociores  efGciantur^);  faUs  ihnen. ep41i<^  ^uf  der, Bejse .an  ihrem 
Uibe  edei!  Gute  irgend  ein  Schadete  erwächst,  splißt  dqi;  Q^bof  g^fial- 
tea  denselben  zu  ersetzen.   Alles  dies  lässt  die  Natur  des  Ehrendienstes 


1)  Art  LXXXVm,  LXXXIX. 
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äi  ^^ilhelm  Stietfft, 

deutiitdi  ei*können  i|).  Auch  deir  übstan*,  d^ß  der  Bifechöf  füP  ßeinfe 
Pferde  lüdKt  mkht  in  beliebiger  ÄmaM  Uiile^kunft  findet,  sondern  Im* 
den  BÜrgerlif  besonliers  uni  diö  AttftfÄ^ime'rtächsuch^^  muss,  ^efet  auf 
eiriö  sehr  starkdEiiiÄehrärikimg  seiner  einsti^n  Ma<;ht  hin.  Gfrörer«^) 
häilt  dite  (ito*  d^  s6hlagendäteii  Be^i^is,  öass'bie  StraAsburgs 

)^fei*söiilitih  völlig  frei  gfewfesöwstfenv'woW' Übrigens  nur  zu  endnem 
ist,'  däss  er  dSas  BÜtAir^ht  tyb^ndr^in  in  diie^eweite  Hälfte  des  sehnten 
Jähthundertd- verlebt/  "•'•-•    '■•'    •  '  '•-•  •'':       •••'■    ■'■ 

'^'  Nittht  wehiget 'fiprieht  für  di^  schwankeäde  M«tchfeteHüng  ideÄ 
Bischofs  in  der  Stadt  der  Abschnitt,  Wekher  im  Stadtreofate'  sdnfe 
Biteiehüngeh  liuitt  StÄddhöf^  t^lt.  '  Auf  Mieden!  war  der  Schifltheiss 
Ver|pfli<;hM  18  Oöhöett  «ü  Meftt^^'sdfie  er  abfer'  von  de»  Sttftsleiiteiii  di^- 
hi^ts  fettier  ein  Pferd  i  13  Bätife'tiufd  2  Eber.  Die«  Odisen  durften 
^^^i' -töm'-^htiltheiSS^/noc^  ti!^^  6^  'm  abdem  iZweikäii  als 

s(üttl  ^Pflügen  tifad*  Bebkten  keines  ,;S^huh<öbuseÄ!'^:  vet^anät  wehl^n. 
i>tt  Stadler  des  Ht^fes  ^ü»ke  Pftdg^und  %geir  gebiii;  alles  aiid«it, 
Uis^^onsA;*  bodf  i\k  Laridivirtftichaft  «öthig  wäir,  mit  «AusnAhroe-^deg 
LMm^'ufid'Kötueä'für  die  Arbeite^;*  1^  ^^^  Schülthdlss.  Während 
dist»'  ^Me  zahlten  idie  Ridhter  lind  die' ^is^r  der  MMer  und  Wein^ 
^^^q^eiiie  Stuhiüe  Geldes  ztlm  Ankaufe  vt^n  Brodc^die  ersieren«  Wuii- 
'Äen'sp&ter;  wt^n  das  J9i^I)!ofes  O^ltt^id^  gedi^osdhen  wird,  idurlih:  ein 
■Mati^i'' Kohl' entschädigt »>.■  '=  •  •  --'i---. ."  .i./"  i  .i  i.'n  . 
'  " '• '  ÖidSfe '  BöStiinnkttögöii  •  kJfanen '  auf  ehfr' « hoÄ^chtttchto  <  Ablgabefaver^ 
%M!«Mdkkäüth  m^hr  gedeutelt  werde».' >>iJ€Jdenfa»8'  Ivatten  die  Bttrgier 
d^i^^  Stt^  ^iÄOk^-tik  MtÄ'  llet¥s(Aaltshcrfe^  att  sl^liafien.  ^ DW  (^hwu 
'^1^  V4^  taku  ih>yhbni'edetiEisie<morietiti«rm'' -mi^h^^  einer 

^ey  ^fden  ätff^  den  Fröhliof  ^u-üfeMniden  EbisH  iwird<lien  StadClürgem 
shik^  'I^httl!^ung''tabiek7)tö8en^).  ^^'tiet  'iftisi^liof  mutidte^ femer  id«n>fdr  ahn 
'äi'btiiiendiBnEh^cbt^liöhn'zabM»)^  durfte 

"ttkr  ^''V()fg^sciIiltiebeMn'Zwkk^i  b^utM^nv  m&  war  gbwufagen  die 
Büishlier'^^mfl'fBdtM  füii"  die  Öääiif^htiguag  delfi£mte'  mit  je  ein^i 
M!Altt^''GktWidö'ztf'ttlt^  •    ^« 

'-'"^^EHirägt'^ätt'  lim  iDti>!Liebte''die^rilet2te«i  Thaf^cben  die  Dienst- 
infliehtiblit'det^  HfibdMrerkei^  doch  eimiaa,^  itb^dbeiiil  es  zweifellos,  da^ 

VJi.,iknbimLlA      ;J.    iiiij;/.  '.ih   '    ■:.:   .','A,    •.••11/        :.•..■•••:•    i:  .     .    ■*:,.•.■,.    .,.,; 

1)  Arnold  a.  a.  O.  I,  71. 

2)  Gregorius  ATII,  278.  '''  •  '••  '  '  ' 

3)  Art.  XCIV — CI.     Schuhebusen  ist  ein  kleines  Grundstück',     «f.  Lezer." 

4)  XCV.  '•  •/       " 

5)  xcvn.  '^ 

6)  Art.  XCIX.  /!/  '  '         ./. 

Ii  //.  / 
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dieselben  üebwTfiSte  der  i^iBßtigw.  hofrQqhtlicl>w..M)iÄngigto?i(i  syiit 
Ib  ihnen  is<  idter  üe|bprgftiw.55U  yö^iger  Frei^ift  .YiW^ittel]L.  Ein  Yer- 
gleich.mit  deia,;?weiteni  Str^sburgerSfiacifrrficMi  WS-den  J^pferpfi  1214 
-1219,  in  ,u?ejcb^m  qipiger,  AeWfipbQ  ,gl(W5l|ftÄlp|EriwiÜ^  »eöchiiebt, 
■•dit  lUese.Behwpti^ng  wa^rsqheii^i^e^'.».  D^  .^igfii,jiiriis,m4ffilich 
m  dieser  .Peno4^. noch.. a^iPriqfle^wg  Wiieap^tJg^ynt^pwüyfis^it  ^ 
gnehw  werden, ;lwin,  ist  dijö,  ßelq^öWg  d^y,  iScWfilßu^  mti.ihr^^ 
Amte  durch  cfeft  VQgt»)^,-  Aus  ;fff^i,weitj?HQa>Be&^ip)i)auflgßn:ßi;b^^^ 
gestattet. Aiif.0iaßBQ>ris(9ß  vftrftphlJiptie  Sfellwg,!/^  Ifendwefkpr  zu 
acUi608ep.  Dpn  Bttrg^ni,  p^Ucb ,  welpb^  Bi%ck;?|Wi  besitzefi ,- ift^  ^^r- 
t»oten  üijrei  Päckfirn  m)  SuJUwtlvstage  Wj^injfUj.^pd^pjodßrf.sii^.^fU 
Weihfiachten  u^d  \ißi  .w4ßrn.iGßtegent^9}te^ij,zu.,^isc^  ;W.  J^ 
B^Moweioig  dftrfwidi^.Qürg^^  Jlffß.^imHipri^Q  u^  J^i^^inflifl^^qn  »wn 
Mitd«-  pdßr  jibendQ^ßpn .ft^ffQrder^ ,«).;,;  Ich .gja\<bf|,abeif,,nic;^ 
dieae  Aiisl^gpwgi  q*tig:  ,w4rP..H  jyftch.;deiq,Äl>i€»f^,ß^a^^^ 
hd(te9,>B|Ud(^.  wd  ;?«i|mwle|utp.fpu  ,deB.»f^gpsftti^B^n,qftYferben„^ 
dflr:S^taidiwer,)yiftftQ}|JW;;üe^e;9iq}i,,p^^^  gifj^ifii^^,ßv)^i;^.  Zu 
ioi  apge^ebe»eni  ^ß^ri^  wi^4'man:dieißifpkpR(5fä^^J^  .dft^en^;wf«l 
ie  weder  aiußi.j^ßw^ngüw  Am  Bia^ibflC/ZV.fflWl^ilbftt  pofsl^.ihnffli 
fon.ßoitdn.  .deswlhßPiMfflW  VMPStß^.  geq^t2;*MfHr4§i.  .pift.,J?mjD^erteHtP 
ukm^ik  aber.wbef  gleifilrf^.eiriß;,Außi>aljfpesj^li^  av4# 

sia  zu  Önnwßiugßii.yftndvfiirkeu  gqhör^öi».i(jiqf,:(j#^^ 
dif  Bwsgral  nkftt.dWiRwbtiMt»  (j^i^/^f^f^  35^i,ppi?nnßi^,,,daBp^ 
aber.  es.  ii».  dc«n,,yo|i  j]»peR,,)ia<i#pl«dW;;Ar,(il^l*)Mh«?^^  r^iinW^iW^t 
CQgmdti.m  in.alfww  wW.a^erB^^.  pisjijJ^ji^Äw;^ 
iiHi|ig^.di^/iM}¥<((»l  ^^\mim^  M^i^f^X^  }»^  WrM?t^illlÄ?M 
«kü^  icb.OTr:iji|e?(3i^  Yvbpt  «Is  .ewe.RfflBujl^  ji^fbM^frlm« 

an  die.ßes^w.!.!  Ar!tt;X3a$i.begi»»t:  KeiB,;ß,ftrgftf;vjy!relfi<»er.B*pk- 
<)fen  bwtait;  etfra.  (fcibr.  B^pl^iw  w4  .Zmw^rf^iflt«;#ffl4ir^^^^  ^kw  ßP 
bedeutende  Handwerker,  dass  sie  Bürgier  der  Stadt  haben  werden 
können.  Sie  sind  eine  Art  Unternehmer  igewwrden^  baltenj.^Ie  Ge- 
sellen und  das  Verbot  bezieht  sich  darauf  dufeh  Zolage»  a&  Wein  oder 
Xahkdtäii  die  O^lleii  nicht  üppig  isü  macb^.  ünt^'  M  günstijgen 
Bedin^gen,  die  die  <ibrig€l4'  G^w^rbe  nicht  'bl^teh  kolin  teil. ^  hätten 
vielleicht  .diß^bei4w.g€^f^nti^.i|n  Aus^^llwpg  w4^,^ 

'  '  '  .■  1  .     ■  i       .  : ..      •  ••  .       ,     ■        I.    .....  I  ...  I '    .   <  I   .  .  y   !■'.     i- 

1)  Art.  XXXV:  So  ist  es  afges«t^ft,  4|^,.^i(^ani<MFfin^  fi^^^P  f^'^^e.clri^^ 
die  TOD  dem  voget«  d^9»  ^f^^e  hjipt  empbapgep.  j...  ,i*.  '^       •       . . 

«.Art iipw.    :.,; ,... ., ,/  ,  j.,  .." ....,...:,.. .„,.  ,; ;,. ";;:. ,, . 

3)  Art.  XXX. ,^,.-.,,     ..^.,  ; 

4)  Art  CXVIII  des  ältesten  Stadtrechtes.  ^.       ii  /    -i    .    .      >      . 


^  Wilhelm  Sti«da, 

der  anderen  gewonnen.  Solche  Lohnr^ulirungen  waren  in  jener  Zeit 
nicht  selten.  In  Rotenburg  war  den  Bäökem  ebenfalls  bei  harter  Strafe 
eingeschärft,  ihren  Gesellen  kein  grösseres  Jahrgehalt  zu  geben  als 
2W6i  und  ein  halbes  Pfund  Heller  und  zwei  leinene*  Kleider  ^).  Eigen- 
thümlieh  bleibt  auch  bei  der  eb^n  gegebienien  Erläuterung,  dass  das 
persönliche  gute  Einvernehmen  zwischen  Meistern  undl  Oesellen,  wel- 
<^hfe8  man  in  einer  etwas  späteren  Zeit  so  zu  fördern  bemüht  war, 
jetirt  noch  sdH"  wenig  geschätzt  worden  zu  sein  scheint. 

Ist  so  jMe  Spur  eiiistigen  Hofrechtes  im  zweiten  Stadtrechte  ver- 
schwunden,' so  tüeten  auf  der  andern- Seite  bereits  die  ersten  Zei- 
chen der  EntWickelung  des  Gewerbefieisses  auf,  die  Anfänge  dner 
Ge^erbepoUzei.  Für  die  Küfer  ist  bestimmt  wie  gross  die  Fässer 
iein  dürfen,  die 'sie  verfertigen  wollen*).    l)en'T^^  ist  die 

Tuchbereitung  genau  vorge^hrieben.  Graue  Tuche,  die  eine  gewisse 
Breite  nicht  erreichen  oder  in  ihrem  Gewebe  mit  Haaren  vermischt 
sind,  sollen  verbrannt  werdett»).    Der  Fortschfritt  idt  unverkennbar. 

In  ähnlicher  Weise  fo^eghen  wir  Abgabenpfliohten  Aet  Handwerker 
in  Augsburg  um  1104  und  1276.  Nach  dem  Stadtrechte  von  1104, 
•das^rst  1152  aufgezeichnet  wüMe^),  liegt  die  gewerbliche  Thätigkeit 
noich  läetahch'  in  dei^  Kinffiieit.  Nur  drei  Händwei*ke  werden  beson- 
ders namhaft  gettiacht,  die  3  Ni(hrungsgeWerbe  —  Fleische  und  Wurst- 
tdächer^  bftcker;  Schainkwirtfhe.  Dass  dfeM  itidessen  die  einzigen  Ge- 
werkegewesen seien,  däif  wohl  mit  Recht  bezwafelt  werden;  Der 
PHÜeet' ist  gehdten  dem  fiischof  Hut  und  Handschuhe  zu  besorg«^, 
äMbr  Vifird-  es  ertaubt  s^  aioif  das  Vorhändensein  vo^  Handschuhnäu^hern 
üüd  Huimachern  zu  sehliessen^);  Ob  diese  drei  Handwerke  deshalb 
atMrficklieh  genannt  ^Arerden,  weil  sie  die  reichsten  und  angesehensten 
wa^ ,*  'Wie  Gfrörar  annimmt^),  mslg  dahingestellt  bleiben.  Die  fest- 
gesetzte Abgabenpflicht  spricht'  nicht  dafür.'  Will  man  Augsburg  mit 


>'   1)  WüUc&Mnbtick  dw  XHI;  Jahrh.  498. 
i  M     9)  Art  iCU.dw  BtadtretktaB  T.mii 

.,  .^  ^).Art.  LVI  da«  S^dtrao^M  y..  UU.  Di«,  gleich«  Beftimmong  isß  Of«Q^r,Sudt- 
rec^t,  desseii  Abfassung,  in  die  Z«it  von  1244^1421  verlegt  wird.  §131:  die  tuchbe- 
ra/ter  stfUen  Ire  taecber  so  berai^eq  das  sy  kain  Kar  vntter  dy  recBien  lantwol  niiscben 
tftlrriM'p^  Wlast  de«  ttachs.    'Ificihnäy  tind  ticbnler,  Das  Ofener  Stadirecht. 

4)  Meyer,  Das  Stadtbnch  v.  Augsburg  309—313.  Beseler's  Geschichte  d.  deutschen 
metelktles.  I.  Band.     Stobbe,  Die  Becbts^uellen,  488. 

5)  Art.  VI  g  9  d.  Stadtr.  v.  1 104 :  quoeienseumque  epi^copus  ad  t^nriam  vel  in  ex- 
peditionem  vel  ad  consecrationem  ibit ,  praefectus  ei  duas  cirotecas  et  'pllieum  et  Insuper 
suam  subsidium  dabit. 

6)  Qregorius  VU,  327. 
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Strassbnrg  vergleiobein:,  das  um  dieselbe  Zeit  ja  scihr  viel  entwickelter 
gewesen  zu  sem  ^heint^  sb  erinnere  man  sich,  dass  die  den  Fortechritt' 
bedingenden  Umstläide  in  beiden  Stfidten  nicht  gldcb  gühstig  warlBn. 
Die  drtlicben  Verhältnisse  müssen  den  Aufschwung  der  alainannischien 
Stadt  sehr  gefördert  haben;  Die  Nähendes  Rheins  «md  die  diadurcb 
pkotene  bequeme  Wasserstrasse  konnten '^ine  frttheiBlüthe  erzielen, 
wihre&d  Augsburg  an  einem  kleinen  Flusse  und  ti^f  im  Binhedlandd 
kg.  Immerhiit  aber  mögen  Karl  des'Grossen  Gesetze  uüd  Anord- 
BirageB,  wie  Otto  I  hervorragende  Thiäibi^eit  eine  gewisse  Aehnlicbkeit 
der  Entwickelung  bewirkt  bab^i  ^)*  In  der  Lage  der  Handwerker 
zeigt  sich  dieselbej  In  Augsburg^  lasten  noch  1104  uiid  1156  gewisse 
Abgaben  und  Verpflichtungen'  auf  den  Oeiwerben,'  abesr  zugleich  jsind 
tonelben^  gewisse  Vorrechte  eingeräumt,  welche « deutlich  -die  freievd 
SteDiuig,  die  sie  zu  einnehifaen  beginnen,  ahisdigebi  ;  .1' 

^  Ffeiseher,  Bäcker  und  Schenkwirthe  mttssed  dem  Vogte  muded 
geboleneB  Dillen  ihre  Beitragt  zaUeh').  Dies  bielweiat,  dass  sie  dem 
Hofredit'.entwachsen  War^n;  Denn  dai  sie  zahlen  nussCenvdütften  siä 
lach  ohne  Zweifel  auf  den  Dinginf  erscheinen,  was  Hörigen  niiht  zu- 
Ktnd^);  Auf  der  ändeim  Saite  irerrätlien  abar  die:  Abgäbeirnoch  eine 
gewisse  AbUän^gkeit  Die  iBicker  Imüss^  in  ' jedfem  Mmsi  ein' MaA 
Normälbrote  Ueferot  et  sömp^  in  tmo  quoqtae  iäense  praecipiet  deco« 
qm  probati<ciois  panes  secuddum Judicium  frigide  a^üae^);:  Neben- 
bei sahlte  Jeder  zu- Weinachten  tndzu' Ostern  4'Dfenire  und  musste 
un  Fasteildienstage  den  Burggrafeii  mit  dnlofm  Hdm  btochenkeni^). 
Die  gemeinschaftliche  Abgabe  der  Fleischer  vhirdfe  ^hon 'brwähnt  ^ 
ein  Riiideri>raten  im  IWerthe  vcm  83^  Denarien;:  ausserdem  von  jedem 

1 — — :       •      '      "iMif     :'■    :')•        .  :     .   '  ,)•     •  :   ^  :  .■!::-■;      .•    •  •     . 

1)  Gfrdrer,  ljlref|Oirias,yil,  SS9,  .  r    .,  .        .,    .  ,  .    i.  . 

S)  Art  y  §d  d.,  Sudtr.  y.  llOii^^t  ad  ti:ia  placit^  iUa  qailit>et  carnifex  ad  servi- 
tiim  adroemti  duoii  Ünttim  dJtiaHos  di^it,  et' ^uilibet  puilf^'tttium  ddhariam  tantünk 
BamMMmi  taibenimriohAti  dUe' pii!H)ei  ^piacopöv 'tot  autem  pars  «dtbcafo  4rit,  *d  IHa 
Im  pladta  et  de'qnoBb^t  ittodi^ ,  iarqiiibu$' eil  fal ,'tlliT*^iutn  denürialiim  htbebit  aji 
MwidafD  ftd;V0eaUu,J        ■     ,.:i-.-r,      ■',-;;    •..  it    ••■;••  v    '-i  .  •!»-:'i  . 

8)  Nitssch  a.  a.  O.  M8. 

4)  Art  VI  §  1.  Die  Worte  «fprobaticios  panes*'  fibersetst  Gfrörer  mit  ,,Normalbrote" 
(GregoriiiA  VII.  Bd.,  326).  Gaupp  denkt  an  Beweisbrote ,  die  beim  Gericht  gebxtencht 
««fd«ii.  (Deatacbe  Stadtrecbte  U,  196  if.)  Ich  gebe  der  ersten  AufRusadgr'  den  Vorsug, 
weil  im  Art.  CXVIII  des  Aagt^burger  Stadtrechtes  von  1976  rom  Backen  des  ,,Kiisprotes** 
die  Rede  ist,  deM4ta  Material  gena«  angegeben  wird.  Diesee  ^ichniprot'*  kaniA  nlclit  in  ge- 
riehtlichen  Zwecken  gedient  haben,  schon  weil  es  verkauft  werden  konnte.  Ea  scheint 
deamaeh  gleichbedentend  mit  den  ,,probaticio8  panes"  von  1104  als  Masterb)rot  alifgiefasst 
werden  so  mfissen. 

5)  Art.  VI  §  3  in  depositione  carninm  gallinam.    Deutsch  bmI  Gfrdt^r  a.  a.  O. 


3g^  '         Wilhelm  Stied«., 

Metager  iswei  'Lendenstücke^).  <  Deii  Wuratkiiaebelii> lag  ausser  der 
Ueberreichüngldeif  6  Ochsehköpfe  die  VerpiUchtiuig'  ob  die  Gefangenen, 
welche  den  Fried»' der  SCadt  g^rübt  Uatttof  zii>tiä>erwächeii^).  Die 
Schienkwirl)be  ab^  rnnssteo  !  vbn  jedem  Maafis6 ,! das  *  die  ^erloEiufteit^ 
eine  lAttgab^  ziedilen  lünd.dea'  Bütldn  ein  GrbsiBier  tekhen^). 

Die  FldisobiBr  ißnd  Wurstmacker!  empfangen  für  ihre  Abgaben  eibe 
Eh  tsdhädigUngi  •  Der  Burggraf  tivsste  2f weien .  au&  der  >  Schaär !  der  \ßr^ 
s(eFen/26f  Denare  mid  einem  beliebigen  Wurstmacher  6  MMzei  g^ben^)i 
Uebcä:  deh  €baräkter  •  dieser  Zahlutig  >  ist  gestritten  wmfden.  Nitzsdi 
sie&t  diese!  Bunüneniol  HihbUdk  airf  diä  Schäsler  zu  Odblbnz  alä  Ab^ 
schia^azahlütig  >fiir  den  oensus  der  fremden  Ges^erbetrdbändeh  an  P). 
Gaupil  bätirachiet'  sie  als  ein  lAequivalent  fttr  bej^pdel-e  Yerbinälich- 
keHeni,  wiBlche  denl  •  Hahdwerkem ;  im  öBentlichen  Ititeresse  obla^n  ^ ). 
Hiergegen  liesse  sidi  billig  ein/wendän^i  >da6s  :eis  auffallend  iatidiese 
LeistuDgen  Bitbt  auch:  imr  Stadtrebhie  aiilgetoekhnet  ztt  findeu^^  da'  das- 
selbe nach  «6ni^  ..Bibhtutiigen  mit' 4er  Aufeiüilling'deffsdteli  b^OMJen 
hatte,  ß^en  iNi^ssch  dber  sinricbt  der  Worüauidiss  TexteB*  4,etosCrar? 
Art.  iVI^§  5  und  lj,e'emiYer8o"  Art.  \?I  §i6i,  dar  geridi^zttNdeaiiZusäm*- 
menbängivoB'Leibtung  und!  Gegi^nleistungibetonAii  Uebdrdiesr  empfangen 
di^  Baoker  udd  Sckenkwirthe  üiobtsi  ifatre  Albgabenl  ähnelhtäber  me- 
denriRi  suphrgrcßsten  Theil  riel  m^r  einer  Gewerbesteuer  y  welfchendiö 
Stadt,'  und  niipht  den  Burggrafen isälbst  anging.  .; Die : Gcsditakq  der 
Fleiseheb  jedtKJi!  kinleui'direkt  dem  Letateiren  siil^Gutej  iD&estttsiast  ge^ 
rade  •  üe  >  befriechtliihe  i  Aibhängigkeit :  erkennt n ;  <  denn  «,ucb ;  «die  Bicker 
müsieh  neben  «der  ffieldabgabe^  nMh  «in  Hahh/abt^rtielcfafeBviwiaa^^^^abef 
80  jgeringfQgigk;  dassi  eine  Vei^geltusg  seitenä  deaf /Burggrafen.  Inidht  tioth^ 
wendig.  Der  Umstand  endlich,  dass  der  Bischof,  wenn  er  zum  Hofe 
oder  in's  Feld  zieht  o(Her  eine  Reise  antritt," um  die  Weihe  zu  em- 
pfajpgen  »„  ypm  Stp.dtprMekten  einen  Hut  und  ei^  Paar  Handschuhe 
erhielt,  lässt  gleichfalls  eine  LeistungspQicht  der  Handwerker  vermuthen^ 
die  tielteieht  ihr^r  Gi^ringfügigkeit  wegen  im  Stadtrechte  nicht  ver^ 
zeichnet  wurde.    Es  ist  wenigstens  wahrscheinlich,  dass  del^  Btttggraf 


•■   ■"    ■..-^.   :■■.        .  .  .  .-         ■•..  ;     '.      '.  .   i.      .r     : 

'.M.l).Artj.VI.§6.  •;  =    •!     •■  .  r:    P  .     .  ^ 

.  '    S)  Art  VJ*g§  B  ni  li.  ei  ai  ftliqois  iiüciyitiite  icaplus  fuerlt,   vel   pro/^ace  vii^Uia 
Vel  etiRm/bi  eafqiuuii - rCldder«  debit^tslsadarii;  eum  oistodire 'debeni«!  ' ,    '     .' 
-     a)  Asik,  VI  %A  letfde  4(}aolibet  pota  eraplioio  prmefecfco  deiuäriikti«  ^Abitur  et  preeonibaB 

.  .  4)f^A^t•Vl^^»'aJ•6; 
5)  a.  A.  O.  829. 
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diese  Abgabe  nicht  selbst!  be^tt,  scmdj^m  »iQ.  vqd  4qp  HftQdwerkqru 
eiDtriel^^),  was  um  so  yei:stluidUcher|,iC||i.,er  j9.emß  gewipß^ 
dber  4i0  Crewerbetreibaad^n  biatte. :  ,r;  , .  . .;  „.  / 

.  Uia.1276  wßist  A^gsbiArg  bereits  Mf^  st^ttlifhe  Beijie  von  H^u/i^ 
mciißTn  auf,  unter  deDQQiiiurEinzeke.mo^r.Piensitdpflicht  u^iter^w^^ 
smd.  Dm  StatHirecht  djo^er  ;^it  legt  b w  unohr .  jße^^cht  auf  di^,  Q|[}i 
werbepolizei ,  wi^: .  wir  ja  mfik  io.  .Str9aQb^rg  d^n  EortscjM'i^t .  zw jibcI^qq 
deo  bQideu  älteste^B  iStadtarechten  ^^u.ji^k^DqQD  g^btei^«  A^Haiidp 
werkem^'die  in.  deJT.Sta^t  w^n0n,«.wep:4on  im  ,3ta4,trechte,;^i^efüHr,t 
Goldscliniiiedief).;  LodwQber,  d,h.  yiarte[irri^^ 

Hatmaeber ^) ;  Mes^^erscbmie^^  '^ )i; . W;Qi^ani^e^  ^) ;  fUiitscb^steri  4«  bu  di^ 
ageBiUciieii  ScbubwwQhori' ) ;  SchoqHwirtbß  wct/BiQrbraii^ßr;®);  P4(jHe\»:  ?>; 
Met^gW;^  ®),;.  SQbu^lder  ^  ^ )  ,UÄd , Pwbßr  ^?.).  ;  .Y^n  .  jöigaiiüichea  i  Djü^^3^- 
pflichten.  deniäbafi,si^  gar  mcbti-iuehir  dii^  ßßda.  J)eni^4ass  dto  Schuhr. 
maeher.  4em  VogtQ:  aiii^ /6t|  Mic^<^I&ttag(r  zwei  P£^nd  ^e.b^neVi  S^bui^ 
BUi8eQ^'(),toder  i^ß^  Wei8aInal9]r/^ch^hm£^^4  Biäcker  up4'^ne.Ger 
werbe,  wijlcheiia  dßt,  W^ümaoht^s^it  a^  HTiscbi^  auf  d^  S^a^sc  fqU-, 
bieten^  dem  BurggraleueiAe  Abgabe,  ypu  -25  ^lf^Ung^^  zti  z^leui 
kbeB^^),^tebt  ^Kfiteabar  mit  fr:^ei:(^i;,ßörigke^ti  in  gar  kqui^m  ^us^u- 
■enhaoge.  Die  l^ztare  AbgabQ..m^  eiu^:  Steuer  ,far.  die  ;^rl^|bnis3 
auf  dem  Weibnacht^maarkte  verk^en, .  ^u ,  d^i:feu ,  gewea^  .sßi^.  Die 
Abgabe  dar  SchenkwirtlH)  sieht.  ejn^^.Ibeils  appb  ^in^r-S^uqr  gleich. 
Jeder  einaobo  «udilt.  4w  .Bn^ggrafen  ä.  .A^  im.  J^^e  ^  ^^ilJj|Uge; 
nel^b^i  alw  ^bält.  d^r,  Binnggraf  von,  .j(e4eim  .M^?  1Ä'iem.i  .d^r^wsr, 
geschenkt  wird,  ein  bestimmtes  Quantum  und  wenn  er  das  Banngeld 
in  Empfang  nimmt,  von  jedem  ;Schenkwirth  noch  6  Pfenaige  und  von 

1)  Gfrörer,  Gregorius  VIL 3 ;  ^27  h^  dUse  Auslegung. ffl;:, 4U  lUleiD  .richtige. 

2)  j^rt.  vm.gÄ. 

3)  Art.XlV  §  11. 

4)  Art  XIV  S§  18  u.  18. 

5)  Art  XIV  §  U.  ^;\  ,  "._.     . 

S)  Art  XIV  §  18.  Es  sind  Handwerker  gemeint,  die  in  der  Mj^t^  .- B;«nA,9faen  den 
Uderero  aii4  PIUiKMic]|iern  einfrselts.pi^d  deii,  Schuhmachern  ander^rse^t^^  ^taoden.  Sie 
iteUten  feio^  weiases  Led^r  her,,.  Bl^yer,;  L.Ct'44.Anm.  1.  ,     , 

7)  Art  XJIV  §  19. , 

8)  Art.  C^IV— CXVl.  ,.      ,     ^    ..  .         '...•.'„ 

»>  Art  cxvii,  cxyui. 

10)  Art  cm,  CXIX— GJpy.      .         .    ; 

ll)ArtCXXX^.    ..   ..  .,    ,....,.'•...,..:  ^ 

U)Art.XIV8,^p.  ,.-,.„.    .,    .     ■  ,     . 

13),  Art  XIV.  8  i;9..         ,.,.    .,,      .       .,.,.;.^;      ....  ■,..-.;..: 

14)  Art.  CXVU  ZuMttz. 
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jedem  Bierbrauer  einen  Schilling*);  Die  Bäcker  zahlen  ebensoviel, 
nämlich  3  Mal  im  Jahr  6  Schillinge,  211  welchen  aber  bd  ihnen  ein 
Vorbann  von  zwei  Pfennigen  tritt  und  die  Uebergabe  eines  Huhnes  am 
Fästnachtstage  •).  Femer  waren  sie  zum  Backen  der  Nörmalbrote 
verpflichtet.  Sie  inussten  dazu  zwei  GHeiidssen  aus  ihrer  Mitte  stellen. 
Die  Kosten  für  diese  Brote  deckten  der  Burggraf  und  der  Münzmeister  *). 
Die  Abgabe  der  Metzger  an  den  Bui^gjgrafen  ist  wen%  geändert  wor- 
den^  Sie  beträgt  b^i  einem  Jeden:  „ze  sant  Martins  messe  dri  Schil- 
linge Pfenninge  für  einen  rindespuch  unde  ze  vasnacht  zwai  bein". 
Bei  den  äiidem  -Handwerken,  die  im  Stadtrechte  genannt  sind,  wird 
keinerlei  Diehst  öder  Steuer  erwälhnt,  ausgenommen  die  Kleinigkeit 
während  der  Dauer  des  Weihnachtsmarktes.  Bestinraite  Dienstpflichten 
mabht  das  Btadirecht  noch  bei  ein^r  Klasse  von  Etnwöhhern  niamhaft, 
die  aller(tings  "nicht  als  Gewerbetreibende  angesehen  werdeh  können  — 
bei  dem  Amte  der  Träger.  Nach  heutiger  Anschauung  würde  man 
diesen  BeiHif  in'  die  Gruppe  des  Verkehres  einreihen;  zu  jener  Zeit 
geringer  Arbeitstheiluni^  scheinen  sie  weniger  ein '  selbständiges  Ge- 
werbe, als  vielmehr  ein  städtisches  Amt  gewesen  zu  sein.  Sie  zahlten 
nämlich  ausdrücklich  keine  Stetem,  inusäten  UVfichen  helfen^  wenn  es 
brannte,  dieö  zwar  ,;kne  Ion"  —  und  das  ganze  Jahr  hindurch  den 
„turn  of  beriaich"  deö  Jfachts  bewachen  —  abermals  unentgeltlich  — \ 
wi^  Auch  die  Sturmglocken  ertönen  lassen,  wenn  es  Noth  that^):  Da 
es  auf  den  Frohhöfeh  schwerlich  bestimmte  Hödge  ausschliesslich  für 
daö  Tragen  Von  Lasten  gegeben  hat,  hdbtiu  wir  es  hier  mit  eitier  Er- 


1)  Art.  CtlV  §  1.  ein  i«glich  Ktga^b^  m>11  gAdben  dün  burg^cnifeii  w  ^a^ii«  nach 
ieglichcm  vogtesdinge  fünf  Schillinge  nach  gnaden,  das  ist  dristunt  im  iare:  ze  maien, 
se  herbest  unde  ze  hörnttnge.  $  ^.  der  bnrggrafe  hat  auch  das  recht:  swaer  ein  fader 
wins  verschencket,  der  sol  im  ein  trinchen  wins  geben.  ,§5.  nnde  swenne  der  barggrafe 
»inen  ban  genimmt ,  so  sol  der  litgaebe  geben  se  nahbanne  sehs  pfennige  nnde  der  bir- 
briwe  einen  schillinch. 

2)  Art,  CXATII. 

3)  Art.  CXVni  §  1. 

4)  Art  XVn  §  6 :  auch  habent  di^  wintrager  unde  alle  trager  daz  recht  daz  sie  ane 
stiure  sint.  Unde  darnmbe  suln  sie  allesampt  sWa  fiwer  uzgat  nnde  ivün  wazzer  zu- 
tragen ane  Ion.  §  7:  si  suln  auch  den  tum  of  berlaich  bewahten  durch  daz  ial*  ane 
Ion  des  nahtes  unde  suln  auch  die  sturmgloggen  luten  ze  swelher  noete  fr  der  rogt  oder 
die  burger  bedürfen  tages  oder  nahtes.  —  Es  ist  gewiss  v^a  Interesse,  das^  sich  die 
gleiche  Bestimmung  im  Stadtrecht  von  Ofen  findet.  Die  ^hinnenwassertrX^r  di^er  Stadt 
Ipiu-en  ,,der  losung  frei".  ,,Darumb  altzeit  der  stat  zu  dienst  zu  allen  grossen  flByrzeiten 
und  zu  der  stat  freyung  und  auch  so  fursten  sterben.  Auch  gegen  den  tratet  süllen  sy 
helffen  leutten  in  Vnser  Frowen  kirchen,  so  sy  der  mersner  dazu  mf^  und  fordert". 
§  156.  '•■•/.    I   •      '. 
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scbeinimg  zu  thüti,  die  erst  das  städtische  Lebte  hervohbrachte.  •  Es 
werden  somit  diesef  Lasten  nicht  hofreditlither  Ifatur  gewesen  sein, 
sMidem  eben  wegen  ihres'  offiziellen  Charäktero  imi  Stadtrecht  genau 
fffzeichnet  worden  sein.  ^Icfa'denke  tnii^  diese  Leute  auf  ^diei^  Stufe^ 
wie  die  Messer  *)  und  Ünterkäufer^^),  deren  Beruf  zweifellos  den  Ohai 
nkter  städtiMlier  Aemter  trug; 

Sehr  deutlich  tritt  die  abfder  frühere  HdHgkeit  .fossenote:  Ab- 
gabenpflklit  in  den  schlesischen  Städten  gegen  das  Bnd«  derXUL 
Jibiliundert«  zu  Tage.  Insbesondere  ist  es  biier  dieZugehörigUit  deb 
terschiedenen  FleS»ch-,  Schüh'^  und  Brödbänke  ita  der  »bvogtei,:  wel- 
cher wir  aberail  beg^dgnehi'  Schwierig  Hesse  sich -iber  diese  iMeineh 
indem  Unmtand  als  deA  eben  genahateb  zurtlokbezie&iBn  ^  znnfäl  w^ 
wir  sehen  wanden,  nichialle  Handwierketributpflicbiig  stndvtondern 
inner  nur  eine  gewisse  Atizähl'  UnWillkttrilch  flAirt  dies  äluf  die  Ver^ 
nmthung,  daiss  neben  dieben  fireie  HandwerlDer-  ikr^Geweite  ftbten/ 

In  Brieg  gehören  1260  idMn  Herzog  Heiihriefa  UlJvon  Schleäen 
mch  icy  FleischblüikevTon  deneü  er  die  EinkUnfte'ibezieht^idieabri- 
gen  stellen  deiti  Richter  und  denjenigen  BfttgemMzüv  weldbeä  sie  die^ 
aer  abzutreten  ^läscmnen  iitt.  -  Die^  Schuh  *  undi  BroAb&Dke  «M^tr^  in 
(fieser  Zelt' ausnahinslos  <}dr  Vogtei^).  Die  ErrichtuDg  von  Mtthkh 
war  bereits  gäüzfreig^eben«).  ¥5%  freie  Törftt^ung  Ober  die  Tische 
der  Bftcker  und  Schnhtoaföhbr  hatte  der  Vogt  1256  aiibh  in  Wanten^). 
Es  wird  daittit  nicht  alleid  die  Oerichtsbarlmt  uiid  dib  UaiiktpdiBel 
gemeint  sein,  sondern  sicherlkh  flössen  ihin  diie  Einnabttini'ßbeiifalls 
zu.  Der  Wortlaut  der  Bestimmung  lässt  wenigstens  daiiuf '  schliesseh; 
Die  Vefleihung  tön  änha(hmeri  aus  solchen  0^wteb<A)eti$ebto  ^an  die 
Vögte  war  in  jener  Zeit  nichts  Seltenes.  Als  ^lerzog  Heinrich  III.  von 
Schlesien  einem  gewissen  66n^o|(iie  Auasetzupg  äer  Stadf 
thal  nach  dem  Rechte  der  Stadt  Neumarkt  ttbergiebtf:.hei89t,es.in  der 
Urkunde  von  1261:  „auch  die  Bacftstuben,  Fleisehbenck,  Brodbenck^ 
Schusterbenck  und  den  sechsten  Plaii^  sambt  andern  allein  die  in  der 
Vorleihung  und  Auszetzung  der  Stadt  de'n;  )^i.chterfa  pflegen  zu 

1)  Art  XVUI.  I 

t)  Art.  xxn. 

3)  ntadtr^cht  bei  Tt^ehtfpp«  u.  «tensel  \.  e.  Nr.  XXXII :  in  ipsA  citi«»«»  ««»limt 
btbet  dcccm  mäcells  eftfniimi  sifis  nnibui  Y»liliirA,  jkdex  relfqttl  et  attl  dvess  <faibat 
ipw  ee  eoDceürh.     Baiicci  hi  qnilms  cftlcef  k\  paiieci  irendttntsr;  ced«tii  Jttttieio  indebteMi 

4)  eod.  I.:  Cotateaittiits  inqtum  eis  fnfrii  toroKiaumü  ifät  p¥ea«Mptei  molendinn  con- 
■Inert ,  qnodqaot  Ikifliiiiit.  !•<••• 'ii  .i'     .....  .f.;,,-  ,    ,.    •...  . 

9)  Stedtreebt  l^'Twcb^i^pe  ti'.  Btini<öl'  1.  t:  XLV:  amnei  Ve«6  'ttenae'  iMiafai  '«t 
ntonm  Tolnmiif  qnod  slnt  in  diiposicione  ma  et  ad  eom  pertineant  absolute,    '^rn  <::n^ 


42  Wilhelm  Stieda, 

göben'  weTd€n,'  'SoUdD  «sie  mit;  erbüchßm  Rechte  au'ewigen  Zeitteo 
besizen  ^).^  Auf  die-  glciclkeiL  VerhÜliiiisse  .treflfen  i wir  .  in  Glogau 
1263;  Der  Vogt  Friedrich  hatte  hi«?!*  den  Zins  voa  d«m  gemeinsamen 
SobbtchtttaaBe  md  besaisdräi  Sieisch.-/ dneiiBrodbäidjce  und  täne  Tuch* 
krnmmcr'^).  :Iti  ßrdttkaü  tibefrtrug :  Hertog  Heiwich  IV.  dßm  Vogte 
Heinrich  unter  Anderem  „dimidietatem  macellonun  car&iuiEi  pist^ram 
et^utdrum^ft)." ;  In  NAtnslau  .vericaiilte Herzog  Heinrieh  IV.  die  Vogtei 
dbif /Stadt  li2Z0L  Dabei  werden  <UBter< den  iEinpahmeo  imd  .Vorrechten 
dehselben  :genaiiüt:.-8eK£utm  maDelluitt,  seJUion  scampu^m  pistorum  et 
sütoruni *)*/.! Dfie: Vogtei  der iStatdt'Kreutbarg  ^ebo{t.fli27.4*) 'uaid  die 
derStedt  >Wäizig<ii28&  über  neiach-*;  Schubri  und  (Brodbänke^).  fai 
Ljegi^ii^)  veirljiek  Bbledaus  IL  1252  seinem  Truchse^s  Badwan  das  Ge^ 
ritbt  ttbeii  die  Fkisjdh-vuBrodr;  und!  S^uhbänkie,  verfügte  aber  auch^ 
dasiS  k^intüandtwentoaü,  insbesondere  ki^in  Metzger  sein  Gewerbe  .auf- 
gebe»'dderftniteineo*  anderem  (vertauscben  dQrfei  oboe  ßadwan's  £iu- 
willigüBg  erhalMn  t\i  iiak^Uv  Sicheiiieh  gehörten  mithin  die  Gßfälle 
diesem  auch  :za;)(deDneitie:  grüssere  Besohränisung  >d6i*  Freiheit  alsdie 
da^>  ein  Miül  ergriffene  Gewerbe  niicht:  aufgi^ben  zu  kjöuoep,  lä^eit  3ich 
nichit  detoken^!  i  Aähnlkh  wiurdis  in  der  Beatätigungsurkuade  der  <}r4n- 
du^§;i 'der' Stadt,  Weideftaui 'durch  ThpmitöJX.,  Bißcbof  yoiv.  Hredau,  her 
Btimiüt ^:da68MYQpi.deii  FteiaOhbäilfceii^^  jeder^  Besitzer  d^m  Bischöfe  qiae 
Abgabe  Ms  zahlen  hat^X  nBrod^  und  ScbuhbiuBk9  dagegea,  diq  die 
Bültgcftf/toath  Blieben  soJSteaetrictxteEkönneii,  war^n  our  der  Vogtei 
9bghhetxpMcbAigi\  Uti  djOrselben  Lage  waren  die  B^^itzerein^  Getrei4e-, 
die  eittctr  WaUfniy  die;  eiöer  Lohn  [und  idie  einer  Slchleifpühie»)-!  Fen- 
näi*  erhielt  der<  IV<ygt/  .^deiqUQUbet'dicteiCXvitf^tiß  ögulo  pcl(0  ollas  yel 
.*">  .fn  /^!■^i^■i:  '"v.  .m  -./     .^.•..■.    -!;.••   ^-       .'  v  :-.  •    ■  ■•  •' 

1)  Urkunde  LI  bei  Tzscnoppe  u.,  SteMel  I.  c.  p.  344. 
'     ' S^Stadtreöhi  b'ei  iTsSfiii'öppe  a.''l^tentd  LTlil,'  p!  36 tf:   volentei^'ttt  ad  ipslu^  Jadi- 
kWliki'i^r^eit  ^tÜua  li«  d^ibd'iJbi^AtiiV'^a^^iiii'peboik  aiaeUiitur!  et 'tfU  t^ätella  ear- 
nliMi  etirtrtsibaii^cätpUtirnun'ciim  ana^iCiuQmi'lin.g^  /     * 

.h^.T^fbop^alfV.  ^H«VfrtfLX;i,,p,  37a.  :.j   ,    .:..•,,.    ^.  ,  ,!:;•.:■,'     ..' 


5)  Tzschoppe  u.  Stenzel  LXvl. 

6)  Tsschoppe  u.  Stenzel  LXXVII.  ,  i  /  , 

7)  Tzschoppe  u.  Stenzel  XXXVI:    nee   aliquis  nostrorum   officialfi^  4  .  *  ./ vel  offi- 
oi«ai'4MtetelK>mm  variare  sfae^  pped|oti  Rad^rami  vol  luoram  mac^^esüprum  conseima. 

'1^)  Taschopfe  u.  Sjfc^aaal  hXXXlYy^i  411  .!.  ...  nacelUiCarniiiBi  4q  quprum  ,qaof 
Übet  iKM0ei«o.  lapidenft  anw»  aepi  epiaoopp  WratialavieiiBi  «nnis  siy^gqlis  j>x:eaentabit  .... 
.  9):banpoa  paifma  at,  tfUjK>rmn  f:..^aadqaot  if^natrtu  in,  dicta  ppterunt,  dvitmte  .  .  ^  mo- 
lendina  frumentorum ,  textorum,  que  Walkmolen  Theatonice,,4ica]|tttr.,,,  ac  cerdooiuii« 
iyi«.>MWfleii.t¥||lg»iitor  «pf^antar^  n«c  ;npA  ,iapid#8  j^i;«^  ^apsfttoribofi^,  qMX  aiiCkeyne 
dicontur.     ,j.  i.    1.    t,.   .,.t,.;  „u, ,  (.,    1      p     .,...- .i...,  .i-        ;  ,,        .,,.    .,„..:    .    ..      . 
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amferts  singuMs  aeptinulDbiSibi  preseDtajMbaft  jureFloniSODicx)'^  undluAte 
die  GerichtsiMtrkeiti  über  ialle  inidinei  derlHaQdwertoiDiiuQgdii  derTuchn 
acbecrer,  ^Schuhiriaciiä^,  Fleischer;  Bäcker ilDid^  irgßoä  eipeaaiiiterdn 
Gewerbes  eintreteiMl^n.Bttrger;  ttlid)(Fremdlij»ge.Os>i  >I^^  Bechtoides 
Vogts  in  Su^kka  BättlDteiihihm.!l299>«iWii£inQ^^  Fleiach-^ 

biiike^  eiD,  wüliniDd.ta  ■imQ^umsii deren.  34  .ioiideriStadtiigabi;:  toj^ 
von  24  Brodbänken,  deren i 3S  ib  tddrSMt  waren vMQd>vionX4Schai3^ 
hänken /  deren«6eejEmmia4aU/lB»0bfaiil)3OMb€d|i^  iiDiebenbei'muflsteljeder 
der  erwähnten  Fleischer  alle  Jabc  .deniiJtialb^jQ'JS^^t^dainaGh  «altesifie^ 
wobulteit  2iah]eQ^)i  ;:Diei  Zaldi  derrineiäahbtake.yrM:^Mo]i  iu^r  be^ 
schrankt.  OhAe  den  IVKiUen  dkBlA^QgUm'/d«rfte»<l<eft|ie  üusUftPiienrioklet 
werden  ' ).  Uebec  die  Anlegungt^aietl  «Bir^d  rf  MQd  ^^b^hbällk^/  ist  nickte 
bemerkt  Gfeichaeltig  Iveiet  dafttieliifiueitelVogtiiireobttiri^rWohlaU'Uiil 
(er  anderen  Einnahmcln-diili  ^dniA  FleißdibäBki^^iieiol^t^W 
12  Brod-'tindi  131  Schidibänktol  an^M )  Ausserdem  .üefem  dieriScbusteto 
dem  V6gt)e  ci»/ ^jBar  iO€r€»rum^^!J.(Ueb|ilI!dieB{ «aoapfäAgt .«derf  (VogtJalle 
GebVfaren,  wekhe  •dtejeal^iiBahlnninmaflatat  deiliiriOAd  ein  <i^wefbe 
nsfiben  i  wollte  4 )iij){)a  hieri:ein0-^be$tin)»iQiiiS*U  abg<^be|i0ichtjgec 
Buid werkelt  genaqnt.  witod^ndartiäieherliob  ftugeoenilneif /wetf^enytdasit 
ädere  danebeb  existirten ^ildieifiteuetifireidbUdlmi^i'^^NatMraU^ 
der  üsndw^ker  fisde^r  wir  dm  iA0fMig|e  ided;  XIELt  JahrkMndeffts  in 
Haue.  Hier  waren  die  Bäcker  zur  Lieferung  einer  gewissen  Zahl  Weiss- 
brode  an  den  Bür^a|feii,  "yb^t 'u£^!^  Schül^^^ 

1)  «i  juibtU'  infra  seriptb«  videlkjiat /hiii.  qiMd.m^vo^atiiai ibidem  im  Aivü^.d^ndi 
onnibaa  advenis  ac  ad  universitatem  civioii)»-  panpi^tdara^l  9  4«stMnQni,,  aii^nwky.  c«mi- 
feaiB,  pultormäy  aartoratn  leoiplendi  .Tel  qnganiinoanqme  artie  pef)baniee  opfrafkumm,  qae 
laniinge  Tlitotonioe  tioRunalitiuiigretfs  iirel  joediante  p«««nia-.i»'  dieta  cipvj^te,.  ifciindoiii 
tnm  Hrbitrinmv  bittet  peteitat«ilij  ■■  1  !"-.':.,..!.  .^ 

f>  84adti<ecbt  bei  Tieohoppe. it.  Stensel  Nnl^XXXIX^  de  qnolibfH  p«edietoriUB  hm^ 
ccUonnn  dimidium  scotnm  annis  singulit,  .»t  pote  ««iVHim.  hereditamm,  abtr»Dtiq«|i 
raataetndine.  1      .i     M     -■    {<    1.    j.  •  ,:  :■...)  .,ti   .•    •  ;    ).|    ••    :..  i-- 

3)  eod.  L:  „ut  «Itl»  plrediot^nun  ^nmiruiii.flMiceMDnMn,  n«Ua;u)^ifM|,iiyitniantur, 
lin  nostro  ac  «Quadern  advocati  apeciali  fuerit  de  conaensu.  ;..  i.i<     >i:i;ii-  li    «•m 

4)  Stadtreefat  ..▼•&  liMrbei  Tiiaohciil|ier».  Sle«M(el  UCXXYIUv  4)iQdeoim(  {  mucella 
arab  et  ooiiu  fattorim,  Xll  [aoannadpiatorMi  ,et  Xil  et  acamna,  suiiMniif^  e^  nuiiifli.piif 

MDgttlia  anaia«  de  .autorUnuiv  ei -inlVQiiiiHitMNMSi.'qaod  /Vii^lgfiriter:  di<|iMHn  i»- 

apad    ovnearet  aiagolod.  techttwortuft.;artific|»»    yMkllfiat  oarnificea,  .iwterfi^ 

Cibroa,   aaitorea  et.ii^ioa,    qnUMiaciiiiqiia  a(])inimbaa>>'t4wl  d^.  I|ovi0k,iaa,,ai|«ai  e( 

artea  ibidem  volmt  ei;ercere.    Da.  [Gange  ii«t.n|r  »^w»af ,*. .  ke\p4\  Jij^rl^erpMineoPdft 

■     '    ■'•'.'■    i'i        «.' 'r      :f    ..;  .     '  I       !.l  ..  i'if.  ;-'    ..    .;.    %-.;       •:';     .*    n-»!,    ril 

»)  HAUiaeliiB  SoliMHi^ief:  4966  |^49Uiil(eni;  pUtor^if  a^timl  M?,  in  tmnn,  .prefitot» 
XII  alboa  panea.  adnocato  VIII.  Cuilibet  acabino  IUI  or.  ad  predifl^.  {»pai^,.,P)aA9* 
na  communlter  dabnnt  IUI  cboroa  haUenaium.     Ea  acheint  f|ir  tblei^ci  si«ei6plb|tfit|  wie 
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Sthifhhmcher  daselbst  inusslieA  äich  zu  ^ner  Leistung  ion  Schuhwerk 
arl  din  Bischof 'Vömt^liett^i).'i  In  Freiburg  im  Br.  iraren?  noch  1293  die 
MUlter '  verpflichtet  deitt>  ^  Hemi  >  wSchentJich  ein  Mal  ihre  Esel  zur  Ver- 
ftt^ng^zustdlen,  wenn' derselbe 'dieser  ^bedhrfte*).  Auch  in  Flens-' 
bürg4)i  irid!iA^enraide'^>'mttB8ten  die'Einnn^rleute,  wenn  ein  neuer 
V^  gewählt  War, '>dett)selben  2'  Tage  idme  Lohn  diesen;  ihr  Unter- 
hil«^ wählend  dieser  Zelt'würthr abör  beiÄrittcn *). 

i^  Dilese  Dieniste  n^d  Ab^abeid  der  Handweiter;  wie  wir  sie  für  einige 
Stäldte'^beDinaohi^eWi^Mii  haben,  sind  vekischieden  ätifgefasst  worden. 
Man  '  bait  geleugnet ,  'da0S>  bie  »Ihren  tUi^prüng- ■  in  hofrechtUchen  Ver- 
hältnissen! giehaibth^tett^' gewendet  Mone  ein!;  d^  Abgabe,  welche 
didHahdwi^k^(jg[i^egetlt^h 'an ^die  Bischöfe  zu  zahlen  hatten^  mit  der 
H<5rigkUt^'fiicht  i^niBienhfibgen '  tö  weil  vielfach  die  zahlenden 
Ikntk'  gar  nicht  Hdrigle  dbfe  betiieflfefnden'  Bitehofes:  waren,  aondern  an- 
dere "Htärreir  batteii.  ' 'Was  di^  Gewterksleirtelbhne  Rücksicht  auf  den 
diiiektiBn  ^eri*n  ^aM'idenf  Bischof  eahlteui;  sei  eine  iBekognitionsgebühr 
gewesen^,  die '  auf '  lalteb  Hdricommen  'ZarückmflHren  ' wäre  ^ ).  W ilda 
at^<  gi^t'  dieto  li^ungeti-^te  Steuern^  «ii.  ;  Seiner  Meinung  nach 
koiinteii  Ate  Abgab€tDvwtichb>&eiirörbitpäbetHfoail  jener  Zeit  zu  zah^ 
len  'hmtieiift  tntv4n  vieret^lel  bestehenv^&torlich  in  einer  KAufsümmefar 
das  Oe^eitil^ht^l'in'  einbr  jfthrticfa  oder  zu  gewissen  Zeiten  zU  zah^ 
— >•'//  Iff^-X  .'•'  V  .-.•  •:•..:••)  ■    ;,  ••  )  :.  I  -jr   =    ■...:!  •-.:   .  •  •.     ■     :       ]■  *: 

flffp.ter**  fe^^|ld^p.ypq^^d9l^,  |wer4f n^joll.MnMtc^  diese  Abgaben  drei^Mal  im  jähre 
an  alle  Genannten  geleistet  werden ,  oäer  afier  so",  dass  jedes  Mal  ein  anderer  der  Em- 
pfKii^er''#ilr,''«nM'der<llur|rgrBf,  dantti  der  Vegt  u.  s.  w.  Im  ersten  Falie^w&re  die  Ab- 
gilbi»  woHrtitivepfalltifiiAxilssig  boch  g«weseni    •  .  ^ 

I)'<M^.>I.:^.  4iB<.'  ^WAgist^r  sntorttm  difbiti  nbstro  epiacopo  dnoe  stiuales  estiuaiett.  et 
dttos  taleeos'plÄrvos.'  etdubaf  'sttmles  byetnales^  et  ^militer  doos  ealceos  pamoi. 

2)  Stadtrecht  bei  Schreiber  a.  a.  O.  I,  p.  123— 19^  i  sWss  aveli  Tihs  Ist  In  allen 
den  nkUIineii  m  Frfburg',  daK  i^M^^eit,-  das  sdH  dem  beHren  dienen,'  wdebeglieh  au 
d«m  samesUgeiso  #f  sin  bedlirf  vnd  nüt  iuider».       .in, 

3)  Stadtrrecht  1284  im  Corpus  SUtutorum  Slesv.  II,  176  ff.  §.  öS. 

'^"    4)'8fadttie(elit  121^4  eod  1.  19,  556  ff.^.60^   earpentarii  civitatis   ex&ötore    veuiente 

per  bidavm  servient  ei :.:•    i 

''('«)'  Ee  sebeh^  vdi^'  Mer^ade  bier  ium  SdiltiiMie  dibser  AufliMliuig  noel»  auf  die  Dienst- 
pflich«  ^1*  Bffffller  in'  Ofen  (na^b^em  8tadtr«ebt  v««  lS4i— 1421  |;  144)  «uftnerksam 
iw  tfMbyn:  v,ioti^  -vob  alter  g«#ohnhei!t  dcjr  sta«  alhle  sn  Ofen  «ein  47  malner  alhie 
■tfOftai  g«8«iiMAn  pfKebtig  vnd  idialdfg,  dato  sy  dem  slat  lichter  vnd  den  gesworen, 
hitbet^Mnlmd' dem-  sttttscbreibctr  alles' irgetr4lt  das  sy  tu  notturftin  ir  haas  bedorffeo 
lri<kl«rlMl«d  mklleto  tnd' "Kti  »e4l 'machen  sttllcM  •  vnd  sflll«n  dämm  kein  maat  nemen.'« 
In  den  §$.  99—158  dieses  Stadtrechts  ist  eine  Reihe  sehr  ausführlicher  Bestinumuilreik 
«b«r  die  Zflttft^V  ^M  ««wMepoUiiet  iet«(  «ItatbÜtett.  '  Pleii«tpAlclifl«irii  Undisirer  HAiidwerker 
■fcW'ycW'WiHBiikt:'--.    '  )'n. ..:••■.,:■.  .!i.-'»     «ir/.,...  .( 
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l&iden  G^dsumme,  in  regelmässig  öder igäbgentlicheniiDieiistleistunr 
gen  TOD  griteserem  oder  geritigereln  Umfange  imd  In  EbtengeäcbehkeB^K 
Dabei  erblickt  er  in  der  Y^fllohtang  gewisserUGewerbe  zu  einer!  Ge^ 
Ammtabgabe  &n  Zeidien  'daftr;dääi>  dieselben  bereite:  in  GenosBen- 
sebaften  vereinigt  waren.  Sicherlich  ist  diese  lötstereiAnschavaiig  eide 
wohl  gegrfindefe,  dton  kAttin  kann  nian  sich  detlkedv  dass  der  Burggraf 
oner  ganzen  Gnq[>pe  to»  Handwerfasml'geineiiiunn  eiäe  LaiU^  an%ele^ 
baben  würde,  itenn'ec-^(m8Slie,'dads  dieselbeai  unter  anamter/. keine 
Fftblang  halten.--  '"  ■  •.••  'V--I/.  .  ..-.  .r>^  •..•■•»..  .'i'-:;,,..!  -.-i.'- 
Nicht  so  tmanfeehtbar-  tet^^die  ^AudegUDgidisr  Abgabenlal^  dner 
ttafacben  Besteuerung.-  GeraÜ^  die  nVelniehiMenartigktttv  <  dies ! Wilda 
sdbet  auffimnit  "und  die  iineero'^hiIderuiig'beBtfttigt^>  spricbt'»#ider 
im  Chaitkter  eider  Steuer.  ^Wat^i  es<nSieiAm,;!iiamentIich.vGeldH 
Steuer»,  w  ist  scMeehierdingii  ni^ht  abzusehto^i  warum  dtesklben  nicht 
^eichnfftssig  fSr  alle  6ewerbe*aiigtoet8t-waretyi'Wiediesiai!BiiideiitFUl 
Wir  in  der  W^lhltiichteli^be  'iftrscUedener  Handiw^ 
1376  und  auch  schon- in  den  tegehnftssigen'Abgä^ 
Schenkwirth^e  ditter  Btadt  ^  Jedb  iS^Mal  ini  JBbmb  Sdhimnge.  iDer 
Sdiutz,  den  die  Stadt  4m  Gewerb6tk«ibend^<  augedahen.  lien^ 'Wiar 
Ikr  alle  der  gleiche.'  Nie  e^heintneio  Handwierk  Westodcni^: bevor- 
mgi  in  der' OüniM  der«^8tädtificben«Veiiiridtiing.  •  Wärami »«chwflQkkten 
abo  die  zu'zahtenfleb  <8uititeen  ^^  8(tfetfn  esiifiHteAaiq^  erhutbt  sdieint 
schon  in  dieser  Mk  daradi  zu>  denküdtiy  dässSteuem  kür  ilealisisBttg 
der  Staatszwteke  ^erhoben  wurden  i^  eethst  in'^iner  Stadt  l  so  sehr 
und  sehen  sich  die  Naturalleistungen  so  wtMMg'AhttHch»?*  iWiei^ehr 
frmhen  doch  ^ie  :^beiten  d^r  StrassbuErger  Hafidwerke  in  ihreniiWerthe 
Yon  einandier  abf  >Beis^ieIfiPi^eise^0ei>ihier 'erinnert ^i  dass  dicMSchüh- 
macher  die  fertigen  f^tteraie  und  dife  HaadncliuhdiadUif^  nov  dasyi^säe 
Ijeder  zur  Ausfütterung  dersdbMf  liefern  muadten.  UndanAingsbnrgt? 
Hier  zähttett  lUksl»^  und^Bdierikwirthe/je  i5  ficMlU^^  lüddie (Metz- 
ger koimteii'  sich  mit  elnbinBihifei^rifteniai'Weiibe  Ten  flrSchilliagen 
d»finden.  —  «Die  ,;zwei  'Bein^,  idieidiidu  könnaänf  k(ttnen  dMnaicht 
den  Iteet  Yod  1^  Schillinge»  •gekdet^'iUabeni  ilh  den  scMesischen 
Sttdien  kann  eUör  a»  rino  Steuer  gMaoht  werden^  >  weil  der.  Vogtei 
imer  eine  beatinimte  Zahl  Ton  'Bänken^  zigehörti .  ohne  dassiange- 
gebeta  wind^  wie  Viel  jede^  einzeln^'itdnbrachle//  Aberiauch  Uerigesel- 
lensich,  wenngleich  vereiil2el«,'J)iatiiralab8id)enl>zudenMwaig^^ 
kiatungen,  z.  B.  „die  acht  Töpfe  oder  Gefässe'^  in  Weidenau  oder  das 

1)  a.  a.  O.  p.  803.  804.  .     .'  /       • 


„PAT  otopearUm^^  i  !iii  Strehl^^  !  (Eodliob  Ji9t .  e&  wck .  i  lA .  Ji^lla  ^ wer 
eine>j6l6iehwfirtld^mt)«wiscbAtli(darX4efemi)g  MiBr4i4  und  an  Schuh- 
werk «rä  inden.  ^  Sollt6>  iaan.  üjioUfilcbtjMtielweo.  dürfen»  dass  einß 
überlogto  VerwidtuBgv  dUTdiWobJ  deriStodt  jb«di^t,.  gewia3fi  Gewerbe, 
^iC'  ebeiii;öi»t.iiErMfblüiieiii  begrifibti.  waren,  unVit/zgeringerion  Steuern 
ibelegtü?  i  DieXhataadi^f  dasSiiidie  ;apgel%lkltibf)9teiuerteai<^ 
idetarMk  Alters  bar  iD.dfir>i&tAd|iiibUch^Q. gehörten,. |9|^ricbt  mht  dafür. 

...  {N«bni;idaesef  [iVer80bled«»beiibi.4er  J^aUing^n  ikommt^iia . Betracht, 
dass  manchen  Gewerben  gar  keine  Abgaben,  weder  Naitiura|leistungeq, 
nooth  OeldaUiaeriQf,  obläge»«^  «ßp/deniBli/d^eiKi^!  j^qt^^ern^  ObstV 
i^^n//in>.ßtratebuti9fri%Hkbifein(l) in  .A)Ug9b»rg'  127^1. v(ui.rde9  12.:Hmul- 
nybrkeni/ )diß  daaDStadtreohti^imfütot^.  iwr  3;ireg9}[n^ig^.Al«aiM 
uaierwilvfbiii  wasen^  :WMttm>^aUeo;4ie  BIu^lof  iii  ,1^16]  IguW'^pbriodß 
und«  di£M([«ltlzQrt.;dBael^i!iuohte.?:Hlnt  deii^;aQb}m9fibßn  i^t^ei^  Wi^eu 
i1viedeilHuiinu^«in6igey{i89«vZabl.aUm'>:B<iAk« mHI  ^n  ^t^diij^.iyog^i 
£iiiäp^t]g.  r,Ite/AtoLideoMttbri8e»f«K^hti/;^e»agfi>iwii!4n//d^  m  ,^w 
landerefanBBhäMenider : StadA  iSteiMTi^^iabUenii  iff^i^eg .ßog^Ki i^rw4hnt 
!wird,<4afiiElr4ie  AndclBil.Bftnkfl/.dfiniBiblgern  mBobi^mii.da^  mOAi  >Y(Qhl 
anneluBeli,.idAaii>6ifiiiabgfibaDfmtgejwasm  $M^  i.   .   r,      t 

..'/ Sch&^ialieb  bleibtiiJdl  erwägooii  ,4^ss^) iifi  einßi:^  .ider.^phlß^ischAsp 
>84iäatfir/äiiBdDtt€ldiah  g^aagbiiati/daßaiwivei  B^e  idßm^H^n^gß  :^uge- 
hdn^B,  idaoä  ienipriiii) Hy^hrerQi»  derselbep  dif^^hi^^ors^lLbßn.l^eacbr^t 
waniriticberiidi.riim  »idie^  EfnnahiMOi)  mch^roU^iiMkiisep,,  jliea^e^ 
iHoeieo^  begonncuen;  GeiTeDbet  ^obl  ipifiht  ,ohAa<:J0%i  .>^idQrf4mvd  Jta^ea 
'iatalgeiegt  wehllAlköii^lAii^/    ..     ..rjiiin-.i-,ui.iin»;/.   -ih    .:>:     .i . ;-.     :.  . 

>h  Alka i dies!  vierftolaaati  i»i!6hi  Ea«;i)er  (£tebiBuiptuwt)>i4aß9 .4i^..4^^^ 
zählten  Dteaath  uod>(Abgabaitpfi]j^t6ni'dei1;Ifohd|¥erta^  aiP,i{;i)4e.4es 
XIL.iind)m.}UI]L.:Jah]ikMdi9rtl  nk»  iJßbeit^teiit^natJigQir  h<alrßoMi(;)i«ir 
Uiuteroiidinmgbn  togaaebennw^dKUi  mMMv.)'  lumi  niDt  da  fü.  ,,,. 

)  ;!/£Bigtebft  aberi;n«$h  ein  .^w«ltefiiyMoni^ti>awek^.:|nir.9Ur.  U^^ 

ist^äln^^ifieuier  BA9^ttpUm»vfBßk,ßiiiM»[Ht^At*  \fy  M  dÄeriÄ9>/yi^ 

iBtMdtiiedUen Midieiler.'tEim      OJbyUebtffBez^tob&Unc^Ade^i^Kandw^k/^i  ^s 

teiiltfii siAtaitestSh  Alif  di^'ifiroiiböii^i-wmMdiaiigleicbß  Bdpequung.df^r 

iHandwcrke^VerbiDdangeniümhQßbniucl^  gQüFes^^   (Qf^s^Uji^trtiiQU^.i^e- 

d«utuB9. Jle&.i\Hor^4o|feium^;i  jtat  Begriff i.eine9iipm$iiUcb«{ Piep^ftfliWi 

troraua^jM  liAuchidäa  Wwt  ^faQ)iaoblfea^^lWHrd>iV0^,M(K|l^  avfiioinClien- 

talifertiälüäaa^ider  Handmr/Kldi^t.kiirO^  ilUahdgQQ3  X9r9tia<|d 

^iiki    1  \\)V    ill.tl  'l'f  N   ni    ■•♦»■'-j;]  ^1 »     i'^liii    '>'|iH»r   Jil  »j;    -..jj»       .,'1      x     .  lii'iiü  i    i-l 

1)  Schönberg  a.  a.  O.   38. 

2)  a.  a.  O.   XV,  7.  fn    ...      i    o    ■     .,     . 
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man  notcr  ,^Aint*!^  aiclit  bur  das  Geschäft  v  wdcbes  der  Einzebie  aus^ 
Qbte ,  sondern  es  bexeiohhete  die  Gesanauntheit  der:  ein  -  .ind  dUselbe 
Geschäft  Betreibenden!).  Es  wird  Isomii erklärlich,  dass  nicht  selten 
„officia'*  mit  „Inniuigen"  'vierdeiktlicht  ist!  und  beide  Beaeochnangen  für 
eJnander  gebmuoht  wMtläi^.  .  .    i. 

In  Strassburg  wurden  a)Ie  IJandtterke  of&cia  oder  «libaht  .ge- 
oannt*);  in  Aogebm^  f^d  der*  Ausdruck  .^mt''  gleichfalls  lAuC.die 
Handwerke  Anwendung').  In  Regensbui^g  stosatoi  wir  auf  däSiAmt 
der  Bkrbiteiien  Es  war  hier  aU^  Bürgern  igeatattet  BieTito  btauen, 
aber  nur  sü  eigenem  Gebrauch, >: damit  aie  nicht 'nätld^eii  iaiZwie- 
s|MÜt  geriechen,  wetebe^  von  der  Stadt  mit  dietemi  Amte  ketiaat  worv 
den  waren  »^  qiii  offidnmhabiänt  braxandiücereviaiami!)^;  .In  Hamdn 
mnk»  alle  Handirtrerkä  ^officia^'  oder  InnaBgonfgenaDiit^jj!  Dasselbe 
war  der  Fall  in  Wittstdeky  wo.disr  iBegriff  vJoouigke"  gj3aaaii4itfin)rt 
wird:  „quandäm  libertatem  ique  vulgp  dicttuciäningke  uteaiiids:iefQeit- 
deat  dTitätis  manitiolibs  et  compänentj  que  vidfintttricivitftt^adiC(M^ 
Dodum  pervetiite«)!' Mi  Hamburg  werden  4ie£andlwerker.. gäaa.tal)- 
fornem  „am«ethlde'^ :  geBaniit  ? )  und  •  in .  Lübeck .  Erwähnt  daft;  Stad tr 
recht  wenigstens:  eid  Amt,,  das  der  Bä£ke(r^).  !ln.;B()ln.:nannte.iiaiWi 
die  Braderscbiaften  auch  i^öffida^t; :  iWetaigstens  War  dies  der  Faili  )o^{i 
deo  eold8climi^deil',deneh>  in  einer  Urkunde  von  Jl259i  das  B^hl  (^iftr 
geräiMit  wdrd'fi'ei:Bilber:eiaaakä&&n;^!. soweit: ihr  Amt  .es.erfpi^eiu 
Dies^  8oU  mit  Anstand:;  uad  Ehrlichkeit  ^gehandhahti^cMieQ;  im  eutr 
gegengesetaten  Faule  luriteiliege  deij  Einzebe  dfv  Jtllgßmeinen  iStcafß 
durch  den  Münnneister  Mpid  werde.  iausseiKkaii  in.  seiner  Br^erschaft 
mit  der  üblichen  Pöea  bdangt^.)^/  Ift  SehwekteUz  fiUurteu  alle  {Hand- 

l)  lYehrmaiui  1.  c.   p.  23.      . 

.       ,5).  ft|#dtfWSi|t,^«»  1277«.,  4i. .<)..,..«,..;,;   ,.       .:....      .;.i,       ,..;        .:,.;..,;)      ..lll,: 

6>^i^€^töp^jdesj^tadt^§^^#jn>n  1275  a.  ti,  .Oi/iffffi»tr\  %iiOfi^^e^oml^  of&Q\9' 
nai  Inning^e  nocAbunt  ui^um  aj;t  duos  de  consulibiis  civitatis,  etc.   "'    . 

'  1)  ^U^b'ec^t' von' 1^70' i^^rt^ppeD^^^  fte^^t^llerihü^et- 4/9(9^ 

110.     Art  rJICXV  Wit^  W  b«t»^2^rth :  Vii<A  ^de  dat  Inen^tmiietMid^  4iit''fto  biMk^ade. 

a>  ata4trficlit  yqn  1294,MHoch5^  i;ias  alte  Lfibi^Qh^e Re^ht  p.  246—376.  Art^CCVIlI: 
dw  U  JiebolaD  m.«^  ampetej»  inb^eo  en  gaaziar  etc. 

f)  eaceptis  anrifabris  Colon,  qui  argentum  en4e;re.p9»aunt  jlicite  guantum  eo^u^n  of- 
icio  solfteU  «t  ^ftorum  ppas  reqai|d^,  onmi  /d^^^-et  frpnd^  ^cla»it.  .  Quod  si  aurifaber 
MTu  vel  coqtra  ho(C  jC^^se  /uerit  d«preheo8U5^{  hoc  forefactu^  ex  jparte  noi^tra  per 
■MgiftnaD  monete  nostre  Colon,  pena  solita  punietur,  et  insu^er  In  fra|terujitate  sna,  iure 
coimeto  ipsi  pena  delita  infligetur.     LacoqiV(et  1.  ^./II,  2^1^  ^p.^46^,. 
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werke  (Dftch  dem:  Stadtkrechte  von  1393  die  Benenauttg  ^fif&ciu,''  ^ ).  lo 
der  Händ&ste  derselben  Stadt  von  1328  ist  dann  dieses  Wort  mit 
„Ofewefk^^  übertetzt  *).  ■.  i  Dieselbe  BezcichnüDg  für  die  Handwerke .  war 
Belbstverständlichgeiwählt,  als  Bolko  I.y  Herzog  von  Schlesien^  1293 
der  Stadt  Strehlen  für  Innungssachen  der  Handwerker  das  Bedit  der 
Stadt  Söhweidnitz  gab— ^  i^^onttie  Jus  quo  uostra  clvitas  Swidnyz  se- 
oündum  omliiai  Venera  dfCdnamm,.  hoc  «st  operarionun,  cujus  cumque 
offieti  siot,  seu  laborte,  ab  äntiquo.  gaudet  et  leitatur^)/' 

•  Einiidritt^t'  Gnmd  für  den  Ursprung  der  städtischen  Handwerk« 
ans  "^en  hofreehüichen  Yerhältnassen .  liegt  in  der  Thatsache ,  dasa  der 
Burggraf' odteridi^  Raifaniannen  in. einigen  Städten  für  eintelne,  man- 
cbeBi  Mal  1  auth  nfür .  alle  iHändwerke !  diOi  Vorsteher ,  djLe  magistri  oder 
Meistelrl  ernannten.  Wir  wissen,  dass  auf  den  Fronhöfen  die  Herrachalt 
gleiidilall8'dieses  Becbt  «hatte ^  ofifenbar  um  die  Arbeitenden  bei  ihrer 
Beschäftigungi  betaer 'beaufsichtigen  zu  :  können.  Man  könnte  freiUüb 
für' die  Städte  das  Qlbiehe  geltend  pnachen.  Denn  da  dieJIdbrkt-  und 
HandelqKdiE^i  dem-  iBur^rafen  «nd  i  der  städtischen  Obrigkeit  oblag, 
dieser  aber  doch  selbst  nicht,  mamentlicfar  bei  einigermaasaen.  steigendem 
Yerkehr^'idieAüfiailcht  fahren  konnten,  istdie  Vermuthung  nahe  ge- 
rückit,  ^da^  i^ie  sich  zur  Erleitdliterttng  ihres  Amtesi  diese  Vorsteher 
der  Handwerker  'eraanntenv'Dieistentheils  wohl  ans  der  Mitte  der  Hand- 
werker ,  damit  <  die  GenDssen  auch-  Vertrauen  züi  Jhm  fasdten;  I>a8  Ge- 
bot an  die^Mekt^r,  sidH'Straig  an  die  Satzuhgen  der  Obrigkeit  zn 
halteti  und  übeitaniit  nkhtnich  eigenem  Gutdütiken,  sondern  nach 
vorgezeiehn^ter  Rkhtschimr  zuihaüdelii,8präriue. fast  dafür.  Jedoch 
schellt  diese  ^lelzäeAbkttOBe  ein*  wenig  getohraubl  Mail  muss  Vorr 
gänge  voraussetzen,  die  allerdings  nichts  Unwahrscheinliches  haben, 
aber  doch  nicht  erwiesen  sind,  während  wir.  in  dem  änderen  Falle  an 
Thatsachen  direkt  anknüpfen,  idei:en  ^usai^pißnbaqg  mit  späteren  Zu- 
ständen um  so  mehr  angenommen  werden  darf ,  als  wir  bereits  zwei 
triftige  Gründe  für  denselben  gefunden  haben.  -  Ueberdies  darf  auch 
hier  nicht  vergessen  wj^rdlen,  dass  keineswegs  alle  Handwerke  ihre 
M^sfer  von  der  Obj^igkeit  erhielten.  Auch  diese  Verschiedenheit  deutet 
auf  ein  ifebeneinander. von,  freien  und  iihfreien  Handwerker^. 

''*     i)'l.  6.   {.  t    item'noU;'*  quod   elbcti    conftul^    tc^füsllbet   officn   diras  Viros    aut 

tres sicut  et  ipsis  consulibus  traditum  est  proüdere  de  siugulis  suo  officio  eon- 

gruton>os  vel  Doti  coii^entibtta  «tc^. 

't)  Tsschoppe  a.  Stenzel  1.  c.    CXXXV,  p.  618  IT  §.8:    Von  deti  Handwerken  .  . 
dac    aye    der  Stat'  ttüd   Iren   gewerkeh   vor  ftttllea  sin  biit  TmWen'  also  dac  e«  iren  ge- 
werken  nuciellcben  sye  et6.  ^ 

8;  Tschoppe  u.  Steniel  1.  c.  'XC.  p.  419. 
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In  Strasburg  hatte  der  >  Burggral  '■  nur ;  das  i  Becbt  beatimifiteD 
Aemteni  die  Md»ter  zu  geben;  «^Ad  officium  burcgravii  pertinet  po- 
liere magistroB  osinium:  offidorum 'lerein;  urbe^  scilicet  sellarioruBi, 
peUificvin,  cyrottafecariorum.;  Butoruffi,  fabroruro^  molendidarionim  et 
etruB  qui  Caciunt  vasa  vinadfia  etpieariosylstiqui  purgant  gladios^iet 
qii  YenduDt  pomay  et  cauptaum.  Et  de  eiadiein  habet  pdteatatem  jur 
dkandi^  ai  quid MÖeliqumnt. in  of&cüs  suis  ^).'^  .    >     .  >. 

Den  Nahüiingsgewfirben  gegenüber,  Bäcker  , und  Metzger,  dsren 
Vwhandeiifiein  in  .der  Stadt,  .auch  ohne  dass  Art  XiCin»  >de6  Ältesten 
Stadtrecktes  sie  n^nt,  ja  gar.  niebt  geleugnet  weirdeti'  kantig  sowie 
den  Fische»!  iindZiiünerleateli. gegenüber  V  deren  Arbeite)  W  Am 
Kschctf  genau  feätgesetzt  wardn,  hatte  der  Burggraf  iikbt  die  iMacfat 
üe  Heister  ;zu  bestinimen.  :>Wilda  *)  ha«  dies . als!  eiasn  fiaupteinwaad 
legen/die  Ableitung  ansiider  hofreiJhtlichen  Innung  bezeichnet  i  DiMs 
Bdiauptung  scheint  jedooh'de&cftcharen  Haltes  zu  entbehren..  Es  liegt 
«inehr  in  dieser iThalsaohie  die  Bestätigung  de« 'schon  oben;  aueg^ 
Viocheiien  Vermuthüng,  dass:  das  älteste  Stadtrecht  in  eine  Ueben- 
pif^speriode ; fällt;  in  welcher  die:  Handwerker  theils  begannen  von 
Ugen  Verpflichtungen  sich  zu  befreien,  theils  dieaaehan  durchge- 
Htxt  haliten;(i.Wir  haben  aus  derselben  Zeit  dieiUrkunde  deü  Magde- 
kof^r  SchtthsiafOher,  deäeni  sogar  schön  ^eingeräamtwar^  ihre  Meister 
idbet  wählest. zu  könneli  -r  „ut:nuUus  nfiagistratuiun  super  dos. haheat, 
BD  quMa  ipü  ex  cemmani  tonsensü  magiBtrum  sibi  eleg^rJat'V  Den- 
Moh  aber  kailn  kein  Zweifel  darüber  Walten,  dsss  gerade  didse  ür^ 
kande  4len  Ilebergang  ein«;  bisheri :  hofrechtlichen  ilKUilig  in  eine  ireie 
2mA  deutlicli  bezeugt .  Das  hier :  den  Schuhmachern  •  ausdrüddich:  ge- 
gAene  Vorrecht:  läset  darauf,  fschliesseft^i  dass  det  Meiste  rihnra  bis- 
lang as^gedrangen  worden  fwar.  Eichhorn  i*.)  ulid/  Kitzsch  ^)  haben  daher 
B  der  Ernennung  dto  Meister!  durch,  den  iBuif>grä£ea  in  Straasburg 
di  Zeieken  des  Hi^echtaa  gesehen,  dem i die  fiandw^er  ndeh  theil- 
nise  onterwierfen  ware4.  Man.:  wäre  nun  hüemacb«  geneigt  zu  glauben, 
tes  die  Handwerker  mit  der  Zeit  dieses  Joch  ganz  abgestreift  hätten. 
Dm  1263  finden  wir  jedoch  in  dem  Vertrage,  den  die|  Stadt  Strass- 
borg  nach  vorhergegangenen  Streitigkeiten  ;ni^  ihrem, Öi8p][]i(^^e  sphliesst, 
wieder  heryorgehoben ,  dass  der  Burggraf  einzdnen  Handwerken  die 
Meister  ernennen  soll,  während  in  dem  Stadtrechte  yon  1214  darüber 

.11.-,'  :.i-.'-  . 

1)  Axt.  XLIV  dM  ilteitan  Stedtreehtes. 

t)  a.  a    O.   p.  290. 

a)  Z«H*<hrift  f.  geMh.  Beehtowis».  II,  221. 

4)  iL  a.  O.   p.  laft.  :•.... 

XXVU.  4 


60  ^WHihelm  Siied*^         '^ 

nichts  bemerkt  ibt.  „Der  BnTgra^ifr'sol  in  öth  gebeÄ  von  jecKcheme 
antwercke,:  der  erpfliget,  dneii  Meister  y  der  das  a&twerck  kan;,  der 
eil  8ol  öch  nit  anders  rihten,  nüweD  das  das  antwerdi  angat.  Dis 
6]nt  aber  dio  antwerck:  Rinliuter  «nd  Kurdewener,  ZymberlüteyiKaeffer, 
Oleylute,  S^ertfeger,  Mülner,  Smidt,  Scbilter  and  Satteter^^"'  unter 
diesen  Handwerken  trelfen  wir  jetzt  auch  die  'Zimmerlieutev  die  wir 
nach  dem  ältesten  Stadtrecbte  ^Is  bevorzugt  ^nsaihdi^  &  Eauni  aber 
kann  dies  Itb'  ein  RtbckischHtt  angesehen  wierden.  Die  Aufgabb  des 
Händwerksme&stelrä  lag  in  jener  Zeit  nur' in  der. 'Entscheidung  über 
gute  oder  ichlebhte  Arbeit.  DasiSitrafurthefl  fällte»  die  Obrigieit.  Die 
Att&iobt  über:  die  Bauten  Glland  nach  dem Ütesten  Stadtrecht  aus- 
drQoklich  dekn  Blirggrafdn  s»^),  miau  darf  'sidK  imithin  nicht  wundem, 
das» fftr  die  Zimmerleiite  nunmehr glüidifietUsiein  Mdster  ernannt  ward. 
Die  Meistei^  haben  aber  jetzt  auch  eint  «lide»  Stellun^J  /  Es  wird  in 
der  Urkunde  Vorgeschrieben,  dass  der  Meister  das  Handweric;  kan^ 
d.  h.  dass  er  ein  Gei^osse  selnmüßstej  Mn  beliebiger  Hofmann  konate 
ihn)sn<  mdit  mehr  aol^drungeb  werden.  Endlich:  sind  eä  selbst  jetfst 
nur  gewisse  Gewerbe  —  ^„der;ertpfliget*'  .-^,'für  die:  der  Burggraf  die 
Meister  enmmt  .  p   / 

lik  Freiburg  Im 'Br.  wurden  die  Zunftmeister  aiy&brlich  am  St.  Jo- 
hannilstage  von  dem  Herrn  erwählt  ^).  Jeder  Handwerker  musste  dieses 
Amt  ahnehmen  bei  Strafe  der  Verbannung  aus  der  Stadt  und  einer  Mark 
Silblsr,  zahlbar  bei  iseiner  Rttokkehni  AMehnea  konnte  dqr  Bettüeffende 
nut  die  <  "WSederwahl.  Im '  dritten  Jahrb/  musste  dr  das  Amt  jedoch 
wieder  auf  sich  nehmeh^).  In  einer  ieiteiten  »Urkunde  aus  demsislben 
Jahre  1393,  die  das  Verhältniss  des  Bürgermeisters  uddi.  det  Ztlnfte 
in  der  Stadt  «regelt v  erscheiat  -die  im  Stadtre(At  fesl^geset^te  Wahl 
ddrdh  den  Heirm  ^geihüdertf  iadeol  dieser  nur  bestlUagte  imd  die 
Zünfte  das  Vorschlagsreiht  haben  solUea.  PaUs  der.iGIrraf  izur  Zeit 
der  Wahlen ^cht  anweseiid  aei,  soUte  SchultbeiAiindiBürgbrateister 
ihn  etaetzen'^).  'Dieser  S&mftmeisterkoniite  abcr^  wenm^Ue  Zunft  eiier 

1)  Oaopp^  Dei^tsc^e  Südtreciite  t  ^^'--ds:^  1  (. 

•■     8)  ÄtÄdlilö*ht'-voD  itiS- 1;  c.  ;■■    ■-••■'•     •  ••  '   •        .   '••■■ 

':.4)  Bfirg4ntieLit«r  undl^infkk  in  Frei^nrg.iiiJBr.  1. c:  >|id  dpoiln«  betwlqgt^  rnr 
iegelichen  ein  jar ,  der  es  nfit  wil  tuon ,  das  ander  jar  süln  wir  in  nflt  betwingen ,  an 
deme  dritten  Jare  betwingen  wir  in  aber  wol  •  mit  deiMlbeti  baossi»,!  4>be  'isr  6s  nüt 
wölte  tuon.** 

6)  1.  c. :    „vnd   swenne  das  sil  kumt'^    däi  wir  eil- w^  ^nd  aesseB  dftleo,  so  sUlen 
wir  von  iegelicher  lunft  besenden  4  oder  6  die  vns  darsuo  gat  duntent  vnßf  sfUen  in  einen 

:i  <  . 
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EiBiuig  bedurftes  (Miesolbe  nur.  .ubteir)  mtzumhans  des ;  S.Qh^ltiklQi^^ 
and  Bürgermeisters  beschliessen  lassen.  Ganz  unabhängig  war  4ie 
Zunft  Aur,.,fwisi»tlsia):Jeiniiiidi^,  attfp^m?(»  WpUte:  nncl  :iii  ^^  Ange- 
Wgenheitai)  :^8«(as»  .i^nikr-ßifieiQ  3CbJlBpaB,;i8t''^.ifo  Uww^ßK  <Yfar  »9 
L241  /^beofoUlidaa  iUcht  4er  Hntbmaim^  die:Mß.i9tar'dt^Q$lidwerJto 
»ft  emennen^)..  In  Waiden W/^)  staiidläies  (kmt¥ogt^ezu;  inßchweic}* 
nitz^)  laOä.wicdeMOL  den  KqqquIjql.  UihtAtßXAX  S(^dt  ßtund  jedßin 
Amte  nicht  eip  imzigev ,  Miütot^;  vor  1, .  Aondern.  die  ,mtJ^9P(^Wßn  wi^hj^ 
2^  3,;auob  iinAe^MpHg^tw  in  jedsQm  Aipto,  denen»  i^n^ei:  iVeQ)^))^ 
tiiBS  mit  d^m  Bwte  di^  üiöb€ÄWftQbungi4Hlge(brftgw  wird-.;  ,  ;  ,v 

Fflr  lidiese  i;iiieriffa.id<9rii9tAdtiR(d>ea  4>bjrAgJ^  di^.,ReQbt  ^jpr 
zelndr  «der  niler  BMdw^i^  Avi4ß  iah  ,kßm  i3^i^rQ>Mr)f^mgi.\^ 
sie.  wie  eüienBe^t  4erMbeve9fjUj»$6l^tä(^^  ßmd 

f&r  lUe  HdrauMldWgiiVioi  ;;2Kuftea,f;i9t  iidiesß.£r4^qQuqg,,4ef  ]i^ 
gMi«imcht.gweseq^i  iWiUte  tot;  enteflhi^efl  ,Bwbt^  Mrwp  w.;a*amffc 
^  wäDig  dieitEmwiotoer'  »ineriSMtdtdurph  ,£insi9t9iupg  mß^  £f))i?4^!l- 
dirnktors.  m  leAmhBiXxgßfmhßSt  wQr4en.,  ßP;  wonig)  w|^I;de^  .di§  i9anf|r 
wertaeri  ,äurfehl  HsM-Umt^  m  Ztofteiw"  We  y/MM^kt^llß  ftiflr 
KnnlgtiM  «iii»UtfbaiiQi<anc]||^  i^en  .ßtts,  4ßm^ 

fnäbeä  Gcft^^Utsm^  mk  ijm&  JE;^u8|i;b)r^N^^g!  i^Xf^T 

£teikmt  gefoUf^m  \8if!!wiiii3AHe8,ia(5kt,:bfl8wr  »ßwQb»l|.  ;.;Pa8?i  «n^^ 
aohnfeenJubiibunilent  löfiiffmh  ji^.imii^wäWten ^pn.gelegi^ptl)^  Z^fte 
voriNHttMkii  w^klnwida»  Reflbif^^ft^W  mt^  ibr^.Meißt§riiT§i<J^äblHP 
zu  kömien  j  iJfmn  m\  die«ftp>  Stelle .  Äwr^.^rnpÄbrt.  iVOji  wirAi ^rrt  weil,(pF 
imtaii.  erOrl^rt  werde«».  i.SIs-q^nk;^  ^e^M<M^^.t^^^^P  Amdßgung 
der  Fitte  äML  iden  Bt&dten;^  iYp.)di^iJ9fin4?i^i:l(ßr,siipb>  de?:  ^#ss)^ /,irpph 
Äkht  hßbQti  )mMöbIagaiV/kön»aA;Hidie9^  ,im.  Vftrtpni^W.  h|ab(»p.,y4ri  dip 
Mä^tbke^imms  doppelte»  »Äntwi^ßlliB« 3 4fir)  Xl^pfteiau^^fflSfliW^^^ 
3M»  ^OOfUett  bahMptet.  jOe^PJWt  »b^r»  ^Pb^iSf  wl^re  ffur4ie,^b¥^ffg 
ans;  4er  .»{Jnfipfiiihfiifi  )4w.i  ri*tig?ii.  ,»0.iJ|»n»tÄ.|d#r;;^^  .i^p 

•■  'i'^  ■>  > — ■'^')  h.i  •i*»i»t'  il'ii/iil'iilV'.j;  .-',i;l;i,.     ■»•.:i  t  J-)it,.;j  •,,' -  ji,i  i//    .  is  i.imi.' 

eit  uie  alle  g^everde.** 

1)  Privileg,  des  Hers.  Otto  von  Brannscbwe^  1.  ,c.    .,  ,   .,     . 

S)  Stadtrecbt  von  1291  1.  c.:    ,,consules  quoque  civitatis  ej^jid^,  .ma^siros  carni- 
ficum ,    pistoram ,    satorum  textorom ,    sartorum  ac   alio^tifu  .  opifi^^m   pr<vicriptjis  babent 

3)  Sta^^ecbt  1.  (V  ,  jj.  2  item  pota ,   (^fd  electi  c^nsol^  civjoslib^t  ^  pfficii  daos  vires 

aot  tres ,  vel  quatuor  sibi  advocant  digniores ,  qaos  singulos  in  singulis  ofl&ciis  rectores 
praefieiunt  ^^  pagijit^!^^  injuifg^ntes^isU|^m  ^b  sficrapentp^  siciU  et  ipsjs  consulibus  W- 

ditnm  est  etc.  ,\    '..,     ."    ,    ,,,.... "i\  ",  ,'     .  :1...  ."",  '!i.  ,i!i!' i  -    ,> 
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öhizielBiEtfii  Ländestheilen  doch  Verschieden  schnell  vor  sieh  gegangen 
sdn.  '•  ■' 

In  keinerlei  ZuBammenhang  mit  der  einstigen  Hörigkeit  steht  die 
allgemeine  Unterordnung  der  Handwerker  unter  den  Burggrafen  oder 
die  städtische  Obrigkeit.  Eichhorn  hat  die6e  Unterordnung  der  Ge- 
werke  als  etwas  Zufälliges  erklärt^),  Arnold  si^  dagegen  damit  be^ 
gk'dndetv  dass  die  Handwerker  als  Hörige  überall  zu  Wachdiensten 
«rttd •ssur'^Vertiieidigung  der  Mau^n  verpflichtet  waren *):  Für  Strasa- 
biii^g  iBt' es  auffallend,  dass  gerade  dieser  Verpfficfatung  der  Hand- 
werker gar  nicht  erwähnt  Ivird;  auch  zeigt  sidi  überhaupt  die  mili- 
tärisclie  Seite  der  Zünfte  im  Xin.  Jahrhundert  noch  so  gut  wie  gar 
nicht.  Viehn^r  müss,  glaube  ich,  diese  Unterordnung  unter  den  Burg- 
grafen damit  in  ^sammenhang  gtebrachl  werden,  dasa  die  Markt-  und 
G^werbepolizei  überall  in  den  Händen  der  Obri^it  lag  und  erst  von 
dieisen  aitf  die  erstarkten  Zünfte  selbst  übertragen  wurde.  ^^Die  £i^ 
haltuhg  dner  geordneten  Markt-,  Münz-  und  Maasspolizei,  aufwddie 
die  PfaUen  deti  Uebergriffen  der  vcnmehmen  Reisenden  g^enüber 
dringend  angewiedeü' waren,  war  für  die  innere  Sickerheit  der  Burg- 
Städte  von  grosser  Wichtigkeit  Eine  Gewalt,  wekihe  müitärische  Macht 
und  miütäiis^he  Vorsicht  mit  dör  Oivilverwaltung  visremigte^  in  der 
Haiiid 'eines  einzigen,  weltlichen  Beamten  die  Pfalz  zugleich  mit  der 
Stad^  und  die  eine  durch  ^e  andere  sbbtttzle  und  eibielt,  nlusste 
dies  i^eckmässig,  streng  und  sicher  durchführen  könwe».  Die  deutsche 
Bürggrafschkft  der  fröheiten  Zeiten  war  ebie  solche  Gewalt  »).**  > 

Diese  Verkeh^oUzei  kam  In  s{>äfterer  Zeit  an  den  Vogty  oder  die 
Söhöffßnr,  wie  in  den  schlesiscfaen  Städten,  oder  an  den  Schultheiss,  wie 
iii  Hameln  *>^  und  Murten^)  ja  auch  an  ,4Ewene  biderbe  butffer'v  wie 
in  Golmar  ^).  Es  gebt  daraus  ÜerV^r ,'  diEiss  sich  .dieselbe  aus  der  Katur 
det*  Dinge  ergab.  Es  bedurfte  dazu  nicht  des  früheren  Bellrpiels  auf 
den  Fronhöf^n.  Auch  Freie  Tnussteu  zm^  ^^hiaischaft  getcogen  Verden 
können,  wenn  sie  unrichtiges  Maass  ausschenkten  oder  falsches  Gewicht 
zuwogen.    Seit  dem  dr^ehnten  Jahrhundert  erhielten  die  um  ^iese 


1)  Zeitochrift  f.  geseh.  Rechtow.  t,  244i 

2)  l^lrtMte  I,  89. 

S)  Kfüsch  a.  *.  Ö.  p.  151  ff. 

4)  Stadtrecht  ▼.  1277  item  officium  Sculteti  infra  civitatem  emit  clYitas  pro  dknariis 
suis  f  et  tenet  iUud  in  pheodo  a  Preposito.  Ipsum  autem  officimn  habetur  ad  correctioiiem 
super  cibaiia. 

5)  Stadtrecht  aus  dem  Xni.  Jahrh.  %  23  Ui  Gaupp  11  e.  II,  152—161. 

6)  Stadtrecht  ▼.  1293  §  28  bei  Gaupp  1.  c.  I,  114—122. 
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Zeit  hervortretenden  Rathmannen  die  Marktpoluiei  und  hatten  über 
das  anrichtige  Maass  «nd  Gewicht,  üb^  Speise-  und  andere.  Käufe 
(aber  allerhande  Spisekauf  unde  über  Meyhkauf),  wie  über  alle  Markte 
angelegenheüben  zu  erkennen.  In  sehr  vielen  Stadtreehten  finde A  siek 
darauf  bezügüehe  Bestimmungen;  es  würde  zu  weit  fübreih  die  Stellen 
aufisuzählen  ^).  Mit  dieser  Polhsd  bini^ich  geneigt  die  noch  in  späteren 
Jahrhonderfen  iQbiiche  Eisricbtung,  dass  Bathmannedy  vom  Ratbe  ge- 
wählt als  Mwfensprächsherren  den  Aemtern  zur  Beau&ichtigung  bei- 
gegd>en  wiu'deii')  in  Einkbng  zu  bringen.  Es  war  die  Furcht  der 
gesetzgebenden  Machte  dass  die  Handwerker  v  sieh  selbst  überlassen, 
dem  Gemeinwohl  schädliche  Bcischlüsse  fassen  konnten ,  die  der  Wirth^^ 
Schaft  AUeif  2am  Nacbtfaeil  gdreichen  mtassten.  Durch  die  ganze  Ge- 
werbegea^zgebung  des  Mittelalters  zidit  sieh  der  Gedanke  die  Freiheit 
des  Einzelnen  zum  Besten  der  Gesanmitbeit  duzuschränken.  In  der 
Oberaufsicht  der  Obrigkeit  Über  die  Handiv^ferker  sehen  wir  ihn  ver* 
körpert  So.  wienr  denn  dem  Strassbuiiger  Burggrafen  die  Grerichtsburr 
keit  Über  die  meisten  Bandwetke  übertragen  und  die  MachtvoUkom- 
meftheiten  des  Augdburger  Burggrafen  von  1376  sind  lediglich  polizei« 
lidier  Natur.  ^Schbn  1104  empfing  der  Burggraf  hier  die  Bussen  von 
den  ^mdwericem,  wdche  sich  eider  üehertretutig  det  erlassenen  G^H 
imbegesetze  schuldig  gemacht  hätten  *)w  1276  hatte  auch  der  Vogt 
das  Recht  die  für  sddechte  Arbeit  festgesetzte^  Bussen  2u  erheben, 
ftitattoher,  Messeiächmiede  und  Weissmaler  war^n  „döm  vogte  der 
galtnusae  schuldik!^).  Von  den  Bickemv  Metzgern,  Wdtisehenken  und 
Bierbilauem  erhielt  1276  der  Burggraf  die  Bossen;  Bei  d^  übrigen 
Handwerken  veriatt^  über  die  Zahlung  der  Strafeü  gar  nichte. 

D&ese  Versehiedenhettfen  müssen  überraschen,  ja  sie  erscheinen 
als  Ungerechtii^teii,  da  die  Vergeltung  doch  im  üfifentlicheii  Inter* 
ftak  geschehen  sdllte.  Und  warum  floss  nicht  aücb  Alles  in  einen 
Säckel?  '  G^gen:  das  letztere:  läsist  sich  wohl  behaupten;  dass  diese 
SonmiCT  eihen  Theil  der  Einnähme  der  städtischiBn  Beamten  hildea 
mochten,  vofei  dtoto  fäe  direkt  eingezogen  wurden  i*!  ohne,  erst  in  einer 
Haupflüisae  hinterlegt  sm  sein,  üeber  den 'ersten  Umstand  darf  man 
aber  wohl  sag^n,  dass  die  Strafen  eine  so!  selbstverständliche  Sache 
gewesra  aeiü  werden^  dass  ihre  besondi^re' Erwähnung  bei  den  einzehien 

^^^       '■      ■*■  '•'.•■*  ,!':I  .  ;.j 

1)  Vgl.  SchmoUer:  Strassborg  lur  Zeit  der  Zunftkibnpfe  p.  11,  18.     BCanrer:  St&dte- 
▼■rfassnng  I,  817  ff.  i    ' 

8)  Wehrmann  1.  c.  p.  78.  i  - 

3)  Stadtrecht  Art.  VI  $§  1,  8..      '^  *    •  /  /  i       ; 

4)  Stadtreeht  Art.  XIV  $§  18,  14,  16.  :    i 
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Hatid werken  lücht  mehr  nöthig  nian  Wenn  du  Mhl  hn«  Stadirccht6 
überhdupt  rich%eB  Maassr  und  Gewicht  abbefehleD  >war^  so  galt  die^ 
doch  ifbr  Alle;  In^  anddreniF^ea  nag  .wohl' auch:  <jfePrivllegienso 
des  MitibektlterBiYyddf  die  frühe  Entstehung  einaelnenHaiMiwiirker^yer^ 
bätide^deb  Anläss  gewesen  bein^^^  dass  sie  nach,  gei^isbeb  Richümgeti 
von  der  allgemeineil  Gewerbepolisei  ausgeüommeh  wferen.  i  '  >  i  )  • 
.  Otiidi  wir  näher  auf  die  Thätlgkei«  des  Bux^gräfekideii  ihn!  späzib^ 
untergeordti^teni  >  O^Werben  gegenüber  ein  ^  so  üehiqen  wirl  ^ahr,  dbss 
er  allerdings  das  Recht  hat  das  Aiht  zu  vei^leihto^.);  ahet*  er  hat  ieuioh 
auf  die  Tüchtigkeit  dä-er  zu  sehto,  Uenen  die'  wicUtigErten  Gewerbe;  die 
Nahrniigsgew^be^  ^anvertraut  Werden.  Z^itenäimüss  äl  damof  (Uhdeiiv 
dass  von  Bäolerh^  Mktzgem  md  Wdnschenk^  kiräiö  unrechtety  Mäasae 
ttttdjGrJwidhte  gebraucht  iWerdcb.  Wd  br  iftüde«^  dasi^anaii  di^enr 
Befehlen  niehtnacbgekomneniistv  kann  er  'Strafen  Teiihäiigfen^). 
Dritten^'hater  dk%  drei  Handiv^ferkiä  daUin  zu  üedUfsicbtigfen^iKd)^^  '^ 
atieh  had»  deb  OeeletKen  i  tbd  Bc^gMn  über  >  die  ^Aitfertigung  undiieii 
Verk^f  IhreK  Produkte  verfahren^).  /Eiabrbtettiunten  Oerichtsbär^ 
keit  wird  weiter  üicht  erwähnt  Sie  scheitft  nach  •dem/YorkergeheiHien 
sich  Ton-Eiilbst  zu  rvetvtehen:  Ich  glaube  nkH  fehl^eschloflscnf  ztt)hari 
ben.wenn  ich  diese  Art  Aufzieht  «Isi  vöBig  uttäi>liängi9^oni'CuiH;igeii 
Uoftcdtd^  besieichmete.  H^  Zum  Sohlusse  in()cbte4bh>  hoch  aal  ehien 
Umstaftd  hlnweiseii^  der  zwar  nicht;  diröktfitr^d^n  ZusamifaeilhafA;^  mit 
den  hofrechtliöhen  hmnngeh  igdtedd  gem^dit  > werden  kkbu^tiiiiincriiiki 
äbet  die  Handwerker  in  eiiikmi  >  m^  eiglentUünilidAien  LioUte !  zeigtv  r  däsa 
ihr  t^^ruikg  aiis  der  Hläfigkeit  iheraw^  '>seh#-  wahrsctieidMeh'  winL«  (Ich 
meine  <Ui^>ireräKditlidie  Stellung!^ ;ntreidhe  den  Gewetibettreibendeii  luaigit 
Wiesen  war.  >  Erst  sehr  aUmälig  hat  sich  der^  Unisehiwung/YOBvddr  un- 
ter^rdn^tciü  Röllevidie  aie  Anfangs  aAi  s^iielön  ge^woingeii'  warenl,  liift 
der^politiscUfeA  Bedeutufag  im  vlerzelinten  und  fun£»ähnten>  Jahrbimdert 
volUx)genJ  Die  Vheilsiabiiie'aiä^Stadtr^meiit  ku'^rniigeik)  istiiUneti 
nri!l>  akis  dem  Ghmde  so  Schwer  geworden y  weil- lmän< sibh isoheute  laatt^ 
die  sieh  gesellschaf tlioh  <  b<»  wenig  eignete  die  Zügel  dbr  •  Regienmig'  m 
die 'Hand  in  aebnieBy  zu  de»  höchsten  Gewakei«  züzülasben.  /!B|''iit 
seltsam  'gäMig «  idass  >  'selbst ,  wenn  ^der^  Häindweifker  *  bereits!*  in  ddn 
Radh  getreteni  f^arj  {Sich  viml  VoUbsi' häufig  doch  die  Vorstellüegiferhiritf 
dass  er  kein  achter  Herr  sei.     So  war  es  nicht  nur  in  Rotenburg*), 

1)  SUdtrecht  ▼.  1276  Art.  CXI V  §4;  CXVIII  §3;  CXLII.  ?       I     .. 

2)  cod.  1.  CXIV  §§  8  u.  5;  CXXI  §  6;  CXXIV.  ->  ,  .    i    // 

3)  cod.  1.  CXVIII  §§5—12;  CXX  §  2;  CXXI  §«.1         '  '  .. 

4)  Bensen  1.  c.  p.  349.  «■ '   .i  '   ..".i   ;,;•    .' '  ^'  /.   •■'■.ithr:-     i 


Zur  EnUtehung  de»  dettt^chen  flunftwesens.  55 

SO  war  es  überall;  denn  A$^  Eutbaltolk»  voa  jedüm  Gewerbe  galt  für 
die  beste  Probe  4er  BitteciDl^igkeit  K/eiti  Gesetss  uutersagte  den 
,£rbaren''  die  Ausübung  der  Gewerbe  und  idocb  hielt  sie  der  Gebrauch 
davon  zurück.  Es  darf  und  nicht  Wunder  nehmen  ^  wenn  wir  in  Steur 
dal  z.  B.  im  Anfange:  des  XIIL  Jahrhunderts  die  Gelvandsohneidergild^ 
im  bewttsst^n  strengen  Gegensata:  zu  den  Hsadwerkem  sehet)'.  Wollten 
die  ietztereü  in  die  Gilde  aufgenommen  werden,  ao  mussten  sie  das 
Handwerk  absohwören  und  ein  zwei  Mal  höheres  Eintrittsgeld  zahleti^). 
Man  verstand  sich  die  Unbequemen  vom  Halse  zu  halten.  In  I.4Ü)eck 
stossan  wir  auf  die  unverhohlen  gleiche.  Vwaohtung,  die  sogar  im  Offene* 
liehen  Rechte  ihren  Ausdvuok  fajid*  ^,Dat  sy  witlik  de  leyn  ammet 
von  hereii  heft  schal  nycht  wesen  an  dem  rade  der  atat  lubeke'^y 
oder  wie  es  in  einer  etwas  späteren  Eiissung  heilst:  ^«witHksi  dat  nes 
man  en:  radman  mach  ^rden  in  der  stad  to  Lub.  d^  en  droptmana 
iß*)".  Wie  konnte  die  Wahl  eines  Handwerkmannes  verboten  werden, 
wenn  die  Bürger  ihn  nicht  als  weit  unter  ihnen  stehend  betrachtet 
hätten?  Ziemlich  allgemein  war  ja  auch  verbreitet,  dass  die  Gilden 
den  Handwerkern  die  Aufnahme  versagten.  Brentano^)  ist  hier  der 
insicht,  dass  di^' Handwerker  adfan^  'Wohl 'hidht'^undsatzmässig 
lOfigeschloBsen  ?waren.  ;  Dies  ist  aber  nicht  bd,  leicht  zu  beweisen.*  Den 
Zei^^unkt  des  Ausdchliisses  der  Handwerker  von  den  Gilden:  da  anzu- 
lehmen,  wo  di6  Worte  „arm'<  und „Handwerkcfr-'^Ieichbt^eirtend  wur- 
den, als  nämfich  die  Beicheren  sich  allein  des  Handel)'  bemächtigt 
kitten  und  den  Armen  und  Unfreien  nur  daa  Gewerbe  gtUiebeti  war^ 
geht  doch  nicht  gut,  weil  es  zweifellos  ist,  dass  diese  Begriffe  im  Vor« 
hinein  ^Hch  ddokten.«  Zn  den  GewevbQA  grüB^  eben  nur  versmnte  Freie, 
venn  sie  attf  keine  laadere  Weise  ihren. Lebensunterhalt  gewinnet  konn* 
teo.  SoDSI;  waren  ee  i  nur  die  Atmet  und  Gedrüekten ,  die«  sich  mit 
ihnen  beachäftjgten.'    //  -.!   .:  .    -    .     ;--'.«'•'  ;■     i> 

In  dar  Thatsache,  dass  daneben  in  einigem  Städten  die  Arbeltischon 
lehr  frOk  xa  AmAm  und  Macht  ^ekomnnen  war  und  die :Handi«i[erkä 
theils  in  geringem,  theils  schon  in  hohem  Maasse  an  der  Stadtregie- 
ning  theilnahmen,  jiegt  m.  £.  immer  nur  die  Bestätigung  der,Doppel- 
entwkkelung.  Wenn  in  Köln  bereits  ^90  die  Tuchweber  das  Recht 
hatt^  das  städtische  Amt  der  Pedellen  zu  besetzen  ^.)v  oder  wir  1258 

1)  Deutsche  Monatshefte  VI,  376. 

3)  Stadtreckt  V.  l|l64.Art^  XXVUm  . .  «  i.       i 

3)  Stadtrecht  T.  1294  Art.  XLII.  i        •  .y 

4)  %.  a.  O.  p.  J9.  i  • 

5)  Arnold ,  FrtUtXdte  I,  296,  297.  ..{    jj         •      ;(. 
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in  derselben  Stadt  schon  auf  eine«  aiisgedeimte  Betheiligohg  der  Bra- 
derschaften  M>  der  Verwaltung  stosseo  ^),  und  dds  Gleiche  1359' in  Soest 
sehen^)^'auch  1288  unter  id^n-Gonsuln  in  Gelle  bäreitsi  einen  ,,B€^iträ- 
mud ;  sutor"  genannt  finden  ^ ) ,-  iri^  wir  •  schon  1 141  iii  dtter  =  Urkniidä 
des  Abtes  Oeifhard  vbn  St.  Päntaleon  zu'Göln,  die  vefr  der' Meichte^ 
rung  der  Hörigkeit  handdtv  unter  den  Zeugeta  „ThideriGh,  fober  de 
Eiiibe"  lesen ^),  ein  Nanie,  der  in  der  Bestätigmlgstirkunde  der  Bett"- 
ziecheiiweberzunft  1149  wiederkehrt,  ja  das  erweiterte  Stadtrecht  Reck« 
linghaüseris  von  1285  unter  ^Andern  von>Theoderictis,  magister  coquine 
und  IU»enis,  panetarius*)  unterzeichnet  wird  ^  was  beweist  es  An- 
deres, als  dass  seit  den  ältesten  Zeiten  auch  freie  Mähnet  das  Hand-^ 
werk  aüsfibteik^,  di4  ihre  Beruftgenossen  weit  Überragten.  •  Solche  Leute 
müssen  nicht  izum  kleinsten  Theülesplltersiir  ganzen  Emaneipatiön 
des  Standes  bei^ti*agen  haben;  sie  waren  die  geborenen  «Führer.  ^ 


.,.■    ■;  .,,  .■.■,:i'  .:■■■  «•  .....V:;.;  :■:  ■•,:■■'•..;■  ■. 

Die  Entstehung  der  freien,  Zünfte. 

Der  Ausgang  des  XII.  und  der  Begintl'des  XIII.  Jahrhunderts 
stellen  eine  aü  Reformen  überreiche  Zeit  dar.  Vielleieht  ist  nie  wiedeV 
so>  vie3  neu  igeworden  als  damiJs.'  Die  persönliche  0nftiöiheit  war  fast 
bci^itigt  iM^T'  ubd  ndehrtkitt  das  Landleben  gegen  'das  bunte  Trei^ 
ben,  das  sich  in  den  Städten  00  regen  begimit,  zurück.  Imtner  wieder 
findet  in  häufiger  Begründung  von 'Märicte»  md  Städten  die  I>ist  an 
der  TettUiderung  des  Althergebrachten,  die  Freude  an  de^  Keugestal^ 
tung  der  VerhältBisse  Ihren  Ausdruck.  «Ein 'mächtiger  Wandertrirt 
ergreift  diel  Bevölkieruiig.  Vom  Laude  in  die^Stadt  und  aus  den  Städten 
der  Heimath  in  fremde  Länder!  Noch  ist  die  Wegeuüsicherbeit  gross; 
mit  vieleil  Hindemäsen  und-Oefahren*  bat  der*  reisende  Kaufbiaikn  zu 
kämpfen  V  i  ibei^  initer  dem  ^  si<ehere^  Geleiti^  mannhafter  Reisig^  i  dringt 
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1)  SchfedBpn^ch  swischen  dem  E^zbischof  and  ,dv,  Sudt  Köln.  a.  a.  0.  Urkunde 
Erstiiscbo^  t^onrads'V.  CSlh  ilDer  die'  ISntsetzaiig  der ' ^flnsgetiossenschält' Aind  MÜnzer 
ibres  AAitb«  wid  Lebend,  In  de^'  al4  Zeiigen'  ä.'  i.  höbileAj'  ftcabini  et  ttiultS  d^ ' fir»teniiU> 
tibus  fungiren.     Lacomblet  1.  c.  II,  257  Nr.  464. 

2)  Pieler  in  Wiegand*5  Arcbiv  IV,  p.  8—16.  '  ' 

3)  Privileg  der  Consaln  in  Celle:  Havemann'tf  ü:  SchaiimatiB's  Arcbiv  d.  bist.  Ver- 
eins f.  Niedersacbsen.     Jabrg.  1844  p.  184.  l  ; ;      < 

4)  Lacomblet  1.  c.  I,  232. 

5)  Lacomblet  1.  c.  II,  106.  .  (       ; 
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er  weit  über  die  benächbinrteD  Gebiete  vor,  erhandelt  er  mancherlei 
fremde  Stoffe  und  seltene  Geräthe,  die  daheim  die  Sehnsucht  der  Zo- 
räckgebliebeiien  nach  dem  Wunderbaren,  Fremden  nur  bestärken  und 
a  erneuter  Unternehmung  anlocken.    Zugleich  auch  reizt  diö  Förmen- 
gewandheit  und  Güte  der  eingeführten  Gegenstände  zur  Näcbahmufag 
eder  doch  zu  besserer  Ausbiidimg  der  eigenen  Erzengnisse,  um  den 
Taiiadi  in  der  Frenide  mit  möglichstem  Vbrtheile  vollziehen  zu  können. 
Der  Gewerbefieiss  begmnt  seine  Schwingen: zu  entfalten,  zaghaft  zu- 
erst, aber  nicht  ohne  sichtbare  Sparen.     Die  Arbeitstheiluiig  tritt 
deuUicher  hervor  —  kurz  es  zeigt  sich  in  allen  Dingen  ein  Aufschwung, 
der  die  Robhrit  früherer  Jahrhunderte  erst  recht  eiiceimen  iässt  'Na^ 
tärlkh  gdit  diese  Entwickefamg '  nicht  überall  gleichmässig  vor  sich. 
Nach  den  verschiedeDartigsten  Umständen,!  nach  den  Interessen  der 
Gewaltigen  gestaltet  sich  das  Lcten.  <  Ist  doch  das  dreiziehnte  Jähr- 
hnidert  die  Epoche,  wo  Grund  und  Boden  innerhalb  des  Fürsten- 
thomes  aus  der  Herrschaft  des  Königs  in  die  Herrschaft  der  Landes* 
berren  überging!    Die  Macht  der  Aristokratie  erstarkte  bedenklich 
mi  der  Satz,  dassJMer  nahm  so  viel  er  konnte,  der  freilieb  für  alle 
Zeiten  gilt,  War  in  jene^  Zeit  von  besonderer  Bedeutung,  nicht  weil 
fltwa  der  Egoismu»  damals  g^sser,  sondern  weii  Gesetz  und  Obrigkeit 
ohnmächtiger  uad'die  Wagschale  widerstreitender  Elemente  weniger 
im  Gleichg^^cht  war.    So  kann  es  moht  auffallen,  dass  die  Zustände 
ii  den  einzelnen  SHädten  und  Gegenden  Deutschlands  durchaus  "von 
dnaader  abwichen.    Hier  Fortschritt  -^  dort  Verharren  in  den  ge- 
wdmten  Lebensbedinguagen.   Dort  ausgebildete  Rechte  •—  hier  völliger 
Ibngel  derselbesi  Keine  Geechlossenbeit,  keüie  Bestimmtheit^).  Nicht 
an  weoigBten  tritt  diefr  in  deinr  Gewerbeleben  jener/ Epoche  au  Tage. 
Uid  in  diese  Zeit  der' Gähranig,  des  Umstunies  herkömmlicher  kn^ 
schauungen  fälUdie  weitere  Aü^ildung  einer  Einrichtung,  (ite  Jahr- 
brndote  hindurch  lajlsisegensreich  sich  bewähren  sollte,  bis  aucb  sie 
der  Uebermacht  neuer  reformatorischer  Ideen  zum  Opfer  fiel,  da  der 
Ci^estüm  zu  gross  war,  um  mit  Veränderungen  allein  sich  zufrieden 
geben  zu  können.    Die  Zünfte  der  Handwerker  sind  es,,  die  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  sich  mehr  und  mehr  zur  ruhmvollen  Laufbahn, 
die  sie  demnächst  durchmaassen,  vorbereiten,  die  jetzt  theils  ganz 


1)  Vergleiclie  hitmt  4ie  AwfBiirmg»  SchmoUer's  Über  den  yoUvwirthschAfUioheii 
Daichwiiiig  faa.  dr^isehnlea  Jiiirta>derl.  „Strawbarg's  Blüte  eto.'  im  XUI.  Jabrhandtrt 
p.  15  IL  und  Tittauum:  Geschichte  Heinrich's  des  Erlauchten,   p.  15  ff. 
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neu  auftauchen,  tbeila  wie  dn  Phöäix  aus  ddr  Afiche  a)us  engen  Fes- 
seln h^rau^v'  frisch  und  : kräftig ^ntsti^hen.  Wann  dieser  Pnozesb  b&^ 
^nen,  ist  eb^  so  sdkwer  zu  bestiiilimen,  iwie  dier  Zeitpunkt,  wann 
er  vollendet  war.  Wir  äahen  bereits  in  eine  wie  ferne  Zdit  die  Wur- 
zeln einselner.  Verbände  zurdckrdobten:  wir  nehmen  jetzt  die  Er^ 
scbeinung  neuer  wahr^  ohne  zu  wissen^  6b  toch  ihr  Ursprung  ini  Hof- 
reoht  2lu  suchen  i^,  oder  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  darauf 
geführt,  freie  Mälmer  MZU.eigeiMnäehtigem  Handeln  ^ii6h  verbandet. 
VJMe  Haiidwerker  erfreid^n  sioks  wenngleich  noch  höHg,  früh  einer 
halbwegs :  sdbständigen^  Stellung.  >  Schon  am  Anfange  des  XII:  Jahr- 
hunderts war  durch  Aitnold  von  Bresoia  :ge|^redigt  woideA,  dasä  Hö^ 
rigkeit  und  Leibeigenschaft  itiit  <teil,  Gtnmdsätzendes  Christenthuibes 
unvereinbar  seien.  Seine  Lehfe  war  auf  frui^htbaren  Boden  im  gaazeii 
deutdchon  Reiche  gefallen^  EA  beginneh  4iiB  Landesherren  daher  jetat 
mehr  urid  miehr  viälfache  PHvilegien  iwegeu  Aufhebung  liofrechtliebei} 
Laoten  zu  totbeileUi  Was  einst  Heiniich  V  für  Speitir,  ih  den  Jahrata 
1111  uiid  1114,:gethan  baJtte^  was  das  Wonteer  Privilegs  König  Friedk 
rith  I  von  1184  und  die  authentische  Inferpretiatlon  der  Urkundie  Von 
Uli  iiti  Jahre  U82  für  die  Hörigen  war:^),  das  fand  jetzt  ihehr  VeiN 
breitung  uSoid  Nachahmung.  But^  undBestbaupt  werden  äii^gähoben^ 
so  z;  B.  um<1249  in  Kirchberg?)  und:  1297  in  Frankfurt; a^Oi^^O* 
Diesenp:Weitergebendeil.:B<^eiungen  war  4m -Ende  des  XIL  Jährhun'^ 
derts  etiie  Milderung  der  Hürigkeitsverhältnisse  luid  Versetzung '  y(m 
Eigenhiörigen  in.'den  Stand  ider  Wachbsceinigen  ilnd  Kürmedigen  Vorher^ 
gegiUigen*).  Ja  ds  treten  '»eben  die  JÜTaturaUeistudgen  auch  geringe 
GeldSibgafben  innd  es  Wird:  in  enudslnenFlUkn  denUnfreit^n  das  fieekt 
eingeräumt  den  AelteQten  ans  ihrer  Mitte  iliit  der  Sünsanunlung  des 
Gensus  zu  betrauen.  Dies  zwar  aus .  einem  rein. ökonomischen  Gruide t 
„qtiü  liero  aduoicätonim  insolentia  plufi  nocere  qUamiiprodesse;  cdn- 
sueutt^f^  wie  es  iH  einer  Urkunde  h^isst^).:   Im  dräzehnten  Jahvfauiidjert 

,.    |,.J)jAnioW.  IL.  a,.Qv|I,  p,  18$,  180,  190,247,^4^,  ,  ,..     ^,,,       , 

2)  Stiidtrj^ht  §  18^  .    *    ,,  ,        ' 

"i«)"»tedtrecht.  V.  1297  8  4-  '    '''''''     "'     "'''•    '■\\"  '  '  '  ",'    ^V"^    ''"'■' 

'  '8J  Aebiisili^'^öpIktU  kii  Sdhrararytiidarf^at  dii^^^  « >  B.  117^  mffc  Mnl^n  "^d^lfab; 
Laeombldt  «i  K.  CKti,  310;  Bloe  iholifllie  Mildenrngr  iM  HOrIgkeit  sa  ^arifagenm  mäM 
und  zur  Kfirmede  durch  die  GrKfin  Hadewig  von  Meer  und  ihre  Tochter  Hildegard  im 
Jahre  1166.  Lacomblet,  1.  c.  I,  288.  Aus  dem  Jahre  1155  der  Austritt  zweier  höriger 
FVmuciii  a^  dtoi  HMIs^verband^  zu  SflMt ^It  BhMChiimiüi]g'«UeT  BetheÜigieii  und'  glMcher 
VerpfliditttiBJi;  zii*  ^«Idabftabeitv  kieillk'^ de«  beiden*  aiuMft'P&HeD: '  La««mblet  «.  ft.  O.  I; 
p.  265.  "  •  «    '.     "  -  *"••'    1       ••     ■  '  •-••   '•     •  '■  '.'•■■•■>     '      ■■■  '  '■'■    -       ■'     •    •; 

4)  So  schenkt  1187  Lambert  von  Wied  der  Stiftskirche  zu  Schwarzrhein dorf  8  Hö- 
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begann  rnrnt  nwür  und  niehr  Dienste  untt^Nttiirkläbgaben  in  Geld  zu 

TerwiiBdelB^).!  'Ajock  fltos^cni./irif  wiederholt  >8uf  BeBtiinnrangeD :  ziira 

Sektae  der  Höri^n  rgegen  wid0rreiditli€3i&  BesleubrdngJ   Ilerzog^H 

lidi  yoft  limbüi^  ^tsa^  tiSOS  aUefc"  aotehto  widervechtdichen  JBesteii^^ 

rmg  der  ^dem  Marienstifte  zii  Aachcin  zügeUiigen  Leiite^>;  und  die 

iabüssin  Oüdavoa  QerresfteiiB. verspricht :  1318  i»  leindniVerordhuDg 

iber  die  Veiwaltung  des  Zolksnnd  Gerichtet  und  «iiiiger  GefäUe^ 

tes  keine  HngeM;hteii Abgabe <  erhoben  werdcb  solle  ,^nM  accipietur 

didoiietItoiiniiMtoitf'yV'i  >''•>..;  •'!    .■•.••.•  •  ■/      ^iwr.Ui.A  '»:••:,     «-f'.!;'/ 

Za  dieser  Milderung  der  DiehsthrerpfliohttiBgen  utodtSchuldvenbind-) 

fidikeiteil>  gesellen  sich  Imitere  Frdiheitän.     Nicht  mehr  all6  Hand"* 

weriEer  wehten/ verpflichtet  aufdemiFroBhldfeiEU  wohnen/  .Qefters  er- 

halten  sie  Dienst-  oderiLsheigüter  -^««te^kfioiai  aut  foeda  >-^,  auf 

dsns  aUerdiiigy'die  Last*  gewiiter  Abgabt'  noch  i>liebf);ii  Vielfach 

moditen  tiber  aoeh-tieich  geiilrordenb  bürige  Hand  weckcbr.  sieht  von!  iHreh 

Diensten  hrtgehdaft  haben.'dder- sie  entflohemivlelibiohtv  fitinndeni  Bfe- 

drOcküDgeo  SD«  bht^BheiLi  >!Wohini'aber  Ju>nnte.iihrMWegi<äe  führen, 

ii«ni  nicht  in  die«  cfbäl'  gegründeten  i  oder  dMhp  mehr  iUndimehran^ 

nchtendän: idnä  lanftlühenden  iStldtel?  . ;  Hier itaiussten -^ievhoffto : nicht 

■r  Schaut  zu  ifindenvMBdem  konnten  «neh  dirauf!  rechnen!  den;  Le^ 

beiisiuiteriiait<zift  fewülnen.    Insbesondere  die  Handwerker  maj^  gerade 

"""        '    :'  '.        .1^   :  ,.'//    Mi)-.:    {!'./'»'»:.    i.        .i|:      ,|K      ..  7   '>_••.  .-1     ;'«  !        ..     ■',.•' 
rif^  nnd  bei  Gelegenheit  dieses  Wechsels  der  Herrschaft  wird  die  Abgabeimfiicht  genaa 

leHgestellt;  „nallum  etuun  nabebant  super  se  censoalem  magistrum  sed  auicunque  maior 


Mta  ftteHt  (iie^m  ee^ioiti^ii^^cetisaifi  pkefittätii'  kb  äliis  cottif«i''diymiattm'«i  rn^liiö- 
tUD  Mbttastetiki<tepMftiBätiant.i  liacottiblet  1.  dH  Nti{50«i^.  854.'  'ilflibinbmattÄttta  1**116 
k^mtm  mw  4i»;iiiM  ^  ^l)|^^>#|«|fliqha8^^,;^  80gfwaiUite|9frt»W*eHrf?Br:  )Ait  djifr  Blp- 
ifBiiniwDg  4tr  ^{^g^kbea  |>|9ordert|:  Ski^^^ei  deQ^)j(i^S^^,f^n|i)a^en^^^Q^^  ^^f^ 
^  Hofes  su.^roitiheim  isis^  ,,lithaDes  dicte^  cnrt^s  preseptabunt  uiii  qjii  dicitur  Qoim- 
Bdster  JÜL^  solidps  coiomensium' dedamfam  et  usualu  monete,  qm  aenarik  valgo  di- 
eiatnr  W!tti»6tiiiiii^tie;  ^'({l^^hkof^ist^r  ahCabf]Vk^iil(hetu^''de  I^iüid^hhiltrtm^'^  iriifao^  siia 
fMi^iis  dietoi  '4«iiart(ttji  iPknd^'itincaftei»  Mini^iiltbtosracuUlMttU'lipM/t'in  Itroerildtt 
|fesci)U|>it  i^^  qni  «ei4«r>e^Mif^i^ip«r .  At  il^^ffllice^:  ^s^ae  (^P^^:*  •     i    ^ft^mt>l4t 

1)  So  ^tattet  4>e  Aebtisi^iL  Qada  von  Oerr^sheiin  1218  die  Umwandlung  .vo^  Diensf- 
l«iitaD^  in  Geldangalien,  für  welche  i>est!mmie  i^e^ine  ^xi^'weti'd^ii/^decreaiUi'iis  ^iiö'd 
•iMia  {M^ekiM,  ^^'Wcb' ^dcJrtMi' aift^si^Wif  dli^seiiiiti^ ' nobti  tdümer- irko^irt 
toad0citt^iiiri#el.4iiDelii«qttei<MiXin*'i0ahi^Ulo>)  4ttL':8krait»nd>«tt(/  aerairdi 'MglMidrSt. 
Tcrmi  soWendi  sunt  hü  ...  I^iacomblet  1.  c.  II  Nr.  78  p.  4S.  Der  Abt  des  Vineeni- 
Kloster  so  Breslaa  verwandelt  1248  den  kleinen  2«hnleii. in  4}ekl,  daa  Oartenafthnten  in 
Valtenehnten  f&r  das  Dorf  Polsnitz.     Tsschopp#  uifd  iStaniel  m*  a.O;  Kr.  XXVtll.:. 

a^  bMt»aiblat-&»ai  O.  U'Nn  7a:p.4l  tti  48i-     .<  t  ü  ,  .:  .',. 

4)  ÜMuner,  Fronbdfe  I,  8S8.  '■  :l-\'    ■>-'•;.    -•?•     .•'':!        *.-i     ■'!•..   :••  >.     -■ 
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das  weh  in's  Land  hineiHgedningeHe  Gerücht  Ton  dien«  neuen  anbe- 
kannten Geräthien  -und;  ungtohnter  Geschickliobkeii  in'der  Veiffdrtigang 
derselben  gebckt  haben.  In  den  Städten  waven  ja  gleiohfaUs  auf  den 
Palatietf,  wifeäuf  den'FronhöJkn  des  flaehein  Landes  die  nöthige  An- 
zahl Ton  Kündtleiln  undiHiuidwerkem^'  Je  grfisserinuii  die  Hofhaltimg 
wnrdfe^  je  mehr i der  VeHi^hr  sich  auszndeinen  begann,  desito  grdssei* 
wurde  die  8chkar»der  Gewerbetreibenden  ^):  So  sind  denn  die  Hörigen 
in  gpossen  Mengen  in  die  Städte  geströrati  8chonM184  20g  der  freie 
Verkehr  viele  Kaufleute,  Metzger,  Pelzarbeiter v  Winzer  und  andere 
Gewtirbsfehte,  ateh  ganz  'Freie  nach  der  Stadt  Münster  *),  und  in  Bonn 
Wnrdbt  1285  der  Andräng,  der  Herinziebeodeii  iso  gtloss,  da0s  tiiaii 
daran  denken  mutete  zur  Bisofghng  der  städtischen  Ang^togenhdten 
dne  besondere  ständige  Behörde  zu  errichUn*).> 

'Wib  nunabor  die  Hörigen  in  denStädted  eihen  wUUEödnraeneh 
Zufluchtsort  fandeil,  söiwäk'en  asf  der'anderen  Seite  die  Städte  wieder 
gleichsam  ihrer- bedürftig.  Es  mangelte  ihnen  an  Arbcätskräften  und 
an  der  nöthigen  Bevölkerung,  um'  die  aitfkeinieiide>  Macht  mit  Nach- 
druck mterstützen  zu  köfanenJ  Fürsten  yiirie  Biscftiöfen  musste,  wenn 
sie  ein  Mai'lzu  Städtenden  Grund ^degthatteii,^dn  reichlicher  Zuzug 
lebiBnstiu-ker  frischer  EleiiieDte  höchst  erw&nscht  seinl  Namentlich 
waren  die:  t  Städte^  /daraUf  üEorbereitet  Mnitige» :  Hörigen'  >Schutz  zu  ge^ 
währen.  Die  Frage  was  mit  diesen  geschehen  soll,  wenn  sie  sich  in  der 
Stadt  niederlassen  wollen ,  ist  eine  so  wichtige  und  hat  zu  jener  Zeit 
eipe  solche  Q^eutung  gewonnen,  dass  ip  fast  allen  Stadtrechten  sie 
sich  erledigt  findet.  Die  Bestimmungen  sind  freilich  nicht  überall 
gldch.  Nicht  inmier  kommt  man  deü  Hörigen  freundlich  entgegen, 
^wahrscheinlich,  weil  mäh  fürchtete  ^  mit  ihren  mäehtigen  Herren  zu 
verderben.  Einige  Städte  nehmen  durcliaüs  Jeden  zürn  Bürger  auf. 
Andere  verlangen  erst  dßn  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit,  um  eine  et- 
waige Rückforderung  zu  ermöglichen;  noch  Andere  wünschen,  dass 
der  Hörige  sich  mit  seinem  Herrik  auseinandergesetzt  habe,  ehe  er 
das  Bürgerrecht  erwerben  könne.  Endlich  stossen  Wir  auch  lauf  Städte, 
4i{^  voll  Erbanpen  mit  den  Eptflohenen,  welche  bei  ihnen  Schutz  ge- 
sucht,, doch  die  Bechte  des  Herm  anerkennen  und  daher  im  Falle  der 

nothwendig  gewordenen  Auslieferung  die  Thore  <^neo,  um  dem  Hö- 

--  - ,  /    .  1;       •        ,   .  • 

1)  Maurer:  Stidteverflitoiing  I,  Ö4S. 

sy  Vämor :  StidteverfaiMrang  I  p.  2M^, 

8)  Lacomblet  1.  c.  II  p.  4711:  cnm  popolns  ifel  oppfdo  Imniitoiiai  de-di4  !■  dieni  aug- 
mentetar  et  multiplieetttr ,  et  necesse  sit,*  ut  pkrmntm  etiHäd  9t  fidedigiiäf  •  habbat  inter 
•e,  per  qoai  iura  et  libertates  ipiiiu  opidi  regantur  .  .       :    i    •.  >r(.i>  t  •     ,  ,.(.:'     i 
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ngeD  Getegftoheit  znctFfaieht  zu  gebebt    Ei(  wird  genflgen  bi^  einige 
Städte  namhalt  zq  maoheDi 

Das  älteste  Strassburger  Stadtr^bt  beginnt  mit  dem. Satze,  dass 
die  Stadt  frei  sei  und  ein  Jeglicher,  sowohl  der  Fremdling v  'wie  der 
Einheimische;  seinen  Frieden  habe^),.d;h.  eben  Strassburg  ist  eine 
Statte  fär  Alle;  auch  für  «dche,  welchei  sich  einer  BediUckung  durcb 
harte  Herren/entzogen  haben  *>  Das  Augsburgev  Stadtreeht  von  1104 
ist  gleifihfiüls  auf  den  Grundsatz,  gestützt, -dass.  die  Imü  der  Stadt 
frei  macht,  denn  wenn  die  Zinspflichtigen  auch  noch  zu  gewissen  Dien- 
sten TerpAichtet  waren,  selbst  das  Besthaupt  noch  geliefert  werdeh 
nuttste,  BD:  heisst  es  doch  ansdrttddich,  dass  ihnen  darüber  hinaus 
weitere  Larten- nicht  zäi^muthet  werden  sollten').-  In  Aailhenisind 
Bach  dem  Privileg,,  das  Friedrich  n  1215  der  Stadt  gab,  alle  Bewohner 
frei,  jueht  niir  die- eingeborenen  Gimstlioh6n  und  Laien,  sondern  auch 
die  Fremden,  did  sich  in  der  Stadt  ntederlassen  wollen  a).  »Bern  da^ 
gegen  gewährte  in  derselben  Zeit  erst  dann  de»  Hörigen  Freifadt,  Wenn 
8ie  ein  Jahr,  unbehelligt  iui  der  Stadt  > gelebt  hatten.;  Innerhalb  des 
Jahres  konnte  der  Hörige  durch  7  Zeugen  ivon  seinem  Herm^zurück- 
geferdert  werdend).  In  Molafaeim  galt  um.  lllid  und  1236^  dass. Keiner, 
der  seinen  AirfspthaU  daselbst  genommen  hatte,  zu  irgend  einem  Kpecht- 
sdlaftsdiensteangehalten  werden  konnte^),:  was  öfifcnbsr,  dadicgenigen 
Personen ,  welchen  dieses!  Recht  zu  Gute  ^  honmien  sollte ,  i  nicht :  beson- 
ders namhaft  gemadbt'sind,  auch  auf  flüchtige  Hörige  bezogen  .werden 
darf.  In  Regeosburg  Waren  1280  diejenigen  Censuaten,  weiche  sieh 
dort  beständig  aöfhielten  >^  continuam  ieeerit  in  dvitate  residentiam 
-^  nur  zu  ihrer >Steuerza)dm!Kg  verpflichtet;  au' weiteren  Di^isten  konnte 
dar  HBTt  sie:  nicht  aiwingen  ?f).  Jn  Reddinghanstn^catfreute- sich  1235 
der  Hänge  der  Fl^eitsreohte  der  dortigen  Btkiiger^  wenn  «r  nach 


1)  Art  I:  ein  igUch  nensch«  et  si  ytiriheä^,  oder  von  der  stat  se  ^len  siteli  vride 
lab. 

2)  GIroier:  Oregorins  VII,  7.  Bd.,  261. 

S)  Art.  IV  S  S  .  .  .  et  censualem  nnmmum  dederint  et  ad  trU  Ictgitfana  i>1acita  ad- 
▼oettl  yenerH,  nltri  non  est  li^jitriandtü; ,'  nis!  qüod  in 'flbe 'Vitae  anae  "ad  enrlain  opti- 
mnB  jnmentnm  dabit  et  vestimenta  iii  quibns  operari  tfolebat  prueeöni  »no. 

4)  Laeomblet  1.  c.  II  Nr.  51,  p.  26,  27:  scilicet  nt  non  solnm  clMrid  et  lalei  loci 
haini  Indigene,  ted  et  Ottines  ineble  i^  adnene  falc  inbabltare  iroletttes  pteseiites-  et  fu- 
tvi,  snb  tata  et  libera  lege  ab  Ohaini  semili  eonditlone  Vb^^  vltam  agant  .  ...        ' 

5)  Handfeste  T.  1218  S  15. 

6)  Stadtrecht  $  1 :  videlicet  ut  quiconque  in  ipso  loco  residentiam  habnerint,  ttollum 
iMcre  alibi  servicinm  teneantar,  vel  ad  id  faciendum  Ä  afiqno  compellantnr. ' 

7)  Stadtrecht  |  22. 
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«iflem  Aufenthalte  von  JFahil  und  Tag  iron  Meutern  Herrn:  iiiicM> verbogt 
^Torden  war^),  und  in  dem  gleichen  Fall  maclitei221  ja  IWiteaer  Nelt«- 
Stadt  (St>BLi  €aiL€Y.).wdi  in  Innäbruck  12ä9  die  Luft  ftfaL  Wurde 
hiJar  jedociL  diBriHölrige'inlieriialb  des  Jabr^  sarückgefordert  36  lieferte 
man  üin  aue  -^s^f.ut  «tot  .jusitum')'^ii—  Ib  Fueiburg  im  Itechtlamdb 
gaUil249>todii9(!Altenbui-g  1256')  dadsMbe  ßecbt .  In  i^sterer Stadt 
iwurdeny  was  inl;  AltenburgerjStadttecbte  BlÜit  ausdrifeeklieb  erw&hnt 
wirdr,  dÜB  j^l  extraaeai^proviBoia^^  Eingewanderten  nach  üiädmdui^ 
7  Zeüg^  geführten  Beweise  dem:  Hei^q  aüsgettefert  ^).  Ib  Bohn^wnadk 
124ft  gleicher  Refcbts-iiiJiidi -FreiheilsgeBdkB  allen:,  in  idiä- Stadt  Kom* 
mendenv  «diti  Idaseibst  ihren  .iÄJifeaÜiaHt.zü  odehmen  gesonnen  «waren, 
hreFBprodieili'^).!  In  Eis^bach  vhir.es  12B3.:aUtchv'da8^:]Malldem>>Dlr- 
fffeita  y  der  i  inn^halb  des  ivorftchriftsinäsaigeA  Jähren. zürtickgdfoidint 
iwvrde.,:  die  Thoreöffüeite,  damit  t&t>,^  paod  icededatii  quocubqma  rct- 
lit^)^i:  In  Wiebi.aber  gaittlß9&  die  Begel^  däaä  ledfitmaoiü,  nachdeia 
er  Bürgei^  g^ordien  i  biftd  i  eift  >  Jährt  unaftgefodbten  in  den  Stadt  gelebt 
bättäj  vkmianen.iAinspifüctei^jdie  man  ab  ihn  battsilstelleniköbnen^  frin 
sdi  :i(6t^fitJlfi)^.i;^a2i  wiribfihdten  vndbestäetäA  alüez  ireht  <.  vnd«^ 
alt  gewoakaitt :;::  8(i  igebieten  iMfir  .  dae  alld/.diiin.dio  itat/chobaeAt . 
vbd  (uirger  idairioae. werdenti.. Vind.iar  vnd tbcblvHYeiBpilaohenlid^ da^- 
innei«|nf».iturbtttiiliediGb  aeia  vor  aller <aiispraelieI^^..!.Niehtübehdl aber 
war  mabrden  H^irigeniiBii  günstig  gesimhlllDasFreibüF^r  Stadtreobt 
vdni  1293 jbestimmttl^dea ibentenieigisnlüteiyiiiehiSiner  vogetilüte,  mIi 
siner  diien8tmaiiibfif>miagienheiner'bvrgelr  wevden^  (atweatimiti  gekncb- 
.nem.iWillen  derbuoger,  läFwent  den  iharre  lazetib^ieifri  diitr  das  embefai 
bmger  .m^gebeawerfi  > werden  mit  ir^  ibessögviBga^.'i)  Jyßditsdiestoweniger 
iWin)den;börigei {Handwerker jUaTiiau^senomnienv^  kiiiicbt  als  Bttrgdr, 
iiOBdera  als Schut2pffiehtiee7> > iEheiso  wär^inDUb)  1296  vorgeaebHebefei, 

l)JLiacysfi^e(  1.;  c.  U  Nr^.20i  <\it  <(1|gif^^^4^e  in  pp^4a  .jjpspr^ua  r^JudqnUfip  j^r  an- 

num  et  diem   fecerit,    a  domino  sao  modo  debito  non  requisitas prefatorum  q- 

ui am  gaudeat  übertäte.  .,,.■       ;,    -,     n/  ...,  i 
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dass  Alle,  welche  das  iBfirgerrteht  Erlangen  wollten^  sich  erst  mit 
jluren  Herren  auseinander  gesetzt  haben  mnsdtenO^ 

Gleichwohl  g^t  aas  den  andern  i  Stadtreohten  die  kluge  Politik 
far  Städte  den  Hbrigen  die  Uebersiedelüng  vom  Lande  in  die  Stadt 
m  erleichtem,  deutlich  genug  hervor.  Konhten  die  Städte  auch  nicht 
^cfa  die  gOnitigsten  Bedingungen  daVbieten  ~  die  persöiiliche  Frei- 
hat war  gesichert  und  »das  allein  musstemit  magischer  Gewalt  wirken. 
Der  Unfreie  musste  gewiss  darauf  rechnen  können  bei  der  grossen. Be- 
weglichkeit der  Bevölkinmg  sich  dn^  Zeit  lang  vor  den  Augen. seines 
Herrn  verborgen  hatten  zu  können«  <  Und  !wer  weiss,  ob  die  Ausliefe- 
nrngs-Bedingongen,  die  Ireiliißh  schwarz  auf  weiss  verzeichnet  :waren, 
auch  imm^  wirklich  erfüllt  wurden  1  In  jener  Zeit, :  wo  Macht  vor 
Recht  ging,  ist  es  nicht  s^r  ^ahrscheinlieh.  Ich!  glaube,  wir  haben 
ins  den  Zuzug  vom  Lhnde  in  die  Städte  um  diese  Zeit  herum  sehr 
massenhaft  vc^zustellen. 

Bei  diesen  Schutzbedtinuoungen  allein  blieb  es  jedoch  nicht.  Wir 
werde&  einm  z^iireiteD  Hebel /des  wachsenden  Verkehres  ia  dei^  Frei- 
ligigkeit  erblicken  dürfen,  die  wir  in  den  Stadtriechten  des  Xni.  Jahr- 
httnderts  gewährleistet»  finden.  Keinei^  war  verbünde  an  dem  Orte, 
1V0  er  Schutz  gefunden;  wo  er  seinen  Aufisntbalt  gänomiaen  hatte,  nun 
anch  für  immer  zu  bleiben/  Je  nachdem  der  Einzelne  für  seihe  Kraft  keine 
Msreichende  Beschäftigung  fand^  od^  in  einer  anderen  Stadt  Handel 
und  Gewerbe  mehr  «u  blühen  Ischienen:^  stand  es  ihm  frei  ideni  Wohn- 
platz zu  wechseln.  Auch  dieses  Becht  ist  ^ines  der  twesehtüchsten 
Mvikgien  der' Städten ^wesen  uiid  einem  wielebhfift  emflfundeneii 
Bedürfiusa  dasselbe  totsprochen  haben  muss,  lisst  sich  beiB][)ielsweise 
ins  dem  Umstände  allein  entnehmen,  dass  unter  den  GSonsuln  in  Lü- 
beck im  XiII.Jairh«nderti> bei. mehreren  die  fremde  Herkunft  aus- 
drücklich verzeichnet  wird^).  Ferner  aber  spricht  auch  der«  Um- 
lUnd  dafür^  dass  di^  Stadt  Sdiweidii^tz  um  li293  sich;  |(enöthigt  ge- 
sehen hatte  eine  Bestimmung  in  ihr  Becht  aufzunehmen,  dass  jeder 
Handwerker,  der  in  die  Innung  treten  wollte,  ein^  Bürgen  stellen 
musste,  dass  er  mindestens  ein  Jahr  in  der  Stadt  bleiben  wolle **).  Es 
wird  Auch  hier  genügen  an  ein  pß,ftr  ^.tädte.zu  erinnern,  bei  ^enen 
das  Stadtrecht  die  darauf !  bezügliche  Bestimmimg  enthält.  In  Salz- 
wedel war  1273  dien  Bürgern  die  freie  Bewegung  zugesichert^).    Eger 

1)  Stedtrecht  §  XIV  villici ,  minbbri ,  mplondinalores ,  veuieotes  ad  civitat^m  et  ci- 
Tilia  recipientes  debent  compatare  cum  domniäL  sais  a  quibus  recesserant  etc.  .  .  . 

1)  Hegel,  italicn.  StÄdteverf.  II,  451..  2»).St.  |U.,  §.  19. 

3)  Stadtrecht:  qaicanque  volaerit  ciais  esse  in  Saltw^ele  ^  libere  intriibit  et  veniet 
ae  recedet  sine  grauamine  quolibet  et  impedimento. 
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• 

erhielt  dieses  Recht  1279  durch  Bbdotf  von  Habsborg^)  und' in  dem*- 
selben  Jahre  erwähnte  Herzog  Heinrich  von  Biuern  diesen  Vorzug  d^ 
Stadt  Landshuib^).  Auch  in  Eisenach  ist  1283  d^  freie  Eih^  und 
Ausgang  erwähnt^)  und  in  Mellingen  war  1297  jedem  Bürger  gleicllr 
üalls  unverwehrt  sich  anderswo  sein  Heim  zu  suchen:^).  .i\ 

Bei  dies^  verschiedenen  Zeitangaben  über  die  Gültigkeit  der  vHr^ 
stehend  erwähnten  Bechte.  muss  man  im  Auge  behalten,  dass  ein^ 
Stadt  nur  selten  gleich  bei  ihrer  Gründung  ein  <  angezeichnetes  ReeUt 
erhielt  Je'  nach  Inhalt  und  Gelegenheit  wurde  ein  solches  der  -Stadt 
oft  erst  spät  tu  TheiL  :  Streitigkeiten  zwischei  der. Büngersehaft  einer- 
seits und  dem  Landesherrn  oder  Bischof  andrerseits,  oder  auch  Strei- 
tigkeiten der  Bürger  unter  dinander  gaben  erst  die  V^anlassung  «ir 
Niederlegung»  von  Bechtsgebsäucheii,  die. bereits  ebenso  in  der  Stadt 
gehandhabt  worden  liraren,  als  hernach  das  Becht  es  ausdrücktet)^ 
Die  Augsburger  Gesandtschaft,  welche  1152  vor  König  Friedrich  eiv 
sdiien,  beschwor  z.B.  idass  die  Verfassung  der  Stadt,  über  welche  sie 
dem'  Känige  Bericht  zu :  erstatten  gekommen  wAr^  längst  bestaLnden 
habe  ^).  Seit  der  iMitte  des  XIU.  Jahrhunderta.  aber  tagten  in  dei 
Städten  häufig  Ausschüsse,  welche  die  vorhandenen  Materialien  gtetehr 
sam  zucodifidren  beauftragt  waren;  So  in  Strassburg  um  läS2,  weil 
Gesetz  und  Rechte  auf  Zetiteln  geachriebeti  warän;,  die  sich  nicht  imi- 
mer  zur!  Hand  landen.  In  Goslar  vriederum  jhsste  in  der  Mitte  das 
XIV^  Jahrhundectsider  Rath  den.Beschluss  mitKaufleuten  und  Gilden 
das.iStadtrecht.  juifzekhnen  zu  lassen,  damit  tnan  Jedem  um  so  ge- 
rechter Recht  sprechen  könne  7).  Was  wir  ^mnach  hie^  erst  aoä  den 
Stadtrecbtien  in  der  Mitte  und  g^en  das  Ende  des  XHL.  Jahriiiindertt 
kennen  lernten  ^  werden  wir  wohl  mit  Fug  im  Grossen  und  Gänsen 
als  schon  sfeit  dem  Beginn  des  Jahrhunderte  ia  Wirksamkeit' uns  zu 
denken  haben.        i 

Piese;  beiden  Rechte  der  persönlichen  Freiheit  und  Freizügigkeit 


,  l).  Stii4trecht  ||.   :..  ,^.  .    ;        ;.,,,.  .»j  :.v 

2)  Stadtrecht  %  i, 

3)  Staitrecht  §1.'  "  '  '  ^  "''^ 

4)  Stadtrec^V  wcÄ^e^  Winterthiir  der  Stardt  Mellingte  niittheüte  §  25:'  Wiir  lutfn 
ooh  von  alter  gewoilliait  ^ekepfe  ae  rebt,  das  eii  ifllüi61l«r:iüwer  Iktir^st  odBrder'bFivbs 
wohnhaft  isti  Mit  sinem  lip  vnd  mit  sinem  guote  varn  mag  laapei' l^nser  stat,  ob  er  aippioe 
bi  Uns  sin  wil,  vnd  sol  ime  das  nieman  werren  weder  ünse  herre  noch  nieman  andere. 

5)  Beseler,  Geschichte  des  deutschen  Rechtes.  I.  Band:  Stobbe*s  Bechtsquellen 
S.  466.  • 

6)  Gfrörer,  Gregorius  VII,  7.  Bd.,  p.  329. 

7)  Stohbe  1.  c.  p.  494,  497. 
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sind  aber  uur  die  äusseren  Elemente  des  Aufschwunges.    Sie  waren 
die  Grundbedingungen,  das  Fundament,  auf  dem  nun  weiter  gebaut 
werden   konnte.     Der   eigentliche  Wunsch  Handel   und  Gewerbe   zu 
fi'irderu  ist  unmittelbar  erst  in  den   verschiedenen  Privilegien  ausge- 
sprochen, die  den  Kaufleuten  eingeräumt  werden.     In  der  Gründung 
von  Märkten,    in  Einschränkung  der  Zölle,    in   der  Aufhebung   von 
Stnmdrecht  und  Grundruhr   tritt  dieses  Streben   deutlich   zu  Tage. 
Der  Kaufmann   war  mit  seiner  Kaufmannschaft  ein  überall  gern  ge- 
sehener Gast.    Schon  Karl  der  Grosse  hatte  ihn  sicher  gestellt.   Ueber- 
baupt  hatte  der  Kaufmann  seit  alten  Zeiten  kaiserlichen  oder  könig- 
lichen Schutz,  wenn  er  unbewafinet  seine  Strasse  zog,  das  Schwert 
nur  zur  Nothwehr  neben  sich  im  Sattel  oder  im  Wagen  ^).    Blieb 
dieser  Schutz  freilich  häufig  nur  ein  ideeller,  so  konnten  die  Handels- 
leute sich  doch  für  Geld  und  gute  Worte  schon  in  der  ältesten  Zeit 
Schirm-  und  Geleitbriefe  vom  Könige  oder  dem  Landesherrn  verschaf- 
b,  erhielten  wohl  auch  lebendiges  Geleit,  wenngleich  sie  dafür  in 
baarer  Münze  sich  erkenntlich  zeigen  mussten').     Jetzt  nahm  alles 
dieses  festere  Foi*men  an.    Theils  dehnt  man  die  Vorrechte  aus,  theils 
ist  durch  die  Aufnahme  derselben  in  das  Stadtrecht  wohl  eine  bessere 
Durchführung  gewährleistet     In  der  Berner  Handfeste  von  1218  ist 
den  Kaufleuten  ein  ganz   besonderer  Abschnitt  gewidmet;  der  §.  5 
handelt  „de  privilegiis  mercatorum'S  wobei  namentlich  betont  wird, 
wie  ausgebrochene  Streitigkeiten  zu  schlichten  seien,  meistens  nach 
dem  Gewohnheitsrecht  der  Kölner.    Den  Bewohnern  der  Stadt  Nürn- 
berg waren  1219  in  einem  Privileg  Friedrich's  H.  eine  Reihe  von  Zoll- 
befreiungen bewilligt,  insbesondere  auch  das  Hecht  auf  ein  paar  frem- 
den Märkten  Gold  und  Silber  einkaufen  und  verwechseln  zu  können  ^). 
In  Regensburg  war  keinen  Fremden  der  Handel  verboten ;  nur  musste 
wer  „emendo  et  vendendo  ritum  negotiationis  exercuerit"  mit  den  Bür- 
gern Steuern   zahlen^).     Für  Cleve  wiederum  wurde,    als  es  1242 
städtische  Verfassung   erhielt,   die  Zollbefreiung   der   zu-  oder  ab- 
ziehenden Kaufleute  ausdrücklich  erneuert,  ja  auch  Diejenigen,  wel- 
che zu  den  Wochenmärkten  sich  begaben,  waren  frei<^).    In  Brunn 

1)  Osenbrfiggeu ,    Die  Gutgerichte   d.    deutschen  MitteUltern.     In  der  ,,Oesterreic]i. 
Vierteljahnscbrift  f.  Rechts-  u.  Stastswissenschaft*'.    XVI,  04. 
I)  Otenbraggen  1.  c.  73.  74. 
S)  PrivUeg  von  1219,  §$   11—16. 

4)  Stadtrecht  1230,  §.  16. 

5)  Lacomblet  1.  c.  II,  N.  265  p.  136.  137:  voliimus  ctiain  omnes  mercatores  pre- 
dicti  oppidi  nostri  .  .  .  .  a  telonio  libcrari  ascendendo  vel  dtisceudendu.  Concessiinus 
etiam  dicti»  burgensibus  ad  uundinas  terroinorum  nostrorum  euntibus  a  telonio  liberari. 
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wurde  allen  denen,  die  dorthin  Kaufmannschaft  bringen  würden, 
heit  gewährt  3  Wochen  vor  Pfingsten  und  „hinnoch  als  vil,  d' 
lang  l)eleiwen"0-  Nach  Landshut  konnte  Jeder  sicher  in  Ha: 
geschäften  reisen.  Man  sah  darauf,  dass  Keiner,  der  sich  zu  d 
Zwecke  der  Stadt  näherte,  überfallen  wurde  und  zwar  war  diese  l 
wachung  in  einem  Umkreise  von  2  Meilen  dem  Richter  zur  I 
gemacht*).  Freilich  war  aber  hier  auch  bestimmt,  dass  der  Ank 
ling  aus  einem  fremden  Orte  eine  Urne  Weines  nur  zu  festgese 
Preise  verkaufen  durfte,  damit  „in  hoc  civis  quam  advenae  i 
conditio  habeatur"*).  Für  Eger  war  durch  die  Verfügung:  „qu 
que  super  stratam  prouincialem  cun)  curru  suo  venerit ,  nuUus  fo 
rius  ipsius  pignora  detiuebit"  der  Zuzug  gleichfalls  erleichtert^), 
nach  stellte  wiederum  jedem  Fremden  frei  in  der  Stadt  Wein, 
treide,  Bier  und  andere  bewegliche  Sachen  kaufen  zu  können  i 
Erstattung  des  Zolles*).  Neben  diesen  Einzel -Privilegien  wai 
Kaufleuten  auch  ein  besonderer  Marktfrieden  garantirt,  dessen  1 
schon  ein  Friedrich  Barbarossa  zum  Majestätsverbrechen  geste 
hatte«).  Wir  finden  ihn  jetzt  in  Freiburg  im  Breisgau'')  u 
Bern»)  besonders  aufgeführt.  In  die  gleiche  Zeit  von  1220  bis 
fallen  ferner  Verbote  des  Strandrecht^s  und  der  Grundruhr 
Loskaufungen  der  Städte  von  diesen  Hindernissen  des  Handels 
allerdings  ganz  noch  nicht  aufhörten,  ja  gelegentlich  wiederke 
wo  sie  schon  beseitigt  waren  ^).  Auch  die  Kirche  wirkte  nach  < 
Richtung  wohlthätig.  Innocenz  IV.  gab  z.  B.  1250  der  Stadt  L 
das  Privileg,  welches  diese  freilich  nicht  umsonst  erhielt,  dasE 
sich  überall  ihren  Kaufleuten  gegenüber  des  Strandrechtes  entl 
sollte^®).  Wenige  Jahre  später  aber(12G5)  wurde  durch  die  Vc 
düng  des  päpstlichen  Ijegaten  Guido  bei  König  Erich  von  Däne 
für  Hamburg  und  Lübeck  die  Constitutio  guidonis  ausgewirkt, 
welcher  Alle,  welche  wegen  Handel  oder  anderer  ehrbarer  Sachei 


1)  Stadtrecht  1243,  §.  29. 

2)  8tadtrecht  1279,  §.  6. 

3)  Stadtrecht  1279,  §.21. 

4)  Stadtrecht  1279,  §.  23. 

5)  Stodtrccht  1283,  §.  9. 

6)  Osenbrüggen  I.  c.  p.  75. 

7)  Stodtrecht  1218,  §.  3  bei  Osenbriiggen  citirt. 

8)  Handfeste  1218,  §.  4. 

9)  Klöden ,  lieber  die  SteUung  des  Kaufmanns  während  des  Hittelalters.    IV. 
21. 

10)  Klöden  1.  c.  p.  19. 
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West-  oder  Ostsee  bescbiffeu,  namentlich  nach  Dänemark,  Schweden, 
Slavien,  Pommern,   Friesland  reisen  würden,   unter  dem  Schutze  des 
apostolischen  Stuhles  stehend   betrachtet  wurden  ^).    Derselbe  König 
Erich  von  Dänemark,  der  sich  die  Förderung  des  Handels  so  ange- 
legen sein    Hess,   verlieh   auch  den  Bürgern  der  Stadt  Neuss,   wel- 
che eigene  Kaufmaunsgüter  unter  ihrer  Flagge  führen  würden ,  in  sei- 
nem Reiche  Zoll-  und  Strandrechtsfreiheit').     Aehnliche  Privilegien 
nurden  den  Kaufleuten  im  I^nde  selbst  eingeräumt.     Die  seit  dem 
Beginn  des  XIII.  Jahrhunderts  häufiger  werdenden  Bündnisse  der  Städte 
ttutereinander  geschahen  ja  nicht  nur  aus  politischen  Gründen ,  sondern 
auch  zum  Schutze  der  Handelsstrassen,  zur  Abwehr  der  Seeräuber,  zur 
Befreiung  des  Handels  von  den  willkürlichen  Erpressungen  und  Zoll- 
gefällen.     Dies  soll  z.  B.  eine  der  Aufgaben  des  Rheinischen  Städte- 
bandes  von  1255  gewesen  sein  ^).    Indess  zielten  auch  die  andern  Bünd- 
nisse und  Verträge  von  1210  zwischen  Lübeck  und  Hamburg,  von  1219 
zwischen  Nürnberg  und  Speier  ^),  von  1241  zwischen  den  beiden  ge- 
nannten Städten  und  Soest,  von  1248  zwischen  Braunschweig  und  Stade, 
m  1253  zwischen  Münster,  Dortmund,  Soest  und  Lippe,  von  12G8 
zwischen  Köln  und  Bremen  u.  a.  m.  auf  gleiche  Zwecke  ab  ^). 

Einen  ganz  besonders  glücklichen  Ausdruck  für  diesen  den  Kauf- 
leaten  mehr  und  mehr  eingeräumten  Schutz  finden  wir  in  den  Gitst- 
geriehtcn.  Diese,  ein  lebhaftes  Zeichen  der  zunehmenden  Beweglich- 
keit des  Mittelalters,  sind  nur  in  dem  Wunsche  entstanden,  dem  Han- 
ddsmanne  eine  Begünstigung  zu  Theil  werden  zu  lassen.  Schon  das 
Wort  „Gast""  zeigt  ein  freundliches  Entgegenkommen  an.  Man  stiess 
den  von  Auswärts  Kommenden  nicht  als  fremd  zurück,  sondern  Hess 
ihm  alle  mögliche  Hülfe  angedeihen  und,  wenn  man  ihn  auch  in  recht- 
licher Beziehung  den  Bürgern  nicht  gleich  achten  konnte ,  so  war  man 
wenigstens  bemüht  ihm  selbst  gegen  einen  Bürger  rasch  rechtlichen 
Schutz  zu  gewähren.  „Damit  der  Gast  nicht  aufgehalten  werde",  wie 
^  iD  den  alamannischen  Stadtrechten  heisst,  war  diese  Einrichtung 
getroffen  worden®),  die  um  so  mehr  anzuerkennen  ist,  als  die  frem- 
den Kaufleute  keineswegs  überall  in  ihrem  Thun  und  Lassen  völlig 
ungehindert  waren.    Sie  waren  nämlich  einer  Reihe  sehr  unangenehmer 

t)  Klödeu  I.  c.  p.  19. 

S)  Ucomblet  1.  c.  II,  p.  350,  N.  599. 

S)  Eogclmanii ,  Geschichte  des  Handels  II,  97. 

4)  Nürnberger  Privilegium  §16:   In  civitate  Spirensi  nichil  solviint  Nurembergen  et 
*  MDTcrso  Spiren.    nichil  soWunt  apiid  Niirembereh 

5)  Eugeliuann  1  c.  II,  101. 

6)  Oseubrüggen  1.  c.  p.  7G — 82. 
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und  unbequemer  Einschränkungen  ausgesetzt,  die  manches  Mal  ge- 
radezu ein  Hindcrniss  des  Verkehrs  gewesen  sein  müssen.  Mögen  diese 
Maassregeln  theilweise  auch  schon  vor  1200  in  Kraft  gewesen  sein  — 
die  iUtesten  Stadtrechte  von  Augsburg,  Freiburg  im  Br.,  Strassburg, 
weisen  sie  übrigens  noch  nicht  auf,  -—  in  den  Stadtrechten  des  XIIL 
Jahrhunderts  treten  sie  uns  besonders  häufig  entgegen  und  zeugen  so 
für  den  immer  mehr  aufgeblühten  Handel.  Ich  kann  mir  diese  Be- 
stimmungen des  Gästewesens  wenigstens  in  ihrer  Wirkung  nicht  anders 
als  eine  Art  Schutzzoll  denken.  Man  bedurfte  der  ausländischen  Pro- 
dukte oder  der  Erzeugnisse  aus  anderen  Städten  desselben  Landes. 
War  es  doch  unmöglich  wegen  der  vielleicht  dem  Bedürfniss  nicht 
immer  entsprechenden  Qualität  der  Waare  den  Bürgern  zuzumuthea 
nur  einheimische  Erzeugnisse  zu  verbrauchen!  Zugleich  aber  fühlte 
man  sich  der  fremden  Konkurrenz  noch  nicht  so  weit  gewachsen,  um 
ihr  mit  Erfolg  begegnen  zu  können.  So  legte  man  dem  Verkehre 
Fesseln  an,  ohne  ihn  ganz  beschränken  zu  wollen.  Wer  über  viele 
Mittel  gebot,  sollte  das  Becht  haben  sich  bessere  Waaren  von  weit 
her  kommen  zu  lassen.  Der  Handelsmann  aber  wurde  durch  nicht 
unbedeutende  Zollsätze  gezwungen  höhere  Preise  anzusetzen,  die  dann 
eben  die  Nachfrage  auf  einer  gewissen  Stufe  erhielten.  Um  nicht  mit 
vollen  Kisten  heimzukehren,  mochte  der  Händler,  der  die  Beise  ein  Mal 
gewagt  hatte,  gelegentlich  seine  Waaren  auch  wohl  unter  dem  Werthe 
abgeben.  Bei  nicht  durch  Zölle  getroffenen  Waaren  aber  war  es  auf 
einen  niedrigen  Preis  abgesehen  durch  die  Bestimmung,  dass  die  Gäste 
nur  en  gros  verkaufen  durften.  Der  Kleinverkehr,  bei  dem  der  Kauf- 
mann häufig  am  meisten  gewann,  war  den  Einheimischen  vorbehalten. 

An  manchen  Orten  wird  den  Gästen  überhaupt  untersagt  gewisse 
Waaren  zu  verkaufen.  In  Hannover  durfte  kein  Gast,  weder  inner- 
halb, noch  ausserhalb  des  Marktes  Wand  verkaufen^)  und  in  Augs- 
burg nicht  mit  schwarzem  Leder  handeln^). 

Daneben  war  der  Verkauf  von  Waaren  den  Gästen  nur  unter  ge- 
wissen Bedingungen  gestattet  Innerhalb  gewisser  Zeiträume  oder  zu 
gev^issen  Zeiten  war  ihnen  der  Handel  freigegeben.    In  Wien  ^),  Wie- 


1)  Privilegien  des  IlerEOgs  JohaDn  v.  Braunschweig  von  1272  u.  1277;  Privileg 
des  Hers.  Otto  v.  Braunschweig  von  1280.  Im  Vaterl&ndischen  Archiv  d.  hist.  Ver. 
für  Niedersacbsen.  1844.  p.  147—149. 

2)  Stadtrecht  1276,  Art.  XIV,  §.20:  vnde  kaln  »warces  laeder  sol  kein  gast  n 
kainen  siten  niendert  hie  verkoufen. 

3)  SUdtrecht  1221,  §.  50. 
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«er -Neustadt*)  und  Heimburg*)  durfte  kein  Fremder  länger  als 
2  Monate  mit  seinen  Waaren  bleiben.  In  Köln  gar  nur  6  Wochen  ^). 
In  Egcr  durften  die  Gäste  weder  Tuch,  noch  Getränke  verkaufen 
,,nisi  forte  apud  Egram  Dominorum  Curie  celebrentur"*).  In  Augsburg 
konnte  der  Gast  geschnittenes  Lcder  am  Ostermarkte  und  zur  Kirch- 
weihe, gegerbtes  licder  (versnitcn  laeder  —  geworhtcz  laeder)  am 
Ostermarkte  und  St  Michaelistage  feil  halten  ^).  Der  Salzverkauf  war 
am  Donnerstag ,  Freitag  und  Sonntag  bis  zum  Abend  freigegeben'*); 
der  Brodverkauf  blos  bis  Mittag').  Mit  Fleisch-Handel  durften  sich 
die  Gäste  vom  Herbst  bis  zur  Fastnacht  uud  von  Ostern  bis  Pfingsten 
belassen^).  In  Goslar  war  den  Gästen  der  Fleisch-  und  Brod-Handel 
nur  des  Vormittags  eingeräumt;  fremden  Krämern  waren  in  jedem 
Jahre  3  Tage  zum  freien  Handel  überlassen^). 

Diese  Beschränkung  der  Fremden  zeigt  sich  auch  in  der  Bestini- 

nang  nur  gewisse  Quantitäten  ihrer  Waaren  verkaufen  zu  können. 

Der  Kleinverkauf  aller  Gegenstände,  mit  Ausnahme  des  Salzes,  dessen 

Verkauf  besonders  ger^elt  wird,  war  z.  B.  in  Freiburg  im  Uechtlande 

den  Gästen  ganz  verboten*®).    In  Prag  war  die  Art  und  Weise  wie 

jede  Waare  veräussert  werden  musste,   genau  festgesetzt:   „Uuo  ein 

giut  mit  sinem  kaufe  in  ein  stat  kompt,  is  si  gewant,  das  gewant 

sol  er  mit  ganczin  tuchin  uorkaufin,  di  linwat  bi  dem  hundirt,  den 

pfeffcr  by  czen  pfünden  uf  der  wage,  den  safran  by  czen  pfunden^*). 

Ebenso  waren   in  Eger  die  Mengen,  mit   welchen   die  Gäste   unter 

sieh  handeln  durften,  bestimmt:  „hospes  ab  hospite  non  minus  quam 

centum  pelles  aspiolinas   et  totidem  vulpinas   et  leporinas  vel  alias 

quascumque  totidem  in  numero  pariter  et  quartale  corii  emere  presu- 

1)  Stadtreeht  zwischen  1221  u.  1230,  Cap.  LXXXVIII:  volumus  etiain  ut  nemo  ex- 
traneonim  mercatorum  nioretar  in  ci  vi  täte  ultra  duos  menses  .... 

2)  Stadtrecht  des  XUI.  Jahrhunderts. 

3)  Lacomblet  l.  c.  II,  N.  469  p.  261. 

4)  Stadtrecht  1279,  %.  25. 

5)  Stadtrecht  1876,  Art.  XIV,  §§.  19.  20. 

6)  Sudtrecht  1276,  Art.  XIV,  g.  21. 

7)  eod.  I.   CXVIII,  §.  2 

8)  eod    l  CXX,  §.  1. 

9)  Statuten  1290 — 1310.  Liber  quintus:  welk  gast  hcre  viesch  bringht  dat  buten 
der  tolnye  gheslaghen  ist ,  dat  mot  he  wol  vorkopen  vor  middeme  daghe.  Wat  he  to 
middaghe  nicht  vorkoft  het,  dat  ne  schal  he  in  den  herbcrghen  noch  nerghen  in  der 
atal  seder  mer  vorkopen 

10)  Handfeste  1249,  §.  107:   qui  non  est  burgeusis  et  non  fecit  usus  ville  non  debet 
aliqaas  res  minute  vendere  prater  salem.     §.  108  regelt  den  Salzverkauf. 
tl)  Stadtrecht  1269.     Rössler  1.  c.  p.  XXIII. 
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niat.  *)."  In  Augsburg  wird  nur  der  Engrosverkauf  gestattet  *),  ausser- 
dem für  gewisse  Artikel  das  Maass  angegeben.  So  niusstc  geschnit- 
tenes Leder  von  den  Gästen  für  60  und  mehr  Pfennige  auf  einmal 
VL>rkauft  werden  •'^);  Gel  „samptkaufes'^  und  zwar  nicht  weniger  als 
eine  „hiegehin"*);  Häringe  nur  „bi  gancer  meise  vnd  nit  minner^); 
Feigen  nicht  anders  als  in  Ballen^);  Rindfleisch  nicht  anders  als  in 
ganzen,  halben  und  viertel  Sttlcken;  desgleichen  geräucherte  Speck- 
seiten in  ganzen  Stücken^).  Auch  in  Cöln  galt  die  Regel  gewisse 
Waaren  nur  im  Grossen  verkaufen  zu  dürfen^). 

Bisweilen  war  sogar  den  Gästen  der  Handel  so  erschwert,  dass 
sie  nur  an  bestimmten  Orten  der  Stadt  ihrem  Geschäfte  nachgehen 
konnten.  So  durfte  in  Augsburg  der  von  einem  Gaste  zugeführt« 
Wein  nur  auf  der  Strasse  verkauft  werden,  nicht  in  einem  Keller. 
Währed  des  Winters  konnte  der  Burggraf  die  Erlaubniss  ertheilen  den 
Wein  in  einer  Stube  auszuschenken^).  Ebendaselbst  mussten  die  frem- 
den Bäcker  ihr  Brod  auf  dem  Karren  verkaufen^®). 

Nicht  genug  mit  diesen  Einschränkungen  scheint  man  es  gelegent- 
lich auch  darauf  abgesehen  zu  haben,  den  Gästen  den  Aufenthalt  in 
der  Stadt  möglichst  zu  verleiden.  Ich  schliesse  dieses  insbesondere 
aus  der  Thatsache,  dass  man  den  fremden  Kaufleuten  sowohl  verbot 
unter  einander  Verbindungen  anzuknüpfen,  als  auch  ihnen  nicht  ge- 
stattete zu  den  Bürgern  in  nähere  Beziehungen  zu  treten.  Erzbischof 
Conrad  hatte  für  Cöln  1257  verordnet,  dass  allerdings  jeder  auslän- 
dische Kaufmann  sich  von  Cöln  ungehindert  entfernen  könne,  auch 
wenn  er  dort  nichts  gekauft  oder  verkauft  hätte,  jedenfalls  aber  da- 
selbst mit  keinem  Ausländer  Kaufgeschäfte  betrieben  haben  durfte  ^^). 
Aehnlich  war  in  Rotenburg  den  Bürgern  verboten  mit  dem  Gaste  eine 
„Gesellcschaft^'  einzugehen ,  es  sei  beim  Gewandschneiden  oder  bei  an- 
deren Käufen  ^ ').    Eben  deshalb  durfte  auch  in  Augsburg  „kain  burger 

1)  SUdtrecht  1879,  §  26. 

2)  Stadtrecht  1276 ,  XIV,  §.15:  swelh  kAufmanD  was  her  bringet  von  fremden 
Landen,  der  mak  das  samptkaufes  in  die  krame  geben  oder  swem  er  will. 

3)  eod.  1.  Art  XIV,  §.  19. 

4)  cod.  1.  §.  3. 

5)  eod.  1.  §.  4. 

6)  eod.  1.  §.  6. 

7)  Art.  CXX,  §.  1. 

8)  Lacomblet  1.  c.  II,  N.  469. 

9)  Stadtrecht  1276,  Art.  CXV  §.  2. 

10)  eod.  1.  Art.  CXVIII  §.  2. 

11)  Lacomblet  1.  c.  II  Nr.  436,  p.  237. 

12)  Willkürenbach  d.  XUI.  Jahrh.  §.  26. 
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mit  kaime  gaste  kein  geselleschaft  haben  an  dem  saIce*)'S    In  dieser 
letzten  Stadt  waren  überhaupt  manche  für  die  Gäste  selir  unbc({ueme 
Anordnungen  üblich.    Das  von  diesen  eingeführte  Fleisch  wurde  näm- 
lich darauf  untersucht,  ob  es  „arcwaenik'*  sei,  in  welchem  Falle   dc»r 
Gast  hohe  Bussen  zu  zahlen  hatte*).    Zielte  diese  Bestimmung  nun  frei- 
lich darauf  ah  den  Bürger  in  seinem  Einkaufe  sicher  zu  stellen ,   so 
lässt  sich  auf  der  andern  Seite  auch  nicht  leugnen,  dass  sie  zu  schnC)- 
dem  Missbrauche  leichte  Handhabe  bot  in  einer  Zeit,  wo  eine  Appel- 
lation seitens  der  Betroffenen  nicht  denkbar  war.    Das  Brod,  welches 
die  Giiste  bis  zur  festgesetzten  Frist  nicht  verkauft  hatten ,  mussten 
dieselben  in  Augsburg  billiger  abgeben  ^)  und  bei   einzelnen  Artikeln 
hing  gar  die  Erlaubniss  zum  Verkauf  vom  Burggrafen  ab  * ).    In  Frei- 
barg im  Uechtlande  endlich  war  den  Gästen  erst   dann  erlaubt  ihre 
Einkäufe  zu  machen ,  wenn  die  Bürger  sich  bereits  mit  Allem  versehen 
hatten^).    Heimburg  aber  verbot  nicht  nur  jedem   auswärtigen  Han- 
delsmann mit  seiner  Waare  in  der  Stadt  wohnen  zu  bleiben,  sondern 
gebot  auch  ausdrücklich  nicht  mit  andern  Fremden  zu  handeln,    (iold 
nod Silber  durften  die  Gäste  daselbst  gleichfalls  nie  erstehen  ^).   Xichts- 
dcstwcuiger  waren  gerade  in  dieser  Stadt  alle  fremden  Kaufieute,  die  in 
dasGebiet  der  Stadt  kamen,  in  ganz  besonderlichen  Schutz  genommen  •). 
Diese  flüchtige  Skizzirung   der  wirthschaftlichen   Bewegung   des 
XIII.  Jahrhunders   kann  allerdings  nicht  beanspruchen   nach    irgend 
einer  Richtung  auch  nur  annähernd  vollständig  zu  sein  —  das  Garste- 
Wesen  allein  böte  Stoff  genug  zu  selbständiger  Behandlung  — ,  indess 
wird  sie  für  unseren  Zweck  genügen.    Es  kam  mir  hier  darauf  an  die 
Anziehungskraft  der  Städte  den  I^andbe wohnern  gegenüber  festzustellen. 
Wir  stehen  in  einer  Zeit,  wo  die  Arbeit  beginnt  sich   wirthschaftlich 
vom  Grund  und  Boden  zu  emancipiren ,  nicht  mehr  ausschliesslich  dem 

1)  8t.-Rt   1276  Art.  XIV  §   1. 

i)  eod.  1.  Art.  CXX  §.  1. 

9)  eod.  1.  Art.  CXVIII  §.  ^ :  ,,driu  holbert  umbc  einen  pfennink*',  d.  h.  was  sonst 
3  Heller  ko»tetOf  musüte  für  einen  Pfennifi;  verkauft  werden. 

4)  eod.  1.  XIV  §.  7. 

51  Uandfcste  1249  §.  93. 

61  St.-Rt.  V.  Xlll.  Jahrh. :  „Ex  sol  auch  chain  auzwcndiger  chaufinan  hcleibcn  vnd 
vooen  in  der  stat  mit  seiner  chaufmanschaft  die  er  dar  Kc^"<^rt  hat  .  einem  auzwcndigcn 
cliRsfmtnn  verchaufen  .  nur  allain  einem  Purger  der  stat  .  vnd  chauf  ouch  nicht  silber 
Doch  golt." 

7)  1.  c.  sunderlich  vnsere  alle  chaufleut  vnd  ouch  frömd  chouflevt  die  in  vnser  gepiet 
^<i  Hentchaft  gcnt  vnd  varcud  haben  wir  genomeu  in  vnsereii  beüvnderlicchcn  bescherm 
▼Bd  grokt  .  also  dai  si  von  in  vnd  ir  frevnt  vnd  ir  naclichvnift  genHdiglich  gefurdert 
><l^€n  werden  ze  aUer  seit. 
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Ackerbau  dient,  sondern  sich  als  selbständige  Produktivkraft  Aner- 
kennung zu  schaffen  versucht  i).  Die  mannigfachen  Yortheile,  welche 
der  beständige  Aufenthalt  in  den  Städten  darbot,  die  Gewährleistung 
der  persönlichen  Freiheit  und  die  Sicherung  der  materiellen  Grund- 
lagen der  Existenz,  mussten  Viele  dort  zusammenführen.  Freie,  die 
entweder  verarmt  oder  ohne  Verbindung  es  zu  keiner  Ministerialstelle 
hatten  bringen  können,  vielleicht  auch  die  Würde  der  Ingenuität  höher 
schätzten  als  vornehmes  Dienstwesen ,  kamen  ebenso  in  die  Städte,  wo 
sie  zur  Gewinnung  ihres  Unterhaltes  zur  Betreibung  mechanischer  Künste 
griffen.  Bis  dahin  waren  in  den  StMten  wesentlich  die  Freien  die 
grundbesitzenden  Stände  gewesen;  die  Handwerker  hatten  weder  eige- 
nen Grund  und  Boden,  noch  eigene  Häuser*).  Als  verbindendes  Ele- 
ment gesellten  sich  jetzt  die  geringeren  Freien  zu  ihnen,  die  gezwungen 
waren  die  Städte  aufzusuchen,  weil  ihr  Landbesitz  sie  nicht  genügend 
ernährte »).  Gerade  sie  gelangten  leichter  zu  Macht  und  Ansehen  und 
müssen  dem  Handwerkerstande  nicht  wenig  genützt  haben.  Vielfach 
entwickelten  sich  die  Städte  ja  auch  so,  dass  um  einen  Fronhof  oder 
ein  Kloster  herum  freie  I^eute  sich  anzusiedeln  begannen.  Hamburg 
z.  B.  bestand  ursprünglich  bloss  aus  dem  St.  Petri  Kirchspiele,  in  wel- 
chem dann  neben  den  Handwerkern,  den  Ck)lonen  und  den  übrigen 
Angehörigen  des  Erzbischofs  auch  schon  freie  licute  sich  niederzu- 
lassen anfingen^). 

Ohne  Handwerker  konnten  ja  die  Handelsplätze  gar  nicht  be- 
stehen. Es  war  durchaus  nothwendig  diese  anzuzielien ,  was  bei  Frei- 
gelassenen keine  grossen  Schwierigkeiten  haben  konnte,  den  Hörigen 
gegenüber  aber  nicht  nur  indirekt  durch  mancherlei  Freiheiten,  son- 
dern auch  durch  direkten  Loskauf  zu  erzielen  versucht  wurde.  Die 
Burgilde  mancher  Stadt  zahlte  den  Herren  Geldentschädigung,  auch 
bestimmte  vielleicht  das  Machtwort  der  Landesherren  Kriegsgefangene 
zur  Niederlassung.  Gelegentlich  mochten  wohl  die  Handwerker  ihrem 
Herrn,  der  in  der  Stadt  sesshaft  wurde,  gefolgt  sein.  Die  Hörigen 
aber  kamen  sicher  gern;  denn  selbst  wenn  die  eingewanderten  Hand- 
werker unfrei  blieben,  auch  die  erkauften,  so  war  ihre  Leibeigen- 
schaft doch  sehr  gemildert.  Sie  wurden  Hörige  der  Gemeinde  und 
traten  zu  den  Bürgern  in  das  Verhältniss  der  Geschützten.     Sie  er- 

1)  Arnold  a.  n.  O.  I  252.  Laban  d,  Die  Entwickelung  d.  Handwerkentandes  in  d. 
deutschen  StUdten  im  Mittelalter.     Deutsche  VierteUahrsschrift  1866  Heft  2  p  887. 

2)  Arnold ,  Qesch.  d.  Eigenthams  in  d.  deutschen  Städten  ,  p.  10. 

3)  Arnold,  Eigenthum  p.  31. 

4)  Maurer,  StXdteverfassung  I,  272. 
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kannten  keinen  Einzelnen  mehr  als  ihren  Herrn  an,  sondern  nur  die 
Gesammtheit,  die  communitas ^ ). 

Auf  den  städtischen  Fronhöfen  gestaltete  sich  die  Lage  der  hörigen 
Handwerker  nicht  anders  als  auf  dem  Lande.  Diejenigen,  welche  das 
gleiche  Handwerk  betrieben,  waren  ebenfalls  in  eigenen  Aemtern  unter 
Meistern  oder  Aufsehern,  unter  herrschaftlichen  Vorstehern  vereinigt  * ). 
Sie  mossteu  für  ihre  Herrschaft  arbeiten  und  hatten  es  wahrscheinlich 
um  nichts  besser  als  ihre  Genossen  auf  dem  Lande.  Mit  dem  freien 
Verkehr  gelangten  sie  jedoch  zu  grösserer  Selbständigkeit,  zu  einigem 
Ansehen  und  zu  Reichthum.  Die  in  die  Stadt  einwandernden  Pland- 
werker  verhalfen  ihnen  dazu.  Gegenüber  dem  Andrängen  so  vieler 
thcils  ganz  freier,  theils  entlassener  Leute,  die  alle  Xiederlassungs- 
recht  in  der  Stadt  hatten  und  sich  gerne  mit  dem  Handwerk  beschäf- 
tigten, konnte  der  Bischof  oder  Landesherr  nicht  wagen  seine  hörigen 
Handwerker  in  der  altgewohnten  Unterwürfigkeit  zu  erhalten.  Er 
wurde  gezwungen  die  Zügel  ein  wenig  zu  lockern  und  sich  da,  wo  er 
früher  die  ganze  Arbeitskraft  des  Einzelnen  ausgenutzt  hatte,  mit 
einer  geringeren  Leistung ,  einer  Jahresabgabe  etwa  zu  begnügen.  Er 
konnte  dies  aber  jetzt  um  so  eher  thun ,  weil  durch  den  Zuwachs  an 
Gewerbetreibenden  es  ihm  ermciglicht  wurde  seine  Bedürfnisse  an  Ge- 
werks-Handthierungen  sogar  billiger  zu  befriedigen.  Wo  er  früher 
die  hörigen  Handwerker  auf  seine  Kosten  hatte  erhalten  müssen  ^), 
konnte  er  jetzt  Stücklohn  zahlen,  wodurch  Manches  ihm  nicht  nur 
besser,  sondern  weil  die  Konkurrenz  dazu  nöthigte,  auch  wohlfeiler 
geliefert  werden  konnte.  Die  Herrschaft  entband  mithin  das  Amt  sei- 
nes taglichen  Dienstes  und  Hess  es  unter  die  Censualen  aufrücken, 
nicht  jedoch  ohne  sich  gewisse  Dienstleistungen  vorzubehalten. 

Waren  die  neuen  Ankömmlinge  so  ein  belebendes  Element  zur 
Neugestaltung  eines  uralten  Dienstverhältnisses,  so  konnte  auf  der  an- 
dern Seite  die  Rückwirkung  der  Zustände,  die  sie  vorfanden,  nicht 
ausbleiben.  Unkundig  der  Rechtsgebräuche  und  Sitten  der  Städter, 
werden  die  flüchtigen  oder  freigelassenen  Hörigen  froh  gewesen  sein, 
wenn  man  ihnen  irgend  eine  Wohnstelle  zur  Unterkunft  anwies.  In 
die  alte  Knechtschaft  mochten  sie  nicht  zurückkehren  wollen;  dass 
man  ihnen  für  die  Erlaubniss  in  der  Stadt  ein  Gewerbe  frei  ausüben 
zu  können,  die  Verpflichtung  zu  gewissen  Leistungen  oder  Abgaben 

n  Kloden,  I.  c.  IV.  Stfick,  50,  51. 
S)  Maurer,  Stidteverf.  I,  543. 

S)  „aais  snmptibos  et  expensis'^   im   iltesten  Strassburger  Stadtrecht  §.  CX ,  CXIII 
•*«^ib.  Nitisch,  1.  c.  p.  829. 
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auferlegte,  wird  ihnen  nicht  befremdend  gewesen  sein,  da  sie  es 
seits  nicht  besser  gewohnt  wai-en,  anderseits  aber  ihre  städtische 
nossen  in  der  gleichen  Lage  sahen.  Was  für  die  städtischen  A 
noch  der  Ausfluss  hofrechtlicher  Abhängigkeit  war,  ging  nunm« 
Form  von  Steuerleistungen,  ohne  indess  diesen  Namen  zu  führci 
die  neuen  Verbände  über.  Nebenbei  hatte  sich  die  Herrschaft  b 
Milderung  der  Hörigkeitsverhältnisse  ihrer  Handwerks-Aemter  das 
vorbehalten  diesen  nach  wie  vor  Meister  zu  ernennen.  Sie  beansj 
ten  ja  noch  Dienste;  es  war  also  die  Beaufsichtigung  nur  nati 
War  dieser  Meister  anfangs  aus  den  Dienstleuten  gewählt,  sc 
stand  sich  die  Herrschaft  jetzt  wohl  auch  zur  Wahl  eines  solche 
der  Mitte  der  Handwerker.  Zu  diesen  Handwerkern,  deren  j 
einer  Kontrole  unterlag ,  hatte  die  übrige  Bevölkerung  sicherlich 
Zutrauen.  Man  wandte  sich  lieber  an  diese,  als  dass  man  sii 
Fremde  hielt,  deren  Fähigkeiten  noch  nicht  erprobt  waren.  So  mi 
die  Eingewanderten,  um  sich  den  Absatz  nicht  entgehen  zu  1 
von  selbst  darauf  geführt  werden  sich  entweder  den  bestehendei 
bänden  anzuschliessen,  oder,  wo  sie  in  der  Mehrzahl  waren ,  gans 
zu  begründen,  die  ihnen  dieselben  Vortheile  darbieten  konnten.  Si 
sie  dann  bei  den  städtischen  Behörden  um  Bestätigung  nach,  st 
es  leicht  sich  ereignet  haben,  dass  diese  die  Ernennung  des  Vorsi 
von  sich  aus  oder  doch  wenigstens  die  Billigung  der  Wahl  al 
dingung  an  .die  Genehmigung  der  Innung  knüpften. 

Unter  dem  Einflüsse  dieser  wechselseitigen  Beziehungen  habe 
dann  im  I^aufe  der  Zeit  hofrechtliche  Aemter  und  freie  Innungen  i 
ähnlicher  neben  einander  entwickelt.  Letzteren  stand  nicht  glei 
volle  Freiheit  zu  Grebote,  Erstere  dagegen  erstarkten  nur  allmäli 
im  langsamen  Schritt.  Manches  wurde  von  beiden  Seiten  gemeins 
lieh  durchgesetzt,  was  den  einen  oder  andern  allein  vielleicht  n: 
gelungen  wäre.  Welche  Reihenfolge  dabei  angenommen  werden 
ob  die  freien  Zünfte  in  der  Entwickelung  den  hofrcchtlichen  Inn 
weit  voraus  waren,  wie  Arnold  behauptet*),  scheint  mir  fraglic 
übrigens  eine  Frage  von  secundärer  Bedeutung.  Die  Entstehur 
Zünfte  überhaupt  ist  eine  natürliche  Folge  der  erhöhten  Gewerbt 
keit,  die  für  die  unfreien  Aemter  nicht  weniger  maassgebend  wi 
für  die  freien  Handwerker.  Warum  sollen  zuerst  Angehörige  s 
Gewerbe,  welche  in  einer  Stadt  am  lebhaftesten  betrieben  wurde 
sammengetreten  sein,  und  dann  erst  Mitglieder  alter  hofrechtlich 


1)  Arnold ,  Freistftdte  I,  251  ff. 
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OQDgen  zur  Zunft  sich  vereinigt  haben*)?  Das  Aufblühen  des  Ge- 
werbes kann  eben  so  gut  in  erster  Linie  die  Emancipation  der  huf- 
rechtlichen Innung  begünstigt  haben.  Man  wird,  glaube  ich,  das 
Richtigere  treffen,  wenn  man  der  Anschauung  zuneigt  die  Zünfte  an 
verschiedenen  Orten  verschieden  entstehen  zu  lassen ;  im  einzelnen  Falle 
Md  den  freien  Handwerkern  mehr  Einfluss  zuzuerkennen,  bald  mehr 
die  Bedeutung  der  bereits  vorhandenen  hofrechtlichen  Aemter  zu  bc- 
t(nien.  Für  einige  Städte  unterliegt  ja  das  Wie  der  Entstehung  keinem 
Zweifel.  In  Basel  ist  der  Ursprung  der  Zünfte  aus  dem  Hofrecht  gar 
Dicht  zu  bestreiten  *). 

Wohin  wir  aber  auch  den  Schwerpunkt  verlegen  wollen ,  der  Zweck, 
den  die  Handwerker  bei  der  Begründung  ihrer  Innungen  verfolgten, 
war  in  beiden  Fällen  der  gleiche  —  es  handelte  sich  um  die  Wahrung 
der  Erwerbsinteressen. 

Freilich  dürfen  wir  uns  das  Zunftwesen  zu  dieser  Zeit  nach  keiner 
erazigen  Richtung  hin  so  ausgebildet  und  von  dieser  Bedeutung  denken, 
wie  sich  uns  dasselbe  im  vierzehnten  und  namentlich  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  zeigt.  Gleichwohl  finden  wir  schon  jetzt  alle  die  Keime 
der  späteren  Organisation.  Nach  innen  und  nach  aussen,  die  Bc- 
dmgungen  der  Kenntniss  des  Betriebes,  die  Aufrechterhaltung  von 
Zucht  und  Sitte  und  die  Stellung  der  Handwerker  dem  konsumirenden 
Pnblikum  gegenüber  —  Alles  tritt  in  seinen  Anfängen,  im  Werden 
begriffen,  vor  uns  hin.  Ueber  die  direkte  Ursache  der  Vereinigung 
schweigen  freilich  Stadtrechte  und  Zunfturkunden,  aber  ich  glaube  auch 
Bidit,  dass  man  ein  klar  ausgesprochenes  Bewusstsein  der  zu  ver- 
fügenden Absichten  verlangen  darf.  Wohl  mögen  die  Handwerker 
in  dem  Gefühl  sich  selbst  durch  den  Verband  am  meisten  zu  för- 
dern und  durch  die  Erfahrung  belehrt,  die  das  Beispiel  der  hof- 
rechtlichen  Aemter  ihnen  darbot,  zur  Begründung  einer  Innung  ge- 
schrittra  sein.  Dass  sie  selbst  die  Idee,  die  sie  in  ihrem  Vorhaben 
leitete,  in  ihren  Stiftungsbriefen  etwa  hätten  ausdrücken  sollen,  wäre 
ein  ebenso  angerechtfertigtes  Ansinnen,  wie  wenn  wir  von  einer  zusam- 
mentretenden Aktiengesellschaft  fordern  würden  im  ersten  Artikel  ihres 
Statuts  den  Wunsch  auszusprechen  nunmehr  durch  die  Vereinigung 
simmtlicher  Kapitalien  einen  grösseren  Gewinn  realisiren  zu  wollen 
th  jedes  derselben  einzeln  im  Stande  sei.    Man  kann  nicht  annehmen, 

1)  Arnold  a.  a.  O. 

S)  Hensler,  Verfassnngsgesch.  d.  Stadt  Basel  im  Mittelalter  p.  82.  ff.  Fechter,  politi- 
•cbt  EiBAiicii>ation  der  Handwerker  Baseli  im  ,, Archiv  f.  fchweiierische  Geschichte"  Bd. 

a. ».  II. 
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dass  die  sich  Verbündenden  über  die  Tragweite  des  grossen  Vi 
das  sie  in  Scenc  setzten,  im  Reinen  waren.  Wenn  heute  die  S 
thätigkcit  mehr  und  mehr  sich  ausdehnt,  wenn  eine  Verkehrsa 
nach  der  andern  in  die  Hände  des  Staates  überzugehen  die  N( 
zeigt  —  wissen  wir  etwa,  wo  das  hinaus  will,  wie  wir  uns  di 
sellschaftszustände  des  nächsten  Jahrhunderts  zu  denken  haben' 
Handwerker  traten  zusammen  in  dem  guten  Glauben  ihre  Erwe 
teressen  auf  diese  Weise  am  besten  wahren  zu  k()nnen.  Das  s 
mir  die  erste  und  wichtigste  Lehre  zu  sein ,  die  man  aus  der  Ei 
nung  des  Zunftwesens  ableiten  kann.  Alles  andere  war  Mittel 
Zweck.  Die  Erlangung  der  selbständigen  Gerichtsbarkeit  war  dei 
grosse  Triumph,  den  sie  feierten;  die  Theilnahme  am  Stadtregi 
war  der  Höhepunkt  ihres  Strebens,  das  wohlverdiente  Ziel  ihres 
gischen  Ringens.  Nichts  legt  deutlicher  Zeugniss  davon  ab,  da 
Zünfte  rein  wirthschaftlichen  Bedürfnissen  zu  entsprechen  bcs 
waren  als  ein  Mal  das  völlige  Zurücktreten  aller  der  andern  ; 
der  Zünfte  in  der  ersten  Zeit,  denen  wir  nachher  so  grosse  Bede 
beigelegt  sehen,  der  politischen,  militärischen,  kirchlichen  und 
ligen  Interessen  und  zweitens  der  Zunftzwang.  Schmoller  hat  < 
Zunftzwang  als  aus  dem  Gerichtszwang  hervorgegangen  bezeich: 
Das  widerstreitet  jedoch  nicht  meiner  Anschauung.  Wenn  auc 
Gewerbepolizei  noch  nicht  von  den  Handwerkern  selbst  ausgeübt 
—  vorhanden  war  ja  eine  solche.  Diese  Organisation  aber  war 
lieh  durch  wirthschaftliche  Gründe  beeinilusst.  Die  Handwerker  i 
ten  also  in  dem  Bestreben  diese  Beaufsichtigung  sich  selbst  voi 
halten  den  Zwang  zum  Beitritt  für  Alle  eingeführt  haben;  sie  kc 
jedoch  auch  schon ,  bevor  sie  noch  daran  dachten  diese  Machtvol 
menheit  jemals  für  sich  zu  erringen ,  das  Verlangen  nach  dem  Verl 
untereinander  haben ,  einfach  um  die  Bedingungen  der  Produktic 
Alle  gleich  geregelt  zu  sehen. 

Ausser  Frage  gestellt  ist  der  gewerbliche  Charakter  der  5 
als  Verbindungen,  die  lediglich  die  Förderung  der  Existenzbedingi 
in's  Auge  fassten,  wenn  man  eine  völlige  Umwandelung  der  hofi 
liehen  Innungen  annimmt.  Diese  Einrichtung  anders,  als  mit  dem  2 
die  Produktion  regehi  zu  wollen,  zu  erklären,  scheint  mir  undei 
Man  hatte  auf  den  Fronhöfen  und  in  den  Klöstern  die  Handw 
nach  der  Gleichartigkeit  ihrer  Beschäftigung  zu  vereinigen  bego 
man  hatte  diesen  Verbänden  Meister  gesetzt,  denen  die  Beaufis 


1)  St rassbarg  b.  Zeit  d.  ZunftkiUiipfe ,  p.  8. 
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guAg  ihrer  Untergebenen  oblag ,  die  eben  deslialb  das  Handwerk  ver- 
stehen mussteu,  um  erfolgreich  den  Produktionsprozess  leiten  zu  kön- 
nen. Was  für  andere  Interessen  konnten  den  Hofherrn  darauf  bringen 
seine  Hörigen  in  Abtheilungcn  zu  organisiren?  Soll  man  mit  Justi^ 
behaupten,  dass  an  die  Zerstreuungsbedürftigkeit  der  Handarbeiter 
gedacht  worden  ist,  dass  die  Herren  „zur  Ergötzlichkeit  bei  der  sauren 
Arbeit^'  die  Innungen  eingeführt  haben?  Militärischen  Zwecken  haben 
iber  die  Verbände  gleichfalls  nicht  genügen  sollen ;  denn  die  gewcrbe- 
treibeDden  Hörigen  waren  gerade  diejenigen,  welche  für  den  Krieg  nicht 
liestimmt  waren.  Sie  hatten  nur  den  täglichen  Bedarf  des  friedlichen 
Lebens  zu  besorgen,  was  natürlich  nicht  ausschloss  sie  gelegentlich 
zur  Erneuerung  des  verbrauchten  Materiales  in's  Feld  mitzunehmen, 
wie  ja  auch  die  römischen  Legionen  ihre  Handwerker  mit  sich  führten  ^). 
Ab  Beruf  lag  das  Waffenhandwerk  dem  gewerbetreibenden  Hörigen 
fern.  Führt  man  doch  die  im  zwölften  Jahrhundert  erfolgte  Erhebung 
eines  Theiles  der  Hofdiener  über  die  anderen  zum  Stande  der  Mini- 
sterialen, gerade  auf  die  Waffenfähigkeit  derselben  zurück  3).  Liten, 
freie  Colonen  und  Handwerker  waren  allerdings  bewaffnet,  aber  die 
Bewafinung  war  hier  nur  Nebensache,  während  bei  den  anderen  die 
Ritterdienste,  die  zu  leisten  ihnen  oblagen  und  die  sie  vor  Allem  zur 
Erhebung  geeignet  erscheinen  Hessen,  eine  direkte  Konsequenz  jener 
Waffenfahigkeit  waren  ^).  Dass  aber  kirchliche  Rücksichten  den  Hof- 
berrn  bewegen  konnten  seine  Unfreien  sektionsweise  abzutheilen,  liegt 
80  ausser  dem  Bereiche  jeder  Wahrscheinlichkeit,  dass  man  die  Frage 
nicht  zu  erörtern  braucht. 

Alle  Zunfturkunden  und  Stadtrechte  vor  1300  erwähnen  kriege- 
rische Pflichten  der  Handwerker  äusserst  selten.  Nach  dem  Stadtrecht 
ton  1104  stand  in  Augsburg  den  Wurstmachern  zu  die  Gefangenen 
za  bewachen  ^),  doch  war  dies  gewiss  hinsichtlich  der  militärischen  Be- 
deutung ein  recht  unwesentlicher  Umstand.  Wichtiger  ist,  dass  die 
Gärtner-  und  die  Weberzunft  in  Basel  um  12G0  und  12G8  ihre  Mit- 
glieder verpflichteten  sich  zum  Banner  zu  stellen«)  und  in  Freiburg 
ün  Br.  den  Zunftmeistern  die  Gewalt  eingeräumt  war  die  unter  ihnen 

1)  Grundfesto  s.  d.  Macht  n.  Glückseligkeit  der  Staaten.  §.541. 
S)  FOrtfa ,  Hinisterialen  p.  44  u.  64. 
))  FQjtb ,  1.  c.  p.  29. 

4)  8t-Rt.  Art.  VI  §.  7 :  et  si  aliquis  in  civitate  captus  fuerit  j   vel  pro  pace  violata 
vel  etUm  si  cuiqaam  reddere  debet  salsuciarii  eum  ciutodire  debent. 
&)Mone,  XV,  p.  10. 
()  Urknode  von  1260  ,,und  ir  banier  warten'^     Urk.  v.  1268  derselbe  Wortlaut, 
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Stehenden  Zunftgenossen  zwingen  zu  können  Waifen  haben  und  fiL 
Herrschaft  und  die  Stadt  in's  Feld  ziehen  zu  müssen  ').  Es  sei 
jedoch  eben  dieser  sehr  vereinzelt  auftretenden  Fälle  wegen,  der  Sei 
erlaubt,  dass  die  militärische  Seite  der  ursprünglichen  Entstehung 
Bestimmung  dieser  Genossenschaften  fremd  war*).  Sehr  aUmi 
wurden  Waffenpflichtigkeit  und  Zunftpflichtigkeit  Wechselbegriffe. 
mals  mussten  ja  alle  Bewohner  der  Stadt  jeden  Augenblick  gewi 
sein  für  die  Stadt  und  sich  selbst  in  den  Kampf  zu  ziehen.  Wc 
sollte  man  da  die  Handwerker  allein  zur  Erleichterung  des  Diei 
in  Abtheilungen  vereinigt  haben?  Wir  finden  um  1293  in  Schweif 
z.  B.  die  Bestimmung,  dass  die  Rathmannen  die  Wachen  der  & 
anzuordnen  haben,  wo  dieselben  nöthig  seien,  ohne  dass  gesagt  ist, 
besonders  dabei  in  Frage  käme^).  Und  fast  40  Jahre  später  & 
wir  in  derselben  Stadt,  um  1328,  dass  die  Wachen  der  Stadt 
wie  vor  vertheilt  werden ,  was  aber  jetzt  durch  die  Rathleute  mit 
„Edelsten^^  und  den  Handwerksmeistern  zusammen  geschieht^). 

Gegen  eine  Auffassung  der  Zünfte  als  im  Vorhinein  politische 
denzen  verfolgende  Verbände  lässt  sich  einwenden ,  dass  wir  es  hi< 
weit  eher  mit  einer  im  Laufe  der  Zeit  sich  aufdrängenden  Nothwer 
keit  als  mit  einer  ausgesprochenen  Absicht  zu  thun  haben.  Die  H 
werker  entbehrten  in  der  ältesten  Zeit  jeder  Macht  und  jeglichen 
Sehens.  Wie  hätte  man  vor  einer  Vereinigung  derselben  Achtung 
ben  können ,  ohne  dass  sich  der  Stand  als  solcher  bereits  Anerkeni 
zu  verschaifen  gewusst  hatte?  Es  ist  sicher,  dass  die  Handwc 
nie  zu  irgend  welcher  Bedeutung  im  politischen  Sinne  hätten  gela 
können,  wenn  sie  nicht  zuvor  als  gewerbliche  Genossenschaft  be 
Geltung  hatten.  Da  wo  die  Handwerker  nie  zu  eigentlichen  Züi 
vereinigt  waren,  brachten  sie  es  nie  zu  einem  dauernden  Einfluss 
die  Stadtverwaltung,  wie  z.  B.  in  Rotenburg^).  Auch  musste  ( 
ganz  einfachen  Bauersleuten,  die  eben  erst  den  Fesseln  der 
freiheit  entronnen  waren,  der  Gedanke  fem  liegen  schon  zu  ir| 

1)  BargenneUter  u.  ZUnOe  1293  in  Schreiber's  Urk.-Bnch  d.  Stadt  Freiburg  ii 
Bd.  I,  I.  Abth    p.  140  ff. 

2)  Vergleiche  auch  Seiberti :  Fragmente  Über  d.  westphälischen  Handel  in  Wig 
Archiv  IV,  p.  250. 

3)  St.-Rt.  §.  8 :  item  nota  quod  consules  cum  seniorum  consilio  vigUias  civitati 
ponant  et  ordinant  secnndum  quod  videbitur  expedire. 

4)  St.-Kt.  V.  1328  §.  4:  die  Ammecht  der  KaUute  von  der  Sut  dai  tye  mit 
der  Edilsten  vnd  der  Ilantwerchmeiiiter  das  tye  die  Wache  der  Stadt  icu  letieen 
abeiiemen  mugen  nach  der  Zeit  alse  verre.  — 

6)  Bensen  1.  c.  p.  114. 
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einer  ])oIitischeii  Machtstellung  durchdringen  zu  wollen.  Dagegen  war 
es  uur  konsecjueut,  wenn  sie,  ein  Mal  in  ihrer  Vereinigung  erstarkt, 
UDd  Danieutlicb  reich  oder  doch  wenigstens  wohlhabend  geworden,  dar- 
auf sannen  an  der  Verwaltung  einer  Stadt  theilnehmen  zu  können,  zu 
deren  Blüthe  sie  so  Vieles,  wenn  nicht  gar  Alles  beigetragen  hatten. 
Hit  Kriegk  ^)  in  den  Zünften  des  Mittelalters  Brüderschaften  oder 
innige  Vereine  für  alle  gemeinsamen  Zwecke  des  Lebens  zu  sehen,  bei 
denen  die  gewerbliche  Seite  allen  andeni  untergeordnet  war^)  scheint 
mir  der  historischen  Entwickelung  entgegen.  Es  ist  im  hwhsten  Grade 
unwahrscheinlich,  dass  I^eute,  die  bisher  in  der  Gesellschaft  gar  keine 
Solle  gespielt  hatten ,  plötzlich  auf  den  Gedanken  gekommen  wären  eine 
Verbindung  zu  begründen,  die  darauf  abzielte  sie  zu  den  Ersten  der 
Stadt  zu  machen.  In  wie  ganz  anderem  Lichte  aber  zeigt  sich  uns  die 
Erscheinung,  wenn  wir  bedenken,  dass  zum  bescheidenen  Anfange,  zu 
der  Wahrung  der  Existensinteressen  —  und  das.  musste  doch  die  Haupt- 
sache sein  —  erst  ganz  allmälig  sich  die  Verfolgung  von  anderen 
Ungen  gesellte,  die  jemals  ohne  feste  Grundlage  erreichen  zu  kön- 
m,  entschieden  aussichtslos  war.  Kriegk  sieht  die  politische  Bedeu- 
tung der  Zünfte  darin,  dass  wenn  der  Rath  mit  der  Bürgerschaft 
etwas  zu  verhandeln  hatte,  mehrere  Bürger  aus  jeder  Zunft  und  ebenso 
eine  Anzahl  von  Bürgern  aus  der  Gemeinde  vor  den  Rath  berufen  wur- 
den, um  sich  mit  einander  zu  besprechen.  Ferner  seien  Verkündiguiigen, 
welche  der  Rath  der  Bürgerschaft  zu  machen  hatte,  abschriftlich  auf 
die  Zünfte  und  Stubengesellschaften  geschickt  worden  3).  Wo  finden 
sich  aber  diese  Verhältnisse  i])  Deutschland  im  XIII.  Jahrhundert? 
Und  in  diese  Zeit  fällt  zweifellos  die  Entstehung  der  Zünfte  nicht  nur, 
sondern  schon  eine  Entwickelung,  welche  die  nachherige  Entfaltung 
ahnen  lässt.  Nichtsdestoweniger  ist  uns  von  einer  Mitwirkung  der 
Zünfte  au  der  Verwaltung  der  Stadt  nur  in  3  Fällen  etwas  bekannt 
—  in  C(*»ln ,  in  Soest  und  in  Fi-eiburg  im  Br.  Für  Cöln ,  dessen  Ent- 
wickelung allen  andern  Städten  so  sehr  vorausgeeilt  war,  wissen  wir 
tö  schon  aus  dem  Jahre  1159,  nach  jener  bekannten  Stelle:  statuimus 
Qt  in  cunctis  fratemitatibus  aut  officiis  que  civilem  respiciunt  iusti- 
tiam  in  X  annis  nemo  magister  aut  officialis  homo  mutetur  * ).  Aber 
selbst  die  hieraus  sich  ergebende  politische  Machtstellung  der  Zünfte 
wird  zweifelhaft,  wenn  man  sich  errinnert,  dass  erst  1190  die  Tuch- 

1)  Frankfurter  Bürgen wiste  p.  363. 
i)  l  e.  371. 

3)  1.  c.  p.  363,  364. 

4)  LBcomblet ,  1,  c.  1,  875. 
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^eber  in  Göln  das  Recht  erlangten  das  städtische  Amt  der  Pedellei 
zu  besetzen  *). 

In  Freiburg  hatten  die  Zünfte  viel  mehr  zu  bedeuten.  Sie  warei 
bei  der  Wahl  der  Vierundzwanziger  betheiligt;  sie  schickten  ihre  vie 
Abgeordneten  zu  den  Sitzungen  des  Ausschusses,  welcher  Ober  die  Auf 
läge  neuer  Steuern  zu  berathen  hatte,  ja  ohne  Wissen  und  Willei 
der  Zunftmeister  durfte  kein  Stadtgut  veräussert  werden*).  Die  Ur 
künde,  die  uns  über  diese  Verhältnisse  untemchtet,  stammt  aber  au 
einer  späteren  Zeit,  aus  dem  Jahre  1293,  so  dass  die  Möglichkeil 
es  hier  bereits  mit  sehr  ausgebildeten  Zuständen  zu  thun  zu  haben 
durchaus  nahe  liegt. 

Wie  bescheiden  zeigt  sich  dem  gegenüber  die  Theilnahme  de: 
Bruderschaften  in  Soest  an  der  städtischen  Regierung  um  1259.  Di« 
Mitglieder  einer  jeden  Bruderschaft  dürfen  zusammenkommen,  so  of 
es  ihnen  gut  dünkt,  um  auf  die  Ehre  und  den  Vortheil  der  Stadt  zi 
achten  und  darüber  zu  berathen.  Man  verspricht  ihnen,  dass  de 
Rath  sie  um  solcher  Zusammenkünfte  willen  nicht  mehr  in  Straf 
nehmen  wird.  Fänden  die  Bruderschaften  nun  etwas  Gutes,  so  solle 
2  Männer  aus  jeder  derselben  es  ohne  Auflauf  und  alles  Geschn 
dem  Rathe  kund  thun.  Hält  der  Rath  das  Erbetene  für  annehmbai 
so  soll  ihr  Vorschlag  ohne  Widerrede  ausgeführt  werden;  findet  de 
Rath  aber  etwas  Zweckmässigeres,  so  soll  die  Gemeinde  dem  siel 
willig  fügen  3).  Es  ist  augenscheinlich,  dass  die  Mitarbeit  der  Hand 
werker  an  den  Regierungsangelegenheiten  erst  im  Entstehen  begriifei 
ist.  Während  die  Bruderschaften  in  Soest  als  solche  sich  voUständif 
der  Anerkennung  erfreuen ,  während  sie  sogar  schon  ihre  eigenen  Rieh 
ter  hatten ,  wie  aus  einer  1260  vom  Rath  zu  Soest  erlassenen  Ordnung 
für  den  Verkauf  der  Wollentücher  hervorgeht^),  ist  ihre  politisch« 
Bedeutung  noch  recht  in  der  Kindheit  Ihre  Einmischung  ist  eiw 
geduldete,  wo  sie  später  die  gleichberechtigte  war. 

1)  Arnold ,  Freiatfidte  I,  296,  297. 

2)  Schreiber  1.  e.  p.  131.  140  ft. 

3)  Wigand's  Archiv  IV,  p.  8 — 16:  Vortmer  is  darin  overdregen  dat  de  broder 
van  juwclikcn  broderschoppen  to  hebben  achte  un  handelinge  ob  ere  iin  nutheit  de 
fttat  temelike  möge  to  hopen  komcn  wannert  sey  gud  dunket  an  eyn  sint  dar  deme  rad 
neyne  brockes  plichtich  un  vere  dat  sey  wat  gudes  vande  dat  solle  twc  man  von  Juwf 
likcn  broderscoppe  sunder  merer  mannich  voldicheit  un  sunder  eyrhande  gerochte  dem 
rade  kundig  doen  also  gensliken  were  dat  dem  rade  gebedene  behagede  so  solide  c 
wort  behalten  sonder  sanck  vunde  de  rad  eyn  anderes  dat  men  mende  dat  mer  natt 
were  dnr  soi  de  meynet  uaune  rade  ynne  volgich  wesen. 

4)  Seibcrtx,  Urk.-liuvh  z.  Gesch.  Westfalens.  1.  Bd.,  Nr.  316  p.  394:  ....  et  bon 
yoluntate  tain  consulum  quam  eorum  qui  sunt  iudices  in  «ingulis  fratemitatibus  .... 
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Ffir  alle  übrigen  Städte ,  deren  im  XIII.  Jahrliundert  doch  schon 
viele,  urkundlich  verbürgt,  Zünfte  besassen,  wird  —  soweit  ich  weiss  — 
iiii]gends  einer  Theilnahme  derselben  an  der  Stadt-Regierung  erwähnt. 
£s  ist  daher  ohne  Zweifel  erlaubt  zu  schliessen,  dass  die  politische 
Machtstellung  der  Zünfte  eine  um  diese  Zeit  noch  sehr  unbedeutende 
war,  ja  wenn  man  die  Zunft  des  XIII.  Jahrhunderts  charakterisiren 
^,  eigentlich  gar  nicht  in  Betracht  gezogen  werden  kann. 

Am  allerwenigsten  kommt  bei  den  Zünften  vor  1300  die  gesellige 
Seite  zum  Vorschein.  Von  gemeinschaftlichen  Trinkstuben ,  von  Würfel-, 
Kartenspiel  —  was  Kriegk  Alles  als  Kennzeichen  der  gesellschaftlichen 
Aasbildung  der  Zünfte  anführt  ^)  —  findet  sich  keine  Andeutung.  Nur 
selten,  um  1248,  z.  B.  bei  der  Zunft  der  Zimmerleute  in  Basel  ge- 
schieht eines  Gelages  Erwähnung,  das  beim  Eintritt  eines  Genossen 
gefeiert  werden  solP).  Unter  den  Töpfern  in  Regensburg  scheint  um 
1290  die  Geselligkeit  gleichfalls  gepflegt  worden  zu  sein.  Wenigstens 
verpflichtet  sich  der  Abt  Ulrich  von  Prüfening  neben  Anderem  dazu 
ton  den  Geldabgaben,  welche  die  Handwerker  dem  Kloster  zu  entrich- 
ten haben,  denselben  die  Hälfte  zurückzuerstatten  „zum  Vertrinken'^  ^). 
Ich  glaube  man  geht  auch  hier  in  der  Annahme  nicht  fehl ,  dass  die 
Betonung  geselligen  Wesens  erst  die  Folge  der  zunächst  aus  anderen 
Granden  entstandenen  Vereinigung  war. 

Sehr  viel  deutlicher  tritt  die  kirchliche  Seite  bei  einzelnen  Zünf- 
ten zu  Tage,  kaum  jedoch  in  der  Weise,  dass  man  sie  als  überwie- 
gend betrachten  dürfte.  Alle  Organisationen  jener  Zeit  hatten  selbst- 
verstindlich  eine  kirchliche  Seite,  aber  diese  macht  sich  nicht  so  geltend, 
wie  z.  B.  in  den  Gilden.  Was  auf  die  Verfolgung  religiöser  Interessen 
schliessen  lässt,  ist  die  Zahlung  von  Bussen  in  Wachs,  die  Pflicht  der 
Genossen  bei  der  Beerdigung  eines  Zunftbruders  anwesend  zu  sein, 
endlich  auch  die  Namhaftmachung  der  Jungfrau  Maria ,  der  zu  Ehren 
manche  Handwerkszunft  gegründet  wurde.  So  stiften  die  Kürschner 
und  Hetzger  in  Basel  um  1226  und  1248  ihre  Zünfte  „in  honore 
Beatae  Mariae  virginis^^  und  bestreiten  mit  den  Eintrittsgeldern  der 
Zunftgenossen  die  Kosten  für  die  Unterhaltung  brennender  Lichter  in 


1)  1.  c.   p.  368. 

t)  et  coofratemie  tres  soiidos  ad  bibendum  persolvet  etc. 

3)  Monamenta  Boica  XIII ,  845 :  ad  idem  nihilominus  tenebuntur,  qui  nostra  licentia 
**  cm  predictis  fignlis  in  Premprunne,  vel  alias  imposterum  reeeperint  ad  operandum 
iwiper  qailibet  predictorum  fig^lorum  dato  censa  debito ,  assignubit  Domino  Abbati  in 
^to  ipiins  patroni  unuxn  denarium ,  pro  iudicio  iustitutionis  Anni  tunc  instantis  &  dimi- 
^»B  i|Monim  denarionim  DominuH  Abbas  eis  restituet  ad  bibeudum. 
XXVII.  6 
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(](u*  Kirche^).  Die  Zitnnierlcute  ebendaselbst  erheben  sogar  ausdrfld 
lieh  Abgaben  „ad  Lumen  in  Majori  Ecclesia  I^ilieusi  ad  honore 
beato  Virginis  infestis  ad  hoc  deputatis/^  Ebenso  verwenden  1260  d 
Schneider  in  Basel  alle  Bussen  und  Eintrittsgelder  zu  Wachslichter 
die  zu  Ehren  Gottes  und  der  Jungfrau  Maria  angezündet  werden  so 
Icn*).  In  Berlin  verlangen  die  Kürschner*),  Schuhmacher^)  uj 
Schneider^)  gleichfalls  eine  Abgabe  von  1 — 2  Pfund  Wachs  beim  Eii 
tntt.  Es  darf  aber  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  die  let 
teren  die  Hälfte  des  einkommenden  Wachsos  an  die  Stadt  zu  gebe 
verpflichtet  waren,  die  es  an  das  „Haus  zum  heiligen  Geist'*  und  a 
das  Spital  (domus  leprosorum)  vertheilte.  Endlich  findet  sich  der  G< 
brauch  den  gestorbenen  Bruder  zu  Grabe  zu  tragen  und  Beiträge  fi 
seine  Bestattung  zu  sammeln  bei  den  Zimmerleuten*),  Webern^)  un 
Gärtnern^)  in  Basel  und  bei  den  Schuhflickern  in  Berlin^). 

Neben  dem  sonstigen  Inhalt  der  Zunfturkunden  dieser  Zeit  fallt 
aber  die  wenigen  spärlichen  Nachrichten  über  die  Beobachtung  rel 
gir)ser  Gebräuche  kaum  ins  Gewicht.  Aus  dem  Wortlaut  in  der  Ui 
künde  der  Baseler  Kürschner  von  1226:  „ad  usus  confraterniprui 
quod  in  vulgari  dicitur  zhunft,  quam  in  honore  b.  Marie  virginis  coi 
stituerunt'^  zu  schliessen ,  dass  die  Handwerker  vor  dem  Zusammentri 
zu  Zünften  bereits  in  kirchliche  Zwecke  verfolgenden  BruderschafU 
vereinigt  waren,  wie  Fechter  es  thut^**),  scheint  mir  nicht  ganz  gi 


1)  pUt  in  Omnibus  fostivitatibu:»  corouH  pendens  in  ecclesia  Basiliensi  cam  candel 
habundantius  impleatur,  ut  in  honorem  et  laudem  omnipoteutis  Dei  et  beate  Marie  vi 
ginis  et  omnium  sanctorum  loeo  et  tempore  inceudentur*'  aus  der  Urkunde  der  KOrschne 
zunft  von  1226;  ganz  ähnlich  in  der  Urkunde  der  Metzger. 

2)  emendae   vero    et   omnia  quae  dabuntur  pro  introitu,    exceptis  denariis  magiit 
receptoribus   et  pedello  dandis ,   in  ecclesia  nostra  sunt  ad  honorem  omnipotentis  Dei 
gloriosissimae    virginis    Marlae   matris    ejus    in    migoribus    solemnitatibos    in    cereiz   e 
peudenda. 

3)  Urk.  von  1280  b.  Ludewig,  Kel.  man.  XI,  632  ff. 

4)  Urk.  von  1284  b.  Ludewig  1.  c.  XI,  621  ff. 

5)  Urk.  von  1288  b.  Ludewig  1.  c.   XI,  636. 

6)  si  aliquis  harum  confraterniarum  decesserit  omnes  confratres  predicti  tue  sepii 
ture  cum  sacrificio  interernnt. 

7)  swenne  ouch  einer  stirbt,  hie  oder  anderwa  dem  opphrent  si  nach  der  ZOnfte  G 
wonheit. 

8)  swenne  ouch  ir  einer  stirbete,  hie  oder  anderwa,  oder  sin  wib,  dem  volgent 
mit  ir  opfer  und  mit  ir  liechte. 

9)  Urk.  von  1284:  „ad  faciendum  sepulchri  sarchofagum**  wird  beim  Eintritt  e 
Schilling  gezahlt 

10)  1.  c.  im  Archiv  f.  tchweiserische  Geachichte.   XI,  p.  17. 
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rechtfertigt.  Diese  Worte  wollen  weiter  nichts  sagen,  als  dass  die 
Mitglieder  der  Zunft  sich  Brüder  nennen  und  für  das  Gedeihen  ihrer 
Unternehmung  von  der  erw«ählten  Schutzpatronin  den  Segen  erbitten. 
Dass  sie  um  gemeinschaftlichen  Andachtsühungen  ol)liegen  zu  können, 
schon  früher  einen  Verein  gestiftet  hatten,  folgt  m.  E.  aus  der  ange- 
zogeneD  Stelle  nicht.  TIeberdies  spricht  der  Umstand,  dass  die  Be- 
stimmungen über  die  Ausführung  der  Religionspflichten  sich  meistens 
an  das  Ende  der  Urkunde  gestellt  linden,  nicht  gerade  dafür,  dass 
man  ihnen  grosse  Beachtung  schenkte.  Was  den  Handwerkern  mehr 
am  Herzen  lag,  der  Zunftzwang,  die  etwaige  Gerichtsbarkeit  des  Mei- 
stere u.  s.  w.  findet  sich  stets  eingangs  der  Urkunde.  Auch  ist  z.  B. 
in  den  Basler  Urkunden  nur  ein  Mal  erwähnt,  dass  die  Eintrittsgelder 
zu  kirchlichen  Zwecken  verwendet  werden  sollen  —  bei  den  Zimmer- 
leuten — ;  in  den  andern  Urkunden  wird  erst  die  Höhe  des  Eintritts- 
geldes festgesetzt  und  weiter  unten  zum  Schlüsse  heisst  es,  dass  die 
ol)en  erwähnten  Summen  für  Lichter  u.  dgl.  ausgegeben  werden  sollen. 
Zweifelhaft  bleibt  endlich,  ob  überall,  wo  die  Bussen  in  Wachs  erhoben 
werden,  dieses  in  der  That  kirchlichen  Zwecken  diente  und  ob  nicht  die 
W  den  Berliner  Schneidern  übliche  Sitte  auch  anderswo  existirte.  Viel- 
leicht Hesse  sich  überdies  in  Basel ,  wo  eine  Betonung  kirchlicher  In- 
teressen besonders  hervortritt,  und  die  Bestätigung  der  Zünfte  durch 
den  Bischof  erfolgte,  annehmen,  dass  die  Handwerker  die  Genehmi- 
gung ihres  Verbandes  nicht  anders  durchsetzen  konnten ,  als  wenn  sie 
dem  Willen  der  Geistlichkeit  folgton  und  die  Bethätigung  religiösen 
Sinnes  ihren  Genossen  zur  Pflicht  machten.  Die  gemeinschaftliche 
Todtenbestattung  aber,  aus  der  Heusler^)  auf  eine  Brüderschaft  zu 
geistlichen  Zwecken  schliesst,  wird  ihrer  Räthselhaftigkeit  entkleidet, 
wenn  man  sie  als  eine  Folge  des  Verbandes  ansieht,  die  sich  natur- 
gemäss  einstellte,  weil  die  Handwerker  ihre  Zusammengehörigkeit  nach 
Aussen  beurkunden  wollten.  Gemeinschaftliche  Wirksamkeit  musste  sie 
j&  einander  nähern.  Es  wäre  schlimm  für  sie  gewesen,  wenn  die  Treue, 
die  sie  im  Leben  verband,  sich  nicht  wenigstens  bis  zum  Grabe  be- 
währt haben  würde. 

Diese  kirchliche  Seite  der  Zunft  zeigt  sich  noch  mehr  als  eine 
nebensächliche,  wenn  wir  den  Kachdruck  beachten,  der  vielfach  auf 
die  Interessen  des  Handwerks  gelegt  wird.  Es  ist  hier  zunächst  der 
Zunftzwang ,  welcher  unsere  ganze  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  nimmt. 
^'0  er  in  Ausübung  war,  können  wir  sicher  darauf  schliessen,  dass 

\)  Verfusun^geschichte  d.  Stadt  Bnäcl ,  p.  118. 
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nur  der  Gedanke  eines  zweckmässigeren  Betriebes  des  Gewerbes  di 
Handwerker  zusammenführte.  Wir  müssen  uns  unter  dem  Zunftzwang 
der  ältesten  Zeit  nichts  Anderes  vorstellen,  als  das  Verlangen  de 
Handwerker  Jeden,  der  am  betreffenden  Orte  das  Gewerbe  ausübe] 
wollte,  sich  ihnen,  dem  bestehenden  Verbände,  angeschlossen  zu  sehen 
Dies  zwar  aus  keinem  anderen  Grunde,  als  dass  auch  über  ihn  di* 
Aufeicht  zu  führen  möglich  sei,  damit  auch  in  Bezug  auf  seine  Lei 
stungen  dem  Publikum  die  Garantie  geboten  werden  könne ,  deren  di 
Produkte  bedurften  um  sich  den  genügenden  Absatz  zu  verschaffeE 
Als  Burgraf  Friederich  zu  Nürnberg  1327  erkl&rte  die  Kessler  un 
Kaltschmiede  in  seine  Gnade  und  seinen  Schutz  nehmen  zu  wollen 
verlangte  er  ausdrücklich :  „vnd  alle  di  in  ir  gescUeschafte  sind ,  soll« 
Si  ouch  anschriben,  darvmb  daz  wir  wizzen ,  wen  wir  ze  schirmen  lu 
ben  ^).  Aehnlich  erkläre  ich  mir  den  Zwang  zur  Mitgliedschaft  FerE 
liegt  den  Handwerkern  die  Selbstsucht  späterer  Zeit  irgend  Einen  voa 
Eintritt  in  die  Zunft  zurückzuhalten  —  es  gilt  eigentlich,  abgeseh»^ 
von  der  kleinen  Aufnahmegebühr,  gar  keine  Bedingungen  zu  erfülle 
Jeder  kann  das  Amt  oder  die  Zunft  erwerben.  Für  die  dasselbe  GS 
werbe  bereits  Betreibenden  aber  war  es  wichtig  den  neuen  KonIn= 
renten  zu  sich  heranzuziehen,  einerseits  um  auf  ihn  einen  Theil  <« 
ihnen  obli^enden  Lasten  abzuwälzen,  andererseits  aber  auch  um  durc 
die  Vortheile,  die  sie  ihm  zuwenden  konnten,  ihn  für  sich  zu  ge 
winnen.  Seit  das  Handwerk  frei  geworden ,  musste  sich  ja  die  Stao- 
desehre  in  der  Brust  eines  Jeden  regen.  So  suchten  die  Handwcricer 
selbst  die  Genossen  des  Berufes  zum  Eintritte  zu  bewegen.  Wo  ne 
keinen  direkten  Zwang  ausüben  konnten,  da  verschmähten  sie  nicht 
den  Umweg.  Wer  in  Berlin  1288  schneidern  wollte,  musste  BOiigei 
sein').  Es  war  natürlich,  dass  wer  ein  Mal  das  Bürgerrecht  erwor- 
ben hatte,  sich  später  auch  entschloss  der  Zunft  anzugehören. 

Frühe  schon  scheint  der  Gedanke  Raum  gefunden  zu  habei 
der  Ungleichheit  der  Natur  durch  künstliche  Gleichmachung  nach' 
helfen  zu  wollen.  Ich  komme  darauf  dies  dem  Zunftzwange  zu  un 
terschieben,  weil  mit  ihm  zugleich  Einschränkungen  der  Prodoktioi 
laut  werden.  Ueber  die  Anzahl  der  Instrumente,  mit  denen  gearbeite 
werden  durfte,  über  die  Menge  der  Produkte,  die  erzeugt  werdei 


1)  Fikenscher,  Gesch.  der  Kaltschmidte ,  Kessler,  jetzt  Knpferschmidte  d.  Bfti«n 
dorfschen  Cirkel-MMsses  etc.    1808.    p.  57. 

8)  Urk.  b.  Ladewig  1.  c.  volnmus  etiam  qnod  nuHus  sarcire  debeat  nisi  priua  m 
qulsierit  conciuium  id  qnod  dicitur  burscap. 
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IroDoteo,  eutbaltcu  die  Urkunden  der  Wollen weber  in  Berlin  121)51) 
Ofld  io  Stendal  1233^)  und  1251  ^)  Bestimmungen.  Die  Weberei  ge- 
hört nun  freilich  zu  den  Handwerken,  die  in  Deutschland  am  frühe- 
sten zur  Blüthe  kamen,  bei  denen  eine  Ausschreitung  in  verhältniss- 
inassig  früher  Zeit  mithin  eher  erklärlich  wird.  Ich  m()chte  die  ge- 
soaserte  Vermuthung  aber  deshalb  nicht  zurückweisen,  weil  wir  um 
diese  Zeit  häufiger  dem  Bestreben  begegnen  sociale  Unterschiede  ver- 
iRrischcn  zu  wollen.  Reich  und  Arm  beim  Kaufe  gleich  zu  behandeln 
iist  eine  Mahnung ,  die  wir  nicht  selten  lesen. 

So  mochte  man  auch  hier  durch  den  Zunftzwang  äusserlich  Alles 
BwgUchst  gleich  machen  wollen,  um  unter  sonst  gleichen  Umständen 
persönliche  Geschicklichkeit  und  Tüchtigkeit  den  Ausschlag  geben  zu 
Itssen.  Wer  ausserhalb  der  Zunft  stand,  konnte  natürlich  nie  bewo- 
gen werden  sich  im  Interesse  der  Gesammtheit  irgend  welche  Anord- 
nong  gefallen  zu  lassen,  die  seine  Erwerbsfiihigkeit  einengte.  £t- 
ifu  Schlimmes  darf  man  in  dieser  Absicht  nicht  suchen ;  sie  wurde 
ji nicht  nur  im  Interesse  des  Einzelnen,  sondern  für  die  Gesammtheit 
irersacht  Die  germanische  Freiheit  des  Individuums  aber  ging  so  weit 
dis  Recht  zur  Beschränkung  der  Freiheit  Anderer  zu  geben ,  wenn 
die  Macht  nicht  fehlte,  die  Beschränkung  aufrecht  zu  erhalten^). 
M.L  muas  der  Zunftzwang  in  der  ersten  Zeit  von  vortrefflicher  Wir- 
fauig  gewesen  sein.  Man  sagt  nicht  zu  viel,  wenn  man  ihm  in  erster 
Linie  das  Aufblühen  der  Gewerbe  zuschreibt.  Sicherlich  ist  es  Un- 
Hicht  eine  Einrichtung,  die  später,  nachdem  sie  unnütz  geworden, 
usartete  und  gemissbraucht  wurde,  als  überhaupt  verfehlt  zu  brand- 
marken. 

Gleichwohl  kann  es  fraglich  sein,  ob  der  Zunftzwang  im  XIII.  Jahr- 
bondert  schon  überall  existirt  hat.  Nicht  in  allen  Urkunden  ist  er 
aosdrücklich  erwähnt  und  es  ist  mir  doch  sehr  zweifelhaft,  ob  Bren- 
tano (in  seiner  Becension  über  StahFs  Handwerk^)  Recht  hat,  wenn  er 
behauptet,  dass  sich  aus  dem  Fehlen  irgend  einer  einzelnen  Bestimmung 

1)  qni  Gam  daobaa  instrumeotis  fraternitatem  acqaisiuit  quod  cum  pluribus  noii 
^^»^  openui ;  ne  quiaquam  de  fraternitate  plures  quam  octo  pannos  theatram  presumat 
nportirc. 

1)  qnod  qoicanque  borgensiam  nostrorum  otlficio  texendi  uti  vuluerit  unum  staraeii 
^We  debet ,  vel  tantum  dao  et  in  possessione  sua  ponat.  (Maurer ,  Städteverf.  1,  329 
J^n.  81.) 

S)  qnicuique  pluribus  quam  duobus  staminibus  scilicet  Tov  (!)  pannos  parauerit,  of- 
i«io  110  cmbit. 

^)  Zur  Ge»eb.  d.  deutschen  WoUenindustrie.    Hildebrand's  Jahrbücher  VII,  p.  88. 

ft)  HUdebrand't  Jahrbficher  XXIV,  311. 
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in  einzelnen  älteren  Zunftstatutcu ,  die  sich  in  anderen  Gewerben  fin- 
det, nicht  ohne  ^Veitere8  annehmen  lasse,  dass  diese  Bestimmung  für 
das  betreffende  Gewerbe  zur  Zeit  des  Statutes  nicht  galt.  Ich  denke 
CS  wird  nöthig  sein,  wo  in  den  Urkunden  wir  keinen  Zwang  ausge- 
sprochen finden,  zu  behaupten,  dass  ein  solcher  auch  nicht  vorhanden. 
Selbst  von  einem  Gewerbe  auf  ein  anderes  in  derselben  Stadt  möchte 
ich  den  Schluss  nicht  ausgedehnt  wissen,  weil  die  grössten  Verschie- 
denheiten neben  einander  bestehend  zu  denken  unserer  Auffassung  über 
die  Unfertigkeit  dieser  Epoche  nicht  widerstrebt. 

Zeitig  stossen  wir  auf  den  Zunftzwang.  In  der  Verleihungsur- 
kunde des  Zunftrechtes  für  die  Bettziechenweber  in  Köln  um  1149 
entdecken  wir  ihn  zum  ersten  Male^.  Zehn  Jahre  später  weisen  die 
Schuhmacher  in  Miigdeburg  das  Recht  auf  Jedem,  der  nicht  an  ihrer 
Innung  Theil  nehmen  wollte,  den  Verkauf  seiner  Erzeugnisse  zu  ver- 
bieten*). Auch  in  Basel  erhielten  die  Handwerker  bei  der  Genehmi- 
gung ihrer  Zünfte  den  Zunftzwang  —  die  Kürschner^),  Metzger*), 
Zimnieiieute'^),  Gärtner*')  und  Weber ^).  In  den  Urkunden  der  Bäcker 
und  Schneider  dieser  Stadt  geschieht  des  Zwanges  zum  Eintritt  keine 
Erwähnung.  Die  Webergilde  zu  Stendal  übt  1251  den  Zunftzwang 
gleichfalls  aus«),  und  in  München  hatte  Herzog  Ludwig  von  Baiern 
den  Schuhmachern  12DÜ  bewilligt,  dass  kein  Schuhmacher,  der  nicht 
das  Meisterrecht  erlangt  habe,   auf  dem  Markte  verkaufen  dürfe®). 

1)  ut  oinueä  textorifi  operU  cultore»  (üvüicet  culcitrarum  puluinariam)  qui  infr» 
arhU  iiinbitnm  contiiientur  siuc  indigcnc  siue  aliegenigcne  huic  fruteriiitati  quo  iure  a 
supra  inemorati»  fratribus  constat  disposita  .sponte  subiciantur.  Ki  uero  aliqua  cnornii- 
tatc  obuiaiites  et  subirc  noii  i-oacti  noicntes ,  indiciRria  severitatc  refrcnati  cum  rorum 
suarum  detrimciito  subire  et  obsccnndari  tandem  cunipellautnr. 

2)  jus  et  distinctio  que  inter  eos  est,  cos,  qui  co  jure  participarc  non  debeut,  ita  ox- 
cludat  quod  opus  operatuni  alienigcnc  infra  jus  cumnuiuis  fori  uendere  non  debant. 

3;  qui  vero  ex  ipsorum  operc  iu  eorum  societate  prout  superius  dictum  est  noluc- 
riiit  inter  esse  ab  officio  operandi  pro  suo  arbitrio  et  a  foro  cmendi  et  vcndcndi  et  a 
tota  comniunione  corum  penitus  excludatur. 

4)  Urk.   1248  mit  fast  denselben  Worten  wie  in  der  vorstehenden. 

Ä)  Urk.   1248  id. 

6)  wir  erlouben  inen  ouch  swcr  sich  mit  ir  Antworcko  bogat,  dass  si  den  twingen 
niu;;ent  mit  dem  Antwerck  in  ir  zunft. 

7)  fast  ebenso  wie  vorstehend. 

8)  quicunque  hanc  (fratornitatem)  non  habuerit  ipsi  pannos  pararc  et  iilo  uti  officio 
non  licebit. 

9)  quod  caluiücibus  nostris  Monaci  hiis  qui  iam  sunt  in  numero  magistrorum  ,  illam 
concedimus  gratiam  et  libertatem ,  ut  nnlH  Caicificum ,  (^ui  nondum  consortiiun  magistro- 
rum  est  adcptus,   liccat  in  foro  vendere  calceos  quousque  consortium  ipsorum  magistro- 
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In  Augsburg  war  den  „Rintschustern^^  das  Recht  eingeräumt,  dass  „alle 
alpuzzer  (Schuhflicker)  suln  mit  in  heben  vnde  legen^'O?  und  als 
Schenkwirtb  konnte  Keiner  sich  niederlassen,  der  das  Amt  nicht 
hatte').  Den  Bäckern  ebendaselbst  war  versprochen,  dass  kein  Bäcker 
auf  dem  Markte  Korn  kaufen  und  verkaufen  könnte  „wände  si  mit 
der  stat  weder  hebent  noch  legent" «).  An  und  für  sich  wäre  dies 
noch  kein  Beweis  eines  Zunftzwanges,  wenn  wir  nicht  weiter  unten 
in  dem  Artikel  erwähnt  fänden ,  dass  ei])  Bäcker,  ausserhalb  der  Stadt, 
der  das  Amt  vom  Burggrafen  erhalten  habe,  doch  zur  Steuerzahhmg 
an  die  Stadt  und  derselben  in  jeder  Hinsicht  zu  dienen  verpflichtet 
sei.  Keiner  durfte  also  als  Bäcker  ein  Geschäft  eröffnen,  ohne  das 
Amt  zu  haben.  Als  Zunftzwang  wird  auch  die  Bestimmung  des  Braun- 
schweiger Stadtrechtes  anzusehen  sein,  dass  Niemand  sich  mit  einem 
Werke  beschäftigen  solle,  wenn  nicht  der  Meister  oder  die  Zunft  es 
ihm  erlaubt  hatte*).  Bleibt  hierbei  die  Möglichkeit  Jemanden  das 
Handwerk  betreiben  zu  lassen,  ohne  dass  er  Mitglied  der  Zunft  war, 
auch  nicht  ausgeschlossen,  so  ist  doch  der  Eintritt  derselben  sehr  un- 
wahrscheinlich. Ein  bedingter  Zunftzwang  war  —  wenigstens  für  die 
Weber  —  um  1285  in  Schweidnitz  üblich.  Hier  durften  nämlich  nur 
diejenigen  auch  ausserhalb  der  Stadt  ihr  Tuch  verkaufen,  die  inner- 
halb derselben  die  Handels-  und  Erwerbsgerechtigkeit  erworben  hat- 
ten, d.  h.  zu  den  Tuchkammern  gehörten*).  Aehnlich  waren  den  Ber- 
liner Kürschnern  um  1280  gewisse  Arbeiten  untersagt,  wenn  sie  die 
Gilde  noch  nicht  gewonnen  hatten^). 

Ausser  diesem  Zunftzwange  lassen  sich  vereinzelt  in  Stadtrechten 
und  Urkunden  des  XIU.  Jahrhunderts  einige  Anordnungen  nachweisen, 
welche  nicht  anders  zu  verstehen  sind,  als  wenn  man  in  den  Handwerker- 


ram    obtineat    de    communi    consensu    et    beueplacito    eoruiidcm.      In    nergniann    1.  c. 
ürk.  B.  p.  7. 

i)  Stadtrecht  1276,  Art.  XIV  §.  13. 

«)  eod.  1.  CXV  §.  1. 

J)  eod.  1.  CXVIII  §.  3. 

4)  Uteste  Stadtrechtsaufseichnung  §.  66 :  Neman  ue  mach  sich  neuere  innige  noch 
werke»  nndenrinden ,  he  ne  do  it  mit  deren  meistere  oder  mit  deren  werke  orlouc. 

5)  Erweiterungen  der  Vorrechte  Schweidnitz  durch  Heinrich  IV.  Tzschoppc  und 
Steniel  1.  c.  LXXVIH  p.  40S :  tales  ipsi  prerogativas  duximus  concedendas,  videlicet, 
qaod  dicte  ciritatia  teztores  seu  alii  qualescunque  extra  civitatem  in  viUis  commorantos 
nnllos  pannos  per  ulnam  incidere  debent  neque  vendere  uHo  modo  exceptis  his  qui  C8m- 
meras  mercimonialea  in  dicta  pouident  civitate. 

6)  Urk.  V.  1280:  nymant  sei  setten  ein  bethbat ,  he  hebbe  dan  gewunnen  vor  syn 
werk  UDO  gOIde. 
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Zünften  jener  Tage  den  Versuch  einer  Organisation  der  Arbeit  erblickt, 
lediglich  in's  Leben  gerufen  zur  Regulirung  der  Produktion.  Dass  der 
Gedanke  der  Einmischung  in  die  wirthschaftliche  Freiheit  des  Einzelnen 
dem  Mittelalter  nicht  fremd  war,  erhellt  aus  der  in  dieser  Epoche  schon 
recht  rege  ausgeprägten  Gewerbepolizei.  So  scheint  es  denn  keines- 
wegs unwahrscheinlich  die  Verbände  entstehen  zu  sehen  in  dem  aus- 
gesprochenen Zwecke  der  Beobachtung  von  Gewerbsamkeit  und  Tüch- 
tigkeit in  der  Produktion  dienen  zu  wollen.  Schon  bei  den  Kürschnern 
in  Basel  um  1226  tritt  uns  der  Wunsch  entgegen,  dass  dieselben  ihrem 
Handwerke  zu  Ehren  und  Nutzen  der  Stadt  obliegen  mögen  ^).  Bei 
Erlass  einer  Ordnung,  wie  in  Regensburg  um  1259  die  Tuche  ge- 
macht werden  sollen,  welche  darin  gipfelt,  dass  jährlich  12  Mann  er- 
nannt werden  sollen,  die  dem  falschen  Werke  nachzuspüren  und  das- 
selbe anzuzeigen  haben,  ist  eingangs  vermerkt,  dass  man  diese  An- 
ordnung getroffen,  um  gutes  Tuch  in  Regensburg  zu  erzielen*).  Der 
gleiche  Beweggrund  leitet  den  Rath  der  Stadt  Soest  im  Jahre  1261 
der  WoUcnweberzunft  eine  Ordnung  für  den  Verkauf  der  Tücher  zu 
geben.  Hier  werden  ebenfalls  neben  den  gewöhnlichen  Richtern  (qui 
sunt  iudices  in  singulis  fraternitatibus)  noch  4  Mann  aus  der  Zunft 
der  Wollenweber  mit  der  Beaufsichtigung  betraut^).  Zum  Schlüsse 
dieser  Urkunde  heisst  es  dann,  dass  dieses  Recht  mit  dem  Siegel 
der  Stadt  die  Waare  zeichnen  zu  dürfen,  nunmehr  für  alle  Zeiten 
der  Zunft  übertragen  werde,  die  sich  desselben  ebenso  erfreuen  möge, 
wie  der  andern  Privilegien,  die  sie  von  altersher  besitze*).  Sicher- 
lich sind  unter  den  letzteren  ähnliche  Maassregeln  gewerblicher  Natur 
zu  verstehen.  In  Berlin  wird  1272  den  Bäckern,  den  lieben  Mit- 
bürgern, Werk  und  Gilde  ausdrücklich  gegönnt  und  gegeben:  „wente 
di  gesunde  mensche  mach  nicht  wesen  ane  brod."  Die  Verpflich- 
tung, die  in  Schweidnitz  den  Meistern  der  Zünfte  oblag  „providere 
de   singulis  suo  officio   congruentibus  vel   non  congruentibus"   kann 

1)  condictam  super  operibus  ipsorum  pro  honore  et  ntilitate  civitatis  nostro  per 
ipsos  noviter  faotam  adprobavimus. 

2)  Gemeiner,  Kegensburger  Chronik  I,  381:  darumben  daz  man  gntev  Tach  hie 
zu  Regenspurch  web.  vnd  bereit  vnd  den  valsch  wer. 

3)  SeibertB  1.  c.  I.  Bd.  N.  316:  quod  nos  quondam  laneis  pannis  qui  texnntur  in 
oppido  nostro  cautelam  propter  honorem  oppidi  nostri  et  pro  commnni  vtllitate  ad- 
hibentes  ipsos  examinari  et  examinatos  signari  fecimus  signo  nostro  ad  commnnem  vsam 
civitatis. 

4)  Et  exhoc  examinatio  pannorum  cum  signo  ciuitatis  eomm  fratemitati  perpetuo 
habenda  tradita  est ,  et  gaudebit  eorum  fraternitas  omni  jure  perpetualiter  quod  de  grati* 
et  donatione  ciuitatis  habuit  ex  antiquo. 
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auch   nur  im  gewerblichen  Sinne  aufzufassen  sein  ^).    liautet  doch  40 

Jahre  später,  in  der  Handfeste  derselben  Stadt  von  1328,  der  §.3 

dahin,  dass  die  Handwerksmeister  „der  Stat  und  iren  Gewerken  vor 

Süllen  sin  mit  Truwen,  also  daz  iz  iren  gewerken  nuczelichen  sye  und 

der  Stat  vrummelichen  und  erlichenl^^') 

Die  Betonung  des  etwaigen  Nutzens  der  Zünfte  für  die  Stadt 
nehmen  wir  auch  in  Freiburg  im  Breisgau  wahr»  wo  den  Zunftmeistern 
imbesondere  die  Gewalt  verliehen  wurde  allerlei  Anordnungen  treffen 
zu  können  „die  iren  antwerken  vnd  iren  zünfften  notdürfftig  vnd  nüzze 
sint  vnd  der  stettc  vnd  der  herschafte  vnschedelich  si  *).  Wie  könnte 
dies  anders  verstanden  werden,  als  dass  Alles,  was  die  Ausübung  und 
Verbesserung  des  Handwerks  betraf,  die  Meister  mit  ihren  Genossen 
in  der  Zunft  berathen  und  anordnen  konnten?  Ja  diese  Fürsorge, 
dass  die  Einwohnerschaft  durch  die  Beschlüsse  nicht  in  ihren  Rechten 
verkürzt  wurde,  bestärkt  die  Vermuthung,  dass  es  sich  hier  um  Fest- 
stellung wirthschaftlicher  Zustände  handelte,  vielleicht  um  Preise  oder 
Aeholiches?  Lübeck  ertheilt  gleichfalls  um  1294  seinen  Handwerkern 
das  Recht  zu  Morgensprachen  sich  versammeln  zu  dürfen,  durch 
welche  des  Staates  Nutzen  gefördert  werden  solle*).  Die  Gewähr- 
leistung aber  dafür,  dass  dort  wirklich  nichts  weiter  vorgenommen 
werden  soll  als  die  Vortheile  der  Stadt  zu  wahren,  liegt  dann  in 
den  Schlussworten :  „vnde  de  mestere  dar  to  gesworen  hebden  dat 
se  dat  truweliken  don'S  Dass  es  sich  hierbei  in  erster  Linie  um  die 
BefiJrderung  gewerblicher  Interessen  handelt,  dass  hier  in  der  Mor- 
gensprache  den  Aemtem  die  Gewerbegerichtsbarkeit  verliehen  wird*), 
cncheint  um  so  glaublicher,  wenn  wir  sehen  wie  das  Stadtrecht  „der 
Stadt  Xutzen^^  durch  allerlei  Regulirungen  des  Handels  und  der  Ge- 
werbe anstrebt  Da  wird  fremdes  Gewicht«),  der  Verkauf  von  fal- 
schem Silber'),  der  Gebrauch  eines  „valschen  schepele"»)  verboten. 
Fär  Handwerksleute,  die  „falsches  Werk"  gemacht  haben,  ist  eine 
Strafe  angeordnet^)  und  der  Betrieb  des  Bäcker-  und  des  Schmiede- 

1)  Stadtrecht  1293.     Tuchoppe  u.  Stenzel  1.  c.  XCI,  p.  420  ff.  g.  2. 

2)  Txschoppe  u    Steniel  CXXXV,  p.  518  ff. 

3)  Schreiber  1.  c.  p.  133  ff. 

4)  Stadtrecht  Art.  CXCVIII:    dar  lüde    sint    in   der  stat  den  de  rat  geghenen  heft 
Morghensprake  dat  se  dar  inne  uordereu  des  btades  uat  .... 

5)  SchmoUer,  Zanftkämpfe  p.  10. 

6)  Stadtrecht  1294,  Art.  CXXIX. 

7)  eod.  1.  Art.  CXXX. 

8)  eod.  1.  Art  CXXXI. 

9)  eod.  1.  Art  CXXXII. 
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handwerks  ganz  besonders  geregelt  i).  Dass  die  Durchführung  von 
Miiassregeln  zur  Hebung  des  Gewerbes  überall  in  den  Zünften  dio 
Hauptsache  gewesen  sein  wird ,  zeigt  endlich  die  Urkunde  der  Wollen- 
weber in  Berlin  von  1295,  die  damit  beginnt,  dass  die  Anordnungen, 
die  hier  getroffen  seien ,  der  ganzen  Gilde  und  dem  Werke  zum  Nutzen 
und  Frommen  gereichen').  Es  folgen  dann  aber  nur  Bestimmungen, 
welche  die  Produktion  regeln.  Selbst  der  Schwur  der  Handwerker- 
zünfte in  Ofen  lautete  dahin,  zu  geloben,  ihr  Handwerk  redlich  be- 
wahren und  wohl  führen  zu  wollen,  getreulich  zu  der  Stadt  Nutzen, 
insbesondere  den  Schaden  nach  ihrem  Vermögen  zu  verhüten»).  Sehr 
deutlich  spricht  endlich  für  unsere  Auffassung  der  Zünfte  als  einer 
wirthschaftlichen  Einrichtung  der  Kölner  Schied  von  1258.  Hier  heisst 
es  in  der  Entgegnung  der  Bürger  ausdrücklich,  dass  die  Bruder- 
schaften keine  Preisbeschränkungen  machen  sollen;  namentlich  aber 
wird  das  Verlangen  laut  die  Sitte  aufzuheben  von  jeder  eingenomme- 
nen Mark  einige  Denare  in  die  Kasse  zu  legen,  „quod  commune 
lucrum  fratcraitatis  vocauerunt" ,  weil  dadurch  der  mit  ihnen  handelnde 
Kaufmann  gezwungen  wurde  billiger  zu  verkaufen  und  theurer  einzu- 
kaufen*). 

Alle  diese  Thatsachen  werden  zu  der  Verstärkung  der  Ansicht, 
dass  die  Zünfte  der  Handwerker  in  der  ältesten  Zeit  schon  rein  ge- 
werbliche Interessen  pflogen,  herangezogen  werden  dürfen.  Die  Bru- 
derschaften und  Innungen  des  XHI.  Jahrhunderts  als  religiöse,  poli- 
tische, gesellige  oder  militärische  Verbände  aufzufassen,  scheint  mir 
nach  dem  was  ich  darüber  habe  in  Erfahrung  bringen  können,  durch- 
aus ungerechtfertigt.  Vielleicht  schon  aus  dem  innern  Grunde,  dass 
ein  Bedürfniss  nach  solchen  Vereinen,  ausgenommen  das  religiöse, 
das  ja  auf  andere  Weise  Befriedigung  gefunden  hatte,  sich  erst  auf 
höherer  Kulturstufe  einstellen  konnte.  Erst  wenn  die  Existenzgrund- 
lagen gesichert  waren,  wenn  es  den  Handwerkern  gelungen  war  als 
Stand  der  Arbeiter  sich  die  Anerkennung  zu  verschaffen,  welche  ihnen 

1)  eod.  1.  Art.  CCVIII,  CCXXXVU,  CCLUI. 

2)  ad  ntilitatem  et  proficuum  totius  officii  et  operis  quod  opas  textoram  appelUtur. 

3)  SUdtrecht  1244—1421  Art.  40. 

4)  Lacomblet  1.  c.  II,  N.  452 :  hi»  etiam  adiungimos ,  quod  fratemitates  de  rebus 
venalibus  ad  soAin  fraternitatem  pertinentibiu  terminum  pretii  in  vendendo  vel  emendo 
limitare  non  possunt.  Condempnamoii  etiam  consuetudinem  iniqnam  quam  inter  se  ha- 
hniase  dicuntnr,  de  mouopolLs  videlicet  de  qualibet  marca  de  suis  mercatoribas  accepta 
aliquot  denarios  in  commune  posuerunt,  quod  commune  lucrUm  fraternitatb  vocauerunt, 
cum  necesse  5it  quod  ex  hoc  artetur  mercator  cum  eis  communicans  ad  leuius  venden- 
dum  et  carius  emendum. 
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zuerst  verweigert  wurde,  konnten  sie  darauf  sinnen  ihre  Macht  mehr 
und  mehr  entfalten  zu  wollen.  Erst  dann  trat  an  sie  die  Nothwendig- 
keit  heran  über  den  Beruf  hinaus  mit  einander  Fühlung  zu  behalten, 
oder  äusserte  sich  das  Verlangen  den  Genüssen  des  Lebens  gemein- 
schaftlich nachzugehen.  Nur  in  der  Absicht  die  Interessen  ihres  Ge- 
werbes zu  fiirdern  sind  die  Zünfte  der  Handwerker  entstanden.  Hätte 
ihnen  dieses  Ziel  nicht  beständig  vorgeschwebt  —  sie  hätten  niemals 
zu  (lieser  Bedeutung  durchdringen  können,  die  sie  einhundert  Jahre 
siiäter  schon  erlangt  hatten. 

III. 
Die  Organisation  des  Handwerkes  vor  1300. 

Gewerbepolizeiliche  Vorschriften  finden  sich  in  deutschen  Stadt- 
rechten früh.  Es  bezeugt  uns  dieses  Vorkommen  zweifellos,  dass  man 
der  gewerblichen  Arbeit  Bedeutung  beizulegen  begann.  Es  wäre  in 
der  That  nicht  undenkbar,  dass  gerade  zur  besseren  Durchführung 
dieser  Polizei  die  Gründung  von  Zünften  begünstigt  wurde. 

Was  uns  hier  zunächst  zu  beschäftigen  hat,  ist  die  Stellung  des 
Handwerkers  dem  Konsumenten  gegenüber.     Als  charakteristisch  für 
dieselbe  lässt  sich  das  Bestreben  nachweisen,  dass  dem  Publikum  die 
Vaare  möglichst  gut  und  möglichst  billig  zu  liefern  sei.     Kaum  wird 
man  behaupten  können ,  dass  dieser  Wunsch  sich  bei  den  Handwerkern 
selbst  zuei-st  geregt  hätte;  denn  wenn  die  Erkenntniss,  dass  sie  da- 
durch sich  am    meisten    nützten,    nicht   so    ferne   lag,    so   ist   eine 
solche  doch   auch  heute  selten  genug  verbreitet.    Meistentheils  wird 
wohl  gerade  der  häufige  Betrug  und  die  geringe  Güte  der  Waare  für 
^iie  städtischen  Behörden  Veranlassung  gewesen  sein   einzuschreiten. 
War  mau  doch  aus  den  Zeiten  des  Ilofrechtes  her  daran  gewöhnt  die 
Handwerker  zu  überwachen.    Sehr  hübsch  tritt  in  diesen  Bestimmun- 
gen zur  Sicherstellung  des  Publikums  der  Gedanke  uns  entgegen  dem 
Annen  seine  ohnehin  gedrückte  Stellung  nicht  zu  sehr  empfinden  zu 
lassen.    Dem  Handwerker  wird  geboten  beim  Verkaufe  seiner  Waare 
keinen  unterschied  zu  machen.     Annen,  wie  Reichen  soll  in  gleicher 
Weise  verkauft  werden  „alse  vil  so  iederman  wil"  *).    Die  Bäcker  soll- 
ten nicht  ordentlich  ausgebackenes  Brod  weder  bei  dem  Armen,  noch 
bei  dem  Reichen  anzubringen  suchen.    Geschah  es  aber  doch,  so  war 
dem  Burggrafen  an's  Herz  gelegt  dies  zu  rügen :  „daz  dem  armen  sine 


1)  SUtdtrecht  v.  Freiburg  im  Br.  1275.     Schreiber  1.  c.  p.  83. 
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pheniiinge  wider  wacrden*'  > ).  Auf  den  betrogenen  Reichen  wird  keine 
Rücksicht  genommen.  Seltsam  genug  zeigt  sich  —  eigentlich  in  einem 
gewissen  Gegensatze  zu  dieser  Füi'sorge  für  die  Armen  —  dabei  all- 
gemein verbreitet  die  naive  Anschauung,  dass  das  schlechteste  Pro- 
dukt für  den  Armen  noch  gut  genug  sei.  Das  Bier,  welches  schlecht 
gebraut  oder  das  Brod,  welches  nicht  den  Bestimmungen  gemäss  ge- 
backen, werden  alle  Mal  unter  die  Armen  vertheilt*). 

Die  Idee,  das  Publikum  in  seiner  Cionsumtion  sicher  zu  stellen, 
fand  in  verschiedenen  Beschränkungen  seinen  Ausdruck,  denen  der 
Handwerker  nicht  nur  in  der  Produktion ,  sondern  auch  beim  Verkauf 
der  Waarc  sich  unterziehen  musste. 

Vor  allen  Dingen  war  der  Handwerker  beim  Einkaufe  des  zu 
bearbeitenden  Rohstoffes  nicht  völlig  frei.  Erst  nachdem  die  Einwoh- 
nerschaft sich  mit  Getreide,  Fleisch  etc.  versehen  hatte,  durften  die 
Handwerker  das  Nöthige  zum  Betriebe  ihres  Gewerbes  einkaufen.  In 
Augsburg  z.  B.  war  den  Bäckern,  wenn  neues  Korn  auf  den  Markt 
gebracht  worden  war,  nur  Nachmittags  gestattet  Getreide  zu  erstehen 
„unz  sich  die  stat  berihte  mit  chorne"  ^).  Für  die  Fleischer  in  Frei- 
burg im  Br.  galt  aber  schon  1120,  dass  14  Tage  vor  dem  Martinstage 
und  14  Tage  nachher  Keiner  ein  Rind  oder  ein  Schwein  kaufen  durfte, 
wenn  nicht  in  der  Absicht  es  sofort  zu  schlachten  und  in  der  Fleisch- 
bank auszustellen^).  Offenbar  war  in  dieser  Zeit  eine  grössere  Aus- 
wahl von  angeführtem  Vieh  —  vielleicht  fand  ein  Viehmarkt  statt  — 
und  man  wollte  durch  die  vorstehende  Anordnung  hindern,  dass  bei 
starken  Ankäufen  seitens  der  Metzger  der  Preis  zu  sehr  in  die  Höhe 
getrieben  würde.  Dieselbe  Verfügung  ist  im  Stadtrecht  von  1275 
wiederholt  und  findet  sich  unter  Einhaltung  eines  kürzeren  Termines 
—  8  Tage  vor  S.  Martin  und  8  Tage  nachher  —  auch  1249  in  der 
Handfeste  Freiburgs  im  Uechtlande ,  hier  ausdrücklich  mit  dem  Nach- 


1)  SUdtrecht  y.  Augsburg  1276,  Art.  CXVIII  §.  7.  Die  gleiche  Gesinnnng  leigt 
in  einer  etwas  späteren  Zeit  beispielsweise  das  sogenannte  ,, Versigelt  Puch** ,  enthaltend 
das  Recht,  welches  Kaiser  Ludwig  (1814—47)  für  alle  St&dte  in  Baiem  gab.  Dasselbe 
beginnt  mit  der  Motivirung  „dai  der  Ann  von  dem  Reichen  an  dem  Rechten  nicht  be- 
twungen  noch  benöth  werd  wider  Recht**.  Bergmann's  Urk.-Buch  f.  München,  Nr.  CXU 
p.  187. 

2)  Stadtrecht  v.  Augsburg  1104,  Art.  VI,  §.  2;  Handfeste  Freibnrg  im  Uechtlande 
1249,  §.  89. 

8)  Stadtrecht  1276,  Art.  CXVUI  §.  8. 

4)  Stiflungsbrief  §.  40 :  ante  festum  beati  Martini  XIIII  noctes  et  post  festom  XIIII 
noctes  nullus  camifex  bovem  aut  porcnm  emere  teneatnr  (nach  Gaupp  richtiger:  prae- 
sumat)  nisi  quem  in  macello  secare  voluerit  ad  vendendum. 


Zar  Entstehung  des  deutschen  Zunftwesens.  93 

satze  „doncc  bargenses  ad  suum  opus  emerint"^).  In  Augsburg  durf- 
ten die  Fleischer  auf  dem  Rindermarkte  die  Bürger  nicht  überbieten ; 
ja  der  Metzger  musste  sogar,  wenn  er  sich  mit  seinem  eingekauften 
Vieh  noch  auf  dem  Markte  befand  und  dasselbe  einem  Bürger  ge- 
fiel, sich  dazu  verstehen,  es  diesem  zum  Einkaufspreise  abzutreten*). 
Dieser  Brauch  wurde  in  derselben  Weise  in  Freiburg  im  Uechtland^)  und 
io  Schleswig^)  geübt.  Ganz  allgemein  haben  wir  diese  Sorge  für  das 
Publikum  auch  in  der  Handelspolizei  jener  Tage,  die  überall  den  Für- 
kauf, d.  h.  den  Yorwegkauf  zum  Behufe  wucherhaften  Wiederverkaufes  ^) 
aufs  eifrigste  zu  unterdrücken  bemüht  war^). 

Man  blieb  nun  aber  bei  dieser  Maassregel  nicht  stehen,  son- 
dern bekümmerte  sich  auch  um  die  Güte  der  Produkte.  Es  kam 
darauf  an,  dass  das,  was  man  den  Konsumenten  bot,  ihnen  in  gu- 
tem Zustande  gegeben  werden  sollte.  Schlechte  Waare  sollte  sich 
ein  f&r  alle  Male  auf  dem  Markte  nicht  zeigen.  Streng  wurde  auf  die 
Uebertreter  gefahndet.  Die  hier  geübte  Beaufsichtigung  war  verschie- 
denen Charakters.  Sie  erstreckte  sich  darauf,  dass  die  zu  verkau- 
fende Waare  überhaupt  gut  sein  musste.  Die  Augsburger  Bäcker  wa- 
ren zur  Einlieferung  von  Normalbroden  verpflichtet,  nach  denen  wahr- 
scheinlich die  Güte  beurtheilt  wurde.  Sie  mussteu  schwören  für  die 
Stadt,  wie  für  den  Markt  gleich  gut  backen  zu  wollen;  dabei  sollte 
das  Brod  recht  trocken  und  in  der  Weise  gebacken  sein  „als  der 
burgrafe  vnde  di  burger  die  ratgaeben  zu  rate  waerdent".  Nicht 
ordentlich  ausgebackenes  Brod  und  „veichen"  Brod,  d.  h.  Brod,  wel- 
ches nicht  so  gerathen  war,  als  es  sein  musste,  einerlei  welcher  Gat- 
tung, durfte  gar  nicht  veräussert  werden ').  Die  Lübecker  Bäcker 
schwuren  gleichfalls  das  Brod  nur  in  einer  bestimmten  Weise  backen 
ZQ  wollen^).  Der  Backer,  der  in  Schleswig  schlechtes  Brod  buk,  zahlte 
eine  Geldstrafe»). 

1)  §.  92. 

2)  Stadtrecht  1S76,  Art.  CXXI  §.  1. 

5)  Handf.  1S49,  §.  95. 

4)  ältestes  Stmdtrecht  $.  55. 

6)  Meyer's  Olossar  su  seinem  ,, Stadtbuch  von   Augsburg**  sub  voce  f,Pürkauf'^ 

6)  filt  Stadtrecht  Schleswig  §.  54;  Stadtrecht  Innsbruclc  1276,  §.  13;  Stadtrecht 
Aogsburg  1276,  Art.  XVI,  LXIU,  CXXIII  §.  4;  Botenburger  WiUkUrenbuch  §.  41:  vnd 
*vu  die  fUrkauffer  dingen  swas  der  ist  das  ein  burger  oder  burgerin  wil  liaben  vud 
BBtzcD  in  Iren  hosen ,  das  soln  si  in  lassen  als  sie  es  gedungen  haben ,  ob  sie  es  in 
^Dselben  Markt  wollen  haben,  emenda  X  sh. 

7)  Btadtrecht  1104,  Art.  VI  §.  1 ;  Stadtrecht  1276,  Art.  CXVIII  §§.  1    5.  6   7.  10. 

8)  Stadtrecht  1294,  Art.  CCVIII. 

9)  Ut.  Stadtrecht  §.  44. 
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In  Iglau  ward  den  Schmieden  eingeschärft  keine  falschen  SchlQsscl 
und  Haken  anzufertigen  M;  in  Lübeck  aber  musste  gar  der  Schmied, 
welcher  Jemandem  sein  Pferd  vernagelt  hatte,  dasselbe  auf  eigene 
Kosten  heilen,  und  wenn  das  Pferd  verdorben  blieb,  den  Schaden  er- 
setzen*). 

Die  Fleischer  wiederum  durften  ranziges,  unreines,  finniges,  mit 
einem  Worte  ungeniessbarcs  Fleisch,  nicht  verkaufen,  es  sei  denn, 
dass  sie  den  Käufer  selbst  auf  die  geringe  Qualität  aufmerksam  mach- 
ten^). Die  Schenkwirthe  hatten  strengen  Befehl  kein  schlechtes  Bier 
zu  brauen**)  und  den  Wein  rein  zu  schenken*).  „P'alsches  Werk", 
d.  h.  überhaupt  unzulängliche,  unbrauchbare  Arbeit,  war  allen  Hand- 
werkern in  Lübeck  verboten«).  Es  ist  nicht  unwichtig,  dass  diese 
Verfügung  schon  so  früh  Geltung  hat.  In  der  späteren  Zunftgeschichte, 
in  den  Rollen  des  XIV.  und  XV.  Jahrhunderts  tritt  das  Verbot  falschen 
Werkes  sehr  häufig  auf.  Der  Handel  mit  falschen  Waaren  und  die 
Wandelbarkeit  des  Gutes  wurden  stets  bestraft "). 

Bei  der  Beaufsichtigung  der  Produktion  hielt  man  ferner  darauf, 
dass  gewisse  künstliche  Mittel  zur  Herstellung  nicht  verwandt  wurden. 
Offenbar  um  Betrügereien  zu  verhindern ,  war  den  Fleischern  in  Iglau 
anbefohlen  die  Haut  der  geschlachteten  Thiere  mit  auf  den  Markt  zu 
bringen^).  Augsburg®)  und  Freiburg  im  Uechtlande*®)  gestatteten 
zweifellos  aus  demselben  Grunde  das  Schlachten  des  Viehes  nur  im 
Schlachthause.  Nebenbei  wurde  in  der  ersteren  Stadt  noch  darauf 
geachtet,  dass  die  Metzger  an  dem  Fleische  nicht  ihre  Künste  ver- 
suchten, also  etwa  dasselbe  aufbliesen  oder  Stroh  in  den  Bauch  des 

1)  Stadtrecht  1250  bei  Dobner:  MomiimeiitA  historica  Boemiae  IV,  215:  expedit 
eciain  ut  quicunque  fabrorum  viro  alicui  vcl  mulieri  falsas  elaucs  vel  uucos  Iccerit, 
sicum  tribus  victus  fucrit  testibus  manu  priuetur,  vcl  cam  rodimct  cum  X  marcU ,  sed  si 
se  cxpurgarc  noluerit ,  mettercius  in  cruce  prestabit  juramentnm. 

2)  Stadtrecht  1294,  CCLIIl.     Die  gleiche  Verfügung  im  SUdtrccht  v.  Ofen,  §.  113. 

3)  Stadtrecht  von  Hagenau  1164,  §.  26;  Strassbarg  1214,  XXXVI;  Frankfurt  a.  M. 
1297,  §  14;  Augsburg  1276,  CHI,  CXXI  §.  4;  Rotenburger  Willkürenbuch  §.  85;  Frei- 
bürg  i.  Uechtl.  1249,  §.  84. 

4)  Augsburg  1104,  Art.  VI  §.  2. 

5)  Stadtrecht  Augsburg  1276,  Art.  CXVI  §.  4;  Freiburg  i.  Uechtl.  1249,  §.  85. 

6)  Stadtrecht  1254,  CCVII;  1294,  Art.  CXXXII. 

7)  Korn,  Schlesische  Urkunden  s.  Gesch.  des  Gewerbeweseus ,  p.  XLIII;  Sch«>nberg 
a.  a.  O.    p.  44. 

8)  St.  Rt.  1250  bei  Dobner,  S.  223:  quicunque  carnes  ad  forum  daxerit  aui  por- 
tauerit,  ejusdem  carnis  cutem  secum  rccipiat. 

9)  St.  Rt.  1276  Art.  CXXI  §.  3. 
10)  Ilandf.  1249  §.  110. 
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geschlachteten  Thieres  steckten  u.  s.  w.  Durch  Krankheit  gefallenes 
Vieh  durfte  gar  nicht  verkauft  werden  ^).  Das  letztere  Verbot  galt 
auch  für  Freiburg  mit  der  Ausdehnung  auf  Tliiere,  welche  von  einem 
Wolfe  oder  von  Hunden  getödtet  worden  waren  *).  Sehr  eingehend  sind 
iu  dieser  Zeit  die  Ordnungen ,  welche  für  Tuchmacher  und  Weber  er- 
lassen werden.  Nicht  nur,  dass  den  Tuchen  eine  bestimmte  Länge 
uud  Breite  vorgeschrieben  wird ,  ist  die  Bereitung  derselben  ziemlich 
genau  geregelt.  Mit  schädlichen  Farben  soll  nicht  gefärbt  werden, 
Haare  dürfen  nicht  hinein  verwoben  werden.  Schlechte  Wolle  oder 
Flocken  zu  benutzen  oder  die  Tücher  zu  salben,  wenn  sie  aus  der 
Walkmühle  kommen,  ist  nicht  erlaubt  ^).  Den  Schuhmachern  in  Augs- 
burg war  verboten  die  Felle  an  einander  zu  heften,  wenn  sie  dieselben 
bereits  hatten  gerben  lassen^). 

Die  Vorsorge  erstreckte  sich  endlich  soweit,  dass  man  den  Hand- 
werkern den  zu  verarbeitenden  Stoflf  direkt  vorschrieb.  Wahrscheinlich 
geschah  dies,  um  die  Controle  über  die  Güte  des  Produktes  zu  er- 
leichtem. Daher  mussten  die  Augsburger  Lodweber  das  Tuch  stets 
von  ,,einvaltiger  wolle"  machen^);  die  Hutmacher  ebendaselbst  durften 
entweder  nur  ganz  wollene  Hüte  anfertigen,  oder,  wenn  sie  Hüte  halb 
aus  Wolle«  halb  aus  Filz  bereiteten,  dies  wenigstens  anzeigen^).  Die 
Weismaler  in  Augsburg  hatten  gleichfalls  die  Vorschrift  ausschliesslich 
rein  wollenen  Filz  zu  verarbeiten  zu  beobachten ' ).  Die  Goslarer  Gold- 
schmiede mussten  sogar  schwören  nur  gutes  Gold  benutzen  zu  wollen^). 

Neben  dieser  Massregelung  der  Produktion  ist  nun  entschieden 
<lie  wichtigste  Thatsache  der  Eingriff  in  die  Verkehrsfreiheit  beim 

1)  St  Rt.  1276  Art.  CXXI  §§.  5,  7. 

2)  Handf.  1249  §.  87. 

3)  St.  Rt.  y.  Strassbnrg  1214 ,  Art.  LVI;  Rotenburgcr  WiUkUrenbuch  §.  34;  Rcgens- 
^^v^  Tuchmacher-OrdnuDg  von  1259;  Urk.  d.  WoUenweber  in  Berlin  1295:  quod  nulliis 
PUBos  faciat  de  aliqua  fAlsitate  lane  uel  flocken:  Weberordnung  zu  Speier  1298  §.  11  : 
>tcfe  inhibemai  ne  aliqiiu  {Mtnnos  snos  inangat ,  qaod  vulgariter  dicitur  ^rosalbet ,  post- 
4Ua  venenint  de  molendino  dicto  walcmUle.  Diese  ganze  Ordnung  ist  Oberhaupt  in 
'^  technologischen  Seite  von  allergrösster  Wichtigkeit ;  auf  diese  hier  näher  einzugehen, 
*Ne  uns  in  weit  führen.  Vergl.  auch  Sutner:  Die  ältere  städtische  Qewerbepolizei  iu 
Mündien  in:  Abbandinngen  d.  bairischen  Akademie  d.  Wissenschaften,  Bd.  II,  490,  491. 

4)  St  Rt.  1276  Art.  XIV  §.  18. 

5)  St.  Rt.  1276,  XIV  S-  11. 
C)  eod.  1.  §.  13. 

7)  eod.  L  |.  18:  kainen  andern  viltz  wan  der  reht  wullin  si. 

8)  St  Rt  V.  1290  bei  Oöschen,  1.  c.  p.  102:  de  schol  sweren,  dat  he  ncn  crghore 
l^t  ae  werke  denne  bi  balvem  lode,  ande  mit  nemme  .Hchilder  golde  vergülden  ne  soolet, 
■•r  mit  overgnlde  oder  mit  denen  Florentinen. 
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Umlaufe  der  Güter.  Es  erfolgte  einfach  eine  Fixirung  des  Preises  der 
Produkte,  eingegeben  durch  den  Mangel  an  genügender  Konkurrenz. 
Für  das  dreizehnte  Jahrhundert  gilt  natürlich  noch  mehr,  was  Scbön- 
bergi)  bei  der  späteren  mittelalterlichen  Produktion  hervorhebt,  dass 
es  einen  durch  freie  Konkurrenz  bestimmten  sogenannten  Marktpreis 
nicht  gab.  Der  Preis  ist  ein  Zwangspreis,  der  entweder  unmittelbar 
in  Taxen  aufgestellt,  oft  aber  auch  durch  verschiedene  Maassnahmen 
mittelbar  beeinflusst  wird,  die  dann  wenigstens  darauf  abzielen  den 
Preis  des  Produktes  auf  einer  gewissen  Stufe  zu  halten.  Diese  Preis- 
regulirung,  die  anfangs  von  der  Obrigkeit  ausging,  wurde  schon  im 
Xni.  Jahrhundert  auch  von  den  Handwerkern  selbst  versucht.  Wenig- 
stens sehen  wir  in  Köln,  dass  die  Bürger  über  diese  Freiheit,  welche 
die  Bruderschaften  sich  angemaasst  haben,  Klage  führen^). 

Auf  einen  ähnlichen  Versuch  seitens  der  Zünfte  selbst  die  Preise 
ihrer  Erzeugnisse  festzusetzen,  stossen  wir  bei  den  Wollenwebem  in 
Berlin  um  1295.  Bei  diesen  durfte  kein  Genosse  mehr  als  8  Tücher 
auf  das  Kaufhaus  bringen  —  leider  ist  nicht  gesagt  innerhalb  welchen 
Zeitraumes  —  und  überhaupt  ohne  Erlaubniss  der  Meister  kein  Tuch 
bereiten  *).  Eine  solche  im  XIII.  Jahrhundert  noch  vereinzelte  Be- 
schränkung hatte  aber  wohl  neben  der  Absicht  den  Preis  auf  einer 
gewissen  Höhe  zu  erhalten ,  auch  im  Auge  unter  den  Producenten  selbst 
Licht  und  Schatten  glcichmässig  zu  vertheilen.  Uebrigens  will  es 
mir  nicht  unwahrscheinlich  vorkommen,  dass  das  letztere  Gebot  zur 
Tuchbereitung  die  Erlaubniss  einholen  zu  müssen  sich  nur  auf  etwa 
im  Handwerke  beschäftigte  Gesellen  bezieht.  Dieselbe  Urkunde  er- 
wähnt nämlich  bereits  verheirathete  Miethknappen ,  die  zum  Gebrauche 
für  ihre  Familie  für  sich  Tuch  machen  durften.  So  bedurfte  es  viel- 
leicht in  diesem  Falle  einer  besonderen  Gewährung. 

In  der  Art,  wie  man  bei  der  Regulirung  der  Preise  vorging,  haben 
wir  einige  Unterschiede  zu  machen.  Es  kam  zunächst  vor,  dass  man  den 
Preis  des  Produktes  oder  der  Leistung  direkt  bestimmte.  Dabei  gab  dann, 
namentlich  in  den  Nahrungsgewerben  der  Preis,  welchen  das  Rohmaterial 
bereits  erreicht  hatte,  wohl  den  Ausschlag.  Gelegentlich  werden  die 
Gewerbetreibenden  selbst  dabei  zu  Rathe  gezogen;  meistens  aber  be- 


1)  a.  a.  O.  p.  66. 

2)  Kölner  Schied  1258  hiis  etiam  adiun^muSf  qaod  fraternitates  de  rebus  venalibua 
ad  suam  fratemitatem  pertinentibus  tenninum  pretii  in  vendendo  vel  emendo  limitare 
non  poseunt. 

3)  ne  qiiisquaui  de  fraternitate  plures  quam  octo  pannos  theatrum  presumat  inportarc; 
prohibemus  quod  nullus  pannos  vel  frustra  panni  faciat  sine  licencia  magiitrorum. 
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Stimmte  die  Obrigkeit  die  Höhe  von  sich  aus.  So  ward  der  Mahllohn 
der  Müller  entweder  in  einem  l)estinimten  TliciU;  des  zu  niahlenden 
Kornes')  oder  auch  in  GeUl  fest^^esctzt ^).  Im  Bäckergewerbe  rich- 
tete sich  der  Preis  des  Brodes  nach  dem  Ausfall  der  Krnte  z.  B.  in 
Murten'),  Goslar*),  Hadersleben*),  oder  es  existirten  Taxen  wie  in 
München*),  oder  es  traten  auch,  wie  in  Augsburg? ,  der  Burggraf,  die 
Bürger  und  die  Bäcker  —  „becken ,  die  man  dazu  ninmit"  —  zur  Be- 
stimmung des  Preises  zusammen,  auf  dessen  Einhaltung  der  Erstere 
dann  zu  sehen  hatte  ^).  Für  die  Weinschenken  ordneten  in  Augsburg 
der  Burggraf  und  die  Bürger  gemeinschaftlich  den  Preis  des  Getränkes 
an*).  München  hatte  feste  Taxen»),  Freiburg  im  Uechtl.  schrieb  vor 
wieviel  Denare  auf  eine  Cupa  —  ein  Gefäss,  in  welchem  Wein  geschenkt 
wurde  —  gewonnen  werden  durften^®).  Flensburg  liess  den  Preis 
des  Bieres,  den. der  Bierzapfer  nicht  überschreiten  durfte,  auf  dem 
Dinge  festsetzen  ^^).  Im  Metzgergewerbe  endlich  gab  es  für  München 
Heischtaxen ;  2  Pfund  des  „schönsten ,  rindemen  Fleisches"  waren  da- 
selbst auf  einen  Pfennig  angesetzt**);  in  Freiburg  im  Uechtl.**)  und 
Murteu  dagegen  war  verfügt,  wie  viel  Denare  auf  jedes  Stück  Vieh  ge- 

1)  St.  RL  V.  Magdeburg  -  Cioldbcrg  1211  §-5:  jus  inolendini  apud  nos  tale  est  et 
kb  iDtiqao  servatum  .  at  quilibet  adveniens  et  molcre  voleiiN  deciinam  oGtAvam  partem 
UDODe  quam  attulerit  molleDdinario  preHentabit;  St.  Rte  von  Schwerin  122S,  1224,  1285, 
1163  §  9  molendinarias  recipiet  mcnauram  de  singulis  modÜM  institutani ;  St.  St.  v.  Auga- 
barj;  1276  §.  24;  Handf.  von  Freiburg  i.  L'eclitl.  1249  §.  99  jus  molendini  est  quod  de 
^'tu  eapix  badi  molendioarius  unam  eminam  acciperc  debet  que  quatuor  et  dimidia  fa- 
(iont  ca]Mun. 

2)  lo  München ;  Sutner  1.  c.  II,  480  Anmerkung  f. 

3)  St.  K.  d.  Xlll.  Jahrh.  §.  43 :  pistoreä  secundum  pretinni  annonae  debent  panem 
iteere  »d  vendendum. 

4' St  Rt.  1290  bei  Goschen,  1.  c.  p.  104:  wan  de  subepel  wetes  ghilt  anderhalven 
^«rdiiigb  Ii)dii'h,  so  schal  dat  penuiiigbrot  wittes  brode;«  weghen  de  wcckghe  dridde  halve 
">vk  ....  wanne  man  koft  den  schepel  roekghen  ummc  eynen  verdingli ,  so  schal  dat 
pcnniD^brot  weghen  ses  mark  to  so  duner  tid  wanne  dridde  half  punt  penninghe  glieldet 
ne  Ifidegbe  mark. 

i)  8t   Rt.   1292  §.  36. 
6}  Satner,  a  a.  O.  p.  479  Anmerkung  e. 
7}  St.  Rt.   1276  Art.  CXVII.  CXVIII  §.  ft 
&•  St.  Rt.   1276  CXVI  §.  1. 
9)  Sotner ,  1.  c.  II ,  480  Anmerkung  e. 
lOi  llandf.   1249  §.  96. 
U»  St.   Rt.  V.  Flensburg  1284  §.  55. 
li)  Sotner  1.  c.  II,  480  Anmerkung  e. 
IS)  Handf.  §.  91. 
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Wonnen  werden  durfte.  In  letzterer  Stadt  heisst  es  beispielsweise:  car- 
nifices  vero  non  debent  lucrari  in  bove  et  vacca  nisi  duodecim  denarios, 
in  i)orco  sex,  in  ariete  4,  in  copra  4  et  in  hirco  et  si  suspectus  fuerit 
se  plus  lucrasse,  tenetur  se  purgare  proprio  juramento  vel  3  solidos 
eniendarc').  Wie  dieser  Gewinn  eigentlich  in  Erfahrung  gebracht 
wurde,  erscheint  etwas  räthscihaft.  Man  wird  sich,  glaube  ich,  dar- 
unter das  Mehr  der  Verkaufssuiuine  über  den  Einkaufspreis  des  ganzen 
Thieres  zu  denken  haben,  denn  sonst  hätte  wohl  beim  Verkauf  ein- 
zelner Stücke  siiäter  die  Einnahme  sich  schwer  ermitteln  lassen !  Eine 
Bestimmung,  die  für  alle  Handwerker  galt,  war  in  Rotenburg  üblich, 
wonach  keiner  in  der  Stadt  mehr  Handlohn  beanspruchen  sollte,  als 
das  Produkt  werth  war*).  Freiburg  im  Uechtl.  hatte  den  Lohn,  wel- 
cher den  Tuchmachern  gezahlt  werden  sollte,  genau  geregelt')  und 
ebenso  war    man  in  Hapsal  den  Webern  gegenüber  verfahren^). 

Die  Festsetzung  eines  solchen  Handlohnes,  wie  in  Freiburg  und 
Hapsal,  die  sicherlich  für  längere  Zeit  erfolgte,  muss  logischer  Weise 
zu  einer  Vervollkommnung  der  Technik  geführt  haben.  Die  Bestim- 
mung, wieviel  für  das  Spulen  der  Wolle,  für  das  Weben  einer  ge- 
wissen Zahl  von  Ellen  gezahlt  werden  sollte,  konnte  doch  nur  nach 
der  Berechnung  des  dazu  nöthigen  Zeitaufwandes  geschehen.  Der 
Handwerker  musste  so  auf  den  Gedanken  kommen  in  derselben  Zeit 
mehr  produziren  zu  wollen,  um  einen  grösseren  Gewinn  einstreichen 
zu  können.  Dazu  aber  war  entweder  eine  stärkere  Ausbildung  seiner 
Geschicklichkeit  oder  eine  Verbesserung  seiner  Werkzeuge  erforderlich. 
Es  tritt  hierbei  derselbe  Prozess  ein,  wie  bei  der  Abwälzung  der 
Steuer,  die  darauf  ausgeht  den  Steuerbetrag  ganz  schwinden  zu  ma- 
chen, indem  sie  aus  dem  besteuerten  Rohmaterial  durch  bessere  Aus- 
nutzung desselben  einen  ergiebigeren  Ertrag  zu  ziehen  versucht,  als 
den  gesetzlich  angenommenen. 

Die  Einrichtung  der  „Bannmeile'*  muss  die  Wirkung  einer   in- 

1)  St  Kt.  §  24. 

2)  WillkUrenbuch  §.21:  vnd  ist  auch  gewonlich  vnd  reht,  das  nieman  anders  kein 
hantlon  sol  neinen  hie  sv  der  stat  denue  ab  vil  al:i  das  gut  giltet  vnd  giltet  das  gut 
ein  pfunt  haller  so  ist  das  hantlon,  auch  ein  pfunt  haller  vnd  auch  fürbaa  also. 

8)  Ilandf.  §.  97  :  teztor  pro  duodecim  ulnis  panni  lanei  decem  denarioa  pro  factura 
habere  debet. 

4)  St  R.  1294  Art.  69:  Vortmer  van  jewelyker  elen  lynnewandes  dat  men  het  vnd 
nomet  reper  lynnewant,  soll  man  geuen  van  yder  elen  tho  werkende  iig  pennig  Big. 
Vortmer  van  jewelycker  elenn  hedenn  lynnewant  sol  men  geuen  tho  werkende  i^  pennlg 
rigesch.     Vortmer  van  XX  elen  tho  spolende  sol  man  geuen  vj  rygesche  pennig. 
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dirdten  Piiiisregulirung  im  Gefolge  gehabt  habeu.  Dieses  Vorrecht  der 
Handwerker  bestand  darin,  dass  innerhalb  eines  gewissen  Umkreises 
um  die  Stadt  herum  kein  Gewerbetreibender  sicli  niederlassen  durfte, 
der  darauf  rechnete  den  Absatz  seiner  Produkte  in  der  Stadt  zu  fin- 
den. Auf  diese  Weise  war  die  Möglichkeit  abgeschnitten  durch  ge- 
l^ntliche  Zufuhren  bei  irgend  einer  Waare  das  Angebot  besonders 
zn  vcrgrösscrn,  die  Preise  mussten  daher  innerhalb  der  Stadt  weniger 
schwankend  sein.  Kein  städtischer  Handwerker  sah  sich  gemüssigt 
von  den  gewohnten  Preisen  abzugehen ,  weil  die  Konkurrenz  ihn  nicht 
dazu  drängte.  In  einem  gewissen  Zusammenhange  scheint  das  Bann- 
ueiienrecbt  mit  dem  Zunftzwange  gestanden  zu  haben.  Nicht  nur, 
dass  Ober  die  ausserhalb  der  Stadt  Wohnenden  die  Beaufsichtigung 
nicht  mit  dem  nöthigen  Nachdrucke  vollzogen  werden  konnte,  ent- 
band der  Aufenthalt  auf  dem  Lande  sie  auch  von  der  Theilnahme  an 
den  städtischen  Lasten.  Die  Steuerzahlung  aber  war  gewiss  mit  einer 
der  Gründe,  welcher  zum  engeren  Aneinanderschlusse  der  Handwerker 
fährte. 

Das  Baunmeilenrecht  ist  früh  ins  Leben  getreten.  Schon  im 
Sachsenspiegel  sind  über  die  Nähe,  in  welcher  Märkte  zu  einander 
sein  sollen,  Bestimmungen  getroffen  0-  Unter  den  Städten  stossen  wir 
zuerst  bei  Löwenberg  um  1217  auf  die  Verfügung,  dass  innerhalb  einer 
Meile  kein  Branntweinausschank  stattfinden,  noch  irgend  ein  Handwerk 
ausgeübt  werden  solle-).  Der  Verkauf  von  Getränken  insbesondere 
wurde  in  diesen  Bannmeilen  den  Städten  selbst  vorbehalten.  Die  Stadt 
Troppau  duldete  um  1224  keine  Krüge  in  ihrer  Umgebung').  Ens 
verlangte  1244,  dass  die  Schenkwirthc  ihr  Gewerbe  nach  altem  Brauche 
nur  in  der  Stadt  ausüben^).  Altenburg  erlaubte  um  1250  nur  an  ge- 
wissen, namhaft  gemachten  Orten,  die  wohl  Getränke,  aber  kein  Bier 
brauten  (sed  tamen  brazium  non  faciant)  die  Errichtung  von  Schenk- 


1)  WeUke^ftche  Aa»g.  III.  Bd.  Art.  66  §.  1  :  man  eu  müz  cheinen  markt  büwen 
deine  tnderu  einer  mite  nkh. 

2)  St.  Rt.  bei  Txüchoppe  u.  Steuzel  p.  252 :  He  gap  in  oach  daz  Recht  das  binnen 
einer  Mite  kein  Kre»chem  sulle  sin  ,  noch  keiner  hande  Hantwerc. 

3)  TzMhoppe ,  Stenzel  1.  c.  p.  252. 

4)  Prir.  Friedr.  d.  Streitbaren:  statuimu:!  et  illibata  jussimos  obscrvare  nee  caupones 
**M  infra  miUare  aicnt  haetenus  consuevenint,  nee  in  viUa  que  Ensdorf  dicitur  ex  pani- 
'cibas  ni»i  tantum  dao  resideant  et  unas  caupo,  uec  extra  murum  aliqui  caupones  resi- 
'^t,  sed  intreut  communiter  civitatem  et  ibi  suas  vendiciones  exerceant  more  dcbito 
^  consoeto. 
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Stätten,  sonst  war  im  Umkreise  einer  Meile  dieselbe  untersagt^). 
Das  Brauen  ausserhalb  der  Stadt  war  endlich  noch  in  Brieg  1250*) 
und  in  Eiseuach  1283  verboten.  In  letzterer  Stadt  ausdiücklich  mit 
dem  Zusätze  „propter  utilitatem  praedictorum  civium"^).  In  Weissen- 
see  durfte  1265  auf  den  Dörfern  innerhalb  einer  Meile  nur  dann 
eine  Schenke  gehalten  und  fremdes  Bier  verkauft  werden,  wenn  ein 
besonderes  Privileg  die  Berechtigung  dazu  erkannt  hatte*).  Franken- 
stein verfügte  um  1298  nicht  nur,  dass  keine  neuen  Schaukstätten  inner- 
halb einer  Meile  angelegt,  sondern  auch,  dass  alle  bereits  bestehenden 
abgebrochen  werden  sollten  ^).  Bei  anderen  Städten  finden  wir  ein  aus- 
gedehnteres Meilenrecht,  das  sich  auf  den  Betrieb  von  verschiedenen 
Gewerben  bezog.  So  erhielt  Guben  von  dem  Markgrafen  Heinrich  das 
Uecht,  innerhalb  der  Meile  keinen  Kretzscham  und  ausserhalb  der 
Planken  der  Stadt  keine  Häuser  zu  dulden,  in  denen  Malz  bereitet 
oder  Verkauf  von  Gewändern ,  Schuhen  und  anderen  Waaren  getrieben 
würde.  Auch  Freiberg  war  eingeräumt  worden  innerhalb  der  Meile 
nicht  backen,  noch  brauen  zu  lassen,  sondern  alle  diese  Gegenstände 
von  der  Stadt  aus  zu  versenden^).  Trachenberg  an  der  Bartsch  litt 
1253  keine  Schenkwirthe,  Schmiede,  Schuster,  Tuch-,  Fleischverkäu- 
fer und  Gewerbetreibende  aller  Art  in  seiner  Bannmeile').  Ebenso 
Leobschtitz  1270»)  und  Schweidnitz  1285  und  1288.    Auch  hier  wird 


1)  St.  Rt.  §.  20:  per  cirvuitum  civitatis  vc»tre  ex  omni  latcre  infrn  miliare 

2)  St  Rt. :  infra  unius  miUiaris  ductum  nuHam  osse  voliimus  taberiiam  per  quam 
ipsis  libertas  praestita  succidatur. 

3)  St.  Rt.  §.  21 :  volentes  etiam  propter  utilitatem  praedictorum  civium  ne  aliqui  a 
praefata  noittra  civitate  Iseoach  infra  unum  milliare  aliquam  cercvisiam  vendibilem  braxare 
praejiumaot  et  ne  aliqui  cerevisia  extranea  ad  jam  dictam  nostram  civitatem ,  scu  ad  villas 
in  termino  memurato  sitas,  aliqualiter  deducatur. 

4)  St.  Rt.  :  das  Nymand  vff  den  DorffeD  die  An  eyner  mil  weges  gelegin  sint,  keyn 
tabern  Nicht  haben  sulleu ,  Noch  keyn  frembde  biher  schencken ,  C2»s  werde  In  danne 
vber  vnser  fün>tlichen  briffe  zverkennet  durch  Ire  besser  orkunth  viTbraclit. 

5)  Tcschoppe  und  Stenzel  XCIX  p.  437:  cacterum  conccdimus  eisdem  ut  nulla  ta- 
berna  a  civitate  infra  unius  miliaris  distantiam  construatur  et  constructas  pcuitus  re- 
moveri. 

G)  Tittman,  1.  c.  357. 

7)  Tsschoppe  und  Stenxel  XLI:  promisimus  eciam  ut  nulla  tabema  infra  miliare  a 
civitate  ponatur  sen  fabri,  vel  sutores,  vel  venditorcs  panum,  vel  carnium,  vel  higus 
modi  ibidem  in  districtu  ponantur. 

8)  Txschoppe  und  Stenzel  LXII  §.  8  item  ut  infra  miliare  circa  Lobsiz  nullua  audeat 
braseuni  preparare,  vel  bracseare,  vel  aliquud  manuale  ofticinin  exercere. 
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versprochen  die  bereits  ansässigen  Handwerker  zu  vertreiben  und  die 
bestehenden  Schankstätten  abzubrechen  ^). 

Eine  weitere  Vorsorge  für  das  Publikum  ist  darin  zu  sehen,  dass 
man  demselben  den  Einkauf  möglichst  zu  erleichtern  strebte.  Zu  die- 
sem Zwecke  war  den  Handwerkern  befohlen  ihre  Produkte  nur  an  ge- 
wissen Orten  der  Stadt  feil  zu  bieten ,  so  dass  Jedermann  damit  die 
Gelegenheit  gegeben  war  sich  das  Preiswürdigste  auszusuchen.  Für  den 
Handwerker  aber  mochte  in  den  gemeinschaftlichen  Yerkaufsplätzen 
ein  Anreiz  liegen  zu  billigerer  Produktion  bei  gleicher  Güte,  um  über 
den  Genossen  den  Sieg  davon  tragen  zu  können.  Für  die  Stadt  end- 
lich hatte  diese  Anordnung  ein  fiskalisches  Interesse,  weil  die  Gewerbe- 
treibenden für  die  Benutzung  der  Plätze,  Stände,  Hallen,  Läden, 
Häuser  u.  s.  w.  zahlen  mussten^).  Gewöhnlich  unterschied  man  je 
nach  den  Gewerben  die  Benennung.  Es  gab  Brodbänke,  Fleischbänke, 
Schuhmacherhallen,  in  Augsburg  „Kistensteten''  genannt,  Krämerbuden 
u.  s.  w. ').  Ausnahmsweise  war  auch  der  Verkauf  der  Waaren  im  Hause 
gestattet,  so  den  „Rintschustern"  und  Messerschmieden  in  Augsburg, 
jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  sie  ihre  Waaren  selbst  angefertigt 
haben  mussten*).  Krämern  vom  I^nde  durften  Handschuhe  und  Gürtel 
gleichfalls  im  Hause  verkauft  werden'^).  Seine  Metzger  hatte  Augs- 
burg verpflichtet  auf  Verlangen  den  Bürgern  das  Vieh  im  Hause  zu 

1)  Stadtrecht:  item  volumus,  ut  omncs  taberne  infra  miHiare  post  locationom  civi- 
tatM  ftcte^  plane  et  omnimode  dedtraantur.  Sartores,  satores-,  pistores  atcjue  fabri  etiam 
mirt  milliare  opus  siium  exercentes,  volumus  nt  nuUo  modo  manere  debeant  nostre 
P*tic  per  obtentum. 

SHn  Mainz  nach  Monc  I.e.  XIII,  291  flf. ;  in  Stendal  1298  nach  einer  Urkunde 
"^r  die  Schlichtung  eine»  Streites  zwischen  dem  Ratlie  der  Stadt  einerseits  und  den 
Schnhnuichem  und  Gerbern  andererseits  bei  Riedel  1.  c.  I.  Abth. ,  B.  15,  p.  46;  in 
^t  12S0  nach  der  Ordnung  f.  den  Verkauf  von  Wollentücher  bei  Seibertz  1.  c.  I.  Bd. 
"'  ^16.  hoc  autem  nuUatcnus  prctermis.Ho  quod  pensionera  de  area  supra  dicta  domus 
"■ödtm  Consilium  et  ciuitas  suo  tempore  soluere  tenebuntur  que  wlgo  wrtpennige 
dicitttr, 

8i  Stadtrecht  von  Augsburg  1276,  CXVIII  §.9;  CHI:  XIV,  §.19.  Rotcn- 
^«rger  Willkürenbuch  §§.  35.  37.;  Handf.  Freiburg  im  U.  1249,  §.  87;  Stadtrecht 
^'»nkfurt  a.  M.  1297,  §.  16;  in  Kiel  nach  dem  Stadtbuche  von  1264-1289,  heraus- 
R*?-  T.  Lucht  p.  XIX;  in  Stendal  Urk.  v.  1298;  in  den  verschiedenen  schlesischcn 
^«dten:  Strehlcn  Stadtr.  1292;  Weidcnau  Stadtr.  1291;  Wohlau  Stadtr.  1292; 
^^ogan  1263;  Grottkau  1268;  Liegnitz    1252  u.  s.  w. 

4)  SUdtrecht  1276,  XIV  §.  19  u.  14. 

5)  SUdtrecht  1276,  XIV  §.  12. 
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schlat  hteu  0*  Gelegentlich  finden  wir  aber  doch  ganz  allgemein  an- 
gcordnet,  —  in  München  z.  B.*)  —  dass  Niemand  in  der  Stadt  vor 
seiner  Thüre  oder  auf  dem  Wege  in  die  Stadt  kaufen  oder  verkaufen 
sollte,  sondern  aller  Handel  ausschliesslich  auf  dem  Markte  vor  sich 
gehen  müsse. 

Eine  beachtenswcrthe  Erscheinung  in  der  Reihenfolge  der  zum 
Schutze  der  Konsumenten  getroffenen  Maassregeln  ist  die  Anempfeh- 
limg  von  Höflichkeit  beim  Verkauf  der  Waaren.  In  Augsburg  war 
z.  B.  den  Bäckerknechten  und  -  Mägden ,  die  das  Brod  auf  dem 
Markte  feil  hielten,  nahe  gelegt  ihr  Geschäft  artig  und  ohne  Zank 
„gezogenlichcn  unde  anc  schaeltwort'^  zu  verrichten.  Da  aber  diese 
Warnung  oftmals  vergeblich  gewesen  sein  mag,  so  war  dem  Bürger 
die  Erlaubniss  eingeräumt  eine  seitens  dieser  Bäcker  erfolgte  Beleidi- 
gung sofort  mit  einer  Tracht  Prügel  auf  öffentlichem  Platze  rächen  zu 
dürfen').  Wunderlich  ist  die  Bestimmung,  der  wir  in  Augsburg^) 
und  Rotenburg'^)  begegnen,  dass  die  Frauen  auf  dem  Markte  keine 
Fische  verkaufen  dürfen.  Bensen  erklärt  sie  mit  der  grösseren  Hart- 
näckigkeit ,  die  man  den  Weibern  beim  Verkauf  der  Waare  zutraue  ®). 

Eine  im  Interesse  der  Konsumenten  eingeführte  Anordnung  haben  wir 
endlich  auch  in  dem  beschränkten  Pfändungsrecht  zu  sehen,  welches  den 
Handwerkern  zustand.  Kein  Handwerksmann  durfte  das  ihm  anvertraute 
Gut  höher  versetzen  als  der  Lohn  betrug,  den  er  zu  fordern  hatte. 
Die  Verpfändung  ganz  zu  verbieten  scheint  in  dieser  Epoche,  wo  das 
baare  Geld  nicht  sehr  reichlich  vorhanden  war,  noch  nicht  möglich 
gewesen  zu  sein;  so  suchte  man  das  Publikum  wenigstens  gegen 
Ausbeutung  zu  schützen.  Wir  finden  darauf  bezügliche  Anordnungen 
in  den  Stadtrechten  von  Augsburg,  Hamburg,  Riga,  Reval  und  Mün- 
chen. In  Augsburg  scheint  sie  nur  den  Schneidern  gegenüber  in 
Kraft  gewesen  zu  sein,  wenigstens  wird  nur  in  Bezug  auf  diese 
Handwerker  in  Erinnerung  gebracht,  dass  wenn  das  Gewand  seitens 
des  Schneiders  verpfändet,  aber  nicht  wieder  ausgelöst  wurde,  der 
Eigcnthümer  es  von  dem  Dritten  zurückfordern  konnte,  sogar  ohne 
den  ausbedungenen  Lohn  zu  zahlen  —  ane  vmbe  daz  Ion  ob  ers  dan- 


1)  SUdtrecht  127G,  CXXI  §.  G. 

2)  Sutner  a.  a.  O.  II,  p.  479  Anm.  c. 

3)  SUdtrecht  1276,  CXVIII  §.  12. 

4)  Stadtrecht  127G,  XIV  §.  28. 

5)  Wniktirenbach  §.  42. 

6)  Das  Rotenbarger  WiUkarenbuch  p.  183. 
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Doh  iht  inne  hat  —  *).  In  Rcval,  das  ja  Lübisches  Recht  führte, 
war  die  Lohnfrage  nicht  in  Betracht  gezogen,  sondern  einfach  dem 
Betreffenden,  der  einem  Schneider  seine  Kleider  oder  einem  anderen 
Handwerker  etwas  fibergeben  hatte.  Dritten  gegenüber  alle  Rückforde- 
rnngsrechte  vorbehalten*).  In  Hamburg«)  und  Riga*)  aber  lautete 
die  Bestimmung  ganz  allgemein  für  alle  Handwerker,  dass  Keiner  den 
ihm  flbergebenen  Sto£f  höher  als  für  den  ausgemachten  Lohn  ver- 
setzen dürfe.  München  endlich  machte  in  seiner  Hamburg  gleich 
lautenden  Verfügung  einige  Handwerke :  Schneider,  Goldschmiede,  'J'uch- 
scherer  n.  A.  namhaft;  dieselbe  schliesst  aber  mit  der  Wendung  sich 
auf  alle  Handwerker  zu  beziehen  ^). 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  wohl  als  eine  Abweichung  von  der 
uralten  Parömie  „Hand  muss  Hand  wahren''  anzusehen.  Nach  dieser 
—  die  ja  auch  der  Sachsenspiegel  enthält^)  —  stand  dem  Eigenthümer 
beweglicher  Habe,  die  mit  seinem  Willen  auf  eine  das  Eigen thum 
Dicht  übertragende  Weise  in  den  Besitz  eines  Anderen  gekommen  war, 
das  Abforderungsrecht  gegenüber  einem  weiteren  Besitzer  nicht  zu. 
Ihm  blieb  nur  die  Klage  gegen  den  ursprünglichen  Empfänger.  Dies 
war  jetzt  zu  Gunsten  der  den  Handwerkern  anvertrauten  Güter  geän- 
dert Jeder  erhielt  ohne  jede  Einbusse  sein  Eigenthum  wieder,  in 
Augsburg  sogar  ohne  den  schuldigen  Lohn  auszuzahlen.  Man  wird 
sich  also  wohl  gehütet  haben  auf  irgend  einen  Gegenstand  mehr  vor- 
zustrecken, als  das  Gesetz  erlaubte^). 

1)  Sudtrecht  1S76,  CXXXIII  §.  2. 

t)  Stadtrecht  1288,  §.  142:  doit  en  man  kledere  oder  anders  wat  lernende  to 
■Mke&de  Tode  vorkoft  oder  vorset  dat  iene  dem  it  b  gedan  to  makende.  Degene  de 
^  <lede  to  makende  moget  na  Stades  rechte  bet  beholden,  den  it  icment  vntsecgcn  möge. 

5)  Stadtrecht  1270,  Art.  LXXV :  Van  gude  dat  men  ammetlude  deit  do  makende. 
^  ve  sjn  gud  deit  eneme  ammetmanne  to  makende,  de  ammetman  ne  mach  dat  gut 
lütM  hogere  versetten  den  vor  !«yn  Ion.  Vnt  fore  he  ok  ute  der  stad  de  hushere  ne 
^■^  dat  gnd  nicht  hoger  holden,  den  dat  Ion  is  ofte  wert  was,  dat  de  ammetman 
^ben  scholde  to  loae. 

4)  Stadtrecht  1270,  LXXI;  wortUch  wie  im  Stadtrecht  Hamburg's,  mit  welchem 
Kg»  belehnt  war. 

6)  Satner  a.  a.  O.  p.  481  Anm.  g.  f,Wir  verbieten  das  nicman  dhein  gewant  von 
dehaioem  sneider  le  pfant  nem  neur  als  vil  des  sneidlons  gesein  mag  und  von  dehainem 
Koltsdunid  dehain  werk  se  pfant  nem  nur  als  vil  des  werchlons  gesein  mach,  vnd  von 
^nem  tnchscherer  vnd  ouch  von  cheinem  Salburchen  vnd  von  platenslahem  noch  von 
^nem  handwerchsman.*' 

C)  U.  Boch  Art.  10  §.  1.     Weiske's  Ausgabe  p.  70. 

7)  Vergl.  m  den  vorstehenden  AnsfOhrnngen :  Gerber,  Deutsches  Privatrecht  p.  290 
^  Xittermaier ,  Deutsches  Privatrecht  1,  424  ff. 
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Durften  die  Handwerker  so  die  ihnen  anvertrauten  GregeDständ 
nicht  aus  den  Händen  lassen ,  so  erfreuten  sie  sich  auf  der  andere 
Seite  wieder  eines  Vorzuges  in  dieser  Richtung.  Wenn  n&mlich  ei 
Käufer  statt  des  haaren  Geldes  ein  Pfand  gegeben  hatte,  so  könnt 
der  Gewerbetreibende  dieses  ohne  jede  richterliche  Hülfe  veräusseri 
Wenigstens  galt  diese  Bestimmung  für  die  Nahrungsgewerbe  in  Müe 
chen  *). 

Offenbar  zur  Erleichterung  des  Erwerbes  nothwendiger  Lebensbc 
dürfnisse  eingeführte  Maassregelu,  die  ich  nur  im  Vorübergeben  hie 
kurz  erwähnen  will,  finden  sich  noch  in  Murten*)  und  in  Freibur 
im  U.').  In  erstercr  Stadt  waren  die  Verkäufer  von  Lebensmittel! 
in  letzterer  Stadt  die  Fleischer,  Schuhmacher,  Bäcker  und  Gastwirtfa 
gezwungen  ihre  Waaren  auch  gegen  ein  Pfand  zu  verabfolgen,  da 
den  Werth  des  einzukaufenden  Gegenstandes  um  ein  Drittel  überstieg 
Im  Weigerungsfalle  standen  Strafen  darauf.  Für  den  Verfall  diese 
Pfänder  galten  dann  wohl  die  üblichen  Bestimmungen;  in  Freiburg  i.  l 
beispielsweise  konnte  am  nächsten  Sonnabend  nach  Verlauf  von  14  Ta 
gen  das  Pfand  frei  verkauft  werden^).  Dieser  Zwang  zur  Entgcgei 
nähme  von  Pfändern  statt  haaren  Geldes  kennzeichnet  genugsam  dl 
geringe  Entwickelung  der  Wirthschaft.  Wo  heute  den  Handwerker 
gegenüber  der  Personalkredit  zur  leidigen  Gewohnheit  geworden  is 
war  in  jener  Zeit  selbst  der  Realkredit  noch  so  wenig  beliebt,  das 
für  einen  abschlägigen  Bescheid  Strafen  in  Aussicht  gestellt  werde 
mussten.  Wie  selten  aber  selbst  den  Verpflichtungen  des  Realkredite 
nachgekommen  wurde,  zeigt  die  Revaler  Bestimmung,  dass  die  gege 
Lebensmittel  empfangenen  Pfänder  nur  eine  Nacht  aufzubewahren  n( 
thig  war^). 

Merkwürdig  bleibt,  dass  in  der  ganzen  Regelung  des  Verhältnisse 

1)  Satner  a.  a.  O.  II,  481  Anm.  g. 

2)  Stadtrodel  des  XIII.  Jahrli.  §.  31.      Qui  vero  panem  vel  vinuin  vel  alia  victual 
vendit   minatatim ,    tenetur   pigDus   recipere  Valens  tertiam  partem  ultra,    et  si  nolneri 
et  alias  qaerelam  fecerit,    emendabit  tres  solidos  advocato  et  tres  qaerelam  facienti, 
pignns  debet  recipere  velit  nolit,  et  incontinenter  de  hoc  jastitia  cxhibetar. 

3)  Uandf.  1249,  §.  133.  Si  quis  piguus  üuum ,  quod  in  tercia  parte  excedat  pr 
cium  illius  rei,  quam  emerc  voluerit,  carnifici ,  panifici ,  tabernario,  sutoribos  miaeri 
et  rem  pro  qaa  misit ,  supra  pignus  illud  habere  non  poterit ,  emendabit  illi ,  qui  re 
sapra  pignus  habere  non  potuit,  cum  banno  trium  solidorum  et  sculteto  similiter. 

4)  Handf.  1249,  §.  181. 

5)  Stadtrecht  1257,  §.  93 :  quicunque  pignus  aliquid  ponitur  pro  uino  cereoiaia  pai 
uel  camibus  uel  similibus  et  hoc  exhibetar  coram  iudicio  scilicet  upboden  wert  pigni 
uel  uadium  teneri  debet  per  noctem  hoc  est  ouerdhemacht. 
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der  Handwerker  zuui  consuiDirenden  Publikum  die  eräteren  eigentlich  so 
gut  wie  gar  keine  Rechte  aufzuweisen  haben.  Es  zeigt  dieses  wohl  auch, 
dass  die  Gewerbtreibenden  ursprünglich  in  einer  Stellung  waren ,  in  der 
ihnen  Gesetze  vorgeschrieben  werden  konnten  —  ich  meine,  dass  sie  sich 
eben  erst  aus  der  Unfreiheit  heraus  emporhoben.  Nur  selten  wird  der 
Handwerker  gegenüber  dem  gewiss  nicht  immer  loyal  verfahrenden 
Publikum  in  Schutz  genommen.  Es  war  zu  natürlich,  dass  dieser 
Umstand  mit  der  Zeit  den  Unwillen  des  Handwerkers  herdusforderte. 
Bezeichnend  genug  bricht  sich  dieser  Bahn,  indem  gelegentlich  der 
Handwerker  sich  eine  gewisse  Selbsthülfe  rechtlich  bestätigen  Hess. 
Den  Schuhmachern  in  Augsburg  war  die  Ausübung  einer  Art  Lynch- 
justiz an  denen,  die  ihnen  Schaden  zufügten,  eingeräumt.  Ohne  be- 
fürchten zu  müssen  dafür  zur  Verantwortung  gezogen  zu  werden, 
konnten  sie  die  Betreffenden  raufen  oder  blutrünstig  schlagen^).  Es 
ist  bekannt,  dass  dieses  Recht,  dessen  Anfänge  uns  gleichsam  hier 
entgegentreten,  in  späterer  Zeit  gar  arg  ausartete  und  in  den  Zunftbrie- 
fen des  XV.  Jahrhunderts  sich  schlimme  Rohheiten  dieser  Art  aner- 
kannt finden.  Meistens  bezog  sich  jedoch  diese  erlaubte  Selbsthülfe  auf 
Diebstähle  u.  s.  w.  Es  kommt  aber  auch  im  XV.  Jahrhundert  vor, 
dass  den  Handwerkern  verboten  wird  gegen  einander  einzuschreiten^). 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  es  zur  Durchführung  aller  dieser  zum 
Schutze  des  PubHkums  getroffenen  Maassregeln  einer  wachsamen  Po- 
lizei bedurfte,  die  wiederum  ohne  strenge  Strafen  nicht  denkbar 
*äre.  Gewiss  machten  die  Handwerker  zahlreiche  Versuche  die  An- 
ordnungen, welche  ihre  Freiheit  so  sehr  einschränkten,  zu  umgehen. 
Sollten  die  erwähnten  Vorschriften  daher  nicht  blosse  Schreckbilder 
Ueibeu,  wollte  man  die  Hoffnung  nicht  aufgeben  einem  vielleicht  un- 
genügend ausgebildeten  Pflichtgefühle  nachhelfen  zu  können,  so  musste 
ohne  Erbarmen  mit  unerbittlicher  Strenge  in  jedem  einzelnen  Falle 
eingeschritten  werden.  Wir  sehen  Strafen  sehr  empfindlicher  Art  in 
Anwendung,  die  den  Einzelnen  in  ihrer  ganzen  Härte  trafen  und  An- 
dere vor  ähnlichen  Uebertretungen  zweifellos  zurückhalten  mussten. 
Insbesondere  sechs  verschiedene  Strafen  sind  es,  auf  die  wir  stossen, 
ohne  dass  jedoch  eine  gewisse  Reihenfolge  dabei  ersichtlich  wird. 
Häufig  snid  mehrere  Strafen  vorhanden.  Im  Wiederholungsfalle  werden 
^ücht  selten  die  Strafen  verschärft 

Die  am  meisten  übliche  Strafe  war  im  XUI.  Jahrhundert  bereits 


1)  Stadtrecht  1276,  XIV  §.  19. 
S)  Xanrer,  SUdteverf.  U,  427. 
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die  Geldstrafe.  Ihr  unterlagen  die  Bäcker  in  Augsburg'),  Soe 
Murten"),  Lübeck*),  Rotenburg^),  Freiburg  im  ü.*)  und  in  Sc 
wig^).  Desgleichen  wurden  die  Metzger  in  Augsburg*),  Fran! 
a.  M. »),  Rotenburg » <>),  Iglau » i)  und  Freiburg  im  ü.  * *)  zu  Geldbi 
verurtheilt  In  den  Städten  Rotenburg^*),  Berlin^*),  Deutz^^) 
Speier  1^)  mussten  sich  auch  die  Weber  dazu  bequemen.  In  Ltl 
wurden  ausnahmslos  alle  Handwerker  durch  Geldzahlungen  gestraf 
Augsburg  legte  seinen  Messerschmieden  und  Weissmalem^*)  gl 
falls  Zahlungen  auf,  Freiburg  i.  U.  wiederum  seinen  Schuhmacher 
Andere  Beispiele  Hessen  sich  aus  anderen  Städten  beibringen. 

Der  Ertrag  der  Strafen  kam  bald  an  die  Richter,  bald  ai 
Stadt,  oder  auch  an  die  Handwerker,  ja  selbst  an  den  Kläger, 
gewöhnlich  war  eine  Theilung  der  Summe  unter  die  verschiec 
Berechtigten.  Im  Ganzen  scheint  der  Gebrauch  nach  dieser  ] 
tung  in  den  einzelnen  Städten  abweichende  Gestalten  angenommc 
haben. 

In  Iglau  wurde  das  Geld  unter  Kläger,  Richter  und  Geschw« 
vertheilt'®);  in  Soest  unter  die  Bürger  und  den  Richter  ^^);  in  R 
bürg  unter  Richter,  Bürger  und  die  Meister  zu  gleichen  Theilei 
Die  Berliner  Wollenweber  waren  mit  der  Stadt  übereingekommei 


1)  Sudtrecht  1104,  VI,  §.  1;  1276,  CXVIII  §§.  11.  12. 

2)  Willkür  1120,  §.  38. 
8)  Stadtrecht  §.  48. 

4)  sudtrecht  1294,  CCVIII. 
6)  WiUkfirenbach  §$.  37.  88. 

6)  Handf.   1249,  §.  89. 

7)  iltestes  Stadtrecht  §.  44. 

8)  Stadtrecht  1276,  CXXI,  §§.  8.  4. 

9)  Stadtrecht  1297,  §.  14. 

10)  1.  c.   §.  85. 

11)  Stadtrecbt  1250,  bei  Dobner  p.  228. 

12)  Handf.  1249,  §.  84. 
18)  1.  c.   §.  84. 

14)  Urk.  der  WoUenweber  1295. 

15)  Deutser  Wollenamt  1280. 

16)  Weberordnong  1298,  SS-  81-  ><• 

17)  Stadtrecbt  1254,  CCVII;    1294,  CXXXU. 

18)  Stadtrecht  1276,  XIV  §g.  14.  18. 

19)  Handf.  1249,  §.  45. 

20)  1.  c.   p.  215. :  tercia  pars  actori ,  tercia  judici ,  tercia  Jaratia. 

21)  1.  c:    quicquid  inde   acdpiendnm   bnrgemet   decreaerint.  jndez  terciam 
habebit 

22)  1.  c.  SS.  84  a.  88. 
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Halft«  fUr  die  Bruderschaft  behalten  zu  können  * ).  In  Deutz  erhielt 
dis  WoUenweberamt  und  der  Schultheiss  die  eine  Hälfte  der  Bussen, 
die  andere  gelangte  an  die  Bewohner  Kölns,  welche  dem  Deutzer  Amte 
Torstandcn ').  —  Körperstrafen  scheinen  nur  selten  angewandt  worden 
za  sein.  Die  am  häufigsten  gebräuchliche  war  das  „Schuphen''.  Dieses 
beMaod  darin,  dass  derjenige,  welcher  sich  vergangen  hatte,  auf  ein 
Schaukelbrett  gesetzt  und  von  da  in  ein  Wasser  oder  in  einen  Pfuhl 
geschlendert  wurde  ').  Den  Bäckern  in  Augsburg  *)  und  den  Metzgern 
in  Frciburg  im  Br.  ^)  wurde  mit  dieser  Strafe  gedroht  In  Iglau  konnte 
dem  nachlässigen  Handwerker  die  Hand  abgehauen  werden,  von  wel- 
dier  harten  Strafe  eine  gewisse  Summe  Geldes  freilich  loskaufte*). 
Im  Beginne  des  XH.  Jahrhunderts  treffen  wir  in  Augsburg  sogar  noch 
dne  Strafe  an  Haut  und  Haar  (cute  et  crinibus) ,  die  jedoch  erst  im 
dritten  Uebertretungs&lle  gebraucht  werden  sollte^). 

Zu  diesen  Strafen  gesellte  sich  häufig  die  Einziehung  des  als 
schlecht  befundenen  Produktes  und  die  Vernichtung  desselben.  Augs- 
burg wandte  sie  seinen  Schenkwirthen,  Bäckern  und  Metzgern  gegen- 
über an^).  Freiburg  im  U.  ^)  und  Hagenau^^)  bestraften  die  Bäcker 
in  dieser  Weise.  Speier  ^>),  Stendal^'),  Berlin  ^3)  gingen  so  gegen 
ihre  Weber  vor.  Lübeck  drohte  allen  seinen  Handwerkern  mit  dieser 
Ansacht»*). 

Selten  wurde  eine  Verbannung  aus  der  Stadt  als  Strafe  verhängt. 

l)  ürk.  T.   1295. 

5)  Emenduum  vero  sie  prouenientiam  de  exceMibos  Taicieiu»iam  medieUtem  reci- 
pMt  et  haias  medieUtU  mediam  innocentibos  taitieii«ibas,  qoi  sunt  de  officio  lanei  operis, 
■"UfBabit  sraltetos  tnicieosis,  residuam  vero  medieUtem  recipient  colonienses  qai  pre- 
Mot  officio  Unei  operis.     Urk.  v.   1230. 

3)  Xeyer's  Glossar  i.  Aagsborger  Stadtbach. 

4)  Stidtrecht  1276,  CXVIU  §§.  10.  12. 

6)  8tsdtrecbt  1275,  bei  Schreiber  1.  c.  p.  83. 

€)  Stsdtrecht  1260:  si  cam  tribns  victus  fuerit  testibus,  mann  priaetar,  vel  eam 
rtdiaet  em  X  marcu. 

7)Stsdtrecht  1104,  VI  $.  1. 

«)8t»dtrecht  1104,  VI  §.  2;    1276,  CXVI  §.4;    CXVIII  §.  6;   CXXI  §.5. 
9)  Handf.  1249,  §.  89. 
^  Stadtrecht  1164,  §.  23.     Die  Strafe   trat  jedoch  erst  nach  dreimaUger  Uebertre- 

^1)  Weberordn.  1298.  §.  16. 

^')  Ürk.  y.  1251 :  qaicumque  falsam  parauerit  et  fila  falsa  habnerit  utmmqae  publice 
wohretnr. 

1')  Urk.  der  WoUenweber  1295 :  tota  fialsitas  lane  et  panni  com  flocken  igni  arden- 

>  coBcremetor. 
l^Stidtrecht  1254,  CCVn;  1294,  CXXXII. 
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Augsburg  schloss  seine  Fleischer  auf  einen  Monat  aus*),  Hage 
seinen  auf  unbestimmte  Zeit').  Bei  anderen  Gewerben  und  ii 
ren  Städten  scheint  diese  Strafe  sonst  nicht  vorgekommen  zu 

Die  strengste  Strafe  wird  offenbar  die  Enthebung  des  Am 
der  Ausschluss  aus  der  Zunft  gewesen  sein.  Nur  im  Wiederholu 
benutzt,  scheint  sie  als  letztes  Mittel  den  Säumigen  zu  seiner 
zurückzuführen  angesehen  werden  zu  müssen,  insofern  dieser  Aus 
meistens  nur  ein  bedingter  war.  Nach  Ablauf  der  Straffrist  wu 
Schuldige  wieder  aufgenommen. 

Während  diese  Strafe  in  der  ersten  Zeit  durch  die  stäc 
Behörden  verhängt  wird,  haben  gegen  den  Ausgang  des  Kill 
hunderts  sich  die  Handwerker -Verbände  selbst  derselben  beni 
Die  Genossen  lassen  es  sich  nicht  nehmen  einen,  der  ihrer  un 
aus  ihrer  Mitte  zu  verbannen.  Es  zeigt  dies,  wie  frühe  sei 
Gedanke,  dass  das  Handwerk  rein  sein  müsse,  als  hätten  es  d 
ben  zusammengelesen,  Wurzel  geschlagen  hatte. 

Die  Enthebung  vom  Amte  kam  in  Augsburg  schon  im  XL 
hundert  zur  Anwendung.  W^eun  die  Bäcker  dieser  Stadt  zum 
Male  auf  üebertretungen  ertappt  werden ,  so  mussten  sie  schwc 
wieder  am  Orte  Brod  backen  zu  wollen  *).  Im  13ten  Jahrhundert 
die  Bäcker,  welche  das  „Chusprof'  backen  sollten  und  dabei  betril 
vorgegangen  waren ,  eine  Enthebung  vom  Amte  für  einen  Monal 
In  Lübeck  mussten  die  Bäcker  des  Amtes  ein  Ja.hr  entbehren, 
die  Rathmannen  nicht  Gnade  vor  Recht  ergehen  Hessen^);  I 
leben  wiederum  verbot  ei-st  nach  dreimaliger  Uebertretung  das 
für  Jahr  und  Tag  ^).  Die  Metzger  in  Augsburg  wurden  mit  Ent 
ihres  Amtes  auf  einen  Monat')  und  in  Freiburg  im  ü.  auf  4? 
bestraft «).  Für  dieselbe  Zeit  gingen  auch  die  Fjreiburger  Schenl 
ihres  Amtes  verlustig^). 

Die  Berliner  Wollenweber  schlössen  den  Genossen  aus  ihrer  ] 
Schaft  aus,  der  die  vorgeschriebene  Güte  der  Produkte  nicht 
achtet  hatte.    Die  zu  verbüssende  Strafzeit  sollte  ein  Jahr  seil 

1)  Stadtrecht  1276,  CHI. 

2)  1.  c.    §.  26. 

3)  Stadtrecht  1104,  VI,  §.  1. 

4)  Stadtrecht  1276,  CXVUI,  §.  6. 

5)  Stadtrecht  1294,  CCVIII. 

6)  Stadtrecht  1292,  §.  36. 

7)  Stadtrecht  1276,  CHI. 

8)  Handf.  1249,  §.  84. 

9)  eod.  1.  §.  86. 
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kuoüte  „de  consensu  consulum  et  fauore"  noch  in  demselben  Jahre  die 
Erlaubniss  zur  Ausübung  des  Gewerbes  erlangt  werden  ^).  Ein  Aus- 
schluss aus  der  Genossenschaft  erfolgte  auch  bei  den  Bäckern  und 
Metzgern  in  Hagenau,  wenn  sie  den  Gesetzen  nicht  nachgekommen 
waren;  bei  den  ersteren  jedoch  nur  nach  dem  dritten  Uebertretungs- 
iidle,  bei  den  letzteren  ohne  Weiteres*).  Die  Berliner  Schneider  dul- 
deten gleichfalls  Keinen,  der  durch  schlechte  Arbeit  ihren  Ruf  zu 
schädigen  drohte;  ja  sie  wollten  mit  einem  solchen  nie  wieder  etwas 
zu  schaffen  haben,  denn  sie  verwehrten  ihm  den  Wiedereintritt  für 
hnmer').  Nicht  minder  streng  dachten  die  Bäcker  in  Basel.  Auch 
sie  hielten  den  betrügerischen  Genossen  für  ewige  Zeiten  vom  Be- 
triebe und  von  der  Zunft  fern  *).  Die  Weber  in  Stendal  schlössen  für 
ODbestimmte  Zeit  den  Genossen  aus,  der  sich  den  Anordnungen  nicht 
lllgte^). 

Sehr  auffallend  ist  die  Wahrnehmung,  dass  nicht  nur  die  schlechte, 
ungetreue  Handhabung  des  Gewerbes  ein  Grund  zum  Ausschlüsse  war, 
sondern  schon  früh  auch  die  sittlichen  Eigenschaften  des  Genossen  in 
Betracht  gezogen  wurden.  So  entfernten  wenigstens  die  Gärtner  in 
Basel  jeden  aus  ihrer  Zunft,  dessen  „Bosheit  sich  bewährt  hat"'»). 
Es  wäre  aber  auch  denkbar,  dass  unter  dieser  „Bosheit"  Vergehen 
gegen  die  polizeilichen  Vorschriften  verstanden  wurden. 

Wo  es  genaue  Bedingungen  gab,  welche  die  Produktion  regelten 
md  den  Zuwiderhandelnden  strenge  Strafen  in  Aussicht  gestellt  waren, 
bedurfte  es  nothwendiger  Weise  eines  besonderen  Aufsichtspersonales. 
Wir  begegnen  demselben  zunächst  in  der  Pei'son  des  Meisters.  Im 
dreizehnten  Jahrhundert  ist  der  „Meister"  noch  keine  Würde,  die 
jeder  Handwerker  erlangt,  wenn  er  die  vorgeschriebenen  Stadien  durch- 

1)  Urk.  y.    1295 :  carebit  confraternitate  operis  anno  uno  .... 

5)  Stadtrecht  1164,  §§.  23  u.  2C :  pro  pcna  a  consoroio  ceteroruui  separetiir.  Hin- 
licbtlieh  der  UebenteUung  des  Wortes  „consorcium'*  mit  Genossenschaft  vergl.  auch 
"»wer,  Stidtcverf.  II,  863. 

3)  Urk.  1288:  si  quis  fnrando  uel  falsificando  cxce.sscrit,  eicicndus  a  gulda  ita 
HiMd  ampUus  eidem  nunqoam  detar  facultas  ipsum  opus  excercendi. 

4}  Urk.  1258:  praeterea  quicunquc  ex  ipsis  panificibus  convictus  fuerit,  quod  fabas, 
^^f^y  quae  dicitar  hopho,  vcl  alind  probibituin ,  pisturis  panum  imuiisccat,  nobis 
^  Itbriü  cmendetf  et  repulsus  a  consortio  pistonim  ,  ad  id  post  tantos  excessus  nuHa- 
^i»  resumatur. 

6)  Urk.  1851 :  quicumque  pluribus  quam  duobus  staminibus  scilicet  Tov  pannos 
P^'Werit  officio  sno  carebit. 

€)  Urk.  1260:  Swer  an  offener  bewertie  bozheit  schuldi  ist  vnd  ime  darumbe  sin 
'■oft  ginomen  wirt 
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laufen  hat,  sondern  er  bezeichnet  ein  Amt,  zu  dem  der  Einzelne  ( 
wählt  wird.  Und  zwar  stand  in  den  meisten  Fällen  je  ein  Meisi 
einem  Handwerk  vor.  Es  kann  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  dj 
die  Einsetzung  eines  solchen  Meisters,  die  anfangs  seitens  der  städ 
sehen  Behörden,  später  von  den  Handwerkern  selbst  erfolgte,  9 
polizeilichen  Gründen  geschah.  Allerdings  ist  in  den  Städten,  i 
wie  wir  sehen ,  die  Meister  von  der  städtischen  Obrigkeit  ernannt  wi 
den,  wie  in  Hannover,  Freiburg  i.  Br.,  Strassburg,  von  einer  dui 
diese  gehandhabten  Gewerbepolizei  in  den  Stadtrechten  nicht  < 
Rede.  In  anderen  Städten,  namentlich  in  Augsburg  z.  B.,  wo  wieden 
eine  sehr  genaue  Gewerbepolizei  geübt  wurde,  werden  „Meister"  < 
Handwerks  in  diesem  Sinne  nicht  erwähnt.  In  Strassburg  lagen  i 
die  Mitte  des  XII.  Jahrhunderts  den  Handwerksmeistern  gewisse  V« 
pflichtungen  innerhalb  ihres  Gewerbes  ob;  sie  mussteu  das  Mater 
einkaufen,  vertheilen  u.  s.  w.;  dass  sie  über  ihre  Genossen  die  Au&i< 
führten  und  sie  richteten ,  wird  uns  erst  um  1263  mitgetheilt  Nicb 
destoweniger  rechtfertigt  sich  die  obige  Behauptung,  weil  andere  St&c 
uns  über  die  Bedeutung  der  Meister  nicht  im  Unklaren  lassen.  Fr 
bürg  i.  Br.  räumte  ja,  wie  erwähnt,  den  Zunftmeistern  eine  gewu 
Gewalt  und  Gerichtsbarkeit  über  die  zum  Handwerk  Gehörigen  e 
der  die  Beaufsichtigung  nothwendiger  Weise  vorausgehen  musste.  Av 
aus  den  mitgetheilten  Stellen  des  Schweidnitzer  Stadtrechtes  von  12 
geht  die  beaufsichtigende  Thätigkeit  der  Meister  klar  hervor.  In  d 
ser  Stadt  schwankte  übrigens  die  Zahl  der  jedem  Handwerke  v« 
stehenden  Meister  zwischen  2  und  4,  die  als  die  „Würdigsten"  i 
der  Schaar  der  Handwerker  gewählt  wurden.  Die  Wahl  zweier  | 
schworenei*  Meister  bei  den  Bäckern  in  Berlin  wird  ebenfalls  dadui 
begründet,  dass  dieselben  darauf  zu  sehen  hätten,  dass  gutes  Bi 
gebacken  werde  und  die  Stadt  nicht  ohne  Brod  bleibe  > ).  Die  Meisi 
der  Schuhmacher  in  Berlin  waren  gleichfalls  verpflichtet  die  Arbeit  < 
Genossen  zu  überwachen  und  Unredlichkeiten  zur  Anzeige  zu  bringen 
Dieselbe  Aufgabe  lag  dem  Meister  der  Zunft  der  vereinigten  Zi 
merleute,  Schreiner  und  Schuhmacher  in  Regensburg  ob.  Zugle 
hatte  dieser  hier  das  Recht  auf  eine  Verbesserung  der  entdeckt 
Mängel  zu  dringen  und,  wenn  der  Widerspänstige  sich  nicht  f&( 
wollte,  die  Frohnboten  des  Richters  zu  Hülfe  zu  rufen').     Auch 

1)  Urk.  1278   dy   na  oren   eden   scholen   geheiten    unn   gebiden  den  campe  d«l 
backen  nutlich  brod;  scolen  die  sUd  nicht  laten  ston  ane  brod. 
S)  Urk.  1SS4. 
8)  Urk.  y.   1244  bei  Gemeiner,  1.  c.  I,  349  ff.      Es  schol   anch   derMlb  ir  Mal 
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Hapsal  —  einer  Stadt  in  Esthland,  die  von  Riga  aus  mit  Haniburgi- 
schem  Rechte  versehen  wurde  —  sollten  die  Weber  unter  sich  zwei 
Meister  oder  Oberste  wählen,  denen  der  Schwur  auferlegt  wurde  das 
Amt  gut  verwahren  zu  wollen.  Unter  der  Aufsicht  dieser  Obersten 
stand  der  Gebrauch  des  Maasses.  Dieselben  sollten  die  Unredlichen 
aDsfindig  machen  ^). 

Bisweilen  scheint  die  Ernennung  von  Meistern  noch  nicht  ausge- 
racht  zu  haben,  so  dass  die  Rathmanuen  es  sich  nicht  nehmen  liessen 
Afles  in  Person  zu  untersuchen.  So  hielten  sie  wenigstens  in  Berlin 
im  Mittwoch  und  Sonntag  eine  Brodschau  ^).  Ebenso  verfuhr  der 
Burggraf  in  Augsburg').  Wir  werden  uns  die  Stellung  der  Handwerks- 
meister daher  bis  1300  in  den  verschiedenen  Städten  durchaus  nicht 
gleich  zu  denken  haben.  Zu  Strassburg,  wo  der  Burggraf  die  Meister 
muumte,  behielt  er  sich  wahrscheinlich  die  Oberaufsicht  selbst  vor; 
in  Augsburg  gehörte  ja  noch  1276  diese  Inspection  zu  seinen  Pflichten, 
aber  freilich  schon  mit  anderen  Persönlichkeiten  zusammen,  die  jedoch 
Bicht  weiter  bezeichnet  werden.  Sie  sind  nur  diejenigen  genannt,  welche 
„es  mit  ihm  bewahren  müssen  *y  Gegen  den  Ausgang  des  XIII.  Jahr- 
koDderts  mochte  die  städtische  Obrigkeit  sich  die  Handhabung  der 
Gewerbepolizei  erleichtem  wollen  und  übertrug  die  Beaufsichtigung 
bat  ausschliesslich  den  Meistern.  Was  für  diese  Auffassung  spricht 
ist  der  Umstand,  dass  neben  den  Meistern  auch  noch  Andere  mit  der 
Beau&ichtigung  der  Produktion  betraut  wurden ,  sogenannte  „Pfleger'^ 
oder  auch  „Geschworene^^  Diesen  wurde  alsdann  ganz  besonders  zur 
Pflicht  gemacht  sich  davon  zu  überzeugen,  ob  den  erlassenen  Gesetzen 
richtige  Folge  geleistet  wurde.  Solche  Pfleger  gab  es  in  München  für 
fiiiaebe  Gewerbe  ^).  Bei  Gel^enheit  des  Erlasses  einer  Ordnung  für 
deo  Verkauf  von  Wollentüchem  wurden  in  Soest  4  Handwerker  aus 

*Uii  den  Gepreßten  und  allen  den  VaUch ,  der  unter  in  uferstehet ,  suchen  und  peazern 
■■ek  liaer  genoiien  Sat 

1)  St.  Rt.  1294,  Art  69:  Item  de  weuer  solen  vnder  sich  kesen  twe  mey^ter  offte 
U  ointten,  de  den  Katlnden  nutte  syn  vnd  denn  Ampte  euen  kamen,  de  solen  schweren 
vor  dam  rade,  dat  se  dat  ampt  wyllen  vorwareu,  alse  it  en  recht  is  .  .  .  .  Vnd  de  ouersten 
^  de  meystere  solen  hebben  vnse  mate  vnd  de  Lupschen  elen  vnd  solen  besehen  oflte 
H  Jeiii|^  konen  vynden ,   de    vnredelieh  ist  vnd  nicht  brot  (brof ?)  genoch. 

S)  Crk.   1S7S 

3)  St.  Rt  1276  CXVIII  §.  6  man  sol  anh  wizzen:  swenne  der  bnrggraf  dnrh  ge- 
'ilrtc  Biit  den  bürgern  nnde  mit  den  die  es  mit  im  bewam  suln  kernt  zu  den  tbchen 
^  oder  nieden  .... 

4)  St.  Rt  1276  CXVIII  §.  6. 

5)  Sotner  a.  a.  O.  II,  484. 
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der  Wollweberzunft  ausschliesslich  neben  den  bisherigen  Meist 
in  der  lateinischen  Urkunde  „iudiccs"  genannt  —  mit  der  Dur 
rung  betraut  * ).  p]bensolche  Geschworene  machte  auch  die  Wel 
nung  in  Si)eier  namhaft*).  In  Regensburg  wurden  jährlich  12 
aus  den  Webern  gewählt,  die  den  „Valsch"  der  Tücher  zu  unter 
und  vor  die  Bürger  und  den  Richter  zu  bringen  hatten*).  D 
chen  hatten  die  Kölner  sich  1230  das  Recht  vorbehalten  zur  be 
und  zuverlässigeren  Beaufsichtigung  des  Wollenweberamtes  in 
gewisse  Wächter  zu  ernennen.  Die  Zahl  dieser  Männer  war  nie 
stimmt;  wieviel  aber  auch  die  Kölner  schicken  mochten,  die  E 
Wollenweber  hatten  das  Recht  die  Hälfte  dieser  Zahl  aus  ihrer 
den  Fremden  zuzugesellen. 

War  somit,  wie  die  vorstehende  Schilderung  zeigt,  die  i\ 
Gliedeining  des  Handwerks  schon  recht  weit  gediehen ,  so  ist  die 
Ausbildung  dagegen  sehr  zurück.  In  den  Verfassungsfragen, 
Stellung  der  Gewerbetreibenden  innerhalb  eines  Handwerkes  un 
schiedener  Handwerke  gegen  einander,  zeigt  sich  Alles  locke 
wenig  ausgeprägt.  Man  sieht,  dass  die  Gewerbe  in  dieser  Zeit 
durch  polizeiliche  Gewalt  beeinflusst  waren,  als  dass  die  Hand 
selbst  auf  eine  Regelung  dieser  wichtigen  Angelegenheiten  g 
wurden.  Erst  der  äussere  Zwang,  der  auf  ihnen  lastete,  vereini) 
Interesse  auf  diese  Fragen,  deren  Lösung  sie  später  ausschliess 
Anspruch  nahm. 

Die  Eintrittsbedingungen ,  bei  denen  wir  jetzt  verweilen  n 
waren  ganz  geringfügiger  Natur.  Der  Zunftzwang  war  ja  eine  a 
Verhältnissen  sich  ergebende  Nothwendigkeit.  Wie  hätte  man  f 
Genossen  beim  Eintritt  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legen  i 
Insbesondere  der  Nachweis  der  Kenntniss  des  Gewerbebetrieb 
späterer  Zeit  so  sehr  ausgeartet  wie  bekannt,  wird  jetzt  gai 
verlangt.  Es  war  selbstverständlich,  dass  Jeder,  der  sich  u 
Handwerk  oder  das  Amt  bewarb ,  dasselbe  kannte.    Wie  er  es  ve: 

1)  Urk.  1260  quod  videlicet  quatuor  viris  de  fraternitate  Lanificum  ad  hoi 
Signum  ciuitatis  et  custodia  super  pannos  sunt  commisso  ad  probandum  exam 
et  signandum  pannos  ipsos  sicut  tenentnr  ex  debito  prestiti  iuramenti. 

2)  Urk.  1298  §.  12.  24. 

3)  Ordnung  v.   1259.     Gemeiner,  I,  381. 

4)  Urk.  1230.  .  .  et  ut  orficium  lane  snb  deccnti  et  diligeuti  habeatur  cost 
colonieuses  supradicti  opcris  custodes  ordinabuntur  et  quot  persone  ex  parte  o 
ad  uisitaudum  officinm  antedictum,  quando  uolncrint,  deputantur,  Tuicienscs  eiacl 
tatoribus  medietatem  de  tcrminis  suis  adiungentf  qui  pariter  cum  uisitatoriboa  < 
sibus  ex  utraque  parte  opus  texture  fideliter,  ne  contra  predictam  formam  aliqui« 
attemptetur  y  uisitabunt  omnis  praue  subtilitatis  scrupulo  remoto. 
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war  freilich  eine  andere  Frage ,  die  ihre  Antwort  in  der  steten  Auf- 
sicht fand ,  die  man  ihm  angedeihen  Hess ,  sobald  er  dem  Verbände 
angehörte.  Nur  ein  einziges  Mal,  gegen  das  Ende  des  Jahrhunderts, 
»tossen  wir  bei  den  Bäckern  in  Berlin  auf  eine  Art  Meisterstück,  wenn 
man  diesen  Ausdruck  brauchen  darf.  Wer  Mitglied  der  Gilde  werden 
wollte,  musste  zuvor  in  des  Meisters  Ofen  Brod  gebacken  haben,  damit 
man  sich  überzeugte,  ob  er  seine  Arbeit  verstände*).  Sicherlich  blieb 
dieses  Erfordemiss  ein  vereinzeltes,  denn  nirgends  begegnen  uns  ähn- 
liche Bestimmungen,  ja  wir  finden  sogar  im  Gegensatze  dazu  die 
Möglichkeit  ausgesprochen,  dass  selbst  Bürger,  welche  das  Handwerk 
nicht  ausübten,  Mitglieder  einer  Zunft  werden  konnten.  Die  Gärtner 
nnd  Weber  in  Basel  gestatteten  dies  und  zwar  mit  der  Erleichterung 
eines  geringeren  Eintrittsgeldes  für  solche  Personen*).  Diese  That- 
sache  könnte  eigentlich  dazu  dienen  die  Behauptung  eines  gewerblichen 
Charakters  der  Zünfte  vor  1300  Lügen  zu  strafen.  Wie  konnte  man 
Leuten,  die  vom  Gewerbe  nichts  verstanden,  den  Beitritt  zu  einem  Ver- 
eine gestatten ,  der  lediglich  darauf  abzielte  die  Erwerbsinteressen  zu 
wahren!  Als  volle  Genossen  wurden  dieselben  nicht  angeschen,  denn 
die  Urkunde  unterscheidet  sie  von  des  „Handwerks  rechten  Genossen", 
denen  andere  Pflichten  obliegen*).  Ein  ähnliches  Verhältniss  muss 
1263  bei  den  Bäckern*)  in  Strassburg  üblich  gewesen  sein,  denn  hier 
konnte  man  die  halbe  Einung  erkaufen,  ohne  dass  indess  angedeutet  wird, 
vas  für  Vorzüge  eigentlich  aus  dieser  Erwerbung  halber  Rechte  ent- 
sprangen. Ich  muss  gestehen  für  diese  Räthselhaftigkeit  keine  Lösung 
«I  haben.  Sollte  unter  dieser  halben  Einung  vielleicht  der  Zutritt 
w  den  geselligen  Vereinigungen  verstanden  worden  sein?  Bei  dem 
geringen  Gewicht,  das  die  Urkunden  dieser  Zeit  auf  die  gesellschaft- 
liche Ausbildung  legen ,  wird  diese  Annahme  zu  einer  unwahrschein- 
fichen.  Ich  kann  mir  nichts  Anderes  vorstellen ,  als  dass  diese  Bürger, 
welche  ohne  Kenntniss  des  Betriebes  in  die  Zunft  eintraten,  die  Ab- 
sicht hatten  das  Handwerk  von  nun  an  zu  erlernen.  Um  ihnen  ihr 
Vorhaben  zu  erleichtem,  da  sie  ja  als  Konkurrenten  keineswegs  ge- 
fihrlich  waren,  forderte  man  ihnen  ein  geringeres  Eintrittsgeld  ab. 

1)  Urk.  1272 :  vortin  wi  dat  werk  wynnct  di  aal  vor  des  mcisters  oven  baken  dat 
^n  betyet  ofte  he  syn  werk  kan. 

8)  Urk.  1260  u.  1268:  ist  er  aber  ein  Burger,  der  das  Antwcrk  selbe  niht  oubit 
^  dina  kumit  der  git  ein  phnnt  Wachssis. 

8)  eod.  1.  Swer  ouch  des  Antwcrckz  rechte  genoz  ist  vnde  sich  dir  mitte  begat  der 
■oU  leUen  ernsten  ir  gebottes  vnd  ir  banier  wurten. 

4)  Urk.  1263:  quicunque  civis  pistrino  suo  integrum  jus,  quod  dicitur  eynnng,  ac- 
Vhn  Yolnerit  panificibus  dabit  XII  solidos  et  pro  dimidio  eynunge  sex  solidi. 

xxvn.  8 
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I)iese  Abgabe,  die  beim  Eintritt  in  die  Zunft  gezahlt  werden  musste, 
war  die  einzige  Bedingung,  die  zu  erfüllen  war.  Sic  wurde  gewöhnlicli 
in  baarem  Gelde  gezahlt.  Wenigstens  galt  dieser  Gebrauch  bei  dei 
Metzgern,  Bäckern,  Schneidern,  Webern,  Gärtnern,  Kürschnern  und 
Zimmerleuten  in  BaseP),  hei  den  Bäckern,  Fleischern  und  Schuh- 
machern in  Halle  ^),  bei  den  Bäckern  in  Strassburg^),  bei  den  Schnei- 
dern, Schuhmachern,  Schiihflickern  und  Bäckern  in  Berlin*),  bei  dei 
Schuhmachern  in  Perleberg  ■'^),  hei  allen  Handwerkern  inSchweidnitz*) 
Gelegentlich  gesellte  sich  zum  Geldc  eine  Naturalabgabe  in  Wachs.  S( 
bei  den  Gärtnern  und  Webern  in  Basel,  bei  den  Schneidern,  Kürsch- 
nern, Schuhmachern  und  Schuhiiickeru  in  Berlin.  Bisweilen  kommt 
auch  neben  dem  üblichen  Gelde  ein  freier  Eintritt  in  die  Zunft  vor.  Sc 
in  Weidenau,  jedoch  ohne  dass  ersichtlich  wird,  in  welchen  Fällen  dei 
Eintritt  freigegeben  war.  Im  Wcidcnau'schen  Stadtrecht  verlautet 
nichts  darüber  ^ ).  Die  Summen ,  um  die  es  sich  dabei  handelte,  sine 
in  den  einzelnen  Gewerben  und  in  den  verschiedenen  Städten  von  ein- 
ander sehr  abweichend,  so  dass  jeder  Beurtheilungsmaassstab  für  di( 
Höhe  oder  Geringfügigkeit  fehlt,  wenn  man  nicht  mit  der  Specialge 
schichte  jedes  Gewerbes  vertraut  ist.  Während  die  Gärtner  in  Base 
beim  Eintritt  einen  Schilling  und  ein  Pfund  Wachs  zu  entrichten  hat- 
ten^), zahlten  die  Metzger  daselbst  lÜSolidi^);  während  die  Bäckei 
in  Strassburg  12  Solidi  hergeben  musstcn,  kostete  den  Schneidern  ii 
Berlin  der  Eintritt  nur  4  Schilling  und  2  Pfund  Wachs  i<>). 

Der  Ertrag  fiel  der  Stadt  und  der  Zunft  in  gleichen  Theilen   zi 
—  bei  den  Schuhflickern  und  Wollenwebern  in  Berlin  —  oder  es  er 

1)  cf.  die  verschiedenen  Urkunden. 

2)  SchöflTenbrief  v.  1235  §§.  37.  40.  41. 

3)  Urk.  1263. 

4)  cf.  die  bereits  hänfig  citirten  Urkunden. 
6)  Urk.  V.  1239. 

6)  Stadtreclit  1293  §.18:  item  cujuscnnque  opcris  artifices  intromiiuii  in  opes  ftif 
rint ,  quicunque  advena  pro  receptionc  secundum  dccretum ,  plene  dederit ,  hoc  in  civi 
alicujuit  dimidium  dabit  et  cxinde  tertia  pars  cedit  advocato  hacreditario ,  secunda  par 
consulibus ,  tertia  ipsia  oilßciulibus  eju>deni  opcris. 

7)  St.  St.  1291  ...  sartorum  recipiendi  vel  quorumcunque  artis  mechanice  Opera 
torum ,  que  Innungc  Theutonice  nominantur ,  gratis  vel  mediante  pccunia  in  dicta  civi 
täte  ...  . 

8)  Urk.  1260  swen  ein  niiwc  man  drin  kumt  der  soH  geben  ein  Schillinck  um  eil 
Pfund  wachxse». 

9)  Urk.  1248:  et  quicumquc  ex  ipsorum  opere,  in  eorum  societate  et  confratemi 
täte  voluerint  interesse ,  in  introitu  suo  deccm  sdlidtts  persolvant. 

10)  cf.  die  betr.  Urkunden.     Besonders   hoch   erscheinen    die  Eintrittsgelder  bei   de) 
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hielt  die  Stadt  -'^  und  die  Zunft  den  Rest').  Zuweilen  bekam  auch 
der  Meister  einen  Antheil  von  der  Summe.  Diese  Einrichtung  bestand 
bei  den  Schuhmachern  in  Berlin^),  den  Bäckern  und  Schuhmachern 
io  Halle'),  den  Bäckern  und  Schneidern  in  BaseP).  Gelegentlich 
wurden  die  Neueintretenden  gezwungen  den  Subalternbeamten  der  Stadt 
eine  Kleinigkeit  auszuwerfen.  In  Basel  schenkten  die  Bäcker  dem 
Pedellen  einen  Solidus  und  die  Schneider  ihm  zwei^);  in  Halle  gaben 
die  Bäcker  6  Denare.  Die  gleiche  Summe  gaben  auch  die  Metzger 
in  Halle.  Die  Abgabe  an  den  Pedellen  wird  in  Halle  von  dem 
Sohne  des  eben  verstorbenen  Zunftgenossen  entrichtet.  Ich  glaube  nicht 
fehlzugehen,    wenn  diese  Zahlung,    mit  der   zugleich   eine   grössere 


Braderschaft  der  Eisenhindler  in  Trier  1285.  Lacomblet ,  Archiv  f.  d.  Gesch.  d.  Nie- 
dmiicins  I,  270.  Der  Eintretende  zahlte  hier  20  Solidi ,  musste  eine  reichliche  Mahl- 
Mit  geben  und  aasnerdem  während  der  Mahlzeit  dem  anwesenden  Schultheiss ,  zweien 
SrhöflcD  nod  jedem  Mitgliede  der  Hrudcrschaft  eine  bestimmte  Summe  Geldes  geben. 
((iBod  qoicnnque  vir  vel  mulier  intrare  voluerit  fraternitatem  predictum  dahit  et  persolvet 
id  ipsam  fraternitatem  viginti  solidus  treverensium  denariorum  itonorum  et  Icgalium ,  et 
dibit  fntribus  eiusdem  fraternitatis  praudium  cum  septem  ferculis  habundantibus  sicut 
ficri  Mt  con:»uetum  huc  nsque.  In  quo  prandio  cum  fratribus  et  sororibus  eiusdem  fra- 
tenitHtis  ^mper  intererit  scultetus  trevercnsis  cum  duobus  scabinis  ac  centurione  treve- 
nasi;  quo  prandio  facto  vir  vel  mulier,  que  vel  qui  ingressus  aut  ingressa  est  dictam 
fnternitatem ,  dabit  et  persolvet  prcdicto  sculteto  duos  solidos  treverenscSf  cuilibet  sca- 
^>Bw  dooram  predictonim  duodecim  denario»  ac  centurioni  duodecim  denarios  ac  cuilibet 
fntri  tat  sorori  dicte  fraternitatis  sex  denarios  trcvcrensos.)  K»  ist  jedoch  klar,  dass  wir  es 
>B  diner  Ordnung  nicht  mit  einer  Handwerkerzunft,  sondern  mit  einer  Gilde  von  Kauf- 
itBten  la  than  haben.  Warum  soll  ,,fraternitas  venditorum  ferri  et  attinentiarum  eius'* 
Bit  Bruderschaft  der  Eisenschmiede  verdeutscht  werden,  wo  doch  der  Handel  ganz 
(^»Uich  angezeigt  ist.  Wir  brauchen  uns  nur  des  Unterschiedes  zwischen  Oewandmachern 
l'^*l>enj)  und  Gewandschneidern  (Kaufleute)  zu  erinnern ,  um  uns  zu  überzeugen ,  wie 
^^h  diese  Gleichstellung  ist.  Es  geht  aber  auch  aus  der  Urkunde  selbst  hervor,  dass 
^  es  nnr  mit  einer  die  Gemeinschaftlichkeit  des  Lebens  bezweckenden  Gilde  zu  thun 
"*ben.  In  ihr  ist  nur  von  Essen  und  Trinken,  von  Unterstützung  verarmter  Mit- 
Kti«der,  and  von  der  Beerdigung  der  Verstorbenen  die  Rede,  d.  h.  sie  weist  den  ge- 
wöhnlichen Inhalt  der  Gildestatuten  auf.  Solche  hohe  Eintrittsgelder  konnten  eben  nur 
'^He  Kaaflente  erschwingen ,  nicht  arme  Handwerker. 

1)  Hallischer  SchoflTenbrief  §§.  37.  40.  42. 

J)  L'rk.  1244. 

3)  Schoffenbrief  §§.  38.  42. 

4)  Urk.  1258  .  .  .  item  Vicedomino  quinque  solidis ,  ipsi  Magistro  duobus  solidis, 
I'^ello  pistoram  .  .  um»  solido  .  .  Urk.  1260:  .  .  .  dabit  in  introitu  suo  quindecini  so- 
lides, Magistro  sex  denarios,  duobus  receptoribus  et  servatoribus  densriorum  seu  alia- 
'Oo  rernm  ad  confraterniam  pertinentium  quatuor,  utrique  duos ,  et  pedello  duos. 

5)  Vcrgl.  die  vorigen  Citate. 

8* 
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Summe  an  die  Innung  selbst  fällig  war,  den  Einkauf  in  die  Zunft  be- 
deutete^). 

Bemerkenswerth  ist  hierbei  die  Erblichkeit  der  Zunft.  Die  Kinder 
des  Gestorbenen,  Knaben  oder  Mädchen,  oder  die  Ehemänner  der  letz- 
teren erhalten  die  Zunft  entweder  vollständig  ohne  Entschädigung  — 
sicut  pater  —  oder  gegen  einen  geringen  Beitrag.  Der  Sitte  in  Halle 
geschah  schon  Eerwähnung.  Bei  den  Webern  in  Basel  erneuerte  das  Kind 
des  Zunftbruders  die  Zunft  mit  einem  halben  Pfund  Wachs').  Die 
Metzger  daselbst  verlangten  von  den  Erben  ihrer  Genossen  beim  Ein- 
tritt nur  3  Solidi,  während  die  Andern  10  zahlten  ^).  Auch  die  Erben 
eines  Tuchmachers  in  Stendal,  selbst  derjenige,  welcher  die  Wittwe 
des  gestorbenen  Zunftbruders  heirathete,  entrichteten  nur  3  Schillinge, 
während  sonst  bei  der  Aufnahme  in  die  Zunft  für  jeden  Stuhl,  deren 
2  gehalten  werden  durften,  3  Schillinge  gezahlt  werden  mussten*). 
In  Strassburg  erbte  das  Kind  mit  der  Backwerkstatt  zugleich  die  halbe 
Innung,  d.  h.  es  brauchte  nur  die  Hälfte  des  sonstigen  Eintrittsgeldes 
zu  zahlen  ^).  Zuweilen  wird  bei  diesen  Erbberechtigungen  in  Betracht 
gezogen,  ob  die  Kinder  bereits  geboren  waren,  als  der  Vater  die  Zunft 
gewann  oder  erst  geboren  wurden ,  während  der  Vater  schon  Mitglied 
war.  Die  Kürschner  in  Berlin*')  lassen  die  letzteren  nur  die  Hälfte 
von  dem  zahlen,  was  den  erstcren  auferlegt  wurde.  Die  Schneider 
ebendort^)  behandeln  die  vor  der  Mitgliedschaft  des  Genossen  gebo- 
renen Kinder  als  Fremde. 

Frauen  waren  bis  1300  von  der  Theilnahme  an  den  Zünften  nicht 
ausgeschlossen.  Wenigstens  begegnen  wir  in  Stadtrechten  und  Urkunden 
keinem  direkten  Verbote.  Man  wird  daher  annehmen  dürfen,  dasa 
der  Eintritt  in  die  Zunft  vom  Geschlecht  unabhängig  war.  Gelegent- 
lich werden  auch   Frauen  als  Zunftmitgliedcr  aufgeführt,   so  bei  den 


1)  Schöffenbrief  §.  38  si  pistor  aliquis  habens  invnge  et  moritar  filias  ipsina  dabtt 
solirlum  magistro  piätoram  et  budello  ipsorum  VI  denarios.  §.  41 :  si  camifex  aHqois 
nioritur  filias  ipsius  dabit  III  solidu»  carnificibus  badclo  ipsorum  VI  denarios. 

2)  Urk.  12G8:  Stirbt  ir  Zunftbrüder  einer  des  Kind  uilwert  ir  zunft  mit  ein  halb 
Pfunde  Wachses. 

3)  Urk.  1248:  et  eonim  successoresf  si  in  eadem  confraternitate  consortes  esse  vo- 
luerint  tantum  in  introitn  ipsorum  tres  sulidos  persolvant. 

4)  Zimmermann,  Märkische  Städte verf.  I,  181. 

5)  Urk.   1268. 

6)  Urk.  1280. 

7)  Urk.  1288. 


Zur  Entsttehuug  des  'lüuUvhen  Zunftwesens.  ^27 

Kunschnern*)  und  Spinnivetteni*)  in  Basel.  Bei  den  iScliuhniacliern 
oder  Gerbern  in  Rotenburg  3),  in  welcher  Stadt  es  ja  keine  Hand- 
werker-Verbände gegeben  haben  soll,  war  den  Frauen  die  Ausübung 
([('S Gewerbes  erlaubt.  Man  erinnert  sich,  dass  bei  den  Fischern  der 
A^rkauf  durch  Frauen  ausdrücklich  untersagt,  das  Fangen  der  Fische 
diföeu  jedoch  gestattet  war. 

Sehr  bemerkenswerth  ist  der  Umstand,  dass  bis  13()0  die  Mit- 
gliedschaft in  einer  Zunft  noch  nicht  zum  Eintritt  in  eine  andere  un- 
fähig machte.  Es  hcisst  in  den  Urkunden  der  Weber  und  Gärtner 
in  Basel  ausdrücklich:  „ob  er  ouch  ein  ander  Zunft  hat  .  die  mag  er 
wo!  verichten  so  in  diese  nüt  irret".  Kriegk,  der  ähnliche  Verhält- 
nisse in  Frankfurt  am  Main  im  Anfange  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
feststellt,  folgert  daraus,  dass  eben  in  den  Zünften  sich  Elemente  zu- 
sammenfanden ,  die  in  gewerblicher  Beziehung  mit  einander  nichts  ge- 
meinsam hatten*).  Es  entbehrt  diese  Auffassung  jedoch  ihres  sicheren 
Haltes.  Zu  einer  Zeit,  wo  die  Arbeitstheilung  nocli  gering,  die  Ge- 
schicklichkeit in  einzelnen  Gewerben  nicht  weit  gediehen  war,  mochte 
gar  leicht  Jemand  zu  gleicher  Zeit  zweien  Gewerben  obliegen.  Kommt 
es  doch  selbst  in  unserer  Zeit  vor ,  dass  die  heterogensten  Benife  oft 
von  einer  Person  ausgeübt  werden.  Es  ist  bekannt,  dass  die  Maurer 
in  Paris  während  des  Winters  das  Fleischerhandwerk  treiben.  Das 
Gärtner-  und  Weberhand  werk  aber  sind  gerade  solche  Beschäftigun- 
pai,  die  man  sich  sehr  gut  in  den  Händen  einer  einzigen  Person 
vereinigt  denken  kann.  In  den  Urkunden  wird  ja  auch  betont,  dass 
der Theilnahme  an  mehreren  Zünften  nichts  entgegensteht,  sofern  die 
zö  erfüllenden  Pflichten  einander  nicht  ausschlössen.  Mit  der  Zeit 
Dwchte  bei  immer  grösserer  Ausdehnung  der  Zünfte  und  Gewerbe  dies 
nicht  mehr  möglich ,  vielleicht  schon  im  XIII.  Jahrhundert  nur  sel- 
ben vorgekommen  sein.  Dass  es  indessen  zu  dieser  Zeit  häufiger  ein- 
traf als  in  späteren  Jahrhunderten,  beweist  die  Urkunde  der  Gers- 
dorfer  Handwerker  von   1277.     Es  werden  hier  zum  Schlüsse  nach 

1)  Urk.  1226:  preterea  scicndum  ost  qnorl  sub  hoc  condicto  non  solum  viri  verum 
'Q'vi  mnlieres ,  qne  ^jnsdem  operis  sunt ,  couiprehendentur. 

8.)  Urk.  1271 :  in  dere  solbin  Zunft  sind  die  Vrowen  als  die  Man,  die  weile  ir  wirte 
Iclxnt,  vnd  nach  ir  Manne  Tod  diewcile  nie  Witteweu  sint. 

3;  WiUkQrenbuch  §.  34 :  die  gebot  vrab  die  loeder  die  schuUen  sin  aU  sie  von  alter 
^  gewesen  sin  das  beide  man  vnd  frowen  suln  wirken  weder  sie  wollen  vil  oder  we- 
nick.  Man  geräth  hier  in  Verlegenheit ,  welches  Gewerbe  eigentlich  (cemeint  ist.  Ich 
<lcBke  die  Gerber,  wenn  nicht  gerade  hier  das  Mitarbeiten  von  Frauen  so  zweifelhaft 
CTsehiene. 

i)  a.  a.  O.  p.  358. 
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Aufzählung  verschiedener  Gewerbe  auch  „cunctanim  artium  executores' 
namhaft  gemacht*),  d.h.  offenbar  solche,  die  mehrere  Grewerbe  zi 
gleicher  Zeit  betrieben. 

Im  engen  Zusammenhange  mit  dieser  Möglichkeit  zweien  ode 
mehreren  Zünften  in  derselben  Zeit  anzugehören,  steht  die  gering 
Abgrenzung  der  einzelnen  Gewerbe  gegen  einander.  Nicht  nur  inner 
halb  eines  Gewerbes  ist  die  Technik  in  der  Arbeitstheilung  noch  s 
wenig  vorgeschritten,  dass  später  selbständig  neben  einander  beste 
hende  Zweige  eines  und  desselben  Gewerbes  in  einem  Verbände  sie: 
befinden ,  sondern  wir  treffen  auch  auf  eine  Vereinigung  ganz  verschic 
dener  Handwerke  zu  einer  Zunft.  Die  Grenzen  eines  jeden  Gewerbe 
gegen  das  andere,  die  man  in  späterer  Zeit  sehr  ängstlich  zu  ziehei 
bemüht  war,  sind  vor  1300  noch  fliessend.  Man  sah  als  zusammen 
gehörige  Arbeit  an,  was  hernach,  als  Uebergriffe  in  die  Rechte  de 
Zunft  aufgefasst,  Gegenstand  endloser  Zänkereien  und  Klagen  wurde 
Schlosserarbeit  war  von  Schmiedearbeit  noch  nicht  getrennt;  den  Gold 
schmieden  lag  auch  das  Münzprägen  ob;  Gerber  übernahmen  auc 
Schuhmacherarbeit.  Dieses  Unvermögen  sich  in  viele  Abtheilunge 
zerspalten  zu  können,  musste  das  gute  Einvernehmen  der  Handwerke 
untereinander  fördern.  Wo  mau  in  dem  Gebrauche  irgend  eines  Werk 
Zeuges  oder  in  der  Verwendung  irgend  eines  Stoifes  nicht  das  aus 
schliessliche  Vorrecht  eines  einzigen  Handwerkes  sah,  weil  man  durc 
die  Benutzung  dieser  Stoffe  oder  Werkzeuge  seitens  anderer  Gewert 
keine  Beschränkung  des  eigenen  Gewinnes  fürchtete,  war  ein  Grün 
zur  Eifersucht  und  unnützem  Hader  nicht  vorhanden. 

Ein  merkwürdiges  Beispiel  nach  dieser  Richtung  bildet  eine  Vei 
einigung  der  Chuderwaner  (Korduaner),  Gademer  (Zimmerleute)  un 
Schreiner  (Tischler)  in  Regensburg  zu  einer  Zunft  um  das  Jahr  124^ 
Von  diesem  Verbände  waren  seltsamer  Weise  getrennt  die  Schuhflicke 
welche  altes  Werk  arbeiteten  „die  der  drier  Strazze  Chuderwane 
Gademer  vnd  Schreiner,  di  daz  niwe  würchent,  Recht  nicht  hi 
bent*)".  Diese  Zurücksetzung  war  nun  der  Grund  zu  einer  Streitif 
keit  geworden,  indem  die  Letzteren  ihre  Arbeit  auch  im  Hause  z 
verkaufen  begonnen  hatten,  statt  auf  dem  Markte  zu  erscheinen,  ws 
nur  den  Andein  zustand.  Man  wird  sich  also  die  Verbindung  mehn 
Handwerke  in  einer  Zunft  hier  nicht  aus  der  wenig  vorgeschrittene 


1)  Schöttgen  u.  Kreysig:  Diplomatoria  ot  scriptores  II,  197. 

2)  Gemeiner,  1.  g.  I,  849  ff.  Dans  wir  es  hier  mit  einer  Zunft  su  thun  haben  sehe! 
sweifeUos ,  weil  diese  Handwerker  sich  selbst  aas  ihrer  Mitte  einen  Meister  wählen  kou 
ten ,  der  über  ihre  Arbeit  die  Aufsicht  führte ,  wie  ich  schon  weiter  lurück  leigte. 
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Arbeitstheilung,  sondern  vielmehr  daraus  zu  erklären  haben,  dass  sich 
die  vornehmsten ,  bereits  zu  einigem  Ansehen  gelangten  Gewerbe  ge- 
einigt hatten.  Dass  nun  aber  doch  ein  Meister  über  alle  3  Beschäf- 
tigungen als  Sachverständiger  die  Aufsicht  führen  konnte,  beweist 
wiederum  die  geringe  Ausbildung  der  Technik. 

Aus  älterer  Zeit  —  nach  dem  ältesten  Strassburger  Stadtrecht  — 
sehen  wir  ebenso  das  Ineinandergreifen  verschiinlener  Beschäftigungen. 
Die  Schmiede  in  Strassburg  verrichteten  auch  alle  Schlosserarbeit 
Sie  mussten  dem  Burggrafen  Ketten  an  Thüre  und  Fenster  anlegen  ^ ). 
Die  Bechermacher  und  Küfer  ^)  in  jener  Stadt  verarbeiteten  das  gleiche 
Material,  wie  ich  wenigstens  aus  der  Thatsache  glaube  schliessen  zu 
dürfen,  dass  der  Küfermeister  den  Bechermachern  den  zu  bearbeiten- 
den Stoff  liefern  musste.  Die  Handschuhmacher  und  Schuster  endlich 
benutzten  in  dieser  Zeit  sowohl  weisses,  als  schwarzes  I^der»),  wäh- 
rend wir  IW  Jahre  später  in  Augsburg  die  Verfügung  treffen,  dass 
die  Bintschuster  kein  Weissmaleiiverk  machen  sollten  und  umgekehrt '). 
In  München  bildeten  im  XIII.  Jahrhundert  Tuchscherer  und  Schneider 
eine  Zunft*).  Ebenso  waren  Weber,  Loder  und  Tuchmacher  in  einer 
Klasse  vereinigt*).  Desgleichen  enthielt  die  Zunft  der  Spinnwetter  zu 
Basel  Maurer,  Gybser,  Zimmerleute,  Fassbinder,  Wagner  und  Wannen- 
niacher').  In  Riga  (das  bekanntlich  sein  Recht  von  Hamburg  empfing) 
bildeten  noch  im  XIV.  Jahrhundert  Gerber  und  Schuhmacher  eine  Zunft 
und  wurden  in  den  ältesten  Zeiten  alle  Eisenarbeiten  von  den  Schmie- 
den angefertigt.  Erst  im  Laufe  des  vierzehnten  Jahrhunderte  trennten 
sich  hier  Kupferschmiede,  Schwertfeger  und  Plattenschläger«).  Nürn- 
^  wies  im  XIII.  Jahrhundert  gleichfalls  Schwarzfärber,  Schönfärber 
und  Waidfärber  in  einer  Zunft  auf'*). 

Natürlich  darf  aus  der  in  dieser  Zeit  geringen  Neigung  der  einzelnen 
Gewerbszweige,  nach  aussen  als  besondere  Körperschaft  auftreten  zu 
vollen,  die  in  späterer  Zeit  so  grosse  Ausdehnung  gewann,  dass  sie 
dem  Zunftwesen  zum  Verderben  gereichte,  nicht  geschlossen  werden, 
4tes  auch  im  Innern  die  Abgrenzung  verwandter  Arbeitsgebiete  noch 

1)  cv,  cvii. 

3!)  CXII,  CXIII. 

3)  cvui,  cix. 

4)  St.  Rt.   1276  XIV,  §§.  18  u    19. 

5)  Sotner  a.  a.  O.  II,  488. 

6)  Sutner,  1.  c   II,  489. 

7)  Urk.   1248  und  1271.     WannemnHchcr  erst  in  der  Urk.  v.   1271. 

8^  Keasaler:  Beiträf^c  z.  Verfiusungä-  u.  Finanzgeächichtc  der  Stadt  Riga,  S.  26. 
9)  Zur  Gesch.  d.  doutdcheu  Wollemudustrie.     Ilildebrand*s  Jahrbücher  VII,  97. 
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zurück  war.  Sic  war  noch  nicht  vollzogen,  aber  »ie  bereitete  sich 
schon  vor.  Dies  zeigen  die  verschiedenen  Bezeichnungen,  welche 
für  die  einzelnen  Arbeiten  gewählt  werden.  Sicherlich  war  damit 
nicht  ausgeschlossen,  dass  gelegentlich  Einer  auch  mehrere  Beschäf- 
tigungen vornahm ,  ein  Tuchmacher  selbst  färbte  u.  s.  w.  Die  später 
so  häufig  werdenden  Streitigkeiten  über  die  Berechtigung  solchen  Vor- 
gehens macht  diese  Behauptung  um  so  wahrscheinlicher.  In  der  Be- 
gensburger  Tuchordnung  von  1259  sind  z.  B.  Swertzer,  Slaher,  Wei- 
tär  (Waidfärber),  Scherär  an  besonderen  Weber-Handwerken  genannt; 
für  jeden  ist  recht  genau  angegeben,  wie  er  arbeiten  soll,  welche 
Stoffe  er  verarbeiten  darf,  welche  nicht.  Dass  ein  Wollenschläger 
nicht  auch  färben  durfte  oder  umgekehrt,  wird  nicht  angedeutet, 
also  wohl  erlaubt  gewesen  sein  i).  In  KieP)  unterschied  man  zwi- 
schen 1264  und  1289  den  gewöhnlichen  Gerber  (sardo,  cerdo)  von 
dem  Rothgerber  (sardo  ruffus).  Auch  werden  hier  der  gewötmliche 
Schmied  (faber),  der  Messerschmied  (faber  cultarius)  und  der  Kessel- 
schmied (faber  faciens  caldaria)  aufgeführt.  An  Bäckern  gab  es  einen 
Weissbäcker  (pistor  albus)  und  einen  Grobbäcker  (pistor  longus)*). 
Unter  den  Gärtnern  endlich  werden  einfache  (ortulanus)  und  Hopfen- 
gärtner (humularius)  genannt.  Auch  in  Berlin  waren  ähnlich6  Tren- 
nungen z.  B.  zwischen  Schuhmachern  und  Schuhflickem,  denen  in 
ihrer  Urkunde  genau  vorgeschrieben  war,  was  sie  arbeiten  durften, 
nämlich  neue  Sohlen  unter  alte  Schuhe  legen  und  Vorschübe  macheE 

—  quae  dicuntur  vorvute*)  — .  In  Augsburg  dagegen  waren  die 
Schuhflicker  den  Schuhmachern  ausdrücklich  zugetheilt^).  In  Köln 
unterschied  man  unter  den  Schustern  einfache  (sutores)  und  Korduan- 
arbeiter  (corduanarii)  und  neben  gewöhnlichen  Bäckern  kommen  schoi 
„lefkuggenbecker"  und  „fladenbecker^'  vor.  Auch  soll  es  hier  bereite 
im  XIII.  Jahrhundert  besondere  Schwertfeger,  Helmschläger  (galea- 
tores),  Speermacher,  Harnischmacher  gegeben  haben«).  Im  Schweid* 
nitzer  Stadtrecht  von  1293  sind  Pfefferkuchenbäcker  (piperatas  tortas 
facientes)  aufgeführt,  die  sich  zu  den  andern  Bäckern  halten  sollen^), 

1)  Gemeiner  f  1.  e.  I,  381. 

2)  Lacht,  das  Kieler  Stadtbuch  p.  XVIII. 

8)  Die  von  diesem  gebackcnen  ISrodo  pflegten  länger  zu  sein  als  die  anderen  Artei 

—  daher  die  eigenthüraliche  lateinische  Bezeichnung. 

4)  Urk.  1284. 

5)  St.  Rt.  1276  XIV,  §.  19. 

6)  Fahne,   Die  Kölner  Gewandzunft.     In  Forschungen   auf  d.  Gebiete  d.  Rhein,  n. 
Westphäl.  Gesch.  I,  120,  125. 

7)  §.  17.    Piperato  torU  ist  bei  T.  St.  p.  421,  Anmerkung  12,   mit  Pfeflferknches 
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Eine  rechtlich  fixirte  TrenuuDg  der  Beschäftigung  haben  wir  auch  in 
Mflnchen  um  1290  zwischen  Lederem  oder  Gerbern  und  Schuhmachern. 
Die  ersteren  sollen  nur  ganze  Häute  verkaufen,  kein  Leder  ausschneiden 
dürfen.  Das  Recht  des  Ausschnittes  steht  allein  den  Schuhmachern 
zu')  und  nur  einem  einzigen  Gerber,  den  die  Schuhmacher  in  ihre 
GeDossenschaft  aufgenommen  haben,  wird  dasselbe  gleichfalls  einge- 
räumt. Eine  eigenthümliche  Erscheiimng  tritt  uns  bei  dem  Schmiede- 
handwerk  in  Goslar  entgegen.  Bei  diesem  existirte  nämlich  kein  Zunft- 
zwaug  und  so  war  für  die  ausserhalb  der  Gilde  arbeitenden  Schmiede 
eJD  recht  ausführliches  Verzeichniss  aller  der  Arbeiten  gegeben,  denen 
äe  sich  unterziehen  durften.  Von  den  verbotenen  Gegenständen  durften 
sie  alle  zu  ihrem  eigenen  Bedarfe  anfertigen^). 

Xoch  weniger  ausgebildet  als  diese  äusserliche  Abgrenzung  gegen 
dnander  war  vor  1300  das  Lehrlings-  und  Gesellenwesen.  Es  ist 
verstäudlich ,  dass  man  in  einer  Zeit,  wo  die  Technik  noch  sehr  da- 
niederlag, von  denjenigen,  welche  sich  dereinst  dem  Betriebe  des  Hand- 
werks widmen  wollten,  keine  grossen  Vorbereitungen  verlangte.  Der 
Gedanke  an  die  Nothwendigkeit  einer  Lehrzeit  oder  eines  Meister- 
stöckes,  wie  wir  ihn  bei  den  Bäckern  in  Berlin  angedeutet  fanden, 
koDote  erst  entstehen ,  als  durch  die  weitergehende  Trennung  der  Ge- 
werbe eine  grössere  Geschicklichkeit  für  die  Handhabung  des  einzelnen 
Zweiges  erforderlich  wurde.  Das  Anwachsen  des  Handwerkerstandes 
Dod  die  dadurch  sich  bildende  Konkurrenz  musste  den  Einzelnen  darauf 
ilOireii  sich  in  seiner  manuellen  Geschicklichkeit  zu  vervollkommnen. 
Damit  aber  verstand  es  sich  von  selbst,  dass  die  kleinen  Kunstgriife 
dem  zukünftigen  Meister  zeitig  beigebracht  wurden.  Weit  entfernt  ist 
Jwm  in  dieser  Epoche  von  darauf  bezüglichen  Vorschriften.  Ein  Zwang 
^  einer  regelmässigen  Lehrzeit  existirt  nicht.  Keiner  der  aufzuneh- 
DKnden  Genossen  musste  eine  solche  durchgemacht  haben.  Lehrlinge 
^  solche  gab  es  natürlich;  denn  es  mussten  ja  den  selbständigen 
Meistern  immer  einige  jüngere  Leute  zur  Seite  stehen.    So  regelt  das 

ibcnetitf  in  Berücksichtigung  einer  Urk.  von  1369,  wo  es  heisst  „statio  torUrum,  quae 
^^ter  Lebekachen  nuncapatur.** 

1)  Urkunde  1290  bei  Bergmann,  1.  c.  p.  7:  et  ut  unusqubque  artificinm  snnm  in 
P^uodiciu  alterins  ezerceat,  inhibemus  firmiter  et  districte  ne  quis  cordonum  siue  sit  in 
n^tate  sine  extraneus  rendere  presumat  in  foro  nostro  Monaci,  corium  incisum,  sed 
^tMJn  integras  cutes  vendent,  qaia  venditio  corii  incisi  solummodo  pertinet  ad  magi- 
*^  caicifices  antedictos ,  Inhibitionum  vero  talem  preiudicare  uolumus  Verico  cordoni 
Kttero  Engelberti  Molendinatoris ,  quem  iidem  Bfagistri  ob  nostri  reverentiam  quod  ven- 

corium  incisum  in  suum  consortium  receperunt. 

2)  Gdschen  a.  a.  O.  p.  104.  105. 
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Augsburger  StÄdtrecht  auch  das  Verhältniss  dieser  „Lehrkinder^^  zum 
Meister.  Dem  letzteren  wird  die  Macht  eingeräumt  die  liehrlinge  mi( 
der  Ruthe  oder  wie  er  sonst  will,  zu  züclitigen.  Nur  mit  „gcwatfuetei 
liand^'  sollte  das  Kind  nicht  berührt  und  keine  „bogewunden^^  geschlagen 
werden  '). 

Auf  zwei  weitere  Urkundenstellen,  die  das  Vorhandensein  von 
Lehrlingen  gleichfalls  anzudeuten  scheinen,  will  ich  nicht  unterlassen 
aufmerksam  zu  machen ,  ohne  indess  meiner  Auslegung  mehr  als  einen 
geringen  Grad  von  Wahi*scheinlichkeit  zuzutheilen.  In  der  Urkunde 
die  einen  Streit  schlichtete,  den  1277  die  Bierbrauer  in  Begensburg 
mit  dem  Rathe  hatten ,  weil  dieser  ihnen  des  grossen  Getreidemangek 
wegen  „da  in  manchen  Ländern  Hunde  und  Katzen  vor  Hunger  ver- 
zehrt wurden^'  das  Brauen  verbot,  heisst  es  hinsichtlich  der  zu  zah- 
lenden Strafe:  „Ist  daz  jeman  in  die  puzze  gevellet  dez  ampt  odei 
dez  Warttunge  soll  der  Meister  in  dez  ampte  es  ist  .  vnd  sin  jungei 
.  in  einem  Monate  hinleihen  ,  vnd  sol  daz  diu  stat  an  diu  briwen  vor- 
dem^)''. Der  Sinn  ist  deutlich.  Die  Strafe  für  den  Verstoss  gegen 
die  vorgeschriebene  Satzung  bestand  in  der  Aufgabe  des  Amtes.  Zai 
besseren  Ordnung  der  Geschäfte,  da  das  Brauen  ja  nicht  von  einen 
Tage  zum  andern  beendet  wird,  war  eine  Frist  von  einem  Monate  ge- 
setzt. Damit  nun  aber  nicht  unter  irgend  einem  Verwände  der  Be- 
treifende sein  Gewerbe  ausüben  konnte,  wurde  auch  seinem  Gehülfei 
oder  Lehrlinge,  dem  „Jüngeren",  geboten  nach  Ablauf  der  Zeit  Au 
Beschäftigung  niederzulegen.  Eine  andere  Bedeutung  kann  ich  den 
Worte  ,junger"  nicht  unterschieben. 

Die  andere  nicht  minder  räthselhafte  Stelle  findet  sich  in  einei 
Urkunde  von  1290  über  das  Hafnerhandwerk  in  Regensburg.  Dm 
Worte,  die  eine  gewisse  Gliederung  der  Gewerbetreibenden  aiiza 
zeigen  scheinen,  lauten:  Patroni  nostri,  predicti  figuli  solvent  nobia 
vel  ei  qui  loco  nostri  fuerit  in  Fxclesia  nostra  et  non  alibi,  quilibe 
hospes  domus  quadraginta  denarios  Ratisponenses  et  quilibet  so 
cius  operis,  qui  vulgariter  Gmainer  .  dicitiur,  viginti  sex  et  qui 
Übet  domesticus  viginti  sex  denarios^).  Was  haben  wir  uns  unte: 
diesen  Bezeichnungen  zu  denken?    Gemeiner,  der  den  lateinischen  Tex 

1)  St.  Rt.  1276,  CXI:  äwelh  antwaerkman  lereuchint  hat  dia  er  leret  ,  swelhe 
hande  antwaerk  daz  ist  ,  der  mak  diu  wol  zuhtigen  mit  ruete  vnde  ouh  aDder«  awi 
er  wil  aDe  gewaffnete  hand  vnd  ane  bogewunden  ,  vnde  sol  ouh  des  gen  dem  geriht 
noch  gen  den  frinnden  cheine  galtnasse  haben. 

2)  Gmeiner,  1.  c.  I,  409. 

3)  MoDumento  Boica ,  XIII,  Nom  LIX,  p.  245. 
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nicht  mittheilt,  erzählt  in  seiner  Chronik  ilugsweg  „alle  zum  Hand- 
weric  gehörigen  Personen,  Meister,  Gesellen  und  Lehrjungen" 
etc.').  Es  ist  mir  aber  doch  sehr  zweifelhaft,  ob  man  diese  Stufen- 
folge, so  deutlich  ausgeprägt,  annehmen  darf.  Soviel  wird  man  indess 
herauslesen  können,  dass  zwischen  dem  Hospes  domus  auf  der  einen 
Seiteuuddem  socius  operis  und  dem  domesticus  auf  der  andern 
Seite  ein  Gegensatz  besteht.  Die  ersten  zahlen  40,  die  beiden  andern 
nur  je  26  Denare  als  Abgabe;  die  letzteren  waren  also  offenbar  die 
untergeordneten.  Unter  „Hospes"  kann  nun  nach  Du  Gange  allerdings 
ein  solcher  verstanden  werden,  welcher  ein  Haus  zu  jährlichem  Zinse 
bewohnt,  ein  Mansionarius^).  Dies  gäbe  hier  insofern  guten  Sinn, 
als  es  sich  um  eine  Urkunde  handelt,  die  der  Abt  eines  Klosters  sei- 
nen Censualen  ausstellt.  Man  hatte  den  Töpfern  das  Recht  streitig 
gemacht  auf  den  Gründen  den  Degel  zu  graben  und  der  Abt  stellte 
nun  wieder  den  Frieden  her.  Ist  also  unter  „hospes"  gleichsam  der 
Unternehmer  zu  verstehen,  so  wären  mit  den  beiden  anderen  Aus- 
drücken seine  Gehülfen  bezeichnet,  die  wiederum  unter  einander,  da 
man  für  denselben  Begriff  nicht  zwei  Worte  brauchen  würde,  eine  Rang- 
folge zu  bedeuten  haben  müssen.  Es  liegt  somit  in  der  That  nahe 
mit  Gemeiner  schon  hier  an  die  moderne  Dreitheilung  zu  denken. 

Ueber  das  Gesellenwesen  ist  in  dieser  Epoche  nicht  viel  mehr 
bekannt.  Die  Existenz  von  Gesellen  wird  uns  unter  verschiedenen 
Benennungen  mitgetheilt.  Einiges  Genauere  über  sie,  über  ihre  Ver- 
hältnisse zu  den  Meistern  lässt  sich  nicht  feststellen.  Einen  besonderen 
Stand  bildeten  sie  offenbar  noch  nicht.  Es  ist  mir  auch  zweifelhaft, 
ob  sie  eine  unvermeidliche  Durchgangsstufe  zum  Selbständigwerden 
bildeten.  Richtiger  scheint  mir  mit  Hildebrand  anzunehmen,  dass  eine 
gewisse  Dauer  der  Gesellenzeit,  die  nothwendig  war,  sobald  man  das 
Gesellenwesen  als  Vorbereitung  für  die  spätere  Selbständigkeit  aner- 
buinte,  im  Beginn  der  Zunftbildung  sich  nicht  vorgeschrieben  fand  ^). 
Allerdings  stossen  wir  um  1295  schon  auf  verheirathete  Grellen ,  bei 
den  Wollenwebem  in  Berlin.  Diese  gestatteten  ihren  Knappen ,  was 
sie  an  Kleidern  für  Weib  und  Kinder  brauchten ,  sich  selbst  machen 
2ö  dürfen  „alleine  dat  he  des  nicht  verkoppet  * )".  Doch  ist  diese  That- 
sache  vereinzelt  und  ausserdem  kann  man  von  dem  Weberhandwerke, 

1)  1.  c.  I,  431. 

S)  Ho«pite«  dici  coepere  apnd  nos  viUarum  sea  pafronim  incolae  ,  quos  aIü  Mansio- 
uriot  Tocant  ,  qni  8ciUc«t  domos  incolnnt  sub  censu  annno. 

3)  Z.  Geach.  d.  deutschen  WoUenindu»trie.     Hildebrand's  Jahrbücher  VII,  109. 
«)  Urk.  1295. 
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(laa  eins  von  den  Gewerben  war,  welche  sehr  schnell  zur  Blüthe  ge- 
langten, nicht  auf  die  anderen  zurückschliessen.  Da  wie  wir  sehen  die 
beim  Eintritt  in  die  Zunft  zu  erfüllenden  Bedingungen  geringfügig  waren, 
ist  kein  Grund  zur  Annahme  vorhanden,  dass  die  Gesellen  in  ihrer 
untergeordneten  Stellung  verharren  mussteu. 

Dass  eine  gewisse  Zeit  vor  dem  Antritt  des  Amtes  verstrichen 
sein  musste,  scheint  die  erwähnte  Urkunde  der  Regensburger  Bier- 
brauer anzudeuten.  Hier  sind  „di  gesezzen  leute  der  briwen"  geschie- 
den von  den  „andern  die  niht  gesezzen  sint'^  Diese  Unterscheidung 
aber  bezieht  sich  offenbar  auf  einen  Gegensatz  zwischen  den  bereits 
im  Bierbrauer- Amte  thätigen  und  den  auf  das  Recht  dasselbe  ausüben 
zu  kimnen  Wartenden.  Weiter  unten  heisst  es  nämlich  in  der  Urkunde: 
dazu  sol  im  diu  stat  ewiclich  verpoteu  sin  viid  sol  man  sin  ampte  ze 
hant  hin  leichen  einem  andern  ,  vnd  swer  auf  daz  ampte  ouch 
wartet,  brichet  der  die  süu  ,  ak  ez  geschrieben  ist  ,  der  sol  in  die 
selben  buzze  gevalleu.  Icli  glaube,  man  wird  die  „nicht  gesezzen" 
Bierbrauer,  die  auf  den  Antritt  des  Amtes  warten  mussten,  als  Ge- 
sellen bezeichnen  dürfen.  Ob  auf  die  Ausübung  des  Gewerbes  gewartet 
werden  musste,  weil  nur  eine  bestimmte  Zahl  von  Stellen  vorhanden, 
oder  weil  eine  gewisse  Frist  vorgeschrieben  war,  bleibe  dahingestellt 
Mir  scheint  die  erstere  Annahme  wahrscheinlicher. 

Die  Bezeichnung  der  Gehülfen  als  „servientes",  „servi"  oder  „Knechte" 
und  „Knappen"  —  so  bei  den  Metzgern,  Bäckern,  Schneidern,  Spinn- 
wettern  in  Basel  und  bei  den  Wollenwebern  in  Berlin  —  lassen  aul 
eine  scharf  abgegrenzte  Stellung  derselben  den  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden gegenüber  schliessen.  Wollten  sie  ihre  eigenen  Herren  wer- 
den, so  mussten  sie  gute  Sitten  beobachten  und  ihren  Ruf  wahren^). 
Der  Lohn,  den  sie  empfingen,  war  zuweilen  bestimmt  und  den  Meistern 
mit  strenger  Strafe  bei  Uebertretung  dieses  Maximums  gedroht.  Die 
Rotenburger  Bäckersknechte  erhielten  2V2  Pfund  Heller  Jahreslohn 
und  zwei  leinene  Kleider ').  Mit  den  Meistern  schlössen  die  Gesellen 
Kontrakte  über  die  Dauer  der  Zeit,  welche  sie  bei  ihnen  zubringen 
wollten.  Dies  geht  daraus  hervor,  dass  den  Handwerkern  das  Abspän- 
stigmachen  und  Miethen  von  Gesellen,  die  noch  im  Dienste  eines  An- 
dern standen,  nicht  erlaubt  war 3). 

1)  Bficker  in  Basel  1258:  si  quis  de  servientibns  pistorum  forum  sibi  postaUt  in- 
dulgeri,  Magister  praedictus,  panificibus  a^junctis,  de  fidelitate  auisque  moribns  ter  re- 
quirat,  et  si  bonae  famae  non  faerit,  reprobetur. 

2)  WUlkürenbach  §.  88. 

8)  Metiger  in  Basel  1248:   nollus  de  opere  lanistarum  domoin   vel  servientem  aU- 
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Im  Ganzen  wird  man  nach  dem  Gesagten  behaupten  dürfen,  dass 
bis  1300  Gesellen  und  Lehrlinge  keineswegs  scharf  auseinander  zu  hal- 
ten sind.  Wir  haben  uns  dieselben  im  Gegensatz  zu  den  Meistern  ge- 
löbDlich  als  jüngere  Leute  zu  denken,  für  welche  die  selbständige 
Ausübung  des  Gewerbes  nur  eine  Frage  der  Zeit  war. 

üeber  die  Stellung  des  Meisters  selbst  geben  die  Urkunden  vor 
\M  verschiedene  Nachrichten  an.  Theils  kam  es  vor,  dass  jede 
Zonft  Dur  einen  oder  zwei  Meister  hatte,  die  den  Vorstand  des  gan- 
zen Gewerkcs  bildeten ,  theils  sehen  wir  die  Meisterschaft  auch  schon 
im  modernen  Sinne ,  dass  Jeder  das  Handwerk  selbständig  Betreibende 
JÄeistcr"  genannt  wird.  In  der  Weberorduung  von  Speier  ist  an  ver- 
schiedenen Stellen  von  den  „magistri  operis"  die  Rede,  deren  bald  2, 
bald  4  erwähnt  werden.  Zwei  dieser  Meister  waren  mit  der  Tuch- 
schaa  beauftragt').  Ebenso  werden  alle  der  Schuhmacherzunft  in 
Hünchen  Angehörenden  „Magistri'^  genannt'). 

Im  ersteren  Falle  war  die  Stellung  der  Meister  gewöhnlich  eine 
unbedeutende.  Sie  üben  die  ihnen  zustehenden  Rechte  meist  als  Sub- 
alterne und  haben  nur  eine  aus  der  Staatsgewalt  abgeleitete  und  über- 
tragene Gewalt.  Wie  im  XIV.  und  XV.  Jahrhundert  die  Weddeherren 
nicht  selten  diejenigen  sind,  welche  das  eigentliche  Regiment  führen, 
so  stehen  hier  die  Meister  noch  unter  der  Botmässigkeit  des  Burggrafen, 
Vogtes  oder  schon  der  Rathmannen.  Ihre  Hauptaufgabe  war  die  Be- 
rechtigung der  Genossen,  wie  bereits  gezeigt  wurde.  Gemeiniglich 
wurde  dabei  die  Bestrafung  der  Schuldigen  der  Obrigkeit  vorbehalten, 
wie  das  ja  in  Berlin  bei  den  Schuhmachern  und  Bäckern,  in  Schweid- 
nitz  und  an  anderen  Orten  deutlich  erkennbar  war.  Auch  der  „ma- 
gister  cauponum'^  der  nach  dem  ältesten  Stadtrechte  in  Strassburg  die 
öffentlichen  Maasse  anzufertigen  hatte  und  darauf  sah,  dass  kein  be- 
Mgerischer  Weinverkauf  stattfand,  musste  dieselben  vom  Z('>llner  be- 
stätigen lassen').  Neben  der  Beaufsichtigung  wird  die  sonstige  Thä- 
tigkeit  des  Meisters  sehr  verschieden  angegeben.  Der  Küfermeister 
in  Strassburg  war  mit  der  Vertheilung  des  zu  verarbeitenden  Mate- 
riales  betraut*);  über  seine  sonstige  Pflichten  verlautet  nichts.    In 

t>JB3  sne  »ocietatis  infra  tempus  sue  pactionis  conducere  tenetur  .  .  . ;  Bäcker  in  Basel 
12^:  DuUus  paDificum  domum  vel  servientum  alterius  pistoris  conducat,  ipsum  inajoris 
^^ItibitioDe  praetü  praegravando  .  .  .  .;    älinlich   bei    den   Sclineidcrn   und  Spinnwettern 

1)  Urk.  1278,  §.  12. 

>)  Urk.  1290.     Vergl.  das  frahere  CiUt. 

3)  Art.  LVI. 

4)  titestes  Stadtrecht  CXIII. 
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anderen  Städten  hatte  der  Meister  die  Abgaben  einzusammeln  und  si 
gehörigen  Ortes  zu  überreichen.  Der  Meister  der  vereinigten  Korduaner- 
Zimnierleute-  und  Schreinerzunft  in  Regensburg  sollte  ausdrücklic 
„alle  Jar  die  liOsung  einnehmen  ^).  Aehnliche  Bestimmungen  gälte 
in  Magdeburg*),  Halle 3)  und  BaseP). 

Die  Wahl  des  Meisters  lag  zweifellos  der  städtischen  Obrigkei 
oh,  doch  kommen  auch  schon  besondere  Vergünstigungen  vor,  die  de 
Handwerkern  selbst  die  Wahl  einräumen.  So  dürfen  die  Mitgliedc 
der  genannten  Zunft  in  Regensburg  um  1244  sich  selbst  den  Meiste 
aus  ihrer  Mitte  wählen^),  und  in  Köln  beanspruchten  die  Brudei 
Schäften  die  Ernennung  der  Meister  als  ein  ihnen  seit  alter  Zeit  zu 
stehendes  Recht®). 

Sehr  deutlich  tritt  bei  einigen  Gewerben  auch  die  Macht  d« 
Meisters  zum  Rechtsprechen  über  die  schuldigen  Genossen  auf,  wenr 
gleich  diese  Gerichtsbarkeit  sich  im  Ganzen  noch  sehr  beschränkt  zeig 
In  der  Schuhmachergilde  zu  Perleberg  ging  z.  B.  das  Recht  des  Me' 
sters  stets  nur  so  weit,  Dinge  unter  10  Solidi  entscheiden  zu  dürfen^ 
Der  Regensburger  Meister  durfte  unter  Beistand  der  anderen  Mi* 
glieder  (nach  siner  genozzen  Rat)  die  Schuldigen  bestrafen.  Ihi 
war  sogar  gestattet,  um  seinen  Befehlen  grösseren  Nachdruck  zu  ve 
leihen ,  die  Fronboten  des  Richters  zu  Hülfe  zu  rufen  und  den  Wide 
spänstigen  in  stärkere  Strafen  zu  nehmen  *).  Die  Meister  der  Brade 
Schäften  in  Köln  sprachen  gleichfalls  Recht  —  per  quos  insolenti 
frateiiiitatum  compescuntur^). —  Ebenso  wurden  entstandene  Streitiä 
keiten  und  Excesse  von  den  Meistern  der  Bäcker  ^  ^)  und  Schneider  > 

1)  Oemciner  1.  c.  I,  349. 

2)  Urk.  1159:  iU  que  ad  reco^oscendum  se  annuatim  Magdebargensi  archiepiseo 
duo  talenta  solacnt,  que  magistor  eonim  preaentabit. 

3)  Schoffenbrief  v.   1235,  §.  48. 

4)  Urk.  der  Bäcker  1258:  Saepedictus  Magister  in  festo  beati  Andreae  persoh 
Vicedomino  dnos  porcos,  viginti  qaatuor  solidorum  valorem  attiiigeiites,  vel  viginti  qt 
tuor  soUdos  annaatim. 

5)  Gemeiner  1.  c.  I,  349. 

6)  Kölner  Schied  ▼.  1258. 

7)  Indiciam  vero  predicti  coram  magistri  decem  solidos  non  excedet.     Urk.   1239 

8)  Gemeiner  1.  c.  I,  349. 

9)  Schiedspruch  1258. 

10)  Urk.  V.  1256:  quicquid  inter  panifice«:,  molcndinarios  et  eorum  servlentes  orti 
fuerit  quaestiouis,  praeter  insolentias,  et  maleficia  quae  poenam  sanguinis  irroga 
ipsorum  magistri  debct  judicio  definiri. 

11)  Urk.  1260:  liceat  que  eis  magistrum ,  quem  voluerint,  accipere  de  anno  in  i 
num,  si  placuerit,  cujus  operentur  magisterio  et  regantur,  et  si  quid  ezcesserint,  cas 
gentur. 
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in  Basel  und  der  Lakenmacher')  in  Hagen  geschlichtet.  In  Freiburg 
konnten  die  Zunftmeister  die  Genossen  mit  Strafen  zwingen  den  ge- 
troffeuen  Anordnungen  nachzukommen').  In  Strassburg  wurde  dem 
Meister  vorgeschrieben  nur  in  Handwerksangelegenheiten  Urtheil  zu 
qinechen  3). 

So  geringfügig  wie  die  Gerichtsbarkeit  des  Meisters  über  seine 
Genossen  gewesen  zu  sein  scheint,  so  unbedeutend  ist  auch,  was  uns 
vor  13(X)  über  die  selbständige  Ausübung  derselben  seitens  der  Zunft 
bekannt  wird.    Wir  sehen  eben  nur  Anfänge,  die  aber  doch  erkennen 
lassen,  dass  das  richtige  Gefühl  dessen,  was  ihnen  fehlte,  den  Hand- 
iferkem   nicht  abging.     Es  wird  in   der  unfertigen  Gestalt,   welche 
ihren  Bestrebungen  um  diese  Zeit  noch  anhaftet,  ihnen  nicht  haben 
gelingen  können ,  schon  jetzt  ihr  Werk  zu  krönen.    Das  Recht  zu  Ver- 
sammlungen wird  den  Handwerkern  zwar  eingeräumt,  aber  sie  dürfen 
sich  auf  denselben  nicht  frei  und  ungehindert  bewegen.    Die  Morgen- 
sprachen, die  in  Lübeck^),  in  Berlin^),  in  Schweidnitz^^)  abgehalten 
werden  durften,  fanden  meistens  in  Beisein  von  Ratlimannen  statt.   Ohne 
die  Anwesenheit  der  letzteren  war  die  Versammlung  entweder  unmöglich 
oder  nicht  beschlussfähig.    In  Freiburg  waren  Bürgermeister,  Schult- 
heis» u.  s.  w.  durchaus  erforderlich,  um  die  Versammlung  der  Hand- 
werker zur  Entscheidung  gewisser  Angelegenheiten  spruchreif  zu  ma- 
chend.   Was  auf  diesen  Versammlungen  vorgenommen  werden  soll,  ist 
^^öhnlich  nicht  bestimmt.     Den  Schuhmachern  in  Berlin  ist  erlaubt 
Alles  zu  berathen,  was  ihrem  Handwerke  nützlich  und  zuträglich  sei  — 
oinnia  que  asseruit  possibilia  utilia  esse  et  honesta  — .    Bemerkenswerth 
ist^  dass  der  Rath  hier  nach  eigenem  Gutdünken  über  schuldig  gespro- 
chene Handwerker  Strafen  verhängte,  mithin  eigentlich  für  die  Morgen- 
sprache der  Zunft  nur  Verwaltungsfragen  von  untergeordneter  Bedeutung 
^Ur  Besprechung  und  Entscheidung  nachblieben.    Versäumniss  der  von 
^^r  Zunft  gehaltenen  Versammlungen  wurde  mit  Geld  bestraft.    Ohne 

1)  Urk.  V.  1268:   habebunt  tarnen  duoä  magistros,  qui  judicabuut  umnem  cxcesHum, 
H^i  io  illo  officio  fuerit  inventas. 
1)  „BUrg.  and  ZOnfte'*  1298. 

8)  Vertrag  von  1263.     Oaupp  1.  e.  I,  91   ...  .  einen  Meister  y    der    en    sol   öcli    nit 
^*iden  rihten  nflwen  das  das  antwerck  angat. 

4)  Stadtrecht  1294  CXCVIII.  Keval  hat  diese  Bestimmung  schon  in  dem  Codex 
^^iact  Rechtes  von  1282,  Art.  40,  also  wird  sie  wohl  nach  in  Lübeck  bereits  frilher 
V<SoIten  haben. 

5)  Urk.  d.  Schuhmacher  1284. 
<)  Stadtrecht  1293,  %.  7. 

7)  „Bargm.  n    ZUnfte**   1293. 
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dass  den  Bäckern  *)  und  Wollen werbern*)  in  Berlin  das  Recht  zu  einei 
Morgensprache  gegeben  war,  durften  sie  doch  den  Genossen,  die,  zu  der 
Zusammenkünften  entboten,  nicht  erschienen,  eine  Busse  von  6  Pfen- 
nigen auferlegen.  Ganz  unumwunden  ist  die  Gerichtsbarkeit  der  Perle- 
berger Schustergilde  eingeräumt.  Es  heisst  hier  sogar  ganz  ausdrück- 
lich, dass  der  Vogt  bei  der  Entscheidung  dieser  Angelegenheiten  nicht 
dabei  sein  darf^).  Auch  in  Bremen  wurden  1273  den  Aemtern  ihn 
eigenen  Gerichte  bewilligt*).  Wie  weit  sich  die  Macht  derselben  er 
streckte,  ist  dabei  nicht  festgesetzt.  Es  zeigt  sich  aber  doch  hier 
wie  in  den  anderen  Punkten,  dass  die  eigentliche  Organisation  dei 
Zünfte  nach  Innen  im  dreizehnten  Jahrhundert  kaum  begonnen  hat.  — 
Werfen  wir  einen  flüchtigen  Blick  nach  Frankreich  hinüber,  so  wird 
die  geringere  Entwickelung  Deutschlands  klarer.  Während  im  Nach- 
barlande um  diese  Zeit  bereits  Alles  Leben  und  Bewegung  ist,  setzet 
sich  in  Deutschland  erst  die  Knospen  zur  nachherigen  Blüthc  an.  Ir 
Frankreich  ein  ausgebildetes  Lehrlings-  und  Gesellen wesen,  eine  weit 
gehende  Arbeitstheilung ,  eine  Regelung  der  Produktion,  die  sehr  in': 
Einzelne  ging*)  —  in  Deutschland  von  alle  dem  erst  Anfänge.  Es  is 
natürlich,  dass  Missbräuche  in  Frankreich  sich  viel  früher  geltcnc 
machten  und  eine  Reaktion  in  einer  Zeit  bedangen,  wo  man  in  Deutsch 
land  den  Gedanken  einer  Aufliebung  der  Zünfte  allerdings  wohl  schoi 
erwogen,  aber  zu  seiner  Ausführung  keinen  einzigen  Schritt  gethai 
hatte.  Wenn  heute  fast  gleichzeitig  in  Deutschland  und  Frankreicl 
die  Ideen  zur  Wiedereinführung  der  Handwerker-Verbände  in  neuen 
Gewände  auftauchen,  in  zwei  Ländern,  deren  Entwickelung  keines 
wegs  parallel  läuft,  so  spricht  dies  sicherlich  für  die  Richtigkeit  de 
Keimes,  der  in  diesen  Bestrebungen  verborgen  liegt.  Wenn  auf  be 
stimmter  Gesellschaftsstufe  sich  die  Unzuträglichkeiten  des  freien  Ver 
kehrs  in  erhöhtem  Maasse  zeigen,  giebt  es  eben  keinen  anderen  Aus 
weg  gegen  das  Unterdrücktwerden,  als  die  Vereinigung. 

1)  Urk.  1272:  ok  war  den  di  cumpcn  vorbodet  Tim  enger  dar  nicht  tu  qaenu 
dorch  unhor»amicheit ,  den  mögen  sty  panden  vor  ses  penninghe. 

2)  Urk.  1289:  volumus  esse  notum  quod  uiris  dilectis  per  quos  pannus  solet  ope 
rari ,  videlicet  textorum  j  damas  libertatem  pignorandi  uadimonio  sex  denariorum  ipso- 
rum  socios  qai  ad  ipsos  citati  legitime  contempserint  peruenire. 

3)  Urk.  1289:  item  si  inter  prefatos  sntores  rancor  aut  discordia  mutao  fnerii 
exorta,  nt  pote  in  suis  confraternitatibas  ael  in  servis  conducticiis  quocumqne  tempon 
uel  loco  sine  proclamatione  vulgari  uel  sanguinis  efiTüsione  ipsis  coram  eorum  magistn 
componere  liceat  j  aduocato  nostro  penitus  binc  remoto. 

4)  SchmoUer ,  Strassburg's  Zunftkämpfc  p.  9. 

5)  Levasseur  1.  c.  I,  224 — 261  passim. 
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üebersicht  der  citirten  Stadtrechte,  Handfesten,  Privilegien 
u.  s.  w.  vor  1300. 


Namen  der  Stadt 


I.  Aacheu 


2.  Aarberg  . 

3.  AltcDbarg 

4.  Apenrade 

ö.  Augsburg 


".  Beni 


B<  BrauDBchweig 
9.  Brieg  .     .     . 


Jahr 


Wo  gedruckt 


J«.  Brunn      .     .     . 

H.  Bonn  .... 

12.  Colmar     .... 
12».  Cüb  (Schiedsproch) 

13.  Eger  .... 

14.  Eisenach       .     . 

15.  Ena 

16'  Freiburg  i.  Breisgau 


l'.Preiburg  i.  Uechtl. 

18.  Flensburg     .     .     . 

19.  Frankfurt  a.  M.     . 

20.  Frankenstein     .     . 

21.  F&rstenthal  (Recht 

von  Neumarkt)  . 
32.Glogau  .  .  .  . 
23.  Goldberg  (Recht  von 

Magdeburg)     .     . 

XXVII. 


1215 


1271 

1256 
1284 

1156 

1276 

1218 

XIII.  Jahrh. 

1250 


1243 

1243 
1293 
1258 
1279 
1283 
1244 
1120 
1275 

1293 
1249 
1284 
1293 
1298 

1261 
1263 

1211 


Lacomblet,  Urkundenbuch  f.  d.  Ge- 
schichte d.  Niedorrheins  11,  26 — 
27. 

Gaupp ,  Deutsche  Stadtrechte  d.  Mit- 
telalters II,   113. 

Gaupp  1.  c.  I,  210—213. 

Corpus  Statutorum  Slesvicensium  11, 
355—410. 

Meyer,  Das  Stadtbuch  v.  Augsburg 
I      p.  309—313. 

Meyer  eod.  1.  p.  1 — 229. 

Gaupp  1.  c.  II,  44—57. 

Gengier,  Deutsche  Stadtrechte  p.  30. 

Tzschoppe  u.  Stenzel,  Urkunden- 
sammlung  z.  Gesch.  d.  Ursprungs 
der  Städte.    N.  XXX  [I. 

Rössler,  Deutsche  Kechtsdeukmiiler 
aus  Böhmen  u.  Mähren   II,  339. 


Lacomblet  1.  c.  II,   148. 


Gaupp  a.  a.  0.  I,  114—122. 
I  Lacomblet  1.  c.  11,  244  ff. 
i  Gaupp  1.  c.  I,   189—195. 
I      „        1.  c.  I,   198—203. 
I      „        1.  c.  ir,  224. 
I      „        1.  c.  II,    19—28. 

H.  Schreiber,  Urkundenbuch  d.  Stadt 
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Knies,  CarL     Geld  und  Credit.     1.  Das  Geld:  Darlegung  der 
lehren    Tom    Gelde   mit    einer   Vorbemerkung    über    das   Eapiii 
die   UebertragUDg   Ton   Nutzungen.   —    Berlin    bei   Weidmann 
344  SS. 

Um  die   zweite,   im   Erscheinen   begriffene   Abtheilung   der  u 
liehen   Monographie   richtig   zu  beurtheilen,   muss   der  erste  Theil 
kurzen  Besprechung  unterstellt  werden.     Der  Plan   des  Buchs  ist  i 
klar  Yorgezeichnety   wenn    auch   nicht  ganz   einleuchtend.     Geld, 
(und   Kapital)   in   ihren   wirthschaftlichen  Funktionen   sind   Stoffs 
selbst  wenn  man  nahe  verwandte  Erscheinungen  nicht  berücksichtig 
Verf.  begnügt  sich  nicht   damit  und   zieht  die  juristische  Seite  jei 
stitute  in  Betracht.     Wohl  ist  es  möglich,   wie  der  Verf.  auf  S.  2 
merkt,    die   beiderseits   sich   aufdrängenden  Gesichtspunkte  zu   boh 
ohne  sie  zu  yerwirren,  und  Jeder  hat  auch  das  Recht,  die  Büchei 
ordnen,   wie  es  ihm  passend   erscheint.     Man  darf  aber  doch  im  < 
sagen ,  dass  überall ,  wo  nicht  eigentliche  Grenzgebiete  und  grundsä 
innere  Beziehungen  bestehen,   gesonderte  Behandlung  und  Arbeitst] 
den  Vorzug   yerdient.     Zumal   die  Gefahr  ist,   Parallelismen   und 
rungen    zu   erkennen,    wo    doch   thatsächlich   keine   sind.   —    Es 
bedauern,   dass  der  Verf.  auf  diese  Fragen    nicht  näher  eingegang 
denn  sein  Vorgang  ist  unseres  Wissens  durchaus  ungewohnt     Wir 
später  wiederholt  darauf  zurückkommen. 

Dass  mit  einigen  Betrachtungen  über  den  Eapitalbegriff  be 
wird,  ist  jedenfalls  richtig,  indem  die  Lehre  daTon  gleichsam  ül 
sekundären  Erscheinungen  yon  Geld  und  Kredit  steht.  Nur  hätte  a 
was  wir  im  Buche  Termissen,  eine  Auseinandersetzung  über  die 
scheidenden  Merkmale  und  die  wechselseitigen  Beziehungen  eingea 
werden  müssen.  Zugleich  dürfte  aber  auch  die  sog.  Vorbemerkun 
das  Kapital  selbst  als  unzureichend  und  nicht  zutreffend  zu  bezeichni 

Das  gilt  einmal  von  der  Methode.  Der  Verf.  rekapitnlirt  u 
tisirt  die  wichtigsten  Ansichten  über  diesen  Punkt,  aber  ohne  de 
such,  sie  in  ihrem  innerlichen  (literar-historischen)  oder  äussern  Zost 
hange  (mit  andern  wirthschaftlichen  Theoremen  oder  Zeitansichten) 
fassen.     Nun  liegt  aber  gerade  hier  der  Kern  des  alten  und  neuen 
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über  den  Werth    oder  Unworth   der  Definitionen  und  Begriffe  in  der  Na- 
tionalökonomie.    Worden,  wie  der  Verf.  thut,  Turgot,  Smith,  Mill,  Eoschcr 
0. «.f.  neben  einander  genannt,  so  sinken  jene  Definitionen  allerdings  zu 
müftiigen  Spielereien    herab,   und   hat  Niemand   das  Eecht,    zu  Terlangen, 
(1058  man  sich  eines  gewissen  Ausdrucks  in  einem  gewissen  Sinne  hediene. 
Wird  dagegen  die  Subsequenz  beobachtet,  wird  also  von  der  Ansicht  aus- 
gegangen,  dass  jeder  Gelehrte  an  seinem  Vorgänger  gelernt  und  die  von 
diesen  überlieferten  Vorstellungen    weiter  zu    bilden    gesucht  hahe,  —    so 
sind  gerade  die  Begriffe  die  eigentlichen  Wendepunkte  der  Entwicklung. 

£s  geht  aber  auch  nicht  an,  die  Ansicht  einfach  zurückzuweisen, 
vtlche  auf  das  sog.  Immaterialkapital  und  dessen  verschiedene  Erschei- 
nungsformen ahstellt.  Es  müsste  vielmehr  ein  Standpunkt  gewonnen  wer- 
den, von  welchem  aus  dasselbe  —  im  Ganzen  oder  in  einzelnen  Theilen  — 
als  unrichtig  und  verwirrend  sich  ergiebt  und:  es  müsste  nachgewiesen 
'Werden,  wo  der  Fehler  der  Auffassung  begonnen  hat.  Ist  aber  das  gc- 
sdilosseue  Auftreten  jener  Erörterungen  blosser  Zufall?  —  Der  Verf.  re- 
binirt,  ohne  nähere  Motivirung,  auf  die  Lehre  von  den  sog.  wirthschaft- 
lichen  Gütern  und  deren  Unterscheidung  als  Genuss-  und  Produktionsmittel, 
stellt  frohen  Muthes  den  Satz  auf  (S.  27),  dass  es  für  alles  das  reale  Kenn- 
xeichen  gehen  müsse,  und  endet  iß.  47)  mit  einer  Formeldefinition,  laut 
welcher  der  Bestand  an  wirthschaftlichen  Gütern  einer  Wirthschaft,  wel- 
cher zur  Befriedigung  des  Bedarfs  in  der  Zukunft  verwendbar  ist  — 
Kapital  sein  soll.  —  Der  Streit  wird  damit  nur  um  eine  Stufe  zurück- 
Teilegt  und  um  ein  Kuthsel  vermehrt 

Ueber  den  letzten  Zweck  des  folgeuden  Abschnittes  von  der  Ueber- 
twgung  von  Nutzungen  hahen  wir  uns  vergeblich  bemüht,  ins  Klare  zu 
Aminen.  Die  Erörterungen  üher  die  bezüglichen  Erscheinungen  bei  der 
Arbeit,  bei  Pacht  und  Miethe,  heim  Darlehn  u.  s.  f.  und  die  daran  ge- 
knüpften weiteren  Betrachtungen  sind  vielleicht  juristisch,  nicht  aber  wirth- 
schafUich  von  Belang.  Dagegen  glauben  wir  den  Grundgedanken  unbe- 
^Dgt  zurückweisen  zu  dürfen,  wonach  es  sich  hier  überall  nicht  um  die 
^ehertragung  des  Gegenstandes,  sondern  „seiner  Nutzung"  handeln  soll. 
&  handelt  sich  —  juristisch  und  wirthschaftlich  —  immer  nur  um  Ueber- 
trigong  zum  Gebrauch  (ad  usum)  und  eben,  dass  der  Empfänger  den  Ge- 
genstand besser,  wirthschaftlich  vortheilhafter  brauchen  kann  oder  doch 
''i  brauchen  hofft,  nicht  aber,  dass  eine  bestimmte  Nutzung  über- 
^ht,  ist  das  wirthschaftliohe  Motiv  und  —  der  juristische  Grund  der 
Kirikotheilung.  Das  Wort  „Nutzung"  erinnert  zudem  an  die  alte  Renten- 
^rie,  welche  den  Vcrtheilungsmodus  durch  Prästabilirung  von  entgelt- 
^ch  überlassenen  Produktivkräften  meinte  sicher  stellen  zu  müssen. 

Die  Anlage  der  eigentlichen  Abhandlung  (SS.  104  ff.)  charakterisirt 
*ieh  einmal  durch  Behandlung  von  Institutionen,  welche  dem  Kapital 
^  Kredit  näher  stehen,  als  dem  Geld,  dann  aber  auch  durch  diu, 
^ich  nicht  sorgfaltig  festgehaltene  Trennung  der  Geldfunktionen  im 
^nithschaftlichen  und  gesetzlich -juristischen  Sinn  (der  doppelte  Ausdruck 
^  gewählt,  weil  in  der  Abhandlung  öffentlich-rechtliche  und  civil-recht- 
I^  Beziehungen  ziemlich  untermischt  zur  Erörterung  gebracht  werden), 
l^t  wird  die  Durchsichtigkeit  der  Behandlung  gefährdet,  werden  Wieder- 
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holungen  fast  unvermeidlich,  und  dazu  kommt  fast  durchgohends  eine 
süliwernilligc ,  ganz  abstrakte  Ausdrucksweise. 

Zunächst  werden  die  wirthschaftlichen  Seiten  des  Geldes  behandelt. 
—  Der  Verf.  beginnt  —  wie  uns  scheint,  der  Auffassung  entgegen,  wel- 
che er  vom  Geld  und  seinen  Funktionen  hat  —  mit  den  Unbequemlich- 
keiten des  Tauschverkehrs  als  Veranlassung  zur  Aufnahme  des  Geldes, 
genau,  wie  das  im  vorigen  Jahrhundert  üblich  war.  Hatte  z.  B.  Target 
(r^flexions  sur  la  formation  et  la  distribution  des  richesses  §.  45)  gesagt 
„Voila  donc  Tor  et  Targant  constitu^s  monnaie  et  monnaie  universelle,  et 
cela  Sans  ancune  Convention  arbitroire  des  hommes,  sans  l'intervention 
d'aucune  loi,  mais  per  la  nature  des  choses"  —  so  meint  Knies  (8.  107) 
j,Der  Gebrauch  des  Geldes  ist  nicht  das  Ergebniss  einer  bestimmten  Ueber- 
einkunft  der  Menschen  und  nicht  die  Folge  einer  gesetzlichen  Vorschrift 
des  Staates.  Er  erwächst  vielmehr  als  eine  natürliche  Frucht  des  Tausch- 
verkehrs  an  sich." 

Soweit  wir  die  Frage  zu  beurtheilen  vermögen,  liegt  dieser  Auffas- 
sung ein  dreifacher  Feliler  zu  Grunde:  logisch,  denn  der  Tausch  ist  selber 
Uebereinkunft ,  somit  auch  der  aus  demselben  resultirende  Geldgebrauch; 
thatsächlich,  denn  es  wird  die  Vorstellung  erweckt,  als  ob  nur  das  Be- 
dürfniss  beim  Tausch  zum  Geld  habe  führen  können,  und  geschichtlich, 
indem  sie  aller  Ueberlieferung  und  den  Thatsachen  widerspricht,  welche 
sich  vor  Aller  Augen  vollziehen.  Ich  meine,  von  allen  für  die  Wirth- 
schaftslehre  wichtigen  Thatsachen  sei  nichts  so  sicher  gestellt,  als  gerade, 
dass  im  Geldwesen  die  Omnipotenz  des  Staats  hervortrete.  Und  hätte  den 
Verf.  nicht  seine  Zugehörigkeit  zur  sog.  historischen  Schule,  ja  der  An- 
lass  selbst  zur  Abfassung  der  Schrift  aufmerksam  machen  sollen?  Der 
Verf.  verlässt  auch  später  diesen  Standpunkt,  ohne  freilich  des  Wider- 
spruchs gewahr  zu  werden,  und  schafft  sich  weiterhin  eine  ganze  Reihe 
der  empfindlichsten  Verlegenheiten.  Zuvörderst  komplizirt  er  sich  aber 
noch  mehr. 

Dabei  passirt  allerdings  eine  kleine  unwillkürliche  Unterschiebung, 
die  die  ganze  Abhandlung  trübt,  indem  nämlich  das  Metall,  aus  welchem 
Geld  bereitet  wird,  mit  diesem  selbst  als  identisch  aufgestellt  wird.  Nach- 
dem nun  der  Verf.  (R.  116)  erklärt,  dass  Metall  zwar  das  fungibelste  aller 
Güter  sei,  dass  man  aber  damit  den  wirthschaftlichen  Werth  einer  andern 
Gütergattung  an  sich  nicht  messen  könne,  soweit  er  im  Gebrauch  zur 
Geltung  komme,  wird  er  zu  der  Annahme  gezwungen  (S.  124),  dass  die 
verschiednen  ßpecies  der  Güter  einen  Gebrau chswerth  in  genere  enthalten, 
dass  dieser  generische  oder  fungible  Gebrauchs  werth  im  Tauschworth  zum 
Ausdruck  gelange  (§.  124),  dass  somit  der  Geldpreis  das  Werthäquivalent 
dieses  fungiblen  Gebrauchswerthes  sei  (8.  128). 

Hiergegen  wäre  nun  doch  wolil  Folgendes  zu  bemerken :  1)  Für  diese 
Verallgemeinerung  des  juristischen  Begriffs  der  Fungibilität  werden  die 
Juristen  kaum  zu  gewinnen  sein.  2)  Der  Verf.  hatte  in  einer  früheren 
Arbeit  (Tüb.  Zeitschrift  von  1855  SS.  420  ff.)  sich  bemüht  den  Tausch- 
werth  in  dem  Gebrauchswerth  aufzulösen ,  da  die  Tauglichkeit  das  werth- 
gebende  Element  sei ,  und  er  hatte  diesem  Gedanken  durch  Unterscheidung 
von  Stoff-,  Form-  und  Ortswerth  den  denkbar  schärfsten  Ausdruck  gegeben. 
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Wenn  der  Verf.  seine  Ansicht  geändert  hatte,  so  Tcrstaud  sich  eine  nä- 
here Rechtfertigung  wohl  von  selbst,  keinesfalls  ist  er  aber  noch  in  der 
Logo,  gegen  Marx  aufzutreten,  welcher  gesagt  hatte,  dass  im  Tauschwerth 
kein  Atom  Gebrauchswerth  mehr  enthalten  sei.  3)  Wenn  Geld  und  me- 
tallige Substanz  eins  und  dasselbe  sind,  so  konnte  nur  der  Obersatz  aus- 
helfen, dass  Werthe  nur  an  Werthen,  also  auch  Gebrauchswerthe  an  Ge- 
brauchswerthen  gemessen  werden  können :  es  mussten  alle  Gegenstände 
auf  das  Niveau  des  Geldes  —  vermittelst  jener  Annahme  von  einem  ge- 
nerischen  (!)  Gebrauchswerthe  —  herabgedrückt  werden. 

Aber  gerade  das  ist  ein  Irrthum,  ein  Irrthum  allerdings,  an  welchem 
die  Werththeorie  noch  heute  leidet.  Turgot  hatte  schon  denselben  be- 
gangen mit  der  Behauptung  (§.  42):  „On  ne  peut  prendre  pour  commune 
mcsure  des  valeurs  quo  ce  qui  a  une  valeur."  Warum?  Wenn  es  un- 
möglich ist,  wie  der  Verf.  selbst  zugibt  (§.  116),  ein  Gemälde  an  Silber 
abzuschätzen,  oder  ein  Wohnhaus  an  einem  Reitpferd,  was  hilft  es  mir, 
noch  mehr  Werthe  aneinander  zu  legen?  Das  gilt  für  die  Gegenstände, 
welche  verschiednen  Bedürfnisskreisen  angchörep,  wie  für  die,  welche 
demselben  Bedürfnisskreise  angehören ,  und  da  hilft  es  auch  nicht ,  auf 
einen  ganz  allgemeinen  Gebrauchswerth  zurückzuschrauben,  was  nur  in 
spezieller  Verwendung  Worth  hat,  ohne  diesen  Gebrauchswerth  aber  auf- 
hört, Werthgegenstand  zu  sein. 

Der  Fehler,  welchen  auch  Lindwurm  begangen  hat,  obschon  er  der 
Wahrheit  nahe  zu  kommen  schien,  beruht  auf  einer  Verwechslung.  Das, 
womit  ich  den  Werth  messe,  braucht  nicht  werthlos  zu  sein,  wenn  ich  es 
auch  —  für  den  Zweck  der  Werthbestimmung  —  als  ein  Werthloses  setze. 
Ich  muss  solches  thun,  wenn  ich  anders  aus  dem  Zauberkreisc  der  in- 
commensurabeln  Werthe  (Knies  S.  116)  heraustreten  will,  ohne  denselben 
gleichzeitig  zu  zerstören. 

Und  gerade  darin  liegt  der  Grund ,  der  letzte  Grund  des  Metallgeldes, 
des  Papiergeldes  und  der  Geldsurrogate,  liegt  die  Erklärung  der  Verwen- 
dung der  sog.  Eauris  bis  zu  dem  fast  räthselhaften  Gebilde  der  Makuten, 
wovon  J.  B.  Say  (Uebcrsetzung  Jakob  I.  408)  erzählt  —  Es  ist  nicht 
hier  der  Ort,  das  Angeführte  näher  zu  erörtern,  allein  es  versteht  sich, 
dass  vermöge  jener  Annahme  der  Verf.  zu  einer  richtigen  Auffassung  vom 
Wesen  des  Papiergeldes,  der  Scheidemünze,  der  Prägung  und  Währung 
etc.  nicht  gelangen  kann,  dass  er  von  einem  „an  Zahlungsstatt  Geben 
und  Nehmen"  des  Papiergeldes  reden  muss,  und,  von  seiner  AufPassung 
den  Geldes  als  Werthmaass  aus,  ist  es  völlig  konsequent,  gegen  Doppel- 
währung zu  protestiren.  Es  wäre  gewiss  lehrreich  zu  erfahren,  ob  in 
den  Ländern  der  lateinischen  Münzkonvention  nach  Gold,  oder  nach  Silber, 
oder  nach  beiden  Metallen  gewerthet  wird.  Wenn  wir  übrigens  recht 
sehen,  so  ist  es  dem  Verf.  bei  seiner  Auffassung  des  Geldpreises  als  Werth- 
äquivalent  nioht  behaglich  zu  Muthe;  er  umgeht  auch  eine  tiefere  Dis- 
kussion der  wichtigen  Frage. 

Die  Betrachtung  über  das  Geld  als  Tauschmittol  hat  den  Zweck,  die 
Gebrauchswerthseigenschafl  des  Geldes  nachzuweisen,  und  damit  käme  im 
Gegensatz  zu  jener  generischen  Fungibilität  die  alte  Terminologie  wieder  zu 
EhroD.  —  Zwischen  Werthmaass  und  Tauschmittel  aber  besteht  innerlicher 
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Zusammenhaug :  „Die  Werthmessung  ciuos  Guts  erfolgt  dadurch,  dass  das 
Quantum  Geldes  bezeichnet  wird ,  welches  im  Tausch  das  AequiTalent 
bildet,  und  wiederum,  indem  ein  Quantum  Geldes  als  Tauschgut  fungirt^ 
wird  eben  dadurch  auch  der  Werth  des  andern  gemessen."  (S.  141)  (ohne 
dass  wir  erfahren,  was  das  erste  und  was  das  zweite  ist,  noch  auch,  ob 
das  eine  ohne  das  andere  funktioniren  kann)  und  weiter  unten,  bei 
nur  flüchtiger  Berührung  der  Lehre  vom  Preise:  „Um  empfindlich  zu 
werden ,  d.  h.  eine  Bewegung  im  Preisstand  zu  bewirken,  muss  auch  hier 
die  Veränderung  des  Verhältnisses  von  Angebot  und  Nachfrage  (^beim  Geldo) 
die  Stärke  des  Drucks  erlangen,  welche  erforderlich  ist,  um  den  Beibungs- 
widerstand  zu  überwinden,  welcher  der  vorhandene  Preisstand  durch  die 
Kraft  des  Beharrens  (vis  inertiae)  der  Veränderung  entgegensetzt." 

Von  den  eigen thümlichen  Lebenserscheiuuugen  bei  den  Preisen,  auf 
welche  schon  von  Andern  aufmerksam  gemacht  worden  und  welchen  wir 
näher  zu  kommen  bemüht  waren  (s.  unsre  Arbeit  über  die  Methoden  bei 
der  Ermittlung  Ton  Preisen  II  und  ILI),  findet  sich  hier  keine  Andeu- 
tung, und  die  Annahme  von  einem  Preisstand  als  einer  vis  inertiae  ist 
nur  ausgesprochen,  aber  nicht  —  was  doch  sicher  sehr  nöthig  wäre  —  er- 
wiesen. Aber  wie  kommt  der  Verf.  überhaupt  dazu,  von  einem  Preisstand 
zu  reden?  Seine  Theorie  lässt  ja  eine  Preisbildung,  über  dem  Metall- 
vorrath  hinweg,  gar  nicht  zu;  ihr  zufolp^e  ist  jene  nur  der  Ausdruck  des 
Verhältnisses  zwischen  Geld  und  Waare,  also  im  Einzelnen  sich  vollzie- 
hend; wie  und  zwischen  was  kann  da  eine  konsolidirte  Beziehung  entstehen? 
Die  Inkonsequenz  ist  um  so  eklatanter,  als  der  Verf.  selber  unaufhörlich 
vom  Tauschmittel  spricht.  Das  letzte  Ergebniss  wäre  aber,  vom  Stand- 
punkt des  Verf.  aus  die  Leugnung  des  Tauschhandels  als  des  eigentlichen 
Wesens  des  Kaufgeschäfts,  und  seine  völlige  Streichung  im  wirthschaftlichen 
Leben,  aber  auch  —  um  ein  beliebtes  Bild  des  Verf.  zu  brauchen  —  die 
Berge  scheinen  nicht  nur,  sie  sind  auch  hoch  und  niedrig,  je  nach  dem 
Maass,  mit  welchem  sie  gemessen  werden. 

Ans  den  zwei  folgenden  Abschnitten  heben  wir  nur  die  eine  Stolle 
hervor  (S.  179):  „Während  das  Geld  —  für  uns  das  Edelmetall  (!)  —  als 
Werthmaassstab  zu  fuugiren  hat,  wird  es  zum  Maassstab  der  Preise  aller 
Güter  dadurch ,  dass  jeder  Stand  und  jede.  Bewegung  in  der  Werthgrösse 
der  Güter,  wie  dieselben  im  eigentlichen  Verkehr  gesellschaftliche  Aner- 
kennung finden,  in  bezüglichen  und  unterschiedlichen  Quantitäten  des  Geld- 
gutes  ihren  abgemessenen  Ausdruck  finden."  Der  Verf.  erläutert  das  später, 
dass  er  unter  Preismaassstab  den  multiplen  oder  aliquoten  Theil  der  (Geld)- 
Wertheinheit  verstehe  und  fügt  zu  dem  natürlichen  Preismaasstab  einen 
gesetzlichen.  —  War  es  nicht  richtiger  —  vom  Standpunkt  des  Verf.  aus 
—  lediglich  von  aliquoten  Theilen  des  gesammten  Vorraths  zu  spreohen 
oder  aber,  wenn  diese  Funktion  das  Geld  als  Werthmaass  übernimmt,  an- 
zuerkennen, dass  zwei  durchaus  widerstreitende  Gedankenreihen  vorliegen, 
ohne  alle  Möglichkeit,  sie  zu  versöhnen?  Und  wie  kann  vollends  von 
einer  „Geldeinheit"  im  nicht  gesetzlichen  und  ungeschützten  naturalisti- 
schen Sinne  die  Hede  sein?  — 

Es  ist  ein  interessantes  Schauspiel  aus  der  kleinen  literarischen  Welt, 
welches  das  Buch  uns  vorführt  -^   wir  meinen  die   mit  logischer  Noth- 
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wendigkeit  sich  yoUsiehende  innerliche  Auflösung  unrichtiger  und  will- 
kürlicher Theoreme.  In  der  That  hat  das  Buch  das  eine ,  wenn  auch  un- 
freiwillige Verdienst,  die  Unhaltharkeit  der  herrschenden  Geldtheorie  über- 
zeugend darsuthun.  Ohne  in  irgend  einem  wesentlichen  Punkte  originell 
zu  sein ,  nimmt  der  YerL  die  disporaten  überlieferten  Elemente  zusammen, 
sucht  sie  in  ein  System  zu  formen,  zeigt  aber  gerade  dadurch,  dass  die 
Hoffnung ,  auf  diesem  Boden  weiterzuarbeiten ,  für  immer  aufgegeben  wer- 
den muss.  —  Es  war  ihm  nicht  entgangen,  dass  von  altersher  im  Oeld- 
wesen  dem  Staat  ein  mächtiger  Einfluss  eingeräumt  worden  war  und  dass 
nur  durch  denselben  das  Geldwesen  zur  Ausbildung  gelangen  konnte;  aber 
der  enge  Yorstellungskreis  der  Turgot-Smith'schen  Schule,  die  ungenügende 
Erfassung  des  historischen  Materials,  vielleicht  auch  die  Furcht,  sich  vom 
gegebenen  Boden  zu  entfernen,  liess  ihm  höchstens,  als  Ergänzung  und 
Abschluss  der  Doktrin,  die  durchgehende  Parallelisirung  der  rein  wirth- 
schaftlichen  und  der  staatlich  -  gesetzlichen  Funktionen  als  wünschbar  er- 
scheinen. 

Wir  können  uns  wenigstens  für  den  Abschnitt,  welcher  vom  natur- 
wirthschafblichen  Zahlungsmittel  oder  vom  Zahlungsmittel  schlechthin  (im 
Gegensatz  zum  gesetzlichen  —  soll  wohl  heissen  gesetzlich  anerkannten  — ) 
kein  andres  Motiv  denken.  Aber  um  welchen  Preis  geschieht  das?  Die 
Thatsache  ist  richtig,  dass  der  Tauschverkehr  nicht  alle  Fälle  von  Gü- 
terumsatz und  Geldgebrauch  einschliesst,  allein  ist  bei  Pacht,  Miethe, 
Dienstverhältnissen  etc.  das  Geld  Zahlung  oder  Zahlungsmittel?  Gibt  es 
ein  donandi  oder  credendi  arcino,  wie  ein  solvendi  animo  Zahlen?  (S.  262) 
Gibt  der  Vater  seiner  Tochter  eine  Mitgift  oder  zahlt  er  sie,  in  dem  Sinne, 
dass  jede  Zahlung  eben  so  gut  in  andern  Gegenständen  als  in  Geld  statt- 
findend gedacht  wird?  Und  wo  das  Geld  als  Ausgleich  von  Ersatz-  und 
Entschädigungsforderungen  auftritt,  woher  entlehnt  es  seine  befreiende 
Kraft?  Manche  Ausführungen  deuten  an,  dass  der  Verf.  des  Glaubens  war, 
man  könnte  wirklich  in  einem  wie  im  andern  Falle  statt  des  Geldes  einen 
andern  beliebigen  Gegenstand  geben.  Und  wenn  das  nicht  der  Fall,  so 
rühre  das  nicht  etwa  davon  her,  dass  das  Geld  Werthmaass  und  Tausch- 
mittel, noch  weniger  davon,  dass  es  gesetzliche  Institution  sei.  Der  Staat 
nehme  auf  und  sanktionire  nur  Einrichtungen,  welche  längst  vor  ihm  (!) 
und  vor  seiner  Bestellung  von  Gerichten  bestanden  hätten.  Damit  schwächt 
aber  der  Verf.  wiederum  sich  selber  die  Stellung,  dieweilen  alsdann  die 
staatliche  Autorität  nichts  hinzubringt,  und  er,  der  Anhänger  der  sog. 
historischen  Schule  verbaut  sich  auch  den  Ausblick  in  die  Geschichte  des 
Vertrags-  und  Verkehrswesens. 

So  wird  der  Verf.  von  einer  Eonsequenz  zur  andern  getrieben,  und 
der  Fehler  ist  nur  weniger  augenfällig  durch  die  Einschiebnng  eines  Ab- 
schnitts „vom  Werthträger'^  zwischen  jene  beiden  grossen  Gruppen.  Aber 
auch  in  dieser  Darstellung  liegt  nicht  viel,  was  der  Wahrheit  näher  käme. 
Wenn  nämlich  das  Geld  der  Zeit  nach  als  Werthträger  dient,  so  geschieht 
das  nicht  der  Eigenschaft  als  Geld  wegen,  sondern  weil  es  Kapital  und 
Schatz  ist,  ansonst  es  gewiss  rathsamer  wäre,  Papiergeld  aufzubewahren 
(der  Verf.  umgeht  nur  darum  diese  Klippe,  weil  er  grundsätzlich  dem 
Papiergeld  Geldeigenaohalt  abspricht) ,  und,  räumlich  genommen,  wird  es 
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von  seinen  Surrogaten  und  wiederum  vom  Papiergeld  weit  übertroffcn, 
namentlich  auch  darum,  weil  das  Geltungsgebiet  des  Geldes  als  solchem 
territorial  beschränkt  ist.  So  wenig  Jemand  (S.  218)  von  Hamburg  nach 
Basel  Getreide  schickt,  wenn  die  Preise  gleich  sind,  ebensowenig  wird 
man,  denke  ich,  Geld  an  einen  andern  Ort  senden,  um  ein  Geldgeschäft 
zu  machen,  wenn  Bankdiskont  gleich  und  die  Wechselkurse  niedrig 
stehen. 

Bei  Betrachtung  des  Geldes  von  seiner  juristischen  Seite  als  gesetz- 
liches Zahlungsmittel,  Werth-  und  Freismaass  muss  sich  natürlich  der  Verf. 
auf  Seite  derjenigen  Gelehrten  schlagen,  welche,  wie  Goldschmidt,  an  das 
Mährchen  eines  gesetzlichen  bzw.  durch  Gesetz  geschaffenen  Werthmaasses 
glauben.  Aber  unser  Verf.  hat  Mühe,  sich  der  Argumentation  dieses  Ju- 
risten zu  erwehren,  welcher  die  Wirthschaftlehre  mit  den  Begriffen  von 
Geldkreditpapieren,  von  Papierwährung,  von  entlehntem  Werthmaass  des 
Papiergeldes ,  das  auch  —  ohne  weiteres  Verbot  —  Private  ausgeben  kön- 
nen und  manchen  andern  Gedanken  bereichert.  Man  kann  nicht  juris- 
tisch,   meint    der   Verf.  —   vielleicht    aber    doch    wirthschaftlich?  —  von 

Papierwährung  reden ,  wenn  nicht aus  dem  Begriff  der  Währung  der 

Moment  des  Werthmaasses  vollständig  eliminirt  wird;  man  kann  juristisch 
unmöglich  den  Begriff  des  Geldes  auf  das  gesetzliche  Zahlungsmittel  be- 
schränken, schon  weil  dieses  selbst  ein  gesetzliches  Werthmaass  bedingt 
und  immer  zur  Seite  hat  (!);  man  kann  auch  juristisch  nicht  von 
Papiergeld  sprechen,  da  jene  Scheine  wohl  gesetzliches  Zahlungsmittel, 
aber  nicht  gesetzliches  Werthmaass  und  gesetzlicher  Preismaassstab  sind 
und  ein  besonderes  Ilechtsbedürfniss  nicht  vorliegt,  den  Gebrauch  des 
Wortes  Geld  dergestalt  zu  verengem  (S.  268  und  269).  —  Es  ist  wohl 
kein  Zweifel,  dass  unter  solchen  Umständen  die  „staatliche  Pflege''  sich 
als  ein  durchaus  sekundäres  Moment  darstellt.  Zumal  in  Juristischen  Din- 
gen kommt  es  nicht  auf  die  Vorliebe  für  dieses  oder  jenes  Wort  an,  son- 
dern auf  die  Thatsache  selbst.  Wenn  also  der  Staat  die  ^löglichkeit  be- 
sitzt, Papiergeld  mit  und  ohne  Zwangskurs  auszugeben,  so  ist  es  nur  ver- 
wirrend, beim  Papiergelde  von  uneigentlicher  Zahlung ,  von  datio  in  solu- 
tum  etc.  zu  sprechen,  denn  man  verliert  den  Boden  richtiger  Beurtheilungs- 
möglichkeit.  Und  was  nützt  es,  jene  Vorstellung  von  gesetzlichem  Werth- 
maass und  Preismaassstab,  im  Gegensatz  zu  dem  natürlichen,  aufrecht  zu 
erhalten,  wenn  nmn  dadurch,  wie  jeder  Unbefangene  aus  dem  Mitgetheil- 
ten  ersieht,  im  Kreise  herumgeführt  wird,  während  man  doch  nirgends  neu 
hinzutretende  Elemente  aufweisen  und  zu  charakteristischen  Momenten  er- 
heben kann?  In  der  That:  bonnet  blanc  und  blanc  bonnet,  das  ist  das 
ganze  Ergebniss  einer  lang  ausgeführten  Erörterung.  Man  bedenke  nur, 
wie  der  Verf.  S.  265  das  Geld  juristisch  deünirt:  „. . .  der  Gegenstand, 
welcher  als  Geld  verwendet  wird,  soweit  Geldgebrauch  gesetzlich  nor- 
mirt  istri" 

Eine  Auseinandersetzung  und  Prüfung  der  Papiergeldtheorie  des  Yerf. 
ist  unseres  Erachtens  durchaus  überflüssig.  Nur  wenn  die  ersten  Grund- 
lagen ganz  unrichtig  sind,  kann  ernstlich  die  Frage  entstehen,  ob  Pri- 
vate Papiergeld  ausgeben  können ,  ob  man  die  Einlösungskassen  für  Staats- 
papiergeld richtiger  als  Ausweohslungs-  oder  Tauschstellen  bezeichnet,  ob 
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ein  Verlaugen  nach  Papiergelde  im  Verkehr  jemals  auftrete  (S.  278).  Eine 
wegen  der  darin  versteckten  Vorstellung  von  der  Unberührbarkeit  des 
Metallgeldes  wichtige  Behauptung  lautet  (S.  284)  dahin,  dass,  wenn  bei 
grossem  Papiergeld  vor  rath  die  Preise  steigen,  die  Ursache  nicht  in  einem 
Schwanken  des  (metalligen)  Werthmaasses  und  Preismaassstabes  liege,  son- 
dern in  der  W er th Veränderung  des  aufgedrungenen  Tau  seh  mittels."  — 
Man  vermisst  hier  und  bei  manchen  andern  Behauptungen  eine  exakte, 
auf  Thatsachen  sich  stützende  Beweisführung. 

Nur  zwei  Wort©  über  den  letzten  Abschnitt,  welcher  die  Funktion 
de«  Geldes  als  offiziellen  (warum  nicht  gesetzlichen  ?)  Werthbewahrers  oder 
als  legaler  Worthkonstanz  behandelt.  Was  den  letzten  Punkt  anbetrifft,  so 
möchte  zwischen  Werthfestdtellung  und  Werthfortdauer  eine  Verwechslung 
unterlaufen  sein.  Wenn  also  (S.  314  tf.)  eine  Bäuerin  auf  dem  Gute  ihres 
Mannes  sitzen  bleibt  und  der  Erbsantheil  der  Kinder  konstatirt  (nicht 
konstant  erklärt.*)  wird,  so  sagt  das  Gericht  nicht,  bei  Tod  der  Mutter,  bei 
Mehrjährigkeit  etc.  erhält  das  Kind,  was  x.  Thaler  zur  Zeit  der  Gutsüber- 
nahme werth  waren,  sondern  das  Kind  erhält  diese  x.  Thaler,  gleichviel, 
ob  deren  Werth  —  andern  Gegenständen  oder  dem  Hofgut  gegenüber  — 
gestiegen  oder  gefallen  sein  wird.  —  Das  wird  man  aber  gemeinhin  nicht 
Werthkonstanz  nennen. 

Wir  müssen  noch  auf  einen  Punkt  zurückkommen.  Im  6.  Abschnitt 
wird  zum  zweiten  Male  die  Währungsfrage  beleuchtet,  ohne  dass  zwischen 
der  eigentlichen  Doppolwährung  (welche  nur  in  der  römischen  Kaiserzeit 
und  seit  1865  in  den  Staaten  der  lateinischen  Münzkonvention  bestanden 
hat)  und  den  Nebenformen  der  Parallelwährung  und  des  Kassenkurses 
unterschieden  wurde;  hier  wird  auch  das  LiverpooVsche  Gesetz  bekämpft, 
wonach  im  Lauf  der  Zeiten  immer  feinere  Bedürfnisse  zur  Unterlage  des 
Geldes  gewählt  werden  sollen.  Ohne  dass  nun  eine  ganz  gleichartige  Ent- 
wicklung bei  den  verschiedenen  Völkern  stattzufinden  braucht,  so  ist  doch 
thatsächlich  richtig,  —  und  ich  glaube,  dass  hier  der  Grundfehler  der  bishe- 
rigen Theorie  liegt  — ,  dass  ursprünglich  das  einzige  Geld  (Tauschmittel), 
zugleich  aber  auch  die  weit  hervorragenden  Tauschgegenstände  Vieh,  Ge- 
treide, Sklaven,  Salz,  Häute  —  kurz  Dinge  des  täglichen  persönlichen 
Bedarfs  waren.  Erst  später  traten  Schmuck  und  gezierte  Waffen  ein,  aber 
nur  nachdem  für  diese  Sachen  als  Auszeichnung  der  höheren  Stände  zur 
allgemein  gesellschaftlichen  Anerkennung  sich  durchgerungen 
hatten,  und  wiederum  einer  späteren  Epoche  gehört  die  Aufnahme  von  Eoh- 
Edelmetallen  —  dieser  Urform  des  Nationalk apitals  —  an.  Aber 
an  ihre  Verwendung  war  erst  zu  denken,  als  die  staatliche  Autorität 
und  die  Anerkennung  eines  Gewichts-  und  Maasssystems  sich  befestigt 
hatte,  als  Zeichen  und  Stempel  die  Aechtheit  und  Kursfähigkeit  verbürg- 
ten, und  eben  dieses  Maass  stärkerer  Autorität  bildet  von  nun  an  das 
Fundament  des  Geldwesens,  welches  erst  spät  in  der  Form  des  Papier- 
geldes seine  letzte  begriffliche,  aber  auch  gefährliche  Konsequenz  erhält, 
während  im  freien  Verkehr  die  Entwicklung  dahin  geht,  das  unterliegende 
Moment  des  Kredits  in  immer  geregeltere  Bahnen  überzuführen.  Dabei 
ist  der  Uebergang  von  der  einen  Form  zur  anderen  wesentlich  von  äusse- 
ren Umständen  abhängig:  es  ist  aber  durchaus  irrig,  jedenfalls  nicht,  wie 
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Yom  Verf.  vorgegeben,  historische  Thatsache,  dass  die  Erweiterung  der 
Territorien  und  die  Bedürfnisse  des  Werthtransports  zur  Goldwährung  füh- 
ren. So  viel  wir  wissen ,  haben  wenigstens  die  grossen  Beiche  des  Ostens 
eine  Goldwährung  nicht  gehabt 

üeber  die  Bedeutung  und  Funktion  dos  Geldes  als  Kapi- 
taly  über  die  Geschichte  des  Geldwesens  und  des  Geldbegriffs 
enthält  die  Abhandlung  nicht  eine  einzige  Silbe. 

Doch  wir  brechen  ab.  Sagen  wir  zuviel  damit,  dass  es  dem  Verf. 
nicht  gelungen  sei,  das  Wesen  des  Geldes  zu  erfassen  oder  gar  dessen 
Theorie  zu  fördern?  Die  Durchsicht  des  Buchs  über  den  „Kredit"  wird 
uns  noch  weitere  Belege  liefern. 

Jena.  £.  Heitz. 


M  i  s  c  e  1  1  e  n. 


I. 

Freisaufgabe  des  staatswissensohafbliohen  Seminars  in  Jena 
für  das  Jähr  1876. 

Die  Ijchre  von  dem  mittleren  Alter  der  lebenden  Bevölkerung  und 
Untersuchung  des  Wcrthes  dieses  Alters  als  Quelle  der  Erkennt- 
niss  ^rirthschaftlicher  Kraft. 

Um  die  wiBsenschaftliche  Loistungsfähigkeit  der  Mitglieder  des  staats- 
wissenschaftlichen Seminars  in  Jena  zu  steigern,  wurde  im  Jahre  1862 
auf  Antrag  des  Professor  Hildebrand  vom  grossherzoglichen  weimarischen 
Staatsministerium  den  Direktoren  des  staatswissensohaftlichen  Seminars  das 
Eecht  ertheilt,  von  Zeit  zu  Zeit  eine  staatswissenschaftliche  Preisaufgabe 
zu  stellen  und  aus  dem  Fonds  des  Seminars  einen  Preis  für  diejenigen 
Preisbewerber  auszusetzen,  welche  dietje  Auszeichnung  verdienen  würden. 
Zugleich  wurde  genehmigt,  dass  die  Bekanntmachung  dieser  Preisaufgaben 
sowie  die  Verkündigung  des  ürtheils  über  die  eingegangenen  Preisarbeiten 
und  eventuell  des  zuerkannten  Preises  feierlich  in  der  Aula  an  demjeni- 
gen Tage  erfolgen  solle,  an  welchem  die  übrigen  akademischen  Preisauf- 
gaben verkündigt  und  Preise  verliehen  wurden. 

Als  erste  Preisaufgabe  dieser  Art  wurde  1864  eine  vergleichende  Dar- 
stellung der  national-ökonomischen  Ansichten  Simon  de  Siomondi's  aus  sei- 
nen drei  Hauptwerken  ausgeschrieben,  die  damals  von  Herrn  v.  Scheel, 
Mitglied  des  staatswissenschaftlichen  Seminars  zu  Jena  (jetzt  Professor  in 
Bern)  gelöst  wurde. 

Die  letzte  Preisaufgabe,  welche  im  vorigen  Sommersemester  gestellt 
wurde,  verlangte  eine  Geschichte  und  Kritik  der  Lehre  von  dem 
mittleren  Alter  der  lebenden  Bevölkerung  und  des  Werthes 
dieses  Alters  als  Quelle  der  Erkenntniss  wirthschaftlicher 
Kraft,  wobei  nicht  allein  die  difFerirenden  Ansichten  von  Engel,  Wap- 
päus.  Hörn,  Hildebrand,  Meyer  und  Kummer  geprüft,  sondern  auch  der 
Einfiuss  der  Kindersterblichkeit  auf  die  Höhe  des  mittleren  Lebensalters 
statistisch  untersucht  werden  sollte.  Diese  Aufgabe  wurde  von  zwei  Be- 
werbern bearbeitet 

Die  eine  Arbeit  enthielt  zunächst  eine  kurze  Darlegung  der  wissen- 
schaftlichen Streitfrage,  berechnete  dann  das  mittlere  Lebensalter  in  den 
civilisirtesteu  Staaten  Europas,  darauf  die  Fruchtbarkeit  und  Kindersterb- 
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lichkeit  iu  den  ersten  fünf  Lebensjahren  für  die  gleichen  Staaten  und 
wies  nach,  dass  grosse  Kinderzahl  und  niedriges  Durchschnittsalter  der 
Lebenden  unzertrennlich  sind,  dass  aber  Kinderzahl  und  Kindersterblich- 
keit nicht  parallel  laufen.  Das  durch  die  Stärke  der  Kinderbevölkerung 
bedingte  mittlere  Lebensalter  sei  nur  der  Ausdruck  der  Vertheiluug  der 
Bevölkerung  nach  Altersklassen,  aber  weder  ein  Älaassstab  für  die  Stärke 
der  produktiven  Bestandtheile  der  Bevölkerung,  noch  eine  Quelle  der  Er- 
kenntniss  wirthschaftlicher  Kraft.  Ks  sei  deshalb  die  Ermittelung  des 
mittleren  Lebeusalt^jrs  von  keinem  besonderen  wissenschaftlichen  Werth. 

Sehr  zu  bedauern  war,  dass  bei  Mittheilung  der  hierbei  verwendeten 
Rechnungsresultate  fast  nirgends  genau  angegeben  war,  für  welche  Jahre 
des  letzten  Decenniums  die  Durchschnittszahlen  gewonnen  worden  waren, 
so  dass  eine  genaue  Kontrole  derselben  sehr  erschwert  war;  aber  der  Gang 
der  ganzen  Untersuchung  und  die  dabei  angewandte  Methode  verdiente 
alle  Anerkennung. 

Die  zweite  Abhandlung  begann  mit  einer  zu  allgemeinen  und  breiten 
Einleitung,  welche  mit  dem  behandelten  Thema  nicht  in  nothwendigem 
Zusammenhange  stand,  zog  bei  der  Untersuchung  dos  Einflusses  der  Kinder- 
sterblichkeit auf  das  mittlere  Lebensalter  nur  das  erste  Lebensjahr  in 
Betracht  und  gelangte  zwar  zu  demselben  negativen  Ergebnisse  wie  die 
Konkurrenzarbeit,  aber  mit  unzureichenden  Beweismitteln.  Dagegen  war 
hier  die  Geschichte  der  Lehre  mit  grossem  Fleisse,  vieler  Umsicht  und 
reifem  Urtheil  und  zwar  erheblich  vollständiger  ausgeführt  als  in  der  eratcn 
Arbeit,  und  die  einzelnen  Untersuchungen  bewiesen  überall  das  richtige 
Yerstäudniss  der  gestellten  Aufgabe  und  Sicherheit  iu  der  Handhabung 
der  Methode. 

Aus  diesen  Gründen  wurde  trotz  der  einzelnen  gerügten  ^längel  den 
Verfassern  beider  Arbeiten  der  Preis  zuerkannt. 

Die  Eröffnung  der  versiegelten  Zettel  am  15.  Juni  d.  J.  in  der  Aula 
ergab  als  Verfasser  dieser  Preisarbeiten  Dr.  Lesigang  aus  Wien  und 
stud.  Eichmann  aus  St.  Gallen,  beide  Mitglieder  sowohl  des  staats- 
wissenschaftlichen als  auch  des  statistischen  Seminars  in  Jena. 


IL 

Ueber  einige  nenere  Versnclie  zur  Revision  der 
GrnndbegriiTe  der  Nationalökonomie. 

Von 
Prof.  A.  Held  in  Bonn. 


Für  die  ältere  „abstrakte"  Wirthschaftslehre  war  die  richtige 
Fassung  und  Zergliederung  der  Begriffe  mit  denen  man  operirte  die 
wichtigste  Aufgabe.  Wenn  man  ein  Bild  des  Zusammenhangs  der 
wirthschaftlichen  Erscheinungen  aus  gewissen  allgemeinen  Prämissen 
heraus  durch  reine  Operationen  des  logischen  Denkens  konstruiren  wollte, 
so  musste  sich  der  Streit  der  Ansichten  zumeist  in  einen  Streit  über 
die  Richtigkeit  von  Definitionen  und  ihren  Konsequenzen  auflösen. 

Adam  Smith  freilich  kümmerte  sich  wenig  um  scharfe  Definitionen, 
gebrauchte  technische  Ausdrücke  in  wechselnder  Bedeutung,  schloss 
sich  in  elastischer  Weise  dem  von  ihm  erkannten  wirklichen  Leben  und 
seinem  Sprachgebrauch  an.  Aber  eben  darin  haben  ihn  die  getreuen 
Verehrer  seiner  Grundtendenzen  korrigirt.  Man  betrachte  nur  —  ganz 
abgesehen  von  Ricardo  —  wie  die  Spitzen  der  rechtgläubigen  natio- 
nalökonomischen Wissenschaft  in  Deutschland  wie  z.  B.  Hennann  und 
von  Mangoldt  ihren  Scharfsinn  anstrengen,  das  vielgestaltete  wirth- 
schaftliche  Leben  in  knappe  Begriffe  zu  bannen ,  diese  zu  spalten  und 
zu  zerlegen  und  dann  zu  beweisen,  in  welche  Quantitätsverhältnisse 
unter  diesen  und  jenen  Voraussetzungen  die  begrifflich  scharf  gefassten 
wirthschaftlichen  Kräfte  zu  einander  treten  müssen. 

Die  jüngere  Schule  deutscher  Nationalökonomen  hat  sich  von  sol- 
chen wissenschaftlichen  Untersuchungen  mehr  abgewendet.  Sie  hielt 
es  fär  ihre  Hauptaufgabe  direkt  zu  untersuchen ,  wie  die  wirthschaft- 
lichen Verhältnisse  sind,  wie  sie  geworden  sind,  wie  sie  geändert 
werden  können  und  sollen. 

XX  vn.  10 
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Ich  Stehe  keineswegs  an ,  zu  behaupten ,  dass  die  wichtigste  För- 
derung der  Wissenschaft  von  Arbeiten  zu  erwarten  ist,  welche  die  ver- 
gangenen und  gegenwärtigen  Thatsachen  des  wirthschaftlichen  Lebens 
kritisch  untersuchen  und  die  praktischen  Fragen  der  sozialen  Beform 
durchdenken.  Wirthschaftliche  Verwaltungslehre  und  soziale  Geschichte 
müssen  vor  Allem  heute  angebaut  werden,  wenn  wir  vorwärts  kommen 
wollen. 

Aber  wir  können  doch  dies  nicht  ausschliesslich  thun.  Wenn 
aus  neuen  Studien  über  Geschichte,  Statistik,  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung sich  neue  Anschauungen  entwickeln,  so  drängt  es  den  deut- 
schen Gelehrten,  diese  Anschauungen  zu  einem  neuen  System  zusam- 
menzufassen und  das  erste  Auftreten  eines  wirklich  neuen  Systems  ist 
der  Beweis  dafür,  dass  neue  Studien  überhaupt  eine  gewisse  Reife 
und  Lebensfähigkeit  erlangt  haben.  So  war  ja  auch  die  Anregung  die 
Röscher  zu  wirthschaftsgeschichtlichcn  Studien  gab,  von  dem  Erschei- 
nen seines  Lehrbuchs  noch  geschichtlicher  Methode  begleitet.  Wenn 
wir  verwickelte  Thatsachen  euigehend  und  spezialisirt  beobachtet  und 
dargestellt  haben,  so  wird  es  schliesslich  noth wendig,  für  die  haupt- 
sächlich bewegenden  Kräfte  Namen  zu  haben.  Die  Wissenschaft  kann 
sich  ja  nicht  mit  Beschreibung  des  Thatsächlichen  begnügen,  sie  muss 
nach  dem  Zusammenhang  von  Ursache  und  Wirkung  forschen.  Sie 
entdeckt  in  verschiedenen  Ländern  ähnliche  Gesammtwirkungen,  ähn- 
liche Gesammtursachcn.  Sie  fasst  diejenigen  äusseren  Erscheinungen, 
die  der  Sache  nach  gleichartig  oder  sehr  verwandt  sind,  unter  einem 
Namen  zusammen  und  indem  sie  diesen  Namen ,  dieses  Wort  definirt, 
giebt  sie  das  Wesentliche  an,  weshalb  wir  die  betreffenden  Erschei- 
nungen überhaupt  berücksichtigen.  Es  müssen  sich  aus  der  Beobach- 
tung der  Wirklichkeit  gewisse  stets  wiederkehrende  Begriffe  von 
allgemeiner  Bedeutung  entwickeln. 

Die  jüngere  deutsche  Nationalökonomie  arbeitet  mit  veränderter 
Methode,  mit  veränderten  Anschauungen;  sie  kann  aber  auf  ein  Sy- 
stem und  eine  Terminologie  deshalb  nicht  verzichten,  sondern  muss 
eine  veränderte  Terminologie  erzeugen.  Ein  Beispiel  möge  dies  er- 
läutern: Die  ältere  Englische  Nationalökonomie  unterschied  drei  Pro- 
duktivfaktoren: Arbeit,  Kapital  und  Natur,  und  demgemäss  drei  Ein- 
kommensarten: Arbeitslohn,  Kapitalgewinn,  Grundrente.  Man  schien 
diese  Unterscheidungen  abzuleiten  aus  der  allgemeinen  ewig  gleich 
bleibenden  Natur  der  Dinge  und  aus  gewissen  unbestreitbaren  Grund- 
begriffen. Man  sagte  etwa:  die  Arbeit  des  Menschen  gestaltet  natür- 
liche Stoffe  zu  Gütern  d.  i.  Mitteln  zur  Bedürfnissbefriedigung.     So 
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sind  Arbeit  und  Natur  als  selbstverständliche  Grundlagen  der  Pro- 
duktion gegeben.  Zum  Erfolg  der  Produktion  ist  aber  die  verständige 
Benutzung  bereits  erarbeiteter  Güter  nöthig,  weil  der  denkende  Mensch 
nicht  von  der  Hand  in  den  Mund  lebt,  sondern  sich  für  seine  Thätig- 
keit  zur  Erreichung  seiner  Zwecke  vorbereitet.  So  kommt  beim  Men- 
schen das  Kapital,  die  Frucht  vergangener  Arbeit,  das  Produktions- 
werkzeug als  nothwendiger  dritter  Faktor  dazu.  Es  ist  gerecht,  billig, 
natürlicher  und  naturrechtlicher  Weise  nothwendig,  dass  wer  bei  der 
Produktion  mitwirkt,  auch  seinen  entsprechenden  Antheil  an  der  Frucht 
der  Produktion  habe,  d.  h.  das  Einkommen  vertheilt  sich  unter  die 
Arbeitenden,  unter  die  Besitzer  des  unentbehrlichen  Naturfonds  (Grund 
und  Boden)  und  diejenigen ,  welche  das  höchst  nothwendige  und  nütz- 
liche Kapital  liefern  etc.  — 

So  dachte  man ,  so  stellte  man  die  Sache  etwa  dar.  Freilich  kann 
ein  geübtes  Auge  leicht  erkennen,  dass  diese  Dreitheilung  nicht  ent- 
standen wäre,  wäre  der  Engländer  nicht  an  den  Anblick  der  That- 
sache  gewöhnt  gewesen,  dass  Arbeiter,  Fabrikanten,  Pächter  und  Kauf- 
leute, und  grosse  Grundherrn  drei  grosse  sozial  und  politisch  unterschie- 
dene Stände  mit  verschiedenen  Interessen  bilden.  Aber  man  entwickelte 
wissenschaftlich  das  System  doch  nicht  aus  dieser  Thatsache,  sondern 
aus  allgemeinsten  Vorstellungen  und  Begriffen,  wobei  dann  die  An- 
eignung des  Kapitals  und  des  Grund  und  Bodens  durch  Einzelne 
einfach  unerklärt  blieb,  das  Einkommen  derjenigen  Arbeitenden,  die 
nicht  besitzlose  Lohnarbeiter  sind,  eine  Quelle  von  Verlegenheiten 
wurde,  und  der  kühne  Sprung,  vermittelst  dessen  der  Begrifl  „Natur" 
in  den  des  Grund  und  Bodens  zusammenschrumpfte,  nicht  befriedigend 
gerechtfertigt  werden  konnte.  — 

Betrachten  wir  dem  gegenüber  die  neuere  Nationalökonomie:  Sie 
beobachtet  die  Prozesse  der  Produktion  und  Einkommensvertheilung 
in  alter  und  neuer  Zeit.  Sie  erkennt  die  allgemeine  Thatsache,  dass 
Produktion  eine  Einwirkung  menschlicher  Arbeit  auf  natürlich  gege- 
bene Stoffe  mit  durch  Arbeit  entstandenen  Werkzeugen  ist,  an;  aber 
sie  fragt  nun  nach  den  Beziehungen  zwischen  verschiedenen  an  der 
Produktion  betheiligten  Menschen  und  da  tritt  ihr  die  Thatsache  ent- 
gegen, dass  zu  allen  Zeiten  unter  den  an  der  Produktion  betheiligten 
Personen  in  Bezug  auf  ihre  Thätigkeit  und  ihre  Interessen  ein  grosser 
Unterschied  bestand,  je  nachdem  die  Betheiligten  Herrn  über  die  bei 
der  Produktion  nöthigen  und  benutzten  wirthschaftlichen  Güter  waren 
oder  nicht.  Sie  findet,  dass  jederzeit  der  Besitz  gegenüber  dem  Nicht- 
Besitz eine  beherrschende  Stellung  hatte;  sie  findet  aber  weiter,  dass 
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dieser  allgemeine  Gegensatz  zwischen  den  Gruppen  der  Besitzenden 
und  Nichtbesitzenden  sich  hiichst  verschieden  gestaltet  je  nachdem  mit 
dem  Besitz  gewisser  wirthschaftlichcr  Güter  zugleich  direkte  persön- 
liche Herrschaft  über  Nichtbesitzer  verbunden  ist  (Sklaverei,  Leib- 
eigenschaft, politische  Herrschaftsrechte  der  Grundherrn)  oder  nicht; 
je  nachdem  neben  dem  Grund  und  Boden  bewegliche  Kapitalien  von 
selbständiger  Wichtigkeit  sind  oder  nicht;  je  nachdem  der  Besitz  unter 
Viele  oder  Wenige  vertheilt  ist,  Einzelne  mehr  Besitz  haben,  als  sie 
durch  eigene  Arbeit  befruchten  können  etc. 

Sie  findet  daher,  dass  die  Organisation  der  Produktion  bei  einem 
heutigen  Kulturvolk  wesentlich  anders  ist  als  bei  den  alten  Germanen; 
und  wenn  sie  die  heutigen  Verhältnisse  erklären  will,  so  untersucht 
sie  noth wendig,  wie  und  warum  das  Recht  des  individuellen  Kapital- 
besitzes entstand  und  wie  es  gestaltet  ist ;  sie  unterscheidet  dann  nicht 
Arbeit,  Kapital  und  Grund  und  Boden,  sondern  sie  unterscheidet  be- 
sitzlose aber  freie  Lohnarbeiter,  Zinsgläubiger  oder  Rentner,  grosse, 
mittlere  und  kleine  (Besitzende),  Unternehmer;  innerhalb  der  Rentner 
und  Unternehmer  macht  sie  dann  bei  Betrachtung  gewisser  Verhält- 
nisse einen  Unterschied  je  nachdem  ihr  Besitz  Grundbesitz  oder  Besitz 
beweglicher  Güter  ist ,  —  sie  kann  aber  nicht  mehr  die  Grundbesitzer 
unter  dem  Namen  „Natur"  bei  allen  Untersuchungen  grundsätzlich 
vom  Kapital  trennen. 

Kurz  wenn  die  heutige  Nationalökonomie  die  Produktion  untersucht, 
so  fragt  sie  welche  Beziehungen  zwischen  Menschen  den  grössten  Er- 
folg der  Produktion  sichern.  Um  diese  Frage  zu  beantworten  muss  sie 
untersuchen  welche  Beziehungen  nach  unserer  im  Laufe  der  Geschichte 
erreichten  Kulturstufe  und  unserem  Rechtssystem  möglich,  welche  wün- 
schenswerth  sind  und  sie  kritisirt  demgemäss  die  bestehenden  Zustände. 
Bei  Darstellung  dieser  Beziehungen  fasst  sie  die  Menschen  gleicher 
Lage  in  Gruppen  unter  einem  Namen  zusammen,  definirt  diese  nach 
ihren  wesentlichsten  Eigenschaften,  untersucht  ihre  Zahl,  ihre  Kraft, 
ihre  Interessen  etc.  Zu  diesen  Kategorien,  welche  Gruppen  von  Men- 
schen umfassen  und  ohne  Berücksichtigung  des  Rechts  nicht  definirt 
werden  können,  treten  freilich  andere  dazu,  welche  Gruppen  von  ihrer 
Entstehung  oder  ihrem  Zwecke  nach  verwandten  Gütern  umfassen  z.  B. 
Kapitalien,  stehende,  umlaufende  Kapitalien;  diese  Güterarten  werden 
aber  nicht  ohne  weiteres  personifizirt  sondern  die  Befugnisse,  welche 
einzelne  oder  Gruppen  von  Menschen  ihnen  gegenüber  faktisch  und 
rechtlich  haben,  genau  untersucht. 

Die  neuere  Nationalökonomie  braucht  also,  wenn  sie  die  Erfolge 
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von  grossem,  kleinem,  mittleren  Betrieb  in  Landwirthschaft  und  Gc- 
werken,  wenn  sie  den  Erfolg  von  individuellem  und  Assoziationsbetrieb 
erklären  will ,  wenn  sie  die  Bedeutung  von  mechanischer  und  geistiger 
Arbeit,  die  Entstehung  der  Kapitalgüter  und  die  Stellung  der  Kapital- 
eigenthümer  etc.  in  unserer  Zeit  schildern  will,  neue  Begriffe  mit 
denen  sie  operirt  und  aus  denen  sie  ihre  Sätze  zusammenstellt.  Sie 
kann  nicht  mehr  kurzweg  von  Arbeit,  Natur  und  Kapital  sprechen, 
sondern  muss  von  gelernten  und  ungelernten  Arbeitern  von  zahlreichen 
oder  nicht  zahlreichen  grossen  oder  kleinen  Eigenthümern  wirthschaft- 
licher  Güter  reden  etc. 

Noch  weniger  kann  sie  die  Einkommensvertheilung  ohne  Weiteres 
aus  den  3  Produktivfaktoren  ableiten.  Sondern  hier  muss  sie  ganz 
unbedingt  und  ausschliesslich  unterscheiden,  welche  Menschen  gleich- 
artige Rechte  gegenüber  dem  Ertrag  der  Produktion  geltend  machen 
können  und  wie  sich  der  PMolg  solcher  Ansprüche  verschieden  ge- 
staltet, je  nach  der  faktischen  Macht,  welche  die  Einzelnen  innerhalb 
des  Rechts  ausüben  können. 

Die  nähere  Ausführung  der  Frage  gehört  nicht  hierher:  das  Ge- 
sagte genügt  zu  zeigen,  dass  wir  die  alte  Terminologie  nicht  unbe- 
dingt beibehalten  aber  eine  neue  nicht  entbehren  können. 

Klar  ist,  dass  es  wünschenswerth  ist,  wenn  die  Vertreter  der 
Wissenschaft  ähnliche  Kategorien  aufstellen  und  ähnliche  Terminologie, 
jeder  konsequent,  gebrauchen.  Nur  so  kann  gegenseitiges  Verständ- 
niss  gesichert  werden;  schon  deshalb  ist  es  eine  Arbeit,  die  neben  der 
Untersuchung  der  Thatsachen  ihren  besonderen  Werth  hat,  wenn  mau 
über  die  zweckmässigstc  Definition  gewisser  stets  wiederkehrender  Be- 
griffe nachdenkt. 

Eine  weitere  Bedeutung  gewinnt  solche  Arbeit ,  wenn  man  das  Be- 
dürfniss  der  akademischen  Lehre  bedenkt.  Man  empfindet  allgemein 
das  Bedürfhiss,  juristische  Encyklopädie  zu  lesen.  Dieses  Fach  ist 
werthlos,  wenn  es  nur  ein  kurzer  Extrakt  aus  allen  einzelnen  juristi- 
schen Disziplinen  ist.  Es  kann  aber  sehr  nützlich  sein,  wenn  es  die 
Lernenden  im  Anfang  ein  für  allemal  über  gewisse  in  allen  Rechts- 
disziplinen wiederkehrende  Begriffe  z.  B.  „objektives  und  subjektives 
Recht'^  und  über  gewisse  überall  maassgebende  Grundsätze  z.  B.  den 
der  Veijährung  aufklärt.  In  ähnlicher  Weise  dient  zur  Einleitung  in 
die  Staatswissenschaften  im  engeren  Sinne  d.  h.  in  das  konkrete  Staats- 
recht etc.  die  allgemeine  Staatslehre,  welche  den  Begriff,  den  Grund 
und  Zweck  des  Staats  darstellt  und  die  allgemeinsten  Grundzüge  alles 
staatlichen  Lebens  entwickelt. 
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Ebenso  braucht  man  eine  encyklopädische  Einleitung  in  die  wirth- 
schaft liehen  und  sozialen  Wissenschaften.  Ehe  man  soziale  Geschichte, 
wirthschaftliche  Verwaltungslehre  und  Statistik,  Finanzen  etc.  treibt, 
muss  dem  Lernenden  gesagt  werden ,  was  ein  Gut  ist ,  was  Arbeit  und 
Arbeitstheilung,  was  Kapital,  Einkommen,  Kredit,  Geld  etc.  heissen 
soll  und  es  müssen  die  Fragen  erörtert  werden ,  die  bei  aller  Betrach- 
tung der  verschiedensten  wirthschaftlichen  Vorgänge  stets  wiederkehren 
resp.  im  Hintergrund  stehen.  So  wird  „allgemeine  und  theoretische 
Nationalökonomie"  oder  so  werden  „Grundlehren  der  Nationalökonomie'' 
als  encyklopädische  Einleitung  in  die  Wirthschafts Wissenschaften  stets 
eine  wissenschaftliche  und  pädagogische  Bedeutung  bewahren  und  dabei 
wird  es  auf  klare ,  innerlich  konsequente  einfache  Fassung  der  Begriffe 
stets  ankommen ,  so  dass  man  diese  zur  Erklärung  aller  speziellen  Er- 
scheinungen leicht  und  sicher  anwenden  kann.  Diese  allgemeine  Na- 
tionalökonomie kann  keineswegs  unabhängig  von  der  sozialen  Geschichte 
und  Verwaltungslehrc  ausgebildet  werden,  vielmehr  wird  jeder  Fort- 
schritt der  letzteren  Disziplinen  die  ihnen  dienende  allgemeine  National- 
ökonomie beinflussen.  Aber  wenn  der  Gelehrte  sich  die  Sätze  der  all- 
gemeinen Nat.-Oek.  nach  spezielleren  Studien  zuletzt  bildet,  so  müssen 
sie  doch  dem  Lernenden  zuerst  einleitungsweise  vorgetragen  werden. 

Diese  üeberzeugung  bricht  sich  immer  mehr  Bahn.  Nicht  nur 
dass  allgemeine  Lehrbücher  wie  die  von  Röscher  und  Schäffle  noch 
immer  eine  alle  Spezialschriften  überwiegende  Wirkung  ausüben,  man 
hat  auch  in  neuester  Zeit  sich  der  Arbeit  der  Revision  der  Grund- 
begriffe in  der  Weise  hingegeben ,  dass  man  geradezu  andere  spezielle 
Forschungen  unterbrach. 

Adolph  Wagner  hat  die  Neubearbeitung  der  Rau'schen  Finanz  un- 
terbrochen und  es  für  ncHhig  befunden ,  erst  die  Grundbegriffe  der  ge- 
sammten  Nationalökonomie  festzustellen.  Ein  auf  fortgeschrittenstem 
Standpunkt  stehender  junger  Nationalökonom,  Pierstorff,  hat  sich  an 
einer  Arbeit  über  den  Begriff  des  ünternehmergewinnes  die  Sporen 
verdient.  Viele  andere  Jüngere,  wie  H.  Bischof  etc.  fangen  damit 
an,  zuerst  sich  und  Anderen  das  System  der  Grundbegriffe  klar  zu 
machen.  Ein  gewiegter  Praktiker,  A.  Samter,  tritt  nach  langjährigen 
Studien  mit  einer  allgemeinen  „Soziallehre"  als  Schriftsteller  auf.  Knies 
schreibt  über  Geld  und  Kredit,  ehe  er  aber  die  praktischen  Fragen 
der  Währung  und  Kreditorganisation  behandelt,  erörtert  er  eingehend 
die  Begriffe  von  Gut  und  Kapital. 

Ich  bemühe  mich  an  der  Universität  „Geschichte  der  sozialen  Be- 
wegungen" als  übliches  Kolleg  einzuführen  und  widme  diesem  G^en- 
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Stand  den  gnisseren  Theil  meiner  Arbeitskraft.  Aber  ich  empfinde 
gleichzeitig  das  Bedürfniss,  die  unentbehrliche  Vorlesung  über  allge- 
meine Nationalökonomie  den  Zeitbedürfnissen  entsprechend ,  eifrig  um- 
zuarbeiten. Ich  hielt  es  für  zweckmässig,  für  diese  Vorlesung  einen 
Grundriss  auszuarbeiten*);  derselbe  ist,  weil  Vieles  sehr  kurz  gefasst 
ist  und  ohne  mündlichen  Vortrag  schwer  verständlich  wäre,  Vieles 
vielleicht  auch  weiterer  Umarbeitung  fähig  und  bedürftig  ist,  nur  als 
Manuskript  gedruckt.  Es  machte  aber  diese  Arbeit  den  Wunsch  in 
mir  rege,  die  Punkte,  auf  die  es  mir  besonders  ankommt  und  in  denen 
ich  von  anderen  Neueren  differire ,  vor  einem  grösseren  Publikum  aus- 
führlicher zu  behandeln.  Den  Grundriss  zu  einem  vollständigen  Buche 
auszuarbeiten,  schien  mir  die  Zeit  noch  nicht  gekommen,  wohl  aber 
mag  es  fördernd  sein,  wenn  die  leitenden  Gedanken  bei  Abfassung 
eines  Grundrisses  oder  Lehrbuchs  heutiger  Zeit  nach  allen  Seiten  hin  be- 
sprochen werden,  und  ein  Beitrag  hiezu  sollen  die  folgenden  Zeilen  sein. 

Eine  Behandlung  der  allgemeinen  Nationalökonomie  als  encyklo- 
pädischer  Einleitung  in  die  wirthschaftlichen  Wissenschaften,  eine 
„Grundlegung  der  Nationalökonomie",  muss  meines  Erachtens  vor 
Allem  sich  an  die  in  den  gegenwärtigen  Kulturländern  herrschenden 
Verhältnisse  anschliessen ,  so  dass  deren  Schilderung  in  grossen  Zügen 
und  die  Erklärung  ihres  Zusammenhangs  den  Mittelpunkt  der  ganzen 
Darstellung  bildet.  Die  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  dieser 
Verhältnisse  schliesst  sich  daran  an,  weil  und  soweit  sie  zum  Ver- 
ständniss  des  Bestehenden  nöthig  ist,  Reformvorschläge  und  Prophe- 
zeihungen  für  die  Zukunft  entwickeln  sich  aus  der  Kritik  des  Beste- 
henden. Aber  die  hauptsächlichsten  Definitionen  müssen  sich  beziehen 
auf  Erscheinungen  die  heute  besonders  wichtig  sind,  die  Eintheilung 
des  Stoffs  und  die  Bestimmung  der  hervorzuhebenden  Hauptfragen  muss 
sich  anschliessen  an  die  Zustände  heutiger  Kulturländer.  Wenn  über- 
haupt eine  dogmatische  und  systematische  Behandlung  wirthschaftlicher 
Erscheinungen  stattfinden  soll,  so  muss  diese  sich  auf  eine  bestimmte 
Phase  historischer  Entwicklung  beziehen,  nachdem  der  Glaube  an  ewig 
und  allgemein  gültige  wirthschaftliche  Naturgesetze  verschwunden  ist. 

Demgemäss  bilden  z.  B.  das  Einkommen  von  privatem  Kapital- 
besitz und  der  Lohn  freier  Arbeiter  nothwendig  Hauptkategorien  im 
Lehrgebäude,  während  die  Funktion  von  in  Gesammteigenthum  ste- 
henden Kapitalgütem  als  etwas  unsere  herrschenden  Zustände  Ergän- 

1)  Gmudriss  für  Vorlesungen  über  National ölconomie  zum  Gebrauclie  seiner  Zuhörer 
▼erfiMst  von  Dr.  A.  Held  (als  Manuskript  gedruckt).  Zu  beziehen  durch  die  A.  Marcus'sche 
SortimeDUhMidlung.     Bonn  1876. 
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zendes,  die  Verhältnisse  unfreier  Arbeiter  nur  als  ein  historischer 
Exkurs  zur  richtigen  Würdigung  des  Lohnarbeiterverhältnisses  bespro- 
chen werden  müssen.  Die  allgemeine  Nationalökonomie  benutzt  die 
Resultate  der  Wirthschaftsgeschichte  ohne  diese  Disziplin  selbst  völlig 
in  sich  aufzunehmen.  Die  Grenzen,  die  in  dieser  Hinsicht  einzuhalten 
sind,  sind  freilich  schwer  zu  bestimmen  und  noch  schwerer  einzuhalten, 
um  so  mehr  als  eine  selbstständige  und  genügende  Behandlung  der 
Wirthschaftsgeschichte  fehlt.  Adolph  Wagner  behandelt  z.  B.  in  seiner 
„Gnmdlegung"  die  unfreie  Arbeit  mit  einer  Ausführlichkeit,  welche 
sich  nur  dadurch  rechtfertigen  lässt,  dass  er  auf  keine  besondere  Wirth- 
schaftsgeschichte verweisen  kann,  und  dass  es  sich  darum  handelt, 
bisher  stark  übersehene  Gesichtspunkte  überhaupt  geltend  zu  machen. 
Ebenso  behandelt  Adolph  Wagner  in  seiner  Grundlegung  die  Fragen 
nach  der  Beschränkung  der  Freizügigkeit  und  des  Privateigenthums 
so  detaillirt,  dass  er  offenbar  der  2.  die  wirthschaftliche  Verwaltungs- 
lehre einschliesenden  Abtheilung  des  Werkes  vielfach  vorgreift.  Es 
entspricht  dies  meinem  Begriff  einer  encyklopädischen  Einleitung  nicht, 
rechtfertigt  sich  aber  dadurch,  dass  es  sich  zunächst  darum  handelte, 
die  bisher  herrschende  absolute  Fassung  der  Begriffe  Freizügigkeit 
und  Eigenthum  überhaupt  zu  brechen,  was  natürlich  durch  Hinweis 
auf  verschiedene  spezielle  Erscheinungen  erleichtert  wird. 

Ein  weiteres  allgemeines  Postulat,  das  an  eine  „allgemeine  Na- 
tionalökonomie" zu  stellen  ist,  scheint  mir  möglichste  Einfachheit  der 
Darstellung  zu  sein. 

Die  Menge  der  technischen  Begriffe,  die  überhaupt  wissenschaftlich 
scharf  definirt  werden,  muss  möglichst  beschränkt,  die  Zerlegung  eines 
Begriffes  in  ünterbegriffe  nicht  allzusehr  ausgedehnt  werden.  — 

Es  ist  z.  B.  durchaus  uöthig  die  Begriffe  Vermögen  und  Einkom- 
men zu  definiren  und  zwar  vom  sogen.  Standpunkt  der  Gesammtheit 
und  vom  privatwirthschaftlichen  Standpunkt  aus,  d.  h.  man  muss  Ge- 
sammt-  und  Einzelvermögen  etc.  definiren  (s.  unten).  Ist  dies  gesche- 
hen, so  bedürfen  die  Worte,  Rcichthum,  Wohlstand,  Armuth  u.  dergl. 
einer  wissenschaftlichen  Definition  nicht  mehr.  Es  sind  dies  Worte, 
die  im  Verlaufe  der  Darstellung  im  Hinblick  auf  den  gewöhnlichen 
Sprachgebrauch  wohl  angewendet  werden  können ,  die  man  aber  wenn 
man  einen  scharf  definirten  Begriff  braucht,  aus  dem  Etwas  gefolgert 
werden  soll,  einfach  ersetzt  durch  die  Bezeichnung:  „ein  Vermögen 
oder  Einkommen  von  der  und  der  bestimmten  Grösse".  Durch  zu 
viele  scharf  definirte  Begriffe  legt  man  sich  in  der  laufenden  Dar- 
stellimg  zu  viel  Fesseln  an.     Aehnlich  ist  es  mit  den  Begriffen  wohl- 


Einige  neue  Versuche  zur  Bevision  der  Grundbegriffe  der  Nationalökonomie.       Iö3 

feil,  billig,  theuer,  kostbar  etc.,  die  als  technische  Begriffe  unnöthig 
sind,  wenn  Werth  und  Preis  definirt  sind. 

Was  die  weitere  Zerlegung  eines  einmal  aufgestellten  und  definirten 
Begriffs  betrifft,  so  bemüht  sich  die  deutsche  Systematik  hier  oft  über- 
flüssig, indem  sie  den  Lernenden  mit  einer  Fülle  von  Unterscheidungen 
überfluthet,  aus  denen  Nichts  oder  nur  Unwesentliches  gefolgert  wird, 
während  der  Zweck  einen  Ueberblick  über  die  Fülle  der  von  dem  Haupt- 
begriff umfassten  Erscheinungen  zu  gewinnen,  mit  geringerer  Mühe 
erreicht  werden  könnte.  Wenn  z.  B.  A.  Wagner  in  seiner  Grundlegung 
S.  72ff.  die  Güter -Ein-  und  Ausgänge  in  der  Wirthschaft  eintheilt 
und  spezialisirt,  so  sind  hier  eine  Menge  ganz  richtiger  Unterschei- 
dungen gemacht,  die  Frage  aber  warum  diesen  Unterscheidungen  ein 
besonderer  Abschnitt  gewidmet  ist ,  konnte  ich  mir  nicht  beantworten ; 
denn  die  Sätze,  die  im  Anschluss  an  oder  als  Folgerung  aus  diesen 
rnterscheidungen  entwickelt  werden  können ,  sind  entweder  unbestreit- 
bar und  selbstverständlich ,  oder  sie  müssen  anderswo  in  anderem  Zu- 
sammenhang kommen.  Aehnlich  scheint  mir  auf  die  Unterscheidung 
verschiedener  Arten  des  Gebrauchswerths  bei  vielen  Theoretikern  zu 
viel  Gewicht  gelegt,  da  bei  der  Unmöglichkeit  objektiver  Messung  des 
<iebrauchswerths,  ein  System  der  National()konomie  keine  wesentlichen 
lichrsätze  enthält,  in  denen  diese  genau  definirten  Unterscheidungen 
vorkommen.  —  Ganz  insbesondere  ist  aber  im  Interesse  einfacher  und 
klarer  Darstellung  eine  Anordnung  des  Stoffs  zu  wünschen,  welche 
es  unnöthig  macht,  dass  dasselbe  öfters  und  wiederholt  gesagt,  und 
dass  eine  einmal  aufgestellte  Behauptung  später  eingeschränkt  werden 
muss.  — 

Wenn,  wie  bald  ausgeführt  werden  soll,  bei  den  meisten  Defini- 
tionen in  unserer  Wissenschaft  im  Grunde  nur  über  ihre  Zweckmässig- 
keit nicht  ihre  Richtigkeit  gestritten  werden  kann,  so  giebt  es  auch 
keine  absolut  richtige  Anordnung  des  Stoffs,  die  aus  dem  Wesen  und 
Umfang  des  Fachs  von  selbst  mit  Nothwendigkeit  folgt,  sondern  es 
giebt  nur  zweckmässige  und  unzweckmässige  Eintheilungen. 

Wenn  ich  z.  B.  in  meinem  Grundriss  der  Konsumtion  einen  be- 
sonderen Abschnitt  nicht  widme,  so  rührt  dies  nicht  daher,  dass  ich 
die  Konsumtion  als  Etwas  betrachte,  das  unwesentlich  und  in  der 
Wirthschaftslehre  unwichtig  ist,  sondern  lediglich  daher,  dass  fast 
Alles  was  über  die  Konsumtion  gesagt  werden  kann,  zweckmässiger 
Weise  schon  vorher  bei  der  Lehre  von  den  Bedürfnissen ,  vom  Sparen, 
vom  Einkommen  etc.  gesagt  wird. 

Den  Eifer  mancher  Neueren  gegen  die  alte  Eintheilung  des  Stoffs 
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in  die  Lehren  von  der  Produktion,  der  Zirkulation  und  der  Vcrtheilung 
halte  ich  für  überflüssig.  Es  ist  unvermeidlich,  dass  bei  allen  wirth- 
schaftlichen  Betrachtungen  zwei  Hauptfragen  wiederkehren,  die  Frage: 
Welche  Organisationen  bewirken  eine  möglichst  grosse  Gütermenge? 
und  die  Frage:  Wie  vertheilt  sich  diese  Gütermenge  unter  die  Einzel- 
nen? Ebenso  ist  es  unvenneidlich,  dass  die  Lehre  vom  Preis,  vom 
Geld  und  Kredit  wegen  ihrer  praktischen  Wichtigkeit  zusammen- 
hängend besonders  behandelt  werden.  Die  oben  erw&hnte  alte  Eiu- 
theilung  scheint  mir  daher  zweckmässig  um  unter  ihrer  zu  Gninde- 
legung  Alles  was  besprochen  werden  soll  übersichtlich  und  ohne  Wie- 
derholungen vorzubringen. 

Einen  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Meinung  finde  ich  unter 
Anderem  gerade  in  dem  oben  erwähnten  Buche  von  Bischof  *).  Dieses 
Buch  beruht  auf  fleissigem  Studium  und  eingehender  Benutzung  aller 
vorhandenen  Systeme,  aus  denen  namentlich  das  Neue  und  Fortschritt- 
liche angenommen  wird.  Bischof  theilt  den  ganzen  Stoff  in  3  Bücher: 
Vom  Subjekt,  vom  Objekt  und  vom  Prozess  der  Volkswirthschaft,  und 
hält  diese  Eintheilung  für  wichtig,  faktisch  steht  es  aber  so,  dass  die 
zwei  ersten  Büclier  sich  füglich  in  eine  allgemeine  Einleitung  zusam- 
menfassen Hessen,  während  das  dritte  Buch,  das  mehr  als  die  Hälfte 
des  ganzen  Werks  umfasst,  in  alter  Weise  wieder  in  3  Kapitel  von 
der  Produktion,  Zirkulation  und  Distribution  zerlegt  ist. 

lieber  Adolph  Wagner's  Grundlegung  ist  in  Bezug  auf  die  An- 
ordnung des  Stoffs  ein  vollständiges  ürtheil  noch  unmöglich,  da  das 
Werk  unvollendet  ist  *).  Wir  können  die  Eintheilung  des  ganzen  Werks 
in  die  3  grossen  Abtheilungen:  Allgemeine  oder  theoretische  Volks- 
wirthschaftslehre.  Spezielle  oder  praktische  Volkswirthschaftslehre  und 
Finanzwissenschaft  als  zweckmässig  anerkennen ,  nicht  weil  sie  sich  an 
Rau  anschliesst,  sondern  weil  sie  dem  akademischen  Lehrbedürfniss 
noch  so  ziemlich  entspricht  und  weil  die  noch  zu  wenig  durchgearbei- 
tete Wirthschaftsgeschichte  heute  noch  nebenbei  untergebracht  werden 
kann.  Aber  wenn  mir  auch  Streit  über  diese  Eintheilung  unnöthig 
scheint,  so  kann  ich  doch  betreffis  der  Untereintheilung  der  ersten  Ab- 
theilung in  Grundlegung  und  Allgemeine  Volkswirthschaftslehre  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  schon  jetzt  einige  Fragen  nicht  unter- 
drücken. Muss  nicht  in  der  noch  nicht  erschienenen  AUgem.  Volksw.-L. 
des  privatwirthschaftlichen  Systems  Vieles  wieder  kommen,  was  schon 
im  ersten  Halbband  der  Grundlegung  gesagt  ist?    Wie  kann  das  pri- 

1)  Hermann  Bischof  ^  Grandzüge  eines  Systems  der  Nationalökonomik.     Gras  1876. 

2)  Dieser  Anfsats  ist  im  Juni  1876  geschrieben  und  snm  Druck  eingesendet. 
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vatwirthscbaftliche  System  isolirt  geschildert  werden,  da  es  in  der 
Wirklichkeit  nach  Wagners  eigener  trefllich  motivirten  Ansicht  überall 
durch  das  gemeinwirthschaftliche  und  caritative  System  ergänzt  und 
eingeschränkt  wird,  isolirt  weder  vorkommt  noch  vorkommen  kann? 

Die  Antwort  auf  diese  und  andere  Fragen  wird  der  Fortschritt 
des  Werks  geben  und  es  wird  sich  dann  zeigen,  ob  diese  Fragen  un- 
Döthig  waren.  Nehmen  wir  aber  die  bis  jetzt  erschienenen  512  Seiten 
der  Grundlegung  allein,  so  muss  ich  hier  offen  bekennen,  dass  nach 
meiner  Ansicht  der  Inhalt  des  zweiten  Halbbands  in  den  ersten  gehört 
und  umgekehrt.  Der  zweite  Halbband  behandelt  das  Verkehrsrecht 
(1.  h.  überhaupt  das  Recht  im  Hinblick  auf  die  Wirthschaft,  der  erste 
Halbband  enthält  Grundbegriffe,  wobei  der  Staat  zuletzt  kommt. 

Nun  kann  man  ohne  den  Staat  und  sein  Recht  und  ohne  die 
wichtigsten  einzelnen  Rechtsinstitutionen  zu  berücksichtigen  von  allen 
wirthschaftlichen  Erscheinungen  eigentlich  nur  eine  einzige  klar  be- 
l,Teifen  und  wissenschaftlich  scharf  darstellen.  Man  kann  nämlich  ohne 
jede  Hereinziehung  rechtlicher  Begriffe  verstehen,  dass  ein  isolirter 
Mensch  oder  eine  als  Einheit  gedachte  Gesammtheit  von  Menschen 
Bedürfnisse  hat  und  (durch  menschliche  Thätigkeit  erzeugte)  Bedürf- 
iiissbefriedigungsmittel  oder  Güter  verwendet  resp.  verzehrt.  Sowie 
wir  aber  bedenken ,  dass  ein  isolirter  Mensch  nicht  vorkommt  und  dass 
innerhalb  einer  Gesammtheit  von  Menschen  Beziehungen  derselben  zu 
einander  stattfinden ,  so  können  wir  diese  Beziehungen  nicht  ohne  Be- 
trachtung des  Rechts  verstehen  und  erklären  und  diese  sind  es,  auf 
die  es  vor  Allem  ankommt.  D.  h.  man  kann  ohne  Weiteres  die  allge- 
meinen Begriffe  Bedürfniss,  Gut,  Produktion  und  Konsumtion  definiren 
aber  einen  Erwerb  von  Gütern  durch  Einzelne,  ein  Einzelvermögen, 
den  Kapitalbesitz,  ein  Einzeleinkommen  etc.  können  wir  ohne  Ver- 
ständniss  rechtlicher  Verhältnisse  nicht  definiren  und  erklären.  So 
sagt  Wagner  schon  S.  9  der  Begriff  des  wirthschaftlichen  Guts  sei  zu- 
gleich ein  Rechtsbegriff;  S.  24  unterscheidet  er  beim  Vermögen  zwischen 
rein  ökonomischem  und  geschichtlich  rechtlichem  Standpunkt,  S.  26 
wird  das  Eigenthum  erwähnt,  S.  27  schon  in  der  Note  gesagt,  der 
Eigenthumsbegriff  sei  zu  absolut  ausgebildet  etc.  Es  wird  also  überall 
dem  zweiten  Halbband  vorgegriffen.  Dies  scheint  mir  darauf  hinzu- 
weisen, dass  es  richtiger  ist,  die  nationalökonomisch  -  rechtsphiloso- 
phische resp.  rechtshistorische  Untersuchung  über  das  Recht  unmittel- 
bar nach  der  Definition  von  Wirthschaft  und  vorher  nur  die  Defini- 
tionen von  Bedürfniss  und  Gut  zu  bringen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  es  erlaubt  eine  allgemeine  Bemerkung 
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einzuschalten.  Wenn  ich  in  diesem  Aufsatz  einiges  in  meinem  Grund- 
riss  Angedeutete  ausführe,  so  geschieht  dies  hauptsächlich  durch  ver- 
gleichende Kritik  anderer  Werke.  Diese  Kritik  anderer  Leistungen 
tritt  hier  vorwiegend  auf,  aber  ich  will  damit  keineswegs  sagen,  dass 
man  von  diesen  anderen  Werken  mehr  lernen  könne ,  wie  man  es  nicht 
machen  als  wie  man  es  machen  soll.  Insbesondere  werde  ich  meine 
Diiferenzpunkte  gegenüber  A.  Wagner  hervorheben,  aber  eben  des- 
halb halte  ich  mich  für  verpflichtet  hier  allgemein  auszusprechen, 
dass  nach  meiner  Ansicht  das  noch  unvollendete  Wagner'sche  Buch 
eine  grosse  und  bahnbrechende  Leistung  ist,  zu  den  W^erken  gehört, 
die  eine  Etappe  im  Fortschritt  der  ganzen  Wissenschaft  bezeichnen. 
Man  darf  das  Buch ,  wie  v.  Scheel  mit  Recht  sagt ,  nur  mit  den  I^ehr- 
büchern  von  Röscher  und  Schäffle  vergleichen  —  Stein  käme  auch 
noch  in  Betracht  — ;  Werke  wie  Samter's  treffliche  Soziallehre  ma- 
chen zu  wenig  Anspruch  auf  ein  systematisches  Lehrbuch,  Werke, 
wie  Dühring's  Kursus  gleichen  zu  sehr  einer  Sammlung  polemischer 
Essays ,  andere  wirkliche  Lehrbücher  sind  zu  wenig  originell  und  son- 
stige Bücher  zu  sehr  nur  einzelnen  Fragen  gewidmet.  Gegenüber 
Schäffle  und  Röscher  ist  nun  unbedingt  zu  sagen,  dass  die  Wagner'- 
sche Grundlegung  einen  grossen  Schritt  weiter  thut,  in  dem  Versuch, 
die  neuesten  Ideen  der  Deutschen  Nationalökonomik  im  System  und  zu 
einem  System  zu  verarbeiten.  Die  neuen  Ideen  stehen  weniger  neben 
dem  alten  System  und  beherrschen  mehr  das  ganze  System,  als  es 
bisher  der  Fall  war.  Aber  Wagner  bezeichnet  ja  seinen  2ten  Halb- 
band selbst  bei  dem  Mangel  an  Vorarbeiten  als  einen  Versuch 
(S.  291).  Dieser  Versuch  ist  äusserst  verdienstlich  und  fördert  viel 
mehr  als  so  und  so  viele  Monographieen,  die  als  solche  natürlich 
vollendeter  sein  können.  Auf  den  ersten  Versuch  werden  ja  auch 
sicher  bald  weitere  Versuche  in  Gestalt  neuer  Auflagen  folgen,  und 
dann  kann  Vieles  formal  schärfer  und  mehr  abgeklärt  werden.  Der 
beste  Beweis  für  die  grosse  Bedeutung  eines  „Versuchs"  ist,  dass  er 
zu  denken  giebt.  Daher  ist  kritische  Betrachtung  dieses  Versuchs 
Anerkennung. 

Ich  habe  im  Bisherigen  einige  ganz  allgemeine  Sätze  mehr  for- 
maler Art  zu  begründen  versucht,  die  bei  Bearbeitung  eines  Systems 
unserer  Wissenschaft  zu  beachten  sind.  Im  Folgenden  möchte  ich  nun 
zwei  Fragen  herausheben,  die  sich  auf  den  materiellen  Inhalt  eines 
solchen  Systems  beziehen,  nämlich  die  Frage  nach  dem  Wesen  und 
der  Bedeutung  von  Definitionen  national -ökonomischer  Grundbegriffe 
und  die  Frage,  wie  der  rechtliche  Gesichtspunkt  im  national-ökonomi- 
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sehen  System  und  namentlich  bei  Definitionen  zur  Geltung  zu  kom- 
men habe.  Bei  der  ersten  Frage  werde  ich  ausser  A.  Wagner  vor- 
zugsweise die  Artikel  von  Neuniann  im  25.  und  28.  Bd.  der  Zeitschrift 
für  gesammte  Staatswissenschaft  und  das  Buch  von  Knies  über  Geld 
und  Kredit  beachten.  Die  Neumann'schen  Artikel  sind  gleichsam  die 
erste  Einleitung  zu  den  neuen  Arbeiten  über  Systematik,  das  Knies'- 
schc  Werk  ist  die  gründlichste  dogmatische  Monographie  aus  neuester 
Zeit  und  berührt  die  allgemeinsten  Fragen  des  Systems  an  vielen  Stellen, 
namentlich  im  Anfang.  Dasselbe  Werk  kommt  auch  bei  der  zweiten 
Frage  in  erster  Linie  nebst  dem  Wagnerischen  in  Betracht,  zumal 
Knies  unter  allen  neueren  Nationalökonomen  die  grössten  juristischen 
Detailkenntnisse  besitzt  und  verwerthet.  Hier  bei  der  zweiten  Frage 
wird  ausserdem  aus  naheliegenden  Gründen  noch  Hermann  Rösler^) 
besonders  zu  besprechen  sein,  bei  dem  das  Postulat,  wirthschaftHche 
Untersuchungen  auf  Jurisprudenz  zu  basiren,  in  der  stärksten  und 
entschiedensten  Weise  auftritt. 


1)  Der  oft  persönlich  gereizte  und  übermässig  polemische  Charakter  von  Rösler's 
Schriften  darf  von  einer  objektiven  Untersuchung  seiner  vielfach  originellen  und  anre- 
genden Ansichten  nicht  abhalten  ;  eine  solche  muss  vielmehr  angestrebt  werden  ,  ohne 
düss  man  Rdsler  auf  dem  Gebiete  persönlicher  Polemik  folgt  —  was  die  vorhandenen 
Unklarheiten  ja  nar  noch  mehr  verwirren  würde.  Ich  werde  daher ,  wenn  ich  im  Fol- 
genden auf  Sdsier^s  prinzipielle  Anschauungen  zu  sprechen  komme,  diese  ohne  jede 
KQcksicht  anf  persönliches  und  polemisches  Beiwerk  behandeln.  Nur  hier  gelegentlich 
der  vorliofigen  Nennung  von  Rösler's  Namen  muss  ich  eine  Frage  stellen ,  die  zugleich 
dem  Leaer  klar  mabhen  wird ,  warum  ein  näheres  Eingehen  auf  Rösler's  polemische 
Angriffe  mir  wissenschafUich  so  annöthig  erscheint. 

S.  402  der  Hirth'schen  Annalen  pro  1875  spricht  Rösler  von  einem  sozialen  Reform- 
verein (gemeint  ist  der  Verein  fUr  Sozialpolitik) ,  „der  nach  den  Worten  des  Herrn  Held 
den  Weg  der  sozialen  Gesetzgebung  nicht  betreten  soll.**  Es  hat  auf  den  Versamm- 
luageo  des  genannten  Vereins  und  in  seinen  Gutachten  bisher  ausser  mir  Niemand  des 
Namens  Held  über  die  Tendenzen  des  Vereins  und  einzelne  vom  Vorein  in  Angriff  ge- 
nommene materielle  Fragen  sich  geäussert.  Wo  und  wann  aber  soll  ich  eine  ähnliehe 
Aeussernng  gethan  haben?  Gleich  allen  meinen  Freunden  und  Gesinnungsgenossen  habe 
ich  freilich  nie  geglaubt,  dass  ein  freiwilliger  Verein  im  Deutschen  Reiche  .selbst  Ge- 
setze geben  könne,  aber  immer  habe  ich  betont,  dass  die  Thätigkeit  des  Vereins  die 
Gesetzgebung  vorbereiten  solle.  Und  wenn  ich  1874  verlangte,  dass  vor  der  Inan- 
griffnahme grosser  Gesetze  im  Geiste  positiver  sozialer  Reform  erst  gründliche  Kennt- 
Diis  der  tlifttsächlichen  Verhältnisse  geschafft  werden  müsse,  wenn  ich  nicht  glaube, 
dass  ans  grossartigen  geschichts- philosophischen  Konzeptionen  brauchbare  Gesetze  ohne 
Weiteres  abgeleitet  werden  können,  so  heisst  das  doch  nicht:  soziale  Gesetzgebung  nicht 
woUen ! 
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lieber  Definitionen  im  Allgemeinen  hat  sich  Neumann  in  dem  er- 
wähnten Aufsatz  (Tübinger  Z.  S.  Bd.  25  S.  517  ff.)  sehr  treffend  dahin 
ausgesprochen,  dass  es  nicht  auf  die  Richtigkeit,  sondern  auf  die 
Zweckmässigkeit  der  Definitionen  ankomme.  Ebenda  finden  sich  treff- 
liche Auseinandersetzungen,  inwieweit  man  gut  thut,  sich  dem  Sprach- 
gebrauch anzuschliessen ,  und  darüber,  dass  die  Definitionen  entwick- 
lungsfähig und  wechselnd  sein  müssen. 

Denselben  Gedanken,  dass  es  auf  zweckmässige  Definitionen 
ankomme,  zu  denen  man  sich  vereinbaren  müsse,  spricht  Knies  be- 
treffs des  Kapitalbegriffs  aus,  indem  er  darthut,  dass  der  Gegen- 
stand, der  mit  dem  Worte  Kapital  bezeichnet  werden  soll,  kein  ge- 
gebener und  unbestrittener  sei.  In  der  That  steht  es  bei  den  mei- 
sten Worten ,  die  wir  in  der  Nationalökonomie  als  termini  technici  ge- 
brauchen, so  dass  es  sich  nicht  um  Angabe  der  wesentlichen  Merkmale 
einer  fest  gegebenen  Sache  resp.  Erscheinung  handelt ,  sondern  um  die 
Frage,  welche  Erscheinungen  unter  einem  bestimmten  technischen  Be- 
griff zusammengefasst  werden  sollen.  Man  kann  die  Begriffe  Kapital, 
Werth  etc.  nicht  ebenso  definiren  wie  Metall,  Baumwolle,  Koch- 
salz etc. 

Eine  völlige  Willkür  tritt  faktisch  deshalb  doch  nicht  ein,  weil 
es  eben  gilt ,  so  zu  definiren ,  dass  der  Begriff  bei  allen  wissenschaft- 
lichen Untersuchungen  leicht,  sicher  und  gleichmässig  angewendet  wer- 
den könne.  Dabei  ist  es  häufig  von  grösstem  Werth,  den  Grundge- 
danken, von  dem  der  Sprachgebrauch  bei  einem  Worte  ausgeht,  zu 
erfoi*schen  und  sich  daran  anzuschliessen.  Dies  zeigt  sich  z.  B.  deut- 
lich bei  den  Begriffen  Gut  und  Werth.  Beide  Begriffe  definirt  man 
zweckmässiger  Weise  so,  dass  man  den  weiten  Grundgedanken,  der 
bei  allen  Anwendungen  dieser  Worte  in  der  Sprache  durchscheint, 
acceptirt  und  dann  einzelne  Arten  der  Güter  und  des  Werths  als  für 
die  Wissenschaft  besonders  wichtig  unter  besonderen  Namen  definirt. 

Demgemäss  erscheint  es  mir  nicht  zweckmässig,  dass  Neumann  von 
vornherein  den  Begriff  Werth  als  vieldeutig  bezeichnet  und  unter  Ver- 
zicht auf  eine  allgemeine  Werthdefinition  sofort  mehrere  Werthbegriffe 
unterscheidet.  Seine  Grunduntei-scheidung  in  subjektiven  und  objek- 
tiven Werth  ist  meines  Erachtens  nicht  nur  unzweckmässig,  sondern 
sogar  positiv  unrichtig  und  unhaltbar.  Bei  unzweckmässigem  Aus- 
gangspunkt für  Definitionen  kommt  man  nämlich  gewöhnlich  nothge- 
dningen  zu  inneren  Widersprüchen.     Einem  sehr  vielfach  angewende- 


Eiuge  iiAve  Versache  zur  Revision  der  Grundbegriffe  der  Nationalökonomie-     159 

teo  Worte  von  Anfang  an  verschiedene  Bedeutungen  zu  geben  ist 
nicht  zweckmässig,  weil  es  die  Anwendung  des  Wortes  erschwert.  Die 
von  Neumann  hier  gemachte  Unterscheidung  ist  aber  positiv  unrichtig, 
denn  ein  objektiver  Werth  als  ein  reines  Verhältniss  von  Dingen  zu 
einander  ist  eine  Definition  für  P^twas,  das  nicht  existirt  resp.  in  un- 
serer Wissenschaft  nicht  gedacht  werden  kann.  Es  giebt  in  der  Natio- 
nalökonomie nur  Beziehungen  von  Menschen  zu  einander  und  zu  Gü- 
tern. Das  Verhältniss  zweier  Güter  zu  einander  ist  stets  nur  ein 
mittelbares,  indem  eine  Beziehung  der  beiden  Güter  zu  Menschen  mit 
einander  in  Verhältniss  gesetzt  wird.  Es  folgt  unstreitbar  aus  dem 
Geiste  der  ganzen  Wissenschaft  und  aus  dem  Sprachgebrauch,  dass 
ein  Gut  nur  Werth  habe  für  einen  Menschen  oder  für  eine  Gesammt- 
heit  von  Menschen. 

Wird  die  Willkür  bei  Definitionen  schon  durch  die  wirkliche  Beob- 
achtung des  Postulats  der  Zweckmässigkeit  faktisch  sehr  beschränkt, 
so  zeigt  das  erwähnte  Beispiel ,  dass  man  auch  in  der  That  unrichtig 
definiren  kann ,  wenn  man  nämlich  in  die  Definition  ein  Merkmal  auf- 
nimmt, das  die  Erscheinung,  welche  man  definiren  will,  gar  nicht 
liat,  resp.  nicht  haben  kann.  Es  giebt  allerdings  für  einen  Begriff 
nicht  eine  allein  richtige  Definition,  aber  es  können  doch  unrichtige 
Definitionen  desselben  vorkommen.  Die  Willkür  wird  durch  die  Mög- 
lichkeit der  Unrichtigkeit  noch  weiter  beschränkt ,  sowie  man  eine  De- 
finition nicht  isolirt,  sondern  im  Zusammenhang  mit  anderen  Defini- 
tionen und  Lehrsätzen  betrachtet  Hier  ist  vor  Allem  nicht  gleich- 
gültig, welche  Definition  man  an  die  Spitze  stellt.  Neumanu  beginnt 
mit  der  Definition  der  Wirthschaftslehre  selbst,  indem  er  deren  Ziele 
und  Interessen  als  entscheidend  für  die  Definition  der  in  dieser  Wissen- 
schaft vorkommenden  Hauptbegriffe  hält  Daran  ist  etwas  Wahres, 
nämlich  das,  dass  dasselbe  Wort,  wie  auch  Neumann  ausführt,  in  einer 
Wissenschaft  zweckmässiger  Weise  etwas  Anderes  bezeichnen  kann,  als 
in  einer  anderen  und  dass  hierfür  eben  der  Charakter  der  einzelnen 
Wissenschaften  maassgebend  ist.  Deshalb  ist  es  aber  doch  nicht  im- 
mer zweckmässig  oder  auch  nur  möglich,  die  Aufgabe  und  den  Um- 
fang einer  Wissenschaft  zuerst  zu  definiren,  so  dass  gar  keine  Vor- 
oder Grundbegriffe  vorher  definirt  werden.  Wenn  Neumann  ohne  Wei- 
teres sagt  und  davon  ausgeht,  dass  Objekt  der  Wirthschaftslehre 
^die  auf  die  Sorge  um  materielle  Dinge  bezüglichen  Thätigkeiten^' 
seien ,  so  ist  dagegen  zu  sagen ,  dass  diese  Definition  die  Definition  des 
keineswegs  von  vornherein  klaren  Begriffs  ,,materielle  Dinge''  voraus- 
setzt    Und   wenn  man  diesen  Begriff  definiren  will,   wird  man  sich 
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gleich  überzeugen,  dasö  es  besser  ist,  ihn  durch  einen  schärferen  Aus- 
druck zu  ersetzen. 

Meines  Erachtens  ist  Wirthschaftslehre  die  Wissenschaft  von  den 
menschlichen  Verhältnissen,  die  zwischen  wirthschaftenden  Personen 
bestehen.  So  muss  der  Definition  der  Wirthschaftslehre  die  des  Wirth- 
schaftens  oder  der  Wirthschaft  vorangehen.  Das  Wirthschaften  aber 
kann  man  unmöglich  definiren,  ohne  den  Begriff  des  Guts  und  speziell 
des  wirthschaftlichen  Guts  zuerst  festzustellen.  Und  so  erscheint  mir 
die  alte  Methode  zuerst  den  Begriff  des  wirthschaftlichen  Gutes  oder 
des  Inbegriffs  dieser  Güter  (wealth)  zu  definiren ,  die  richtigere.  Dass 
Neumann  dies  unterlässt,  rächt  sich  an  ihm  auch,  indem  er  von  der 
Wirthschaftslehre  direkt  auf  die  Begriffe  Werth  und  Preis  kommt  und 
dabei  immer  mit  dem  vagen  Begriff  „Ding"  operiren  muss,  statt  mit 
dem  scharfen  „Gut"  und  „wirthschaftliches  Gut". 

Um  an  diesen  Fall  einer  unpassenden  Aufeinanderfolge  der  Defi- 
nitionen einen  anderen  anzufügen,  in  dem  eine  Definition  im  Wider- 
spruch mit  früheren  Sätzen  steht,  so  sagt  Knies  ^),  dass  nach  seiner 
festen  Zuversicht  der  mit  dem  Namen  Kapital  zu  bezeichnende  Gegen- 
stand „realer  Kennzeichen  nicht  entbehrt,  objektiven  Voraussetzungen 
unterstellt  ist."  Diese  Ansicht,  die  auch  Wagner*)  theilt,  möchte  ich 
an  und  für  sich  bestreiten,  indem  ein  Unterschied  zwischen  Kapital- 
gütern und  anderen  wirthschaftlichen  Gütern,  die  nicht  Kapital  sind, 
sich  allgemein  nur  feststellen  lässt  im  Hinblick  auf  den  Zweck,  dem 
verschiedene  Güter  dienen,  und  es  dabei  unwesentlich  ist,  dass  sehr 
viele  (aber  nicht  alle)  wirthschaftlichen  Güter  in  der  That  nur  wenn 
sie  als  Kapital  dienen,  überhaupt  wirthschaftliche  Güter  sein  können. 

Nehmen  wir  aber  den  Satz  an,  dass  die  Frage,  ob  ein  Gut  Kapi- 
talgut sei  oder  nicht ,  in  allen  oder  vielen  Fällen  von  der  objektiv  ge- 
gebenen Natur  des  Guts  abhängt ,  so  stimmen  damit  meines  Erachtens 
die  Kapitaldefinitionen  von  Wagner  und  Knies  nicht.  Wenn  Wagner 
S.  30  definirt :  „Kapital  im  Allgemeinen  ist  ein  Vorrath  wirthschaft- 
licher  Güter,  welche  als  Mittel  zur  Erwerbung  neuer  wirthschaftlicher 
Güter  —  dienen",  so  ist  in  der  Definition  die  Zweckbestimmung  der 
Güter  durch  den  Menschen  als  allein  maassgebend  hingestellt.  Knies 
schlägt  schliesslich  S.  47  vor,  unter  Kapital  „den  für  eine  Wirth- 
schaft vorhandenen  Bestand  von  Gütern  (Konsumtions-,  Erwerbs-  und 
Produktions -Gütern)"  zu  verstehen,  „welcher  zur  Befriedigung  des  Be- 

1)  Knies,   das  Geld  S.  27. 

2)  Wagner,  Grundlcf^ung  S.  34.  „Die  Kapitaleigenschaft  ist  eine  Eigenschaft  der 
Güter  an  Mich**  ---  was  aber  nicht  von  allen  Gütern  behauptet  wird. 
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darfs  in  der  Zukunft  verwendbar  ist."  Die  Verwendbarkeit  weist 
allerdings  auf  objektiv  gegebene  Eigenschaften  der  Güter  selbst  hin. 
Wird  aber  das  Kapital  als  „ein  für  eine  Wirthschaft  vorhandener  Be- 
stand^^  definirt,  so  kann  offenbar  dasselbe  Gut  in  einer  Wirthschaft 
Kapitalgut  sein,  in  einer  anderen  nicht,  und  somit  kommt  es  in  ent- 
scheidender Weise  doch  auf  den  Willen  derjenigen  Person  an,  welche 
die  Wirthschaft 9  zu  der  ein  Gut  gehört,  beherrscht. 

Ich  weiss  also  nicht,  wie  es  mit  diesen  beiden  Definitionen  ver- 
einbart werden  kann,  dass  Knies  und  Wagner  Gewicht  darauf  legen, 
es  komme  auf  den  Willen  der  Menschen  nicht  allein  an.  Es  kommt 
auf  diesen  Willen  allein  an,  weil  er  bei  allen  Gutem  vorhanden 
sein  muss,  damit  sie  Kapital  sein  können,  mag  auch  bei  vielen  Gü- 
tern dieser  Wille  seinerseits  durch  gewisse  Eigenschaften  der  „Güter 
an  sich^^  zwingend  bestimmt  sein. 

Zu  beiden  Kapitaldefinitionen  ist  übrigens  noch  Verschiedenes  zu 
bemerken:  Wagner  unterscheidet  richtig  gleich  am  Anfang  zwischen 
Kapital  und  Kapitalbesitz  oder  zwischen  Kapital  als  ökonomische  Ka- 
tegorie und  Kapital  im  historisch  rechtlichen  Sinn.  Die  oben  erwähnte 
Definition  bezieht  sich  nur  auf  Kapital  im  ersten  Sinn.  Auch  Knies 
unterscheidet  bei  der  kritischen  Betrachtung  der  älteren  Kapitaldefini- 
tionen zwischen  solchen,  welche  fragen,  ob  bestimmte  Güter  „Produk- 
tivmittel"  sind  oder  nicht,  und  solchen,  welche  darauf  Gewicht  legen, 
dass  das  Kapital  Vermögen  seines  Besitzers  sei.  Er  giebt  aber  schliess- 
lich nur  eine  Definition,  ohne  zwischen  Kapitalgütern  und  Kapital- 
besitz zu  unterscheiden.  Dabei  bleibt  dann  die  Frage  unerledigt,  dass, 
sowie  vom  Vermögen  oder  Besitz  einer  Person  die  Rede  ist,  offenbar 
nicht  nur  konkrete,  im  Eigen thum  dieser  Person  stehende  Güter,  son- 
dern auch  dieser  Person  zustehende  Forderungsrechte  etc.  in  Betracht 
kommen.  Es  ist  meines  Erachtens  sehr  zweckmässig,  wenn  Knies 
Nichts  unter  Kapital  verstehen  will,  was  nicht  wirthschaftliches  Gut 
ist;  aber  das  kann  sich  eben  nur  auf  die  Kapitalgüter  beziehen,  auf 
die  Güter,  die  für  die  Gesammtheit  der  Menschen  den  Kapitaldienst 
leisten;  sowie  wir  von  Kapitalvermögen  einzelner  Personen  überhaupt 
reden,  kommen  wir  mit  dem  einfachen  Begriffe  des  „Habens  von  wirth- 
scbaftlichen  Gütern"  nicht  mehr  aus  und  müssen  die  Verschiedenheit 
der  Vermögensrechte  an  Gütern  beachten.  Uebrigens  ist  Wagner  hier 
auch  nicht  ganz  scharf.  Trotz  seiner  richtigen  Unterscheidung  zwi- 
schen Kapital  und  Kapitalbesitz  bleibt  dann  bei  der  Definition  des 
letzteren  der  Begriff  Besitz  und  Besitzer  unerörtert  -  -  was  damit  zu- 
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sanunenhängt,  dass  ja  die  liChre  von  den  Vermögensrechten  erst  später 
konnnt. 

Der  Knies'schen  Definition  ist  ferner  der  Vorwurf  zu  machen,  dass 
der  Begriff  ,^ukunft''  sich  von  der  Gegenwart  und  damit  das  Kapital 
von  den  nicht  Kapital  zu  nennenden  Konsumtibilien  sich  nicht  scharf 
trennen  Lösst.  Offenbar  wird,  wenn  man  es  mit  der  „Zukunft^'  ernst 
nimmt,  und  bedenkt,  dass  die  Gegenwart,  scharf  genommen,  nur  ein 
Zeitpunkt  ist,  jedes  zu  einer  Wirthschaft  gehörige  Gut  nach  dieser 
Definition  als  Kapital  betrachtet  werden  können. 

Ifci  Wagner  ergiebt  sich  dagegen  eine  andere  Schwierigkeit  S.  30 
ist  Kapital  „ein  Vorrath  wirthschaftlicher  Güter".  Es  ist  an  sich  kon- 
sequent, wenn  Wagner  S.  246  die  Auffassung  des  Staats  als  eines  Ka- 
pitals nicht  als  unrichtig,  sondern  nur  als  unfruchtbar  bezeichnet,  da 
er  ja  S.  16  Verhältnisse,  Einrichtungen  etc.  zu  den  wirthschaftlichen 
Gütern  mitrechnet.  Wenn  nun  aus  diesen  Definitionen  sich  eine  Auf- 
fassung nothwendig  ergiebt,  mit  der  Nichts  anzufangen  ist,  nämlich 
die  Auffassung  des  Staats  als  Kapital,  so  folgt  daraus  meines  Erach- 
tens,  dass  die  Definitionen  selbst  an  irgend  einer  Stelle  unzweckmässig 
resp.  zu  weit  sind.  D.  h.  es  ist  meines  Erachtens  unzweckmässig  zu 
den  wirthschaftlichen  Gütern  Einrichtungen  zu  rechnen,  die  ihrer  Na- 
tur nach  Gegenstand  eines  ausschliesslichen  Hechts  Einzelner  nicht 
werden  können,  und  was  die  sogenannten  Verhältnisse  betrifft,  so  ist 
dies  ohnedies  ein  unscharfer  Begriff,  dessen  Aufnahme  unter  die  Arten 
der  wirthschafthchen  Güter  dazu  zwingt,  gewisse  Sachgüter  und  dann 
gewisse  Verhältnisse  von  Menschen  zu  diesen  Sachgütern  noch  einmal 
als  wirthschaftliche  Güter  zu  rechnen.  So  ergiebt  sich  aus  den  Kon- 
sequenzen der  auf  dem  Begriffe  des  wirthschaftlichen  Guts  aufgebau- 
ten Kapitaldefinition,  dass  es  zwekmässig  ist,  den  Begriff  des  wirth- 
schaftlichen Guts  enger  zu  fassen  und  darunter  nur  Sachgüter  und 
pei-sönliche  Dienstleistungen  zu  verstehen. 

Aus  diesen  kritischen  Bemerkungen  ergiebt  sich,  warum  ich  die 
Behandlung  und  Aufeinanderfolge  der  Begrifl'e 

Gut, 

Wirthschaftliches  Gut, 

Wirthschaft, 

Kapital 
wie  sie  in  meinem  Grundriss  festgehalten  ist,  als  einfach  und  zweck- 
mässig betrachte. 

Gut  ist  nach  dem  Sprachgebrauch  ein  weiter  Begriff  und  be- 
zeichnet jedes  Mittel  zur  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse.     Die 
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Wissenschaft  hat  keine  Veranlassung  diesen  weiten  Begriff  von  Gut 
zu  verengen  und  zu  präzisiren,  da  sie  nüt  diesem  Begriff  wenig  oder 
gar  nicht  uperirt.  Dagegen  niuss  das  wirthschaftliche  Gut,  auf  dem 
der  Begriff  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  der  Mensehen  und  damit 
der  unserer  ganzen  Wissenschaft  sich  aufl)aut,  scharf  und  präzis  defi- 
nirt  werden  und  es  erscheint  als  wesentlich ,  darunter  Verhältnisse  zu 
Gütern,  Rechte  und  Einrichtungen  nicht  zu  bogreifen,  da  diese  nicht 
als  wirthschaftliche  Güter,  sondern  als  etwas  die  Beziehungen  der 
Menschen  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  Bezeichnendes  oder  Beein- 
flussendes in  Betracht  kommen. 

Kapitalien  oder  Kapitalgüter,  deren  Inbegriff  das  Kapital  oder 
das  Gesammtkapital  ist,  sind  dann  eine  Unterart  der  wirthschaftlichen 
Güter  und  zwar  der  Sachgüter;  sie  unterscheiden  sich  von  den  Ge- 
nussgütern am  schärfsten,  wenn  man  dem  Kapitalbegriff  den  schon 
von  Hermann  gegebenen  Umfang  giebt  und  die  Knies'sche  nicht  ganz 
scharfe  Ausdehnung  des  Begriffs  zurückweist.  Die  Hereinziehung  des 
bebauten  und  expropriirten  Bodens  in  den  Kapitalbegriff  erscheint  noth- 
wendig,  wenn  man  den  Kapitalbegriff  bei  Darstellung  der  allgemeinsten 
Produktions-  und  Vertheilungs- Erscheinungen  benutzen  will.  Die  Be- 
schränkung des  Kapitalbegriffs  auf  Produktivmittel  im  Gegensatz  zum 
sogenannten  Nutzkapital  ist  nur  zweckmässig ,  wenn  man  hauptsächlich 
oder  ausschliesslich  die  Fragen  der  Produktion  betrachtet,  nicht  aber, 
wenn  man  zugleich  oder  vorwiegend  die  Bedeutung  der  Kapitalgüter 
für  die  Vertheilung  auffasst. 

Das  Kapitalvermögen  einer  einzelnen  Person  oder  ein  Privatkapital 
ist  nicht  einfach  ein  quantitativer  Theil  der  zum  Gesammtkapital  ge- 
hörigen Güter,  da  die  Vermögensrechte  an  Gütern,  deren  Inhalt  das 
Vermögen  einer  Person  ausmacht,  qualitativ  vei-schieden  sein  können. 
Um  ein  Privatkapital  zu  definiren,  müssen  die  einzelnen  Vermögens- 
rechte und  ihre  Natur  bereits  definirt  sein.  Dagegen  genügt  es  zur 
Definition  des  wirthschaftlichen  Guts  die  einfache,  unter  jedem  Rechts- 
system auftretende  l'hatsache  zu  betrachten,  dass  ein  Mensch  be- 
stimmte Güter  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  überhaupt  nicht 
ohne  Ansti-engung  oder  Opfer  benutzen  kann.  — 

Bei  Betrachtung  des  Gegensatzes  zwischen  Kapitalgütem  und  Kapi- 
talvermögen einer  Person  musste  ich  der  Behandlung  der  Frage,  wie 
das  juristische  Element  in  der  Nationalökonomie  zur  Geltung  zu  kom- 
men habe,  schon  etwas  vorgreifen.  Ehe  ich  zu  dieser  Frage  spe- 
ziell übergehe,  seien  noch  zwei  allgemeine  Bemerkungen  über  Defini- 
tionen erlaubt. 

11* 
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Ich  gestand  zu,  dass  bei  der  Definition  der  meisten  national-öko- 
Domischen  Grundbegriffe  der  zu  definirende  Gegenstand  selbst  fraglich 
ist  und  daher  eine  wenn  auch  faktisch  sehr  beschränkte  Willkür  herr- 
schen darf.  Diese  Willkür  fällt  vollständig  weg,  sowie  die  National- 
ökonomie einen  Rechtsbegriff  als  solchen  in  ihr  Gebiet  herüberzieht 
und  denselben  als  Grundbegriff  zur  Erklärung  wirthschaftlicher  Er- 
scheinungen benutzt.  Die  Nationalökonomie  darf  einen  solchen  Bechts- 
begriff  dann  nicht  so  definiren ,  dass  seine  Anwendung  in  Widerspruch 
mit  den  vom  positiven  Rechte  aus  dem  Rechtsbegriff  praktisch  gezo- 
genen Konsequenzen  geräth. 

Der  Nationalökonom  darf  also  z.  B.  das  Eigenthum  oder  das 
Darlehen  anders  definiren  als  der  Jurist  oder  das  Gesetzbuch.  Der 
Jurist  mag  zu  Ehren  der  leichten  Anwendung  des  Begriffs  bei  den 
Gerichten  das  Eigenthum  weit  definiren,  da  es  sich  nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  von  selbst  versteht,  dass  logisch  richtige  Konse- 
quenzen dieses  Begriffs  speziellen  Rechtssätzen,  welche  die  Befugnisse 
des  Eigenthümers  beschränken,  weichen  müssen.  Dagegen  kann  und 
soll  der  Nationalökonom  das  Eigenthum  so  definiren ,  dass  die  Defini- 
tion den  durch  die  Gesammtheit  aller  geltenden  Rechtssätze  bedingten 
wirklichen  Umfang  der  Befugnisse  des  Eigenthümers  trifft.  Denn  er 
hat  ja  nicht  das  Bedürfniss  der  Gerichte,  sondern  die  Gesammtheit 
der  wirklichen  wirthschaftlichen  Wirkungen  der  Rechtsinstitution  im 
Auge. 

Der  Nationalökonom  ist  also  bei  Definition  von  Rechsbegriffen  an 
die  übliche  W^ortfassung  der  Juristen  nicht  gebunden.  Aber  er  ist  ge- 
bunden an  den  materiellen  Inhalt,  den  das  objektive  Recht  faktisch 
einer  speziellen  Rechtsinstitution  giebt^).  Er  verliert  sich  ins  Boden- 
lose, wenn  er  etwa  die  allgemeine  Idee,  den  allgemeinen  Grund  oder 
Zweck  der  Rechtsinstitution  nach  subjektiver  Auffassung  definirt  und 
dann  andere  Rechtsinstitutionen  mit  demselben  Namen  belegt,  ob- 
gleich ihnen  das  positive  Recht  einen  anderen  Namen  giebt  und  ihren 
Inhalt  im  Einzelnen  abweichend  bestimmt.  Unter  Eigenthum  versteht 
das  Römische  Recht  und  auf  seiner  Grundlage  die  Mehrzahl  der  jetzt 
geltenden  positiven  Rechte  eine  Herrschaft  einer  Person  über  ein  Sach- 
gut, welche  der  Person  alle  beliebigen  Befugnisse  giebt,  die  nicht 
durch  ii^end  einen  bestimmten  Rechtssatz  ausgeschlossen  sind.  Diese 
ausgeschlossenen  Befugnisse  mag  der  Nationalökonom  durch  irgend 
eine  allgemeine  Bezeichnung  ihres  Umfangs  und  Charakters  in  seine 


1)  8.  Knies ,  Das  Oeld  S.  96. 
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EigenthumsdefinitioD  aufnehmen  und  mag  dazu  bemerken,  dass  der 
Umfang  der  Eigenthumsbeschränkungen  wechselnd  sei,  während  der 
Jurist,  wenigstens  der  praktische  Jurist,  von  unbeschränkter  Herr- 
schaft reden  kann,  da  die  im  Eigenthum  eingeschlossenen  Befugnisse 
nicht  aufzählbar  sind,  die  ausgeschlossenen  dagegen  vom  positiven 
Recht  einzeln  aufgezählt  werden. 

Aber  der  Nationalökonom  thut  nicht  gut,  seinen  Eigen thumsbegriif 
über  die  Sachgüter  auszudehnen.  Er  verändert  dann  in  willkürlicher 
und  unzulässiger  Weise  den  vom  positiven  Rechte  gegebenen  Begriff, 
während  er  doch  das  Wesen  und  den  Einfluss  des  positiven  Rechts 
darstellen  will.  So  z.  B.  A.  Wagner,  der  auch  von  einem  Eigenthum 
an  Forderungsrechten  spricht.  Auf  solche  Willkür  des  Nationalökono- 
men  kann  der  Jurist  mit  Recht  erwidern,  dass  man  dann  auch  von 
Eigenthum  an  einem  Eigenthumsrecht  reden  könnte  und  so  in  unlös- 
bare Verwirrung  gerathen  würde. 

Ist  es  so  unerlaubt,  einen  Rechtsbegriif  willkürlich  zu  präpariren, 
so  darf  man  auch  andere  Definitionen  nicht  so  fassen,  dass  in  der 
Definition  zugleich  ein  Satz  steckt  —  der,  weil  in  der  Definition  ein- 
geschmuggelt, unbewiesen  bleibt,  also  als  Axiom  figurirt,  während  er 
durchaus  nicht  selbstverständlich  ist. 

Kein  Vernünftiger  kann  von  der  Nationalökonomie  verlangen ,  dass 
sie  ein  streng  geschlossenes  System  gleich  der  Euklidischen  Geometrie 
sei,  in  dem  Alles,  was  überhaupt  gesagt  wird,  eine  logisch  unabweis- 
liche  Folgerung  aus  den  ersten  Definitionen  und  Axiomen  ist.  Ist  es 
ja  in  der  Euklidischen  Geometrie  selbst  nicht  zu  vermeiden  gewesen, 
dass  einmal  ein  Satz  eingeschoben  werden  musste,  der  nicht  bewiesen 
werden  kann,  obwohl  er  nicht  die  Natur  eines  als  Ausgangspunkt 
dienenden  Axioms  hat. 

In  der  Nationalökonomie  sind  die  meisten  Sätze  nicht  logisch 
streng  beweisbare  Formeln ,  sondern  annähernd  richtige  Schilderungen 
und  Erklärungen  von  Thatsachen  und  ihrem  Zusammenhang.  Defini- 
tionen müssen  oft  in  der  Mitte  neu  eingeschoben  und  so  gefasst  wer- 
den, dass  sie  sich  nicht  unmittelbar  an  die  Definitionen  der  ersten 
Grundbegriffe  anschliessen  etc.  Aber  wenn  der  Versuch  der  National- 
ökonomie die  volle  Präzision  der  Mathematik  zu  verleihen  sogar  ver- 
wirrend wirkt  und  zu  Abstraktionen  führt,  die  sich  von  aller  Wirk- 
lichkeit unendlich  weit  entfernen ,  so  ist  es  deshalb  doch  nicht  erlaubt, 
an  beliebigen  Stellen  des  Sytems  Definitionen  einzuschieben,  welche 
in  der  That  sehr  bestreitbare  Behauptungen  als  etwas  Unbestreitbares 
einführen. 
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Maclcod*)  ist  Ixikaiintlich  der  Ansicht,  ilass  jede  richtige  Defini- 
tion einen  Satz  enthalten  mnss,  und  deshalb  spricht  er  von  Axiomen 
und  Definitionen  in  einem  Artikel.  Daran  ist  etwas  Wahres.  Jede 
Definition  enthalt  nämlich  die  Behauptung,  dass  ein  Gegenstand,  dem 
bestimmte  Eigenschaften  zugeschrieben  werden ,  überhaupt  existirt. 
Wenn  wir  Preis  einer  Waare  die  für  diese  im  Austausch  empfangene 
Quantität  einer  anderen  Waare  nennen,  so  ist  damit  behauptet,  dass 
Waaren  überhaupt  gegen  einander  vertauscht  und  dabei  die  Quanti- 
täten berechnet  werden.  Ferner  ist  auch  richtig,  dass  die  Bestim- 
mung der  Erscheinungen,  für  welche  eine  Wissenschaft  Definitionen 
aufstellt  und  die  Wahl  der  zweckmässigsten  Definitionen  faktisch  von 
wissenschaftlichen  Sätzen  abhängt,  welche  aussagen  und  nachweisen, 
dass  gewisse  Erscheinungen  von  der  und  jener  Bedeutung  sind.  Aber 
deshalb  darf  eine  wirkliche  Definition  doch  keine  weitere  Behauptung 
als  die  der  Existenz  des  definirten  Gegenstandes  selbst  enthalten;  sie 
darf  nur  die  Erscheinungen,  die  mit  einem  bestimmten  Namen  be- 
zeichnet werden  sollen,  durch  Hervorhebung  unverkennbarer  und  deut- 
licher Merkmale  so  bezeichnen,  dass  nun  Jedermann  genau  weiss, 
was  unter  den  Begrift'  gehört  resp.  gehören  soll  und  was  nicht.  Defi- 
nitionen sind  Grenzlinien,  durch  welche  gewisse  Erscheinungen  unter 
einem  Namen  zusammengefasst  und  von  anderen  Erscheinungsgruppen 
abgegrenzt  werden. 

Enthält  —  immer  unbeschadet  der  der  Definition  bei  dem  Defini- 
renden  vorangehenden  deduktiven  oder  induktiven  Gedankenarbeit  — 
die  Definition  selbst  mehr  Behauptungen,  so  mag  sie  sehr  geistreich 
sein,  aber  sie  ist  dann  eben  keine  reine  Definition  mehr,  und  es  liegt 
stets  die  Gefahr  vor,  dass  man  in  dieser  Form  sich  den  Beweis 
durchaus  beweisfähiger  und  beweisbedürftiger  Behauptungen  ersparen 
will,  indem  man  den  Leser  durch  die  Form  der  Definition  verleitet 
etwas  zu  accei)tiren ,  was  er  sonst  ohne  Beweis  nicht  acceptiren  würde. 

Der  Hauptfall  solcher  missbräuchlicher  Definitionen  ist  wohl  die 
Werthdefinition ,  welche  den  Werth  von  vornherein  als  geronnene  Ar- 
beitszeit, als  das  Maass  der  noth wendigen  Hervorbringungsarbeit  für 
das  Gut  definirt.  Damit  ist  gesagt,  dass  die  Anschauungen  der  Men- 
schen über  den  Werth  der  Güter  oder  dass  der  Preis  zu  dem  die 
Güter  (d.  h.  genauer  die  Waaren)  faktisch  umgesetzt  werden,  sich  der 
Hauptsache  nach  richtet  nach  der  Quantität  der  Hervorbringungs- 
arbeit —  ein  Satz,   der  bekanntlich  nie  durch  Beobachtung  bewiesen 


1)  A  Dictionary  of  Political  cconomy ,  Artikel  Axioms  and  dofiiiitioiis. 
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wurde  und  bewiesen  werden  kann.  Eine  reine  Definition  von  Wcrth 
oder  Preis  kann  dagegen  nur  sagen,  welche  Anschauungen  der  Men- 
schen über  Güter,  oder  welche  Waarenquantitäten  Werth  und  Preis 
genannt  werden  sollen,  und  muss  die  Beantwortung  der  Frage,  wo- 
durch diese  Anschauungen  und  Quantitäten  bestimmt  werden,  der  fol- 
genden wissenschaftlichen  Untersuchung  überlassen.  Auch  die  üblichen 
sozial-demokratischen  Kapitaldefinitioiien  gehören  hierher,  welche  nicht 
angeben,  welche  Güter  von  bestimmten  Merkmalen  oder  welches  Ver- 
mögen von  bestimmter  Art  Kapital  heissen  sollen,  sondern  welche  gleich 
niitisagen,  dass  ein  Vermögen  von  gewisser  Art  und  Grösse  so/iidc 
Macht  und  Herrschaft  verleihe. 

Man  sieht  aus  diesen  Beispielen,  dass  Definitionen,  welche  unbe- 
wiesene, aber  des  Beweises  bedürftige  Sätze  enthalten,  meistens  ten- 
denziös sind.    Dieser  Vorwurf  kann  auch  der  H.  Rösler'schen  Methode 
des  Definirens  nicht  ganz   erspart  werden.     Rösler  definirt  z.  B.  das 
IKapital  (s.  Hirth's  Annalen  1875  S.  34)  als  „das  produktive  Wcrthver- 
inögen  oder  das  produktive  Eigenthum  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
"Werths"  und  diese  Definition  sagt  nach  dem  vorangegangenen  Begriffe 
^er  Produktivität  dasselbe  wie  die  späteren  Worte:  „das  Kapital  zeigt 
^ich   als  die  moderne  Fortsetzung  der  antiken  und  mittelalterlichen 
Macht  des  Besitzes  über  die  Arbeit.*'     Es  ist  also  in  die  Kapitaldefi- 
nition die  offenbar  eines  sehr  umständlichen  Nachweises  aus  den  Thiit- 
sachen  bedürftige  Behauptung  mit  aufgenommen,  dass  unter  heutigen 
Verhältnissen  und  heutigem  Rechtssystem  die  vermögensrechtliche  Herr- 
schaft Ober  bestimmte  Güter  resp.  Mengen  von  Tauschgütern  zugleich 
Herrschaft  über  Personen  verleiht. 

Man  kann  durch  solche  Definitionen  grosse  Anschauungen  in  die 
möglichst  knappe  und  prägnante  Form  bringen;  aber  wer  zu  solchen 
Definitionen  neigt  und  sie  an  die  Spitze  stellt,  wird  gewöhnlich  auch 
dazu  neigen  sich  von  einer  vorurtheilsfreien ,  vielseitigen  Beobachtung 
der  Thatsachen  zu  dispensiren.     Es  ist  die  Methode  des  Philosophen, 
der  die  Geschichte  der  Menschheit  und  den  gegenwärtigen  Zustand 
der  Gesellschaft  aus  spärlichen  Beobachtungen  und  generalisirten  ein- 
seitigen Eindrücken   heraus  halb   willkürlich   konstruirt.   —    Macleod 
sah  richtig,  dass  die  Methode  der  wissenschaftlichen  Forschung  über- 
haupt and  das  Prinzip  der  Definitionen  innig  zusammenhängen.    Es 
ist  aber  eine  Uebereilung  und  eine  Verkehrung  der  realistischen  oder 
Bogen,  induktiven  Methode  in  ihr  Gegentheil ,  wenn  man  in  die  Defini- 
tionen bestreitbare  Behauptungen  aufnimmt 
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Um  zusammenzufassen,  so  glaube  ich,  dass  brauchbare  Definitionen 
nur  machen  kann,  wer  sich  über  den  Inhalt  aller  im  System  zu  ent- 
wickelnden Sätze  bereits  klar  ist.  Sie  dürfen  aber  den  zu  beweisen- 
den Sätzen  formell  nicht  vorgreifen.  Die  Definitionen  müssen  bestimmt 
und  klar  sein,  dürfen  nicht  selbst  wieder  Ausdrücke  von  noch  unbe- 
stimmtem Sinn  enthalten;  sie  müssen  wirklich  existirende  Erschei- 
nungen durch  ihnen  wirklich  zukommende  und  auf  den  ersten  Blick 
erkennbare  Merkmale  charakterisiren ;  verschiedene  Definitionen  dürfen 
sich  nicht  unter  einander  widersprechen  und  die  Aufeinanderfolge  von 
Definitionen  und  Sätzen  muss  so  sein,  dass  Wiederholungen  möglichst 
erspart  werden.  Man  braucht  nur  wenig  scharfe  Definitionen,  bei  de- 
nen man  den  inneren  Geist  des  Sprachgebrauchs  zum  Ausgangspunkt 
nehmen  muss,  diesem  aber  in  der  Wissenschaft  nicht  unbedingt  fol- 
gen kann  und  muss.  Wenn  der  Sprachgebrauch  zu  Ehren  der  Wissen- 
schaft beschränkt  und  präzisirt  werden  muss,  so  herrscht  hiebei  eine 
durch  die  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  Wissenschaft  und  auf  die 
anderen  Definitionen  faktisch  stark  beschränkte  Willkür,  welche  aber 
ganz  wegfällt ,  wenn  man  Rechtsbegriffe  definirt ,  oder  auch  wenn  aus- 
nahmsweise ein  natürlich  gegebener  Gegenstand,  der  durch  die  Natur- 
wissenschaft schon  definirt  ist,  von  Bedeutung  wird  und  eine  Defini- 
tion desselben  zur  Erklärung  gegeben  werden  muss. 

Volle  Einstimmigkeit  der  Nationalökonomen  in  den  Hauptdefini- 
tionen wird  nicht  erreicht  werden  können.  Abgesehen  davon,  dass 
verschiedene  Wortfassungen  dasselbe  sagen  können,  werden  sich  die 
Definitionen  unterscheiden ,  je  nach  der  Tendenz ,  die  ein  Schriftsteller 
verfolgt,  je  nach  der  Schule,  welcher  er  angehört.  Spezialschriften 
und  Monographien  gar  werden  sich  stets  einer  für  ihre  Bedürfnisse 
etwas  modifizirten  Terminologie  bedienen.  Aber  die  Anhänger  der 
realistischen  Methode,  und  der  sogen,  ethischen  und  sozialrechtlichen 
Richtung  in  der  Nationalökonomie  können  sich  in  Bezug  auf  Definition 
der  Hauptbegriff'e  einander  wesentlich  nähern,  und  je  mehr  das  ge- 
schieht, desto  klarer  wird  das  Wesen  dieser  Neuerungen  gegenüber 
älteren  Schulen  hervortreten ,  desto  leichter  werden  sich  die  Anhänger 
der  neuen  Ideen  unter  einander  verständigen. 

Ein  Beitrag  zu  der  der  Erreichung  dieser  Ziele  gewidmeten  Thätig- 
keit  sollte  auch  mein  Grundriss  sein.  In  diesem  Aufsatz  konnte  ich 
nur  über  einzelne  Definitionen  eingehender  sprechen.  Diejenigen  Fach- 
genossen, welche  meinen  Grundriss  kennen,  werden  mir  vielleicht  zu- 
gestehen ,  dass  gegenüber  den  anderen  und  grösseren  Versuchen  neuerer 
Systematik  in  meinem  Grundriss  bei  der  Auswahl  der  überhaupt  auf- 
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zastellenden  Defioitionen  und  bei  ihrer  Fiissung  auf  das  Postulat  der 
Einfachheit  das  grösste  Gewicht  gelegt  ist.  — 

m. 

Die  zweite  Frage,  die  hier  besonders  besprochen  werden  soll, 
Dämlich  die  Frage,  inwieweit  Rechtsbegriffe  in  der  Nationalökonomie 
zur  Geltung  zu  kommen  haben ,  hängt  mit  der  Frage  der  Abgrenzung 
unseres  Fachs  gegenüber  anderen  Disziplinen  zusammen.  In  Wagner's 
Grundlegung  steckt  ein  gutes  Stück  Rechtsgeschichte  und  Rechtsphi- 
losophie; bei  Knies  finden  sich  detaillirte  Behandlungen  von  Pandekten- 
Streitfragen.  Nach  H.  Rösler  „bedingt  das  Erwerbsleben  eine  konforme 
Einrichtung  der  ganzen  Verwaltung,  eine  bestimmte  Ordnung  der  Volks- 
virthschaft  verlangt  ein  damit  tibereinstimmendes  Staatsrecht  und  Pri- 
Tatrecht",  „die  Volkswirthschaft  wird  zu  einem  Gegenstand  der  öffent- 
lichen Verwaltung". 

Die  neuere  Schule  der  deutschen  Nationalökonomie,  deren  Ver- 
treter der  Mehrzahl  nach  dem  Verein  für  Sozialpolitik  beigetreten 
sind ,  ist  Anfangs  oft  als  „ethische  Richtung"  bezeichnet  worden.  Die- 
ses vielfach  missverstandene  und  sogar  höhnisch  behandelte  Wort  be- 
zeichnete eine  Seite  des  Wesens  der  neuen  Richtung.  Man  gab  es  auf, 
die  klugrechnende  Selbstsucht  der  Einzelnen  als  alleinigen  Regulator 
wirthschaftlichen  Thuns  zu  betrachten ,  man  erkannte  die  Wirthschaft 
als  eine  Bethätigung  des  ganzen  Menschen  und  musste  sonach  aner- 
kennen, dass  beim  wirthschaftenden  Menschen  zugleich  mit  der  Selbst- 
sucht der  Gemeinsinn  wirke,  dass  die  Selbstsucht  durch  Moral  und 
Sitte  eingeschränkt  sei.  Daraus  ergab  sich  insonderheit  die  Zurück- 
weisung des  alten  Satzes ,  dass  die  möglichst  freie  Selbstsucht  der  In- 
dividuen das  Gesammtwohl  am  sichersten  befördere.  Wenn  man  die 
individuelle  Selbstsucht  als  einzige  Triebkraft  wirthschaftlichen  Han- 
delns aufgab,  so  gab  man  damit  den  Individualismus  überhaupt  auf, 
man  war  genöthigt  von  der  menschlichen  Gesammtheit  als  einem  Or- 
ganismus auszugehen,  sowie  man  die  Kräfte  und  Triebe  in  Betracht 
z(^,  die  den  Menschen  mit  dem  Menschen  verbinden. 

Betrachten  wir  indessen  die  Literatur  dieser  neuen  Richtung,  so 
finden  wir,  dass  ihr  Wesen  durchaus  nicht  etwa  nur  in  der  Zufügung 
von  Moralpredigten  zu  dem  alten  Lehrgebäude  besteht.  Die  grösste 
und  eingehendste  polemische  Schrift,  welche  die  neue  Richtung  erzeugt 
hat,  Schmoller's  Antwortschreiben  an  Treitschke  sucht  vielmehr  ihren 
Schwerpunkt  darin,  zu  entwickeln,  wie  Sitte  und  Recht  im  wirth- 
schaftlichen Leben  wirken.    Die  alte  individualistische  und  vom  Egois- 
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1)1  US  allein  ausgehende  Lehre  basirte  auf  der  Annahme  eines  mehr  oder 
minder  willkürlichen  Naturrechts.  Wollte  man  dagegen  untersuchen,  wie 
die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  sich  wirklich  gestalten  und  gestal- 
ten sollen,  so  musste  man  nicht  nur  den  ganzen  Menschen  und  alle 
ihn  beeinflussenden  inneren  Kräfte  zum  Ausgangspunkt  nehmen,  man 
musste  auch  die  realen  Verhältnisse  berücksichtigen,  unter  deren  be- 
herrschendem Kinfluss  die  Menschen  wirthschaften.  Wenn  man  von 
Geld  unter  heutigen  Verhältnissen  sprach,  musste  man  die  Gesetze, 
welche  gewisse  Münzen  zu  gesetzlichem  Zahlungsmittel  erklären  und 
die  Währungsfrage  entscheiden,  berücksichtigen.  Die  Wechsel-  und 
Bankgesetzgebung  musste  betrachtet  werden,  wollte  man  von  der 
praktischen  Organisation  des  Kredits  reden.  Vor  Allem  aber  musste 
man  erkennen,  dass  man  die  Herrschaft  von  Menschen  über  Güt^sr 
und  ihre  dadurch  bedingte  soziale  Stellung  nun  und  nimmer  verstehen 
könne,  ohne  das  Eigenthumsrecht  nach  Grund,  Zweck  und  Umfang 
genau  zu  untersuchen.  Schon  oben  habe  ich  gezeigt,  dass  man  nur 
die  aller  allgemeinsten  Thatsachen  des  wirthschaftlichen  Lebens  ohne 
Berücksichtigung  des  Rechts  und  seiner  Verschiedenheit  darstellen 
kann,  und  das  Recht  sofort  von  Bedeutung  wird,  wenn  mau  die  Be- 
ziehungen von  Menschen  zu  einander  erfasst. 

Die  neuere  Richtung  der  deutschen  Nationalökonomie  geht  nicht 
mehr  vom  Egoismus  allein  aus,  sie  verlässt  den  „ethischen  Materialis- 
mus". Sie  ergeht  sich  nicht  in  Abstraktionen ,  sondern  legt  historische 
und  statistische  Forschungen  zu  Grunde.  Sie  fasst  eine  menschliche 
Gesammtheit  nicht  einfach  als  mechanisches  Aggregat  von  Individuen, 
sondern  als  einen  Organismus  der  selbst  ein  eigenthümliches  Objekt 
der  Beobachtung  wird.  In  einem  System  der  neuen  Ijehre  muss  aber 
mehr  noch  als  all  die  genannten  Neuerungen  das  hervortreten,  dass 
man  die  stillschweigende  Voraussetzung  eines  allgemein  gültigen  Na- 
turrechts aufgegeben  hat  und  sich  alle  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
durch  das  wechselnde  positive  Recht  bedingt  denkt. 

Auf  die  Frage  ob  es  hierbei  mehr  auf  das  öffentliche  oder  auf 
das  Privatrecht  ankommt,  m(')chte  ich  kein  Gewicht  legen.  Die  Schei- 
dung zwischen  öflfentlichem  und  Privatrecht  ist  eine  rein  theoretische, 
die  von  verschiedenen  Theoretikern  in  ungleicher  Weise  vollzogen  wird. 
Jedenfalls  hat  jede  zunächst  ins  Privatrecht  gehörige  Institution  ihre 
öffentlich  rechtliche  Seite.  Wenn  H.  Rösler  das  Erwerbsrecht  zum 
öffentlichen  Rechte  rechnet,  so  halte  ich  es  für  überflüssig  darüber  zu 
streiten,  und  für  die  Zwecke  der  Nationalökonomie  halte  ich  es  für 
gleichgültig,  ob  dann  überhaupt  noch  Raum  für  ein  Privatrecht  ge- 


Einige  neue  Versuche  zur  Revibion  d4>r  CJrniidhegriffc  der  Nationalökonomie.     171 

genüber  dem  öffentlichen  Rechte  übrig  bleibt.    Die  Rcchtsiiistitutionen, 
welche  die  Vermögensverhältuisse  einzelner  Unterthanen  zu  einander 
reguliren,  müssen  jedenfalls  im  Hinblick  auf  das  Gesammtinteresse  aus- 
gi*bildet  werden,  und  der  Nationalökononi  muss  das  Privateigcntlium 
im  innigsten  Zusammenhang  mit  dem  Expropriationsrecht  (Entwährung 
Dach  Stein)  behandeln  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Eigenthum  an 
«ich  etwas  privatrechtliches,  die  Expropriation  etwas  öffentlich  reclit- 
liches  ist.    Meines  Erachtens  wird  für  jede  (rechtsphilosophische,  po- 
litische  oder  nationalökonomische)  Untersuchung,    welche  nach  dem 
Grund  und  der  Gesammtwirkung  von  Rechtsinstitutionen  fragt,  der 
Unterschied    zwischen   Privat-  und  öffentlichem  Recht  unwesentlich. 
Jede  Rechtsinstitution  erscheint  einfach  als  eine  vom  souverainen  Staat 
getragene  Einrichtung  mit  dem  Zwecke,  die  Erfüllung  einzelner  Auf- 
gaben der  staatlich  verbundenen  Gesellschaft  zu  befördern. 

Nicht  gegen  die  Bezeichnung  der  in  unserer  Wissenschaft  bedeut- 
samen Rechtsinstitutionen  als  öffentliches  oder  Sozialrecht  ist  zu  po- 
lemisiren,  wohl  aber  dagegen,  dass  bei  vielen  neueren  Nationalökono- 
nien  gewisse  juristische  Unterscheidungen,  die  nach  der  bisherigen 
juristischen  Methode  im  Privatrecht  ausgeführt  werden,  zu  wenig  Be- 
rücksichtigung erfahren.  Die  dinglichen  Rechte  an  fremder  Sache,  die 
Forderungsrechte  etc.  pflegen  stiefmütterlich  behandelt  zu  werden  neben 
dem  überwiegend  interessanten  Eigenthumsrecht ,  das  oft  mit  Vermö- 
gensrecht kurzweg  faktisch  identifizirt  wird. 

Ausserdem  ist  es  zu  bekämpfen,  wenn  die  Erkenutniss  von  der  Be- 
deutung des  Rechts  in  der  Wirthschaft  zu  Uebertreibungen  führt,  denen 
zn  Folge  die  Wirthschaftslehrc  alle  Selbstständigkeit  und  eigenthüm- 
liche  Aufjgabe  gegenüber  der  Rechtswissenschaft  verliert. 

Der  Nationalökonom  muss  eine  grosse  Menge  einzelner  Rechts- 
institutionen und  den  Geist  des  ganzen  herrschenden  Rechtssystems 
verstehen  und  die  vom  Recht  entlehnten  Begriffe  zur  Präzisirung  sei- 
ner Begriffe  anwenden.  Es  ist  aber  Uebertreibung  zu  glauben,  dass 
alle  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  Verhältnisse  einfache  direkte 
Wirkungen  des  Rechtssystems  seien  und  das  wirthschaftliche  Leben 
sich  ohne  weiteres  nothwendig  aus  dem  Rechtssystem  ergebe. 

Das  Recht  im  objektiven  Sinn  bestimmt,  welche  Beziehungen  von 
einzelnen  oder  von  Gesammtheiten  von  Menschen  zu  Gütern  überhaupt 
möglich  sind.  Es  bestimmt,  welche  Rechte  im  subjektiven  Sinn  vor- 
kommen können,  welchen  Umfang  von  Befugnissen  jedes  einzelne  Recht 
dem  Berechtigten  gewährt  und  unter  welchen  Bedingungen  es  erworben 
werden  kann. 
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Die  Summe  der  das  Verhältuiss  der  Menschen  zu  Gütern  direkt 
regelnden  Rechtsinstitutionen  ist  das  Vermögensrecht,  das  aus 
öffentlichem  und  Privatrecht  zusammengesetzt  ist.  Der  Ausdruck  Ver- 
mögensrecht ist  offenbar  richtiger  als  „Erwerbsrecht"  (Rösler)  oder 
„Verkehrsrecht"  (Wagner)  denn  es  handelt  sich  um  den  Erwerb  oder 
die  Verkehrsverhältnisse  nicht  allein. 

Ausser  dem  Vermögensrecht  in  diesem  Sinne  kommen  aber  noch 
andere  Rechtsinstitutionen  in  Betracht,  welche  direkt  politische  Macht- 
verhcältnisse  zwischen  den  Unterthanen  regeln  oder  persönliche  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse zwischen  Einzelnen  begründen  (Wahlrecht,  Fa- 
milienrecht etc.),  indirekt  aber  zugleich  dadurch  Einzelnen  die  Mög- 
lichkeit geben ,  ein  Uebergewicht  in  ökonomischer  Hinsicht  zu  erlangen. 

Das  eigentliche  Vennögcusrecht  umfasst  Rechtsinstitutionen,  welche 
beständig  auf  alle  wirthschaftenden  Personen  Einfluss  ausüben  oder 
doch  auf  alle  Personen  sich  beziehen  köimen ,  ohne  deren  Berücksich- 
tigung sich  die  wirtlischaftliche  Stellung  keiner  Person  verstehen  lässt. 
Die  Summe  dieser  Institutionen  ist  das  allgemeine  Vermögensrecht^ 
welches  das  Eigenthum  (das  Besitzrecht)  die  übrigen  dinglichen  Rechte, 
das  Obligationen-,  das  Erbrecht  etc.  umfasst  und  die  Konsequenzen 
des  Grundsatzes  der  Freiheit  der  Personen  (Freizügigkeit,  Vertrags- 
freiheit) enthält.  Dieses  allgemeine  Vermögensrecht  muss  an  der  Spitze 
jedes  Systems  der  Nationalökonomie  betrachtet  werden,  während  das 
spezielle  Vermögensrecht  (Gewerbeordnung,  Fabrikordnung,  Handels- 
und Wechselrecht,  Zollwesen,  Bankgesetzgebung,  Eisenbahn-,  Berg- 
werks -  Agrargesetzgebung  etc.)  bei  einzelnen  Lehren  im  Verlaufe  der 
Entwicklung  des  Systems  mit  behandelt  werden  kann  und  muss.  Rechts- 
institutionen, welche  die  ökonomischen  Verhältnisse  d.h.  die  Bezie- 
hungen der  Menschen  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  nur  indirekt 
beeinflussen,  können  zweckmässiger  Weise  theils  im  Zusammenhang 
mit  dem  allgemeinen  Vermögensrecht  und  zur  Erklärung  des  in  letz- 
terem herrschenden  Prinzips,  theils  an  einzelnen  Stellen  berührt  wer- 
den, ihre  systematische  Behandlung  aber  würde  den  Umfang  der  Na- 
tionalökonomie ins  Ungemessene  ausdehnen. 

Vor  Allem  kommt  es  also  in  einer  allgemeinen  Nationalökonomie 
auf  die  Behandlung  des  allgemeinen*  Vermögensrechts  an.  Dass  hiebei 
die  Nationalökonomie  in  andere  Disziplinen:  Rechtsphilosophie,  Rechta- 
geschichte, Privat-  und  Verwaltungsrecht  übergreift,  ist  völlig  un- 
schädlich, da  die  verschiedenen  Wissenschaften  ganz  schai-f  von  ein- 
ander nie  abgegrenzt  werden  können  und  am  allerwenigsten  die  Na- 
tional()konomie ,    welche  sich  ja  beständig   auch  auf  die  allgemeine 
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Staatslehre,  die  Geschichte,  Statistik  und  selbst  die  Technik  berufen 
muss.  Wesentlich  ist  nur,  dass  der  Nationalökonom  bei  Behandlung 
des  allgemeinen  Vermögensrechts  seinen  Zweck  stets  im  Auge  habe 
und  sich  nicht  in  juristisches  Detail  verliere.  Dieser  Gefahr  wird  der 
Xationalökonom  leicht  entgehen ,  sowie  er  nur  immer  im  Auge  behält, 
welcher  eigenthümlichen  Aufgabe  bei  ihm  die  Erforschung  des  Rechts 
dienen  soll. 

Er  hat  darzustellen ,  wie  innerhalb  eines  gegebenen  Rechts  in  Folge 
des  Standes  der  Technik,  der  Grösse  und  Natur  der  Bevölkerung,  der 
Menge  der  bereits  vorhandenen  Güter  etc.  sich  nun  mehr  oder  minder 
zahlreiche  Gruppen  von  Menschen  bilden,  die  in  ähnlicher  Lage  sind 
und  ähnliche  wirthschaftliche  Zwecke  verfolgen  und  welche  Beziehungen 
sich  zwischen  diesen  Gruppen  von  Menschen  bilden. 

Wenn  wir  das  Eigenthumsrecht  oder  das  Assoziationsrecht  kennen, 
so  ist  damit  noch  nicht  gegeben,  wieviele  Eigenthümer  wirklich  ent- 
stehn  und  wie  gross  eines  jeden  Eigenthum  sein  wird,  es  sind  die  Aus- 
dehnung und  die  Erfolge  einzelner  Assoziationsformen  nicht  gegeben. 
Innerhalb  des  gleichen  Rechtssystems  können  sich  entwickeln  eine  ver- 
schiedene faktische  Mitwirkung  der  Menschen  bei  der  Produktion  und 
eine  verschiedene  faktische  Vertheilung  der  Privatvermögen.  Staat 
und  Recht  sind  ein  Faktor  der  auf  die  Gestaltung  dieser  eigentlich 
wirtbschaftlichen  Verhältnisse  einwirkt.  Das  Mass  der  Einwirkung 
dieses  Faktors  im  Zusammenhang  mit  der  Einwirkung  anderer  Kul- 
turCaktoren  hat  die  Wirthschaftslehre  zu  untersuchen,  wobei  sie  be- 
fruchtend auf  die  Rechtslehre  rückwirkt,  indem  sie  den  inneren  Grun<l 
von  Rechtsreformen  nachweist.  Man  wird  danach  verlangen  können 
und  müssen,  dass  der  Nationalökonom  juristisch  und  der  Jurist  na- 
tionalökonomisch gebildet  sei,  nicht  aber  dass  Jurisprudenz  und  Na- 
tionalökonomie ganz  zusammenfallen,  denn  immer  untersucht  der  Ju- 
rist die  Rechtsinstitutionen,  um  deren  Konsequenzen  in  jedem  einzelnen 
strittigen  Fall  sicher  zu  finden,  der  Nationalökonom  aber,  um  ihre 
Einwirkung  auf  die  faktische  Gestaltung  der  Verhältnisse  von  Men- 
schengruppen zu  werdenden  und  zu  vorhandenen  Gütermengen  zu  un- 
tersuchen —  Verhältnisse  die  zugleich  anderweitig  und  auch  durch 
die  individuellen  Eigenschaften  einzelner  Menschen  mitbedingt  sind. 
Das  Recht  setzt  die  Grenzen,  bis  zu  denen  sich  der  Wille,  die  Macht 
des  Menschen  geltend  machen  darf.  Wie  weit  sich  innerhalb  dieser 
Grenzen  WiUe  und  Macht  einzelner  Menschen  und  Menschengruppen 
wirklich  geltend  machen,  dies  bleibt  der  besondere  mit  der  Rechts- 
wissenschaft nicht  zusammenfallende  Gegenstand  der  Wirthschaftslehre. 
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Deshalb  verliert  auch  die  heutige  Nationalökonomie  uicht  allen  3 
sainmenhang  mit  der  älteren  ganz  unjuristischen  Wirthschaftslel 
Letztere  schilderte  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  wie  sie  sich  un 
stillschweigender  Voraussetzung  eines  extrem  individualistischen  V 
mögensrechts  entwickeln  müssen.  Die  Resultate  unserer  heutigen  W 
senschaft  soweit  sie  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  schildert,  si 
denen  der  älteren  Schule  nicht  noth wendig  immer  diametral  entgegi 
gesetzt,  sondern  weichen  von  letzterer  nur  ab,  soweit  das  gelter 
und  das  sich  neu  entwickelnde  Recht  von  jenem  vorausgesetzten  Ito 
abweichen.  — 

Wenn  die  Gnmdsätze  des  geltenden  allgemeinen  Vermögensreci 
an  die  Spitze  des  Systems  der  allgemeinen  Wirthschaftslehre  gesti 
werden,  so  wird  dadurch  eine  von  Wagner  theilweise  im  Anschli 
an  Schaffte  gemachte  Unterscheidung  überflüssig,  welche  die  Anoi 
nung  des  ganzen  Systems  erschwert. 

Wagner  unterscheidet  (s.  namentlich  S.  164)  das  privatwirthscha 
liehe,  das  gemeinwirthschaftliche  und  das  caritative  Wirthschaftssystü 
welche  drei  Systeme  aber  in  der  W'irklichkeit  stets  kombinirt  si 
und  deren  richtige  Kombination  eben  die  Grundfrage  aller  Sozialp 
litik  ist. 

Nun  bezieht  sich  der  Gegensatz  zwischen  dem  privatwirthschaftlichi 
und  caritativen  System  auf  die  psychologischen  Motive  der  Wirtl 
Schaftssubjekte.  Der  Unterschied  zwischen  privat-  und  gemeinwirt' 
schaftlichem  System  aber  beruht  auf  der  verschiedenen  rechtlich« 
Organisation  der  Wirthschaften  und  die  wichtigste  Anwendung  d 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  zeigt  sich  in  den  Zwangsgemeinwirt 
Schäften.  Daher  scheint  mir  diese  Drei-Theilung  der  Wirthschafl 
Systeme  eine  innerlich  nicht  richtige  Zusammenwerfung  von  zwei  G 
gensätzen  zu  sein.  Wir  haben  einen  Gegensatz  in  den  Motiven  wirt 
schaftlich  handelnder  Personen,  der  sich  innerhalb  jeden  Rechtssystci 
geltend  macht  —  und  wir  haben  einen  Gegensatz  in  den  Prinzip! 
der  das  wirthschaftliche  Leben  beeinflussenden  Rechtsordnung. 

Bleiben  wir  imn  bei  dem  letzteren  Gegensatz  allein,  so  ist  u 
leugbar  unser  geltendes  allgemeines  Vermögensrecht  von  dem  söge 
(Jeiste  des  privatwirthschaftlichen  Systems  vorherrschend  erfüllt  un 
das  andere  Prinzip  macht  sich  zur  Zeit  mehr  als  ein  ergänzendes,  ah 
allerdings  sich  ausdehnendes  geltend.  Eine  Anerkennung  dieses  V<^ 
hältnisses  scheint  es  mir  zu  sein ,  dass  Wagner  die  allgemeine  Volla 
wirthschaftslehre  des  privatwirthschaftlichen  Systems  noch  in  die  ersi 
Abthrilung  des  ganzen  Werks  aufnimmt,  dagegen  eine  allgemeine  Volk) 
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Mrirthschaftslehre  des  geineinwirtlischaftlichen  Systems  als  besonderer 
Theil  des  Werkes  nicht  vorkommt,  sondern  dass  nur  im  ersten  Halb- 
band das  gemeinwirthschaftliche  System  überall  zugleich  mit  dem  pri- 
vatwirthschaftlichen  zur  Geltung  gebracht  wird. 

Wäre  es  nun  nicht  einfacher  so  zu  verfahren,  dass  man  gleich 
im  Anfang  des  Systems  das  allgemeine  Vermögensrecht  in  seinen 
tirundzOgen  kritisch  schildert  und  sagt:  Unser  Vermögensrecht  ist  ein 
solches,  in  welchem  das  Sondereigenthum  und  die  Freiheit  der  Per- 
sonen herrschende  wenngleich  vielfach  eingeschränkte  Institutionen  sind. 
Die  aus  diesen  herrschenden  Prinzipien  abgeleiteten  subjektiven  Rechte 
sind  bei  den  meisten  wirthschaftlichen  Verhältnissen  massgebend.  Wir 
gehen  daher  bei  den  meisten  Definitionen  und  Sätzen  davon  aus,  fügen 
aber  bei  jeder  einzelnen  Lehre  sofort  bei,  für  welches  Gebiet  diese 
Definitionen  und  Sätze  gelten  und  inwieweit  in  Folge  anderen  Rechts 
andere  Sätze  gelten.  Man  wird  auf  diese  Weise  jedes  einzelne  wirth- 
schaftliche  Verhältniss  der  Wirklichkeit  ganz  entsprechend  schildern 
können  und  die  Schilderung  eines  rein  privatwirthschaftlichen  Systems, 
das  nur  Abstraktion  ist,  ersparen. 

Als  Beispiel,  dies  besonders  klar  zu  machen,  bietet  sich  die  Preis- 
Ichre  und  zwar  will  ich  der  Einfachheit  halber  und  um  dem  Folgenden 
nicht  vorzugreifen  nur  von  dem  Preis  wirthschaftlicher  Güter  sprechen, 
welche  die  Eigenthümer  derselben  umsetzen.  —  Wir  definiren  den  Preis 
so  und  können  ihn  so  definiren ,  dass  noch  keine  Rücksicht  darauf  ge- 
nommen wird,  ob  der  Umsatz,  bei  dem  der  Preis  sich  entwickelt,  auf 
Freiheit  beruht  oder  nicht.  Wenn  wir  aber  dann  untersuchen,  wodui'ch 
die  Höhe  der  Preise  bestimmt  wird,  so  sagen  wir:  der  gewöhnlichste 
Fall  ist  der,  dass  die  Rechtsordnung  die  Feststellung  des  Preises  dem 
freien  Willen  des  Verkäufers  und  Käufers  (des  bisherigen  und  nun- 
mehrigen Eigenthümers)  überlässt,  so  dass  beide  freie  Willen  sich 
schliesslich  im  Vertrag  vereinigen.  In  diesem  Fall  sind  Preisbestim- 
mungsgründe die  auf  den  Willen  der  beiden  Parteien  einwirkenden 
allgemeinen  oder  speziellen  Verhältnisse ,  von  denen ,  wenn  es  sich  um 
allgemein  und  oft  verkaufte  Güter  handelt,  die  wichtigsten  als  allge- 
meine Preisbestimmungsgründe  aufgezählt  werden  können.  Wir  neh- 
men dabei  zunächst  an,  dass  jede  Partei  ihr  Interesse  im  Auge  hat, 
gestehen  aber  zu,  dass  das  Wirken  dieser  durch  das  Medium  des 
Selbstiuteresses  influirenden  Preisbestimmungsgründe  durch  Sitte,  durch 
humane  Rücksichten  etc.  behemmt  wird.  So  gewinnen  wir  eine  im 
Einzelnen  ausgeführte  Preislehre  für  die  Mehrzahl  der  Fälle  von  Preis- 
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gewinnung,  in  der  zugleich  die  möglichen  Verschiedenheiten  in  den 
Grundmotiven  für  das  Wollen  der  Parteien  berücksichtigt  sind.  — 

Dies  wäre  aber  keine  vollständige  Preislehre;  eine  damit  ab- 
schliessende Preislehre  abstrahirt  von  den  Fällen,  in  denen  der  freie 
Wille  der  Parteien  gar  nicht  oder  nicht  rechtlich  uneingeschränkt 
herrscht.  Eine  vollständige  Preislehre  muss  zugleich  angeben,  dass 
es  Fälle  giebt  in  denen  der  Preis  oder  eine  Maximalgrenze  desselben 
durch  staAtlichen  Zwang  bestimmt  wird.  Diese  Fälle  abgesondert  von 
den  Fällen  der  Preisbestimnmng  durch  freien  Vertrag  in  einer  ganz 
anderen  Abtheilung  des  Systems  vorzubringen  würde  nicht  nur  zu- 
nächst zu  einem  einseitigen  Bild  der  Preisbewegungen  führen,  sondern 
es  würde  dadurch  die  falsche  Ansicht  hervorgerufen,  als  ob  der  Fall 
des  freien  Vertrags  zwischen  Individuen  der  allein  natürliche  sei^ 
der  andere  eine  spezielle  möglichst  zu  beschränkende  Ausnahme.  In 
Wirklichkeit  aber  liegt  es  so,  dass  ein  Fall,  der  zwischen  den  beiden 
genannten  in  der  Mitte  liegt  und  in  dem  sich  also  die  zwei  entgegen- 
gesetzten Prinzipien  der  Rechtsordnung  kombinircn  beständig  an  Aus- 
dehnung gewinnt.  Es  ist  der  Fall,  dass  rechtlich  zulässige  Vereini- 
gungen der  Käufer  und  Verkäufer  oder  einer  Partei  allein  durch  ihre 
rechtmässigen  Organe  den  Preis  für  alle  einzelnen  Käufer  und  Ver- 
käufer festsetzen. 

Tritt  so  der  „Kollektivvertrag"  au  Stelle  des  „Individualvertrags* 
—  und  dieser  Fall  wird  mit  zunehmender  Organisation  der  Gewerbe 
inmier  häufiger  werden  — ,  so  ist  ein  nach  den  Statuten  rechtmässige? 
Vcreinsbeschluss  offenbar  ein  Mittelding  zwischen  freiem  Individual- 
vertrag  und  obrigkeitlicher  Preistaxe  und  der  Fall  wird  dem  der  Preis- 
taxe um  so  ähnlicher,  je  weniger  die  einzelnen  Verkäufer  und  Käufer 
sich  faktisch  oder  sogar  rechtlich  der  Entscheidung  des  Vereins  ent- 
ziehen können.  Legalisir te  Vereine  von  Interessenten  können  sich  zu 
Organen  nicht  nur  wirthschaftlicher  sondern  sogar  staatlicher  Selbst- 
verwaltung entwickeln.  — 

Hat  nun  eine  Preislehre  des  exklusiv  privatwirthschaftlichen  Sy- 
stems, d.  h.  eine  solche ,  die  den  Fall  des  freien  Individualvertrags  ganz 
allein  ins  Auge  fasst,  überhaupt  Werth  für  eine  Wirthschaftslehre  der 
Gegenwart,  welche  die  in  der  neuesten  Zeit  keimenden  Entwicklungen 
noth wendig  berücksichtigen  muss  und  zwar  immer  so,  dass  sie  zeigt, 
wie  die  noch  herrschenden  Zustände  überall  durchbrochen  werden? 

Ebenso  wie  die  Preislehre  könnte  die  Lehre  vom  Lohn  und  an- 
dere als  Beweis  dafür  dienen,  wie  zweckmässig  es  ist,  das  allgerndne 
Vermögensrecht  zuerst  zu  behandeln  und  dann  bei  jeder  wirthschaft- 
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liehen  Darstellung  einzelner  Haupterscheinungeii  den  Einfluss  des  auf 
Terechiedenen  kombinirten  Prinzipien  aufgebauten  allgemeinen  VerniiW 
gensrechts  wieder  nachzuweisen.  Die  allgemeine  Nationalökonomie 
braucht  dann  nicht  einseitig  eine  Lehre  des  privatwirthschaftlichcn 
Systems  zu  enthalten,  während  doch  das  privat-  und  gemeinwirtlischaft- 
liche  System  als  faktisch  stets  koordinirt  bezeichnet  werden.  Dagegen 
kann  dann  sehr  wohl  nach  der  allgemeinen  Nationalökonomie  ein  zweiter 
Theil  folgen,  den  man  auch  Yerwaltungslehre  nennen  kann  und  der 
das  spezielle  Vermi^ensrecht  und  die  durch  dieses  bestimmten  wirth- 
schaftlichen  Verhältnisse  einzelner  Klassen  von  wirthschaftenden  Per- 
sonen kapitelweise  im  Detail  unter  beständiger  Berufung  auf  die  all- 
gemeine Nationalökonomie  und  das  allgemeine  Vermögensrecht  behan- 
delt. Man  sieht,  Wagners  Eintheilung  des  Stoffs  in  der  ei*sten  Ab- 
theilung des  Werks  ist  ^nicht  allein  wegen  der  schon  unter  I.  erwähnten 
Mthwendigen  Wiederholungen  bedenklich. 

Aus  den  in  Vorstehendem  ausgeführten  Gründen  bringe  ich  eine 
Darstellung  des  allgemeinen  Vermögensrechtes  schon  im  5*""  §.  des 
!*•  Abschnittes  meines  Grundrisses  unmittelbar  nach  Feststellung  der 
Begriffe  W'irthschaft  und  Wirthschaftslehre.  Der  Grundriss  ist  ge- 
schrieben und  gedruckt  ehe  die  2^*^  Abtheilung  der  Wagner'schen 
Grundlegung  (S.  291  —  S.  512)  erschienen  war.  Seitdem  ich  diesen 
nunmehr  veröffentlichten  Theil  des  Wagner'schen  Buchs  kennen  ge- 
lernt und  studirt  habe,  gestehe  ich  zu,  dass  der  erwähnte  §.  5  meines 
Gnindrisses  in  zwiefacher  Hinsicht  einer  Ausdehnung  bedarf:  beim 
£igenthumsrecht  muss  eine  Ausführung  über  die  Verschiedenheit  des 
l'mfangs  des  Eigen thumsrechts  je  nach  seinem  Objekt  eingeschoben 
»erden,  was  Wagner  S.  449  ff.  mit  Recht  betont.  Ferner  muss  das 
Prinzip  der  Freiheit  der  Person  eingehender  besprochen  werden,  als 
ich  es  gethan  habe.  Ist  es  auch  in  einem  Grundriss  oder  System  am 
Hatze,  die  der  Geschichte  angehörige  persönliche  Unfreiheit  nur  bei- 
läufig zu  erwähnen ,  so  muss  doch  neben  der  Vertragsfreiheit  die  Frei- 
zügigkeit, Gewerbe -Freiheit,  das  Auswanderungsrecht  etc.  auch  be- 
sprochen werden. 

Hat  mich  Wagner  hierin  belehrt,  so  halte  ich  andere  Punkte  ihm 
gegenüber  unbedingt  aufrecht  Namentlich  bleibe  ich  bei  der  Ansicht, 
dass  trotz  der  Verschiedenheit  des  ümfangs  des  Eigenthums  je  nach 
seinem  Objekt  das  Sondereigenthum  doch  ein  einheitlicher  Rechtsbe- 
griff ist,  der  von  vornherein  definirt  werden  kann.  Ferner  scheint 
mir  Wagner  nicht  scharf  genug  zwischen  Gütern  und  Rechten  an  Gü- 
tern zu  unterscheiden  und  den  Eigenthumsbegriff  zu  sehr  auszudehnen. 

XXVII.  V2 
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Das  Sondereigenthura  ist  das  Recht,  das  einer  Person  gegenüber 
einem  konkreten  Sachgut  alle  nicht  durch  bestimmten  Rechtssatz  aus- 
geschlossenen also  in  thesi  unendlich  viele  Befugnisse  verleiht  und  die 
Einheitlichkeit  dieses  Begriffs  wird  nicht  dadurch  vernichtet ,  dass  die 
Menge  der  ausgeschlossenen  Befugnisse  je  nach  dem  Objekt  des  Eigeu- 
thumsrechts  verschieden  sein  kann.  Jeder  Nationalökonom  spricht  von 
„Güter  haben",  von  „Gütervorräthen",  von  „Gütermengen  im  Besitz 
einer  Person"  etc.  etc.  Aehnliche  Ausdrücke  kommen  auch  allenthal- 
ben bei  Wagner  vor.  Liegt  darin  nicht  schon  eine  unwillkürliche  An- 
erkennung des  Satzes,  dass  es  eine  rechtliche  Beziehung  resp.  recht- 
lich anerkannte  Macht  von  Personen  über  Güter  giebt,  die  im  We- 
sentlichen bei  allen  verschiedenartigen  Gütern  gleichartig  ist?  Der 
verdiente  Englische  Nationalökonom  Gl.  Leslie,  ein  Vorkämpfer  unserer 
neueren  Ideen  in  England  hat  zwar  in  einem  interessanten  Aufsatz  i) 
jüngst  ausgeführt ,  dass  der  allgemein  gebrauchte  Begriff  Wealth  nicht 
gleichartige  Dinge  umfasst  —  aber  so  richtig  dies  ist,  so  schliesst  es 
ein  rechtlich  im  Wesentlichen  gleichartiges  Beherrschen  verschieden- 
artiger Güter  keineswegs  aus.  Wagner  selbst  gelangt  übrigens  schliess- 
lich S.  502  zu  einem  allgemeinen  Eigenthumsbegriff,  der  sich  von  dem 
meinigen  nur  durch  die  Ausdehnung  über  den  Kreis  der  Sachgütcr 
hinaus  unterscheidet.  Dass  dieser  Begriff,  wie  W.  schon  S.  458  ver- 
langt, weit  gefasst  sein  muss,  ist  gewiss  richtig;  ebenso  dass  die  Ver- 
schiedenheit des  Eigcnthums  je  nach  seinem  Objekt  überhaupt  un- 
tersucht werden  muss  —  aber  deshalb  kann  doch  alles  Eigenthum 
schliesslich  auf  einem  Grundgedanken  beruhen  und  daher  als  einheit- 
licher Rechtsbegriff  von  vornherein  aufgefasst  werden  und  dies  tritt  in 
Wagners  Daretellung  zu  wenig  hervor. 

Das  Eigenthum ,  wo  immer  es  vorkommt ,  beruht  auf  der  objekti- 
ven Rechtsordnung.  Es  besteht  nur,  weil  und  insoweit  es  die  Rechts- 
ordnung anerkennt,  und  die  Gründe  warum  es  die  Rechtsordnung  an- 
erkennt, sind,  wie  Wagner  meines  Erachtens  gegenüber  anderen  Theo- 
rieen  richtig  ausführt,  verschiedene  und  im  Laufe  der  Zeit  wechselnde 
Zweckmässigkeitsgründe.  Indessen  wenn  Wagner  in  der  sogenannten 
Arbeitstheorie  ein  dem  Kerne  nach  richtiges  Postulat  entdeckt,  und 
wenn  er  in  der  natürlichen  und  natürlich -ökonomischen  Theorie  (s. 
namentlich  kurz  zusammengefasst  S.  486)  wenigstens  die  Rechtferti- 
gung für  Eigenthum  an  Verbrauchsgütern  und  eine  relative  geschicht- 
liche Rechtfertigung  des  Eigen thums  an  Kapitalgütern  anerkennt,  so 
möchte  ich  in  Bezug  auf  die  2  letzteren  Theorieen  etwas  weiter  gehen : 

1)  in  der  Dubliner  Zeitschrift  HermatlienA. 
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Dass  Über  Verbrauchsgüter  dem  einzelnen  Menschen  wenig- 
stens zuletzt  ein  Verfügungsrecht  eingeräumt  wird,  wie  es  das  heutige 
Sondereigenthum  gewährt,  ist  natu rnoth wendig.  Auch  betrefls 
anderer  Güter  liegt  es  in  der  Natur  des  Menschen,  dass  er  über  die- 
selben eine  möglichst  unbeschränkte  Herrschaft  ausüben  will.  Der 
Begriff  des  „Mein"  ist  dem  Menschen  angeboren.  Bei  Verbrauchsgü- 
tem  acceptirt  und  präzisirt  also  die  Rechtsordnung  durch  Anerkennung 
eines  Sondereigenthumsrechts  nur  etwas  an  sich  Nothwendiges  und  bei 
anderen  Gütern  erkennt  das  Recht  wenigstens  einen  dem  Menschen 
angeborenen  Trieb  an,  resp.  es  verzichtet  auf  dessen  völlige  Unter- 
drückung und  zwar  durch  Ausdehnung  und  Uebertragung  des  betreffs 
der  Verbmuchsgüter  nothwendig  gegebenen  Begriffs.  Duich  diese  Be- 
trachtungen ergiebt  sich  wieder,  dass  der  Eigenthumsbegriff  seiner 
Entstehung  und  seinem  Wesen  nach  etwas  Einheitliches  und  Einfa- 
ches ist. 

Die  naturnothwendigen  und  angeborenen  Triebe  der  Menschen 
können  nicht  frei  und  ungestört  walten,  weil  verschiedene  Menschen 
neben-  und  miteinander  leben.  Die  Rechtsordnung  hat  die  Wahl, 
ob  sie  Sondereigenthum  an  Verbrauchsgütern  auf  den  letzten  Moment 
vor  dem  Verbrauch  beschränken  und  Sondereigenthum  an  Kapitalgü- 
tern ganz  durch  wechselnde  Gebrauchsrechte  Einzelner  ersetzen  will 
—  oder  ob  sie  zwischen  den  Menschen  so  theilen  will,  dass  Jeder 
über  bestimmte  Güter  ganz,  über  andere  gar  nicht  verfügt.  Sie  be- 
schreitet faktisch  und  zwar  in  Folge  erkannter  allgemeiner  Zweck- 
mässigkeit, der  Hauptsache  nach  den  letzteren  Weg;  indem  sie  so 
das  Sondereigenthum  zum  Eck-  und  Grundstein  des  Vermögensiechts 
macht,  fixirt  sie  aber  nur  die  Ausdehnung,  in  der  ein  an  sich  natür- 
licher und  nothwendiger  Begriff  zur  Anwendung  kommen  soll.  Mit 
dieser  Auffassung  ist  der  Rechtsordnung  keineswegs  verwehrt,  das 
Eigenthum  in  Bezug  auf  die  Objekte,  die  es  erfasst,  und  die  Befug- 
nisse, die  es  gewährt,  einzuschränken  —  aber  es  ist  ein  einheitlicher 
Rechtsbegriff  gewonnen,  den  wir  bei  der  Lehre  von  Privat  vermögen, 
Privatkapital,  Preis  etc.  immer  wieder  gleichmässig  anwenden  können.  — 

Dies  Sondereigenthum  beruht  auf  ähnlichen  Gründen  wie  die  In- 
stitution der  monogamen  Ehe  —  es  ist  in  der  That  ein  richtiges  Ge- 
f&hl,  wenn  Eigenthum  und  Ehe  so  oft  als  die  2  Grundsäulen  gesell- 
schaftlicher Ordnung  aufgeführt  werden.  Nicht  nur,  dass  beide  Insti- 
tutionen durch  das  Erbrecht  sich  in  ihren  praktischen  Konsequenzen 
gegenseitig  bedingen  —  sie  beruhen  vor  Allem  auf  dem  gleichen 
Prinzip ,  dass  dem  Individuum  angeborenen  Triebe  —  der  Trieb  Güter 
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für  sich  zu  benutzen  und  der  Fortpflanzungstrieb  —  derartig  be- 
schränkt werden,  dass  jedem  Individuum  eine  möglichst  abgeschlossene 
Sphäre  angewiesen  wird,  innerhalb  deren  der  Trieb  möglichst  frei  be- 
thätigt  werden  kann. 

Daraus  erklärt  es  sich  nebenbei  bemerkt  auch,  wenn  Rösler 
(Hirth's  Annalen  S.  24)  die  jetzige  Ehe  als  Besitz verhältniss  betrachtet 
und  ausführt,  dass  ihre  Aufhebung  der  Aufhebung  des  produktiven 
Besitzes  folgen  werde.  Hier  wie  überall  klingt  dabei  bei  Rösler  der 
Gedanke  mit,  dass  solche  völlige  Umwälzung  der  bestehenden  Ordnung 
natumoth wendig  eintreten  müsse,  wenn  die  jetzige  Ordnung,  die  „na- 
tionale Staatsidee"  sich  ausgelebt  hat.  —  Rösler  weiss  solche  Zu- 
kunftssoziallehre mit  Vorschlägen  zu  Reformen  für  die  nächste  Zeit 
zu  verbinden,  welch  letztere  die  gegenwärtige  Ordnung  zur  aUgemeinen 
Wohlfahrt  erhalten  sollen.  Seine  Zukunftsideen  beruhen  auf  kühnen 
Generalisirungen,  seine  Reformvorschläge  für  die  Gegenwart  auf  kriti- 
schem Studium  der  gegenwärtigen  Zustände.  Phantastische  Geschichts- 
philosophie und  realistisch  kritische  Beobachtung  der  gegenwärtigen 
Verhältnisse  treten  bei  ihm  seltsam  vermischt  und  verwirrt  auf  und  so, 
dass  die  Objektivität  und  Genauigkeit  bei  Beobachtung  und  Darstel- 
lung der  jetzigen  Wirklichkeit  entschieden  leidet.  Manche  geschichtsphi- 
losophischen  Generalisirungen  wie  z.  B.  die  Auseinandersetzung  S.  263, 
dass  bei  jedem  Volk  zuerst  ein  Theil  emporgehoben  wird  und  dieser 
Theil  dann  den  anderen  nach  sich  zieht,  sind  in  der  That  geistvoll 
und  wahr,  aber  sowie  Rösler  dann  aus  solchen  Generalisirungen  Fol- 
gerungen für  die  letzte  Entwickelung  in  unabsehbarer  Zukunft  zieht, 
verfällt  er  in  ein  Spielen  mit  Begriffen  und  entfernt  sich  von  einer 
wirklich  sozialrechtlichen  Methode,  welche  das  historisch  gewordene 
und  jetzt  geltende  Recht  zur  Basis  hat.  Selbst  in  Einzelfragen  ver- 
nachlässigt er  oft  sehr  kühn  alle  Beobachtung  der  Wirklichkeit,  wie 
z.  B.  in  dem  Satze  (S.  254):  „das  beständige  Aufsteigen  des  Metall- 
werths  ist  schon  deshalb  unzweifelhaft  anzunehmen,  weil  das  Gegen- 
theil  allen  Gesetzen  der  Volkswirthschaft  widersprechen  würde."  — 

Doch  kehren  wir  nach  diesen  Abschweifungen  wieder  zu  der  Be- 
handlung des  allgemeinen  Vermögensrechts  in  der  Nationalökonomie 
zurück.  Das  bei  den  jetzigen  Kulturvölkern  herrschende  Rechtssystera 
erkennt  das  Sondereigenthum  in  einem  bestimmten  Umfang  als  eine 
Institution  von  herrschender  Bedeutung  an.  Zugleich  aber  kennt  es 
andere  rechtliche  Beziehungen  von  Menschen  zu  Sachgütem  und  Dienst- 
leistungen; die  dinglichen  Rechte  an  fremder  Sache  sind  einzelne  an 
sich  im  Eigenthum  eingeschlossene  Befugnisse,  die  in  besonderem  Falle 
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einem  Anderen  als  dem  Eigenthümer  zustchn.  Forderungsrechte,  Erb- 
recht, Monopole,  Patente  etc.  gewähren  Aussicht  auf  Eigen thumser- 
werb  an  konkreten  Sachgütern  oder  Mengen  von  Sachgütern  bestimm- 
ter Art,  und  beschränken  damit  direkt  oder  indirekt  die  vermögens- 
rechtlichen Befugnisse  der  Personen,  denen  gegenüber  diese  Rechte 
geltend  gemacht  werden  können.  Die  gleiche  Beschränkung  tritt  ein, 
wenn  diese  Rechte  nicht  die  Befugniss  gewähren,  die  Uebertragung 
bestimmten  Eigenthums  zu  fordern,  sondern  zeitweilig  Anderen  über- 
lassene  Eigenthumsbefugnisse  zurückzufordern  oder  persönliche  Dienst- 
leistungen zu  verlangen.  Immer  wird  die  Gesammtmacht  anderer 
Personen  gegenüber  Gütern  durch  diese  Rechte  zu  Gunsten  des  Be- 
rechtigten beschränkt. 

Die  Bedeutung  des  Satzes,  dass  es  verschiedenartige  Vermögens- 
rechte giebt,  von  denen  das  Sondereigenthum  nur  eine  allerdings  ton- 
angebende Unterart  ist,  scheint  mir  von  den  meisten  Fachgenossen  zu 
wenig  beachtet,  so  geläufig  auch  dieser  Satz  den  Juristen  ist.  Da- 
durch entstehen  nicht  nur  wie  schon  unter  II.  bemerkt,  dem  Rechte 
gegenüber  unrichtige  Definitionen,  sondern  es  folgt  daraus  auch 
Unklarheit  in  der  Darstellung  verschiedener  Verhältnisse. 

Knies  (das  Geld)  gelangt  erst  S.  60  dazu  auszusprechen ,  dass  es 
Güterübertragungen  giebt,  die  nicht  Eigenthumsübertragungen  sind, 
und  fasst  dann  eine  grosse  Menge  von  Güterübertragungen  ohne  Eigen- 
thumsübertragung  unter  den  Begriff  der  „Uebertragung  von  Nutzungen*' 
zusammen.  Das  ist  meines  Erachtens  eine  unnöthig  verwickelte  Dar- 
stellung der  höchst  einfachen  Wahrheit,  dass  jedes  Vermögensrecht, 
nicht  nur  das  Eigenthum ,  übertragen  werden ,  d.  h.  seinen  Inhaber 
wechseln  kann,  und  dass  der  faktische  Inhalt  eines  seinem  bisherigen 
Inhaber  verbleibenden  Vermögensrechts  durch  Konstituirung  eines  neuen 
Vermögensrechts  zu  Gunsten  eines  Dritten  beschränkt  werden  kann. 
Güterübertragung  ist  überhaupt  kein  scharfer  Begriff,  dessen  all- 
gemeine Anwendung  sich  nur  erklärt  aber  nicht  rechtfertigt  daraus, 
dass  der  Nationalökonom  zunächst  immer  nur  an  das  Eigenthum  denkt. 
Uebertragen  werden  im  Verkehr  immer  Rechte  an  Gütern,  die 
körperliche  Uebertragung  des  Rechtsobjekts  oder  Guts  selbst  ist  nur 
eine  durchaus  nicht  nothwendige  Erscheinung,  welche  bei  Uebertra- 
gung von  Eigenthum  an  Mobilien  gewöhnlich  eintritt.  Die  Nicht- 
beachtung der  anderen  neben  dem  Sondereigenthum  vor- 
kommenden Vermögensrechte  bewirkt,  dass  allgemein 
zwischen  Gütern  und  Rechten  an  Gütern  nicht  scharf  un- 
terschieden wird. 


So  gebraucht  Knies  S.  43  den  vagen  Ausdruck:  „das  Haben 
eines  Gütervorraths''  statt  des  präzisen:  „das  Innehaben  von  Vermö- 
gensrechten an  Gütern" ;  bei  seiner  vom  Besitz  einer  Person  ausgehen- 
den Kapitaldefinition  S.  47  bleibt  unerledigt  dieFr^e,  ob  und  inwie- 
weit P'orderungsrechte  zu  diesem  Besitz  gehören.  S.  49  wird  die  ge- 
naue Grenzberichtigung  zwischen  Kapital,  Vermögen  und  Eigenthum 
auf  die  Zukunft  verschoben,  während  Gesammt-  und  Privat- Vermögen, 
Gesammt-  und  Privat -Kapital  nicht  scharf  definirt  werden  können, 
ehe  man  gesagt  hat,  wie  ein  Privat- Vermögen  und  -Kapital  durch 
Eigenthum  und  andere  Rechte  bestimmt  wird.  Die  Nichtbeachtung 
der  Verschiedenheit  der  Vermögensrechte  bewirkt  auch ,  dass  S.  92 
die  Auseinandersetzung  über  das  Vermögen  juristisch  unscharf  bleibt 
und  dass  unter  den  Begriff  der  Nutzung  juristisch  höchst  disparate 
Dinge  zusammengefasst  werden.  Die  im  Lohnvertrag  übertragene  Nu- 
tzung einer  Arbeitskraft,  die  im  Pachtvertrag  übertragene  Nutzung 
eines  Kapitalguts,  die  im  Darlehensvertrag  vollzogene  Eigenthums- 
übertragung  unter  bestimmten  Bedingungen  sind  offenbar  höchst  ver- 
schiedene Rechtsgeschäfte.  Im  Lohnvertrag  wird  das  exklusive  Ver- 
fügungsrecht über  persönliche  Dienstleistungen  oder  das  Eigenthums- 
recht  an  den  durch  Arbeit  herzustellenden  Produkten  übertragen.  Im 
Pachtvertrag  die  Befugniss  zu  gewissen  Benutzungen  eines  konkreten 
Guts,  im  Darlehensvertrag  Eigenthum  unter  dem  Versprechen  späterer 
Wiederübertragung  von  Eigenthum  an  bestimmten  Gütermengen  (Ka- 
pital und  Zinsen).  — 

Bei  Wagner  ist  ganz  entschieden  eine  Tendenz  vorhanden,  Eigen- 
thum und  Vermögensrecht  einfach  zu  identifiziren ,  woraus  sich  dann 
die  Verwechslung  von  „Güter  haben"  und  „ein  Vermögensrecht  an 
Gütern  haben"  von  selbst  ergiebt  Schon  S.  26  wird  Vermögen  als 
geschichtlich  rechtlicher  Begriff  kurzweg  definirt  als  „der  im  Eigen- 
thum einer  Person  stehende  Vorrath  wirthschaftlicher  Güter." 

Das  Einkommen  einer  Person  (S.  97)  ist  einfach  ein  zur  Bedürf- 
nissbefriedigung verwendbarer  „Güterfond"  ohne  Rücksicht  auf  die 
verschiedenen  Rechte  an  diesen  Gütern.    Es  wird  auch  das  Volksein- 
kommen erst  nach  den  Einzeleinkommen  definirt  und  wird  durch  Summi- 
rung  der  Einzeleinkommen  berechnet  (S.  105)  —  weil  ja  Einzel-  wie  Ge- 
sammt-Einkommen  beide  einfach  als  Güterquantitäten  erscheinen.    S.  505 
zählt  Wagner  die  Güter  auf,  an  denen  Eigenthum  möglich  ist,  nämlich: 
körperliche  Sachen, 
persönliche  Dienste  und 
Verhältnisse. 
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Zu  den  Verhältnissen  gehören  nach  S.  16  Kundschaft  und  Firma,  Real- 
rechte, Monopole  und  Patente  —  endlich  Einrichtungen  und  Anstal- 
ten ,  wie  der  Staat 

Forderungsrechte  als  solche  führt  W.  unter  den  Verhältnissen 
nicht  auf;  wohl  aber  reiht  er  die  Forderung  auf  Leistung  eines  Andern 
unter  das  Eigenthum  an  persönhchen  Diensten  (S.  505)  und  S.  581 
wird  nebenbei  von  einem  Eigenthum  an  Forderungen  gesprochen. 

Nun  sind  das  ausschliessliche  Recht  auf  eine  Firma,  ein  Patent 
und  dergl.  oflFenbar  eigenthümliche  Rechte,  warum  dann  ein  Eigen- 
thumsrecht  an  diesen  Rechten  konstruiren?  Eine  Kundschaft  aber, 
die  sich  an  eine  Person  knüpft,  ist  weder  selbst  ein  Recht,  noch  ist 
sie  ein  Gegenstand  eines  Rechts,  da  man  nirgendwo  auf  Erhaltung  der 
Kundschaft  klagen  kann.  Unter  Verhältnissen  also  fasst  Wagner  zu- 
sammen :  Anstalten  und  Einrichtungen,  Vermögensrechte  und  faktisclie 
Zustände  wie  Kundschaft.  Aber  er  fasst  nicht  alle  anderen  Vermö- 
gensrechte mit  Ausnahme  des  Eigenthums  selbst  hier  zusammen,  son- 
dern die  Forderungsrechte  werden  überhaupt  nicht  deutlich  erklärt 
und  nicht  gesagt,  wie  ihr  Verhältniss  zum  Eigenthum   eigentlich  ist. 

Persönliche  Dienste  sind  allerdings  wirthschaftliche  Güter;  ein 
Eigenthum  an  ihnen  zu  konstniiren,  ist  logisch  ganz  zulässig;  <iber  es 
bat  keinen  praktischen  Werth  und  entspricht  nicht  der  juristischen 
Terminologie.  Jedenfalls  aber  ist,  wenn  das  Eigen thumsrecht  an  1(X)0 
Mark  und  das  Forderungsiecht  auf  1000  Mark  nicht  identisch  sind, 
der  wirkliche  berechtigte  Genuss  einer  persönlichen  Dienstleistung  und 
die  Forderung  auf  eine  solche  auch  nicht  kurzweg  zusammenzuwerfen. — 

Soweit  das  Wagner'sche  Werk  bis  heute  vorliegt,  ist  also  hier 
völlige  Klarheit  der  Unterscheidungen  zu  vermissen.  Aus  der  bestän- 
digen Verwechslung  von  Gütern  und  (verschiedenen)  Vermögensrechten 
an  Gütern  ergiebt  sich  dann  die  Nothwendigkeit  beim  Begriff  von  Ka- 
pital und  anderen  Begriifen  immer  zwischen  Kapital  als  ökonomischem 
und  als  geschichtlich  rechtlichem  Begriff  zu  unterscheiden,  es  ergiebt 
sich  die  Nothwendigkeit  sich  auf  den  Standpunkt  des  Einzelnen  und 
der  Gesammtheit  zu  stellen  etc.  etc. ,  während  die  Sache  doch  so  ein- 
fach ist:  Man  unterscheidet  Güterarten  und  man  unterscheidet  ver- 
schiedene rechtliche  Beziehungen  von  Personen  zu  Gütern. 

In  den  Neumann^schen  Aufsätzen  findet  sich  irgend  welche  ein- 
gehende Berücksichtigung  des  juristischen  Elements  noch  gar  nicht, 
nur  die  Bedeutung  des  Staats  für  die  Wirthschaft  wird  aUgemein 
erwähnt.  Aus  dieser  heute  nicht  mehr  haltbaren  Anschauungsweise 
erklärt  sich  auch  Neumanns  Ansicht ,  dass  die  ganze  Nationalökonomie 
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nur  in  Produktion  und  Konsumtion  zu  zerfallen  habe  —  dies  ist  Däm- 
lich richtig  gefolgert ;  denn  wenn  wir  uns  um  die  rechtlich  anerkannte 
Macht  der  Personen  über  Güter  nicht  kümmern,  so  giebt  es  in  der 
That  nur  ein  Herstellen  und  ein  Verwenden  der  Güter  zur  Bedürf- 
nissbefriedigung. 

Der  das  juristische  Element  so  sehr  betonende  H.  Rösler  ^)  dage- 
gen stellt  richtig  (Hirth  S.  27)  den  allgemeinen  Begriff  des  Besitzes 
auf,  und  sagt  dieser  Begriff  umfasse  „alle  Arten  persönlicher  Herr- 
schaft über  Sachen,  also  sowohl  das  Eigenthum,  wie  die  übrigen  ding- 
lichen und  obligatorischen  Berechtigungen,  welche  nur  als  nähere  und 
entferntere  Verzweigungen  des  ersteren  aufzufassen  sind."  Das  Wort 
„Besitz"  bezeichnet  also  wie  bei  mir  überhaupt  das  Innehaben  von 
Vermögensrechten,  die  Verschiedenheit  der  letzteren  ist  anerkannt, 
das  Eigenthum  nur  als  Grund-  und  Eckstein  alles  Vermögensrechts 
bezeichnet.  Freilich  die  Konsequenzen  aus  dieser  richtigen  Anschauung 
sind  nicht  überall  scharf  gezogen,  da  überall  Rösler  dazu  neigt,  in 
der  Betrachtung  der  Macht  des  Besitzes  über  die  Arbeit  seine  Unter- 
suchung aufgehen  zu  lassen  und  spezielle  Unterscheidungen  innerhalb 
der  gegenwärtigen  Verhältnisse  nicht  zu  machen.  Die  sozialpolitischen 
Gesammtresultate,  die  auf  Generalisirmigen  beruhen,  verdrängen  die 
methodisch  klare  Darstellung  der  durch  das  Recht  bedingten  einzelnen 
wirthschaftlichen  Verhältnisse.  Dies  zeigt  sich  z.  B.  S.  271  ff.  bei  der 
Einkommenslehre,  wo  R.  ganz  richtig  vom  gesammten  Produktions- 
ertrag ausgeht,  der  dann  unter  der  herrschenden  Rechtsordnung  zwi- 
schen Besitz  und  Arbeit  vertheilt  wird  etc. . .;  eine  juristische  Präzi- 
sirung  aber  der  einzelnen  Einkommensarten,  eine  Darstellung,  wie 
durch  Erwerb  bestimmter  Vermögensrechte  auf  bestimmte  Weise  sich 
das  Einzeleinkommen  ausscheidet,  wird  nicht  versucht. 

Doch  genug  der  Kritik.  Zum  Schlüsse  sei  es  erlaubt,  die  Grund- 
züge meiner  eigenen  Auffassung  über  die  Bedeutung  des  allgemeinen 
Verniögeusrechts  in  der  Nationalökonomie  im  Zusammenhang  kurz  zu 
entwickeln : 

Wenn  Güter  überhaupt  Mittel  zur  Befriedigung  menschlicher  Be- 
dürfnisse sind,  so  kann  man  allerdings  logischer  Weise  Forderungs- 
rechte, Verhältnisse,  den  Staat  etc.  zu  den  Gütern  rechnen.  Denn 
ein  P'orderungsrecht  befriedigt  z.  B.  das  Bedürfniss  des  Schuldners 
Kapital  zu  benutzen  und  das  Bedürfniss  des  Gläubigers,  mühelos  Rente 

1)  Ich  halte  mich  hier  ausschliesülich  an  K.'s  Aufsätze  in  Hirtb's  Annalen  einmal, 
weil  sie  jungen  Datums  sind ,  und  dann  weil  sie  in  der  That  ein  Grundriss  der  Natio- 
nalolLonomie  in  essayistischer  Form  sind. 
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ZU  beziehen.  Der  Staat  befriedigt  unzählige  Bedürfnisse  etc.  etc. 
Aber  Gut  kurzweg  ist  überhaupt  ein  sehr  weiter  Begriflf,  der  ja  auch 
die  von  einander  so  diametral  verschiedenen  inneren  und  äusseren  Gü- 
ter unifasst  und  aus  dem  so  gut  wie  Nichts  gefolgert  wird.  Der  Be- 
grijBf,  auf  den  es  ankommt,  ist  der  des  (äusseren)  wirthschaftlichen  Guts. 
Bedenkt  man  nun,  dass  es  mehr  oder  minder  ausschliessende  Rechte 
einzelner  Personen  an  Gütern  giebt,  und  dass  es  jedenfalls  faktisch 
ausschliessliche  Befugnisse  Einzelner  gegenüber  Gütern  geben  muss, 
so  erscheint  es  als  unbedingt  zweckmässig  den  Begriff  des  wirthschaft- 
lichen Guts  so  zu  fassen,  dass  er  nur  ohne  das  Recht  gegebene  Ge- 
genstände von  subjektiven  Rechten ,  d.  h.  Dinge  und  Erscheinungen 
umfasst,  die 

1)  an  und  für  sich  existiren  können  auch  ohne  dass  ein  Mensch  sei- 
nen Willen  ihnen  gegenüber  (rechtlicher  oder  unrechtlicher  Weise) 
geltend  macht,  die  aber 

2)  ein  Gegenstand  sind,  an  dem  sich  der  Wille  eines  Menschen  be- 
hufs Bedürfnissbefriediguug  geltend  machen  kann  und  die  daher 
Gegenstand  eines  individuellen  Rechts  werden  können.  — 

Aus  den  wirthschaftlichen  Gütern  mag  man  dann  noch  die  Verkehrs- 
güter  ausscheiden,  die  nach  dem  bestehenden  Recht  Gegenstand  eines 
individueUen  Vermögensrechts  nicht  werden  können,  was  z.  B.  betreffs 
öffentlicher  W^e  der  Fall  ist,  während  es  nach  der  Natur  des  Gutes 
allein  möglich  wäre.  Diese  Unterscheidung  wird  aber  namentlich  wenn 
man  (s.  unten)  den  Begriff  der  Waare  aufstellt,  unwesentlich. 

Erkennt  man  die  obigen  beiden  Postulate  an,  so  ergiebt  sich, 
dass  wirthschaftliche  Güter  nur  sein  können  begrenzte  Theilc  des 
den  Menschen  umgebenden  Stoffs,  die  durch  bewusste 
menschliche  That  in  eine  bestimmte  Lage  gebracht  sind, 
oder  dauernd  oder  vorübergehend  eine  bestimmte  Ge- 
stalt erlangt  haben,  die  sie  zur  Bedürfnissbefriedigung 
tauglich  macht.  Alle  wirthschaftlichen  Güter  sind  sonach  materiell, 
sie  sind  aber  Sachgüter  oder  persönliche  Dienstleistungen ,  je  nachdem 
sie  dauernde  oder  vorübergehende  Gestaltungen  von  Materie  sind  ^). 
Reine  Beziehungen  von  Menschen  zu  einander,  wie  Staat,  Forde- 
rungsrechte etc.  sind  sonach  keine  wirthschaftlichen  Güter;  begrenzte 
Tbeile  des  den  Menschen  umgebenden  Stoffs,  auf  welche  menschliche 
That  noch  gar  nicht,  nicht  einmal  durch  Okkupation  eingewirkt  hat, 

I)  PersönHche  DiensUeistuugen  sind  nicht  immaterien,  da  sie  nicht  nur  eine  Vor- 
sfteUnng  oder  rechtüche  Beziehung  von  Menschen  zu  einander  sind,  sondern  eine  Beein- 
fluMong  des  Stoffs  durch  menschliche  Handlung.  Selbst  ein  gesprochenes  Wort  ist  Ver- 
tetsoDg  Ton  Lafttheiliingen  in  gewisse  Schwingungen. 
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sind  auch  keine  wirthschaftlichen  Güter,  sondern  freie  Güter.  Wo 
bewusste  menschliche  That  eingewirkt  hat,  ergiebt  es  sich  von  selbst 
als  Folge,  dass  ein  Mensch  ein  solches  Gut  nicht  ohne  eigene  An- 
strengung oder  Entgelt  für  sich  benutzen  kann,  wenn  auch  diese  eigene 
Anstrengung  im  Falle  des  Geschenkes,  der  Okkupation  derelinquirter 
oder  sonst  herrenloser  Sachen  etc.  ausnahmsweise  minimal  werden 
kann.  Ebenso  ergiebt  sich  von  selbst,  dass  solche  Güter  Gegenstand 
individueller  Sonderrechte  werden  können  und  dass  eine  Veranlassung 
besteht,  sie  dazu  zu  machen.  — 

In  meinem  Grundriss  ist  deutlich  ausgesprochen,  dass  ich  nur 
Sachgüter  und  persönliche  Dienstleistungen  unter  wirthschaftlichen  Gü- 
tern verstehe;  bei  einer  etwaigen  Neubearbeitung  wird  es  gut  sein, 
das  Requisirt  des  „begrenzten  Theils  des  den  Menschen  umgebenden 
Stoflfs"  gleich  in  die  erste  Definition  mit  aufzunehmen.  Es  wird  nicht 
zu  vermeiden  sein,  die  Definition  des  wirthschafthchen  Guts,  wenn 
man  sie  an  die  Spitze  stellt,  umstündlich  zu  fassen  und  umständlich 
zu  erklären.  Denn  man  darf  ja  nicht  das  wirthschaftliche  Gut  als 
Gegenstand  von  Vermögensrechten  und  das  Vermögensrecht  als  recht- 
lich anerkannte  Befugniss  gegenüber  wirthschaftlichen  Gütern  defini- 
ren.  Beides  ist  richtig;  aber  die  erste  Definition  muss  gegeben  wer- 
den, ohne  Benutzung  des  zweiten  noch  nicht  definirten  Begriffs.  Sonst 
verfällt  man  in  den  Fehler  mancher  älteren  Chemiker,  welche  Säuren 
als  das  definirten,  was  sich  mit  Basen  zu  einem  Salz  verbindet,  Basen 
als  das,  was  sich  mit  Säuren  zum  Salze  verbindet  und  Säure  als  Ver- 
bindung von  Säure  und  Basis.  — 

Steht  so  der  Begriff  des  wirthschaftlichen  Gutes  fest,  so  können 
nun  die  einzelnen  von  unserer  Rechtsordnung  anerkannten  Vermögens- 
rechte an  diesen  Gütern  aufgezählt  werden.  Für  das  Vermögensrechts- 
system ist  maassgebend,  ob  dieses  individuelle  exklusive  und  unbe- 
schränkte Befugnisse  gewährende  Bjocht  in  möglichst  ausgedehntem 
Maasse  anerkennt  oder  nicht.  In  ersterem  Falle  wird  das  Sondereigen- 
thum  an  Sachgütern  das  wichtigste  Vermögensrecht,  die  genaue  Fest- 
stellung seines  Umfangs,  die  Erklärung  seines  Grundes  und  Zweckes 
wird  zu  einer  wirthschaftlichen  Frage  von  grundlegender  Bedeutung, 
welche  daher  bei  Wagner  sehr  ausführlich  behandelt  ist.  So  wichtig  wird 
das  Eigenthumsrecht,  dass  dem  Sprachgebrauch,  der  Gut  und  Eigenthum 
am  Gut  verwechselt,  kaum  zu  entgehen  ist,  aber  nur  die  Anerkennung 
der  Existenz  anderer  Vermögensrechte  macht  es  möglich,  die  vagen 
Kategorieen:  „immaterielle  Güter,  Verhältnisse"  etc.  zu  vermeiden, — 

Bei  solcher  Auseinanderhaltung  der  Güter  und  der  Vermögens- 
rechte an  den  Gütern  gelangt  man  zu  scharf  definirbaren  national- 
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rikonomischeii  HauptbegriflFen ,  welche  zur  Darstellung  aller  wirthschaft- 
lichen  Verhältnisse  genügen  und  welche  so  zu  sagen  in  2  Serien  zer- 
fallen. Die  erste  Serie  umfasst  Begriffe  zur  Bezeichnung  von  Arten 
und  Mengen  und  Eigenschaften  von  wirthschaftlichen  Gütern,  die  zweite 
Arten  und  Mengen  und  Eigenschaften  (einer  Person  zustehender)  Ver- 
in^ensrechte. 

Zur  ersten  Serie  gehören: 

1)  Das  Gesammtvermögen  oder  der  Inbegriff  der  zu  einem  Zeit- 
punkt vorhandenen  wirthschaftlichen  Güter,  dessen  einzelne  Theile 
oder  die  einzelnen  Güter  sich  wegen  ihrer  qualitativen  Verschieden- 
heit nicht  einfach  als  quantitative  Theile  einer  homogenen  Masse  auf- 
fassen lassen. 

2)  Das  Gesammtvermögen  zerfällt  in  Kapitalgüter  (deren  Gesammt- 
heit  das  Gesammtkapital  ist)  und  Geuussgüter.  Kapitalgüter  sind  wirth- 
schaftliche  Güter,  welche  nicht  zur  direkten  Bedürfnissbefriedigung 
bei  einmaligem  Gebrauch  bestimmt  sind. 

3)  Betrachtet  man  nicht  die  in  einem  Zeitpunkt  vorhandenen  Gü- 
ter, sondern  das  Werden  der  Güter  im  Laufe  der  Zeit,  so  entstehen 
die  Begriffe  Gesammt  -  Roh  -  und  Reinertrag  der  Produktion ;  mit  dem  Ge- 
sammtreinertrag  der  Produktion  fällt  das  Gesammteinkommen  der  wirth- 
schaftenden  Menschheit  zusammen.  Das  Gesammteinkommen  umfasst 
Sachgüter,  Dienstleistungen  und  Nutzungen.  Der  Begriff  der  Nutzung 
als  ein  natürlicher  und  faktischer,  nicht  rechtlicher,  muss  und  kann 
hier  eingeführt  werden,  weil  bei  Betrachtung  von  Zeitperioden  die 
Genuss  oder  Vortheil  gewährende  Benutzung  eines  Guts  von  dem  un- 
verändert fortbestehenden  Gute  selbst  zu  unterscheiden  ist.  Der  Roh- 
ertrag der  gesammten  Wirthschaft  umfasst  alle  innerhalb  einer  Zeit- 
periode neu  entstehenden  Güter  und  neu  gewonnenen  Nutzungen,  der 
Reinertrag  und  das  Einkommen  nur  die  neuen  Güter,  die  verzehrt, 
die  Nutzungen,  die  genossen  werden  können,  ohne  dass  gleichzeitig 
das  zu  Anfang  der  Periode  vorhandene  Gesammtkapital  vermin- 
dert wird. 

4)  Alle  wirthschaftlichen  Güter  (wie  alle  Güter)  haben  Gebrauchs- 
werth,  d.  h.  es  verbindet  sich  mit  ihnen  die  menschliche  Anschauung 
von  Werth  (im  allgemeinen  Sinne  des  Worts)  oder  Gebrauchswerth. 

Die  Begriffe  1—3  umfassen  Mengen  von  wirthschaftlichen  Gütern, 
die  Begriffe  2—3  Mengen  von  wirthschaftlichen  Gütern  bestimmter  Art, 
der  Begriff  4  bezeichnet  eine  Eigenschaft  aller  wirthschaftlichen  Güter. 

Sämmtliche  in  diese  erste  Serie  gehörigen  Begriffe  sind  derart, 
dass  sich  eine  objektiv  gültige  und  exakte  Messung  mit  ihnen  nicht 
verbinden  Ufistt  wegen  der  qualitativen  Verschiedenheit  der  Güter. 
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Zur  zweiten  Serie  aber  gehören  folgende  Begrifie: 

1)  Das  Einzel-  oder  Privatvennögen  einer  Person  oder  ihr  durch 
die  ihr  zustehenden  verschiedenen  Vermögensrechte  bestimmter  An- 
thcil  am  Gesammtvermögen.  Es  ist  der  Inbegriff  des  Inhalts  aller 
einer  Person  zustehenden  Vermögensrechte,  aber  keine  Gütermenge; 
mit  einer  Gütermenge  könnte  es  identifizirt  werden,  wenn  es  nur  eine 
Art  individueller  Vermögensrechte  gäbe. 

2)  Das  Kapital-  und  das  Genussvermögen  einer  Person,  d.  h.  ihr 
rechtlich  bestimmter  Antheil  am  Gesammtkapital  und  der  Gcsammt- 
heit  der  Genussgüter.  Statt  Kapitalvermögen  einer  Person  sagt  man 
auch  kurz:  ein  Privatkapital.  Was  als  Privatkapital  erscheint,  ist 
aber  nicht  immer  ein  Antheil  an  den  wirklichen  Kapitalgütern.  Es 
kann  Jemand  ein  Vermögensrecht  erwerben,  das  ihm  nicht  zu  direk- 
tem Genuss  bei  einmaligem  Verbrauch  eines  Gutes  dient,  das  aber 
doch  keinen  selbstständigen  Antheil  am  reellen  Gesammtkapital  be- 
zeichnet. 

Erwerb  von  Privatkapital  ist  nicht  nur  überhaupt  nicht  identisch 
mit  Vermehrung  von  Gesammtkapital,  es  kann  nicht  nur  Jemand  ein- 
fach ohne  Entgelt  das  Privatkapital  eines  Anderen  sich  aneignen,  son- 
dern es  giebt  sogar  einfach  fiktives  Privatkapital,  d.  h.  Vermögens- 
rechte Einzelner,  deren  reeller  Inhalt  lediglich  darin  besteht,  dass  der 
Berechtigte  die  Macht  hat,  den  Konsum  Anderer  im  Laufe  der  Zu- 
kunft zu  seinen  Gunsten  zu  beeinträchtigen ,  ohne  dass  deren  Produk- 
tivkraft durch  dasselbe  Verhältniss  gesteigert  worden  wäre.  Eine 
Eisenbahnpriorität  oder  eine  ObUgation  der  Staatseisenbahnschuld  sind 
z.  B.  ein  reelles  Privatkapital ,  d.  h.  ein  Antheil  einer  Person  an  dem 
Kapitalgut  Eisenbahnanlage,  der  in  dem  Rechte  auf  einen  Theil  des 
Reinertrags  der  Bahn  besteht.  —  Das  Beispiel  zeigt  zugleich,  wie 
Forderungsrechte  zum  Privatkapital  gehören,  während  sie  selbstver- 
ständlich nicht  zum  Gesammtkapital  gehören,  keine  Kapitalgüter  ne- 
ben den  im  Eigenthum  des  Schuldners  stehenden  wirklichen  Kapital- 
gütern sind.  Dagegen  ist  eine  Obligation  einer  Staatsanleihe  zu  Kriegs- 
zwecken oder  ein  Forderungsrecht  an  einen  Schuldner,  der  das  ge- 
liehene Kapital  verzehrt  hat,  ein  fiktives  Privatkapital.  Hier  müssen 
die  Steuerzahler  oder  der  Schuldner  jährlich  einen  Theil  ihres  Ein- 
kommens an  den  Gläubiger  abtreten ,  ohne  dass  bei  Kreirung  des  For- 
derungsrechts neue  wirkliche  Kapitalgüter  (in  der  Hand  des  Schuld- 
ners) entstanden  wären.  Ebenso  ist  ein  Monopol  nur  das  Recht,  die 
Kunden  gleichsam  zu  besteuern,  ohne  dass  mit  dem  Monopol  an  sich 
eine  Vermehrung  der  Kapitalgüter  gegeben  ist,  an  denen  ein  recht- 
licher Antheil  konstituirt  werden  könnte.  —  Es  braucht  kaum  be- 
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merkt  zu  werden,  dass  Rechtsverhältnisse,  die  dem  Gläubiger  ein 
fiktives  Privatkapital  geben,  durchaus  nicht  immer  gemeinschädlich 
sind:  sie  können  sogar  sehr  vortheilhaft  sein,  wenn  auch  nicht  im 
wirthscbaftlichen  Sinne  oder  doch  nicht  derart,  dass  mit  ihnen  eine 
Vermehrung  der  wirthscbaftlichen  Güter  direkt  zusammenfällt.  Es 
ist  klar,  dass  die  scharfe  Unterscheidung  zwischen  Kapitalgütern ,  reel- 
lem und  fiktivem  Privatkapital  auch  vielfache  Verwirrung  in  der  Lehre 
von  der  Entstehung  des  Kapitals  und  der  Bedeutung  des  Sparens 
aufhebt  Man  kann  hier  klar  sein,  wenn  man  nur  immer  sich  be- 
wusst  ist ,  ob  man  nach  der  Entstehung  neuer  Kapitalgüter  oder  nach 
dem  Erwerb  von  Privatkapital  durch  Einzelne  fragt.  Die  Art  und 
Weise,  wie  die  rechtlichen  Antheile  am  Gesammtkapital  oder  die  Pri- 
vatkapitalien vertheilt  sind,  oder  wie  man  auch  sagt,  die  Vertheilung 
des  Kapitalbesitzes  ist  natürlich  von  höchster  sozialer  Wichtigkeit.  Sie 
hängt  zum  guten  Theile  davon  ab,  unter  welchen  Bedingungen  die 
Rechtsordnung  Eigeuthuinserwcrb  an  Kapitalgütern  bisher  zuliess  und 
jetzt  zulässt  etc.  etc. 

3)  Das  Einzeleinkommen  verhält  sich  zum  Gesammteinkommen 
genau  so  wie  das  Einzelkapital  zum  Gesammtkapital  und  es  wieder- 
holt sich  auch  die  Unterscheidung  zwischen  fiktivem  und  reellem 
Einzeleinkommen:  Es  kann  Jemand  Güter  ohne  Verminderung  seines 
Privatkapitals  (incl.  des  fictiven)  verzehren  können,  während  dieser 
Verzehr  dennoch  die  unersetzte  Vernichtung  bisheriger  Theile  des  Ge- 
sammtkapitals  bewirkt.  Betreffs  der  näheren  Definition  des  Einzel- 
einkommens verweise  ich  auf  meinen  Grundriss  selbst,  da  es  ja  hier 
nur  auf  DarsteUung  der  Prinzipien  ankommt  Ich  bemerke  betrefts 
des  Begriffe  des  Einzeleinkommens  nur  noch,  dass,  wenn  dasselbe  den 
Inhalt  gewisser  Vermögensrechte  bezeichnet,  die  Eiukommensarten 
auch  nach  juristischen  Merkmalen  unterschieden  werden  müssen.  Da- 
bei kommt  es  nicht  auf  die  Art  der  erworbenen  Vermögensrechte  an, 
da  Eigenthumserwerb  bei  allen  individuellen  Einkommen  die  Haupt- 
rolle spielt,  sondern  auf  die  Art  der  Rechtsgeschäfte,  durch  welche 
die  das  Einzeleinkommen  ausmachenden  Vermögensrechte  erworben 
werden.  Zunächst  kommt  es  darauf  an,  ob  überhaupt  Verträge  mit 
anderen  Personen  massgebend  sind,  und  dann  welche  Verträge.  Aus 
dem  Grundriss  ergiebt  sich,  dass  eine  solche  auf  juristischen  Distink- 
tionen  aufgebaute  Unterscheidung  der  Einkommensarten  die  sozialen 
Klassengegensätze  der  Gegenwart  richtig  trifft.  — 

4)  Haben  die  Güter  Werth  im  allgemeinen  Sinne  des  Worts,  so 
hat  der  Inhalt  übertragbarer  Vermögensrechte  Tausch  werth  und  Preis. 
Da  es  umständlich  wäre  jedesmal  zu  sagen:  der  Preis  ),de3  Inhalts 
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des  Eigenthumsrechts  an  diesem  und  jenem  Gut"  oder  dergl. ,  so  führt 
man  hier  passend  einen  neuen  terminus  technicus  ein  und  nennt  den 
Inhalt  eines  übertragbaren  Vermögensrechts  „Waare".  —  Es  verlohnt 
sich  hier  einen  besonderen  terminus  technicus  aufzustellen,  weil  wie 
schon  oben  ausgeführt,  das  Wesen  des  Verkehrs  Uebertragung  von 
Vermögensrechten,  nicht  Uebertragung  oder  Transport  von  Gütern  ist. 
Statt  „Vermögensrecht  am  Gut"  das  Gut  selbst  zu  nennen  ist  bei 
Uebertragung  von  Eigenthum  ein  stehender  aber  ungenauer  Sprachge- 
brauch, dieser  kürzende  Sprachgebrauch  lässt  sich  aber  auf  Ueber- 
tragungen  von  anderen  Vermögensrechten  nur  anwenden,  wenn  man 
diese  verwirrender  Weise  zu  eigenartigen  Gütern  macht. 

Diese  Unterscheidung,  dass  der  Gebrauchswerth  sich  nur  auf 
Güter,  der  Tauschwerth  nur  auf  Waaron,  und  auf  Güter  nur  vermit- 
telst eines  tropus  bezieht,  indem  man  bei  Eigenthumsübertragung  vom 
Gegenstand  des  Rechts  statt  vom  Recht  spricht  —  raüsste  bei  einer 
etwaigen  Umarbeitung  meines  Grundrisses  noch  schärfer  hervorgehoben 
werden.  Doch  ist  im  Wesentlichen  die  hier  vertretene  Grundanschau- 
ung im  Grundriss  im  Einzelnen  durchgeführt.  Werth  im  allgemein- 
sten Sinne  des  Worts  ist  in  der  That  ein  einheitlicher  Begriff,  näm- 
lich die  Bedeutung,  die  ein  Mensch  irgend  einem  Gegenstand  seiner 
Wahrnehmung  im  Hinblick  auf  einen  menschlichen  Zweck  zumisst 
Damit  gehen  wir  wie  beim  Gut  von  dem  allgemeinen  Grundgedanken 
des  Sprachgebrauchs  aus.  Aber  wie  das  Gut  überhaupt  ein  weiter 
und  für  unsere  Wissenschaft  unwichtiger  Begriff,  dagegen  eine  Un- 
terart der  Güter  von  grundlegender  Wichtigkeit  ist,  so  bekümmert 
uns  in  der  Nationalökonomie  auch  der  Werth  im  allgemeinsten  Sinne 
des  Worts  wenig,  schon  deshalb  weil  er  nicht  nur  Gütern  und  Ver- 
mögensrechten, sondern  auch  Ereignissen,  Gedanken  etc.  zukommt. 
Wichtig  ist  uns  der  Gebrauchswerth  von  (wirthschaftlichen)  Gütern 
d.  h.  die  einem  solchen  Gute  beigelegte  Bedeutung  im  Hinblick  auf 
den  Zweck  der  Befriedigung  eines  Bedürfnisses,  und  der  Tauschwerth 
der  Waaren.  Tauschwertii  haben  nur  die  Waaren,  weil  nur  sie,  recht- 
lich genau  genonmien,  vertauscht  werden.  Gebrauchswerth  können 
aber  auch  die  Waaren,  nicht  nur  die  Güter  haben,  indessen  ist  der 
Tauschwerth  der  Waaren  das  Wichtige  für  uns.  So  ist  allerdings  bei 
Waaren  der  Tauschwerth  eine  Unterart  des  Gebrauchswerths,  aber  der 
Gebrauchswerth  von  wirthschaftlichen  Gütern  und  der 
Tauschwerth  von  Waaren  sind  Gegensätze,  nicht  Unterarten  des 
Gebrauchswerths,  sondern  nur  Unterarten  des  Werths  im  allgemeinsten 
Sinne  des  Worts. 

Da  die  Uebertragbarkeit  von  individuellen  Vermögensrechten  nur 
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in  seltensten  Fällen  durch  das  Recht  total  ausgeschlossen  ist,  so  kann 
man  demnach  kurz  sagen: 

Privatvermögen ,  Privatkapital ,  Einzeleinkoiumen  bestehen  aus 
(preishabenden)  Waaren.  Da  die  Preismessung  aller  Waaren  wenig- 
stens zu  derselben  Zeit  und  in  demselben  Marktgebiet  eine  einheitliche 
und  auf  objektivem  Maassstab  beruhende  ist,  so  können  Einzelvermögen, 
Einzelkapital  und  Einzeleinkommen  zu  Quantitätsbegriffen  (im  Hinblick 
auf  den  Preis  der  zusammengefassten  Waaren)  werden,  aber  freilich 
haben  diese  Quantitätsbezeichnungen  nur  eine  relative  Bedeutung 
für  Vergleiche.  Jedenfalls  unterscheidet  sich  unsere  zweite  Serie  von 
B^riffen  von  der  ersten  dadurch,  dass  die  zweite  ohne  Zuhilfenahme 
juristischer  Begriffe  nicht  entwickelt  werden  kann,  während  die  erste 
lediglich  die  Gesammtheit  von  Menschen  und  Gütern  erfassend  ganz 
unjuristische  Begriffe  giebt. 

Diese  von  mir  versuchte  Scheidung  der  Grundbegriffe  dient,  wie 
ich  glaube,  dazu,  dass  man  die  ewigen  schleppenden  Unterscheidungen 
zwischen  dem  Standpunkt  der  Gesammtheit  und  des  Einzelnen,  dem 
rein  ökonomischen  und  sozialrechtlichcn  Standpunkt  etc.  fallen  lassen, 
dass  man  die  Bedeutung  des  Rechts  zur  Geltung  kommen. lassen  kann, 
ohne  seine  Sätze  erst  willkürlich  zu  präpariren ,  dass  man  verwirrende 
und  vage  Kategorieen,  wie  Verhältnisse  als  Güterart,  nicht  braucht, 
dass  man  mit  wenigen  scharf  definirteii  aber  überall  klar  und  gleich- 
massig  anwendbaren  Begriffen  auskommt,  dass  man  alle  Verhältnisse 
vorurtheilsfrei  und  tendenzlos  schildern  kann. 

Mein  Grundriss  lässt  sich  mit  grossen  Werken  wie  denen  von 
Knies  und  Wagner  nicht  direkt  vergleichen ;  abgesehen  von  seiner  Ver- 
öffentlichung als  Manuskript  kann  er  wegen  seiner  knappen  Form  nie 
so  weit  hin  wirken,  wie  z.  B.  die  ausgeführten  Ansichten  Wagners 
aber  die  Eigenthumstheorieen.  Die  knappe  Form  des  Grundrisses,  die 
denselben  zur  wenig  wichtigen  Literaturerscheinung  macht,  zwang 
aber  zugleich  zur  möglichst  präzisen  und  scharfen  Fassung  jeden  Satzes 
und  erleichterte  es  dem  Verfasser,  bei  jeder  Auseinandersetzung  stets 
den  Ueberblick  über  das  ganze  System  und  seine  Bedürfnisse  im  Auge 
zu  behalten.  Da  der  Grundriss  nicht  allgemein  bekannt  werden  kann, 
und  da  die  theoretischen  Prinzipien ,  auf  denen  er  aufgebaut  ist,  zwar 
im  Detail  durchgeführt,  aber  nirgends  an  sich  im  Grundriss  ausführ- 
lich besprochen  sind,  so  wollte  ich  sie  hier  dem  fachgenössischen 
Leserkreis  vorführen.  Jede  wissenschaftliche  Kritik  derselben  wird 
mir  willkommen  sein.  — 
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B.  Löning.    Der  Vertragsbruch   und   seine   Rechtsfolgen.     Bd.  I. 

Der  Vertragsbruch  im  deutschen  Recht     Strassburg,  Trübner.    604  S. 

Die  Frage ,  ob  der  Bruch  des  Arbeitsvertrages  unter  Strafe  zu  stellen 
sei  oder  nicht,  hat,  obwohl  zeitweilig  durch  andere  Angelegenheiten  des 
Tages  in  den  Hintergrund  gedrängt,  doch  keineswegs  ihr  Interesse  ver- 
loren und  erwartet  von  der  Wissenschaft  ihre  Beantwortung.  Diese  ist 
aber  auf  Grund  allgemeiner  rechtsphilosophischer  und  politischer  Erörte- 
rungen schwerlich  möglich.  Der  Verf.  des  vorliegenden  Werkes  versucht 
daher  der  Lösung  auf  einem  anderen  Wege  naher  zu  kommen.  Nachdem 
er  sehr  richtig  hervorgehoben  hat,  dass  es  eine  unwandelbare  Grenze  zwi- 
schen dem  kriminellen  und  dem  s.  g.  civilen  Unrechte  nicht  gibt  und  die 
Behauptung,  die  Bestrafung  des  Vertragsbruches  enthalte  eine  prinzipiell 
unzulässige  Vermischung  von  Privat-  und  Strafrecht,  unzutreffend  ist,  weist 
er  im  Anschlüsse  an  Merkel  darauf  hin,  dass  die  Veränderung  der  Mo- 
mente, durch  welche  in  verschiedenen  Zeiten  der  Eintritt  der  Strafe  be- 
dingt wird,  eine  gesetzmässige  ist.  Eine  geschichtliche  Betrachtung 
der  Stellung  des  Arbeitsvertragsbruches  zum  Strafrechte  muss  somit  geeig- 
net sein,  für  die  Bestimmung  der  begrifflichen  Voraussetzungen  der  Strafe 
in  unserer  heutigen  Zeit  den  Boden  zu  ebnen,  und  uns  zugleich  befähi- 
gen, unbefangen  und  unabhängig  von  Bücksichten  auf  die  Farteiinteressen 
und  die  augenblickliche  politische  und  soziale  Konstellation  über  die  hier 
in  Betracht  kommenden  Fragen  zu  urtheilen.  Da  es  nicht  möglich  er- 
schien, den  Arbeitsvertrag  abgesondert  zu  behandeln,  vielmehr  das  ge- 
sammte  Gebiet  der  vertragsmässigen  Bechtspflichten  herangezogen  werden 
musste,  so  erweiterte  der  Verf  seine  Aufgabe  zu  einer  Geschichte  des 
Vertragsbruches  im  Allgemeinen  und  seiner  Rechtsfolgen.  Von  derselben 
ist  bisher  leider  nur  der  erste  Band  erschienen,  welcher  eine  Darstellung 
des  altdeutschen  Rechtes  enthält,  während  diejenige  des  römischen  Rechtes 
und  der  modernen  Entwicklung,  sowie  der  dogmatische  Theil  im  zweiten 
Baude  folgen  sollen.  So  reiche  Ausbeute  nun  auch  dem  Rechtspbiloso- 
phen,  dem  Strafrechtslehrer  und  vor  allem  dem  Forscher  auf  dem  Gebiete 
der  Rechtsgeschichte  schon  jetzt  geboten  wird,  so  tritt  doch  gerade  der- 
jenige Punkt,    nm    derentwillen  das  Work  an  dieser  Stelle  auf  Beachtung 
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Ansprach  erhebt,  naturgemäss  noch  sehr  zurück.  Es  dürfte  daher  ange- 
zeigt sein,  einstweilen  nur  das  firgebniss  der  Untersuchungen  des  Verf. 
kurz  zusammenzufassen;  eine  eingehendere  Besprechung  kann  erst  nach 
dem  Erscheinen  des  zweiten  Bandes  erfolgen ,  mit  dem  uns  der  Verf.  hof- 
fentlich bald  erfreuen  wird. 

Löning  unterscheidet  nach  dem  Inhalte  der  ausbedungenen  Leistung 
drei  Arten  Ton  Verträgen.  Entweder  ist  der  Vertragswille  gerichtet  auf 
H^ine  Handlung,  welche  zwar  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte  vorgenom- 
men werden  soll,  aber  ihrer  Natur  nach  auch  später  erfolgen  kann ,  z.  B. 
Zahlung  einer  Geldsumme.  Oder  es  ist  die  positive  Leistung  so  beschaflfen, 
dass  sie  ihrer  Natur  oder  Bestimmung  nach  in  einem  bestimmten  Zeit- 
punkte vor  sich  gehen  muss,  wie  z.  B.  die  Währschaftsleistung  d.  h.  die 
Uebemahme  der  Vertheidigung  des  Erwerbers  einer  Sache  gegen  einen 
dritten  Evincenten  durch  den  Veräusserer.  Oder  endlich  es  ist  Gegen- 
stand des  Versprechens  das  Unterlassen  einer  bestimmten  Handlung,  wie 
z.  B.  beim  Sühnevertrage  des  Verbrechers  mit  dem  durch  das  Verbrechen 
Verletzten  (insofern  letzterer  verspricht,  keine  Feindseligkeiten  wogen  der 
nunmehr  beigelegten  Sache  zu  üben).  Im  ersten  Falle  kann  der  Vertrags- 
brach in  der  Hauptsache  unschädlich  gemacht  werden ,  indem  im  Wege 
der  Exekution  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  erzwungen  wird;  auszuglei- 
chen, bleibt  hier  nur  noch  das  Unrecht,  welches  in  der  Verzögerung  der 
Leistung  über  den  Zeitpunkt  der  Fälligkeit  hinaus  liegt.  Das  altdeutsche 
Recht  bewirkt  dies  in  der  ersten  Periode  (zur  Zeit  der  Volksrechte)  nicht 
etwa  durch  Zubilligung  von  Verzugszinsen,  sondern  durch  Verhängung 
einer  Geldbasse.  Die  nicht  rechtzeitige  Erföllung  wird  also  von  ihm  als 
ein  strafbares  Unrecht  aufgefasst.  Bei  den  Verträgen  der  zweiten  Art 
zieht  die  Versäumung  des  richtigen  Zeitpunktes  Unmöglichkeit  der  Erfül- 
lung nach  sich  und  in  Folge  dessen  für  den  Vertragsbrüchigen  eine  Strafe, 
z.  B.  die  Verletzung  einer  vertragsmässigen  Verpflichtung  zur  Währschafts- 
leistung (durch  Verweigerung  der  Ucbernahme  des  Prozesses  gegen  den 
ETinoenten),  bei  Grundstücken  regelmässig  die  poena  dupli.  Ebenso  muss 
deijenige,  welcher  seinem  Versprechen  entgegen  eine  Handlung  vornimmt, 
dafür  dorn  Gegner  eine,  gesetzlich  oder  vertragsmässig  festgesetzte,  Busse 
entrichten. 

Das  Recht  des  späteren  Mittelalters  blieb  im  Allgemeinen  auf  dem 
früheren  Standpunkte  stehen  und  behandelte  insbesondere  die  Verletzung 
der  Yertragspflichten,  welche  in  einer  Unterlassung  bestehen,  noch  immer 
als  strafbares  Unrecht,  zeigte  aber  doch  in  anderen  Beziehungen  einige 
Abweichungen.  Bei  den  Verträgen  nämlich,  durch  welche  eine  Leistung 
für  einen  bestimmten  Zeitpunkt  verabredet  ist,  wurde  zwar  die  Erfüllung 
der  Haaptleistung  im  Wege  der  Exekution  erzwungen,  aber  die  alte  Ver- 
zngsstrafe  war  hinweggefallen  und  der  in  Folge  der  Verspätung  eingetre- 
tene Yermögensverlust  blieb  unberücksichtigt;  nur  vor  weiterem  Schaden 
ward  der  Gläubiger  durch  Vorurthcilung  des  säumigen  Schuldners  in  die 
Kosten  des  Gerichtsverfahrens  und  der  Exekution  bewahrt.  Ob  den  Ge- 
genstand des  Vertrages  eine  Anzahl  vertretbarer  Sachen  oder  eine  einzelne 
bestimmte  Sache  bildete,  übte  dabei  an  sich  keinen  Einfluss.  Allein  that- 
sächlich  bestand  ein  Unterschied,   indem  im  letzteren  Fall  der  Schuldner 
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durch  Vernichtung  oder  anderweitige  Verfügung  über  die  Sache  z.  B.  Bop- 
pelveräusserung  die  Zwangsvollstreckung  unmöglich  machen  konnte.  An 
Stelle  derselben  trat  dann  eine  Strafe,  neben  welcher  noch  dem  Geschä- 
digten voller  Ersatz  zu  leisten  war.  In  ähnlicher  Weise  hat  sich  die  alte 
Busse  für  Nichterfüllung  einer  Vertragspflicht,  welche  auf  Vornahme  einer 
positiven  Handlung  mit  absolut  bestimmtem  Termin  gerichtet  ist,  von  eini- 
gen Ausnahmefällen  abgesehen,  aufgelöst  in  Strafe  und  Schadensersatz,  ja 
nach  manchen  süddeutschen  Kechtsquellen  zu  einer  blossen  Ersatzleistung 
abgeschwächt.  Eine  Anwendung  dieser  Kegel  bilden  die  Grundsätze  über 
die  Behandlung  dos  Gesinde-  und  Gesollenvertragos ,  insofern  die  Verrich- 
tungen der  Dienstlcute  gerade  während  einer  bestimmten  Zeitdauer  gelei- 
stet werden  sollen,  also  durch  Verzögerung  ihren  Werth  verlieren  und 
nicht  mehr  als  Erfüllung  des  Vertrages  angesehen  werden  können.  Von 
einer  nachträglichen  Erzwingung  der  Leistung  mit  Hülfe  des  Gerichtes 
kann  daher  keine  Bede  sein ,  sondern  der  wortbrüchige  Knecht  verliert 
seinen  Lohnanspruch,  damit  nicht  der  Herr,  welcher  ja  einen  anderen 
Knecht  hat  miethen  und  bezahlen  müssen,  an  seinem  Vermögen  einbüsse, 
und  muss  ausserdem  noch  zur  Strafe  einen  gleichen  Betrag  entrichten. 
Auch  hier  aber  erscheint  nach  manchen  süddeutschen  Kechtsquellen  das 
Gesinde  nur  noch  für  den  dem  Herrn  zugefügten  Schaden  verantwortlich, 
während  in  anderen  Gegenden  umgekehrt  der  Bruch  des  Dienstvertrages 
mit  einer  öffentlichen  Strafe,  namentlich  mit  Landesverweisung  geahn- 
det wird. 

Aus  diesen  Darlegungen  des  Verf.  ergibt  sich  somit,  dass  nach  dem 
deutschen  Kechte  des  Mittelalters  der  Vertragsbruch  regelmässig  die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  einer  Busse,  also  eine  Strafe  nach  sich  zog.  Al- 
lein eine  andere  Frage  ist,  ob  unsere  Vorfahren  dabei  von  einer  grund- 
sätzlichen Erwägung  ausgingen,  oder  ob  sie  nicht  vielmehr  durch  die 
Unbeholfenheit  ihrer  wenig  ausgebildeten  Verkehrszustände  hierzu  veran- 
lasst wurden.  Das  gänzliche  Fehlen  einer  Kechtswissenschaft  und  die  Ent- 
scheidung aller  Streitigkeiten  durch  Männer  aus  dem  Volke  führte  mit 
Nothwendigkeit  dahin,  die  Folgen  gesetzwidriger  Handlungen  möglichst 
genau  festzustellen ,  ohne  dass  für  die  Berücksichtigung  der  Gestaltung 
des  einzelnen  Falles  ein  Kaum  gelassen  wurde.  Es  mussten  daher  die 
Strafen  der  Verbrechen  ein  für  allemal  bestimmt  sein,  auch  wo  es  nahe 
lag,  den  durch  dasselbe  angerichteten  Schaden  als  einen  gleichsam  durch 
die  Sache  selbst  dargebotenen  Maassstab  zu  verwerthen,  wie  z.  B.  beim 
unberechtigten  Auftreiben  von  Vieh  auf  fremdes  Feld.  Es  musste  aber 
auch  weiter  das  Bestreben  sich  geltend  machen,  in  Bezug  auf  den  Um- 
fang der  Verbindlichkeiten,  die  durch  sonstiges  unrechtmässiges  Thun  ent- 
stehen, jedes  Schwanken  auszuschli essen.  Dazu  kam,  dass  die  damalige 
untergeordnete  Bedeutung  des  Geldes  und  die  damit  zusammenhängenden 
wirthschaftlichen  Anschauungen  die  Abschätzung  verletzter  Vermögens- 
interessen ausserordentlich  erschwerte.  Wie  hätte  man  auch  verstehen 
sollen,  den  Schaden,  der  durch  Verzögerung  der  Leistung  einer  bestimm- 
ten Sache  entstand,  unter  Zuhülfenahme  eines  allgemeinen  Werthmessers 
zu  berechnen,  während  mau  noch  als  regelmässigen  Gegenstand  einer  Zah- 
lungsverbindlichkeit  eine  Anzahl    vertretbarer  Sachen   ansah  und  selbst 
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geneigt  war,  allgemeine  Werthbestimmungen  durch  konkrete  Gegenstände 
zu  ersetzen  (vergl.  z.  B.  Grirara  Rechtsalt erthüm er  S.  667  ff.).  Auch  hebt 
Löning  selber  hervor,  dass  die  Busse  der  ältesten  Periode  Strafe  und  Scha- 
densersatas  in  sich  vereinigte,  wie  sich  namentlich  deutlich  darin  zeigt, 
dass  sie  an  den  verletzten  Mitkontrahenten  fiel.  Dadurch  aber  erhielt  sie 
ein  privatrechtliches  Gepräge,  welches  in  der  Gestaltung  des  gerichtlichen 
Verfahrens  zur  Geltendmachung  des  Bussanspruches  zu  Tage  trat.  Denn 
wir  dürfen  doch  wohl  annehmen,  dass  die  Verzugsstrafe  in  der  auf  Zah- 
lung der  Hauptschuld  gerichteten  Klage  mitverfolgt  wurde,  und  dass  das 
Erkeuntniss,  durch  welches  der  Schuldner,  der  einer  Vertragspflicht  mit 
absolut  bestimmtem  Termin  nicht  nachgekommen  war,  verurtheilt  ward, 
unmittelbar  vollstreckt  werden  konnte,  während  es  in  eigentlichen.  Straf- 
sachen zur  Ermöglichung  der  Exekution  nach  der  Lex  Salica  eines  Ur- 
theilserfullungsgelöbnisses  bedurfte.  Wenn  späterhin  die  Strafe  des  Ver- 
tragsbruches in  manchen  Fällen  eine  eigentlich  kriminelle  Natur  erhielt, 
so  war  dies  theils  durch  polizeiliche  Rücksichten  hervorgerufen,  wie  z.  B. 
die  Verhängung  der  Landesverweisung  über  dienstpflichtige  Knechte  und 
Gesellen,  theils  daraus  zu  erklären,  dass  nach  dem  Gesetze  historischer 
Kontinuität  die  Ahndung  des  Vertragsbruches  mit  einer  Strafe  beibehalten 
wurde,  zugleich  aber  das  Wesen  der  Strafe  und  des  Strafrechtes  sich  än- 
derte, wodui'ch  dann  auch  eine  Zersetzung  des  alten  Rechtszustandes  be- 
wirkt wurde,  deren  Spuren  sich  schon  in  der  zweiten  Periode  zu  zeigen 
beginnen. 

Jena.  W.  E.  Knitschky. 
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lieben  und  Sterben  in  Weimar  und  einigen  Nachbarorten.  Publika- 
tion des  medizinisch-naturwissenschaftlichen  Vereins  in  Weimar.  Wei- 
mar 1876.     50  S. 

Wie  das  Bedürftiiss  statistischer  Forschungen  sich  immer  mehr  gel- 
tend macht  und  wie  nur  mit  statistischen  Grundlagen  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  sich  richtig  beurtheilen  lassen,  davon  gibt  auch  das  vorlie- 
gende Schriftchen  einen  Beweis.  Die  wie  anderwärts  so  auch  in  Weimar 
aufgetauchte  Streitfrage  hinsichtlich  der  Gesundh ei ts Verhältnisse  dieser  Stadt 
mögen  die  erste  Veranlassung  zu  seiner  Abfassung  gewesen  sein.  Das 
Schriftchen  zerfällt  in  zwei  Theile.  Der  erste  umfasst  die  statistischen 
Unterlagen.  In  16  Haupt-  und  einigen  Untertabellen  ist  hier  das  zahlen- 
mSssige  Material  über  den  Stand  der  Bevölkerung  und  die  Geburts-  und 
Sterbeverhältnisse  für  die  Städte  Weimar,  Apolda,  Erfurt  und  Suiza  und 
das  weimarische  Dorf  Frankenhoim  zusammengestellt  und  zwar,  so  weit 
dies  rathsam  erschien  und  möglich  war,  immer  für  den  Zeitraum  von  1850 
bis  1875.  Die  hauptsächlichsten  Momente  werden  dann  noch  am  Schlüsse 
des  Schriftchens  in  einigen  graphischen  Tabellen  dem  Leser  veranschau- 
licht. Den  zweiten  Theil  bildet  ein  Vortrag  des  Dr.  L.  Pfeiffer  in  Wei- 
mar, den  derselbe  im  Anschluss  an  das  im  ersten  Theile  gegebene  Mate- 
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rial  im  Februar  d.  J.  im  medizinisch -naturwissenschaftlichen  Verein  zu 
Weimar  gehalten  hat:  „Leben  und  Sterben  in  Weimar  in  Vergleich  mit 
einigen  Nachbarorten/' 

Nach  einigen  einleitenden  Bemerkungen  wird  hier  zunächst  die  le- 
bende Bevölkerung  von  Weimar  in  ihrer  Zusammensetzung  nach  Alter  und 
Geschlecht  kurz  betrachtet  und  werden  die  im  Vergleich  mit  anderen  Or- 
ten sich  herausstellenden  Eigcnthümlichkeiten,  das  bedeutende  Ueberwie- 
gen  des  weiblichen  Geschleclits  und  das  schwache  Vorhandensein  der  Al- 
tersklasse vom  20. — 40.  Lebensjahre  (unter  18  grösseren  und  Mittelstädten 
Deutschlands  hatte  1867  Weimar  die  stärkste  weibliche  BerölkeruDg,  unter 
18  verglichenen  Städten  ist  die  Altersklasse  vom  20. — 40.  Jahre  in  Wei- 
mar am  schwächsten  vertreten)  beleuchtet  und  erklärt. 

Die  hieran  sich  schliessende  Betrachtung  der  Geburten  ergibt,  dass 
für  eine  Stadtbevölkerung  die  Geburtsziffer  in  Weimar  eine  sehr  niedrige 
ist;  nach  dem  von  Oesterlen  berechneten  Mittel  werden  in  Weimar  durch- 
schnittlich 13,4  ^|f^^^  oder  jährlich  237  Rinder  zu  wenig  geboren,  in  Apolda 
dagegen  in  den  fruchtbarsten  Jahren  118  zu  viel.  Frankenheim  geht  mit 
seinen  Geburten  jährlich  um  18,6  über  das  Mittel  von  39,2  ^/^^  Kindern 
in  Deutschland  hinaus.  In  Weimar  kommt  (im  Durchschnitt  der  Jahre 
1864—1868)  1  uneheliche  Geburt  auf  8  eheliche,  in  Frankfurt  auf 
3,5,  in  Darmstadt  auf  4,3,  in  Erfurt  auf  7,5;  in  der  neuesten  Zeit  soll 
in  Erfurt  sogar  erst  auf  14  eheliche  1  uneheliche  Geburt  treffen.  Auf 
100  Mädchen  sind  in  Weimar  in  den  Jahren  1864 — 1868  immer  101 
Knaben  geboren  worden.  Von  allen  Geburten  fallen  auf  die  Todtge- 
burten  in  Weimar  3,7  ^;'„  in  den  Jahren  1860—1869  und  4,7  ^[^  in 
den  Jahren  1870 — 1875;  dieselben  kommen  am  häufigsten  in  den  Stadt- 
bezirken vor,  die  von  der  eigentlichen  Arbeiterbevölkerung  bewohnt  sind. 
Von  sämmtlichen  Geburten  haben  die  Todtgeburten  betragen  in  Erfurt 
4,10  ^Iq  in  den  Jahren  1849 — 68,  in  Apolda  5,7  »/^  in  den  Jahren  1850 
bis  1859,  4,2  o/^  in  den  Jahren  1860—69,  3,9  »/^  in  den  Jahren  1870 
bis   1875. 

Was  die  Sterblichkeit  betrifft,  so  beträgt  dieselbe  (incl.  Todt- 
geburten) in  Weimar  im  Mittel  21,13  pro  Tausend  Einwohner,  sie  bleibt 
mithin  um  6,47  hinter  dem  von  Oesterlen  berechneten  Mittel  (27,6  ®/oo) 
zurück.  In  den  letzten  25  Jahren  ist  dieselbe,  entsprechend  der  ZunaJüne 
der  Geburten,  in  beständigem  Steigen  begriffen;  sie  ist  von  20,24  in  den 
Jahren  1850—59  auf  21,58  in  den  Jahren  1860—69  und  auf  21,60  in 
den  Jahren  1870 — 75  gestiegen.  In  Erfurt  stellte  sie  sich  1850 — 59  auf 
24,73,  1860 — 69  auf  27,61.  Aehnliches  gilt  von  Suiza;  nur  in  Apolda 
haben  sich  in  den  letzten  7  Jahren  diese  Verhältnisse  günstiger  gestaltet. 
Wie  in  Erfurt  (nach  Wolff)  so  fallen  auch  in  Weimar  die  meisten  Sterbe- 
fölle  auf  das  Ende  des  Sommers,  während  nach  Wappäus  die  Sterblich- 
keit im  Winter,  besonders  in  dessen  Anfange  ihren  Höhepunkt  erreicht. 
Dagegen  ergibt  die  Säuglingssterblichkeit,  für  sich  allein  betrachtet,  für 
Weimar  dieselben  Verhältnisse,  wie  sie  Wappäus,  Quetelet  und  Oesterlen 
als  fiir  ganz  Deutschland  massgebend  gefunden  haben:  die  Säuglingssterb- 
lichkeit ist  am  grössten  gegen  Ende  des  Winters,  am  geringsten  gegen 
Ende  des  Sommers.     Das  Lebensalter   der  Verstorbenen  berechnet 
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sich  für  Weimar,  nach  Abzug  der  Todtgoburtcn  und  der  fremd  daselbst 
Gestorbenen,  durch  Addition  der  verlebten  Jahre  aller  in  den  Jahren  1869 
bis  1875  Gestorbenen  (2236  Personen  mit  zusammen  75070  Lebensjahren) 
auf  durchschnittlich  33*/,  Jahre.  Erfurt  hatte  nach  Wolflf  im  vorigen 
Jahrhundert  ein  durchschnittliches  Lebensalter  der  Gestorbenen  von  25,4 
Jahren,   1800—1835  von  26,9  und   1849—1871  von  27,01  Jahren. 

Der  Schluss  des  Vortrags  ist  der  Betrachtung  der  einzelnen  Todes- 
ursachen gewidmet.  Wir  mtissen  es  uns  leider  versagen,  hier  näher 
auf  dieselben  einzugehen,  soviel  sie  auch  des  Interessanten  bieten.  Die- 
ser Theil  der  Darstellung  ist  besonders  deshalb  werthvoU,  weil  er  zeigt, 
in  welchem  Grade  die  verschiedenen  Todesursachen  die  einzelnen  Alters- 
klassen und  Stadttheile  treffen  resp.  getroffen  haben  und  wie  denselben 
entgegengetreten  werden  kann  und  muss,  um  einige,  wenn  nicht  ganz  zu 
beseitigen,  so  doch  wenigstens  in  ihren  vernichtenden  Wirkungen  mög- 
lichst abzuschwächen. 

Dass  den  Yergleichungen  der  Resultate,  wie  sie  sich  für  verschiedene 
Orte  ergeben,  wegen  der  Verschiedenheit  der  faktischen  Verhältnisse  an 
diesen  Orten  nur  ein  relativer  Werth  zukommen  kann ,  wird  in  der  Dar- 
stellung ausdrücklich  hervorgehoben. 

Die  gegebenen  positiven  Zahlen  zeigen  zwar  mehrfache,  wenn  auch 
nur  unbedeutende  Abweichungen  von  den  im  hiesigen  statistischen  Bureau 
z.  Th.  über  die  gleichen  Verhältnisse  vorliegenden,  es  werden  jedoch  diese 
Differenzen  hauptsächlich  nur  auf  der  verschiedenartigen  Bearbeitung  des 
XJrmaterials  beruhen,  und  so  verdient  das  Schriftchen  auf  alle  Fälle  volle 
Anerkennung. 


IV. 

Venrach  einer  Emährungsbilanz  der  Schweizer  Bevölkerung,  nach 
neuen,  chemisch-physiologischen  Grundlagen  berechnet,  von  Dr.  B.  Th. 
Simler.     Zürich,  Grell,  Eüssli  &  Comp.  1876.     59  S.     4. 

Den  sehr  interessanten  Versuch  dieser  Berechnungen  bezeichnet  der 
Ver&sser  selbst  als  „einen  Beitrag  zur  Begründung  einer  Staats-  und  volks- 
wirthschaftlichen  Chemie"  —  mit  vollem  Rechte. 

In  der  Einleitung  wird  zunächst  der  Unterschied  zwisclieu  der  leben- 
digen (freien)  Kraft  und  der  Spannkraft,  eigentlich  gespannten  Kraft,  aus- 
gesprochen,  d.  h.  solcher  Kraft,  welche  durch  andere  gegenwirkende  Kraft 
in  Spannung  erhalten  wird.  Sodann  wird  die  höchste  Entwickelung  der 
Produktion  eines  Staates  als  Ziel  besprochen  (Foussirung  der  Urproduk- 
tion!),  die  damit  zusammenhängende  Möglichkeit  der  Erhaltung  der  Be- 
YölkeruDgy  wobei  die  Ueberzahl  der  Auswanderung  anheimfallen  würde, 
und  hier  wird  auch  gleichzeitig  der  jetzt  zeitübliche  „Kampf  ums  Dasein" 
bedacht 

„Ob  die  eigenen  Mittel  eines  Staates  hinreichen,  seine  Bevölkerung 
zu  ernähren,  erfahrt  man  durch  den  Vergleich  der  Ein-  und  Ausfuhr  an 
Lebensmitteln,  sofern  diese  hinreichend  genau  an  den  Zollstätten  kontro- 
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lirt  wird."  „Bedeutet  P  die  Produktion  eines  Landes  au  NahruugHmilieln 
aller  Art,  K  die  durchschnittliche  Tagesration  (das  Kostmaass)  eines  Ein- 
wohners, B  die  Bevölkerungszahl  und  E  die  Grösse  der  absoluten  Ein- 
fuhr, nach  durchschnittlichen  Rationen  gemessen,  so  ist  P  in  oben  sol- 
chen Kationen: 

P  =  R  .  B  X  366  —  E  oder 

P  =  V  —  E,  wo  y  =  Verbrauch.  Bedarf." 

Nach  diesen  Voraussetzungen  folgt  der  eigentliche  chemische  Theil, 
in  dem  die  verschiedenen  Bestandtheile  der  menschlichen  Nahrung:  Eiweiss- 
stoffe,  Fette,  Kohlehydrate  und  Nährsalze  kritisch  beleuchtet  und  die 
bekannten  Verhältnisszahlen  festgestellt  werden.  Hierbei  kommt  beiläufig 
das  interessante  Ergebniss  zu  Tage,  dass  die  Schweizer  Soldaten  im  Felde 
auf  1  Theil  stickstoffhaltende  Nahrung  (Fleischbildner)  7,2  Theile  stick- 
stofffreie (Athmungsstoffe)  erhalten,  während  in  anderen  Heeren  das  Ver- 
hältniss  1  :  5  festgehalten  wird,  bei  dem  preussischen  Soldaten  im  Kriege 
=  1  :  4.9.  Dieses  Ergebniss  sollten  die  Schweizer  Behörden  nicht  un- 
beachtet lassen;  die  Athmungsstoffe  sind  keineswegs  als  Ersatz  für  fleisch - 
bildende  Substanzen  hinzustellen  und  die  Annahme,  dass  erstere  die  Kraft 
gebenden  seien,  ist  auch  nur  in  beschränktem  Sinne  zuzugestehen. 

Aus  den  verschiedenen  Vergleichen  berechnet  Simler  nunmehr  das 
durchschnittliche  Bedürfniss  von  Erwachsenen  und  Unerwachsenen  fUr  den 
Tag.  Nach  ihm  bedarf  ein  Erwachsener  (über  16  Jahre)  an  jedem  Tage 
130  Gramm  Fleischbildner,  40  Gr.  Fett,  ö50  Gr.  Kohlehydrate  und  15  Gr. 
Salze;  ein  einjähriges  Kind  dagegen  40  Gr.  Fleischbildner,  54  Gr.  Fett, 
41  Gr.  Kohlehydrate  und  8,7  Gr.  Salze;  das  Nahrungsbedürfniss  würde 
dann  für  jedes  Jahr  der  Alterszunahme  gesteigert  werden  um  6  Gr.  Fleisch- 
bildner, 31,6  Gr.  Athmungsstoffe  und  0,4  Gr.  Salze. 

Nach  den  bekannten  und  oft  wiederholten  Feststellungen  der  Bevöl- 
kerungszahl der  Schweiz,  unterschieden  auch  nach  dem  Alter  der  Perso- 
nen, lässt  sich  das  Nahrungsbedürfniss  des  ganzen  Landes  aussprechen 
und  in  Vergleich  mit  der  Produktion  des  Landes,  der  Aus-  und  Einfuhr 
an  Lebensmitteln  bringen.  Aus  den  zur  Berechnung  dienenden  Tabellen 
ergibt  sich,  dass  die  Schweiz  z.  B.  noch  259,335  Centner  Rindvieh  ein- 
führt, ebenso  noch  102,832  Cntr.  Milch,  dagegen  dem  Auslande  nicht 
weniger  als  327,944  Cntr.  fetten  und  mageren  Käse  liefert,  sowie  181,275 
Cntr.  Obst  und  frisches  Feld-  und  Gartengemüse. 

Fast  alle  Nahrungsmittel  aus  dem  Pflanzenreiche  werden  in  grossen 
Mengen  von  dem  Auslande  bezogen,  so  3,471,289  Cntr.  Getreide  und  Hül- 
senfrüchte, neben  noch  weiteren  127,347  Cntr.  Reis  und  198,704  Cntr. 
Mehl,  ferner  255,079  Cntr.  Zucker,  endlich  sogar  noch  876,686  Cntr. 
Wein  und  210,989  Cntr.  Kochsalz. 

Auf  S.  15  äussert  sich  der  Verfasser  folgeudermassen :  „Mit  dem  Aus- 
druck Ple  na  r  che  mie  bezeichnen  wir  die  Chemie  der  Viehzucht  und  der 
Fütterung.  Agrikultürchemie  ist  für  uns  bloss  Chemie  des  Ackerbaues. 
Beide  Abtheilungen  fassen  wir  unter  dem  Titel:  landwirthschaftliche  oder 
Ökonomische  Chemie  zusammen.  Dies  ist  jedenfalls  die  streng  logische 
Eintheilung.     Sehr  häufig  wurde  nämlich  der  Ausdruck  Agrikulturchemie 
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für  Ackerbau-  und  ViehÄUchtschemie  zugleich  benutzt.  Die  letztere  Dis- 
ziplin ist  nämlich  erst  in  neuester  Zeit  besser  ausgebildet  worden." 

Diese  Bemerkung  ist  sehr  richtig  und  zeitgemäss,  man  vernachlässigt 
in  dieser  Beziehung  fast  allgemein  die  einfachste  logische  Anpassung  und 
gibt  Thierchemie,  Fflauzenchemie ,  Chemie  des  Bodens,  der  Luft  u.  dergl. 
mehr  immer  unter  der  Bezeichnung  „Agrikulturchemie"  in  die  Oeffentlich- 
keit,  -während  dies  unter  dem  nicht  sachyerstündigen  Publikum  stets  zu 
unrichtigen  Auffassungen  führen  muss. 

Warum  gebrauchen  wir  aber  überhaupt  noch  so  gern  die  Promd- 
wörter!  Die  Bezeichnungen:  Ackerbauchemie,  Thierchemie,  Menschen- 
chemie, Pflanzenchemie,  Bodenchemie  sind  gewiss  allgemein  verständlich 
und  bedürfen  vielleicht  nur  den  Zusatz:  oder  die  Chemie  in  ihrer  Anwen- 
dung auf  das  Leben  der  Menschen  u.  s.  w.  Das  Wort  Chemie  hat  sich 
einmal  eingebürgert  und  mag  deshalb  wohl  bleiben ,  sonst  würde  man  hier 
deA  altüblichen  Namen  Scheidekunst  wohl  gebrauchen  können. 

In  der  Brochüre  folgt  nun  zunächst  eine  wohlberechtigte  Kritik  über 
dio  Fehlerquellen  aller  dieser  Ein-  und  Ausfuhrtabellon,  insbesondere  die- 
ser der  Schweiz,  sodann  wird  mit  anerkennenswerther  Sorgfalt  eine  kri- 
tische Bespreohung  der  einzelneu  Kahrungsstoffe  vorgeführt  hinsichtlich 
der  bekannten  chemischen  Analysen  in  Bezug  auf  den  Gehalt  an  Nähr- 
stoff, an  Eiweissstoff,  Fett,  Nährsalzen  u.  s.  w.,  bei  den  Pflanzcnbestaud- 
theilen  dann  an  ernährenden  Kohlehydraten  —  Zucker,  Dextrin  u.  s.  w., 
bei  den  Getränken  an  Alkohol,  Zucker,  Dextrin  u.  s.  w. 

Der  Versuch  einer  so  umfassenden  Verwendung  der  Resultate  der  che- 
mischen Untersuchung  von  Nahrungsmitteln  ist  gewiss  berechtigt,  schliesst 
allerdings  nun  wieder  auf  Seiten  der  Chemie  zahlreiche  Missstände  ein, 
da  jeder  Analytiker  es  kennt,  mit  welchen  schwankenden  Grundlogen  man 
leider  rechnen  muss,  um  die  wohl  sicheren  Resultate  der  chemischen  Ana- 
lyse auf  Nahrungsstoff  zu  übertragen  und  eine  direkte  Bestimmung  des 
Eiweisses,  der  Stärke,  der  Fleischsubstanz  ist  sehr  häufig  mit  noch  weit 
grösseren  Fehlerquellen  behaftet.  Alle  diese  chemischen  Untersuchungen 
geben  aber  im  Allgemeinen  keinen  Aufschluss  über  die  Verdaulichkeit  der 
Nahrung  selbst,  schliesslich  den  wichtigsten  Theil  für  die  Beurtheilung. 

Simler  erkennt  diese  Einwände  sehr  wohl  an,  überträgt  jedoch  alle 
diese  chemischen  Erfahrungen  und  Bestimmungen  auf  die  Nahrungsmittel, 
sie  nach  dem  Gehalte  an  den  einzelnen  Nährstoffen  beurtheilend;  z.  B. 
bestehen  die  28,815  Stück  eingeführten  Kindviehes  ä  9  Centner  aus 
25,622  Cntr.  Eiweissstoffen ,  49,273  Cntr.  Fett  und  1,301  Cntr.  Nährsalzen 
u.  s.  w. 

Nach  dieser  Berechnung  aus  Ein-  und  Ausfuhr  erhält  die  Schweiz 
durch  Einfuhr  24,840,850  Kgrm.  Fleischbildner,  11,206,200  Kgrm.  Fett 
und  Fettwerthe,  145,693,350  Kgrm.  Kohlehydrate,  4,934,200  Kgrm.  Nähr- 
salze. 

Das  Bedürfhiss  der  Einwohner  der  Schweiz  wird  nun  gleichfalls  fest- 
gestellt. 1870  betrug  die  Einwohnerzahl  2,670,335  Seelen,  davon  Er- 
wachsene über  16  Jahren  =  1,827,925  und  Unerwaohsene  842,410.  Nach 
dem  Vergleiche  der  verschiedenen  Angaben  über  Nahrung  der  Soldaten, 
femer  der  Erwachsenen  und  Unerwaohsenen  erhält  Simler  als  durchschnitt- 
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liehe  Tagesration  für  den  Kopf  der  Schweizer  Bevölkerung  ohne  unter- 
schied des  Alters:  1 12,65  ürm.  Eiweissstoffe,  33,69  Grm.  Fett,  455,36  Grm. 
Kohlehydrate  und  13,42  Grm.  Nährsalzo,  woraus  sich  das  Yerhältniss  Ton 
stickstoffhaltiger  Nahrung  zu  stickstofffreier  wie  1   :  4,79  ergibt. 

In  dem  Weiteren  sei  auf  das  eigene  Studium  der  Tabellen  Terwiesen. 
Simler  stellt  endlich  die  Uebervölkerung  der  Schweiz  fest  d.h.  dio  Zahl 
der  Einwohner,  welche  nicht  aus  der  eigenen  Nahrungsproduktion  leben 
können  und  findet  dieselbe  zu 

759,184  durchschnittlichen  Köpfen  = 

654,695  Erwachsenen  mit  eidgenössischer  EeldratioD. 

Nunmehr  überträgt  Verfasser  die  gesammten  Resultate  dieser  auf  che- 
mischer Untersuchung  fussenden  Eechnungen  auf  die  mechanische  Leistung 
und  Leistuugsmöglichkcit,  berechnet  die  mechanischen  Effekte  nach  den 
Wärmeoffekten ,  hervorgebracht  durch  die  Verwerthung  der  Nahrung,  und 
vergleicht  diese  Resultate  mit  der  Oberfläche  des  Schweizer  Landes,  wel- 
che kulturfahig  ist,  mit  der  Produktion  dieser  Bodenflächen  jetzt  und  der 
möglichen  Hebung  bis  zur  Ausgleichung  des  Nahrungsdefizites. 

Gewiss  ist  es  von  Interesse,  trotz  aller  sehr  gewichtigen  Einwände 
gegen  die  üebertragung  der  analytischen  Resultate  der  Untersuchung  von 
Nährstoffen  und  die  Erfahrungen  über  Ernährung  auf  das  Gebiet  der  ex- 
akten Zahlenreihen,  diese  Betrachtungen  zu  studiren  und  sie  zu  prüfen, 
was  jedem  Freunde  dieser  Fragen  empfohlen  sein  soll. 

Jena.  Dr.  E.  Reichardt. 


V. 

Die  GtonoBBenBchaftBgesetze  im  Deutschen  Beiche.  Mit  Einleitung  und 
Erläuterungen  zum  praktischen  Gebrauch  für  Juristen  und  Genossen- 
schafter ,  herausgegeben  von  LudolfParisius,  Reichstags-  und  Land- 
tags-Abgeordneter.     Berlin,  J.  Guttentag,   1876.  579  S.  8®. 

Der  Herausgeber  entrollt  in  der  Einleitung,  134  Seiten  umfiEUMend, 
eine,  etwas  zu  subjektiv  gehaltene,  historisch  -  statistische  und  kritisch 
beleuchtende  Darstellung  der  Geuossenschaftsbewegung  in  Deutschland, 
bearbeitet  dann  im  I.  Theile,  in  2  Büchern,  das  Genossenschaftsgesetz 
des  Norddeutschen  Bundes  vom  4.  Juli  1868,  und  dessen  Einfuhrung  in 
die  übrigen  Theile  Deutschlands,  führt  im  IL  Theile  die  in  den  einzelnen 
deutschen  Staaten  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Erwerbs- 
und Wirthschafts- Genossenschaften,  insbesondere  zur  Ausführung  des  Ge- 
nossenschaftsgesetzes vom  4.  Juli  1868  vor,  und  fügt  in  einem  Anhang 
das  Oesterreichische  Genossenschaftsgesetz  nebst  der  bezüglichen  Ausfüh- 
rungsverordnung bei.  —  Die  ausserordentlich  fleissige  und  klare,  mit  treff- 
lichen und  eingehendsten  Erläuterungen  zu  den  einzelnen  Paragraphen 
ausgerüstete  Bearbeitung  des  deutschen  Reichsgenossenschaftsgesetzes,  von 
so  berufener  Seite  unternommen,  wird  sich  nach  unserer  Ueberzeugang 
rasch  als  Handbuch  bei  Juristen  und  Genossenschaftern  einbürgern,  am 
so   mehr,   als  nun  die  deutsche  Genossenschaftsgesetzgebung  durch  Erhe- 
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bang  des  Norddeuischeu  GenoBsenschoftsgeseizes  zum  deutächeu  Keiclis- 
gesetze  yorläafig  abgeschlossen  ist.  —  „Vorläufig** ,  denn  noch  harren  ver- 
worrene Yerhältnisse  der  sichtenden  Klarlegung  und  gesetzlichen  Fest- 
stellang,  nnd  Parisins  benutzt  denn  auch  die  Gelegenheit,  um  den  fünf- 
ten und  letzten  Abschnitt  der  Einleitung  einer  Klarlegung  der  künftigen 
Aufgaben  der  deutschen  Keiohsgesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Gesell- 
schaftsrechts zu  widmen,  worauf  er  besondere  Aufmerksamkeit  gerichtet 
wünscht,  und  wozu  er  sich  „durch  seine  Erfahrungen  im  deutscheu  Reichs- 
tage und  im  Preussischen  Abgoordnetenhause"  gewissermaassen  verpflichtet 
fühle.  Dieses  Zukunftsprogramm  lautet:  Allgemeines  Reichsgesetz  über 
die  juristischen  Personen,  woneben  das  von  Schulze -Delitzsch  seit  1869 
mehrmals  in  den  Reichstag  als  Entwurf  eingebrachte  Gesetz  betreffend 
die  privatrechtliche  Stellung  -von  Vereinen ,  wodurch  den  nicht  auf  Erwerb 
gerichteten,  und  auf  einzelne,  bestimmte  Mitglieder  beschränkten  Vereinen 
(geselligen  und  Künstler -Vereinen,  oder  wissenschaftlichen  und  zu  sonsti- 
gen gemeinnützigen  Zwecken  gegründeten  Vereinen)  die  Möglichkeit  ge- 
währt werden  soll,  auf  ihr  Verlangen  die  Rechtsföhigkeit  zu  erhalten. 
Femer:  Gesetzliche  Regelung  der  Vjörsicherungsgesellschaften  auf  Gegen- 
seitigkeit (Kranken  - ,  Alterversorgungs  -  und  Sterbe-Kassen ,  Wittwen  -  und 
Waisen  -  Kassen  der  gewerblichen  Arbeiter),  da  durch  die  gesetzliche  Ord- 
nung des  sogen.  Hülfskassenwesens ,  d.  h.  nach  dem  jetzigen  Inbegriff  nur 
der  gewerblichen  Krankenkassen,  erst  ein  Theil  der  Aufgabe  gelöst  sei. 
Weiterhin  soll  es  der  künftigen  Reichsgesetzgebung  Überbunden  sein,  die 
gegenwärtige  preussische,  wieder  zu  dem  alten,  natürlicheren  Prinzip  zu- 
rückgekehrte Berggesetzgebung,  mit  den  durch  die  Erfahrung  gebotenen 
Verbesserungen  auf  das  Reich  auszudehnen,  und  ferner  auch  die  indu- 
fiitrielle  Gewerkschaft,  als  eine  gleichberechtigte  Form  der  Handelsgesell- 
schaften, neben  den  Aktien-  und  Aktienkommandit- Gesellschaften  zuzu- 
lassen. Ebenso  verlangt  der  Verfasser  für  die  Deichgenossenschaften  und 
für  die  Genossenschaften  zu  Bewässerungs  -  und  Entwässerungs- Anlagen 
ein  Gesetz,  wodurch  der  Zwang  aufgehoben  und  die  Zustimmung  der  In- 
teressenten zur  Basis  gemacht  würde.  —  Billigt  ferner  der  Verfasser  den 
Zwang,  den  das  Eischereigesetz  (das  preussische  vom  30.  Juni  1874)  durch 
die  Vorschrift  zur  gemeinschaftlichen  Bewirthschaftung  der  Fischgewässer, 
also,  wie  sich  der  Verfasser  sinnentsprechend  ausdrückt,  durch  den  Macht- 
sprach der  Staatsgewalt  übt,  dass  Einer  seineu  selbstständigen  Gewerbe- 
betrieb anheben  und  Mitglied  einer  Produktivgenossenschaft  werden  müsse, 
so  will  er  dieser  Genossenschaft  in  Zukunft  wenigstens  Vermögens-  und 
Rechtsfähigkeit  zugesichert  wissen.  —  Auf  dine  Frage  ach  der  Möglich- 
keit der  Assoziation  der  Grundbesitzer  antwortet  der  Verfasser  mit  einem 
Anflug  von  Bitterkeit:  „Freie  Genossenschaften,  deren  Träger  nicht  Per- 
sonen, sondern  Grundstücke  sind,  können  in  Deutschland  nicht  wohl  ent- 
stehen ,  jedenfiedls  nur  durch  Glückszufall  gedeihen ,  weil  die  Gesetze  den 
ihnen  anentbehrlichen  Bedingungen  gesunden  Lebens  und  ungestörten  Wir- 
kens unübersteigliohe  Hindemisse  entgegenstellen.'^  Er  fordert  deshalb 
zur  Förderung  der  mit  Grund  und  Boden  verknüpften  freien  Genossen- 
schalten ein  Gesetz  betreffend  die  Genossenschaften  des  Grundbesitzes, 
odfix  yyOrandstäcksgenossenschaften'S   wie   er   sie    nennen   will,    wenn  es 
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Gesellschaften  von  Grundbesitzern  sind,  welche  sich  zu  wirthdchafUichcn 
Zwecken  unter  der  Verabredung  vereinigen,  doss  die  Mitgliedschaft  an 
den  Besitz  bestimmter  Grundstücke  gebunden  ist,  und  Rechte  und  Pflich- 
ten der  Genossenschaften  unverändert  auf  den  jedesmaligen  Besitznaoh- 
folger  übergehen  sollen.  Den  Inhalt  eines  solchen  Gesetzes  markirt  der 
Verfasser  im  Wesentlichen  wie  folgt :  Bei  bestimmter  Grundfläche  und  Mit- 
gliederzahl Zulässigkeit  der  Beschränkung  dieser  letzteren;  schriftliches 
Statut;  auf  den  Gegenstand  der  Unternehmung  bezügliche  Firma  mit  der 
zusätzlichen  Bezeichnung  „Grundstüoksgenossenschaft" ;  Eintragung  in  das 
Grundbuch,  wo  jeder  Genossenschaft  ein  besonderes  Grundbuchblatt  ein- 
zuräumen wäre,  welches  Statut,  statutenändernde  Beschlüsse,  Veränderun- 
gen im  Vorstande  und  in  der  Mitgliedschaft  etc.  enthielte,  nebst  dem  Ver- 
merk, dass  das  betre£fende  Grundstück  an  der  zu  bezeichnenden  Genossen- 
schaft betheiligt  sei.  —  Durch  diese  Eintragungen  hofft  der  Verfasser  zu 
bewirken,  dass  1)  jeder  Besitznachfolger  ohne  Weiteres  Mitglied  der  Ge- 
nossenschaft werde  und  gegenüber  der  Genossenschaft  in  die  Rechte  und 
Pflichten  des  Vorbesitzers  trete.  2)  Dass  die  Anlagen ,  welche  im  Dienste 
der  statutarischen  Zwecke  der  Genossenschaft  auf  dem  Grundstücke  vor- 
handen sind,  während  der  Dauer  der  Genossenschaft  wie  Veranstaltungen 
auf  Grund  einer  den  übrigen  betheiligten  Grundstücken  zustehenden  Ser- 
vitut behandelt  werden,  und  3)  das  Grundstück  für  die  laufenden  Beiträge 
und  Beitragsrückstände  mit  dem  Unterschiede  haftet,  dass  diese  ein  Vor- 
zugsrecht vor  den  bis  dahin  eingetragenen  Hypotheken,  Grundschulden 
und  sonstigen  Verpflichtungen  geniessen,  soweit  sie  einen  durch  das  Ge- 
setz zu  bestimmenden  Prozentsatz  des  Eatastralreiuertrages  nicht  über- 
schreiten, wohingegen  die,  diese  Grenze  überschreitenden  Beträge  und 
mehr  als  zweijährigen  Rückstände  ohne  ein  solches  Vorzugsrecht  wären. 
Die  Grundstücksgenossenschaft  soll  nach  diesem  Gesetz  femer,  wie  die 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaft ,  Vermögens-  und  Rechtsfähigkeit 
besitzen  und  mit  Vorstand  und  Generalversammlung  organisirt  sein,  wo- 
gegen, wie  der  Verfasser  meint,  es  nicht  nöthig  wäre,  die  Genossenschaft 
durch  die  Handlungen  ihrer  Vertreter  gegenüber  dritten  Personen  unbe- 
dingt zu  verpflichten  wie  die  Handelsgesellschaft  und  eingetragene  Ge- 
nossenschaft. Was  die  Dauer  der  Grundstücksgenossenschaft  betrifft,  so 
soll  diese  letztere,  wenn  auf  bestimmte  Zeit  und  nicht  über  20  bis  30 
Jahre  hinaus  geschlossen,  den  Mitgliedern  mit  ihren  Grundstücken  den 
Austritt  zu  verwehren  berechtigt  sein;  nicht  aber  wenn  auf  längere  oder 
unbestimmte  J)auer  errichtet,  namentlich  nicht  in  Hinsicht  auf  die  heut- 
zutage herrschenden  rapiden  Fortschritte  in  der  Landwirthschaft.  In  dem 
Umstände,  dass  der  Mehrheit  der  Genossenschaft  das  Recht  zustehen 
würde ,  die  Auflösung  event  auch  vor  der  bestimmten  Zeit  zu  beschliessen, 
sieht  der  Verfasser  eine  Garantie  gegen  die  Eventualität ,  dass  freie  Gmnd- 
stücksgenossenschaften  der  Landwirthschaft  zum  Schaden,  statt  zur  För- 
derung gereichen.  Um  noch  sicherer  zu  gehen,  schlägt  er  übrigens  vor, 
hierbei  zwischen  den  einzelnen  Arten  von  Grundstücksgenossenschaftea 
zu  unterscheiden,  und  für  gewisse  landwirthschaftliche  GeDOBsen- 
Schäften,  deren  nähere  Bestimmung  der  landwirthschaftliohen  Technik  zu 
überlassen  wäre,  im  Gesetze  vorzosohreiben ,  dass  sie,  wenn  auf  länger 
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al»  10  Jahre  begründet  (in  Analogie  zur  Preussisühen  Gcmoiuheitsiheilungs- 
Ortinuug  vom  7.  Juui  1821  §§.  27,  28),  ihren  Mitgliedern  von  10  zu  10 
Jahren,  auf  vorgängige  Kündigung,  den  Austritt  gestatten  müssen,  wäh- 
rend der  Verfasser  für  Wald-  und  Fischerei-Genossenschaften  u.  dergl.  zu 
solcher  Beschränkung  keine  Ursache  vorhanden  sieht.  —  Wir  müssen  uns 
hier  der  speziellen  Erörterungen  über  dieses  genossen  schaftsgesetzliche 
Zukunft«programm  enthalten ,  können  aber  in  der  Hauptsache  wohl  wün- 
schen, dass  es  trot^  der  ihm  entgegenstehenden  Hindernisse  (wir  denken 
namentlich  an  die  verschiedenen  Pfand-  und  Hypothekenrecht c)  durch- 
dringe. 


VI. 

Die  Raiffeisen'schen  Darlehnskassenvereine  in  der  Bheinprovinz,  von 
Theodor  Kraus.  Mit  einem  Vorwort  von  Professor  Dr.  A.  Held. 
1.  Heft.     Statistik  und  Beschreibung.     Bonn   1876.     67  S.     8». 

Es  liegt  uns   hier   ein    bescheidener  Versuch   einer    statistischen  und 
kritischen   Beleuchtung   der   vielfach   angefeindeten    Baiffeisen'schen    Dar- 
I<}hn8ka8senvereine    vor,    wie   sich   solche   seit    den  50^  Jahren  in  grosser 
%ahl  in  der  Rheinprovinz,   und  in   neuerer  Zeit  auch  in  Westphalen  und 
im  Grossherzogthum  Hessen  gebildet  und   entwickelt   haben.     Das  Unter- 
mchmen   ist  von   der   Königl.  landwirthschaftlichen  Akademie   Poppeisdorf 
:fiir    die   diesjährige   internationale  Ausstellung   für   Gesundheitspflege    und 
Kettungswesen  in  Brüssel  veranlasst  worden,  und  soll  dort  die  Baiffeisen'- 
echeu  Vereine  als  „Organisation  zur  Errettung  aus  finanzieller  Noth'*  zur 
Veranschaulichung   bringen.      Mangels   einer  Anwaltschaft   und    eines   ge- 
nügenden Zentral  -  Instituts  —  (der   rheinischen  landwirthschaftlichen  Ge- 
nossenschafisbank  in  Neuwied,  gegründet  um  die  einzelnen  Darlehnskassen 
zu  einem  Gesammt  verbau  de  zusammenzufassen,  sind  erst  27   Vereine  bei- 
getreten) —  zur  Bereisung  der  Vereine,  persönlichen  Befragung  der  Leiter, 
und  Einsicht  in   die  Bücher   gezwungen,    um   ein  Urtheil   über   die   that- 
sächlichen  Verhältnisse  zu  erlangen,  betraute  die  Poppelsdorfer  Akademie 
den  Verfasser  der  uns  vorliegenden  Schrift,  Herrn  Kraus,  mit  dieser  Auf- 
gabe ,  deren  Lösung ,  unter  übrigens  vollster  Anerkennung  der  Schwierig- 
keiten ,   die  überwunden   werden   muBsten ,    wir    noch   freudiger   begrüsst 
hätten,   wenn  sie  eine,    wenigstens  annähernd   vollständige   wäre;    wir 
bedauern,   dass,  nachdem  der  Versuch  des   landwirthschaftlichen  Vereins, 
eine   Statistik   der  Raiffeisen'schen  Vereine   zu  Stande  zu   bringen ,    miss- 
lungen,  und  nachdem  auch  die,  vom  Minister  für  die  landwirthschaftlichen 
Angelegenheiten  bestellte  Kommission  nur  über  einzelne,  gewählte  Vereine 
Erhebungen  machte,  auch  jetzt   wieder  nur  kaum    eine   halbe  Statistik 
zvL  Tage  gefördert  ist,  indem  von  über  100,   zu  Anfang  dieses  Jahres  in 
der  Rheinprovinz  bestehenden  Vereinen   nur  46  befragt  worden  sind,    so 
dass  eine  Uebersicht   der   gesammten  Wirksamkeit   der  Eaiffeisen'schen 
Institute   immer    noch   nur   durch    ungefähre   Schätzung    erlangt   werden 
kann.     Immerbin  gebührt  aber  den  Unternehmern  das  Verdienst ,  eine  ge- 
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naue,  und  vielleicht  auch  regelmässige  Statistik  der  Vereine  angebahnt, 
und  Vortheile  und  Mängel  derselben,  wie  sich  solche  da  und  dort  ans 
der  Praxis  herausstellten,  in  vollster  Objektivität  zur  Anschauung  ge- 
bracht zu  haben.  — 

Der  Verfasser  bemüht  sich  in  der  Einleitung  um  eine  Darstellung 
des  Wesens  und  der  Tendenz  der  Eaiffeisen'schen  Darlehnskassenvereino, 
sehr  richtig  hervorhebend,  wie  dieselben  nicht  —  (im  Gegensatz  zu  den 
Schultze-Delitzsch'schen)  —  einen  allmälig  sinkenden  Stand  —  (das  Klein- 
handwerk) lebensfähig  erhalten ,  sondern  „dem  Landwirth  die  Möglichkeit 
gewähren  sollen,  die  Aussauger  abzuschütteln  und  wieder  ein  schulden- 
freier, Selbstvertrauen  besitzender  Unternehmer  zu  werden".  In  den  nun 
folgenden,  übrigens  in  hohem  Grade  unhandlichen  beiden  Tabellen  entrollt 
der  Verfasser  das  ganze,  von  ihm  gesammelte  Zahlenmaterial,  ohne  jedoch 
dasselbe  weiter  statistisch  zu  verarbeiten,  schildert  in  den  ferneren  Ab- 
schnitten „die  Eigenthümlichkeiten  der  Kaiffeisen'schen  Darlehnskasscn- 
vereine",  „die  vorgefundenen  Verschiedenheiten  und  Abweichungen  vom 
Normalstatut**,  gibt  am  Schlüsse  eine  „vergleichende  Uebersicht  der  Re- 
sultate" der  von  ihm  beobachteten  Vereine,  und  fügt  im  Anhang  das  Muster- 
statut des  Kaiffeisen'scheu  Darlehnskassenvereins ,  und  schliesslich  eine 
Uebersicht  der  einschlägigen  Fachliteratur  bei.  Ein  zweites,  demnächst 
zu  erscheinendes  Heft  soll  die  „kritischen  Bemerkungen"  des  Verfassers 
und  seine  Ansichten  über  die  nothwendige,  zukünftige  Organisation  und 
Leitung  der  Vereine  entwickeln,  während  das  uns  vorliegende  erste  Heft 
wesentlich  nur  der  textlichen  Schilderung  und  tabellarischen  Darstellung 
der  Vereine  und  ihrer  Thätigkeit  gewidmet  sein  soll. 

Dem  statistischen  Material  entnehmen  wir  wesentlich  Folgendes:  die 
vom  Verfasser  studirten  46  Vereine  hatten  am  Schlüsse  des  Rechnungs- 
jahres 1875  zusammen  7376  Mitglieder,  jeder  Verein  zählte  also  durch- 
schnittlich 160  Mitglieder;  der  numerisch  kleinste  Verein  war  45,  der 
grösste  362  Mitglieder  stark.  Von  diesen  Vereinen  sind  gegründet  in  den 
Jahren  1855,  1862,  1870  und  1875  je  einer,  1868  vier,  1869  sechszehn, 
1871,  1872  und  1874  je  fünf,  und  1873  sieben.  —  Von  34  Orten,  an 
welchen  sich  vom  Verfasser  beobachtete  Vereine  befinden,  werden  die 
neuesten  Einwohnerzahlen  mitgetheilt;  diese  34  Orte  zählten  zusammen 
78258  Seelen ,  während  die  Mitgliedorzahl  der,  diesen  Orten  angehörigen 
Vereine  total  5435  beträgt,  also  ca.  den  vierzehnten  Theil  der  Bevölke- 
rung ausmacht,  oder,  die  Familie  zu  durchschnittlich  4  Personen  gerechnet 
(was  für  die  Rheinprovinz  nicht  zu  niedrig  sein  dürfte),  nicht  ganz  ^/^ 
aller  Familienhäupter.  —  Die  von  den  46  Vereinen  zusammen  gewährten 
Darlehn  erreichten  Ende  1875  die  Summe  von  787184  Mk.,  durchschnitt- 
lich per  Verein  also  17113  Mk. ;  die  grösste  von  einem  Verein  gewährte 
Jahressumme  von  Darlehen  ist  65390  Mk. ,  die  kleinste  1677  Mk.  (die 
Zahl  der  Posten  ist  bei  diesen  beiden  Beträgen  nicht  angegeben).  Derozu- 
nächst  die  grösste  jährliche  Darlehnssumme  eines  einzelnen  Vereins  ist 
51228  Mk.  in  65  Posten,  wovon: 

30  Posten  auf  die  Dauer  von  1  Jahr  und  weniger, 
27       „         „      „        „        „     1  bis     5  Jahren, 
**       ff         *»      ft        ff        ff     *^    ff    ^^        ff     f 
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die  kleinste  Summe  dagegen: 

2130  Mk.  in  9  Posten,  woyon  2  Posten  auf  1   Jahr  und  weniger, 

7       „         ,,     1  bis  5  Jahre. 
Der  Betrag  der   yorkommonden    grössten  einzelnen  Darlehn  ist:    6000, 
4800,  4000  Mk.,    der  Betrag   der   kleinsten:  2,  5,  6  Mk.  —   Von  über- 
haupt  2178    eingetragenen   Darlehnposten   (von  4  Vereinen    ist  die    Zahl 
der  Posten  nicht  genannt)  sind  gewährt  auf  die  Dauer  Ton : 

1  Jahr  und  darunter       1  —  5  Jahre       über  5 — 10  Jahre 
Posten:  434  1507  237 

in  Prozenten:        19,9  69,2  10,9 

Stellt  man  die  Dauer  der  Darlehn  nach  dem  Wert  he  derselben  zusam- 
men, so  waren  von  565605  Mk.  —  (von  8  Vereinen  mangeln  die  detail- 
lirten  Angaben)  —  verliehen  auf  die  Dauer  von : 

1  Jahr  und         1  —  5  Jahre         über  5  —  10  Jahre 
darunter 
Mk.      136226  312152  117227 

in  Prozenten:         24,i  55,2  20,? 

in  Posten:         423  1465  147 

Durchschnitt  pro  Posten  Mk.         322  213  797 

Was  nun  die  Anleihen  der  Vereine  betrifft,  so  beliefen  sich  die- 
selben Ende  1875  auf  608971  Mk.,  durchschnittlich  pro  Verein  also 
13236Mk.  Die  eigenen  Fonds  der  Vereine  betrugen  126233  Mk.  oder 
durchschnittlich  2744  Mk.  pro  Verein,  und  17  Mk.  pro  Mitglied.  Von 
ersterer  Summe  entfallen  22067  Mk.  auf  Geschäftsantheile  der  Mitglieder 
(welche  Institution  aber  erst  bei  2  Vereinen  eingeführt  ist),  die  übrigen 
1 04  ]  66  Mk.  sind  Beservekapitalien.  —  Die  Anlehen  wurden  noch  sehr 
verschiedenartig  erhoben,  obschon  im  Allgemeinen  die  Tendenz  darauf 
zielt ,  sie  so  viel  wie  möglich  nur  von  den  Vereinsmitgliedern  aufzunehmen ; 

2  Vereine  erhoben  ihre  Gelder  nur  von  Mitgliedern,  5  nur  von  Nicht- 
mitgüedern ,  während  hingegen  sämmtliche  Vereine  nur  ihren  Mitglie- 
dern Darlehen  gewähren ,  und  unter  diesen  nur  solchen ,  welche  im  Hufe 
guter  Solvenz  stehen,  was  von  jedem  Einzelnen  zu  wissen,  um  so  ober 
möglich  ist,  da  die  Raiffeisen'schen  Vereine  Lokalvereine  im  vollsten  Sinne 
des  Wortes  sind,  auf  so  kleine  Bezirke  begränzt,  dass  Jeder  den  Andorn 
und  dessen  Vermögens  Verhältnisse  und  Lebensweise  zu  kennen  pflegt.  — 
Was  den  Zinsfuss  der  Raiffeisen'sohen  Vereine  anbelangt,  so  war  er  für 
Darleihen  bei  20  derselben  im  Jahresdurchschnitt  6^/q,  inkl.  Provision 
und  Kosten;  der  niedrigste  und  der  höchste  durchschnittliche  Zinsfuss  war 
bei  je  einem  Verein  4*/,  ^j^  und  6^/3  ^j^,  —  Für  ihre  Anleihen  dagegen 
zahlten  25  Vereine  durchschnittlich  im  Jahre  4^/^  ^j^ 

"         »>  »  II        »>      ^        »> 

^         »I  »  »        »»      "         »» 

die  übrigen  4*/^,  4^/3  und  4*/^  ^j^. 

Die  Fälle  endlich,  wo  gerichtliche  Klagen  gegen  säumige  Mit- 
glieder eingeleitet  werden  mussten,  reduzirten  sich  auf  12  Vereine  und 
104  Vorkommnisse;    2  Vereine  nämlich  mit  je  einer   gerichtlichen  Klage, 

3  mit  je  3,  je  einer  mit  4  und  6,  2  mit  je  7,  und  je  ein  Vereiu  mit 
9,  25  und  35  gerichtlichen  Klagen. 


fcttxt.  ^iJkfttk  4®* 
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^  deutache  Belohs-Postverwaltung  während  der  Jahre  1873—1875 
und  die  finansiellen  Brgebniase  derselben. 

Die  Reichs  -  Postverwaltung  hat  wieder  zwei  werthvolle  Berichte  publi- 
^rt:  eine  Statistik  der  deutschen  Reichs- Post  Verwaltung  für  das  Jahr 
^75  und  einen  Bericht  über  die  Ergebnisse  der  Reichs -Postverwaltung 
ährend  der  Jahre  1873 — 1875  (Berlin  1876,  v.  Decker),  aus  denen  wir 
«Igeades  hervorheben. 

Das  Reichs  -  Postgebiet  umfosste  am  Schlüsse  des  Jahres  1875  eiif 
J^al  von  8156  Quadratmeilen,  einschliesslich  79  Quadratmeilen  Wasser- 
Sehe  (oder  von  445221,,  3  Quadrat -Kilometern  Landfläche  und  4369,^ , 
^rat-Kilometern  Wasserfläche),  mit  6325  Postanstalten  gegenüber  von 
^20  Ende  des  Jahres  1872,  so  dass  sich  deren  Zahl  seit  1872  um  605 
^nuehrt  hat. 


Das  Gesammtpersonal  der  Postverwaltung  umfasste 

1872:  49,945 

Personen 

1873:  52,060 

tt 

1874:  53,955 

1) 

1875:  55,004 

)) 

Die    Gesammtzahl    der    durch    die 

Post    beförderten 

Sendungen 

.trug 

1873: 

1874: 

1875: 

Stack 

Stock 

Stttck 

878,211,647 

962,394,602 

1,039,171,927 

nämlich 

Hefseudungen   .  .  .  823,889,469 

902,846,503 

978,875,905 

dtninter  Briefe    ....  454,554,920 

483,086,776 

498,184.851 

„  Zeitungsnummern  248,154,482 

259,222,176 

285,272,632 

ickerei   und   Oeld- 

leodungen 54,322,178 

59,548,099 

60,296,022 

208  Miscellen. 

der  Oesammtbetrag   des  durch  die  Post  yermittelten  Geldverkel 

1873:  1874:  1875: 

14,485,594,986  M.  14,750,757,795  M.  15,116,242,182  M. 

die  Gesammtzahl  der  mit  den  Poeten  beförderten  Personen 
1873:  1874:  1875: 

5,702,073  Personen         4,938,533  Personen         4,455,922  Personei 
Der  Erlös   aus   dem   durch  die  Postverwaltuug  vermittelten  Yerkc 
der  Reichs- Wechsels  tempelmarken  und  gestempelten  Wechs 
blankets  stellte  sich 

im  Jahre   1873  auf  7,292,735  Mark  82  Pf. 
„       „        1874     „    6,440,825     „        86  „ 
„       „        1875     „    6,619,420     „       66  „ 
und  der  Reinertrag  der  gesammten  Postverwaltung  betrug 
im  Jahre  1873:  9,243,259  Mark 
„       „       1874:  6,986,020     „ 
1875:  8,228,499     „ 
während  die  Roheinnahme  derselben  sich 

im  Jahre  1874  auf     97,811,724  Mark 
„       „        1875    „      103,781,313     „ 
belief. 


III. 
Das  GeschlechtsTerhftUniss  der  Geborenen  und  die 
Wahrscheinlichkeitsrechnung. 

Von 
Dr.  W.  LeziB. 

1.  Die  eigenthümliche  Regclmässigkeit  des  Knabenüberschusses  bei 
den  Geburten  hat  den  Mathematikern  schon  mehrfach  Gelegenheit  ge- 
boten, die  allgemeinen  Formeln  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  auf 
eine  konkrete  Erscheinung  anzuwenden.  Aber  bei  diesen  Untersuchun- 
gen überwog  das  mathematische  Interesse  ganz  entschieden  das  stati- 
stische, und  die  physiologische  Frage  wurde  gewissermassen  nur  als 
Vorwand  genommen,  um  allgemeine  analytische  Entwicklungen  aus- 
ZQfiihren,  für  welche  aus  den  Zahlenverhältnissen  der  Knaben-  und 
Mädchengeburten  hinterher  einige  Anwendungsbeispiele  gegeben  wurden. 
In  diesem  Sinne  ist  namentlich  die  grosse  Abhandlung  von  Poisson 
ober  die  vorliegende  Frage  gehalten*):  sie  ist  für  die  Ausbildung  der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  von  grosser  Bedeutung,  aber  die  An  wen- 
dig der  aufgestellten  Formeln  auf  das  Geschlechtsverhältniss  der 
Geborenen  erscheint  nur  als  Nebensache  unter  Benutzung  von  sehr 
ßßringfttgigem  Material. 

Was  die  Resultate  Poisson's  betrifift,  so  beschränken  sie  sich  auf 
^,  was  ich  hier  die  „statistische"  Form  der  Anwendung  der 
Wjüirscheinlichkeitsrechnung  auf  das  Problem  nennen  will.  Es  ist  ge- 
S^ben  das  empirische  Yerhältniss  der  Knabengeburten  zu  der  Gesammt- 
^  der  Geburten  eines  Landes,  und  es  wird  bestimmt,  innerhalb 
^dcher  Grenzen  die  der  Massenerscheinung  zu  Grunde  liegende,  ob- 
Mtive  Wahrscheinlichkeit  einer  Knabengeburt  mit  einer  der  Gewissheit 
iiahe  kommenden  Wahrscheinlichkeit  liegen  wird  —  wie  wenn  man 
^  wirklich  vorhandene  Yerhältniss   der  schwarzen  Kugeln   zu  der 

1)  lUm.  de  rAcmd.  des  sciences,  t.  IX.  p.  240  Paris  1830. 
XXVII.  14 
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Gesammtzahl  schwarzer  und  weisser  Kugeln  in  einer  Urne  mit  Hfl 
der  Zahl  der  schwarzen  Kugeln  annähernd  bestimmen  will,  die 
einer  grossen  Anzahl  von  Versuchen  —  wobei  die  gezogene  Ku 
jedesmal  wieder  in  die  Urne  zu  legen  ist  —  gezogen  worden  si 
Ferner  untersucht  dann  Poisson,  ob  der  objektiven  Wahrscheinlichk 
einer  Knabengeburt  in  zwei  gegebenen  Beobachtungsreihen  verschied« 
Werthc  zukommen  und  welches  die  Wahrscheinlichkeit  sei,  da3S  ( 
eine  Wcrth  den  andern  um  eine  gegebene  Grösse  überschreite. 

2.  Das  Charakteristische  dieser  Anwendung  der  Wahrschcinlit 
keitsrechnung  ist  dies,  dass  man  von  statistischen  Verhältnisszah 
ausgeht,  die  direkt  als  empirische  Wahrecheinlichkeiten  aufgefasst  in 
den.  Es  giebt  aber  noch  eine  andere  Art,  die  Wahrscheinlichke 
rechnung  auf  die  Erscheinungen  anzuwenden,  die  ich  hier  die  „phj 
kaiische"  nennen  will,  weil  sie  vorzugsweise  bei  astronomischen  u 
physikalischen  Beobachtungen  üblich  ist.  Jede  statistische  Zahl,  gleic 
viel  ob  sie  als  eine  Wahi*scheinlichkeit  aufgefasst  werden  kann  od 
nicht,  lässt  sich  als  eine  Grösse  betrachten,  die  durch  irgend  einC 
Sachensystem  bestimmt  ist  Hat  nun  dieses  Ursachensystem  eine  ( 
wisse  Konstanz,  obwohl  es  andererseits  durch  zufällige,  eben 
leicht  in  dem  einen  wie  in  dem  entgegengesetzten  Sinne  wirken 
Störungen  beeinflusst  wird,  so  ist  die  wiederholte  Feststellung  jei 
Zahl  aus  mehreren  Reihen  von  Massenbeobachtungen  ganz  analog  c 
wiederholten  Messung  einer  und  derselben  Grösse  mit  astronomiscl' 
oder  physikalischen  Instrumenten.  Es  handle  sich  z.  B.  um  das  V 
hältniss  der  Zahl  der  Knabeugeburten  zur  Zahl  der  Mädche 
geburten  in  einem  gegebenen  Lande  und  im  Laufe  eines  Jahres 
ein  Verhältniss,  das  nicht  als  eine  Wahrscheinlichkeit  betrachtet  w« 
den  kann  —  so  wird  jedes  Kalenderjahr  einen  Werth  desselben  ei? 
ben,  der  sich  von  den  übrigen  um  mehr  oder  weniger  unterschdd 
Wenn  nun  diese  Einzelwerthe  als  zufällige  Modifikationen  eines  in  au 
Jahren  gleichbleibenden  Normal werthcs  angesehen  werden  dürfen, 
ist  der  walu^scheinlichste  Werth  dieses  Normalverhältnisses  das  aril 
metische  Mittel  aus  den  Einzelbestimmungen  und  man  kann  den  wal 
scheinlichen  Fehler  der  letzteren  sowohl  wie  des  Mittelwerthes,  oc 
auch  die  äussersten  Fehlergrenzen ,  die  mit  einer  der  Gewissheit  na] 
kommenden  Wahrscheinlichkeit  nicht  überschritten  werden,  nach  i 
Methode  der  kleinsten  Quadrate  berechnen,  eben  derjenig 
die  wir  hier  der  Kürze  wegen  als  die  „physikalische^'  bezeichnen. 

3.  Poisson  weist  am  Schlüsse  seiner  Abhandlung  auch  auf  die 
Weg  hin,  aber  er  hält  ihn  nicht  für  praktisch,  weil  die  Zahl  der  i 
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zelbestimmungen  —  von  denen  jede  wieder  dtos  Ergebniss  einer  Mas- 
senbeobachtung ist  —  sehr  gross  sein  müsse.  Gleichwohl  sind  manch- 
mal die  wahrscheinlichsten  Werthe  und  die  wahrscheinlichen  Fehler 
statistischer  Verhältnisszahlen  nach  dieser  Methode  bestimmt  worden 
—  so  z.  B.  von  Heym  und  Fischer  für  die  Sterblichkeitsverh«ältnisse. 
Aber  wenn  es  sich  nur  um  die  Feststellung  der  wahrscheinlichsten 
Werthe  und  der  wahrscheinlichsten  Fehler  handelt,  so  ist  die  „stati- 
stische Methode" ,  wie  sie  von  Poisson  angewandt  wird,  falls  sie  über- 
haupt zulässig  ist,  entschieden  besser  und  zweckmässiger. 

Dagegen  eröffnet  sich  hier  ein  weiteres  Feld  der  Untersuchung, 
das  meines  Wissens  noch  nicht  betreten  worden:   man  kann  erstens 
beide  Methoden  auf  dasselbe  statistische  Material  anwenden  und  zu- 
sehen, ob  die  Resultate  in  der  Weise  übereinstimmen,  wie  es  nach 
der  Theorie  zu  erwarten  ist;  und  man  kann  zweitens  untersuchen,  ob 
sich   bei  hinlänglich  zahlreichen  Beobachtungen  desselben  Zahlenver- 
iuUtnisses  die  Abweichungen  vom  wahrscheinlichsten  Werthe  so  grup- 
piren,  wie  es  das  analytische  Gesetz   der  Vertheilung  zufälliger 
Fehler  verlangt. 

In  diesem  letztern  Falle  handelt  es  sich  also  um  die  Vergleichung 
der  empirischen  mit  den  theoretischen  Gruppen  von  Fehlern  oder  Ab- 
weichungen, wie  sie  in  Bezug  auf  astronomische  Beobachtungen  zuerst 
Von  Bessel  angestellt  wurde.     Quetelet  hat  dieses  Verfahren  in  einer 
elementaren,   freilich  nicht  ganz  genauen  Gestalt  auf  die  Messungen 
menschlicher  Körperdimensionen    angewendet.      Aber   nichts  hindert, 
dasselbe  auch  auf  statistische  Yerhältnisszahlen  auszudehnen,  vor- 
ausgesetzt,   dass  die  Vei-schiedenheit  der  „Präzision"   der  Einzelbe- 
stimmungen berücksichtigt  wird  und  die  Anzahl  dieser  Einzelbestim- 
mungen mindestens  einige  hundert  beträgt.    Man  wird  also  die  stati- 
stischen Verhältnisszahlen  nach  dieser  Rücksicht  in  zwei  Kategorien 
theilen  können,  je  nachdem  sich  nämlich  die  Einzel  werthe  um  typische 
Xormalwerthe  der  Theorie  gemäss  gruppiren  oder  nicht. 

4.  Zu  der  ersten  Klasse  gehört  nun,  wie  im  Folgenden  gezeigt 
werden  soll,  die  empirische  W-ahrscheinlichkeit  einer  Knabengeburt, 
oder  auch,  was  aus  derselben  abgeleitet  werden  kann,  das  Zahlen ver- 
hältniss  der  Knaben-  und  Mädchengeburten.  Es  könnte  allerdings 
scheinen ,  als  ob  dieser  Nachweis  an  dem  Mangel  hinlänglich  zahlreicher 
Einzelbestimmungen  jenes  Verhältnisses  für  ein  gegebenes  Land  schei- 
tern müsse.  In  Wirklichkeit  aber  ist  mehr  als  ausreichendes  Material 
vorhanden.  Denn  es  ist  gar  nicht  nöthig,  die  einzelnen  Werthe  des 
Verhältnisses  aus  den  Beobachtungen   für  das  ganze  Land    und  ein 

14* 
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ij-I-Ll — A. 1  liege,  wenn  durch  q  die  Konstante  0,4769  bezeich- 

"■        V9 
net  wird. 

Es  ist  also  hier  die  Grösse  tv  zu  vergleichen  mit  dem  wirklich 
vorhandenen  VerhäJtniss  der  schwarzen  Kugeln  zu  der  Gesammtzahl 
von  schwarzen  und  weissen  Kugeln  in  einer  Urne,  g  entspricht  der 
Zahl  der  Züge  (mit  jedesmaligem  Zurücklegen  der  gezogenen  Kugel), 
V  ist  ein  aus  dem  Ergebniss  der  Züge  bestimmter  Näherungswerth  von 
w,  und  der  (absolut  genommene)  wahrscheinliche  Fehler  r  dieses  Nä- 

heningswerthes  ist  nach  der  obigen  Formel  =  ^-J- — ^V  ^    ■ 

V9 


Der  theoretische  Ausdruck  für  die  Präzision  aber  ist  7t  =  ^,  also 

r 

nach  Einsetzung  des  Werthes  von  r  ist  ä  = 


V7 


V  2t;  (l-v) 
In  diesen  Ausdrücken  von  r  und  h  müsste  statt  v  unter  dem  einen 
Wurzelzeichen  eigentlich  der  genaue  Werth  w  stehen.  Die  hier  be- 
gugene  Ungenauigkeit  darf  indess  bei  hinlänglich  grossem  g  vernach- 
lässigt werden.  Immerhin  aber  wird  mau,  wenn  mehrere,  dasselbe  w 
betreffende  Beobachtungsreihen  vorliegen,  statt  der  verschiedenen  v 
der  Einzelreihen  den  aus  der  Gesammtheit  der  Beobachtungen  abge- 
leiteten genauesten  Näherungswerth  von  tv  substituiren. 

6.  Die  Präzisionen  der  verschiedenen  Bestimmungen  von  tv  sind 

^nach  proportional  den  Quadratwurzeln  aus  den  monatlichen  Ge- 

I    burtenzahlcn  der  einzelnen  Regierungsbezirke  —  vorausgesetzt,  dass 

^irtdich  in  allen  Bezirken  und  in  allen  Monaten  unverändert  dieselbe 

;    objektive  Wahrscheinlichkeit  einer  Knabengeburt  vorhanden  ist.    Die 

!    Versuche  werden  in  diesem  Falle  gleichsam  immer  mit  derselben  An- 

ahl  schwarzer  und  weisser  Kugeln  gemacht,  und  die  Unterschiede 

der  Genauigkeit  der  gefundenen  Einzelverhältnisse  hängen  nur  von  der 

grösseren  oder  geringeren  Zahl  der  Versuche  in  den  verschiedenen 

fieihen  ab. 

Anders  aber  würde  sich  die  Sache  verhalten,  wenn  die  objektive 
Wahrscheinlichkeit  to  selbst  sich  von  Bezirk  zu  Bezirk  und  von  Monat 
20  Monat  änderte.  Angenommen,  diese  Veränderungen  seien  nach 
Baum  wie  nach  Zeit  in  gleicher  Weise  zufällig,  so  dass  sich  alle 
wie  zufällige  Beobachtungsfehler  um  einen  Normalwerth  W  gruppiren, 
so  sind  die  empirischen  Verhältnisse  v  mit  Ziehungsresultaten  aus  Ur- 
nen zu  vergleichen,  welche  schwarze  und  weisse  Kugeln  nicht  in  völlig 
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gleiclieiii  Verhältnisse  enthalten,  sondern  bei  deren  Füllung  zwar  ein 
bestimmtes  Verhältniss  W herzustellen  beabsichtigt  war,  aber  nicht 
mit  voller  Genauigkeit  zu  Werke  gegangen  worden,  so  dass  zufällige 
Fehler  entstanden  sind.  Die  wahrscheinliche  Abweichung  eines  empiri- 
schen Verhältnisses  ?;  von  dem  iv  der  betreffenden  Einzelreihe  bleibt  die- 
selbe, wie  oben ;  aber  die  wahrscheinliche  Abweichung  dieses  v  von  dem 
allgemeinen  Normalwerthe  W  ist  offenbar  gr()sser,  indem  zur  Erzeugung 
derselben  zwei  Fehlerursachen  znsammenwirken ,  von  denen  man  die 
eine  die  statistische  und  die  andere  die  physiologische  nennen  könnte. 

7.  Bei  der  zweiten  Methode  der  Bestimmung  des  wahrscheinlichen 
Fehlers  und  der  Präzision  ergibt  sich  für  jeden  Bezirk  direkt  die 
wahrscheinliche  Totalabweichung  der  einzelnen  Monatswerthe  v  von 
dem  Normalwerthe  /{?  d  i  e  s  e  s  B  e  z  i  r  k  e  s.  Ist  das  w  für  alle  Monate 
gleich  geblieben,  so  erhält  man  wieder  den  reinen  „statistischen"  Fehler 
und  beide  Methoden  müssen  nahezu  dasselbe  Resultat  liefern.  Ist  dage- 
gen das  objektive  Wahrscheinlichkeitsverhältniss  von  Monat  zu  Monat 
zufälligen  Störungen  unterworfen,  so  muss  die  physikalische  Methode 
einen  grösseren  wahrscheinlichen  Fehler  ergeben,  als  die  statistische. 

Bei  Anwendung  dieser  zweiten  Methode  werden  ganz  andere  Ele- 
mente als  gegeben  angenommen  als  bei  der  ersten.  Es  sind  in  n  Ver- 
suchsreihen mit  unbekannter  aber  gleicher  Anzahl  von  Ziehungen  die 
n  empirischen  Verhältnisse  v^,  r^,  v^  . .  .  r„  bestimmt  worden,  (wäh- 
rend das  Verhältniss  der  schwarzen  und  weissen  Kugeln  in  der  Urne 
möglicher  Weise  von  einer  Serie  zur  anderen  zufällige  Aenderungen 
erfahren  hat)  —  und  es  wird  gefragt  nach  der  wahrscheinlichen  Ab- 
weichung eines  solchen ,  unter  den  vorliegenden  Bedingungen  bestimm- 
ten Verhältnisses  von  der  objektiven  Wahrscheinlichkeit  des  Ziehens 
einer  schwarzen  Kugel. 

Es  wird  hier  der  sogenannte  mittlere  Fehler  zu  Hülfe  genommen, 
der  eine  allgemein  plausible  Bedeutung  hat.  Eine  der  wesentlichsten 
Eigenschaften  der  zufälligen  Fehler  ist  die,  dass  positive  und  ne- 
gative Fehler  von  gleicher  Grösse  gleich  wahrscheinlich  sein  müssen. 
Die  Fehler  müssen  daher  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Vorzeichen  behandelt 
werden,  und  es  liegt  somit  nahe,  das  Mittel  aus  den  Quadraten 
derselben  zu  benutzen,  weil  dieses  eben  eine  mit  der  absoluten  Grösse 
der  Fehler  wachsende,  aber  von  dem  Vorzeichen  der  einzelnen  unab- 
hängige Grösse  ist.  Die  Wurzel  aus  dem  mittleren  Fehlerquadrat 
wird  nun  der  „mittlere  Fehler"  genannt,  der  sich  von  dem  wahrschein- 
lichen Fehler  nur  durch  einen  konstanten  Faktor  unterscheidet. 

Ist  also  w  der  wahre  Werth    der  normalen  Wahrscheinlichkeit 


f 
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einer  Knabengcburt  in  einem  gegebenen  Bezirke,  und  sind  v^,  o^, 
t?3  . . .  v,^  die  beobachteten  Werthe  derselben  in  24  aufeinander  fol- 
genden Monaten,  setzt  man  ferner  v^  —  w  =  ö^  ^  v^  —  iv  ^=  6^  ... 
M7  =  <Jj4,  so  ist  der  mittlere  Fehler  eines  v  gleich 

j«  -4-  (j«  31        gT 

-^--= — ~gl.  ' '  ^*y  ^^^^  ™^^  abgekürzter  Bezeichnung  der  Qua- 
dratsumme:  y  \t^' 

Der  wahrscheinliche  Fehler  aber  ist,  wie  die  Theorie  zeigt,  gleich 
dem  mittleren  multiplizirt  mit  ?  V^T",  wo  q  wieder  die  oben  angege- 
bene Konstante  bedeutet,  und  es  ist  demnach  bei  n  mit  gleicher  Prä- 
zision bestimmten  Werthen  v  der  wahrscheinliche  Fehler  des  Einzel- 

1/275*1 
werthes  r  =  qy  —^ — ■  und  die  Präzision  der  Einzelbestimmung 

Diese  Werthe  von  r  und  7t  müssten  also  den  nach  der  ersten 
Alethode  bestimmten  gleich  sein,  wenn  die  Einzelbestimmungen  v  nur 
x^it  dem  statistischen  und  nicht  auch  mit  einem  physiologischen  Fehler 
Gehaftet  sind.  Ist  aber  dieses  Letztere  der  Fall,  so  wird  die  zweite 
^Alethode  ein  grösseres  r  und  ein  kleineres  h  ergeben. 
Jedoch  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken: 

In  dem  Ausdruck  für  den  mittleren  Fehler  kommen  die  Quadrate 

öer  Abweichungen  der  Einzelbestimraungen  von  dorn  wahren  Werthe 

^or.    Die  Bildung  der  Differenzen  d  würde  also  die  Kenntniss  dieses 

"fahren  Werthes  voraussetzen,  die  wir  aber  nicht  besitzen.    Es  bleibt 

nichts  übrig  als   statt   dieses  unbekannten   wahren   Werthes  tv  den 

wahrscheinlichsten  zu  benutzen,  welcher  durch  das  arithmetische 

Mittel  V  der  n  Einzelbestimmungen  von  gleicher  Präzision  dargestellt 

wird.    Durch  diese  Substitution  von  V  für  tv  wird  aber  der  Ausdruck 

des  mittleren  Fehlers  ungenau,  und  die  Theorie  lehrt  nun,  dass  man 

dem   wirklichen  Werth  desselben  möglichst  nahe  kommt,   wenn  man 

die  Summe  der  Quadrate  der  Abweichungen   von    V  statt  durch  n 

durch  «—1  dividirt. 

Der  wahrscheinliche  Fehler  wird  also,  wenn  die  Differenzen  d  sich 

auf  das  arithmetische  Mittel    V  beziehen,    r  =  ß  |/— '^  und  die 

^  r    n — 1 

Präzision  h  =  J^oTtit- 
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Aber  auch  die  so  korrigirten  Werthe  von  r  und  ä  sind  nur  Wahr- 
scheiulichkeitsbestimmungen ,  deren  Genauigkeit  um  so  geringer  ist, 
je  kleiner  die  Zahl  n  der  Einzelwerthe  ist.    So  ist  der  wahrschein- 

liehe  Fehler  eines  auf  diese  Art  bestimmten  ä  gleich  r-p^,  also,  wenn 

z.  B.  n  =  24,  gleich  0,097  A,  nahezu  10  Prozent  des  Werthes  von  h 
(in  positiver  und  negativer  Richtung). 

Für  w  =  24  darf  man  also  sehr  hohe  Erwartungen  hinsichtlich 
der  Uebereinstimmung  der  nach  der  statistischen  oder  direkten  Me- 
thode einerseits  und  nach  der  physikalischen  andererseits  bestimmten 
Werthe  von  h  nicht  hegen. 

8.  Im  Folgenden  stellen  wir  nun  eine  Vergleichung  der  Werthbc- 
stimmungen  von  ä  nach  beiden  Methoden  an,  wobei  jedoch  als  Beobach- 
tungsobjekt nicht,  wie  bisher,  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Knaben- 
geburt, sondern  die  Zahl  z  der  Knaben  genommen  wird,  die  auf 
1000  Mädchen  geboren  werden.  Die  physikalische  Methode  ist 
auf  diese  Beobachtungsgrösse  unmittelbar  anwendbar,  die  statistische 
aber  nur  nach  einer  besonderen  Vorbereitung. 

In  den  Formeln  dieser  letzteren  stellt  nämlich  die  Grösse  v  we- 
sentlich eine  Wahrscheinlichkeit  dar.  Die  Zahl  0  dagegen  ist 
keine  Wahrscheinlichkeit,  wohl  aber  lässt  sie  sich  als  Funktion  von 
V  ausdrücken.  Ist  i>  das  Verhältniss  der  Kuabengeburten  zu  den  Mäd- 
chengeburten,  so  ist  ;8f  =  1000i>  (mit  Vernachlässigung  der  Bruch- 
stelleu); andererseits  aber  hat  man  zwischen  v  und  p  die  Beziehung: 

Ist  nun  ri  der  wahrscheinliche  Fehler  von  v  und  darf  derselbe 
als  verhältnissmässig  klein  angenommen  werden,  so  lässt  sich  zeigen, 

dass  der  wahrscheinliche  Fehler  von  jp  sehr  nahe  gleich  .^  J^   v,  ist. 

Hieraus  folgt  als  wahrscheinlicher  Fehler  von  z  den  wir  jetzt 
mit  r  bezeichnen: 


=  lp00^j/2^(l— v) 
und  als  Präzision  der  Einzelbestimmung  von  z\ 

1000  y2v(i— »)  ^^• 

Dieser  Werth  von  ä  muss  mit  dem  nach  der  zweiten  Methode 
bestimmten  innerhalb  gewisser  Fehlergrenzen  übereinstimmen,  wenn 
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die  Ungleichheiten  der  Einzel werthe  von  z  nur  aus  der  statistischen 
Fehlerquelle  entspringen  —  vorausgesetzt  natürlich,  dass  unsere  Grund- 
anschauung  von  der  Zufälligkeit  der  Fehler  bürcchtigt  ist. 

Da  wir  für  jeden  Regierungsbezirk  24  Einzelwerthe  von  z  be- 
nutzen, so  würden  streng  genommen  für  jeden  auch  24  verschiedene 
Werthe  von  U  zu  berechnen  sein,  entsprechend  den  Verschiedenheiten 
der  Geburtenzahlen  g  in  den  einzelnen  Monaten.  Der  Einfachheit  we- 
gen nehmen  wir  jedoch,  was  ohne  Bedenken  für  unseren  Zweck  ge- 
stattet ist,  für  g  in  jedem  Bezirk  die  mittlere  monatliche  Geburten- 
zahl in  den  beiden  betrachteten  Jahrgängen  1868  und  1869,  indem 
wir  die  Totalsumme  der  männlichen  und  weiblichen  Geborenen  (ein- 
scliliessl.  der  Todtgeborenen)  jedes  Bezirkes  in  den  beiden  Jahren 
durch  24  dividiren. 

Für  V  aber  nehmen  wir  durchweg  den  möglichst  genauen  Werth 
der  Wahrscheinlichkeit  einer  Knabengeburt  in  Prcussen,  nämlich  die 
Zahl  sämmtlicher  Knabengeburten  in  dem  ganzen  Staatsgebiet  (mit 
Ausschluss  jedoch  von  HohenzoUeru,  des  Jadegebiets  mid  des  Militärs 
im  Auslande)  während  der  beiden  Jahre  1868  und  1869,  dividirt  durch 
die  entsprechende  Gesammtzahl  der  Knaben-  und  Mädchengeburten. 
Demnach  ist  t;  =  0,515  und  l—t;  =  0,485,  und  der  Bruch,  mit 
dem  Yq  iß  ^^^ß  obigen  Ausdruck  für  h  multiplizirt  ist,  behält  für 
alle  Regierungsbezirke  denselben  Werth,  nämlich  6  =  0,0003328,  dessen 
Logarithmus  =0,52219—4. 

Die  Bestimmung  der  Präzision  nach  der  statistischen  Methode  ist 
also  sehr  einfach. 

Für  den  Regierungsbezirk  Königsberg  und  die  Jahre  1868  und 
1869  z.  B.  hat  man  die  mittlere  Geburtenzahl  (iucl.  Todtgeb.)  g  =  3426, 
also    log  Yq  =  1.76740 

hg  b       0,52219  —  4 

log  h  =  0,28959  —  2,  oder  h  =  0,0195. 

10.  Fügen  wir  nun  die  vollständige  Berechnung  von  7*  nach  der 
physikalischen  Methode  bei. 

Die  zwölf  Monate  von  1868  ergeben  für  Königsberg  folgende  Ein- 
zclbestimmungen  von  z: 

1067  —  1111—1068-1041  —  1024—1055 
1007  — 1037  -  1059  —  992— 1001  — 1073 
und  für  1869  hat  man  die  Monatswerthe : 

1044—1053—1098—  985—1069  —  1085 
1089— 1009— 1059  — 1058  — 1043— 1089 
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Es  sind  dieses  24  Beobachtungswerthe  derselben  Grösse,  denen 
wir  gleiche  Präzision  beilegen  dürfen  ^).  Der  wahrscheinlichste  Wcrth 
von  z  würde  also  nach  dieser  Beobachtungsreihe  gleich  dem  arith- 
metischen Mittel  aus  jenen  24  Werthen  sein ,  also  =  1051. 

Demnach  ergeben  sich  folgende  Abweichungen  vom  wahrschein- 
lichsten Werthe: 

+  16,  +  60,  +  17,  -  10,  -  27,  +    4,-44,-14 
+    8,  —  59,  —  50,  +  22, 

-  7,  +  2,  +  47,  -  66,  +  18,  +  34,  +  38,  -  42 
+  8,  +  7,  —  8,  +  38. 
Die  Summe  der  Quadrate  dieser  Abweichungen,  also  [tJ*]  ist 
=  26578.  Um  die  Ungenauigkeit  des  arithmetischen  Mittels  möglichst 
unschädlich  zu  machen ,  nimmt  man  bei  der  Bestimmung  des  mittleren 
Fehlerquadrats  nicht  24  sondern  23  als  Divisor,  und  somit  findet  man 
als  Ausdruck  der  Präzision: 


'*  =  I/jtÄtS  =  »•' 


0,0208. 


Dieser  Werth  stimmt  mit  dem  nach  der  ersten  Methode  berech- 
neten so  gut  überein,  wie  man  nur  irgend  erwarten  kann,  wenn  man 
bedenkt,  dass  die  zweite  Methode  bei  Zuziehung  von  nur  24  Beob- 
achtungswerthen  einen  wahrscheinlichen  Fehler  von  nahezu  i/^j  des 
gefundenen  Werthes  zulässt  —  der  ebenso  leicht  überschritten,  als 
nicht  erreicht  wird.     So  sind  also  die  oben  zusammengestellten  Ab- 
weichungen, eben  weil  sie  zufällige  sind,  doch  durch  ein  gewisses 
gemeinschaftliches  Band  gleichsam  gezügelt;  ihre  Grösse  ist  bedingt— 
durch  die  in  der  zweiten  Formel  für  h  gar  nicht  vorkommendes 
mittlere  Geburtenzahl  des  Bezirks,  dergestalt,  dass  man  diese  letzterem 
Zahl  mit  Hülfe  des  eben  gefundenen  Werthes  von  li  und  des  allge — 
meinen  Ausdrucks  der  Präzision  nach  der  ersten  Methode  annä-^ 
hernd  bestimmen  kann. 

Man  hat  nämlich,  wenn  6  den  oben  angegebenen  Bruch  bezeichnet: 

0,0208  =  h  y'g 
und  hieraus  g  =  3907,  welche  Zahl  von  der  wirklich  erhobeneu  3426 
nicht  übermässig  abweicht,  wenn  man  die  oben  erwähnte  Unsicherheit 
des  angewandten  Werthes  von  h  in  Betracht  zieht. 

11.    Im  Folgenden  sind  nun  nach  dem  Material  von  1868  und 
1869  die  Präzisionen  für  34  Bezirke  nach  den  beiden  dargelegten  Me- 

1)  Dies  heiäst  natürlich  nicht ,  dass  die  Einzelwerthe  alle  gleich  richtig  sind ,  son- 
dem  dass  alle  unter  gleichen  Genauigkeitsbedingungen,  spezioll  aus  annähernd  gleichen 
Geburtenzahlen  abgeleitet  sind. 
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thoden  berechnet  und  zur  Vergleichung  zusammengestellt.  Die  Besul- 
tatc  der  statistischen  Methode  stehen  unter  Sy  die  der  physikalischen 
unter  Q,  Die  Landdrosteien  Aurich  und  Osnabrück  sind  wegen  der 
gar  zu  kleinen  monatlichen  Geburtenzahl  der  ersteren  zu  einem  Bezirk 
zusammengefasst,  Hohenzollern ,  das  Jadegebiet  und  das  Militär  im 
Aaslande  aber  ganz  weggelassen. 


Bezii 

rk                      g 

S 

<? 

Königsberg 

.    .    .        3426 

0,0195 

0,0208 

Gumbinnen 

.    .    .        2275 

0159 

0144 

Danzig  .    . 

...        1830 

0142 

0151 

Marienwert 

ler     .    .       2918 

0180 

0249 

Berlin   .    . 

...       2448 

0165 

0158 

Potsdam    . 

.    .    .        3028 

0183 

0176 

Frankfurt . 

.    .    .        3211 

0189 

0185 

Stettin  .    . 

.    .    .        2167 

0155 

0166 

Cöslin  .    . 

...        1844 

0143 

0119 

Stralsund 

.    .    .    .         639 

0086 

0096 

Posen    . 

.    .    .    .       3738 

0203 

0205 

Bromberg 

.    .    .    .        2133 

0154 

0145 

Breslau 

,    .    .    .        4766 

0230 

0205 

Li^nitz    . 

.    .     .        2975 

0182 

0163 

Oppeln . 

.    .    .    .        4855 

0232 

0214 

Magdeburg 

'    .    .    .        3650 

0201 

0174 

Merseburg 

.    .    .        2899 

0179 

0146 

Erfurt  . 

.    .    .    .        1235 

0117 

0142 

Schleswig 

.    .    .    .       2715 

0173 

0118 

Hannover 

.    .    .    .        1142 

0112 

0130 

Hildeshein 

i    .    .    .        1200 

0115 

0114 

Lüneburg 

...         975 

0104 

0094 

Stade    . 

...         879 

0099 

0093 

Aurich-Osi 

labrüclf  .       1220 

0116 

0122 

Münster 

.    .    .    .        1118 

Olli 

0092 

Minden . 

.    .    .    .        1464 

0127 

0141 

Arnsberg 

.    .    .    .       2918 

0180 

0177 

Gassei  . 

,    .    .    .        2441 

0164 

0189 

Wiesbaden 

.    .    .        1837 

0143 

0108 

Goblcnz 

...        1700 

0137 

0131 

Trier    . 

.    .    .        1901 

0145 

0148 

Köln     . 

.    .    .        1936 

0146 

0149 

Düsseldorf 

.    .    .        4305 

0218 

0247 

Aachen. 

.    .    .    .        1485 

0128 

0151 
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12.  Die  Uebcreinstimmung  der  Ergebnisse  beider  Methoden  ifi 
völlig  befriedigend,  denn  eigentlich  tritt  nur  ein  einziges  Mal,  näm 
lieh  bei  Marienwerder  eine  Differenz  auf,  welche  den  wahrscheinliche 
Fehler  der  zweiten  Methode  in  auffallender  Weise  überschreitet.  Da 
hcisst  also,  es  sind  im  Bezirk  Marienwerder  bei  24  Einzelbestimmunge 
von  z  ausnahmsweise  die  Abweichungen  von  Mittel  im  Ganzen  erheb 
lieh  kleiner  gewesen,  als  man  es  nach  der  Präzision  dieser  Bestim 
mungen  und  dem  Spielraum,  den  die  mittlere  Geburtenzahl  in  dieser 
Bezirke  gestattet,  erwarten  sollte. 

In  allen  Fällen,  in  denen  die  Zififer  unter  Q  kleiner  ist,  als  di 
unter  5,  ist  man  streng  genommen  gar  nicht  genothigt,  sich  auf  de 
wahrscheinlichen  Fehler  der  zweiten  Bestimmung  zu  berufen.  Ma 
könnte  annehmen,  dass  neben  dem  statistischen  Fehler  der  Einzelbe 
Stimmungen  von  z  auch  noch  ein  physiologischer  mit  im  Spiele  se' 
indem  der  Normalwerth  von  Monat  zu  Monat  in  jedem  Bezirke  zu 
fälligen  Schwankungen  unterworfen  sei.  Dann  muss,  wie  bereits  obe; 
bemerkt  wurde,  die  zweite  Methode  nothwendig  eine  geringere  Prä 
zision  ergeben. 

Nun  ist  allerdings  19  mal  der  Werth  unter  Q  kleiner  als  der  unte 
S,  während  das  Umgekehrte  nur  15 mal  vorkommt;  auch  ist  das  Mitt€ 
der  Werthe  unter  Q  gleich  0,0154,  während  das  Mittel  der  nach  de 
ersten  Methode  berechneten  ä  etwas  grösser  ist,  nämlich  0,0156.  Gleich 
wohl  scheint  es  nicht  zutreflFend  einen  physiologischen  Fehler  zur  Er 
klärung  der  DiflFerenzen  in  den  19  Fällen  ersterer  Art  anzunehmer 
da  die  15  anderen  Fälle  doch  nur  durch  die  Unsicherheit  der  zweite: 
Methode  erklärt  werden  können,  und  vermöge  eben  dieser  Ungenauig 
keit  auch  recht  wohl  die  19  Differenzen  nach  der  anderen  Richtoni 
auftreten  können. 

Somit  ist  also  die  Annahme  berechtigt,  dass  der  Normalwertl 
von  z  in  den  24  Monaten  ungeändert  bleibe. 

13.  Die  vorstehende  Doppelbestimmung  der  Präzisionen  hat  scho: 
an  sich  ein  unbestreitbares  Interesse,  da  sie  zwischen  scheinbar  vo: 
einander  unabhängigen  Grössen  einen  der  Wahrscheinlichkeitstheori 
entsprechenden  Zusammenhang  nachweist.  Ausserdem  jedoch  ist  si 
uns  ein  Mittel  zur  Feststellung  der  theoretisch  zu  erwartenden  Grup 
pirung  der  Einzelbestimmungen  um  den  wahrscheinlichsten  Wertli 
die  wir  mit  der  beobachteten  Gruppirung  zu  vergleichen  wtlnschen. 

Die  hier  anzuwendende  Formel  ist  folgende:  wird  der  Abstanc 
einer  Einzelbestimmung  von  dem  wahren  Werthe  mit  x  (positiv  odei 
negativ),  und  die  Differenz  x — x  zweier  nahe  auf  einanderfolgendei 
Werthe  von  x  mit  Jx  bezeichnet,  so  ist  die  theoretische  Wahrschein- 


f 
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lichkeit,  dass  bei  Bestimmungen ,  die  mit  einer  gegebenen  Präzision 
angestellt  werden,  ein  Einzelwerth  in  die  Strecke  x  —x  fallen  werde, 
gleich 

—  e         n^x 

7t 

wenn  «-,  wie  gewöhnlich,  die  Ludolph'sche  Zahl,  e  die  Basis  des  na- 
türlichen Lc^arithmensystems ,  also  2,71828,  und  h  die  Präzision  be- 
zeichnet. 

Die  obige  Formel  gilt  ganz   allgemein  für  alle  möglichen  Arten 
von  Bestimmungen  feststehender  Grössen ,  die  nur  mit  zufälligen  Feh- 
lern behaftet  zur  Beobachtung  gelangen ;  die  Spezialisirung  derselben 
f ilr  die  besonderen  Fälle  der  Anwendung   erfolgt  lediglich  durch  die 
einzige  Grösse  ä,  den  quantitativen   Ausdruck  der  Präzision.    Wir 
kennen  diese  Wahrscheinlichkeit  daher  zweckmässiger  Weise  darstellen 
diirch  das  Funktionssymbol  (p{x,h)Jx^  in  dem  neben  der  Veränderlichen 
«  die  spezifische  Konstante  h  angegeben  ist. 

Setzt  man  nun  in  diesen  Wahrscheinlichkeitsausdruck,  immer  um 
dieselbe  kleine  Strecke  Jx  fortschreitend,  nach  einander  alle  Werthe 
von  j=  0  bis  x  =  X  ein  und  summirt  die  Resultate,  so  ergibt  sich 
die  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  Fehler  einer  Einzelbestimmung  zwi- 
schen 0  und  dem  beliebigen  Werthe  X  falle ,  und  das  Doppelte  dieser 
Sunune  stellte,  da  die  positiven  und  negativen  zufälligen  Fehler  von 
gleicher  absoluter  Grösse  gleich  wahrscheinlich  sind ,  die  Wahrschein- 
lichkeit eines  zwischen  —  X  und  +  X  fallenden  Fehlers  dar. 

Eine  allgemeine  brauchbare  Tabelle  über  diese  Wahrscheinlich- 
sten bei  regelmässig  fortschreitenden  X  könnte  man  indess  auf  diese 
^'eise  nicht  herstellen,  weil  diese  Wahrscheinlichkeiten  nur  für  ein  be- 
stimmtes Ä  gelten  würden.  Um  diese  Schwierigkeit  zu  beseitigen  setze 
Oan  fcr = ^,  und  beachte  dass  hJx  ^=^1ix  —hx  =  t'  —  t  also  gleich  der 
^tanten  Differenz  Jt  zweier  aufeinanderfolgender  (d.  h.  je  zweien  um 
•Ä  von  einander  abstehenden  Werthen  von  x  entsprechender)  Werthe 
von  t.    Der  obige  Exponentialausdruck  verwandelt  sich  alsdann  in 

\7t 

worin  keine  spezifische  Konstante  vorkommt  und  wofür  wir  das  Symbol 

^t)Jt  setzen  wollen.    Wenn  man  nun  in  diesen  Ausdruck,  nach  der 

konstanten  kleinen  Differenz  Jt  fortschreitend,  für  t  alle  Werthe  von 

0  bis  ZQ  der  beliebigen  Gn»sse  u  einsetzt,  und  die  Eesultate  addirt, 

flo  erh&lt  man  eine  Summe,  die  wir  ausdrücken  durch  das  Symbol 
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Diese  Summe  stellt  die  Wahrscheinlichkeit  dar,  dass  der  I 

eines  Einzelwerthes  der  Beobachtungsgrösse  zwischen  den  Gren: 

liegt,  welche  den  Grenzwerthen  von  ^,  also  0  und  w  entsprechen 

abzuleiten  sind  aus  den  Gleichungen:   o  =  lix  und  u  =  hx^  d.  h. 

u 
sehen  den  Grenzen  x  =  0  und  x  =  y, 

n 

Verdoppelt  man  die  obige  Summe  und  setzt  man 
2  2ilit)Jt  =  Fu 

o 

so  ist  Fu  gleich  der  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  Fehler  der  E 

beachtung  zwischen  den  Grenzen  —  =-  und  +  t-  liegt. 

Femer  ist  leicht  zu  sehen  dass  Fu  —  Fu  die  Wahrscheinlic 

ausdrückt,  dass  der  Fehler  in  den  beiden  Strecken  +  v  bis  +  r  ( 

n  n 

seits  und  —  T^^^  —  t  andererseits  liege. 

14  Nun  wird  aber  der  Ausdruck  Fu,  wenn  Jt  unendlich 
genommen  wird,  zu  einem  bestimmten  Integral,  und  es  lässt  sie 
her  ohne  Schwierigkeit  eine  Tabelle  berechnen,  in  welcher  für  eine 
von  Werthen  von  u  der  zugehörige  Werth  der  Summe  Fu  ange 
ist.  Diese  Tabelle  ist  ganz  unabhängig  von  der  besonderen  Ai 
Beobachtungen,  die  man  vor  sich  hat;  sie  ist  allgemein  anwei 
weil,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  in  dem  Ausdruck  ilf{t)Jt  kein< 
zifische  Eonstante  enthalten  ist. 

Nachstehend  mögen  zur  Erleichterung  des  Verständnisses  de 
genden  aus  einer  solchen  Tabelle  einige  Bruchstücke  abgekürzt 
führt  werden  ^). 


u 

Fu 

u 

Fu 

u 

^- 

0,30 

0,329 

0,60 

0,604 

0,90 

0,797 

0,31 

0,339 

0,61 

0,612 

0,91 

0,802 

0,32 

0,349 

0,62 

0,619 

0,92 

0,807 

0,33 

0,359 

0,63 

0,627 

0,93 

0,812 

0,34 

0,369 

0,64 

0,635 

0,94 

0,816 

0,35 

0,379 

0,65 

0,642 

0,95 

0,821 

•  •  .  • 

•    •    •    • 

.... 

.... 

.... 

•    •    •  • 

1)  Eine  voUatändigc  Tabelle  bis  u  =  2  findet  sieh  im  Berliner  Astronomischei 
buch  dir  1834  S.  305 ,  bis  u  =  3  in  Cournots  Wahrscheinlichkeitsrochnang  (Deui 
Schnase)  S.  221,  in  Qa^telet*s  ,,Lettres  snr  la  th^orie  des  probabilit^,  p.  889,  m 
derwärts. 
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Hat  man  also  für  irgend  eine  Beobachtungsart  die  Präzision  ä, 

so  ist  z.  B.  0,329  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  Fehler  einer  Ein- 

0  30  0  30 

zelbestimmung  zwischen ',-  und  +  -y-  falle. 

Es  ist  femer  0,604  —  0,329  oder  0,275  die  Wahrscheinlichkeit, 

dass  die  Abweichung  zwischen  +  - '  -  und  +    'v-  auf  der  einen  und 

—  ~-  und ^  auf  der  anderen  Seite  falle. 

h  h 

Wenn  nun  die  Zahl  der  Einzelbestimnmngen  eine  sehr  grosse  ist, 

iso  werden  die  Abweichungen  sich  annähernd  ihrer  abstrakten  Wahr- 

schcmlichkelt  gemäss  gruppiren,  d.  h.  es  werden  von  1000  Beobach- 

030 
tungcn  annähernd  329  Fehler  ergeben,  welche  zwischen ~-  und 

030 
+  -'—  fallen,  und  ungefiihr  275  Fehler  vorkommen,  die  in  der  oben 

angegebenen  Doppelstrecke  liegen,  und  zwar  so,  dass  auf  die  positive 
und  die  negative  Strecke  annähernd  gleich  viele  kommen. 

Um  aber  auf  diese  Weise  die  Erfahrung  mit  der  Theorie  verglei- 
chen zu  können ,  hat  man  selbstverständlich  für  alle  Einzelbeobach- 
tungen dieselbe  Präzision  vorauszusetzen. 

Bei  der  uns  vorliegenden  Untersuchung  aber  haben  wir  zwar  im 
Ganzen  810  Einzelbestimmungen  von  ^,  aber  gotheilt  in  34  Gruppen 
zu  24  mit  mehr  oder  weniger  verschiedenen  Präzisionen. 

Es  seien  allgemein  n  gleich  grosse  Gruppen  von  Einzelwerthen 
mit  den  Präzisionen  /i^,  ä^,  Äj  . . .  h„  vorhanden,  so  ist  leicht  zu  zeigen, 
dass  die  W^ahrscheinlichkeit  eines  Fehlers  zwischen  x  und  x  +  Jx 
(wo  Jx  eine  kleine  Strecke)  gleich  ist  dem  Mittelwerthe : 

n 
Andererseits  aber  lässt  sich  ohne  Schwierigkeit  darthun,  dass  an- 
nähernd 

(fix^h^)  +  (f{x,h^)  + . . ,  (f{x,hn)  ^  q{x,n) 

^0 

TT   ^__     ^1    +    ^2    +   "  «     ^W 

n 
'iDter  der  Bedingung  dass  die  Grössen  /ti,  Ag, . . .  ä«  von  diesem  Mit- 
Wwcrthe  nicht  weit  abweichen  und  der  Werth  von  IIx  in  gewissen 
ßfenzen  bleibe. 
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Demnach  wird  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  theoretische 
Vertheilung  der  Fehler  der  Beobachtungsgrösse  annähernd  dieselbe 
sein,  als  wenn  alle  Beobachtungen  dieselbe  Präzision,  nämlich  H^  be- 
sessen hätten. 

Nun  berechnet  sich  in  unserem  Beispiele  diese  mittlere  Präzision, 
wie  bereits  angeführt  wurde,  aus  der  Kolonne  S  zu  0,0156,  aus  der 
Kolonne  Q  aber  zu  0,0154. 

Im  Allgemeinen  wird  man  die  Regel  aufstellen  dürfen,  dass  die 
mittlere  Präzision  aus  den  Ergebnissen  der  physikalischen  Methode  zu 
entnehmen  ist,  wenn  diese  letzteren  durchweg  oder  ganz  überwiegend 
merklich  kleinere  Werthe  haben,  als  die  nach  der  statistischen  Me- 
thode bestimmten  h.  Anderenfalls  aber,  und  somit  auch  in  unserem 
Beispiele,  wird  man  dem  aus  den  letzteren  abgeleiteten  Mittel  den 
Vorzug  geben. 

15.  Da  die  Präzision  der  Einzelbestimmungen  aus  den  34  Be- 
zirken annähernd  der  Wurzel  aus  den  mittleren  Geburtenzahlen  pro- 
portional ist,  so  ist  nach  unserem  Material  der  wahrscheinlichste  Werth 
der  normalen,  für  das  ganze  Gebiet  gleichen  z  derjenige,  welcher  sich 
aus  der  Gesammtzahl  aller  Knaben-  und  aller  Mädchengeburten  des 
ganzen  Gebietes  in  den  beiden  Jahren  1868  und  1869  berechnet,  näm- 
lich 1063.  Diesen  wahrscheinlichsten  Werth  nehmen  wir  als  den 
wahren  an  und  bilden  nun  folgende  Kubriken,  die  durch  Ausstriche- 
lung  mit  den  beobachteten  816  Einzel werthen  auszufüllen  sind:  1063, 
1064  bis  1072,  1073  bis  1082  u.  s.  w.  bis  zur  vorletzten  „1153  bis 
1162"  und  der  letzten  „1163  und  mehr";  und  auf  der  negativen  Seite: 
1054  bis  1062,  1044  bis  1053  u.  s.  w.  bis  zur  letzten  „963  und  we- 
niger". 

Die  mittlere  Rubrik  1063  kann  angesehen  werden  als  die  Abwei- 
chungen zwischen  —  \  und  -f-  J  umfassend ,  auf  die  Rubrik  1064  bis 

1072  kommen  die  Fehler  zwischen  +  i^  und  -+-9^,  auf  die  Rubrik 

1073  bis  1082  diejenigen  von  -+-  %  bis  -+- 19|  u.  s.  w.  Aehnlich  ent- 
spricht die  erste  Rubrik  auf  der  negativen  Seite  den  Abweichungen 
von  —  \  bis  —  9|,  die  folgende  den  Fehlem  zwischen  —  9^  und 
—  19|  u.  s.  w. 

Die  so  erhaltenen  Fehlergruppen  vergleichen  wir  indess  nicht  un- 
mittelbar mit  der  theoretischen  Vertheilung,  sondern  wir  fassen  sie 
zu  je  zweien  zusammen  und  theilen  überdies  die  (10)  Fälle  der  Rubrik 
1063  zur  Hälfte  der  positiven  und  zur  Hälfte  der  negativen  Seite  zu. 

So  erhält  man  folgende  Tabelle: 
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Fohler 

Beobachtete 

Fälle 

Theorie 

(+) 

(+) 

(-) 

(+) 

(+) 

0    bis  19} 

152 

130 

282 

272 

19}    „    39i 

96 

118 

214 

231 

39i    „    59} 

74 

61 

135 

159 

59}   „    79i 

46 

48 

94 

90 

79}    „    99} 

25 

22 

47 

42 

üeber  99^ 

29 

15 

44 

23 

Die  theoretischen  Zahlen  sind  auf  folgende  Art  berechnet. 
Als  mittlere  Präzision  H  haben  wir  den  oben  nach  der  statistischen 
Methode  bestimmten  Werth  0,0150.  Allerdings  trifft  die  Bedingung, 
dass  die  Einzelpräzisionen  von  diesem  Mittel  nicht  erheblich  abweichen 
dürfen,  für  mehrere  derselben  nicht  zu,  und  man  darf  daher  eine  sehr 
genaue  Uebereinstimmung  zwischen  den  berechneten  und  beobachteten 
^^len  nicht  erwarten. 

Die  erste  Fehlergrenze  ist  nun  +  19^,  und  das  derselben  entspre- 
chende Tabellenargument  u  ist  also  =0,0150.  19^  =  0,304. 

Für  diesen  Werth  von  w  gibt  die  Tabelle  der  Fu  (s.  das  Bruch- 
stück S.  222)  0,333  als  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Abweichungen 
der  Einzelbestimmungen  in  die  Doppelstrecke  0  bis  +  lOj  fallen. 

Wenn  nun  schon  bei  810  Beobachtungen  die  Vertheilung  der  Ab- 
weichungen nach  ihrer  abstrakten  Wahrscheinlichkeit  genau  hervor- 
trite  —  was  indess  nur  näherungsweise  zu  erwarten  ist  — ,  so  würden 
^öf  die  erste  Fehlergruppe  272  Fälle  kommen.  Die  Beobachtung  er- 
gibt 282,  und  diese  Uebereinstimmung  ist  trotz  der  nicht  ganz  gleich- 
ßiiissigen  Vertheilung  der  Fälle  auf  die  positive  und  die  negative  Seite, 
^hr  befriedigend. 

Nehmen  wir  nun  die  Fehlergrenze  auf  der  positiven  wie  auf  der  nega- 
^'^"tin  Seite  gleich  39^,  so  ist  das  Tabcllenargument  w  =  0,0150. 39^ 
^  VJ,01G,  demnach  Fu  oder  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  Fehler 
^^i sehen  —  39J  und  +  39J  falle,  zufällig  ebenfalls  0,010,  und  die 
^^  ^Irscheinlichkeit  eines  Fehlers  zwischen  +  19J  und  +  391  gleich 
^Gl6  —  0,333  oder  0,283,  so  dass,  wenn  die  Vertheilung  nach  der 
^'^^^retischen  Wahrscheinlichkeit  erfolgte,  bei  810  Beobachtungen  231 
^^  ^eichungen  in  die  zuletzt  bezeichnete  Doppelstrecke  fallen  würden. 
^i^  beobachtete  Zahl  ist  214. 

In  ähnlicher  Weise  findet  man  für  die  Fehlergrenze  +  59|  das 
^^gument  w  =  0,928  (dasselbe  wächst  für  eine  Zunahme  der  Fehler- 
S^^nze  von  20  immer  um  0,312);  die  Tabelle  ergibt  für  die  Wahr- 
scheinlichkeit eines  Fehlers  in  diesen  Grenzen  0,811,  für  die  Wahr- 
XXVU.  15 
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scheinlichkeit  eines  Fehlers  innerhalb  der  Doppelstrecke  +  39^  bis 
±o9^  aber  0,811  —0,616  =0,195,  wonach  bei  816  Beobachtungen 
am  wahrscheinlichsten  159  Fehler  in  diesen  Grenzen  zu  erwarten  wären. 
Und  in  derselben  Weise  wird  die  Rechnung  weiter  geführt. 

Dass  die  theoretischen  Zahlen  zusammen  817  statt  816  ausmachen, 
erklärt  sich  aus  den  Abrundungen  der  letzten  Stellen. 

1().  Die  verhiältnissmässig  stärkste  Differenz  zwischen  Theorie 
und  Beobachtung  zeigt  sich  in  der  letzten  Fehlergruppe.  Dieselbe 
findet  jedoch  darin  ihre  Erklärung,  dass  einige  Beobachtungsreihen 
(wie  die  für  Stralsund,  Stade,  Lüneburg  mit  7*  =  0,009  bis  0,010)  ver- 
hältnissmässig  sehr  kleine  Präzisionen  haben,  so  dass  also  auch  be- 
trächtlich mehr  Einzelbestimmungeu  über  die  Grenze  1163  einerseits 
und  963  andererseits  hinausfallen  werden,  als  man  es  bei  der  Annahme 
einer  gleichmässigen  Mittelpräzision  (0,0156)  erwarten  darf. 

Man  findet  im  Bezirk  Stralsund  (1868,  Oktober  und  November) 
die  extremen  Werthe  919  und  1240,  im  Bezirk  Stade  (1868,  Januar 
und  November)  977  und  1265. 

Auf  den  ersten  Blick  erscheint  die  Unsymmetrie  der  sich  ent- 
sprechenden Gruppen  auf  der  positiven  und  negativen  Seite  nicht  un- 
erheblich.   Aber  es  findet  eine  befriedigende  Ausgleichung  zwischen 
den  aneinander  stossenden  Gruppen  statt.    Wenn  man  die  berechneten   . 
Zahlen  halbirt,  um  die  nach  der  Theorie  auf  jede  Seite  kommenden  ^ 
Fälle  zu  erhalten ,  so  ergiebt  die  Vergleichung  grösserer  Gruppen  fol — 
gendes: 

Fehler  Beobaohtete  Fälle     Theorie 

(+)  (+)        (-)      (+ti.-) 

0    bis  39}        248        248  251^ 

39i    „    79}        120        109  124 

79i    „    99i  25  22  21^ 

Wenn  überhaupt  auf  die  negative  Seite  394,  auf  die  positive  abecr 
422  Fehler  kommen ,  so  ist  die  Diflferenz  hauptsächlich  durch  die  Un- 
regelmässigkeit der  extremen  Abweichungen  über  +  99}  entstanden. 

17.  Um  der  Bedingung,  dass  die  Einzelpräzisionen  von  der  Mit- 
telpräzision nicht  weit  abweichen  dürfen,  besser  zu  genügen,  als  in  dem 
obigen  Beispiele,  theilen  wir  die  34  Bezirke  nach  ihrer  mittleren  mo- 
natlichen Geburtenzahl  in  zwei  Abtheilungen  von  je  17.  Die  erste  um- 
fasst  die  Bezirke  Königsberg,  Gumbinnen,  Marienwerder,  Berlin,  Pots- 
dam, Frankfurt,  Stettin,  Posen,  Breslau,  Liegnitz,  Oppeln,  Magdeburg, 
Merseburg,  Schleswig,  Arnsberg,  Düsseldorf,  Kassel,  mit  Geburt^- 
zahlen  von  2167  (Stettin)  bis  4855  (Oppeln). 
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Zu  der  zweiten  gehören:  Danzig,  Bromberg,  Köslin,  Stralsund, 
Kriürt,  Hannover,  Hildesbeim,  Lüneburg,  Stade,  Aurich -Osnabrück, 
>£tnster,  Minden,  Wiesbaden,  Koblenz,  Trier,  Köln,  Aachen,  mit 
CSrcburtenzahlen  von  639  (Stralsund)  bis  2133  (Bromberg). 

Das  Minimum  und  Maximum  der  Präzision  (nach  der  statistischen 
SJethode)  ist  in  der  ersten  Abtheilung  0,0155  und  0,0231 ,  der  Mittel- 
^^rcrth  Ja"  =0,0188, 

In  der  zweiten  Abtheilnng  sind  die  entsprechenden  Zahlen  0,0086 
und  0,0154  und  das  Mittel  0,0125. 

Wir  stellen  nun  für  die  erste  Abtheilung  die  beobachtete  Gruppi- 

xnng  der  Abweichungen  der  408  Einzelbestimmungen  von  dem  Weithe 

1063,  den  wir  durchweg  als  den  wahren  ansehen,  mit  der  auf  Grund 

der  Mittelpräzision  0,0188  berechneten  theoretischen  Yertheilung  der 

¥ehler  zusammen: 


Fehler 

Beobachtete  FäUe 

Theorie 

(+) 

(+) 

(-) 

(+) 

(+) 

0    bis  191 

831 

731 

157 

162 

191    „    391 

56 

65 

121 

126 

391    .,   Ö91 

48 

33 

81 

74 

591    „    791 

17 

11 

28 

32 

791   »   991 

7 

8 

15 

11 

üeber  991 

3 

3 

6 

3 

Die  Uebereinstimmung  der  beiden  letzten  Kolonnen  ist  sehr  be- 
friedigend; denn  dass  die  sehr  grossen  Fehler  etwas  zahlreicher  vor- 
l^ommen,  als  die  Theorie  angibt,  war  wegen  der  in  der  ersten  Ab- 
theiluDg  enthaltenen  Beobachtungsreihen  mit  verhältnissmässig  geringer 
^^^feision  von  vornherein  zu  erwarten. 

Auf  die  positive  Seite  kommen  im  Ganzen  214},  auf  die  negative 
^^  Abweichungen. 

Beim  Zusammenfassen  grösserer  Gruppen  erscheint  die  Yerthei- 
bg  genügend  ciymmetrisch: 

Fehler  Beobachtete  Fälle       Theorie 

(+)  (+)  (-)       i+u.-) 

0    bis  39i        139i        138*  144 

39i    „    99i  72  52  58^ 

Möglicherweise  entsteht  übrigens  die  Asymmetrie  in  diesem  und 
in  anderen  Fällen  durch  die  Ungenauigkeit  des  Mittelwerthes  1063, 
der  nur  als  der  wahrscheinlichste  aus  den  Beobachtungen  des 
ganzen  Gebietes  abgeleitet  ist. 

16» 
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Nimmt  man  statt  desselben  1066,  das  arithmetische  M 
den  408  Einzelwerthen  der  grösseren  Bezirke,  so  erhält  man 
Vertheilung: 


Fehler 

Beobachtete  FälU 

>      Theorie 

(+) 

(+) 

(-) 

(+«.-) 

0    bis  19} 

78 

77 

81 

19}   „   39} 

57 

65 

63 

39}   „   59} 

41 

43 

37 

59}    „   79} 

16 

9 

16 

79}    „    99} 

5 

9 

5} 

Ueber  99} 

3 

5 

U 

Die  Gesammtzahl  der  positiven  Fehler  ist  jetzt  200,  die 
gativen  208,  und  auch  in  den  verhältnissmässig  kleinen  Ab: 
gruppiren  sich  die  Fehler  auf  beiden  Seiten  um  den  Ausga 
1066  im  Ganzen  wohl  besser,  als  um  1063. 

18.  Eine  genauere  Erörterung  tlber  die  Wahl  des  Ausgang 
würde  indess  hier  zu  weit  führen ,  und  wir  nehmen  daher  auc 
genden  1063  als  den  wahren  Werth  von  g  an. 

FOr  die  17  kleineren  Bezirke  ergibt  sich  dann  unter 
der  Mittelpräzision  =  0,0125  die  folgende  Vergleichung : 


Fehler 

Beobachtete  Fälle 

Theorie 

(+) 

(+) 

(-)        (+) 

(±) 

0    bis  19} 

68} 

56}        125 

HO 

19}   „   39} 

40 

53            93 

100 

39}    „   59} 

26 

28            54 

78 

59}    „    79} 

29 

37            66 

54 

79}    „    99} 

18 

14           32 

33 

Ueber  99} 

26 

12           38 

32 

Die  Uebereinstimmung  zwischen  Theorie  und  Beobachtung 
so  mangelhaft,  wie  man  auf  den  ersten  Blick  glauben  könnte 
der  geringen  mittleren  Präzision  verbreiten  sich  die  Fehler 
den  Seiten  hin  über  verhältnissmässig  grosse  Strecken.  D 
scheinlichkeitskurve,  die  im  vorigen  Falle  rechts  und  links  v 
mum  rasch  abfiel,  hat  jetzt  eine  langgestreckte  Form  angi 
Auf  die  einzelnen  Fehlerstrecken  kommen  verhältnissmäss 
Gruppen,  und  es  ist  kein  Wunder,  wenn  in  diesen  die  objek 
theilungswahrscheinlichkeit  noch  nicht  klar  zum  Ausdruck  g( 

Fasst  man  aber  einige  dieser  Strecken  zusammen,  so  fin 
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Fehler 

Beobaohtete  PäUe 

Theorie 

(+) 

(+) 

(-) 

(+«.-) 

0    bis  39i 

1081 

1091 

105 

391  .,  m 

55 

65 

66 

791   „   991 

18 

14 

161 

Ueber  991 

26 

12 

16 

iem  Ersebniss 

darf  man 

ziifrieden 

sein.    Es  sei  noch  bc' 

merkt,  dass  die  Gesammtzabl  der  positiven  Fehler  207^,  die  der  ne- 
gativen 200|  ausmacht 

19.  Denkt  man  sich  die  korrespondirenden  theoretischen  Fehlcr- 
gmppen  der  beiden  Kategorien  von  Bezirken  gleichsam  zusammenge- 
legt, so  ergibt  sich  eine  theoretische  Vertheilung  der  sämmtlichen  816 
Beobachtungsfehler,  die  korrekter  ist,  als  die  oben  mit  Hülfe  einer 
änzigen  Mittelpräzision  abgeleitete.  Zur  Yergleichung  stellen  wir  die 
beobachteten  Abweichungen  (positive  und  negative  vereinigt)  und  die 
oben  nach  der  ungenaueren  Methode  bestimmten  (a)  mit  den  auf  dem 
80  eben  angegebenen  Wege  berechneten  Gruppen  (6)  zusammen : 


Fehler 

Beobachtet 

Berechnet 

(±) 

(±) 

(«) 

(6) 

0    bis  191 

282 

272 

272 

191   „   391 

214 

231 

226 

391   »   591 

135 

159 

152 

591   »    791 

94 

90 

86 

791   „   991 

47 

42 

44 

Ueber  991 

44 

23 

35 

Die  korrektere  Becbnungsmethode  weist  also  auch  eine  bessere 
tebereinstimmung  mit  den  Beobachtungen  auf.  Ein  noch  besseres 
theoretisches  Resultat  würde  man  erhalten,  wenn  man  die  Bezirke  in 
^i  oder  noch  mehr  Abtheilungen  zerlegte,  für  jede  Abtheilung  eine 
Duttlere  Präzision  und  mit  deren  Hülfe  die  theoretische  Vertheilung 
<ler Fehler  berechnete,  und  endlich  die  entsprechenden  Fehlergruppen 
nsammenlegte. 

20.  Anstatt  indess  diesen  Weg  hier  weiter  zu  verfolgen,  wollen 
vir  die  allzu  kleinen  Präzisionen  dadurch  beseitigen ,  dass  wir  eine  An- 
übl  Bezirke  paarweise  zusammenfassen. 

Ausser  den  oben  angeführten  Bezirken  der  ersten  Abtheilnng  lassen 

wir  Danzig,  Bromberg  und  Wiesbaden  als  selbständige  Beobachtungs- 

g^biete  bestehen.    Die  übrigen  14  aber  werden  vereinigt,   wie  es  die 

folgende  Uebersicht  angibt,  welche  zugleich  die  mittleren  monatlichen 
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Geburtenzahlen  der  vereinigten  Gebiete  und  die  aus  derselben  (also 
nach  der  statistischen  Methode)  berechneten  Präzisionen  enthält: 
Gebiete  g  h 

Köslin-Stralsund  .  .  ,  2484  0,0166 
Erfurt-Hannover  .  .  .  2377  0,0162 
Hildesheim-Lüneburg.  .  2175  0,0155 
Stade-Osnabrück-Aurich  2099  0,0152 
Münster-Minden  .  .  .  2582  0,0169 
Koblenz-Trier     ....        3601        0,0200 

Köln-Aachen 3421        0,0195 

Man  hat  also  nunmehr  27  Beobachtungsgebiete,  für  welche  sich 
eine  mittlere  Präzision  von  0,0174  ergibt,  während  die  Zahl  der  Ein- 
zelbestimmungen 648  beträgt  Als  Ausgangswerth  behalten  wir  1063 
bei,  und  so  gelangen  wir  zu  folgender  Vergleichung  zwischen  Theorie 
und  Beobachtung: 


Fehler 

Beobachtete  FäUe 

Theorie 

(+) 

(+) 

(-) 

(±) 

(±) 

0      bis  19i 

116} 

1191 

236 

239 

m   „   39i 

82 

106 

188 

194 

391    „   59i 

76 

49 

125 

121 

591   „    791 

34 

27 

61 

61 

79i    „    99i 

12 

14 

26 

23 

üeber  991 

7 

5 

12 

9 

Die  beiden  letzten  Reihen  stimmen  sehr  gut  zusammen.  Auckz 
die  Reihen  der  positiven  und  negativen  Fehler  für  sich  sind  nicht  un- 
befriedigend. Die  Zahl  der  ersteren  beträgt  327^,  die  der  letztereiH 
320  J,  und  die  Unebenheiten  der  mittleren  Fehlergruppen  gleichen  sicE 
aus,  wenn  man  sie  paarweise  zusammenfasst : 

Fehler  Beobachtete  Fälle        Theorie 

(+).  (+)  (-)         (+ti.-) 

0    bis  19|  116i        119|  119i 

19|    „    59i  158  155  157^ 

59i    „    991  46  41  42 

21.  Das  bisher  angewandte  Rechnungsverfahren  ist  ziemlich  zeit- 
raubend in  Folge  der  vorher  nöthigen  Bestimmung  der  mittleren  Prä- 
zision, selbst  wenn  man  diese  nach  der  bequemeren  (und  in  vielen 
Fällen  auch  sichereren)  statistischen  Methode  ausführt.  Will  man  sich 
aber  möglichst  schnell  versichern,  ob  sich  eine  gegebene  Masse  von 
Beobachtungsresultaten  ungefähr  der  Theorie  gemäss  um  ihr  Mittel 
gruppirt,  so  kann  man  ein  mehr  summarisches,  allerdings  auch  unge- 
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oaueres  Verfahren  einschlagen.     Man  nimmt  nämlich  an,  dass  das 
beobachtete  Yerhältniss  der  Fehler  innerhalb  gewisser  gleicher  po- 
sitiver und  negativer  Strecken  vom  Ausgangswerthe  ab  zu  der  Ge- 
sammtzahl  der  Fehler  identisch  sei  mit  der  theoretischen  Wahr- 
scheinlichkeit eines  Fehlers  innerhalb  dieser  Doppelstrecke,  und  hieraus 
iässt  sich  dann  sowohl  die  mittlere  Präzision  als  auch  die  theoretische 
Vertheilung  der  Fehler  auf  die  übrigen  Strecken  bestimmen. 

So  haben  wir  in  dem  letzten  Beispiel  als  empirische  Wahrschein- 

lichkeit  eines  Fehlers  zwischen  —  19|   und  +  19J  den  Bruch  ^.^ 

=  0,364. 

Nimmt  man  diesen  Werth  als  F»,  so  ergibt  die  Tabelle  als  zu- 
gehöriges u  den  Werth  0,335,  und  man  hat  nun  zur  Bestimmung  der 
"Präzision  H  die  Gleichung:  0,335  =  i/.  19|  und  hieraus  if  =0,0172 
l  stÄtt  des  oben  berechneten  0,0174).    Mit  Hülfe  dieses  Werthes  rechnet 
man  nun  weiter:  das  u  der  nächsten  Stufe  ist  0,0172. 39|  =  0,679, 
die  zugehörige  Wahrscheinlichkeit  F„  =  0,663,  so  dass  auf  648  Fälle 
am  wahrscheinlichsten  430  zwischen  —  39|  und  +39J,  also   194 
zwischen  den  Grenzen  +  19J  bis  +  39|  zu  erwarten  wären.     Und 
ähnlich  findet  man  für  die  Strecken 

±  39}  bis  +  59i  :  122;  +  39 J  bis  +  79 J  :&2;±  79 J  bis  +  99i :  24; 

über  991  :  10. 
Diese  Ergebnisse  weichen  von  den  oben  berechneten  sowohl  wie 
von  den  beobachteten  nur  wenig  ab.  Jedoch  ist  nicht  zu  vergessen, 
dass  die  ausiführliche  Theorie  alle  Fchlergruppen  selbständig  bestimmt, 
Während  das  summarische  Verfahren  gerade  für  die  wichtigste  Fehler- 
Strecke  das  Zusammenstimmen  der  empirischen  und  der  theoretischen 
Wahrscheinlichkeit  hypothetisch  annimmt. 

21.  Ein  Beispiel  von  etwas  anderer  Art  wollen  wir  mit  dem  Ma- 
terial der  englischen  Statistik  durchführen.  Die  Beobachtungsgrösse 
»t  wieder  die  Zahl  a  der  Knabengeburten  auf  1000  Mädchengeburten, 
jedoch  mit  Ausschluss  der  Todtgeburten.  Als  Einzelbestinimungen 
aber  nehmen  wir  diejenigen  Werthe  von  z,  welche  sich  aus  den  jähr- 
lichen Geburtenzahlen  in  den  einzelnen  Registrirungsbezirken  in  den 
13  Jahren  1859  bis  1871  ergeben. 

Wir  verfügen  also,  da  die  Zahl  der  „Registration  -  Counties"  45 
beträgt,  über  585  Einzelwerthe  von  jet,  von  denen  wir  wieder  anneh- 
men, dass  sie  sämmtlich  durch  zufällige  Modifikationen  eines  be- 
stimmten Normalwerthes  entstanden  seien.    Die  Präzision  der  Einzel- 
bestinunungen  ist  sehr  verschieden,  zunächst  wegen  der  grossen  Ver- 
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schiedenheit  der  mittleren  jährlichen  Geburtenzahl  in  den  einzelnen 
Bezirken,  ausserdem  aber  auch  vielleicht  wegen  der  physiologischen 
Fehlerursachen,  welche  in  den  verschiedenen  Bezirken  in  verschiede- 
nem Grade  zufällige  Ablenkungen  des  Normalwerthes  von  Jahr  zu  Jahr 
erzeugen  könnten. 

Wir  berechnen  nun  wieder  die  Präzision  für  jede  Grafschaft  so- 
wohl nach  der  statistischen  Methode  (Kolonne  S)  als  auch  nach  der 
physikalischen  (Kol.  Q).  Bei  der  ersteren  gehen  wir  aus  von  dem 
aus  der  Gesammtmasse  der  Beobachtungen  bestimmten  wahrschein- 
lichsten Werth  z  =  1042,  und  der  Logarithmus  des  konstanten  Fak- 
tors, mit  dem  die  Wurzel  aus  den  durchschnittlichen  Geburtenzahlen 
multiplizirt  wird,  ist  =0,53081  —4.  Als  mittlere  jährliche  Gebur- 
tenzahl ig)  aber  nehmen  wir  für  jede  Grafschaft  das  Jahresmittel  ihrer 
Geburten  aus  der  zehnjährigen  Periode  1859  bis  1868. 

Was  die  physikalische  Methode  betrifft,  so  darf  man  nicht  ver- 
gessen ,  dass  zur  Bestimmung  der  Präzision  h  für  jede  Grafschaft  nur 
13  Beobachtungen  gegeben  sind;  der  wahrscheinliche  Fehler  ist  da- 
her -^-,  und  man  muss  sich  auf  grössere  Differenzen  zwischen  den 

Präzisionsbestimmungen  nach  den  beiden  Methoden  gefasst  machen, 
als  die  in  dem  früheren  Beispiele  vorgekommenen. 

22.    Wir  stellen  nun  die  Resultate  der  Rechnung  zusammen. 


Bezirk 

9 

S 

Q 

London .    .    . 

102808 

0,1089 

0,0i96 

Lancashire     . 

97220 

0,1058 

0,1195 

York,  West  R. 

61593 

0,0843 

0,1231 

Staffordshire  . 

32957 

0,0616 

0,0596 

Sild-Wales     . 

25836 

0,0546 

0,0517 

Durham     .    . 

24974 

0,0536 

0,0593 

Warwick    .    . 

21338 

0,0496 

0,0529 

Kent     .    .    . 

19101 

0,0480 

0,0354 

Devonshire     . 

18551 

0,0462 

0,0616 

Cheshire    .    . 

17377 

0,0447 

0,0400 

Hampshire     . 

15144 

0,0418 

0,0410 

Gloucestcr .    . 

14625 

0,0411 

0,0526 

Sommerset     . 

14442 

0,0408 

0,0332 

Norfolk.    .    .    . 

13842 

0,0399 

0,0432 

Lincoln .    .    .    . 

13629 

0,0396 

0,0482 

Nord-Wales    .    . 

13275 

0,0391 

0,0460 

Essex    .    .    .    . 

13071 

0,0388 

0,0410 
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Bezirke 

9 

S 

Q 

Northumberland 

13017 

0,0387 

0,0525 

Cornwall    .    . 

12520 

0,0380 

0,0387 

Sussex  .    .    . 

11772 

0,0368 

0,0524 

Nottingham    . 

11536 

0,0365 

0,0466 

Suffolk  .    .    . 

11079 

0,0357 

0,0354 

Derbyshirc 

10874 

0,0354 

0,0296 

Worcester  .    . 

10G78 

0,0351 

0,0529 

York,  East  R 

, 

9795 

0,0336 

0,0287 

Surrey  .    .    . 

9356 

0,0328 

0,0339 

Lcicestcr   .    . 

8986 

0,0322 

0,0308 

Shropshire     , 

8546 

0,0314 

0,0279 

Northampton  , 

8387 

0,0311 

0,0268 

Wiltshire   .    . 

7574 

0,0295 

0,0443 

Monmutli  .    . 

7453 

0,0293 

0,0279 

York,  North  ] 

\. 

7391 

0,0292 

0,0233 

Cumberland   . 

7160 

0,(^287 

0,0189 

Berkshire  .    . 

6734 

0,0279 

0,0265 

Middlcsex  .    . 

6569 

0,0275 

0,0227 

Cambridge     . 

6084 

0,0265 

0,0199 

Dorsetshire    . 

5900 

0,0261 

0,0291 

Hertford    .    . 

5831 

0,0259 

0,0230 

Oxford  .    .    , 

5748 

0,0257 

0,0256 

Buckingham  . 

5079 

0,0242 

0,0267 

Bedford     .    . 

5082 

0,0242 

0,0445 

Hcreford    .    . 

3243 

0,0193 

0,0269 

Huntingdon    . 

1984 

0,0151 

0,0127 

Westmoreland 

1889 

0,0148 

0,0223 

Butland     .    . 

730 

0,0092 

0,0082 

Ict 


Im  Grossen  und  Ganzen  ist  die  Uebcreinstimmung  der  beiden 


^Ujn  Kolonnen  so  gross,  als  man  bei  der  Unsicherheit  der  aus  so 
J^^'^igen  Bcobachtungsdaten  abgeleiteten  Werthc  unter  Q  erwarten  darf. 
?  don  Fällen,  in  denen  die  Kolonne  Q  kleinere  Zahlen  aufweist,  als 
.  '•  S,  könnte  man  wieder  die  Erklärung  in  dem  Einfluss  physiolo- 
^'^her  Fehlerquellen  suchen,  da  aber  die  Resultate  der  zweiten  Mc- 
^püe  die  der  ersten  nahezu  ebenso  oft  überschreiten,  wie  nicht  er- 
^*^hcn ,  so  sind  auch  die  Differenzen  der  letzteren  sehr  wahrscheinlich 
^  die  Unsicherheit  der  Zahlen  der  letzten  Kolonne  zurückzuführen. 
22.  Die  mittlere  Präzision  berechnet  sich  aus  Kol.  S  zu  0,0386, 
^^  l<ol.  Q  zu  0,0410;  für  unsere  weitere  Rechnung  verdient  der  erstere 
^i'th  jedenfalls  den  Vorzug.    Uebrigens  ist  in  Folge  der  sehr  grossen 
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Verschiedenheit  der  Einzelpräzisionen  eine  leidliche  Uebereinstimmung 
der  beobachteten  Fehlervertheilung  mit  der  auf  Grund  einer  einzigen 
Mittelpräzision  berechneten  nur  für  eine  kleine  Fehlerstrecke  zu  er- 
warten. —  Mit  dem  Ausgangswerth  1042  erhält  man  folgende  Gruppen: 


Fehler 

Beobachtete  FäUe 

Theorie 

(+) 

(+) 

(-) 

(+) 

(+) 

0    bis    9i 

117 

122 

239 

232 

H   „    19| 

72 

72 

144 

185 

i9i  „  m 

46 

40 

86 

104 

m   «    39J 

32 

25 

57 

46 

39i    „   49i 

12 

17 

29 

14 

Ueber  49^ 

19 

11 

30 

4 

Die  bedeutenden  Diflerenzen  der  beiden  letzten  Reihen  entstehen 
also  hier  durch  die  Ungenauigkeit  der  theoretischen  Rechnung,  indem 
die  Bedingung,  dass  die  Einzelpräzisionen  von  der  Mittelpräzision  nicht 
sehr  verschieden  sein  dürfen,  in  diesem  Falle  nicht  erfüllt  ist  Wir 
theilen  daher  die  Bezirke  in  mehrere  Gruppen,  bilden  für  jede  eine 
Mittelpräzision,  berechnen  hiernach  die  zugehörige  Fehlervertheilung 
und  addiren  schliesslich  die  korrespondirenden  Fehlerzahlen  der  sämmt — 
liehen  Gruppen. 

23.  Als  erste  Gruppe  nehmen  wir  die  Bezirke  in  der  oben  auf- 
gestellten Reihe  von  London  bis  incl.  Durham ;  man  findet  eine  Mittel — 
Präzision  von  0,0781,  und  hiernach  ist  also  die  Vertheilung  von  7S 
Fehlem  zu  berechnen.  (Eine  weitere  Zerlegung  dieser  Gruppe  in  die 
drei  grösseren  und  die  drei  kleineren  Bezirke  mit  den  Präzisionerr 
0,0997  und  0,0566  gibt  ein  von  dem  crsteren  nur  unerheblich  abwei- 
chendes Gesammtresultat.) 

Die  zweite  Gruppe  bestehe  aus  den  10  Bezirken  Warwick  bie 
Nord-Wales  inkl.;  Mittelpräzision  0,0431,  womit  also  die  Vertheiluns 
von  130  Fehlem  zu  berechnen. 

Dritte  Gruppe:  die  13  Bezirke  Essex  bis  inkl.  Northampton;  MitteL- 
Präzision  0,0351,  anzuwenden  auf  169  Fälle. 

Vierte  Grappe:  die  13  Bezirke  Wiltshire  bis  einschl.  Hereford; 
Mittelpräzision  0,0265,  anzuwenden  auf  169  Fälle. 

Fünfte  Gmppe:  die  drei  kleinen  Bezirke  Huntingdon,  Westmore- 
land,  Rutland;  39  Fälle  mit  der  Mittelpräzision  0,0130.  Diese  klei- 
nen Grafschaften  wären  besser  mit  benachbarten  zu  grösseren  Beob- 
^htungsgebieten  zu  verschmelzen. 

Auf  diesem  Wege  erhalten  wir  nun  die  in  der  folgenden  üeber- 
sicht  unter  b  aufgesteUte  Fehlervertheilung,  während  unter  a  zur  Ver- 
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gldchuDg  die  oben  angeführten  angenauen  Zahlen  nochmals  beigc- 
ftgtsind: 


Fehler 

Beobachtung 

Theorie 

(+) 

(+) 

a 

b 

0  bis   9i 

239 

232 

223 

91  „  m 

144 

185 

166 

19i  „  29J 

86 

104 

93 

29i  „  391 

57 

46 

50 

391  „  491 

29 

14 

25 

Ueber  491 

30 

4 

27 

Die  Beobachtungen  und  die  Resultate  der  korrekteren  Theorie 
Qoter  b  stimmen  jetzt  befriedigend  zusammen.  Man  beachte ,  dass  die 
einzelnen  Fehlerstrecken  hier  nur  halb  so  gross  sind,  wie  in  dem 
der  preussischen  Statistik  entnommenen  Beispiele.  Die  mittlere  Präzi- 
sion der  hier  vorliegenden  Beobachtungsgrössen  ist  wegen  der  grösse- 
ren Geburtszahlen  bedeutend  grösser,  als  in  dem  vorigen  Falle,  und 
die  Fehler  drängen  sich  daher  viel  enger  um  den  Äusgangswerth  zu- 


Auch  die  für  sich  betrachtete  Vertheilung  auf  der  positiven  und 
negativen  Seite  harmonirt  zur  Genüge  mit  der  Theorie,  wenn  man 
ß^^as  grössere  Fehlergruppen  vergleicht: 


Fehler 

Beobachtete  Fälle 

Theorie 

(±) 

(+)       (-) 

(+  u.  -) 

0  bis  191 

189      194 

1941 

191,,  391 

78        65 

7H 

Ueber  391 

31        28 

26 

Die  Gesammtzahl  der  positiven  Fehler 

ist  298,   die  der  nega- 

*i^en  287. 

24.    Wir  betrachten  nun  auch  ein  Beispiel  aus  der  französischen 
Statistik.    Die  5  Jahre  1861  —  65  liefern  uns  für  jedes  Departement 
ö  Bestimmungen  der  Zahl  e  (wir  schliessen  auch  in  diesem  Falle  die 
Todtgeborenen  aus),  im  Ganzen  also  445  Einzel werthe.     Als  wahr- 
scheinlichsten Werth  nehmen  wir  das  Mittel  der  Beobachtungen  für 
gm  Frankreich  in  der  angegebenen  Periode,  nämlich  1051.    Die  Ein- 
nlprflzisionen  konnten  in  diesem  Falle  nach  der  physikalischen  Me- 
thode nicht  berechnet  werden,  weil  für  jedes  Departement  nur  5  Be- 
stimmungen von  z  vorliegen.     Die  Berechnung  nach  der  statistischen 
Methode  aber  bietet  keine  Schwierigkeit;  wir  wenden  sie  jedoch  nicht 
an,  sondern  bleiben  bei  dem  oben  angedeuteten  summarischen  Ver- 
fahren stehen. 
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Bildet  man  die  Gruppen  der  positiven  und  negativen  Abweichv 
so  kommen  auf  die  Strecke  —  19|  bis  -f- 19|  243;  die  empirische  A 

243 

scheinlicbkeit  eines  Feblers  in  diesen  Grenzen  ist  also  j,^  =  ( 

und  wenn  wir  diese  der  objektiven  Wahrscheinlichkeit  gleich» 
also  als  einen  Werth  von  Fu  behandeln,  so  ist  das  entsprecl 
u  =  0,531 ;  man  setzt  also  0,531  =  19^  .  H^  wenn  H  die  Mittel] 
sion  darstellt,  und  erhält  demnach  /f=  0,0272.  Mit  Hülfe  i 
Werthes  berechnen  sich  nun  die  Fehlergruppen,  wie  folgt: 


Fehler 

Beobachtete  Fälle 

Theorie 

(+) 

(+)    (-)     (+) 

(+) 

0  bis  9^ 

64      58     122 

127 

9i  „  19i 

60      61     121 

116 

19i  „  29i 

50      43       93 

95 

291 »  39i 

25      21       46 

57 

m « m 

20      15       35 

32 

Ueber  49^ 

18      10       28 

25 

Die  beiden  letzten  Kolonnen  zeigen  eine  grössere  Uebereir 
mung,  als  man  in  Anbetracht  der  sehr  grossen  Präzisionsverschi 
heiten  der  Einzelwerthe  von  z  erwarten  möchte.  Es  ist  jedoch 
zu  beachten,  dass  die  Anzahl  der  Beobachtungsbezirke  verhäl 
massig  gross  ist,  von  jedem  einzelnen  aber  nur  5  Werthe  gel 
werden.  Man  könnte  daher  z.  B.  die  5  extremen  Departements  ( 
und  Nord  einerseits,  Hautes-Alpes,  Basses- Alpes  und  Loz^re  anc 
seits  ganz  weglassen,  ohne  dass  durch  die  Beseitigung  der  2c 
sprechenden  Beobachtungswerthe  die  verhältnissmässige  Gruppirun 
übrigen  420  Abweichungen  und  die  aus  derselben  summarisch 
leitete  empirische  Mittclpräzision  sich  merklich  ändern  würde. 

25.  Interessant  ist  auch ,  dass  man  bei  Zerlegung  der  De] 
ments  in  zwei  Abtheilungen  mit  verschiedener  Mittelpräzision  ( 
falls  nach  dem  summarischen  Verfahren  bestimmt)  sehr  nahe  dies 
Resultate  erhält,  wie  oben. 

Nimmt  man  in  die  erste  Gruppe  die  44  Departements,  ^^ 
nach  den  Ergebnissen  des  Jahres  1861  die  grössten  Geburtenz 
aufweisen  (220  Einzelwerthe),  in  die  zweite  die  45  übrigen  (225  We 
so  findet  man,  indem  man  wieder  die  empirische  Wahrscheinlii 
einer  Abweichung  zwischen  —  19^  und  +  19^  der  theoretischen  j 
annimmt  (in  beiden  Fällen  bleibt  der  Ausgangswerth  1051),  als 
rische  Mittelpräzisionen  resp.  0,0320  und  0,0227. 
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Hieraus  folgt  die  Vertheilung  der  Abweichungen  auf  die  oben  an- 
gegebenen Feblerstufen  bei  der  ersten  Gruppe 

Theorie  (+):  73  —  64-43  —  24  —  11-5 
Beob.  (+):      70  —  67  —  45  —  16—13  —  9 
bei  der  zweiten  Gruppe: 

Theorie  (+):  54  —  52  —  42  —  31  —  21  —  25 
Beob.  (+):      52  —  54  —  48  —  30-22  —  19 
Die  Summen  der  korrespondirenden  theoretischen  Gruppen  betra- 
gen also:  127  —  116  —  85  —  55  —  32  —  30. 

Diese  Zahlen  weichen  von  den  oben  unmittelbar  gefundenen  wenig 
ab  und  im  Ganzen  stimmen  diese  letzteren  eben  so  gut  mit  den  Beob- 
acltungen,  wie  die  mit  Hülfe  zweier  Mittelpräzisionen  berechneten. 

26.  Aus  den  obigen  Erörterungen  und  Beispielen  ist  nun  ersicht- 
lich, wie  man  entscheiden  kann,  ob  eine  gegebene  Anzahl  von  Beob- 
achtungen derselben  Grösse,  die  gleiche  oder  verschiedene  Präzision 
besitzen,  den  Beweis  liefert,  dass  die  betreffende  Grösse  einen  nor- 
malen oder  typischen  Werth  besitzt ,  der  in  dem  Einzelfalle  nur  durch 
zufällige  Störungen  modifizirt  ist.  Dabei  ist  aber  angenommen 
Worden,  dass  wir  wenigstens  einige  Hundert  Einzelwerthe  zur  Verfil- 
mung haben. 

Obwohl  nun  aber  gezeigt  worden,  dass  man  sich  die  genügende 
-A^ö^ahl  von  Einzelwerthen  leichter  verschaffen  kann,  als  es  auf  den 
^'^ten  Blick  möglich  scheint,  so  bleibt  es  doch  in  vielen  Fällen  wün- 
^henswerth,  sich  auch  in  Bezug  auf  kleinere  Beobachtungsreihen, 
^*  B.  von  25—30  Einzelwerthen  von  gleicher  Präzision,  ein  Urtheil 
^^rüber  zu  verschaffen,  ob  sie  mit  der  Voraussetzung  eines  zufällig 
Stistörten  Normalwerthes  in  Einklang  stehen. 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  gibt  es  verschiedene  Kriterien. 
Kann  die  beobachtete  Grösse  als  eine  empirische  Wahrscheinlich- 
keit oder  als  Funktion  einer  solchen  aufgefasst  werden,  so  untersuche 
^^n  auf  die  oben   angegebene  Weise,  ob  die  nach  der  statistischen 
^lethode  berechnete  Präzision  mit  der  nach  der  physikalischen  Me- 
thode bestimmten  annähernd  zusammentrifft.     Ist  dies  der  Fall,  so 
darf  man  schliessen,  dass  die  Vertheilung  der  Einzelwerthe  einiger- 
luaassen  derjenigen  entspricht,  welche  durch  die  oben  angegebene  Ex- 
ponentialfunktion gegeben  wird  und  die  der  Annahme  zufälliger  Stö- 
^migen  eines  Normalwerthes  entspricht. 

Statt  der  beiden  Präzisionsbestimmungen  kann  man  natürlich  auch 
*ie  wahrscheinlichen  Fehler,  die  sich  nach  den  beiden  Methoden  er- 
geben, mit  einander  vergleichen,  da  der  wahrscheinliche  Fehler  r, 
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wie  bereits  mehrfach  erwähnt  wurde,  mit  der  Präzision  h  durch  di 
Gleichung  r  =  —t —  verbunden  ist. 

Ist  die  nach  der  physikalischen  Methode  bestimmte  Präzision  be 
trächtlich  kleiner,  als  die  von  der  statistischen  Methode  gelieferte  (i 
welchem  Falle  neben  der  „statistischen"  Fehlerquelle  noch  andere  mit 
wirken),  oder  kann  die  Beobachtungsgrösse  nicht  als  eine  Wahrschein 
lichkeit  behandelt  werden,  so  berechne  man  den  wahrscheinlichen  Feh 
1er  nach  der  physikalischen  Methode  (Methode  der  kleinsten  Quadrate 
und  sehe  zu,  ob  die  positiven  und  negativen  Abweichungen  vom  Mit 
telwerthe  wirklich  innerhalb  der  gefundenen  Grenzen  annähernd  ebens 
zahlreich  sind ,  wie  ausserhalb  derselben.  Allzu  gering  darf  natürlic 
die  gegebene  Zahl  von  Beobachtungen  nicht  sein. 

Findet  nun  eine  leidliche  Uebereinstimmung  des  berechneten  wahi 
scheinlichen  Fehlers  mit  der  beobachteten  Fehlervertheilung  statt  un 
ist  ausserdem  die  Gesammtzahl  der  positiven  Fehler  von  derjenige 
der  negativen  nicht  sehr  verschieden,  so  ist  wieder  der  Schluss,  wen 
auch  nicht  sicher,  so  doch  genügend  gerechtfertigt,  dass  nur  d( 
Zufall  die  Abweichungen  der  Einzelwerthe  von  einem  typischen  Norma 
werthc  erzeugt  habe. 

27.  Endlich  sei  noch  ein  anderes  Kriterium  erwähnt.  Wenn  wirl 
lieh  nur  zufällige  Abweichungen  von  einem  Normalwerth  vorliege! 
d.  h.  wenn  die  Exponentialfunktion  maassgebend  ist  für  die  Yerthe 
lung  der  Abweichungen,  so  bestehen  zwischen  den  Summen  der  vei 
schiedenen  Potenzen  der  ihrem  absoluten  Werthe  nach  genommene 
Abweichungen  gewisse  Beziehungen^),  von  denen  wir  hier  die  eii 
fachste  zur  Anwendung  bringen  wollen.  Ist  wie  oben  n  die  Zahl  d< 
Beobachtungen,  [d^]  die  Summe  der  Fehlerquadrate  und  [d]  die  Sumn 
der  einfachen  sämmtlich  positiv  genommenen  Abweichungen,  s 
hat  man  (mit  gewissen  Vernachlässigungen)  die  Gleichung: 

wo  TT  die  Ludolph'sche  Zahl  bedeutet.  Man  kann  somit  aus  den  zi 
fälligen  Beobachtungsfehlern  die  Zahl  tt  berechnen,  wie  Fechner  du 
mit  Hülfe  seiner  psychophysischen  Beobachtungen  gethan  hat. 

Nicht  sowohl  als  Kuriosum,  sondern  als  Kriterium  für  die  Riet 
tigkeit  unserer  Voraussetzungen  wollen  wir  diese  Formel  auf  das  obc 
behandelte  preussische  Material  anwenden,  indem  wir  n  aus  den  2 


1)  Der  Beweis  findet  sich  im  Berliner  astronomischen  Jahrbuch  TOn  1834,  S.  S8^ 
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monatlichen  Beobachtnngswerthen  für  jeden  Regierungsbezirk  berech- 
nen. Um  jedoch  die  Unsicherheit,  welche  aus  der  geringen  Zahl  der 
Beobachtungen  entsteht,  so  weit  wie  möglich  zu  beschränken,  wenden 
wir  eine  nach  Fechner*)  abgeleitete  Korrektion  jener  Formel  an.  In 
derselben  sind  nämlich  unter  den  d  die  Abweichungen  der  Einzelbeob- 
acfatungen  vom  wahren  Werthe  verstanden;  statt  dieser  (unbekann- 
ten) Abweichungen  aber  nehmen  wir  die  Abweichungen  der  24  Einzel- 
w«rthe  von  ihrem  arithmetischen  Mittel.    Haben  aber  die  d  diese  mo- 

2nfd*l 
difizirte  Bedeutung,  so  ist  der  Ausdruck  -r^^    »  damit  er  wahrschein- 
licherweise dem  Werthe  /r  möglichst  nahe  komme,  mit  dem  Korrek- 
tionsfaktor  -7 itSt»  also  für  n  =  24  mit  1,015  zu  multipliziren. 

Nehmen  wir  wieder  als  Beispiel  die  oben  bereits  verwendeten 
Daten  für  Königsberg.  Das  Mittel  der  24  Monatsv^erthe  von  z  ist 
1051,  die  Summe  der  Quadrate  der  Abweichungen  26578,  die  ein- 
gehe Summe  der  Abweichungen  ohne  Rücksicht  auf  das  Vorzeichen 

646  und   es   soll   also  der  Ausdruck   — S^r^i —  •  1»015  der  Zahl 

(646)* 

'^^(3,14..)  nahe  kommen.  Die  Ausführung  der  Rechnung  ergibt  in  der 
"Hiat  3,103,  was  mit  Rücksicht  auf  die  geringe  Zahl  der  zu  Grunde 
gelegten  Beobachtungen  eine  sehr  gute  Bestätigung  unserer  theoreti- 
schen Voraussetzung  bildet.  — 

28.  In  ähnlicher  Weise  findet  man  aus  den  Beobachtungen  der 
übrigen  Bezirke  folgende  Annäherungen  an  n: 


,  3,103 
.  2,937 
l^anzig ....  2,639 
Marienwerder  3,366 
.  2,982 
.  3,333 
Frankfurt  .  .  3,751 

Stettin 3,423 

EMin 2,898 

Stralsund   .  .  3,373 
Ftaeo    ....  2,996 


Bromberg 

Breslau    . 

Liegnitz  . 

Oppeln  .  . 

Magdeburg 

Merseburg 

Erfurt  .  . 

Schleswig 

Hannover 

Hildesheim 

Lüneburg 


2,913 
2,987 
3,359 
2,882 
2,823 
3,509 
3,350 
2,735 
3,497 
2,585 
3,010 


Stade    .  .  .  . 
Osnabr.-Aur. 
Münster  .  . 
Minden    .  .  , 
Arnsberg    . 
Kassel  .  .  .  . 
Wiesbaden 
Koblenz  .  .  . 
Düsseldorf.  . 

Trier 

Aachen.  .  .  , 


2,920 
3,402 
2,512 
3,566 
3,562 
2,767 
3,389 
3,468 
2,893 
3,264 
3,380 


Das  Mittel  aus  den  11  Werthen  der  ersten  Reihe  ist  3,164,  das 
Mittel  aus  der  zweiten  Kolonne  3,059,  das  Mittel  aus  der  dritten 


1>  Piydiophjsik  II.  Th.  S.  371. 
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3,193,  das  Mittel  aus  den  sämmtlichen  33  Wcrthcn  endlich  3,139  ode 
rund  3,14,  kommt  also  dem  Wcrtlic  von  n  auf  zwei  Dezimalstelle: 
gleich. 

Auch  die  Annäherungen  der  Einzclwerthe  an  n  sind  so  befriedi 
gcnd ,  als  man  es  bei  Anwendung  von  nur  je  24  Beobachtungsfehlcn 
verlangen  kann. 

Nur  in  einem  einzigen  Bezirke,  nämlich  Köln,  das  in  die  obig 
Zusammenstellung  nicht  mit  aufgenommen  worden,  kommt  eine  gan: 
abnorme  Zahl  heraus,  nämlich  4,344.  Als  Grund  dieser  Anomali« 
erkennt  man  die  ganz  ungewöhnliche  Vertheilung  der  Werthc  von  i 
indem  einerseits  die  kleinen  Abweichungen  vom  Mittel  verhältniss 
massig  zahlreich  sind ,  andererseits  aber  der  ganz  extreme  und  a  prior 
nach  der  monatlichen  Geburtenzahl  h(*)chst  unwahrscheinliche  Wert! 
1225  (November  1868)  auftritt. 

Zieht  man  bei  der  Bildung  des  allgemeinen  Mittels  dieses  anomah 
Resultat  mit  hinzu,  so  erhält  man  3,171,  eine  Zahl,  die  immer  nocl 
nicht  allzuweit  von  7t  abweicht,  und  wahrscheinlich  würde  schon  da 
Hinzutreten  einiger  weiteren  Einzelbestimmungen  genügen,  um  di 
hier  entstandene  Unebenheit  auszugleichen.  Aus  den  24  monatliche] 
Beobachtungsresultaten  von  1869  und  1870  ergibt  die  Formel  aucl 
für  Köln  den  genügend  stimmenden  Werth  3,413. 

29.  Sieht  man  die  oben  berechneten  Werthe  als  zufällige  Modi 
fikationen  einer  Grösse  an,  die  den  wahren  Werth  ^t  hat,  so  kaik 
man  untersuchen ,  ob  die  unter  dieser  Voraussetzung  berechnete  wahi 
scheinliche  Abweichung  durch  die  Beobachtung  bestätigt  wird.  W 
runden  zu  diesem  Zwecke  die  sämmtlichen  Zahlen  auf  zwei  Dezimik 
stellen  ab  und  bilden  die  Abweichungen  von  dem  wahren  Werth  3,1 

Es  finden  sich,  wenn  man  sämmtliche  34  Beobachtungsgebietc  : 
Betracht  zieht,  gleich  viel  positive  und  negative  Abweichungen.  K 
der  Bestimmung  des  mittleren  Fehlers  ist  34  als  Divisor  zu  nehmei 
weil  der  Ausgangswerth  der  wahre  ist.  Der  wahrscheinliche  Fehlei 
berechnet  sich  alsdann  (indem  der  Werth  4,344  mit  berücksichtigt 
wird)  zu  0,254.  Nun  findet  man  in  der  That  18  Abweichungen  zwi- 
schen —  0,25  und  +  0,25  (die  Grenzwerthe  mit  einbegrififen)  und  1( 
ausserhalb  dieser  Grenzen.  Lässt  man  jenen  abnormen  Werth  bei  Seite 
so  erhält  man  einen  wahrscheinlichen  Fehler  von  0,216,  mit  einei 
wahrscheinlichen  Unsicherheit  von  +  0,018.  Nach  den  Beobachtungei 
liegen  von  den  33  Abweichungen  14  in  der  Strecke  —  0,23  bis  +  0,25 
(die  Grenzwerthe  einbegrififen)  und  19  ausserhalb  derselben.  Diesei 
kleinere  Werth  des  wahrscheinlichen  Fehlers  stimmt  also  weniger  gu 
mit  den  Beobachtungen. 
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Es  ist  in  dem  Vorstehenden  angenommen  worden,  dass  die  Prii- 
zision  aller  dieser  Näherungsbestimmungen  von  7c  dieselbe  sei,  und 
diese  Annahme  ist  berechtigt,  weil  jeder  Einzclbestimmung  die  gleiche 
Anzahl  von  (24)  Werthen  von  z  zu  Grunde  liegt. 

30.  Als  Resultat  unserer  Untersuchung  ergibt  sich  also  Fol- 
gendes: 

Die  Zahl  z  (oder  auch  die  empirische  Wahrscheinlichkeit  einer 
Knabengeburt)  gehört  in  ihren  Einzelbestimmungen  zu  denjenigen  sta- 
tistischen Grossen,  welche  (wenigstens  innerhalb  einer  gewissen  Zeit- 
periode und  eines  gewissen  geographischen  Gebietes)  als  zufällige 
Modifikationen  eines  typischen  Normalwerths  anzusehen  sind. 

Diese  Eigenthümlichkeit  aber  ist  nicht  in  dem  gewöhnlichen,  vagen 
Sinne,  sondern  in  ihrer  mathematischen  Strenge  aufzufassen:  der  ty- 
pische Normalwerth  ist  ein  eigentlicher  Mittelwcrth  im  Sinne  der  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung d.  h.  die  Wahrscheinlichkeit  einer  gegebenen 
Abweichung  von  demselben  ist  durch  die  oben  augeführte  Exponential- 
fonktion  bestimmt. 

Mit  anderen  Worten,  die  Veränderlichkeit  in  dem  Geschlechts- 
verhältniss  lässt  sich  zurückführen  auf  das  Schema  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung. Annähernd  dieselben  81G  Zahlen,  welche  wir  oben 
für  z  als  Resultate  von  24  monatlichen  Bestimmungen  in  34  preussi- 
schen  Bezirken  gefunden  haben ,  würden  sich  in  annähernd  der- 
selben Vertheilung  ergeben,  wenn  man  aus  einer  Urne, 
die  schwarze  und  weisse  Kugeln  imVerhältnissvon  10G3 
Zu  1000  enthielte,  je  24  Mal  so  viele  Züge  thäte  (mit 
jedesmaliger  Zurücklegung  der  gezogenen  Kugel),  als 
die  durchschnittliche  monatliche  Geburtenzahl  der  ein- 
zelnen Bezirke  beträgt,  und  wenn  man  alsdann  die  Zahl  der  in 
jeder  Versuchsreihe  gezogenen  schwarzen  Kugeln  durch  die  zugehörige 
Zahl  der  weissen  dividirte  und  den  Bruch  mit  1000  multiplizirte. 

31.  Wie  soll  man  sich  aber  die  physiologische  Ursache  dieser 
fischeinung  denken?  Nach  der  Arbeit  von  Dr.  W.  Stieda  über  das 
Senalverhältniss  der  Geborenen  (Strassburg  1875)  ist  gar  kein  Grund 
»ehr  vorhanden ,  die  Hofacker -Sadler- Hypothese  festzuhalten.  Auch 
ist  eigentlich  nie  Grund  vorhanden  gewesen,  sie  anzunehmen,  denn 
die  ZtJilen,  auf  die  sie  sich  stützte,  waren  viel  zu  klein,  um  irgend 
welche  Schlüsse  zu  gestatten.  Bei  einer  Versuchsreihe  von  3200  Zü- 
G^  aus  der  oben  erwähnten  Urne  besteht  noch  immer  die  Wahrschein- 
lichkeit 0,113,  dass  man  statt  der  richtigen  Zahl  z  =  1063  einen 
Verth  erhält ,  der  unter  1004  oder  über  1 122  liegt.     Man  kann  also 

XXVIl.  16 
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auch  ungefähr  noch  1  gegen  9  wetten,  dass  bei  einer  Gruppe  voi 
3200  Geburten  die  Grösse  z  unter  resp.  über  diese  Grenzen  fallei 
werde,  trotzdem  der  Normalwerth  gleich  1063  wäre.  Hieraus  ist  zi 
ersehen,  wie  vorsichtig  man  zu  Werke  gehen  muss,  wenn  man  zu 
Erklärung  der  Verschiedenheiten  der  Grösse  z  in  verschiedenen  Grup 
pen  von  Geborenen ,  selbst  wenn  jede  einige  Tausend  Köpfe  zählt,  stat 
zufälliger  Ursachen  spezifische  und  konstante  annehmen  will. 

Unmöglich  ist  es  nicht,  dass  jene  Hypothese,  die  ursprünglich  au 
Sand  gebaut  worden,  in  Zukunft  einmal  auf  dem  festen  Boden  genü 
genden  Materials  begründet  werde.  Für  jetzt  aber  brauchen  wir  un 
durch  sie  nicht  abhalten  zu  lassen ,  zur  formalen  Erklärung  der  Beob 
achtungen  über  das  Sexualverhältniss  der  Geborenen  die  einfachst 
und  bequemste  Vorstellung  zu  benutzen.  Diese  Vorstellung  ist  dii 
dass  schon  die  sehr  zahlreichen  unbefruchteten  Keime  in  den  weil 
liehen  Ovarien  für  das  eine  oder  das  andere  Geschlecht  prädestinii 
seien*),  und  zwar  dass  bei  allen  weiblichen  Individuen  —  um  zu 
nächst  eine  streng  schematische  Annahme  zu  machen  —  die  mäni 
liehen  Keime  die  weiblichen  in  demselben  Verhältnisse  überwiege] 
Die  Analogie  mit  der  Urne  ist  dann  einleuchtend:  jede  Befruchtun 
ist  zu  vergleichen  mit  dem  Zuge  einer  schwarzen  oder  weissen  Eug( 
aus  derselben  Urne. 

Das  bei  allen  weiblichen  Individuen  gleiche  Verhältniss  der  Keim 
würde  nun  mehr  oder  weniger  scharf  zum  Ausdruck  kommen  in  de: 
aus  einigen  hunderttausend  oder  Millionen  Fällen  abgeleiteten  Verhäl 
niss  nicht  der  Knaben  geh  urten  zu  den  Mädchengeburten,  sondei 
der  Befruchtungen  männlicher  Keime  zu  den  Befruchtunge 
weiblicher  Keime.  Dieses  letztere  Verhältniss  aber  kennen  wir  nich 
Wie  gross  ist  die  Zahl  nicht  nur  der  Fehlgeburten  in  den  ersten  M< 
naten  nach  Beginn  der  Schwangerschaft,  sondern  auch  derjenigen  Keim 
die  in  den  ersten  Wochen  nach  der  Befruchtung  abortiren,  vielleicli 
ohne  dass  die  Mutter  darum  weiss!  Wenn  in  Paris  in  den  vier  Mo 
naten  März  bis  Juni  1868  24  Embryonen  von  1  —  3  und  156  Em 
bryonen  von  3 — 5  Monaten  registrirt  wurden,  so  ist  anzunehmen 
dass  die  Gesammtzahl  solcher  Frühgeburten  eine  sehr  beträchtlich 

1)  Dass  der  Embryo  anfangs  zweigeschlechtlich  erscheint,  steht  dieser  Anschauan 
nicht  im  Wege,  denn  man  kann  annehmen,  dass  die  schliesslich  überwiegende  g< 
schlechüiche  Entwicklung  in  dem  werdenden  Organismas  vorangelegt  vorhanden  se 
So  müssen  ja  auch  alle  Aehnlichkoiten  mit  dem  Vater,  in  Farbe  des  Haares,  d< 
Augen  u.  s.  w.  vom  Augenblick  der  Befruchtung  an  in  der  Anlage  vorhanden  seh 
Uebrigens  hat  van  Beneden  in  neuerer  Zeit  gezeigt,  dass  bei  niederen  Tfaieren  die  GN 
achlechtsanlage  bis  in  den  Beginn  der  Entwicklung  hinaufreicht. 
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ist  und  die  Zahl  der  registrirten  Todtgeburten  im  gewöhnlichen  Sinne 
vielleicht  übersteigt. 

32.  Aber  wie  die  Todtgeburten  eines  Landes  zu  der  Gcsammt- 
zahl  der  Geburten  des  einen  und  des  anderen  Geschlechtes  in  einem 
aDDähemd  konstanten  Yerhältniss  stehen,  so  darf  man  annehmen,  dass 
die  nicht  registrirten  und  nicht  bemerkten  Frühgeburten  und  Aborten 
zu  den  beobachteten  Geburtenzahlen  beider  Geschlechter  ebenfalls  in 
einem  konstanten  oder  nur  zufällig  veränderlichen  Verhältniss  bleiben. 
Diese  Voraussetzung  genügt,  damit  die  Konstanz  des  Verhältnisses 
der  männlichen  und  weiblichen  Keime  auch  für  das  Geschlechtsver- 
hältniss  der  beobachteten  Geburten  einen  Normal  wer  th  mit  der  Wahr- 
scheinlichkeitstheorie entsprechenden  Abweichungen  erzeuge.  In  ähn- 
licher Weise  haben  wir  oben  gesehen,  dass  dieselbe  Vertheilungs- 
theorie  sowohl  auf  die  Gesammtheit  der  Geborenen  —  wie  in  dem  Bei- 
spide  aus  der  preussischen  Statistik  —  als  auch  auf  die  Lebendgeborenen 
allein  -—  wie  in  den  Beispielen  von  England  und  Frankreich  —  an- 
wendbar ist 

Uebrigens  ist  die  der  grösseren  Einfachheit  wegen  angenommene 
Hypothese  von  dem  konstanten  Verhältnisse  der  Keime  bei  allen 
Weiblichen  Individuen  nicht  nöthig.  Es  dürfen  grosse  individuelle  Ver- 
schiedenheiten vorhanden  sein,  wenn  nur  das  mittlere  Verhält- 
niss für  die  der  Befruchtung  ausgesetzten  Individuen  von  einem  Beob- 
achtungsbezirke  zum  anderen  (wenigstens  für  eine  gewisse  Periode)  an- 
x^^nd  konstant  bleibt.  Schwankungen  dieses  Mittelverhältnisses  eines 
Bezirks  von  Monat  zu  Monat  oder  von  Jahr  zu  Jahr  dürfen  vorkora- 
*öen,  wenn  sie  nur  den  Charakter  der  Zufälligkeit  tragen. 

Indess  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  in  Wirklichkeit  verschiedene 
spezifische  Einwirkungen  wenigstens  die  Beziehungen  dieses  Mittel- 
^^liä]tnisses  zu  den  beobachteten  Werthen  von  z  in  den  einzelnen  Be- 
^rken  auf  verschiedene  Art  modifiziren.  Grossstädtische  Bevölkerungen 
pflegen  durchweg  kleinere  Werthe  von  z  aufzuweisen,  als  ländliche; 
ebenso  ergeben  die  unehelichen  Geburten  im  Ganzen  kleinere  Zahlen 
'^r  Zy  als  die  ehelichen.  Das  Verhältniss  der  Stadt-  zur  Landbevölke- 
'Ui^,  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  zur  unehelichen  wird  also  auf  das 
l^bachtete  Geschlechtsverhältniss  der  Geborenen  eines  Bezirks  von 
SinfluBS  sein,  ohne  dass  es  jedoch  unumgänglich  nöthig  ist,  dieser  Ein- 
^^iikongen  wegen  eine  Verschiedenheit  des  Mittelverhältnisses  der  männ- 
Kchen  und  weiblichen  Keime  anzunehmen. 

33.  Man  kann  sich  die  Sache  vielmehr  so  denken:   A  sei  die 
2aM  der  männlichen,  B  die  der  weiblichen  Keime,  die  in  einem  Be- 

16* 
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zirke  im  Laufe  einer  gegebenen  Zeit  befruchtet  worden  und  in  den 
Entwicklungsprozess  eingetreten  sind;  a  aber  sei  der  Bruchtheil  von 
A,  /?  der  Bruchtheil  von  i?,  welcher  in  dem  früheren  embrj'onalen 
Stadium,  bevor  der  Foetus  als  Todtgeburt  registrirt  wird,  in  Abgang 
gekommen  ist.  So  hat  man  also  für  das  der  Beobachtung  zugängliche 
Verhältniss  der  Knaben-  und  Mädchengeburten  (incl.  Todtgeburten) 

K  _  Ä  —  aA  _  A     (1  —g) 

lif  —  li-ßB~B'(l—ßy 

Das  Verhältniss  ^  kann  also  im  Mittel  konstant  bleiben,  wem» 

auch  das  Verhältniss  ,>  für  verschiedene  Gruppen  verschiedene  Mittel— 

werthe  erhält:   es  kommt  eben  nur  auf  den  Bruch  z 3  =  v  aa. 

1 — p 

der  für  uneheliche  Geburten  kleiner  ist  als  für  eheliche,  für  gross 

städtische  kleiner  als  für  ländliche.    Eine  solche  Veränderlichkeit  vo^ 

y,   die  auf  der  Veränderlichkeit  von  a  und  ß  beim  Uebergang  vo:= 

einer  Gruppe  zur  anderen  beruht,  scheint  sehr  annehmbar.    Der  Pr 

zentsatz  der  Todtgeborenen  ist  bei  den  unehelichen  Geburten  grosse 

als  bei  den  ehelichen;   und  mit  Rücksicht  hierauf,  wie  auch  aus 

deren  Erwägungen,  ist  es  sehr  wahrscheinlich ,  dass  auch  der  Prozenl 

satz  der  frühen  Fehlgeburten  und  der  in  der  ersten  Entwicklungspha 

erstickten  Keime  bei  der  ersteren  Kategorie  grösser  sei,  als  bei  d^: 

zweiten.     Wenn  andererseits  schon  bei  den  ehelichen  Geburten  woli.] 

glaublich  ist,  dass  ci7>  ß,  also  y  ein  echter  Bruch,  so  genügt  schon, 

dass  für  die  unehelichen  a  und  ß  um  gleich  viel  wachsen,   um  ein 

kleineres  y  und  somit  auch  ein  kleineres  -^  für  diese  Kategorie  her- 
vorzubringen. Wenn  aber  die  Gefahr  einer  unehelichen  Frühgburt 
für  einen  männlichen  Foetus  stärker  zunimmt,  als  für  einen  weib- 
lichen —  wie  es  sich  hinsichtlich  der  unehelichen  Todtgeburten  aas 
vielen  Beobachtungen  herausstellt  — ,  so  wird  das  y  für  die  unehe- 
lichen Geburten  im  Vergleich  mit  dem  für  die  ehelichen  sich  noch 
mehr  verkleinern. 

Auch  in  Bezug  auf  die  grossstädtischen  Geburten  scheint  es  nicht 
allzu  kühn ,  einen  vergrösserten  Prozentsatz  von  Frühgeburten  —  also 
Vergrösserung  der  Brüche  a  und  ß  —  mit  stärkerer  Benachtheiligung 
des  männlichen  Geschlechts  anzunehmen,  und  es  würden  sich  über- 

haupt  alle  konstanten  Minderwerthe  von  ^  in  gewissen  Gruppen  auf 
diesem  Wege  erklären  lassen. 
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üebrigens  soll  iu  diesen  Erörterungen  nicht  etwa  eine  physiolo- 
gische Hypothese  zur  Erklärung  des  Ucberschusses  der  Knabengeburten 
aufgestellt  sein,  sondern  es  war,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  nur  die 
Entwicklung  einer  Anschauungsweise  beabsichtigt,  vermöge  welcher 
man  die  früher  dargelegten  Regelmässigkeiten  in  den  Erscheinungen 
am  leichtesten  und  bequemsten  begreift.  Man  könnte  auch  von  ande- 
ren Vorstellungen  ausgehen,  wie  z.  B.  von  denen,  welche  der  Sadler- 
Hofacker'schen  Hypothese  zu  Grunde  liegen,  aber  für  jetzt  sind  wir 
durch  nichts  genöthigt,  diesen  verwickeiteren  Ansichten  den  Vorrang 
einzuräumen. 

34.  Zum  Schluss  sei  noch  hervorgehoben,  dass  die  Annahme  eines 
in  allen  Beobachtungsgebieten  gleichen  Normalwerthes  von  z  nicht  ge- 
nau ist,  schon  deswegen,  weil  die  unehelichen  und  die  städtischen 
Geburten  in  den  verschiedenen  Bezirken  einen  verschiedenen  Einfluss 

^uf  das  Verhältniss  ^  ausüben  würden ,  selbst  wenn  das  Verhältniss  -^ 

^^  allen  Bezirken  konstant  wäre.     In  einem  grösseren  Laude  gibt  es 
also  wahrscheinlich  mehrere  lokal  und  geographisch  bestimmte  Normal- 
"^■^rthe  von  z.    Auch  mögen  diese  Normalwerthe  langsamen  Aenderun- 
ßen   im  Laufe  der  Zeit  unterworfen  sein,  so  dass   man  wohl  daran 
^hun  wird,  die  Perioden,   deren  Beobachtungen  man  gruppiren  will, 
^icht  zu  lang  zu  nehmen.    Trotz  jener  wahrscheinlichen  lokalen  Ver- 
schiedenheit der  Normalwerthe  aber  haben  wir  doch  im  Obigen  eine 
befriedigende  Uebereinstimmung  zwischen  Theorie  und  Beobachtung  er- 
halten unter  der  Annahme,  dass  wir  es  nur  mit  zufälligen  Modifikatio- 
^J^n  eines  einzigen  Normalwerthes  zu  thun  hätten.    Dadurch  wird 
l^^vriesen,  dass  die  Mehrzahl  der  Beobachtungen  auf  Normalwerthe  zu 
beziehen  ist,  die  nicht  oder  nur  wenig  von  einander  verschieden  sind; 
Änzelne  Beobachtungsgruppen  aber  können  immerhin  zu  weiter  abseits 
liegenden  Mittel werthen  gehören,  und  indem  diese  ebenfalls  auf  den 
2-11  gemeinen  Mittel werth  bezogen  wurden,  sind  wahrscheinlich  manche 
*ei  Störungen  entstanden,  die  sich,  wenn  auch  nicht  in  bedenklicher 
^Vcise,  oben  in  der  Harmonie  zwischen  Theorie  und  Beobachtung  her- 
au«igestellt  haben.   Bei  der  weiteren  Fortführung  dieser  Untersuchungen, 
^*^€  ich  sie  beabsichtige,  wird  also  auch  die  Frage  zu  beantworten 
^^*n,  ob  sich  die  Gesammtmasse  der  in  einem  gegebenen  Lande  be- 
^^immten  Einzelwerthe  von  z  nicht  in  mehrere  geographisch  unter- 
schiedene Partialmassen  zerlegen  lasse,  von  denen  jede  sich  der  Theorie 
B^Diass  um  einen  besonderen  Normalwerth  gruppirt. 
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I. 

Die  Steuerreform  im  Grossherzogthum  Baden. 

Vorbemerkung. 

Im  Jahre  1873  bestanden  im  Grossherzogthum  Baden  für  die  Rege^^ 
lung  des  direkten  Steuerwesens  folgende  Gesetze: 

1.  Die  Besteuerung   des  Grund  und  Bodens   beruhte   auf  der  Grund    - 
steuerordnuug   vom  20.  Juli   1810,    die    Besteuerung   der  Häuser   auf  derr 
Häusersteuerorduung  vom  18.  September   1810. 

2.  Der  Kapitalwcrth  des  Zinsen-  und  Rentenbezugs,  soweit  er  nich'  - 
unmittelbar  der  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-  oder  Elassensteuer  unterwor"^ 
fen  war,  wurde  nach  dem  Gesetz  vom  7.  April  1860  und  der  Novelle 
vom   14.  März   1872  besteuert. 

3.  Für  die  Besteuerung  der  Gewerbe  war  das  Gesetz  vom  23.  Mär^ 
1854  maassgebend. 

4.  Das  Einkommen  aus  einem  Staats-,  Hof-Staates  oder  grundherrlichcKS 
Dienste,  aus  einem  Dienste  bei  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten ,  aK3 
Pensionen   aus  solchem  Dienstverhältnisse    aus  schriftstellerischem  Erwerl» 
oder  künstlerischem  Beruf,  das  Einkommen  derer,  welche  mit  der  Erziehung* 
der  Jugend  und  Ertheilung   von  Unterricht,   mit  der  Ausübung  der  Heil- 
kunde  oder   mit  der  Besorgung  von  Kcchtsgeschäften  sich  befassen,    end- 
lich   auch  das  Einkommen  von  Mitgliedern  der  Kegentenfamilie  aus  Wit- 
tum   und    Apanagen,    wurde   nach   dem  Klassenstcuergesetz  vom   10.  Juli 
1837,    beziehungsweise   der  Verordnung  vom  31.  Oktober  1820,    s.    auch 
Vollzugsvorordnung  vom  8.  April  1837  besteuert.  — 

Mit  dem  Jahre  1873  beginnen  die  gesetzgeberischen  KeformYersnche. 
Bevor  wir  auf  besonderfen  Wunsch  der  Herren  Herausgeber  der  Jahrbücher 
über  diese  Beform  versuche  ein  Referat  geben ,  sei  hier  noch  bemerkt, 
das»,  was  die  Grund-  und  Häusersteuer  betrifft,  die  Katastrirung  alles 
landwirthschaftlichen  Geländes  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1858 
und  die  Katastrirung  der  Gebäude  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  26.  Mai 
1806  derzeit  beendigt  ist.  Die  neuen  Einschätzungen  treten  mit  dem 
nächsten  Jahre  in  Kraft,  im  Zusammenhang  hiermit  steht  das  Gesetz  die 
Anwendung  des    neuen  Grund-  und   Häusersteuerkatastors   auf  Gemeinde- 
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und  Ereisumlagen  betreffeud  vom  25.  Juli  1876.  Dieses  Gesetz  verliert 
mit  dem  31.  Dezember  1877  seine  Wirksamkeit,  weil  mau  hofft,  dass  bis 
dorthin  ein  neues  Gemeindesteuergesetz  vereinbart  sein  wird. 

1.  Das  Xapi talrentenstcuergesetz. 

An  die  Stelle  des  Kapitalsteuergesetzes  ist  das  Gesetz  über  die  Eapi- 
talrentensteuer  vom  24.  Juni  1874  getreten.    Bisher  hatte  man  „doch  mehr 
die  Kapitalwerthe  des  Zinsen-  und  Ecntenbezugs  als  letzteren  selbst  zum 
Gegenstand    der  Besteuerung   gemacht."      Das   seitherige  Gesetz    trug   „in 
vielfacher  Beziehung  gar  zu  wenig  den  Charakter  eines  Gesetzes  über  eine 
Kentensteuer"  und  nachdem  die  sogenannte  Eapi talsteuer  doch  eine  Zins- 
und  Rentensteuer  sein  sollte,  bemühte  man  sich  das  Prinzip  dieser  direk- 
ten Steuer  schärfer  zum  Ausdruck  zu  bringen.      Die  Kritik  des  Entwurfs 
^ine  Kapitalrentensteuer  betreffend   und  die  Geschichte  der  badischen  Ka- 
pitalsteuer ist   an    anderer  Stelle   bereits   gegeben  worden  ^).     Die  gegen- 
*ib«r  dem  Entwürfe  geltend  gemachten  kritischen  Bemerkungen  sind  auch 
^^^enüber   dem  Gesetz   aufrecht  zu   erhalten.     Uebrigens  enthält  das  Ge- 
®®t2  ^   was  wir   keineswegs   verkennen ,   gegenüber   dem   früheren  Kapital- 
•teixergesetz  wesentliche  Verbesserungen.      Man   hat   sich   aber  gegen  dio 
^*i nähme  des  Gesetzes  ausgesprochen,  vorzugsweise,  weil  es  auf  dem  Prinzip 
^^»^   Ertragbesteuerung  ruht  und  weil  es  nicht  zweckmässig  erschien ,    dass 
^^n  stückweise  die  einzelnen  Steuergesetze  unter  Beibehaltung  des  Prinzips 
^^^  Ertragbesteuerung  verändere. 

,g^^        Unter   Verweisung   auf  den   Text   des   Gesetzes  heben   wir  folgende 
'^^ tizelheiten  hervor: 

^  Während  nach  dem  seitherigen  Gesetze  die  Zinsen ,  Beuten  und  Divi- 

^^^den    aus  Aktien   von   der  badischeu  Gewerbesteuer   unterliegenden   in- 
^^^triellen  oder  Handelsunternehmungon  auf  Aktien  von  der  Kapitalsteuer 
^^ireit    waren,    greift    diese   Befreiung    nach    dem    neuen    Gesetze    nicht 
■^Xat«  *)-  —    Reichsausländer,    welche  im  Grossherzogthum  wohnen,    sind 
^^5t  ihrem  Zinsen-  und  Rentenbezug  insoweit  steuerpflichtig,   als  die  Ka- 
l^italien    im    deutschen  Reichsgebiete    angelegt   sind    oder   die  Bezüge    aus 
"•-^tzterein  herkommen.    Art.  4.  —  Ist  ein  Steuerpflichtiger  mit  Faust-  oder 
^^terpfändlich  versicherten  Kapitalschuldcn ,  oder  ist  er  mit  Ablösungskapi- 
^-^ien  Tou  Zehnten,  Zinsen  und  Gülten  belastet,  oder  sind  seinem  steuer- 
baren   Zinsen  -   und   Rentenbezuge    privatrechtliche  Lasten ,    welche    nicht 
^c^Kon  kraft  Gesetzes  damit  verbunden  sein  würden,  durch  besondere  Titel 
^.uferlcgt,    so   kann   er   verlangen,    dass   der  Geldbetrag  von  Schuldzinsen 
Xvnd  Lasten  von  seinem  Einkommen  an  Zinsen  und  Renten  abgezogen  und 
^:xur   der  alsdann  noch  übrige  Rest  der  letzteren,    der  Kapitalrentensteuer 
^^=^jiterwoifen  wird.    Art.  8.     Zu  dieser  Bestimmung  bemerken  nachträglich 
c^e  Motive   des  unten  zu  erwähnenden  Entwurfs  einer  Erwerbsteuer  vom 
X 9.  November  1875,  S.  19:    „dass   bei  der  Kapitalrentensteuer  der  Abzug 

1)  Dr.  Hecht ,  Das  badische  Steuersystem  und  die  Gesetzentwürfe  eine  Kapitalrenten- 
ah "teaer  nnd  eine  allgemeine  Einkommensteuer  betr.    Mannheim  1874  (Verl.  Schneider). 

2)  lieber  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften.  S.  meine  (als  Manuskript  ge- 
knickte) Denkschrift:  Die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  von  Seiten  des  Staates 
"«■Jid  der  Gemeinden.    Mannheim  1874. 
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von  Schuldzinsen  am  renten steuerpflichtigen  Erträgniss  für  zulässig  er- 
klärt ist,  muss  als  eine  Ausnahmebestimmung  angeschen  werden,  welcher 
eine  irgend  erhebliche  finanzielle  Bedeutung  nicht  beizumessen  ist.  Denn 
die  Pällo,  in  welchen  ein  Besitzer  in  nicht  blos  Torübergehender  Weise 
mit  Schulden  belastet  ist,  sind  denn  doch  selten."  —  Durch  Art  15  ist 
eine  selbständige  Steuerpflicht  der  Erbmassen  gcschafi'en.  —  Der  Bezug 
zur  Kapitalrenten  Steuer  erfolgt  auf  Grund  von  Fassionen;  die  Passionen 
unterliegen  der  Prüfung  des  Schatzungsraths.  Die  Befugnisse  des  Schaizungs- 
raths  sind  bezüglich  der  Konstatirung  der  Kapitalrenten  Steuer  erweitert 
worden.  —  Mau  deklarirt  nicht  die  steuerpflichtige  Rente,  sondern  den 
auf  Grund  der  Heute  gefundenen  Kapitalworth  der  Rente;  man  bestimmt 
auch  den  Steucrfuss  für  die  Kapitalrentensteuer  nicht  in  Prozenten  des 
Zins-  und  Renteneinkommens,  sondern  man  setzt  den  Steuerfuss  nach 
dem  Steucrkapital  fest.  Es  beruht  dies  auf  einer  in  Baden  bestehenden 
Uebung,  wonach  die  Kapitalien  und  nicht  die  Rente  als  Ausgangspunkt 
der  Besteuerung  gelten.  Die  für  die  Beibehaltung  dieser  Uebung  vorge- 
brachten Gründe  sind  nicht  überzeugend.  Die  Motive  des  Gesetzes,  die 
Kommissionsberichte  und  die  Protokolle  über  die  Berathungen  enthaltcD 
nichts  von  allgemeinem  Interesse.  Was  übrigens  die  Protokolle  der  zwei- 
ten Kammer  betrifft,  so  sind  dieselben  von  einer  Dürftigkeit,  welche  mii 
über  die  Grenzen  des  Wünschenswerthen  hinauszugehen  scheint.  Sie  ent- 
halten für  das  Kapitalrentensteuergesetz,  wie  auch  für  den  Entwurf  dei 
Einkommensteuer  im  Wesentlichen  nur  die  Rednerliste  und  den  Wortlaut 
der  Amendements ,  diese  letzteren  aber  nicht  einmal  vollständig  ^ ). 

2.    Der   Entwurf,    eine   allgemeine   Einkommensteuer 

betreffend. 

Gemäss  dem  vom  30.  Oktober  1873  datirten  Entwurf  einer  allge- 
meinen Einkommensteuer  sollte  diese  als  Zusatzsteuer  zu  den  bestehenden 
Steuern  ins  Leben  treten.  „Eine  solche  Einkommensteuer  würde,  da  sie 
nur  das  sogenannte  reine  Einkommen  träfe,  während  bei  den  .Ertrag- 
st«uern  der  Natur  der  Sache  nach  ein  Abzug  von  Schuldzinsen  nicht 
stattfindet,  eine  ausgleichende  Wirkung  äussern  und  so  eine  erwünschte 
Ergänzung  unseres  Steuersystems  bilden.  Sie  würde  zunächst  dazu  be- 
stimmt sein,  die  von  Regierung  und  Ständen  schon  so  oft  erstrebte  und 
in  erster  Reihe  in  Aussicht  genommene  Aufhebung  oder  wenigstens  Her- 
absetzung der  Liegenschaftsaccise  zu  ermöglichen,  sie  würde  bei  vor- 
aussichtlich wachsendem  Ertrag  es  gestatten,  weitere  Reformen  nament- 
lich^ auf  dem  Gebiete  der  privativen  indirekten  Steuern,  wie  auch  auf  je- 
nem der  Justiz-  und  Polizeigefalle  anzubahnen  und  in  Ausführung  zu 
bringen.  Sie  wäre  femer  in  Anbetracht  ihrer  grösseren  Pähigkeit,  sich 
nach  den  wechselnden  Bedürfnissen  des  Staates  zu  richten,  dazu  bestimmt, 
bei  einem  künftigen  durch  Steuererhöhung  zu  deckenden  Mehrbedarf  aus- 
schliesslich   oder   wenigstens   vorzugsweise  die  Mittel  zu  liefern.     Endlich 

1)  S.  für  dfts  (icsetz  über  die  Knpitalreiiteiistcuer  die  Protokolle  der  2.  Kammer 
S.  131,  132  ,  der  1.  Kammer  S.  173,  174  ,  die  Kommissionsber.  der  2.  Kammer  im  4.  Bei- 
lagcnh.  zu  den  Verh.  der  letzteren  S.  479 — 484  ,  den  Kommissionsber.  der  1.  Kammer, 
Beilagcnh.  S.  322—325. 
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de  sie  auch  eine  geeignete  Grundlage  fdr  die  Kcform  des  Gemeinde- 
erwesens  schaffen.'^  MoÜTe  S.  16,  17  (Yerhandl.  der  bad.  Ständevers. 
3/74,  4.  Beilagenheft).  In  diesen  Worten  der  Motive  ist  keine  prin- 
ille  Begründung  der  Einkommensteuer  als  Zusatzsteuer  gegeben,    son- 

lediglich  angedeutet,  wozu  man  die  erzielten  Steuersummen  verwen- 
könne.  Eine  prinzipielle  Begründung  der  Einkommensteuer  als  Zusatz- 
T  zu  einem  Erträgst eaersystem  ist  in  den  Motiven  überhaupt  nicht 
ben  worden.  „Die  Einanzen  des  Staates  müssen  auf  solider  Grund- 
beruhen und  die  Grossherzogliche  Regierung  hält  dafür,  dass  es  Auf- 
einer vorsichtigen  Steuergesetzgebung  sein  müsse,  eine  Reform  des 
Twesens  nicht  in  radikaler  Weise  durch  einen  Umsturz  des  Bestehen- 
iierbeizuführen ,  sondern  die  nothwendigen  Yerbesserungen  anknüpfend 
18  Bestehende,  geschichtlich  Hergebrachte  vorzunehmen.  Darum  muss 
die  Grossherzogliche  Regierung  von  vornherein  entschieden  gegen  die 
jhrbarkeit  der  Idee  einer  Einkommensteuer  als  Ersatz  aller  übrigen 
!rn  aussprechen  und  es  schlechterdings  für  unthunlich  erklären,  den 
Tbcdarf  einzig  und  allein  durch  eine  Steuer  decken  zu  wollen,  deren 
hte  Durchführung,  wie  nun  einmal  die  Dinge  liegen,  geradezu  un- 
ich  wäre."  Jeder  Fachmann  wird  zugeben,  dass  in  diesen  Worten 
Begründung  der  Einkommensteuer  als  Zusatzsteuer  nicht  zu  finden 
Aach  die  Anhänger  der  Einkommensteuer  wollen,  dass  die  Einanzen 
Staates  auf  soliden  Grundlagen  ruhen,  auch  sie  wissen,   dass  die  Re- 

des  Steuerwesens  nicht  in  radikaler  Weise  durch  einen  Umsturz  des 
^henden  sich  vollziehen  darf.  Aus  diesen  Prämissen  folgt  nichts  für 
Prinzip,  welches  einer  Reform  des  Steuerwesens  zu  Grunde  zu  legen 
es  folgt  aus  diesen  Sätzen  weder,  dass  das  Prinzip  der  Ertragbesteue- 

beibehalten,  noch  dass  das  Prinzip  der  Einkommensteuer  lediglich 
Sosatzsteuer  berechtigt  ist.  Der  zweite  Satz  steht  sonach  zu  dem 
m  in  keinem  logischen  Zusammenhang.  Aus  den  Erwägungen  des 
in  Satzes  ergibt  sich  nun,  dass  an  die  Stelle  bestehender  Steuergesetze 
t  ohne  jede  Ueberlegung  und  Vorbereitung  neue  Steuergesetze  treten 
len ,  und  namentlich  dann  nicht ,  wenn  den  neuen  Gesetzen  auch  neue 
r  in  anderen  Staaten  bewährte,  aber  in  dem  betreffenden  Staate  seit- 
Doch  nicht  anerkannte  Prinzipien  zu  Grunde  gelegt  sind.  Eür  alle 
ige  des  Staatshaushalts  und  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  des  Steuer- 
ms  sind  jähe  Uebergänge  möglichst  zu  vermeiden,  weil  jähe  Ueber- 
;e  leicht  zu  akuten  Krankheiten  fuhren.  Aus  der  Erkenntniss  dieser 
Mche,  welcher  sich  die  Anhänger  der  Einkommensteuer  keineswegs 
shliessen ,  folgt  aber  nichts  weder  gegen  das  Prinzip  der  Einkommen- 
iT  noch  für  das  Prinzip  der  Ertragsteuern.  Es  folgt  daraus  nur,  dass 
ein  Land,  welches  die  Ertragteuern  verlassen  will,  um  zu  einem 
»m  der  Einkommenbesteuerung  überzugehen,  eine  gesetzgeberische 
ke  geschlagen  werden  muss.  Diese  Brücke  wird  dadurch  hergestellt, 
die  gesetzgeberischen  Faktoren  ein  Einkommensteuerkatastergesetz  ver- 
iren ,  wodurch  die  Regierung  ermächtigt  ist  gemäss  näher  vereinbarten 
ipien  einen  Einkommensteuerkataster  für  das  ganze  Land  aufzustellen. 
ei  hierbei  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  (mit  einer-  Yermögenssteuer 
inirte)  Einkommensteuer  zunächst   nur  in   dem  Umfang  in  Aussicht 


250  NatioDAlökonomUche  GeseUgebnng.* 

genommen  wird,  wie  dies  neuerdings  Neumann  in  seiner  Schrift  „Ertragt 
steuern  oder  persönliche  Steuern  vom  Einkommen  und  Vermögen?''  S.  82  i 
Torschlägt.  Wenn  ein  Einkommensteuerkataster  aufgestellt  ist,  und  wen 
sich  aus  demselben  ergibt,  dass  die  Einnahmen  des  Staates  durch  die  Eii 
fuhrung  desselben  bei  einem  dem  seitherigen  entsprechenden  Steuerfui 
sich  nicht  yerringem  wird,  so  fragen  wir,  ob  dann  in  radikaler  Weil 
ein  Umsturz  des  Bestehenden  durch  die  thatsächliche  Einführung  der  Eii 
kommensteuer  eintreten  würde? 

Die  Herstellung  eines  solchen  Einkommensteuerkatasters  ist  freilic 
von  der  Voraussetzung  bedingt,  dass  man  die  ernstliche  Absicht  ein« 
umfassenden  Steuerreform  und  die  nöthige  Fähigkeit  zu  ihrer  Verwirl 
lichung  hat.  Das  Einkommen  Steuerkatastergesetz  ist  mit  grosser  Sorgfa 
auszuarbeiten,  bei  der  Abfassung  wird  man  alle  Fragen  der  Einkommei 
Steuer  bereits  mit  voller  Klarheit  übersehen  und  über  das  System  d« 
künftigen  Einkommensteuer  zum  mindesten  seitens  der  Eegierung  prini 
piell  schlüssig  sein  müssen.  Und  wenn  auch  das  Gesetz  selbst  noch  i 
vortrefflich  wäre,  die  mit  der  Aufstellung  des  Katasters  aber  beauftragte 
Organe  nicht  die  gehörige  Umsicht  und  Energie,  aber  auch  die  nöthi{ 
Rücksicht  bei  der  Aufstellung  der  Kataster  zur  Geltung  zu  bringen  wisse 
so  kann  das  lleformwerk  auch  hieran  schliesslich  scheitern.  Diese  let 
tere  Bemerkung  ist  zwar  selbstverständlich  aber  doch  nicht  überflüssi, 
denn  in  solchen  Ländern,  in  welchen  die  Ertragbesteuerung  besteht,  wir 
man  den  Anhängern  der  Einkommensteuer  gern  vor,  dass  sie  die  mit  eini 
lleform  verbundenen  Schwierigkeiten  übersehen.  Aber  alle  gesetzgeber 
sehen  Reformen  sind  mit  grossen  Schwierigkeiten  verknüpft.  Wer  dm 
Schwierigkeiten  nicht  zu  würdigen  weiss,  ist  auch  nicht  berufen  Reforn 
Vorschläge  zu  machen;  wie  hinwiederum  derjenige,  welcher  vor  Schwi« 
rigkeiten  zurückschreckt,  nicht  berufen  ist,  Reformen  durchzuführen. 

In  den  Ländern  der  Ertragbesteuernng  lieben  es  die  Vertheidigc 
dieses  Systems  sich  als  dio  erfahrenen  Praktiker  zu  geriren,  welche  dnro 
die  Beibehaltung  eines  bestehenden  Systems  gegenüber  den  Thesen  dei 
jenigen,  die  sie  als  Theoretiker  bezeichnen,  das  Wohl  des  Vaterlandi 
zu  schützen  wähnen.  In  der  That  ist  zum  mindesten  leicht  begreiflid 
weshalb  die  Vertheidiger  des  Ertragsteuersystems  sich  vorzugsweise  in  de 
Reihen  der  Praktiker  finden.  Zunächst  kann  niemand,  der  die  Resultal 
der  modernen  Forschungen  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  unbe&ngc 
in  sich  aufgenommen  hat,  die  prinzipielle  Berechtigung  des  Einkommei 
Steuersystems  also  auch  die  prinzipielle  Verwerflichkeit  des  Ertragsteae 
Systems  von  sich  abweisen.  Es  können  sonach  die  Anhänger  der  Ertraf 
besteuerung,  wie  dies  denn  auch  der  Fall  ist,  sich  nicht  leicht  in  d< 
Reihen  der  Theoretiker  finden,  weil  diese  berufsmässig  eine  jede  Einrid 
tung  nach  der  Seite  ihrer  prinzipiellen  Berechtigung  hin  prüfen  und  b* 
dieser  Prüfung  zu  dem  obigen  Resultate  hingedrängt  werden.  Der  Pnü 
tiker  aber  d.  h.  derjenige,  welcher  als  Ressortbeamter  in  höherer  oder  ni( 
derer  Stellung  in  die  Praxis  der  Ertragbesteuerung  sich  eingelebt  hat  - 
auf  die  anderen  s.  g.  Praktiker  haben  wir  nicht  zu  achten  —  tritt  d< 
reformatorischen  theoretischen  Erkenntniss  mit  dem  Vorurtheil  entgegei 
von  welchem  die  Gewöhnung  an  das  Bestehende  und  damit  im  ZoBammei 
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hmog  der  Zweifel  an   der  Richtigkeit   des  Neuen   leicht  beherrscht  wird. 
£8  iit  dasselbe  Yomrtheil,   welches  zuweilen  den  Beamten  der  Justiz  ge- 
genüber neaen  gerichtsorganisatorischen  oder   materiellrechtlichon  Bestim- 
XD.xmgen  roisstranisch  macht,  und  welches  auch  auf  vielen  anderen  Gebieten 
izi.  eigenthümlicher  Gestaltung  uns  entgegen  tritt.      Der  Kampf  zwischen 
d«r  einen   und  anderen  Richtung  wird   dadurch   geschärft,    dass   sich  ge- 
xx^einhin  an  demselben  neben  den  berufenen  Eaohmännern  unberufene  Di- 
letUDten  betheiligen.     Zu    diesen   letzteren  gehört  der  grössere  Theil  der 
*X*age8pre8se.      Die  Tagespresse  ist  aber  auch  der  Tummelplatz  derjenigen, 
'^rdche  geleitet  von  der  Yerthoidigung  ihrer  selbstsüchtigen  Interessen  für 
d«B  eine  oder  das  andere  System  Partei  nehmen.     Diese  letzteren  schaden 
^um  80  mehr,   als   eine  gewisse  Partei taktik  die    yerwerflichen  Argumente 
selbstsüchtiger  Interessenten  gern  mit  den  sachverständigen  Ausführungen 
•öderer  zusammenwirft,  welche  aus  den  Kreisen  der  eventuell  durch  das 
besetz  zunächst  Betroffenen  und  Beschädigten  berechtigtermassen  laut  wer- 
den.   Es  ist  selbstverständlich,    dass  ein  Gesetz  der  Kritik   zunächst  von 
^  Kreisen  unterzogen  wird ,  auf  welche  das  Gesetz  berechnet  ist.     Aus 
^Seseo  Kreisen  heraus  kann   sich  eine  aus   selbstsüchtigen  Interessen   ein- 
gegebene Opposition  entspinnen ,  und  wir  haben  zahlreiche  Beispiele  einer 
wichen  verwerflichen  Opposition,   aber  aus   diesen  Kreisen  heraus  erhebt 
sich  auch  die    sachverständige  mit  der   ersteren    gewiss   nicht  zu  identifi- 
<irende  Kritik.     Das  Sachverständniss  und   folgeweise  die   sachverständige 
Kritik  eines  Gesetzes  herrscht  präsumtiv  denn  doch  vorzugsweise  bei  den- 
jenigen, welche  sich  berufsmässig  mit  den  Gegenständen  der  gesetzlichen 
Kegelnng  befassen.     Wenn  also  beispielsweise  ein  Gesetz  über  die  Besteue- 
rung des  Handels  und  der  Gewerbe  oder  des  Grundbesitzes   oder  der  Be- 
^^^ntengehalte  gegeben  wird ,  so  ist  doch  zu  vermuthen ,  dass  in  den  Kreisen 
^er  Gewerbe-  und  Handeltreibenden,  der  Grundbesitzer  und  der  Beamten 
lieben  einer  Anzalü  Solcher,  welche  einen  einseitigen  Interessenstandpunkt 
"Vertreten,  eine  grossere  Mehrzahl  sich  befindet,  welche  sich  ihrer  Pflichten 
S^gen  die  Gesammtheit  bewusst  ist,  aber  auch  im  vollen  Umfange  alle  die 
^omeDte  sich  vergegenwärtigt,  deren  Vergegenwärtigung  für  eine  gerechte 
Besteuerung  nothwendig  ist.     Die  Urtheile  dieser  so  gearteten  Interessenten 
*i&d  es,  flir  welche  wir  eine  Berechtigung  in  Anspruch  nehmen  müssen. 
^Q  den  Zeiten  der  ungesundesten  Klassengegensätze,   des  tiefsten  sozialen 
Ziriesptltes   und  der   sittlichen  Korruption   betrachtet   man  kurzweg   alle 
A.iif^ningen  aus  solchen  Kreisen,  auf  welche  ein  Steuergesetz  berechnet 
^•t»  tls  Parteischriften  zur  Verfolgung  egoistischer  Zwecke ,  man  stellte  die 
pnesumtio  malae  fidei  für  alle  Erörterungen  auf,  welche  aus  diesen  Kreisen 
Kommen,  die  dann  doch  schliesslich  die  besten  Sachverständigen  sind.    Wer 
^  seinen  Mitbürgern  gegenüber  eine  solche  Präsumtion  aufzustellen  ge- 
1^  ist,  der  ist  meist  nicht  frei  von  der  Parteitaktik,  die  er  bei  seinem 
^pier  vermuthet     Die  Folge    solcher  Zustände  ist,  dass  man  dann  eher 
lof  das  Gerede  der  Sachunverständigen    aus  anderen  Kreisen  hört ,  welche 
TOD  dem  Gesetze  nicht  unmittelbar    betroffen  sind  als  auf  die   beachtens- 
tsrthesten  Argumente   der  eventuell   von  einem  Gesetze   zunächst  Betrof- 
fenrn:  nnd  das  nennt  man  dann  unparteiische  Prüfung  und  unabhängigen 
A'do.     Yiellidoht  hat  die  grosse  Anzahl  der  sachonverständigen  Mitstreiter 
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auf  der  oinon  und  auf  der  anderen  Seite  nicht  unwesentlich  dazu  bei 
tragen,  dass  der  Gegensatz  zwischen  dem  Prinzip  der  Einkommenste 
und  dem  Prinzip  der  Ertragsteuer  noch  grösser  erscheint  als  er  ist  i 
dass  folgeweise  der  Uebergang  aus  dem  einen  zu  dem  andern  System  n« 
schwieriger  erachtet  wird,  als  er  sein  mag.  Verfolgt  man  die  geschic 
liehe  Entwicklung  beider  Systeme,  so  drängt  sich  die  üeberzeugung  i 
dass  die  Einkommensteuer  weniger  als  Gegensatz,  denn  als  die  logi 
unabweisbare  Fortentwicklung  der  Ertragsteuem  gedacht  werden  muss.  ^ 
einer  solchen  Auffassung  sind  namentlich  viele  Anhänger  der  Ertragsteu 
unendlich  weit  entfernt,  nach  ihren  Ausführungen  sollte  man  meinen, 
handle  sich  bei  dem  Uebergang  zu  der  Einkommensteuer  um  einen  Spn 
aus  dem  Paradies  in  die  Hölle  und  doch  sind  die  Steuerzustände  in  < 
Lac  dorn  der  Ertragbesteuerung  nicht  paradiesisch.  Ich  habe  die  Geleg 
hoit  gehabt,  einzelne  Ertragsteuerkataster  auf  ihre  Richtigkeit  hin 
prüfen  und  ich  erinnere  mich  nicht  ein  grösseres  Konglomerat  von  Lüj 
—  wissentlich  falsche  Fassionen  sind  doch  Lügen  —  irgendwo  sonst 
lesen .  zu  haben,  Diese  Lügen  geschehen  nun  allerdings  vielerorts  im  E 
verständniss  mit  den  Steuerbehörden ;  die  Fassionen  und  s.  g.  Einschäizunj 
nehmen  an  diesen  Orten  den  Charakter  von  Verträgen  der  Steuerpfli( 
tigen  mit  den  Steuerbehörden  an;  es  werden  die  unwürdigsten  Komp 
misse  geschlossen.  Zu  solchen  Verträgen  aber  werden  die  Steuerpfli« 
tigcn  und  die  unteren  Steuerbehörden  durch  die  falschen  Grundlagen  ( 
Gesetze  veranlasst.  Die  falschen  Grundlagen  der  Gesetze  werden  dui 
die  gesetzwidrigen  Besteuerungen  korrigirt.  Seltsamerweise  erklären  m( 
che  Vertheidiger  der  Ertragbesteuerung,  dass  sie  prinzipiell  die  Eiuko 
mensteuer  als  die  richtige  Steuer  betrachten ,  dass  aber  bei  der  Aufstelln 
der  Einkommenstcuerkataster  zahlreiche  Defraudationen  sich  einschleicht 
sie  sind  daher  „als  Praktiker"  gegen  diese  Besteuerung;  aber  ein  Bl 
in  einzelne  Ertragsteuerkataster,  eine  einzige  Stunde  der  kritischen  Pj 
fung  kann  jeden  Anhänger  der  Ertragbesteuerung  belehren,  dass  die  I 
fraudationen  bei  Einführung  der  Einkommensteuer  gewiss  nicht  gros 
als  derzeit  sein  werden.  Die  Ertragbesteuerung  beruht  auf  falschen  Gmi 
lagen  und  die  Ertragsteuerkataster  enthalten  falsche  Angaben;  die  E 
kommensteuer  ruht  auf  prinzipiell  richtigen  Grundlagen,  aber  die  E 
kommensteuerkataster  werden  auch  zahlreiche  falsche  Angaben  enthalte 
bei  der  Einkommensteuer  ist  aber  die  Gesetzgebung  frei  von  dem  Vorwi 
dass  sie  die  Massenlüge  befördert,  die  Massenlüge  selbst  wird  sie  in  < 
ersten  Zeit  nach  Einführung  der  Einkommensteuer  nicht  beseitigen.  1 
Anhänger  der  Ertragbesteuerung  mögen  sich  in  dieser  Hinsicht  doch  v 
gegenwärtigen,  dass  unter  der  Herrschaft  der  Ertragbesteuerung  die  ( 
Wohnung  an  falsche  Fassionen  und  Einschätzungen  entstanden  ist  und  d 
mit  der  Einführung  eines  anderen  Systems  nicht  auch  eine  bessere  Gei 
ration  von  Menschen  sofort  entsteht,  dass  diese  vielmehr  unter  dem  £ 
fiuss  besserer  Gesetze  erst  herangezogen  werden  muss. 

„Letzteres  ist  nicht  durch  Zufall  entstanden"  —  sagen  einzelne  I 
bänger  der  Ertragsteuern  mit  den  Motiven  des  badischen  EntwurClB  ei: 
allg.  Einkommensteuer  —  „sondern  seiner  Zeit  .  .  nach  reiflicher  Prüft 
gewählt  und  seitdem  mannigfach  verbessert  und  vervollständigt   worde: 
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Was  beweist  das  für  die  BeibehaltuDg  ?  Durch  Zufall  entsteht  gar  nichts ; 
darch  die  Abschaffung  des  absichtlich  Entstandenen  beabsichtigen  wir  nicht 
der  Vergangenheit  einen  Vorwurf  zu  dekretiren,  sondern  nur  einem  be- 
rechtigten Postulat  der  Gegenwart  zu  entsprechen.  —  Man  behauptet  weiter: 
„Im  Grossen  und  Ganzen  hat  sich  diese  Einrichtung  (incl.  die  Ertragbe- 
steuerang)  nach  yieljähriger  Erfahrung  als  zweckmässig  bewährt  und  sie 
wird  daher  auch  in  ihren  Grundlagen  beizubehalten  sein''.  Motive  S.  15. 
Wenn  die  Einrichtung  sich  nach  yieljähriger  Erfahrung  wirklich  als  zweck- 
mässig bewährt  hat,  ist  die  Eolgerung  gewiss  richtig,  vorausgesetzt  nur, 
dass  die  Einrichtung  „nach  yieljähriger  Erfahrung''  nicht  nur  der  Eegie- 
rang,  sondern  auch  der  Steuerpflichtigen  als  ,, zweckmässig"  nicht  nur  für 
die  Regierung,  sondern  gleichmässig  für  die  Steuerpflichtigen  sich  erwiesen 
hat.  Wir  sind  nicht  in  der  Lage  seitens  der  Steuerpflichtigen  den  opti- 
mistischen Anschauungen  der  Motive  zuzustimmen.  Eine  tiefgehende  Un- 
zufriedenheit herrschte  zur  Zeit  als  der  Entwurf  erschien  und  herrscht 
aach  heute  noch  in  den  steuerpflichtigen  patriotisch  gesinnten  Klassen  des 
badischen  Landes,  weil  die  Steuern  ungerecht  vertheilt  sind.  —  Seltsamer- 
weise findet  sich  das  Lob  der  Ertragbesteuerung  in  einem  Entwurf,  wel- 
cher die  Einkommensteuer  in  das  System  der  direkten  Steuern  aufnehmen 
will.  Man  sollte  denken,  wenn  die  Grundlagen  der  Ertragbesteuerung 
nach  rieljähriger  Erfahrung  einer  Kegierung  als  zweckmässig  für  die  Be- 
gierung  sich  erwiesen  hat,  dass  die  llegierung  diese  Grundlagen  durchweg 
beibehält,  und  nicht  eine  Steuer  als  Zusatzsteuer  einführt,  welche  auf 
ganz  anderen  Grundlagen  ruht  Entweder  sind  prinzipiell  die  Grundlagen 
der  Ertragbesteuerung  zweckmässig  und  gerecht,  oder  es  sind  prinzipiell 
die  Grandlagen  der  Einkommensteuer  zweckmässig  und  gerecht. 

Nachdem  die  Motive  des  badischen  Entwurfs  behauptet  haben,  dass 
^  System  der  Ertragsteuern  nach  yieljähriger  Erfahrung  als  zweckmässig 
B|ch  bewährt  habe,  erklären  sie  sofort  „eine  Einkommensteuer  würde,  da 
ne  aar  das  sogenannte  reine  Einkommen  träfe,  während  bei  den  Ertrag- 
Btenern  der  Natur  der  Sache  nach  ein  Abzug  der  Schuldzinsen  nicht  statt- 
^det,  eine  ausgleichende  Wirkung  äussern  und  so  eine  erwünschte  Er- 
gänzung unseres  Steuersystems  bilden".  Wir  meinen,  entweder  ist  das 
System ,  welches  einen  Schuldenabzug  gestattet ,  ein  gerechtes  Steuersystem 
^  dasjenige ,  welches  den  Schuldenabzug  nicht  gestattet ,  entweder  ist 
das  System  empfehleuswerth,  welches  die  Besteuerung  aller  wirthschaft- 
üchen  Objekte  verfolgt,  oder  dasjenige,  welches  die  Besteuerung  der  wirth- 
■**wiftlichen  Subjekte  bezweckt,  entweder  ist  das  System  zeitgemäss,  wel- 
^^  in  unserer  Epoche  der  Kreditwirthschaft  zur  Ausbildung  gelangte, 
Wer  das  System,  welches  in  der  Uebergangsepoche  aus  der  Kapitalwirth- 
•^^k*ft  in  die  Kreditwirthschaft  entstanden  ist.  Dass  beide  Systeme  gleich- 
>eiUg  gerecht  sein  können,  ist  nicht  ersichtlich,  am  Allerwenigsten  in 
"^  Kotiven  des  badischen  Entwurfs  bewiesen.  Diejenige  Einrichtung, 
Jßlche  ungerecht  ist,  wird  nicht  dadurch  gerecht,  dass  die  andere  zu  ihr 
'hinzutritt.  Dass  die  Ungerechtigkeiten  der  Ertragbesteuerung  ausgeglichen 
^^iden,  wenn  die  Ertragbesteuerung  als  prinzipielles  System  bestehen 
■bleibt  and  die  Einkommensteuer  als  zusätzliches  System  hinzutritt,  ist  uu- 
•^eaen  und  unabweisbar.     Sind  somit  die  vorgebrachten  inneren  Gründe 
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für  die  EiDführung  der  Einkommensteuer  als  Zusatzsteuer  za  einem  Ei 
tragsteuersystem  hinfällig,  so  bleibt  noch  die  Prüfung  des  einzigen  ii 
badischen  Entwurf  angeführten  äusseren  Grundes,  dass  nämlich  die  Durcl 
fiihrung  den  Schwierigkeiten,  welche  in  Bezug  auf  eine  einzige  Einkon 
mensteuer  Platz  greifen,  nicht  unterliegt,  „da  es  sich  nur  um  eine  massig 
Zusatzsteuer  handelt,  bei  welcher  der  Beiz  zur  Einkommensverhein 
lichung  viel  geringer  ist  und  darum  auch  von  der  Einführung  strengen 
und  drückenderer  Kontrolen  abgesehen  werden  kann'^  Motire  8.  16.  „S 
soll  in  milder  Form  eingeführt  und  es  soll  darum  die  Feststellung  d 
steuerbaren  Einkommens  jedes  Steuerpflichtigen  so  sehr  als  möglich  e 
leichtert  und  yereinfacht  werden."  Mot  8.  17,  Aber  diesem  äussere 
Grunde  gegenüber  haben  wir  oben  bereits  ausgeführt,  dass  die  Defraud 
tion  bei  dem  System  der  Einkommensteuer,  wenn  es  den  Mittelpunkt  d( 
direkten  Steuersystems  bildet,  nicht  grösser  sein  wird  als  die  derzeitig 
Defraudation  unter  der  Herrschaft  der  Ertragbesteuerung,  „der  Reiz  xi 
Einkommensverheimlichungen"  ist  an  sich  nicht  grösser  als  der  Reiz  21 
Ertragsyerheimlichungen ;  seltsamerweise  meinen  die  Anhänger  der  Ertrag 
besteuerung,  dass  der  Beiz  zu  Einkommensverheimlichungen  grösser  seil 
müsse ;  sie  treten  an  die  Beurtheilung  der  Einkommensteuer  mit  allen  dei 
Urtheilen  heran,  welche  bei  ihnen  aus  der  Beobachtung  der  Ertragbesteue 
rung  entstanden  sind;  sie  geriren  sich  als  Männer  von  praktischer  Einsieb 
in  das  System  der  Einkommensteuer  und  sind  meist  nur  Praktiker  für  da 
System  der  Ertragbesteuerung. 

Wenn  in  einem  Staate  die  Einfuhrung  einer  neuen  Steuer  den  Stände 
Torgeschlagen  wird,  ohne  dass  ein  Defizit  zu  decken  ist  oder  eine  Mehl 
ausgäbe  unmittelbar  beyorsteht,  so  sollte  man  erwarten,  dass  in  den  Ge 
Setzentwurf  eine  bindende  Bestimmung  über  die  Verwendung  der  durc 
die  neue  Steuer  erzielten  Mehreinnahmen  aufgenommen  wird.  Der  badi 
sehe  Entwurf  aber  enthält  eine  derartige  Bestimmung  nicht,  die  MotiT 
des  Entwurfs  geben  nur  Andeutungen  über  die  möglichen  Yerwendanger 
Sie  sagen  „die  Einkommensteuer  würde  zunächst  dazu  bestimmt  sein,  di 
Ton  Regierung  und  Ständen  schon  so  oft  erstrebte  und  in  erster  Reih 
in  Aussicht  genommene  Aufhebung  oder  wenigstens  Herabsetzung  de 
Liegenschaf tsaccise  zu  ermöglichen."  Wenn  man  zu  dem  System  der  Ein 
kommensteuer  übergehen  muss,  um  eine  Aufhebung  oder  HerabsetzuD 
der  Liegeuschaftsaccise  zu  ermöglichen,  um  also  eine  yerhältnissmässi 
sehr  bescheidene  Reform  zu  bewirken ,  so  passt  dies  schlecht  zu  der  kur 
vorher  gegebenen  Erklärung,  dass  die  Ertragbesteuerung  sich  als  zwecli 
massig  bewährt  habe.  Ein  System,  welches  so  unbeweglich,  so  wen! 
dehnbar  ist,  dass  in  seinen  Grenzen  die  Liegenschaftsaccise  nicht  beseitig 
werden  kann,  verdient  nicht  in  seinen  Grundlagen  beibehalten  zu  werdet 
Es  wird  in  den  Motiven  femer  darauf  hingewiesen,  dass  auch  weiter 
Reformen  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  privativen  indirekten  Steuer 
wie  auch  auf  jenem  der  Justiz  -  und  Polizeigefalle  in  Aussicht  genommei 
werden  könnten  etc.  Das  Alles  sind  Andeutungen,  theoretische  Betraob 
tungen,  aber  keine  bindenden  Erklärungen.  In  dem  Augenblick,  in  wd 
chem  eine  neue  Steuer  dekretirt  wird,  muss  präzis   bekannt  sein,   woi 
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diese  Steaer  dienen  soll;    der  gesetzlichen  Verpflichtung  der  Steuerpflich- 
ügen  muss  eine  gesetzliche  Verpflichtung  der  Regierung  gegenüber  stehen. 
Der  Kommissionsbericht  der  zweiten  Kammer  über  den  Gesetzentwurf, 
erstattet  am   12.  Mai  1874,  gelangt  in  seinem  auch  für  weitere  Kreise  be- 
achtenswerthen  ersten  Theile  zu  dem  Resultat ,  dass  die  Einkommensteuer 
in  Verbindung  mit  einer  Vermögenssteuer  (Bericht  8.  18)  das  relativ  Beste 
lei.    Man  könnte  hiernach  erwarten,  dass  der  Bericht  sich  gegen  die  An- 
Bthme  eines  Entwurfs   ausspreche,    welche   die  Kombination  der  Einkom- 
mensteuer mit  den  vorhandenen  Ertragsteuern  will.     Allein  in  dem  zweiten 
Theile  des  Berichts  werden  aus  den  treMichen  prinzipiellen  Erörterungen 
des  ersten  Theils  derartige  Schlüsse  nicht   gezogen.      Der  Bericht   erklärt 
kurzweg,  dass  er  eine  „vorübergehende''  Kombination  der  Einkommensteuer 
mit  den  Ertragsteuem  als   unvermeidlich   erachte.      Wir  bestreiten   nicht, 
,4uB  jede  neue  Steuer  mit  Vorsicht  eingeführt  werden  muss",    dass  jene 
Vorsicht  zu    allermeist  dann  geboten  ist,   „wenn   ein   ganz   neues  Steuer- 
system zur  Einführung  gebracht  werden  soll",  dass  man   „keinen  Sprung 
in's  Dunkle  oder  vielleicht  in's  Leere"   machen   darf,   allein   daraus   folgt 
nicht,  dass  die   richtige  Ueberleitung   aus   dem  System   der  Ertragsteuern 
in  das  System   der   mit   einer   Vermögenssteuer   kombinirten   Einkommen- 
^uer  durch  eine  vorübergehende  Kombination  der  Einkommensteuer  mit 
^6Q  vorhandenen  Ertragssteuem  statthaben  muss. 

Es  ist  übrigens  wohl  zu  beachten,  dass  die  Regierung  nirgends  ver- 
brochen hatte,  die  Ertragsteuern  zu  beseitigen,   also  nur  eine  „vorüber- 
^hende"  Kombination  der  Einkommensteuer  mit  den  vorhandenen  Ertrag- 
•^em  eintreten  zu  lassen,  sie  hatte  für  den  Fall  der  Annahme  der  Ein- 
kommensteuer nur  einzelne  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  indirekten  Steuern 
^^   Aussicht  gestellt.     Am  20.  Mai   1874  begannen  die  Verhandlungen  der 
'Reiten  Kammer.     Die  wichtigsten  prinzipiellen  Debatten  fanden  bei  Be- 
^<)ti  und  bei  Schluss  der  Berathung  statt.     Neunzehn  Abgeordnete  stellten 
*"^txilich  bei  Beginn  der  Berathungen    einen  Antrag  auf  motivirte  Tages- 
^^^'^nung,  welcher  lautete: 

„In  Erwägung,  dass  die  in  dem  vorliegenden  Gesetzentwurfe  vorge- 
schlagene Einkommensteuer  nicht  durch  finanzielle  Bedürfnisse  her- 
vorgerufen, sondern  zur  Aufhebung  anderer  Steuern  beziehungsweise 
zur  Beseitigung  mangelhafter  Einrichtungen  des  bestehenden  Steuer- 
83r8t€ms  dienen  soll;  in  Erwägung,  dass  diese  neue  Steuer  zu  den  übri- 
gen direkten  Steuern  lediglich  hinzutritt,  ohne  dass  sie  im  Stande  ist, 
deren  Mängel  zu  beseitigen,  sofern  eine  umfassende  und  ausgleichende 
Reform  nicht  gleichzeitig  vollzogen  wird;  in  Erwägung,  dass  die  Grund- 
sätze, nach  denen  eine  Einkommensteuer  auferlegt  werden  soll,  nur 
dann  ohne  Gefahr  einer  ungerechtfertigten  Steuervermehrung  und  im 
Geiste  einer,  die  wirklichen  Steuerkräfte  des  Landes  billig  berücksich- 
tigende Reform  festgestellt  werden  können,  wenn  die  Volksvertretung 
in  die  Lage  gesetzt  ist,  die  höhere  Belastung  einerseits  gleichzeitig 
mit  der  entsprechenden  Erleichterung  andererseits  zu  beschli essen" 
^^^  beantragt: 

nTou  der  Berathung  der  einzelnen  Bestimmungen  der  Vorlage  Umgang 
zu  nehmen  und  zugleich  die  Grossh.  Regierung  zu  ersuchen,  dem  nach- 
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sten  Landtage  eine  durchgreifendere,  insbesondere  die  Grund-,  Häuser- 
Gewerbe-  und  lüassensteuer  umfassende  Steuerreform  yorzuschlagen. 
Dieser  Antrag  wurde  später  zurückgezogen;    man  berieth  das  Gesel 
bis  zum  Art.  42  mit  grösseren  und  geringeren  Amendements;  bei  der  B« 
rathung  dieses  Artikels  kam  folgender  Beschluss  zu  Stande: 

Die  erstmfidige  Erhebung  der  Steuer  auf  Grund  des  Gesetzes  soll  durc 
ein  besonderes  Einführungsgesetz  angeordnet  worden,  sie  kann  er 
eintreten,  wenn  die  neue  Einschätzung  des  landwirthschaftliohen  G 
ländes  und  der  Gebäude  (Gesetz  vom  7.  Mai  1858  und  26.  Mai  186< 
stattgehabt  hat  und  ein  neues  Klassensteuer-  und  Gewerbsteuergesei 
beschlossen  ist.  Diesem  Einführungsgesetz  soll  es  vorbehalten  bleibe 
auch  darüber  Bestimmungen  zu  treffen ,  inwieweit  die  Einkommensteue 
andere  direkte  Steuern  ersetzen  soll ,  sowie  etwaige  auf  Grund  des  Er 
gebnisses  der  Einkommensoinschätzung  nothwendig  fallende  Aende 
rungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vorzunehmen.  Ferner  wurde  ein< 
Resolution  angenommen,  wonach  das  Ergobniss  der  Einkommensteoei 
in  erster  Reihe  zur  Ermässigung  der  Grundsteuer  verwendet  werdei 
soll.  S.  Protokoll  der  ersten  Kammer,  Beilagenh.  Nr.  281.  (In  dei 
Protokollen  der  zweiten  Kammer  hat  man  die  Mittheilung  des  Obigei 
wohl  vergessen  ?).  —  Die  zweite  Kammer  versagte  sonach  zwar  nich 
dem  Einkommensteuergesetz,  wohl  aber  der  Einkommenbesteuerung  di 
sofortige  praktische  Geltung.  — 

Aus  dem  Kommissionsbericht  der  ersten  Kammer  (Beilagenh.  Nr.  298 
ergibt  sich,  dass  in  der  Kommission  eine  Ueberoin Stimmung  in  BotreJ 
des  Entwurfs  nicht  zu  erzielen  war.  Die  Majorität  der  Kommission  be 
antragte  die  Annahme  des  Entwurfs  mit  den  Abänderungsvorschlägen  de 
zweiten  Kammer,  die  Minorität  die  Ablehnung.  Einstimmig  war  die  Kon 
mission  der  Ansicht,  dass  eventuell  das  Ergebniss  der  Einkommensteae 
in  erster  Linie  zur  Ermässigung  der  vom  landwirthschafblichen  Geländ 
zu  entrichtenden  direkten  Steuern  verwendet  werde.  Die  Ansicht  de 
Minorität  drang  durch.  Der  Entwurf  wurde  am  22.  Juni  1874  in  de 
ersten  Kammer  mit  9  gegen  7  Stimmen  abgelehnt.  In  Folge  dieser  Ab 
Stimmung  zog  die  Regierung  den  Entwurf  zurück^). 

3.     Die  Erwerbsteuer. 

Durch  den  unter  dem  10.  November  1875  vorgelegten  Entwurf  di 
Erwerbsteuer  betreffend  wurde  die  Vereinigung  der  Gewerbe-  und  Klassen 
Steuer  zu  einer   einzigen  Steuer  und   gleichzeitig   eine  Reform    der  mau 

1)  S.  auch  Dr.  Hecht,  Das  badische  Steuersystem  und  die  Gesetsentwürfe  eil 
Kapitalrentensteuer  und  eine  allgemeine  Einkommensteuer  betr.  Mannheim  1874  (Jo^ 
Schneider) ;  Neumann ,  die  progressive  Einkommensteuer  im  Staats-  und  Qemeindehaa 
halt,  Leipzig  1874  (Duncker  &  Ilumblot)  S.  22if.\  127  ff.,  und  die  soeben  erschiene 
Schrift  desselben  Autors  „Ertragsteuern  oder  persönliche  Steuern  vom  Einkommen  vi 
Vermögen?  Ein  Wort  aur  Steuerreform.  Freiburg  (Wagner*sche  Buchhandlung  187S 
auch  Vorschläge  zur  Reform  der  Bad.  Steuergesetzgebung  von  einem  Stindemitglie 
Berlin  187C  (Braun'sche  Druckerei);  Koukordia,  Zcitschr.  für  die  Arbeiterfr.  Jahrg.  189 
Nr.  1,  3;  die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik ,  1875,  insbes.  S.  27  ff.,  41  tf 
dagegen  auch  Bericht  über  die  Verhandl.  des  ersten  Kongresses  österr.  Volkswirthe  18*3 
herausg.  von  Sax  (Manz'sche  Buchh.)  S.  4  ff. 
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gebenden  Besteuerungsgrundsäize  versucht.  In  meiner  im  Auftrag  des 
Stadtrathes  und  der  Handelskammer  Mannheim  yorfassten  und  in  Hirth's 
Annalen  des  deutschen  Reiches  (Jahrgang  1870,  S.  400  ff.)  publizirten 
DonkBchrift  ist  die  Kritik  des  Entwurfs  gegeben  worden.  Den  in  der 
Denkschrift  niedergelegten  Anschauungen  schlössen  sich  die  Delegirten 
tller  grösseren  badischen  Uandelskammem  namentlich  der  von  ihnen  ver- 
tretenen Korporationen  nach  mündlichem  Vortrag  an,  indem  sie  die  glci Ch- 
ilis io  Hirth's  Annalen  am  Schluss  der  Denkschrift  mitgetheilten  Keso- 
lutionen  fassten.  Ein  anscheinend  offiziöser  Artikel  der  Karlsruher  Zeitung 
wendete  sich  gegen  den  Inhalt  der  Kcsolutionen ,  worauf  die  Mannheimer 
Handelskammer  als  Vorort  der  badischen  Handelskammern  in  einem  offenen 
Sendschreiben  erwiderte.  Der  Zeitungsartikel  wurde  auf  Wunsch  des  ba- 
disohen  Finanzministeriums  in  Hirth's  Annalen  aufgenommen  und  eben- 
daselbst dann  auch  das  Sendschreiben  als  Erwiderung  auf  den  Zeitungs- 
titikel  zum  Abdruck  gebracht.  Während,  beziehungsweise  kurz  nachdem 
die  Verhandlungen  über  den  Erwerbsteuergesetzentwurf  in  der  zweiten 
Kanuner  stattfanden,  erschien  ferner  die  Schrift  von  Noumann,  Ertrag- 
iteoern  oder  persönliche  Steuern  vom  Einkommen  und  Vermögen?  Ein 
Wort  zur  Steuerreform.  Freiburg  i.  Br.  (Wagnerische  Buchh.)  1876.  Neu- 
numn  kam  in  seiner  an  höchst  wichtigen  Untersuchungen  reichen  Schrift 
zu  denselben  Resultaten,  zu  denen  auch  die  Denkschrift  und  die  Handels- 
kammern gelangt  waren:  dass  nämlich  so  wie  die  Dinge  lagen  unter  Ab- 
lehnung des  Entwurfs  die  Ernennung  einer  Kommission  behufs  Prüfung 
der  einschlägigen  Fragen  zu  empfehlen  sei.  Trotz  alledem  wurde  der 
Entwurf  mit  einigen  wesentlichen  und  anderen  unwesentlichen  Amende- 
ments mit  erheblichen  Majoritäten  in  den  Kammern  angenommen.  Seine 
Publikation  als  Gesetz  steht  bevor.  Ein  eingehendes  Keferat  erscheint 
^tiBT  Hinweis  auf  die  über  den  Entwurf  bereits  erschienene,  leicht  zu- 
B^gliche  Literatur  überflüssig.  Die  deutschen  Steuergesetzgebungen  er- 
sten durch  das  demnächst  zu  erwartende  Gesetz  eine  nicht  erfreuliche 
^reichening. 

4.     Das  Gemeindesteuergesetz. 

Unter  dem  20.  November  1873,  also  fast  gleichzeitig  mit  der  Vor- 
^•ge  des  Entwurfs  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  war  ein  Gesetz- 
entwurf, besondere  Bestimmungen  über  die  Verfassung  und  Verwaltung 
«er  Htadtgemeinden  betreffend ,  der  zweiten  Kammer  vorgelegt  worden.  In 
diesem  Entwurf  waren  auch  neue  Bestimmungen  über  die  Gemeindesteuer 
y^^esehen.  Die  bis  dahin  geltenden  Bestimmungen  sind  am  Besten  er- 
sichtlich aus  Wielandt,  Handbuch  des  bad.  Gemeinderechts,  1.  Thl.,  1.  B., 
I  Gesetz  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden,  §.  68  ff. 
'^ie  bestehende  direkte  Gemeindebesteuerungsgesetzgebung  legte  die  Kom- 
munallagten  vorzugsweise  auf  die  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbesteuer- 
'^pitalien.  Die  Motive,  4.  Beilagenh.,  S.  122,  123  bemerken  hierüber: 
»Immer  allgemeiner  wird  auch  von  der  Theorie  als  richtig  anerkannt,  dass 
^^  Kommunalsteuer  in  erster  Eeiho  von  dem  Grundbesitz  und  dem  Ge- 
^^e  zu  tragen  ist.  Das  Verweilen  an  einem  bestimmten  Orte,  woraus 
^  Oemeindebürgerreoht  hervorgeht,  ergreift  entfernt  nicht  in  dem  Maasse 
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die  ganze  Persönliclikeit,  wie  dos  Zagehören  zu  einem  bestimmten  Staa 
Das  Zusammenleben  der  Gemeindebürger  begründet  yorherrschend  eii 
örtliche  Interessengemeinschaft,  welche  zahllose  ausserhalb  des  Orts  wu 
zelndo  Interessen  dos  Einzelnen  nicht  berührt.  Die  örtlichen  Interessi 
spiegeln  sich  aber  ganz  unmittelbar  im  Steigen  und  fallen  der  Grand 
Häuser-  und  Gewcrbstouerkapitalien.  Geht  auch  die  Ansicht,  dass  al 
Yortheile  des  gemeindlichen  Zusammenwohnens  und  gemeinschaftliche 
Wirthschaftens  im  Grundeigenthum  allein  sich  krystallisiren  und  konsol 
diren,  zu  weit,  so  lässt  sich  doch  nicht  verkennen,  dass  der  Gomeind« 
verband  dem  Grundbesitz  und  dem  Gewerbe  neben  den  Yortheilen,  welcl 
alle  Einwohner  als  solche  geuiessen,  noch  sehr  grosse  ganz  beaonde] 
Vortheile  gewährt. 

Ist  hiernach  das  Heranziehen  der  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbe 
Steuerkapitalien,  und  zwar  in  erster  Linie  zu  den  Eommunallasten  an  sie] 
gerechtfertigt,  so  ist  es  doch  ein  Mangel  der  bestehenden  Gesetzgebung 
dass  sie  die  allgemeineren  Steuerarten  der  Gemeinde  ganz  verschlieisi 
Die  Doppelnatur  der  Gemeinde  als  organischer  Bestandtheil  des  Staate 
und  als  selbststäudige  wirthschaftliche  Korporation  bringt  es  mit  sich,  da« 
da  sie  bei  vielen  Staatsaufgaben  direkt  oder  indirekt  in  Thätigkeit  trii 
ihre  Wirksamkeit  nicht  ausschliesslich  in  der  Pflege  örtlicher  Interesse 
aufgeht.  Findet  die  vorwiegende  Richtung  der  Gemeinde  auf  örtliche  In 
teressen  in  ökonomischer  Beziehung  ihren  Ausdruck  darin,  dass  der  Gc 
meindeaufwand  in  erster  Keihe  vom  Grundbesitz  und  Gewerbe  aufzubringe; 
ist,  so  entspricht  es  anderseits  der  Beziehung  der  Gemeinde  zu  der  ii 
Staat  verkörperten  Allgemeinheit,  ihr  auch  eine  allgemeine  Steuer,  dies 
aber  erst  in  zweiter  Keihe,  zu  gewähren.  Im  Anschluss  an  die  in  Ang^ 
genommene  Eeform  des  Staatssteuersystems  schlägt  der  Entwurf  dahc 
vor,  das  Besteuerungsrecht  der  der  Städteordnung  unterstehenden  Stadt 
auch  auf  das  Einkommen  in  der  Weise  auszudehnen,  dass  ein  Yierthe: 
des  Gemeindeaufwands  durch  Umlagen  auf  das  Einkommen  gedeckt  werde; 
darf,  sofern  der  Umlagesatz  einen  Zuschlag  von  50  ^/^  zu  der  StaatseiD 
kommensteuer  nicht  übersteigt.'*  Domgomäss  lautete  sub  Y  der  §.71  de 
Entwurfs  folgendermaassen :  Der  durch  die  Gemeindeeinkünfte  nicht  ge 
deckte  Gemeindeaufwand,  den  Aufwand  für  die  öffentliche  Armenpfleg 
eingeschlossen ,  wird  nach  dem  Staatssteuerkataster  der  Stadt  auf  das  Häa 
ser-,  Güter-,  Gefall-  und  Gewerbesteuerkapital  und  auf  das  Einkomme; 
nach  Ausscheidung  der  nach  §.  84  befreiten  Steuerkapitalien  in  der  Weis 
umgelegt,  dass: 

1.  durch  Umlagen  auf  das  Einkommen  höchstens  ein  Viertheil  des  gan 
zen  Umlagebedarfs  aufgebracht  und 

2.  der  Umlagefuss  für  das   Einkommen   die  Hälfte   der  Steueraiitze  de 

Staatseinkommensteuer  (Art.  .  .  des  Gesetzes  vom die  Ein 

fuhrung  einer  allgemeinen  Einkommmen Steuer  betr.)   nicht  überetei 
gen  darf. 

Am  20.  Januar  1874  wurde  vom  Geh.  Eath  Bluntschli  der  Kommissioni 
berioht  über  den  Entwurf  erstattet.  Die  Kommission  konnte  die  Stenei 
frage  nur  vorläufig  behandeln,  weil  die  in  dem  Gesetzentwurf  voraoBge 
setzte  Einkommensteuer  noch  nicht  feststand.     Sie  kam  daher  zu  dem  An 
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trag,  die  Revision  der  betreffenden  Bestimmungen  einstweilen  auszusetzen 
und  einer  künftigen  Festsetzung  vorzubehalten ,  bis  über  die  Staatssteuer- 
lefonn   entschieden   sei.      Die   Berichterstattung   beschränkte   sich   deshalb 
darauf,  ,,einige  Erwägungen  zur  Sprache  zu  bringen,  welche  vorläufig  in 
der  Kommission   von   einzelnen  Mitgliedern    angeregt  worden  sind."     Wir 
ersehen,  dass  die  Meinung  geäussert  worden  war,  mau  solle  es  den  Städten 
selber  überlassen,   ihr  Stcuerwcscn,    freilich   mit  Regierungsgenehmigung, 
durch  Ortsstatut    nach   eigenem    Ermessen    zu   ordnen.      Hiergegen   wurde 
bemerkt,  die  Steuerpflicht  dürfe  nur  durch  Gesetz  geordnet  werden,   weil 
mit  derselben   eine  Belastung  des  Privatvermögens   und    ein    eingreifender 
ßechtszwang   verbunden    sei;   der  Gesetzgeber  werde  überdem  vielseitiger 
und  unbefangener  die  Grundsätze  der  Besteuerung  würdigen,  als  eine  ein- 
zelne Gemeinde.     Allgemein  wurde  anerkannt,  dass  aus  Gründen  der  Zweck- 
Diäesigkeit   und   zur   Ersparniss    der   Kosten    eines    besonderen    Gemeinde- 
ßteuerkatasters   die  städtische   Steuer    mit   der  Staatssteuer   in  Verbindung 
^hracht  werden  und  der  Staatssteuerkataster  der  Gemeindebesteuerung  als 
Grundlage  dienen  solle.      Aber  es  wurde  zugleich  hervorgehoben,    dass  es 
'"cht  gerechtfertigt  sei,  die  Einwohner  der  Stadt  je  nach  Verhältniss  ihres 
^nzen  (vielleicht  auswärts  gelegenen)  Vermögens  zu  besteuern.     „Einver- 
standen war  man  darüber,  dass  die  Grund-  und  Häusersteuer  und  die  Ge- 
werbesteuer  den  Hauptbestandtheil  der  städtischen  Besteuerung   auch   fer- 
^fT  bilden  sollen,  aber  auch  darüber,   dass  das  Bedürfniss  der  Städte  und 
^Q   Gerechtigkeit  in   einem    gewissen  Maassc  den  Beizug  des  beweglichen 
^^pitalvermögens  ohne  Gewerbe  erfordern."     Es  komme  jedoch  darauf  an 
^n^  sei    gerecht,    die  Besteuerung  dieser  Klasse   massig   zu   halten.     Eine 
"^liasige  Besteuerung  auch  der  Beamten  und  Angestellten  wurde  nicht  bean- 
sto-odet     „Ebenso  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  eine  besondere 
ß^Btimmung  nöthig  werde,    thcils   um    das   auswärts  liegende  und  steuer- 
»^r«  Vermögen  eines  Städters  von  der  örtlichen  Steuerpflicht  in  der  Stadt 
'^    befreien,  theils  um  zu  verhüten,  dass  nicht  Körperschaften,  Stiftungen, 
■^Änken   und    ähnliche  Wirthschaftsgenossenschaften ,    welche   bei   den  Ge- 
nilasen   der  städtischen  Anstalten    sehr   wenig  betheiligt  sind,    und  weder 
"^^  Armen-  noch  die  Schulausgaben  der  Stadt  in  Anspruch  nehmen,    da- 
^^^n  in    der  Stadt  ein   grosses  Vermögen   verwalten,    dessen  Bedeutung 
'^^ineswegs  örtlich  ist,  im   Uebermaass  belastet  werden.     Eine  massige  Be- 
■^onerong  auch  dieses  Vermögens  wird  dadurch  gerechtfertigt,    dass   diese 
^ «^stalten  doch  davon  einigen  Vortheil  haben,    dass  die  Stadt  ein  grosses 
^^xitrum  des  Verkehrs  und  ein  Hauptsitz  der  Bildung  und  des  Vermögens  ist. 
^i»ie  Besteuerung  dagegen  nach  demselben  Verhältniss  wie  das  Vermögen 
*^^^r  Einkommen  leibhafter  Einwohner  und  ihrer  Haushaltungen  besteuert 
?^»d,  wäre  übertrieben  und  ungerecht  und  nicht  durchführbar ,  weil  diese 
J^T^Btischen  Personen  ihren  Wohnsitz   unschwer  in  eine  andere  Gemeinde 
^«rlegen  können,  wo  sie  nicht  belästigt  werden." 

Nachdem  die  Einführung  einer  Einkommensteuer  in  der  zweiten  Eam- 

i>&er  besohlossen  war,   legte  die  Regierung  unter  dem  7.  Juni  1874  einen 

neuen  Gesetzentwurf,  besondere  Bestimmungen  über  die  Aufbringung  des 

^«neindeaufwandes  in  den  Städten  betreffend,  vor,  dessen  hierher  gehörige 

^^timmungen  lauten  (Verh.  der  2.  Kammer,  4.  Beilagenh.  8.582,  583): 
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Der  durch  die  Gemeindeeinkünftc  nicht  gedeckte  6eincindeaafwan< 
den  Aufwand  für  die  öifentlichc  Armenpflege  eingeschlossen,  wird  nac 
dem  Staatssteuerkataster  der  Stadt  auf  das  gesammte  Häuser-,  Güter 
Gefall-  und  Gewcrbsteuerkapital  und  auf  das  Einkommen  nach  Aui 
Scheidung  der  nach  §.84  befreiten  Steucrkapitalicn  umgelegt. 
Bezüglich  der  Umlage  auf  das  Einkommen  wird  bestimmt: 

1.  Durch  Umlage  auf  das  Einkommen  darf  höchstens  ein  Viertheil  d 
ganzen  Umlagebedarfs  aufgebracht  werden; 

2.  der   nicht   zu   überschreitende  Normalsatz    der   Umlage   auf  das  Ei 

kommen   (Art.  10  des  Gesetzes   vom die  Einführung  ein 

allgemeinen  Einkommensteuer  betr.)  besteht  in  zwei  Prozent  des  v^ 
anlagten  Einkommens; 

3.  von  der  städtischen  Einkommensteuer  ausgenommen  ist  das  Einko 
men  des  Grossherzogs  und  der  Mitglieder  der  Grossherzoglichen  K 
milie,  sowie  das  Einkommen  der  Stadtgemeindo  selbst; 

4.  nur  solches  Einkommen  aus  Grundbesitz  oder  gewerblichen  Anlag-i 
welches  aus  G rundeigen thum  innerhalb  der  Gemarkung  oder  aus  s1 
henden  Gewerben  fliesst,  welche  innerhalb  der  Gemarkung  betriel)« 
werden,  unterliegt  der  Gemeindebosteuerung;  dieses  Einkommen  abi 
auch  dann,  wenn  der  Grundbesitzer  oder  Gewerbetreibende  seine 
"Wohnsitz  nicht  in  der  Gemeinde  hat; 

5.  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  nur  untc 
der  Voraussetzung,  dass  sie,  und  an  dem  Orte  wo  sie  eine  Fabrib 
ein  Bergwerk  oder  eine  ähnliche  gewerbliche  Anlage  betreiben,  mr 
dem  hieraus  fliessenden  Einkommen  zur  Gemeindeumlage  auf  das  Ein 
kommen  beitragspflichtig  sind.  Wenn  eine  Vereinbarung  über  dei 
Beitrag  nicht  zu  Stande  kommt,  entscheiden  die  Verwaltungsgerichte 
Den  Gemeinden  bleibt  vorbehalten,  nähere  Bestimmungen  über  dii 
Besteuerung  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  durch  Ortsstatu 
zu  treften." 

Auch  der  neue  Entwurf  empfahl  also  in  Uebereinstimmung  mit  de 
früheren  Vorschlägen  die  Einführung  einer  städtischen  Einkommensteuei 
er  weicht  aber  von  dem  früheren  Entwurf  darin  ab,  dass  der  in  de 
Stiidten  zulässige  höchste  Umlagefuss  für  die  Einkommensteuer  in  dei 
Gesetz  direkt  nicht  wie  in  dem  früheren  Entwurf  durch  Beziehung  ai 
die  Staatseinkommensteuern  festgesetzt  werden  soll.  Der  neue  Entwni 
enthält  femer  „im  Vergleich  mit  dem  früheren  einige  genaue  Bestimmni 
gen  über  die  Veranlagung  der  städtischen  Einkommensteuer,  namentlic 
die  durch  die  lokale  Natur  der  Gemeindeumlagcn  gebotene  Vorschrift,  dai 
das  Einkommen  aus  Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb  innerhalb  des  Stad 
bezirks ,  auch  wenn  der  Eigenthümer  auswärts  wohnt ,  der  stUdüschen  Bi 
Steuerung  unterworfen  sein  soll,  und  ferner  die  Bestimmung,  dass  Aktien 
gesellschaften  nur  an  solchen  Orten  Einkommensteuer  bezahlen  sollen,  a 
welchen  sie  eine  Fabrik  etc.  betreiben  und  nur  aus  dem  daraus  fliessei 
den  Einkommen,  da  sie  nur  unter  dieser  Voraussetzung  in  so  naher  Bc 
Ziehung  zur  Gemeinde  stehen,  dass  die  Besteuerung  ihres  Einkommei 
gerechtfertigt  erscheint.''  4.  Beilagenheft,  Motive  S.  585.  Wir  ersehen  ai 
dem    der  zweiten  Kammer  über  diesen  Entwurf  erstatteten  Koramissiob 
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bcricht  vom  15.  Juni  1874,  dass  der  Vorschlag  einer  Feststellung  der  Be- 
st cuerangsart  durch  die  Gemeinden  in  der  Kommission  abgelohnt  und  der 
^«setzlichen  Normirung  der  Besteuerungsart  durch  Bezeichnung  der  liicr- 
**«i  raaassgebcnden  Grundsätze  der  Vorzug  gegeben  wurde.  Die  Besultatc 
*^er  Kommissionsberathung  sind  aus  der  von  dem  Entwurf  abweichenden 
*orinulining  des  §.  71  enthalten,  welche  wir  folgen  lassen  (s.  4.  Beilagen- 
*^ft,  S.  642,  643): 

*^er  durch  die  Gemeindeeinkünfte  nicht  gedeckte  Gemeindeaufwand,  den 
•aufwand  für  die  öffentliche  Armenpflege  eingeschlossen,  wird  nach  dem 
»'^taatßsteuerkataster  der  Stadt  auf  das  gesammte  Häuser-,  Güter-,  Ge- 
^iill-  und  Gewerbesteuerkapital  nach  Ausscheidung  der  nach  §.  84  be- 
freiten Steuerkapitalien  und  auf  das  Einkommen  umgelegt. 

Bezüghch  der  Umlage  auf  das  Einkommen  sind  die  Vorschriften  des 

Gesetzes,  die  Einfuhrung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  betreuend, 

>Uaas8gebend ,  soweit  dieselben  nicht  durch  nachfolgende  Bestimmungen 

eiöe  Abänderung  erleiden. 

*•  Durch  Umlage   auf  das  Einkommen  darf  höchstens  ein  Dritttheil  des 

ganzen  Umlagebedarfs  aufgebracht  werden. 
'^'  Der  Normalsatz  der  Umlage  auf  das  Einkommen  darf  zwei  Prozent 
des  Terlangt«n  Einkommens  nicht  übersteigen.  Stadtbürger,  welche 
auf  Grund  vorstehender  Bestimmungen  keine  Gemeindesteuer  zu  ent- 
richten haben,  können  mit  einer  der  Hälfte  des  Minimalsatzes  der 
jeweiligen  Gemeindeeinkommensteuer  gleichkommenden  Gemeindesteuer 
belegt  werden. 

Ziffer  4.  Nur  solches  Einkommen,  welches  aus  Grundeigenthura 
(einschliesslich  von  Gebäuden)  innerhalb  der  Gemarkung  oder  aus  Ge- 
werben fliesst,  welche  etc. 

Ziffer  5.  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  sind  nur  etc.  bis  „beitragspflichtig". 

Wenn  eine  Vereinbarung  über  den  Beitrag  nicht  zu  Stande  kommt, 
entscheiden  die  Verwaltungsgerichte." 
^öi  19.  Juni  1874  nahm  die  zweite  Kammer  die  Kommissionsanträge  an. 
^'14  22,  Juni  lehnte  die  erste  Kammer  den  Staatsei nkommensteuerontwurf 
•**•  Nachdem  in  Folge  hiervon  der  letztere  Ent^vurf  von  der  Regierung 
Rückgezogen  worden  war,  legte  die  Regierung  unter  gleichzeitiger  Zurück- 
ziehung der  früheren  Vorlage  über  die  Gomeindebestcuerung  am  23.  Juni 
1874  einen  Gesetzentwurf  vor,  dessen  hierher  gehörige  Bestimmungen  — 
**  4.  Beilagenheffc  8.  694,  695  so  lauten: 

Der  durch  die  Gemoindeeinkünfte  nicht  gedeckte  Gemeindeaufwand,  der 
Aufwand  für  die  öffentliche  Armenpflege  eingeschlossen,  wird  nach 
dem  Staatssteuerkataster  der  Stadt  auf  das  gesammte  Grund-,  Gefäll-, 
Häuser-  und  Gewerbesteuerkapital  nach  Ausscheidung  der  nach  §.  84 
befreiten  Steuerkapitalien,  apwic  auf  das  Klassen-  und  Kapital-  bezw. 
Kapitalrentensteuerkapital,  und  zwar  zu  fünf  Sechsteln  auf  das  Grund-, 
Gefall-,  Häuser-  und  Gewerbestcuerkapital  und  zu  einem  Sechstel  auf 
das  Klassen-  und  Kapital-  bezw.  Kapitalrentensteuerkapital  umgelegt. 
Bezüglich  der  Umlage  ai^  das  Klassen  -  und  Kapital  -  bczAV.  Kapitalrenten- 
itenerkapital  wird  weiter  bestimmt: 
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1.  Der  höchsto  Betrag,  iu  welchem  von  dem  Kapital-  bezw.  Eapita 
rentenstcuerkapital,  eine  Umlage  erhoben  werden  darf,  beträgt  3  k 
von  100  11.  Steuerkapital  (5  Pfennig  von  100  Mark). 

2.  Die  Klassensteuerkapitalien  werden  zu  der  Umlage  in  der  Art  herai 
gezogen ,  dosB  als  Steucrkapital  der  zweifache  Betrag  des  klassensteue 
Pflichtigen  Jahreseinkommens  zu  Grunde  gelegt  wird.  Von  100  : 
Steuerkapital  dürfen  höchstens  9  kr.  als  Gemein deumlage  erhoben  wo 
den  (15  Pfennig  von  100  Mark). 

3.  Ist  zur  Aufbringung  des  sechsten  Theils  des  Umlagebedarfs  die  E 
hebung  des  Höchstbetrags  der  Umlage  nicht  erforderlich,  so  ist  d 
Umlage  auf  das  Klassen-  und  auf  das  Kapital-  bezw.  Kapitalrente 
steuerkapital  verhältnissmässig  zu  mindern. 

4.  Von  dem  Gemeindekataster  sind  die  Klassen-  und  Kapital-  bez. 
Kapitalrentensteuerkapitalicn  des  Grossherzogs  und  der  Mitglieder  c 
Grossherzoglichen  Familie,  sowie  diejenigen  der  Stiftungen  und  c 
Stadtgemeinde  selbst  ausgeschlossen. 

5.  Kann  durch  Umlage  auf  die  Klassen-  und  Kapital-  bezw.  Kapi-t 
rentenstcucrkapitalien  in  dem  gesetzlich  zulässigen  höchsten  Beti 
nicht  ein  Sechstel  des  durch  Umlagen  zu  deckenden  Gemeinde» 
wauds  aufgebracht  werden ,  so  fallt  der  Rest  auf  das  Grund  - ,  GefUl 
Häuser-  und  Gewerbesteuerkapital." 

In  der  Begründung  des  Entwurfs  ist  ausdrücklich  erklärt  „das  Gesetze  sc 
und  kann  nur  einen  provisorischen  Charakter  haben  und  es  ist  deshai 
bestimmt,  dass  es  mit  dem  31.  Dezember  1877  seine  Wirksamkeit  ve2 
liert.  Bis  dahin  wird  die  lleform  der  Staatssteuern  auf  zwei  in  der  Mitt 
liegenden  Landtagen  jedenfalls  so  weit  vorgeschritten  sein ,  dass  eine  de£ 
nitive  Regelung  auch  der  Gemeindesteuern  möglich  sein  wird."  In  diesei 
Sinne  wurde  die  Vorlage  zum  Gesetz  erhoben.  Wir  unterlassen  es,  ei 
solches  lediglich  provisorisches  Gesetz  einer  eingehenden  Kritik  zu  unte: 
ziehen.  Nur  darauf  sei  der  Vollständigkeit  wegen  hingewiesen,  dass  d: 
grösseren  Gemeinden  keineswegs  damit  einverstanden  sind,  wenn  die  Gi 
meindebesteuerungsart  durch  die  gesetzgebenden  Faktoren  ein  für  allem 
festgesetzt  wird.  Schon  unter  dem  26.  März  1870  richtete  die  Gemeim 
Mannheim  eine  Petition  an  das  Staatsministerium  mit  dem  Petitum :  Gross 
Regierung  wolle  dem  gegenwärtig  versammelten  Landtage  den  Entwu 
eines  Gesetzes  vorlegen,  welches  die  Voraussetzungen  enthält,  unter  den« 
die  einzelnen  Gemeinden,  mindestens  aber  die  grösseren  Städte  crmächti 
werden,  ihren  Bedürfnissen  entsprechend  neben  oder  statt  den  bisher  g 
setzlichen  Steuern  andere  im  einzelnen  Falle  geeignete  von  den  Gemeindi 
zu  beschliessende  Steuern  von  sämmtlichen  Ortseinwohnem  zu  erheben 
In  einer  späteren  Petition  wird  seitens  der  Gemeinde  Mannheim  die  Bit 
ausgesprochen:  die  Grossh.  Regierung  möge 

1.  die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  an  Stelle  der  h 
stehenden  in  Erwägung  ziehen  und  darnach  dem  kommenden  Lan 
tage  die  entsprechenden  Vorlagen ,  soweit  nöthig,  unterbreiten ,  mind 
stens  aber 

2.  dem   kommenden  Landtag   einen  Gesetzentwurf  vorlegen,   wonach 
den  Gemeinden  beziehungsweise  den  grösseren  Städten  gestattet  wii 
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nach  Maassgabe  besonderer  gesetzlicher  FeststelluDgcn  ihre  Bedürfuisse 
mittelst  einer  von  sämmtlichen  Einwohnern  zu  erhebenden,  nach 
Klassen  eingetheilten,  massig  progressiven  Einkommensteuer  an  Stelle 
der  bisherigen  Besteuerungsart  aufzubringen. 

Sehr  bemerkenswerth  und  nicht  genügend  aufgeklärt  ist  noch  folgende 
Tl&atsache:  In  den  Motiven  zu  den  vom  Grossh.  Finanzministerium  vorge- 
legten Ent\i'urf  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  vom  30.  Oktober  1873 
x^SLT  bemerkt  worden,  dass  durch  die  Einführung  der  allgemeinen  Einkom- 
mensteuer   auch   eine  geeignete  Grundlage   für  die  Beform  des  Gemeindc- 
stenerwesens  geschaffen  werde.     Inzwischen  scheint  das  Finanzministerium 
zix    anderen  Anschauungen   gekommen    zu    sein :    In    einem   auf  Ersuchen 
des  GroBsherzoglichen  Finanzministeriums  in  Hirth's  Annalen  (Jahrg.  1876, 
S-  695  ff.)  übergegangenen  Zeitungsartikel  wird  „einer  vielfach  verbreiteten" 
A^nsicht  entgegengetreten,  dass  eine  staatliche  Einkommensteuer  bczw.  ein 
Staatseinkommensteuerkataster   eine    bessere  Grundlage   für   die  Gemciiidc- 
amlagen,  als  die  dermaligen  Ertragssteuern  bilden  würde. 
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VII. 
Oesterreich's   Wiedergeburt  aus  den  N'aehwehen  der  Krisis.     ^ 

Max  Wirth.     Wien,  Manz,   1875.     VIII  und  522  8.    8«. 
Die  Handelskrisis  in  Deutsehland.     Von  Dr.  F.  Stöpol.     Frank 

a.  M.     Expedition  des  „Merkur".     1875.    61  8.    S^. 
Freihandel  und  Schutzzoll.     Mit  besonderer  Kücksicht  auf  Dcutschli 

Von  dems.     Ebendas.   1876.     VIII  und  134  8. 

Die  enge  Verbindung,  welche  zwischen  Oesterroich  und  Deutsch] 
in  wirthschaftlicher  Hinsicht  besteht,  wird  es  rechtfertigen,  dass  die  o 
bezeichneten  drei  8chriften,  die  trotz  der  verschiedenen  Titel  doch 
Grunde  genommen  nur  einen  und  denselben  Gegenstand  behandeln,  1 
zusammengestellt  werden. 

Was  nun  die  erste  und  weitaus  bedeutendste  dieser  Publikatioi 
die  von  Max  Wirth  betrifft,  so  ist  zunächst  hervorzuheben,  dass  eig 
lieh  der  Titel:  „Vorschläge  zu  wirthschaftlichen  Verbesseruil|gen  in  Ooe 
reich''  weit  passender  wäre,  als  der  vom  Verfasser  gewählte,  denn 
in  solchen  Vorschlägen  besteht  der  Inhalt  des  Buches.  Nun  könnte  ] 
allerdings  sagen,  dass  ja  die  Heilung  der  Folgen  der  Krisis  eben  in  wi 
schaftlichen  Verbesserangen  bestehe  und  dass  daher  der  Titel:  „Oesterrei 
Wiedergeburt  etc."  ganz  entsprechend  sei.  So  begründet  diese  Ent] 
nung  aber  auch  auf  den  ersten  Blick  scheint,  so  genügt  sie  dooh  ni 
um  die  von  Herrn  Wirth  für  sein  Buch  gewählte  Bezeichnung  zu  re 
fertigen.  Dieselbe  ruft  im  Leser  —  namentlich  wenn  er  nicht  fachmänn 
gebildet  ist  —  unwillkürlich  die  Erwartung  wach,  in  dem  Buche  ein  < 
mehrere  ausserordentliche  und  unfehlbare  Mittel  zur  raschen  und  volls 
digen  Heilung  der  dem  Wohlstande  Oesterreich's  durch  die  Krisis 
schlagenen  Wunden  zu  finden.  Wer  nun  das  Buch  in  dieser  Erwarl 
zur  Hand  nimmt,  der  wird  sich  gründlich  getäuscht  sehen.  Es  ist  f 
gar  nicht  einmal  der  Versuch  gemacht,  irgend  eine  Fanaoee  geg^n 
Krise  zu  entdecken.  Damit  soll  Herrn  Wirth  kein  Vorwurf  gemacht  i 
im  Gegentheil,  unseres  Bedünkens  liegt  eben  hierin  kein  geringer  Yoi 
seines  Werkes.  Ein  solches  schnell  und  sicher  wirkendes  Radikalm 
gegen  die  Folgen  der  Krisis  gehört  nun  einmal  in  das  Gebiet  der  XJtopi 
und  es  kann   nicht  oft  genug   wiederholt  werden,   dass  nur  in   fleiu 
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und  läugcrc  Zeit   hindurch   fortgosetzter  Rcformarbeit  auf  allen  Gebieten 
des  wirthschaftlichen  Lebens   das  Mittel    liegt,    die    durch   die  Krisis    ge- 
schlagenen Wanden    ollmälig  vernarben   zu   machen.      Dieser   Standpunkt 
ist  nun  in  dem  Wirth'sohen  Buche  dadurch ,  dass  der  Verfasser  sich  dar- 
auf beschränkt,  Andeutungen  darüber  zu  geben,  in  welcher  Richtung  sich 
die  Reformarbeit  bewegen  soll ,    sich  aber  Ton    allen  Illusionen   über   den 
Toraussichtlichen  Erfolg  der  Durchführung  seiner  Ideen  ferne  hält,  strenge 
festgehalten,  und  desshalb  allein  schon  ist  seiner  Schrift  eine  grössere  Ver- 
breitung zu  wünschen.     Es  ist  nur  zu  bedauern,  dass  Wirth  diesen  seinen 
Standpunkt    nicht   schärfer   betont  hat.      Ein    Fachmann    wird    denselben 
allerdings  auch  ohne  diese  nachdrückliche  Accentuirung  immer  herausfin- 
den, nicht  so  aber  ein  Nichtf achmann.     Und    doch   muss   aus   der   leicht 
^^slichen,  nahezu  populären  Schreibweise  und  manchen  Stellen  des  Buches 
geschlossen  werden,    dass  Herr  Wirth  eine  die  Fachkreise  überschreitende 
Verbreitung  seines  Buches  wünscht,  und  gerade  aus  diesem  Grunde   wäre 
CS  nützlich  gewesen,    wenn  der  Verfasser  jene  Anschauung  energisch  her- 
vorgehoben hätte,    denn  gerade   in  den   weiteren  Kreisen    namentlich    des 
österreichischen   Publikums   findet   sich   nur   zu  häufig   die  Ansicht,    dass 
^ie  Krisis  durch  irgend  ein  Wundermittel  geheilt  werden  könnte  und  längst 
beseitigt  wäre,    „wenn   nur  die  Regierung   etwas  thäte".     Es  ist  sehr  lo- 
benswerth  von  Herrn  Wirth,  dass  er  vielfach  hervorhebt,  dass  die  öster- 
reichische Regierung  wirklich  „etwas  gelhan  hat"  und  noch  thut  und  die 
I-oktüre  seines  Buches   würde  wohl  manchen  der  in  Oesterreich  leider  so 
zahlreichen   Raisonneure   auf  den  Gedanken    bringen,    dass   der  Vorwurf, 
»<iie  Regierung  thue  nichts'^    nicht  ganz  gerechtfertigt  und  dass  es   jetzt 
hauptsächlich  Sache  der  Privaten  wäre,   das  Weitere  zu  thun,    indem  sie 
sich  zu  energischer  Thätigkeit  aufraffen.      Wünschenswerth  wäre  es  auch 
noch  gewesen,  wenn  Herr  Wirth  sich  der  Mühe  unterzogen  hätte,  einen 
^eberschlag  zu  machen,  was  wohl  die  Einführung  aller  der  von  ihm  vor- 
geschlagenen und   theilweise   urgirten  Verbesserungen   kosten   würde.     Er 
^ürde  ein  hübsches  Sümmchen  herausbekommen  und  dadurch  allen  Jenen, 
die  fortwährend  nach  der  Staatshilfe  rufen,  vor  Augen  geführt  haben,  dass 
8*e   eine   zweischneidige  Waffe   gebrauchen,    da    ein   derartig    umfassendes 
'  orgehen  des  Staates,  wie  es  nöthig  wäre,   um  allen    berechtigten  Wün- 
schen nachzukommen  unmöglich  ohne  eine  sehr  bedeutende  Steuererhöhung 
du  rebgeführt  werden   könnte.      Herr  Wirth    scheint   auch   hiei*an    gedacht 
'^    haben,   denn  anders  ist  es  kaum  zu   erklären,    dass   diejenigen    seiner 
Voxschläge,  deren  Rcalisirung  erhebliche  Kosten  verursachen  würde,  sich 
j^^hezu  durchgängig  als  blosse  Wünsche  präsentiren,  während  er  für  die- 
jenigen,  die    durch   blosse  legislatorische  oder  administrative  Maassregeln 
^*^  s  Leben  gerufen  werden    könnten,    meist   auch    einen    fertigen  Ausfüh- 
'^xigsentwurf  bei  der  Hand  hat.      lief  sagt   absichtlich :   „scheint" ,    denn 
ausgesprochen  ist  dieser  Gedanke  nirgends,  nicht  einmal  angedeutet,  viel- 
*^"icht  eben  aus  Rücksicht  auf  die  weniger  fachmännisch  gebildeten  Leser, 
^■^Iche,  wenn   ihnen    eine   derartige  Erklärung   in    dem  Buche   aufstiesse, 
Möglicher  Weise  geneigt   sein   würden,    die  Vorschläge   des  Herrn  Wirth 
***  ganz  unpraktisch  zu  verwerfen ,  ohne  zu  bedenken ,  dass  sie  demselben 
^^'iiit  sehr  Unrecht  thun  würden.     Gerade  mit  Rücksicht  auf  diese  Kate- 
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gorie  von  Losern  wäre  es  aber  nothwendig  gewesen,  mit  der  Wahrheit 
nicht  hinter  dem  Berge  zu  halten.  Yolkswirthschaftlich  Gebildete  werden 
immer  von  selbst  auf  diesen  Gedanken  kommen,  bei  denjenigen  aber, 
denen  eine  solche  Bildung  abgeht ,  liegt  die  Gefahr  nur  zu  nahe ,  dass  sie 
nun  ohne  weiteres  Ton  der  Hegierung  die  Durchführung  all'  dieser  schönen 
Vorschläge  yerlangen,  ohne  zu  bedenken,  welch'  gewaltige  Mittel  dazu 
aufgewendet  werden  müssten  und  woher  dieselben  genommen  werden  sollten. 

Einer  Verbreitung  in  weitere  Kreise  dürfte  übrigens  der  Umfang  des 
Werkes  sehr  hinderlich  sein.  522  Seiten  durchzulesen,  dazu  entschliesst 
sich  wohl  nicht  leicht  Jemand  anders  als  ein  Pachmann.  Dass  auch  man- 
ches nicht  eigentlich  in  den  Kahmen  des  Werkes  Gehörige  in  demselben 
besprochen  ist,  wird  bei  dieser  Ausdehnung  desselben  Niemanden  in  Ver- 
wunderung setzen.  Doch  ist  dabei  wohl  etwas  zu  weit  gegangen.  Findet 
sich  doch  in  dem  Buche  sogar  ein  Exkurs  über  die  praktische  Eintheilung 
der  Schulferien  und  ein  anderer  über  die  —  Uchatiuskanone ! 

Den  besten  Begriff  von  der  Mannigfaltigkeit  des  Gebotenen  wird  eine 
kurze  Darstellung  des  Inhaltes  des  Buclies  verschaffen. 

Dasselbe  beginnt  mit  einer  Auseinandersetzung  der  Ursachen  der  Krise. 
Auch  hier  ist  wieder  die  universelle  Auffassung  des  Verfassers  hervorzuheben. 
Weit  entfernt  von  der  leider  so  häufig  —  so  auch  in  den  beiden  Schriften 
von  Stöpel  —  hervortretenden  Einseitigkeit,  nur  eine  einzige  Ursache  der 
Krisis  anzuerkennen,  zeigt  er  vielmehr,  dass  die  verschiedensten  Umstände 
zusammenwirkten,  um  dieselbe  heraufzubeschwören  und  so  furchtbar  zu 
machen.  Doch  fehlt  auch  hier  wieder  die  scharfe  Betonung  des  Grund- 
gedankens. Man  muss  denselben  mehr  errathen.  Ausserdem  wäre  hier 
wohl  eine  kurze  historisch -statistische  Darstellung  des  Ausbruches  und 
Verlaufes  der  Krise  am  Platze  gewesen.  Der  Mangel  einer  solchen  fällt 
bei  dem  sonstigen  Kcichthume  des  Buches  an  statistischem  Material  um- 
Bomehr  auf,  und  doch  wäre  eine  solche  historische  Skizze  nützlicher  und 
dem  Titel  und  Zwecke  des  Buches  mehr  entsprechend  gewesen ,  als  manche 
lange  theoretische  Ausführung,  deren  sich  verschiedene  in  dem  Werke 
finden,  ohne  gerade  immer  durch  den  sonstigen  Inhalt  desselben  geboten 
zu  sein. 

Unter  den  statistischen  Angaben  dieses  Abschnittes  ist  besonders  her- 
vorzuheben eine  von  Herrn  König  gelieferte  Tabelle  über  die  Rentabilität 
der  Banken  in  Oesterreich,  welche  in  der  That  staunen swerthe  Daten  ent- 
hält. So  wird  u.  A.  angeführt,  dass  eine  Bank  im  Jahre  1872  sogar  eine 
Dividende  von  80  ^/q  ,  sage  achtzig  Prozent  des  eingezahlton  Aktien- 
Kapitals  gewährte!  Dann  ist  noch  erwälmenswerth  eine  Polemik  gegen 
das  Konzessionswesen  bei  den  Aktienunternehmungen.  Ohne  dieses  ver- 
theidigen  zu  wollen,  möchten  wir  doch  der  Ansicht  des  Verfassers,  dass 
dasselbe  positiv  schade,  indem  es  im  Publikum  die  Meinung  verbreite, 
die  Regierung  habe  die  Solidität  des  betreffenden  Unternehmens  geprüft, 
und  jenes  dadurch  veranlasse,  nun  seinerseits  weniger  vorsichtig  bei  der 
Prüfung  der  Reellität  derartiger  konzessionirter  Unternehmungen  und  bei 
der  Anlage  seiner  Kapitalien  in  solchen  vorzugehen,  als  es  diess  sonst 
thun  würde,  das  Treiben  der  s.  g.  Börsen-Komptoirs  in  Wien  entgegen- 
halten, die  in  der  Schwindel periode  dutzendweise  entstanden.     Das  waren 
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TJntcrDclimungcu  von  PrirateD,  hauptsächlich  zu  dem  Zwecke  gegründet, 
um  auch  den  unerfahrenen  ,,kleinen  Leuten''  und  sonstigen  Kapitalbesitzern, 
die  gerade  nicht  Börsianer  werden  wollten,  die  Theilnahme  an  der  Bör- 
senspekulation zu  ermöglichen.  Die  Betreffenden  hatten  nichts  zu  thun, 
als  Einlagen  zu  machen  und  periodenweise  den  Gewinn  einzustreichen. 
Der  Inhaber  des  Börsen -Eomptoirs  spekulirte  für  sie  und  zahlte  ihnen 
ihren  Gewinnantheil  aus.  Diese  Unternehmungen  waren  natürlich  ebenso- 
wenig kouzessionirt,  als  das  erste  und  beste  Spezereigeschäft,  und  doch 
fanden  sie  eben  so  grossen  Zulauf,  wie  die  Aktiengesellschaften  und  trugen 
so  recht  dazu  bei,  der  Börsenspekulation  bis  in  die  untersten  Schichten 
der  Bevölkerung  Eingang  zu  yerschaffeu.  Es  fiel  keinem  Einleger  ein, 
die  Solidität  des  Unternehmens  zu  prüfen  (die  meisten  wären  dazu  auch 
gar  nicht  fähig  gewesen),  denn  die  20  und  30  ^/^ige  Verzinsung  des  ein- 
gelegten Kapitals  übte  eben  einen  unwiderstehlichen  Zauber  aus.  Ueber- 
diess  konnte  damals,  wo  ein  Misslingeu  selbst  der  gewagtesten  Spekulationen 
zu  den  grössten  Seltenheiten  gehörte,  fast  jedes  Unternehmen  sich  mit 
Leichtigkeit  den  Schein  einer  gewissen  Solidität  verschaffen,  die  es  in 
der  That  nicht  besass.  Besonders  eklatant  trat  diess  hervor  beim  Falle 
Flacht's,  der  das  bedeutendste  jener  Börsen-Kompteirs  besass  und  so  weit 
ging,  den  Einlegern  monatlich  Kechenschaft  über  sein  Gebahren  abzulegen 
und  doch,  als  der  „Krach''  und  damit  sein  Bankerott  mit  einem  Defizit 
von  nahe  an  3000000  fl.  kam,  nicht  einmal  so  viel  besass,  um  die  Kosten 
des  Konkurses  zu  decken!  Auch  die  Vorgänge  in  Deutschland,  wo  doch 
in  den  letzten  Jahren  kein  Konzessionswesen  bestand,  deuten  nicht  ge- 
rade darauf  hin,  dass  die  Existenz  oder  Nichtexistenz  desselben  irgend 
einen  Einfluss  auf  die  Entwickelung  des  Schwindels  auszuüben  vermöchte. 
Nach  dieser  Kichtung  kann  dasselbe  also  keinen,  wenigstens  keinen  er- 
heblichen Schaden  anrichten.  Aber  schon  der  Schade  allein,  den  das 
Konzessionswesen  dadurch  anstiftet,  dass  es  dem  Publikum,  wenn  ein  Un- 
ternehmen zusammenbricht,  die  Möglichkeit  gibt,  die  Regierung  mit  einem 
gewissen  Scheine  von  Recht  für  seine  Verluste  verantwortlich  zu  machen, 
ist,  da  es  auch,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  gar  nichts  nützt,  gross  genug, 
um  es  verwerflich  und  seine  gänzliche  Beseitigung  wünschen swerth  zu 
machen. 

Auf  die  Ausführung  der  Ursachen  der  Krisis  folgt  ein  langer  Ab- 
schnitt, der  sich  mit  der  Bankfrage  beschäftigt.  Die  erste  Hälfte  ist  rein 
theoretischen  Inhalts  und  selbstverständlich  eine  vollkommen  auf  der  Höhe 
der  Zeit  stehende  Arbeit.  Hervorzuheben  sind  die  Ausführungen  zu  Gun- 
sten der  Bankeinheit  und  gegen  die  Kontingent rung  der  Noten.  Weit 
interessanter  noch  und  wichtiger,  als  dieser  theoretische  Theil,  ist  aber 
die  zweite,  mit  Vorschlägen  über  die  zukünftige  Gestaltung  der  öster- 
reichischen Nationalbank  beginnende  und  eine  Besprechung  des  ganzen 
österreichischen  Bankwesens  enthaltende  Hälfte  dieses  Abschnittes,  in  wel- 
cher namentlich  eine  ausführliche  statistische  Darstellung  der  Bedeutung 
dieses  Institutes  es  ist,  auf  die  ganz  besonders  aufmerksam  gemacht  wer- 
den muss. 

Das  nächste  Kapitel  bespricht  die  Valutafrage.  Natürlich  verlangt 
Wirth  die  Regulirung  der  Valuta  und,   insofern   eine  abermalige  Begrün- 
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düng  dieser  Forderung  überhaupt  noch  nothwendig  war,  ist  auch  diese 
in  ausgezeichneter  und  überzeugender  Weise  gegeben.  Wichtiger,  als  diese 
Beweisführung ,  ist  der  Plan,  den  Wirth  für  die  Ausführung  dieses  grossen 
Werkes  entwirft.  Hier  tritt  er  auch  aus  seiner  sonst  dem  Kostenpunkte 
gegenüber  eingehaltenen  Reserve  hervor  und  liefert  eine  genau  begründete 
Berechnung  der  Kosten  der  Valutaregulirung ,  welche  er  mit  der  Einfüh- 
rung der  Goldwährung  verbunden  wissen  möchte.  Sein  Plan  dürfte  ganz 
praktisch  sein. 

Interessant  ist  ferner  der  Versuch,  den  Wirth  macht,  um  aus  dem 
Stande  des  Agios  einen  Schluss  auf  den  jeweiligen  Geldbedarf  zu  ziehen. 
Wird  auch  der  diesem  Versuche  zu  Grunde  liegende  Gedanke,  dass  das 
Agio  mit  dem  grösseren  oder  geringereu  Bedarfe  an  Verkehrsmitteln  falle 
oder  steige,  durch  die  vom  Verfasser  selbst  angeführten  statistischen  Ta- 
bellen nicht  ganz  bewiesen,  so  muss  diese  Idee  doch  immer  als  eine  ein- 
gehender Berücksichtigung  würdige  anerkannt  und  zugegeben  werden,  dass 
dieselbe  bei  jedem  Versuche,  die  Gesetze,  denen  das  Agio  folgt,  zu  ent« 
wickeln,  mit  in's  Auge  gefasst  werden  muss. 

lu  diesem  Kapitel  findet  sich  auch  noch  eine  Auseinandersetzung  über 
die  Wirkungen  der  Valutaschwankungen  auf  die  Preise.  So  unanfechtbar 
nun  auch  die  Behauptung  Wirth's,  dass  diese  jenen  folgen  müssen,  auf 
den  ersten  Blick  scheinen  mag,  so  kann  Bef.  dieselbe  doch  nicht  so  ohne 
weiteres  acceptiren.  Wie  wäre  dann,  wenn  diese  Ansicht  richtig  wäre, 
die  unbestreitbare  Thatsache  zu  erklären,  dass  die  Industrie  Oesterreich's 
durch  das  Agio  in  der  That  gefordert,  durch  das  Wegfallen  desselben 
aber  benachtheiligt  wurde,  das  also  das  Agio  in  Beziehung  auf  die  In- 
dustrie die  Wirkung  wirklich  hatte,  die  ein  Schutzzoll  haben  soll?  Ge- 
folgt sind  den  Valutaschwankungen  in  Wahrheit  nur  jene  Gegenstände, 
welche  ganz  oder  theilweise  ausserhalb  Oesterreich's  ihren  Ursprung  hatten, 
während  diejenigen,  die  von  allem  Anfang  an  ganz  in  Oesterreich  pro- 
duzirt  wurden,  so  namentlich  die  Lebensmittel,  sich  sehr  wenig  nach  dem 
Agio  richteten.  Machen  doch  die  Lebensmittelpreise  in  der  ganzen  Mo- 
narchie heute  in  der  gebesserten  Valuta  weit  höhere  Beträge  aus,  als  vor 
8 — 9  Jahren  in  der  weit  schlechteren!  Dasselbe  gilt  auch,  trotz  der  ge- 
genwärtigen ungünstigen  Verhältnisse,  vom  Arbeitslohne.  Wenn  derselbe 
in  der  That,  wie  Wirth  behauptet  —  und  Ref.  will,  da  Herr  Wirth  die 
deutschen  Verhältnisse  jedenfalls  genauer  kennt,  als  Schreiber  dieses,  an 
dieser  Behauptung  nicht  rütteln  —  in  Oesterreich  durchweg  höher  ist, 
als  in  Deutschland,  so  dürfte  es  gut  sein,  statt  kurzweg  die  Valuta- 
schwankungen für  diese  Erscheinung  verantwortlich  zu  machen,  bei  Er- 
forschung des  Grundes  derselben  lieber  an  jene  Ausfuhrung  Adam  Smith's 
zu  denken,  derzufolge  der  Arbeitslohn  in  jedem  Lande  desto  höher  ist, 
je  rascher  dasselbe  sich  entwickelt  Und  dass  Oesterreich  in  den  letzten 
Jahren  in  wirthschaftlicher  Hinsicht  raschere  Fortschritte  gemacht  hat, 
als  Deutschland,  dürfte,  wenn  es  auch  dieses  noch  lange  nicht  eingeholt 
hat,  kaum  zu  bezweifeln  sein. 

So  viel  über  die  die  Entstehung  der  Krise,  die  Bank-  und  die  Va- 
Intafrage  betreffenden  Abschnitte  des  Wirth'schen  Buches.  Wenn  diesel- 
ben auch  räumlich  nur  etwa  zwei  Fünftel  des  ganzen  Werkes  ausmachen, 
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80  bilden  sie  doch  den  weitans  wichtigsten  und  am  meisten  zum  Nach- 
denken, freilich  auch  zum  Widerspruch  anregenden  Theil  desselben.  Ueber 
die  weiteren  Abschnitte  können  wir  uns  kürzer  fassen.  Dieselben  behan- 
deln der  Reihe  nach  das  Eisenbahnwesen  (Herr  Wirth  wünscht  die  Ueber- 
nahme  der  Eisenbahnen  durch  den  Staat),  die  See-,  Fluss-  und  Eanal- 
8chiff£iihrt,  die  Staatsausgaben  und  -Einnahmen,  die  yolkswirthschaftliche 
Gesetzgebung;  dann  kommt  ein  Plaidoyer  für  den  Freihandel,  eine  Be- 
sprechung der  Formen  der  Industrie,  der  Verhältnisse  der  Landwirthschaft 
und  endlich  noch  ein  Kapitel  über  die  Arbeiterfrage.  Ueberall  ist  der 
gegenwärtige  Stand  der  Theorie  so  wie  die  dermalige  Lage  der  Dinge  in 
Oesterreich  charakterisirt,  worauf  die  wünschen swerthen  Verbesserungen 
hervorgehoben  worden.  Die  Ausführungen  des  Verfassers  sind  durchge- 
hends  durch  ein  reiches  statistisches  Material,  das  theilwoise  ganz  neue 
Daten  enthält,  unterstützt. 

Der  Leser  ersieht  aus  dieser  Aufzählung,  dass  in  dem  Buche  Anre- 
gungen in  Hülle  und  Fülle  geboten  sind,  aber  es  ist  trotz  alledem  nicht 
abzusehen  —  wir  können  nicht  umhin,  noch  einmal  darauf  zurückzukom- 
men — ,  warum  diese  Sammlung  von  Vorschlägen,  die  überdiess  grössten- 
theils  schon  in  den  Zeitungen  oft  und  ausführlich  besprochen  worden  sind, 
gerade  ein  Buch  über  die  Krise  sein  soll.  Dass  Oesterreich  wirthschaft- 
liche  Verbesserungen  braucht,  dass  z.  B.  die  Ordnung  der  Valutaverhält- 
nisse,  der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes,  die  Regulirung  der  Flüsse,  An- 
legung Ton  Kanälen  u.  s.  w.  sehr  nützliche  Dinge  sind,  das  hat  man  auch 
Tor  der  Krise  schon  gewusst  und  es  wäre  ohne  dieselbe  ganz  gewiss  schon 
manche  von  diesen  Verbesserungen  durchgeführt,  die  bisher  eben  wegen 
derselben  unterblieben  ist  und  auch  nicht  früher  wird  in's  Leben  gerufen 
werden,  als  bis  die  „Wiedergeburt  Oesterreioh's"  schon  erfolgt  und  der 
Unternehmungsgeist  wieder  erwacht  sein  wird.  Die  Zeit,  in  welcher  das 
Buch  geschrieben  wurde,  kann  doch  allein  nicht  genügen,  um  den  Tom 
Verfasser  gewählten,  das  Interesse  allerdings  in  hohem  Grade  erweckenden 
Titel  desselben  zu  rechtfertigen  ?  Der  Zusammenhang  zwischen  der  Krise 
und  dem  Buche  beruht  aber  einzig  auf  dem  zeitlichen  Zusammentreffen 
derselben,  und  es  hätte  das  letztere  zu  jeder  anderen  Zeit  ebensogut  ge- 
schrieben werden  können  und  vor  der  Krise  vielleicht  mehr  genützt,  als 
gegenwärtig,  wo  die  meisten  der  in  demselben  enthaltenen  Vorschläge 
leider  nur  in  das  Keioh  der  platonischen  Wünsche  gehören. 

Wenn  nun  aber  auch  die  durch  den  Titel  des  Wirth'schen  Buches 
hervorgerufenen  Erwartungen  in  demselben  ihre  Befriedigung  nicht  finden, 
80  muss  doch  immer  die  ruhige,  von  jedem  Haschen  nach  einem  Univer- 
salheilmittel freie  Haltung  des  Verfassers  und  die  Reichhaltigkeit  des  ge- 
botenen Materials  anerkannt  werden.  Nicht  dasselbe  können  wir  von  den 
beiden  Schriften  Stöpel's  sagen,  von  denen  die  jüngere  wesentlich  nur 
eine  Fortsetzung  der  älteren,  oder,  wenn  man  lieber  will,  die  letztere 
die  Einleitung  der  ersteren  bildet.  Diese  zwei  Arbeiten  sind  durch  und 
durch  Farteischriften.  Der  Verfasser  derselben  ist  Sohutzzöllner  und  da- 
mit ist  auch  eigentlich  Alles  gesagt,  was  sich  über  seine  Publikationen 
überhaupt  sagen  lässt.  Wie  alle  Schutzzöllner,  sieht  er  die  Ursache  der 
Entstehung  und  Fortdauer  der  Krise  nur  im  Freihandel  und   das  einzige 
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und  unfehlbare  Mittel  zur  Heilung  derselben  nur  in  der  Anlegung  von 
Schutzzöllen.  £r  sieht  allerdings  ein,  dass  yerschiedene  Umstünde  zu- 
sammenwirkten,  um  die  Krise  hervorzurufen  und  zu  verschärfen,  aber 
dass  diese  Umstände  eintraten,  sei  nur  eine  Folge  des  Frciliandels.  Ge- 
gen eine  solche  Einseitigkeit  muss  denn  doch  Protest  eingelegt  werden. 
Wenn  auch  allenfalls  zugegeben  werden  kann,  dass  die  im  Qefolge  des 
Freihandels  auftretende  Entfesselung  der  Kräfte  zu  rasch  erfolgte  —  viel- 
leicht ist  der  Umstand ,  dass  in  Oesterreich  der  Anfang  einer  liberaleren 
Handelspolitik  mit  der  Befestigung  eines  liberaleren  llegierungssystems  zu- 
sammenfiel, die  Entfesselung  der  Volkskraft  also  noch  plötzlicher  und  in 
weit  tiefer  eingreifender  Weise  geschah  und  dann  noch  obendrein  von 
einer  entschiedeneren  Konsolidirung  des  ganzen  Staatswesens  bogleitet  war, 
mit  eine  der  Ursachen,  warum  die  Krisis  in  Oesterreich  noch  schärfer 
auftrat,  als  in  Deutschland  — ,  so  muss  doch  entschieden  die  Einseitig- 
keit zurückgewiesen  werden,  die  darin  liegt,  dem  Freihandel  allein  die 
ganze  Schuld  an  der  Krisis  in  die  Schuhe  zu  schieben.  Nahezu  unbe- 
greiflich aber  wird  die  Argumentation  der  Schutzzöllner,  und  so  auch  die 
StöpeFs,  wenn  man  bedenkt,  dass  in  dem  hochschutzzöllnerischen  Nord- 
amerika die  Krise  mindestens  ebenso  verheerend  auftrat,  wie  in  Deutsch- 
land. Die  Konsequenz,  mit  welcher  Herr  Stöpel  fortwährend  amerikanische 
Daten  aus  den  Jahren  1871  und  1872  benützt,  um  den  Deutschen  die 
Nützlichkeit  des  Schutzzolles  zu  beweisen  und  mit  der  er  den  aus  den 
Krisenjahren  stammenden  aus  dem  Wege  geht,  ist  geradezu  erstaunlich. 
Man  möchte  wirklich  fragen,  ob  denn  die  Schutzzöllner  blind  seien,  dass 
sie  nicht  sehen,  wie  der  Schutzzoll  die  nord amerikanische  Union  nicht 
vor  der  Krise  zu  schützen  vermochte? 

Sonst  ist  über  die  beiden  Schriften  Stöpel's  wenig  za  sagen.  Sie 
enthalten  im  Grossen  und  Ganzen  dasselbe,  was  man  bei  allen  Schuiz- 
zöUnem  findet  und  unterscheiden  sich  von  den  älteren  Aeusserungen  dieser 
Partei  nur  durch  die  beständige  Rücksichtnahme  auf  die  durch  die  Krisis 
geschaffenen  Verhältnisse,  und  es  muss  anerkannt  werden,  dass  die  Auf- 
gabe, welche  sich  der  Verfasser  gestellt  hat,  so  gut  gelöst  ist,  als  diess 
überhaupt  möglich.  Wen  es  interessirt,  zu  erfahren,  wie  sich  die  gegen- 
wärtige Lage  den  Schutzzöllnern  darstellt  —  und  die  Schutzzollpartei  ist 
ja  bedeutend  genug,  um  für  ihre  Aeusserungen  in  jedem,  der  sich  mit 
Volks wirthschaft  beschäftigt,  Interesse  zu  erwecken  — ,  dem  können  diese 
beiden  Brochuren  immerhin  empfohlen  werden.  Er  wird  darin  vollstän- 
dige Belehrung  finden. 

Dr.  Wilhelm  Lesigang. 
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üebcr  die  Statistik  der  Schweiz. 

Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik.  Organ  der  schweize- 
rischen statistischen  Gesellschaft.  Redigirt  von  A.  Chatenalat 
11,  Jahrg.    Bern  1875. 

Inhalt:  1.  Uuartalheft.  Ernährungsbilanz  der  Schweizerbevölke- 
rung,  nach  chemisch- physiologischen  Grundlagen,  als  Begründung  einer 
Staats-  und  volkswirthschaftlichen  Chemie.  Von  Dr.  Simler.  f  —  Finanz- 
verwaltung des  Kantons  Oberwaiden  pro  1873/1874.  Von  J.  Durer.  — 
Die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  Frankreich.  Von  Dr.  Gisi.  —  Statistik 
der  Löhne  in  Frankreich  1853  und  1871.  Von  Dr.  Gisi.  —  Die  Oktroi- 
gebühr  in  Frankreich.  Von  Dr.  Gisi.  —  L'emigration  suisse  pour  les 
pays  d'outre  mer.  1868 — 1872.  Par  le  burcau  fdderal  de  statistique.  — 
Exportation  suisse  aux  Etats-Unis  en  1874.  Far  le  meme  bureau.  — 
Die  Subvention  schweizerischer  Eisenbahnunternehmungen.  Von  Heinrich 
Stüssi.  —  Quelques  renseignements  statistiques  sur  les  antecedents  des 
detenus  des  pcnitenciers  de  Borne,  Thorberg,  Lenzbourg,  St.  Gall  et  Neu- 
chutel.  Par  le  Dr.  Guillaume.  —  Statistique  morale  ou  criminelle  du 
canton  de  Vaud.  Par  E.  de  Muralt.  —  L*annuaire  de  statistique  (VI — 
VII)  du  canton  de  Berne.  Par  Mr.  le  president  Bodenheimer.  —  Ueber 
Arbeiterwohnungen.  —  Statistik  der  kantonalen  Centralverwaltungen.  — 
Eingabe  der  Gesellschaft  an  die  Bundesversammlung  betr.  Mortalitätsstati- 
stik und  Todesursachen  (Civil- Ehegosetz).  —  Rechnung  der  statistischen 
Gesellschaft  pro  1874.  —  Miscellen  und  kleinere  Nachrichten.  —  Litera- 
tur. —  Eingelangte  Schriften.  —  An  die  Tit-Leser  der  Zeitschrift  von  der 
neuen  Redaktion.  —  Beilage:  Quelques  resultats  pro\'i8oires  sur  le  traite- 
ment  des  instituteurs  en  Suisse.  —  2.  Quartalheft.  Statistik  der  Con- 
curse  in  juristischer  und  volkswirthschaftlicher  Beziehung,  mit  spezieller 
Berücksichtigung  der  Stimmrechtsfrage.  Von  A.  Chatelanat  —  Ueber  die 
Subvention  schweizerischer  Eisenbahn  Unternehmungen.  Von  Heinrich  Stüssi 
(Fortsetzung).  —  L'annuaire  de  statistique  du  Ganton  de  Berne.  Par  Mr.  le 
President  Bodenheimer.  (Fiu.).  —  Die  Leben svertheuerung  und  die  Staats- 
dienerbesoldungen.  Ein  Beitrag  zur  Besoldungsfrage.  II.  Theil :  Besoldungs- 
statistik.   Besoldungsverhältnisse  im  Königreiche  Baiem.   Von  A.  Chatelanat. 

—  Auszug  aus  den  Jahresberichten  der  schweizerischen  Zettelbanken,  als 
Material  zur  Reform  des  Banknotenwesens.  Von  Direktor  Henzi.  —  Ueber- 
sicht  der  Schweiz.  Nationalwahlkreise  und  der  Mitglieder  der  Schweiz. 
Bundesbehörden  in  den  neun  Amtsperioden  von  1848  bis  1875.  —  Mis- 
cellen. —  Literatur.  —  3.  Quartalhefi  Mortalitätstatistik  von  Bern. 
1871.    Mit    10    graphischen  Darstellungen.    Von  Dr.  A.  Ziegler  zu  Bern. 

—  lieber  die  Subvention  schweizerischer  EiBonbahnuntemehmungen.    Von 
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Heinrich  Stüssi  (Schluss).  —  Vergleichende  Daten  der  Bevölkerungsbewe- 
gung: a)  der  Schweizerkantoue ,  b)  einiger  fremden  Staaten.  —  Handel 
mit  Italien.  Nach  der  bezüglichen  Fublication  des  eidg.  stat  Bureaus.  — 
Aus  der  französischen  Agrarstatistik.  Von  Dr.  Gisi.  —  Statistische  No- 
tizen über  Bergbau  in  der  Schweiz.  Vom  eidg.  stat.  Bureau.  —  Die  Aus- 
bildung der  Mortalitätsstatistik  in  ganzen  Staaten.  Von  Dr.  Ad.  Vogt.  — 
Militärstatistik.  A.  Militärstatistisches  aus  Ocsterreich.  Speciell  die  Frage 
über  Brustumfang  und  Körperlänge.  (Verhandlungen  des  internationalen 
stai  Congresses,  Quetelct's  Daten  von  antiken  Statuen  und  Messungen  an 
Lebenden  yerschiedener  Stämme.  Resultate  der  österreichischen  Messungen 
8.  280.)  B.  Der  Plan  einer  schweizerischen  Militärstatistik.  Von  A.  Chn- 
telanat.  —  Das  neue  Civilstands-  und  Ehegesetz  und  die  Statistik.  — 
Miscellen.  —  4.  Quartalheft.  Militärstatistik.  Statistische  Untersuchung 
der  Thoraxfrage.  Von  A.  Chatelanat.  —  Referat  über  schweizerische  Ge- 
setzgebung, betr.  Lehrlinge.  Von  Prof.  Dr.  v.  Scheel.  —  Statistik  der 
cantonalen  Centralverwaltungen  der  Schweiz  (Forts.).  Von  A.  Chatelanat.  — 
Leben svertheuerung  und  Staatsdienerbesoldungen:  Fernere  Beiträge  zur 
Besoldung  öffentlicher  Beamten  und  Angestellten.  Staatsbesoldungen  im 
Königreiche  Sachsen.  Von  A.  Chatelanat.  —  Noch  einmal  "das  Civilstands- 
gesetz  und  die  Statistik.  Zählblättchensystem.  —  Ueber  den  Unterschied 
zwischen  faktischer  und  Wohnbevölkerung.  Sein  Einfluss  auf  die  Morta- 
lität der  Stadt  Bern,  mit  Berücksichtigung  der  städtischen  Spitalverhält-' 
nisse.  Von  Dr.  Ad.  Vogt.  —  Literatur.  —  Miscellen.  —  Als  Beilage: 
Statistische  Instruktion  nebst  Bundesbeschluss  betreffend  Civilstandsstatistik. 

Schweizerische  Statistik.     Herausgegeben  vom  statistischen  Bureau 
des  eidgenössischen  Departement  des  Innern:    Bern,    Orell,    Füssli   in 
Zürich.  4. 
Davon  erschienen 

a)  Geburten,  Sterbefälle  und  Trauungen  in  der  Schweiz  im 
Jahre  187L    Bern  1874. 

Dasselbe  für  die  Jahre   1867 — 1871.    Bern  1874. 
Dasselbe  für  1872.    Bern  1875. 
Dasselbe  für  1873.    Bern  1875. 
Dasselbe  für  1874.    Bern   1876. 

b)  Die  Ersparnisskassen  der  Schweiz  (in  den  Jahren  von  1862 
—1872).     Born   1875.     142  SS. 

c)  Handel  der  Schweiz  mit  dem  Königreiche  Italien  (in  der 
Zeit  von   1869  resp.  1860—1873).     Bern   1875.     89  SS. 

d)  Handel  Frankreichs  mit  der  Schweiz  von  1862 — 1874. 
Bern  1876.     305  SS. 

e)  Eidgenössische  Volkszählung  vom  1.  December  1870. 
2ter  Band.  Bern  1874.  Inhalt:  Die  Bevölkerung  nach  Alter,  Ge- 
schlecht und  Familienstand.     514  SS. 

f)  Dasselbe.  3ter  Band.  Bern  1876.  Inhalt:  Die  Bevölkerung  nach 
den  Beschäftigungsarten.     187  SS. 

g)  Rekrntenprüfung  in  der  Schweiz  im  Jahre  1875.  Mit  zwei 
graphischen  Karten.     Bern  1876.     15  SS. 


IV. 

Die  Ursachen  des  Agio  und  seiner  Scliwankungen 

in  Oesterreich. 

Von 

Dr.  Wilhelm  Lesigang. 

Unter  allen  Staaten  europäischer  Civilisation  hat  wohl  Oesterreich 
die  meiste  Gelegenheit  gehabt,  in  Bezug  auf  die  Bedeutung  und  die 
Wirkungen  der  alleinigen  Cirkulation  von  entwerthetem  Papiergelde 
langdauemde  und  tiefgreifende  Erfahrungen  zu  machen.  Seit  dem 
Jahre  1848  aus  einer  Erschütterung  in  die  andere  gestttrzt,  leidet 
dieser  Staat  die  ganze  Zeit  hindurch  an  diesem  Uebel. 

Die  grossen  Metallgeldsendungen  nach  Italien,  welche  der  im 
Jahre  1848  in  Italien  tobende  Krieg  veranlasste  und  welche  der  Staat 
nicht  anders,  als  durch  Ausnützung  des  Metallschatzes  der  National- 
bank decken  zu  können  glaubte,  während  gleichzeitig  die  Noten  der 
Bank  —  wenn  auch  nicht  sehr  bedeutend  —  vermehrt  wurden,  nöthig- 
ten  den  Staat,  der  die  Bank  auf  diese  Art  selbst  unfähig  gemacht 
hatte,  ihrer  Verpflichtung  zur  vollwerthigen  Einlösung  der  Noten  in 
Metall  femer  noch  nachzukommen,  derselben  zu  Hilfe  zu  kommen, 
was  er  that,  indem  er  sie  von  der  Einlösungspflicht  entband  und  ihren 
Noten  gleichzeitig  den  Zwangskurs  zum  vollen  Nominalwerthe  verlieh. 
Diese  Maassregel  war  kaum  getroffen,  als  auch  das  Papiergeld  unter 
seinen  Nominalwerth  herabsank,  also,  wie  man  dies  gewöhnlich  zu 
bezeichnen  pflegt,  das  Silber  ein  Agio  erhielt,  welches  sofort  eine 
ziemlich  bedeutende  Höhe  erreichte.  Von  da  an  bildete  das  unein- 
lösbare  Papiergeld,  u.  z.  bis  zum  Jahre  1866  ausschliesslich  in  der 
Form  von  Banknoten,  seitdem  auch  noch  um  die  Form  der  Staatsnoten 
bereichert,  in  Oesterreich  das  einzige  Umlaufemittel.  Damals  fand 
die  erste  jener  rapiden  Schwankungen  im  Werthe  des  Papiergeldes 
statt,  welche  seit  jener  Zeit  immer  wiederkehrten  u.  z.  so  häufig  wie- 
derkehrten, dass  seit  dem  Jahre  1848  thatsächlich  noch  kein  Qoin- 
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quennium  ohne  eine  solche  (sei  es  nach  aufwärts  oder  nach  abwärts) 
zu  bringen.  Die  Beseitigung  dieses  Uebels  lässt  noch  immer  auf  sich 
warten. 

Wenn  Oesterreich  nach  der  Revolution  längere  Zeit  Ruhe  gehabt 
hätte,  so  wäre  wohl  die  Ordnung  im  Geldwesen  bald  wiederhergestellt 
worden.  Es  ist  allbekannt,  wie  wenig  jene  Bedingung  erfüllt  wurde, 
dass  Oesterreich  seit  dem  Jahre  1848  noch  keinen  längeren  Zeitraum 
einer  ruhigen,  normalen  Entwicklung  gehabt  hat.  Die  Besorgnisse 
und  Rüstungen  während  des  Krimkrieges,  italienischer,  dänischer, 
preussisch- italienischer  Krieg,  das  Kriegsfieber  des  Jahres  1870,  die 
Krise  von  1873  jagten  einander  und  stürzten  Oesterreich,  wenn  es 
kaum  begonnen  hatte,  sich  von  den  Folgen  der  einen  Katastrophe  zu 
erholen,  immer  wieder  in  eine  neue,  und  Hessen  Oesterreich  niemals 
Zeit  zur  Herstellung  geordneter  Verhältnisse.  So  kam  es,  dass,  was 
sich  im  Jahre  1848  wohl  Niemand  hatte  träumen  lassen,  noch  heute, 
nach  Verlauf  von  28  Jahren,  die  damals  geschaffene  Zerrüttung  des 
Geldwesens  fortdauert  und  noch  immer  kein  Ende  derselben  abzu- 
sehen ist 

Angesichts  dieser  langen,  von  so  vielen  Wechselfällen  begleiteten 
Dauer  der  alleinigen  Girkulation  von  uneinlösbarem  Papiergelde  wird 
der  Schreiber  dieses  wohl  keinem  Widerspruche  begegnen,  wenn  er  die 
Verhältnisse  seiner  Heimath  in  dieser  Beziehung  geradezu  als  typisch 
erklärt  und  für  die  Besprechung  der  Agioschwankungen  in  Oesterreich 
ein  allgemeines  Interesse,  für  die  aus  derselben  gewonnenen  Resultate 
eine  allgemeine  Giltigkeit  in  Anspruch  nimmt 

Zunächst  wird  es  nöthig  sein,  den  Begriff  des  Agio,  wie  er  allein 
die  Grundlage  der  Untersuchung  bilden  soll,  zu  präzisiren.  Wenn 
ich  auch  denselben  als  dem  Leser  bekannt  annehmen  darf,  so  muss 
dies  doch  behufs  Vermeidung  von  Missverständnissen,  da  er  in  sehr 
verschiedener  Ausdehnung  gebraucht  wird,  geschehen.  Ein  Agio  tritt 
überhaupt  dann  ein,  wenn  irgend  eine  beliebige  Sache  im  Verhältnisse 
zu  irgend  einer  anderen  einen  nominellen  und  einen  davon  verschie- 
denen faktischen  Preis  hat.  Es  ist,  kurz  gesagt,  die  Differenz  zwi- 
schen dem  faktischen  und  dem  nominellen  Preise  einer  Waare.  Ein 
solches  kann  somit  nicht  bloss  zwischen  Papier-  und  Metallgeld  ein- 
treten ,  es  muss  auch  nicht  gerade  auf  gesetzlicher  Verfügung  eines 
Nominalpreises  beruhen.  Wenn  z.  B.  eine  Eisenbahn  -  Aktie  auf  200 
Gulden  lautet  und  300  kostet,  so  hat  sie  ein  Agio  von  100  Gulden. 
Das  Agio  aber,  welches  einen,  nicht  auf  der  Macht  des  Gesetzes  be- 
ruhenden —  ich  möchte  sagen,  bloss  theoretisch  bestimmten  —  Nomi- 
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naipreis  zur  Basis  hat,  besitzt  nun  keine  besondere  Bedeutung.  Es 
legt  dem  Verkehre  keinen  Zwang  auf,  hemmt  ihn  in  keiner  Weise 
und  übt  auf  denselben  daher  keinen  anderen  Einfluss  aus,  als  irgend 
eine  sonstige  Preiserhöhung.  Etwas  Anderes  ist  es  dagegen  mit  dem 
auf  gesetzlicher  Bestimmung  beruhenden  Agio,  welches  dann  entsteht, 
wenn  einer  Waare  durch  Gesetz  ein  gewisser  Preis  zuerkannt  ist,  der 
Verkehr  denselben  aber  nicht  anerkennt  Dieses  Agio  kann  natürHch 
bei  jeder  beliebigen,  vom  Staate  festgesetzten  Preistaxe  eintreten  und 
ist  auch ,  wie  allbekannt ,  oft  genug  eingetreten.  Da  solche  Preistaxen 
in  der  Gegenwart  nur  mehr  ausnahmsweise  vorkommen,  so  hat  auch 
das  Agio  heutzutage  im  Waarenverkehre  nur  eine  sehr  beschränkte 
Ausdehnung  und  geringe  Bedeutung.  Dagegen  ist  es  in  neuerer  Zeit 
häufig  auf  einem  Gebiete  aufgetreten,  auf  dem  man  es  früher,  wenig- 
stens in  dieser  Ausdehnung,  nicht  kannte,  nämlich  auf  dem  des  Geld- 
wesens selbst.  Hier  entstand  es  durch  gesetzliche ,  vom  Verkehre  aber 
nicht  anerkannte  Gleichstellung  von  uneinlösbarem  Papiergelde  und 
Metallgeld.  Diese  Maassregel  der  Staatsgewalt  hatte  regelmässig  eine 
Differenz  zwischen  diesen  beiden  Geldsorten  zu  Gunsten  der  letzteren 
im  Gefolge,  also  ein  Agio  des  Metallgeldes  gegenüber  dem  Papier- 
gelde, welches  dadurch,  dass  der  Staat  es  nicht  anerkennen,  sondern 
den  Verkehr  zwingen  wollte,  und  so  weit  seine  Macht  reichte,  auch 
wirklich  zwang,  das  Papier-  und  das  Metallgeld  als  gleichwerthig  an- 
zusehen ,  für  das  wirthschaftliche  Leben  nicht  nur  der  unmittelbar  da- 
von betroffenen  Völker,  sondern,  wie  ich  am  Schlüsse  dieser  Unter- 
suchung zeigen  werde,  auch  für  das  aller  übrigen  zu  einer  geradezu 
gewaltigen  Bedeutung  gelangte.  Nur  dieses  Agio  (welches  allein  künf- 
tighin unter  der  kurzen  Bezeichnung  „Agio*^  wird  verstanden  werden), 
die  Art  und  Weise  seiner  Entstehung,  die  Ursache  seiner  Schwankun- 
gen und  seine  Wirkungen  auf  das  gesammte  wirthschaftliche  Leben 
eines  Volkes  können  den  Gegenstand  einer  besonderen  Untersuchung 
bilden,  und  zu  einer  solchen  sind  die  nachfolgenden  Blätter  bestimmt. 
Bevor  wir  damit  beginnen,  muss  noch  ausdrücklich  darauf  auf- 
merksam gemacht  werden,  dass  ein  Agio  in  unserem  Sinne  in  Oester- 
reich nur  im  Verhältnisse  zwischen  Silber-  und  Papiergeld  existirt 
Ein  eigentliches  Goldagio  besteht  dagegen  daselbst  nicht,  wenn  auch 
häufig  von  einem  solchen  gesprochen  wird.  Man  berechnet  dasselbe, 
da  die  deutsche  Reichsmark,  welche  in  Deutschland  mit  Vs  Thaler 
gleichgehalten  wird,  während  Vs  Thaler  früher  Vs  österreichischen 
Silbergulden  galt  und  Vs  Papiergulden  hätte  gelten  sollen,  gegen- 
wärtig ca.  0,59  Papiergulden  (ö9  Kreuzer)  kostet,  auf  18  ".     Das  ist 
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allerdings  ein  Agio,  aber  nicht  das  hier  gemeinte,  sondern  nur  jenes, 
welches  auch  eine  über  Pari  stehende  Eisenbahnaktie  besitzt  und  von 
dem  schon  oben  gesagt  wurde,  dass  es  uns  hier  nicht  beschäftigen 
kann.  Von  einem  Agio  in  unserem  Sinne  könnte  beim  Golde  in 
Oesterreich  nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  eine  gesetzliche  Verfügung 
existiren  würde,  die  die  Tendenz  hätte,  den  Verkehr  zur  Anerkennung 
einer  in  der  That  nicht  bestehenden  Werthrelation  zwischen  Gold  und 
Silber  oder  Papier  zu  zwingen,  wie  eine  solche  in  Bezug  auf  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Silber  und  Papier  besteht.  Eine  solche  ist  nun  nicht 
vorhanden.  Wohl  hat  Oesterreich  ein  Gesetz ,  welches  die  Werthrela- 
tion zwischen  Gold  und  Silber  auf  1  Pfund  Gold  =  15  V^  Pfund  Silber 
festsetzt  und  demgemäss  wurde  auch  der  Werth  des  Dukatens  auf 
4fl.  38  kr.  CM.  =  4  fl.  86V2  kr.  ö.  W.  Silber  bestimmt,  und  erhielt 
das  in  der  neueren  Zeit  in  Oesterreich  geprägte  Zwanzigfrankenstück 
den  Namen  Achtguldenstück.  Aber  diese  Feststellung  war  immer  eine 
rein  theoretische,  wenn  sie  auch  durch  geraume  Zeit  der  Wirklichkeit 
entsprach.  Die  öffentlichen  Kassen  waren  nämlich  nie  verpflichtet 
noch  berechtigt,  dieselben  zur  Basis  ihrer  Berechnungen  zu  nehmen. 
Sie  waren  nie  verpflichtet,  einen  Dukaten  für  4  fl.  86V»  kr.  Silber  an- 
zunehmen, aber  auch  nie  berechtigt,  demjenigen,  der  einen  solchen 
zu  fordern  hatte,  jenen  Betrag  in  Silber  an  dessen  Stelle  aufzunöthigen. 
Die  Festsetzung  des  wirklichen  Verhältnisses  zwischen  Gold  und  Sil- 
ber war  eben  in  Oesterreich  stets  dem  Verkehre  überlassen ,  das  Gold 
war  stets  Waare  und  es  gab  demgemäss  auch  nie  ein  Papiergeld,  wel- 
ches vom  Gesetze  als  Aequivalent  einer  bestimmten  Summe  in  Gold 
erklärt  worden  wäre.  Daher  hat  auch  das  kürzlich  in  Oesterreich  er- 
folgte Steigen  der  Goldpreise  in  Papiergeld  für  diesen  Staat  keine 
andere  Bedeutung,  als  die  Preissteigerung  irgend  emer  anderen  Waare. 
Dass  diese  Waare  in  den  meisten  jener  Staaten ,  mit  welchen  Oester- 
reich einen  lebhaften  Handelsverkehr  hat,  als  Geld  dient,  kann  die 
Veränderung  im  Preise  derselben  zu  einer  besonders  wichtigen  machen, 
aber  am  Wesen  der  Sache  nichts  ändern.  Damit  entfallen  dann  natür- 
lich auch  alle  Konsequenzen,  welche  man  aus  dem  behaupteten  Be- 
stehen des  Goldagio  in  Oesterreich  gezogen  hat.  Namentlich  verliert 
dadurch  die  öfter  aufgestellte  Behauptung,  dass  das  Verschwinden  des 
Silberagio  in  der  letzten  Zeit  nichts  zu  bedeuten  habe,  weil  in  Oester- 
reich in  der  That  noch  ein  hohes  Agio  existire,  allen  Halt. 

Die  Besprechung  des  Agio  zerfällt  naturgemäss  in  zwei  Theile: 
in  die  Untersuchung  über  die  Ursachen  des  Agio  und  seiner  Verände- 
rungen und  in  die  über  seine  Wirkungen.    Daran  sollte  sich  noch  eine 
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UntersuchuDg  darüber  scbliessen,  ob  der  gegenwärtige  Moment  wirk- 
lich, wie  dies  öfters  behauptet  wird,  ein  besonders  günstiger  zur  Her- 
stellung der  Valuta  in  Oesterreich  ist.  Hier  sollen  nur  die  Ursachen 
des  Agio  und  seiner  Schwankungen  besprochen  werden.  Doch 
behalte  ich  mir  vor,  in  einer  abgesonderten  Untersuchung  auch  die 
beiden  anderen  Fragen  demnächst  zu  besprechen. 

Als  wichtigste,  geradezu  entscheidende  Ursache  des  Agio  und 
seiner  Schwankungen  wird  ziemlich  allgemein  der  Kredit  des  Aus- 
gebers des  nneinlösbaren  Papiergeldes,  resp.  desjenigen,  von  dessen 
Einflüsse  dieser  abhängt,  angesehen.  Diese  Auffassung  gründet  sich 
darauf,  dass  man  auch  das  uneinlösbare  Papiergeld,  die  (Bank-  oder 
Staats-)  Noten,  allgemein  als  eine  Art  von  Schuld titel  ansieht,  als 
einen  Schuldtitel  nämlich,  der  dem  Inhaber  die  Bezahlung  einer  be- 
stimmten Quantität  Metallgeldes  verspricht  Man  meint  nun,  so  wie 
jede  andere  Staatsschuldverschreibung  im  Preise  steigt  oder  fällt,  je 
nachdem  der  Kredit  des  Staates  sich  bessert  oder  verschlechtert,  so 
müsse  auch  der  Preis  der  Noten  in  Edelmetall,  also  auch  das  Agio, 
sich  nach  dem  Kredit  des  Staates  (der  ja  immer  entweder  selbst  Aus- 
geber der  Noten  ist  oder  doch  einen  beherrschenden  Einfluss  auf  den 
von  ihm  vorgeschobenen  Ausgeber  übt)  richten. 

Sehen  wir  zu,  wie  die  Thatsachen  sich  zu  dieser  Anschauung 
stellen.    Das  Agio  betrug  in  Oesterreich  im  Durchschnitte 
des  Jahres  Prozente 

1848 9-3 

1849 15-6 

1850 24-34 

1851 26-12 

1852 19-75 

1853 10-62 

1854 27-75 

1855 21-62 

1856 5-37 

1857 5-5 

1858 4-12 

1859 20-62 

1860 32-25 

1861 41-25 

1862 2807 

1863 13-79 

1864 16-72 
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des  Jahres  Prozente 

1865 8-32 

1866 19-84 

1867 24-31 

1868 14-48 

1869 21-02 

1870 21-89 

1871 20-38 

1872 9-27 

1873 8-14 

1874 5 

Wenn  wir  diese  Tabelle  näher  in's  Auge  fassen,  so  finden  wir, 
dass  die  Zeitpunkte,  in  welchen  Oesterreich  am  ärgsten  erschüttert 
war  und  selbst  in  seiner  Existenz  gefährdet  erschien,  in  welchen  also 
auch  sein  Kredit  am  tiefsten  stehen  musste  und  diejenigen,  in  wel- 
chen das  höchste  Agio  eintrat,  nicht  immer  ganz  dieselben  sind,  son- 
dern dass  das  höchste  Agio  sich  meistens  später  zeigte,  als  der  Kul- 
minationspunkt der  Krise.  Wohl  zeigt  sich  im  Allgemeinen,  dass 
jede  der  politischen  Krisen,  die  Oesterreich  seit  dem  Jahre  1848  er- 
lebte und  die  ja  immer  auch  von  wirthschaftlichen  Erschütterungen 
begleitet  waren,  das  Agio  steigerte.  Es  sind  deren  6:  die  Revolutions- 
zeit (1848/9),  die  Zeit  des  Krimkrieges  (1853—1855),  italienischer 
Krieg  (1859),  holsteinischer  Krieg  (1864),  österreichisch -preussisch- 
italienischer  Krieg  (1866)  und  das  Kriegsfieber  beim  Ausbruche  des 
deutsch -französischen  Krieges  (1870).  Die  holsteinische  Angelegenheit 
war  übrigens  in  ihren  unmittelbaren  Wirkungen  zu  unbedeutend,  um 
einen  wesentlichen  Einfluss  auf  das  Agio  auszuüben  und  soll  darum 
hier  ganz  unberücksichtigt  bleiben.  Später  wird  sich  noch  Anlass  fin- 
den ,  auch  die  durch  sie  bezeichnete  Periode  ein  wenig  zu  besprechen. 
Hier  sollen  nur  die  fünf  anderen  Krisenperioden  den  Gegenstand  der 
Betrachtung  bilden. 

Die  obige  Tabelle  zeigt  uns  nun,  dass  nur  in  jenen  beiden  von 
diesen  Perioden,  welche  Oesterreich  keine  eigentliche  politische  Krise, 
sondern  bloss  die  Furcht  vor  einer  solchen  brachten,  in  der  That  das 
höchste  Agio  mit  dem  Kulminationspunkte  der  Ereignisse  zusammen- 
fiel. Hier  ist  dieses  Zusammentreffen  ein  vollständiges,  denn  die  Maxima 
des  Agio  fielen  auf  den  März  1854  mit  39  <>/o  und  auf  den  Juli  1870 
mit  31 0/^.  In  den  Jahren  1854  und  1870  hatte  es  beide  Male  bloss 
den  Anschein,  als  sollte  Oesterreich  in  einen  Krieg  verwickelt  wer- 
den, ohne  dass  es  dazu  kam.    Sobald  die  Furcht  vor  einer  solchen 
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Verwickelung  vorüber  war,  fiel  das  Agio  wieder  auf  das  frühere  Niveau 
zurück.  Dagegen  in  jenen  Perioden,  welche  Oesterreich  wirklich  Ka- 
tastrophen brachten,  nämlich  in  der  Periode  der  Revolution,  des  ita- 
lienischen und  des  preussisch- italienischen  Krieges  trat  das  höchste 
Agio  regelmässig  erst  ein,  nachdem  die  Ereignisse  bereits  längst  aus- 
getobt und  die  Dinge  schon  eine  entschiedene  Wendung  zum  Besseren 
zu  nehmen  begonnen  hatten,  nämlich  erst  in  den  Jahren  1851,  1861 
und  1867.  Im  Jahre  1851  dachte  doch  gewiss  kein  Mensch  mehr  an 
eine  ernstliche  Gefährdung  der  Monarchie  und  man  schätzte  ihren 
Kredit  damals  wahrscheinlich  höher,  als  gegenwärtig,  wo  das  Agio 
doch  so  niedrig  ist,  ganz  gewiss  aber  höher  als  im  Oktober  1848  oder 
im  Frül^ahr  von  1849.  Und  doch  stieg  das  Agio  noch  im  Mai  des 
Jahres  1851  auf  33^  ^/o ,  wahrend  das  Maximum  desselben  in  den  Re- 
volutionsjahren nur  22  ®/o  (Ende  Mai  1849)  betrug.  Auch  das  Jahr 
1861  hatte  schon  unter  ganz  günstigen  Auspizien  begonnen  und  doch 
erreichte  das  Agio  erst  im  Jänner  dieses  Jahres  die  grösste  Höhe, 
die  es  überhaupt  in  Oesterreich  jemals  erreicht  hat,  nämlich  52|^^/o. 
Ebenso  erreichte  während  der  durch  den  preussisch -italienischen  Krieg 
herbeigeführten  Unglückszeit  das  Agio  seine  grösste,  in  dieser  Periode 
überhaupt  vorgekommene  Höhe  von  30  ^/o  erst  im  April  1867,  also 
zu  einer  Zeit,  wo  die  politischen  Verhältnisse  sich  schon  wieder  be- 
deutend gebessert  hatten.  War  doch  der  ungarische  Ausgleich,  der, 
so  wenig  er  auch  im  Ganzen  als  ein  für  die  Monarchie  glückliches 
Ereigniss  angesehen  werden  kann,  dieselbe  damals  nach  der  Meinung 
Vieler  vor  dem  Untergange  rettete,  jedenfalls  aber  ihre  inneren  poli- 
tischen Verhältnisse  für  den  Augenblick  besserte,  die  finanziellen  klärte 
und  den  Kredit  hob,  zu  jener  Zeit  schon  perfekt  (das  ungarische  Mi- 
nisterium wurde  bereits  am  18.  Februar  1867  eraannt).  In  diesen 
Perioden  der  grossen  Umwälzungen,  welche  den  österreichischen  Staat 
jedesmal  in  seinen  Grundfesten  erzittern  machten,  waren  also  regel- 
mässig die  glücklichen  politischen,  den  Kredit  der  Monarchie  noth- 
wendig  bessernden  Ereignisse  bereits  eingetreten,  als  das  Agio  noch 
immer  stieg,  theilweise  sogar  noch  sehr  stark  stieg.  Das  spricht  doch 
sehr  stark  gegen  die  Bestimmung  des  Agio  durch  den  Kredit  des 
Staates^).  Wir  haben  bisher  nur  politische  Krisen  in's  Auge  gefasst 
Aber  auch  das  Verhalten  des  Agio  in  der  gegenwärtigen  wirthschaft- 
lichen  Krise  spricht  gegen  die  Annahme  der  Bestimmung  desselben 

1)  Ich  werde  künftig  immer  sagen  Staatskredit,  da,  wie  wohl  Überall,  so  auch  in 
Oesterreich  das  aneinl5sbare  Papiergeld,  wenn  es  auch  lange  Zeit  nur  Banknoten  gab, 
im  Grunde  doch  immer  von  der  Staatsregierung  verwaltet  wurde. 
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durch  den  Staatskredit.  Niemand  wird  bezweifeln,  dass  die  Lage 
Oesterreichs  heute  nach  allen  Seiten  hin  schlechter  ist,  als  zu  Ende 
des  Jahres  1872.  Die  wirthschaftliche  Krise  hat  endlich  auch  den 
Staatskredit  verschlechtert  und  der  Zinsfuss  der  österreichischen  Rente 
beträgt  heute  nahezu  6^  ®/o  gegen  kaum  6  ^/o  zu  Ende  1872.  Das 
Agio  aber  ist  seit  jener  Zeit  ebenfalls  gesunken.  Es  betrug  zu  Ende 
1872  6i  «/o  und  beträgt  heute  (Ende  Mai  1876)  2^  «/o. 

Auch  der  Vergleich  Oesterreichs  mit  anderen  Staaten  lehrt  uns, 
dass  der  Staatskredit  das  Agio  nicht  bestimmt.  Es  wird  doch  kaum 
Jemand  behaupten  wollen,  dass  der  Kredit  Frankreichs  im  Frühlinge 
des  Jahres  1871  besser  war,  als  der  Oesterreichs  im  Mai  1851  und 
doch  gab  es  dort,  selbst  in  jener  Schreckenszeit,  welche,  wie  ähn- 
liche Ereignisse  in  Oesterreich  die  Einführung 'uneinlösbaren  Papier- 
geldes mit  Zwangskurs  im  Gefolge  hatte,  so  zu  sagen  kein  Agio,  hier 
ein  solches  von  33|®/o.  Und  sollte  Jemand  doch  der  Meinung  sein, 
der  Kredit  Frankreichs  im  Frühjahre  von  1871  sei  trotz  Kommune- 
aufstand und  der  damals  noch  von  Vielen  unbezahlbar  gehalteneu 
5 -Milliardenschuld  besser  gewesen,  als  der  Oesterreichs  in  dem  ruhi- 
gen Jahre  1851,  so  wird  er  wohl  kaum  dasselbe  behaupten  bei  einem 
Vergleiche  des  damaligen  Frankreich  mit  dem  Zustande  der  nordame- 
rikanischen Union  zu  Ende  1872,  die  damals  (wie  noch  heute)  ein 
zwischen  10  und  20^ Iq  schwankendes  Agio  hatte. 

Noch  eine  lliatsache  kann  angeführt  werden,  die  beweist,  wie 
wenig  der  Verkehr  nach  der  Solvenz  des  Ausgebers  von  uneinlösbaren, 
mit  Zwangskurs  versehenen  Noten  bei  Abschätzung  derselben  fragt, 
wie  wenig  er  sich  also  durch  den  Kredit  des  Ausgebers  hierin  be- 
stimmen lässt.  In  Oesterreich  existiren  gegenwärtig,  wie  allbekannt, 
zwei  Gattungen  Papiergeld,  Bank-  und  Staatsnoten.  Sie  haben  beide 
nur  das  gemeinsam ,  dass  sie  uneinlösbar  sind  und  Zwangskurs  haben. 
Sonst  sind  sie  aber  von  ganz  verschiedener  Natur.  Nun  weiss  Jeder- 
mann, der  die  Verhältnisse  nur  einigermaassen  kennt,  dass  die  öster- 
reichische Nationalbank  für  sich  allein,  selbst  wenn  sie  die  80  Millionen 
Gulden,  die  ihr  der  Staat  schuldet,  ganz  verlieren  würde,  noch  im- 
mer solvent  ist  (durch  den  Verlust  jener  80  Millionen  würde  nur  das 
Aktienkapital  sehr  stark  geschmälert  werden,  die  Bedeckung  der  No- 
ten ist  davon  unabhängig),  so  solvent,  als  irgend  eine  andere  Bank, 
und  dass  nur  der  Machtspruch  des  Staates  es  ist,  der  sie  daran  hin- 
dert, in  jedem  beliebigen  Augenblicke  mit  der  Einlösung  ihrer  Noten 
zu  beginnen,  und  doch  werden  und  wurden  dieselben  stets  vom  Ver- 
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kehre  vollkommen  gleich  bewerthet  mit  dem  vom  Staate  ausgegebenen, 
obwohl  derselbe  in  dieser  Beziehung  als  insolvent  angesehen  werden 
muss  und  auch  wird. 

Obwohl  also  sehr  viele  und  eklatante  Fälle  vorliegen,  in  welchen 
das  Agio  den  Schwankungen  des  Staatskredits  nicht  folgte,  so  ist  es 
doch  gar  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  sich  wieder  andererseits 
viele,  vielleicht  noch  mehr  Fälle  anführen  Hessen,  in  welchen  dies 
wirklich  der  Fall  war.  Nach  jener  beliebten  Manier,  in  Geschichte 
und  Statistik  hineinzulesen ,  was  man  will ,  könnte  dann  erst  noch  be- 
hauptet werden,  dass  das  Agio  den  Kredit  doch  bestimme.  Wollte 
man  immer  so  vorgehen,  so  wäre  es  aber  überhaupt  nicht  möglich, 
jemals  aus  statistischen  und  historischen  Daten  irgend  welche  sicheren 
Schlüsse  zu  ziehen.  Für  uns  beweist  der  Umstand,  dass  das  Agio 
den  Schwankungen  des  Kredits  in  eklatanten  FäUen  nicht  folgte,  nur 
dass  jenes  von  diesem  nicht  bestimmt  wird,  es  soll  darin  aber  nicht 
ein  Beweis  für  das  Entgegengesetzte  gesehen  und  nun  nicht  behauptet 
werden,  dass  das  Agio  vom  Kredit  gar  nicht  beeinflusst  werde. 
Dies  ist  durch  die  angeführten  Thatsachen  noch  lange  nicht  erwiesen. 
Es  wird  im  Laufe  dieser  Abhandlung  noch  untersucht  werden  müssen, 
ob  und  wie  weit  der  Kredit  das  Agio  beeinflusst 

Mit  der  Ansicht,  dass  der  Kredit  das  Agio  bestimme,  hängen 
noch  zwei  andere  oft  gehörte  Behauptungen  enge  zusammen.  Die  eine 
geht  dahin,  dass  eine  ungünstige  Handelsbilanz  das  Agio  steigern 
müsse  und  umgekehrt,  die  andere  erklärt  das  gegenwärtige  Sinken 
des  Silberpreises  als  den  Grund  davon,  dass  in  der  letzten  Zeit  das 
Agio  in  Oesterreich  nahezu  verschwunden  ist  Die  erstere  Ansicht  ist 
im  Grunde  nur  eine  Modifikation  der  letzteren ,  indem  sie  damit  moti- 
virt  zu  werden  pflegt,  dass  eine  günstige  Handelsbilanz,  da  die  Diffe- 
renzen im  internationalen  Verkehr  mit  Edelmetall  beglichen  werden 
müssten,  solches  in  das  Land  zöge,  somit  den  Preis  desselben  im  letz- 
teren drücken  müsse.  Beide  Ansichten  werden  dann  weiterhin  in  der 
Art  erläutert ,  dass  das  Sinken  des  Silberpreises  dem  Staate  die  Baar- 
einlösung  der  Noten  erleichtere,  somit  seinen  Kredit  nach  dieser  Seite 
hin  bessere,  daher  —  im  Einklänge  mit  der  zuerst  besprochenen  An- 
sicht —  das  Agio  vermindere.  Die  Ansicht,  dass  das  gegenwärtige 
Sinken  des  Silberpreises  auf  dem  Weltmarkte  die  Baareinlösung  des 
Papiergeldes  erleichtere,  ist  zugleich  die  wesentlichste  Stütze  der  wei- 
teren Behauptung,  dass  der  gegenwärtige  Moment  ein  besonders  gün- 
stiger zur  Herstellung  der  Valuta  sei.    Die  Ansicht  über  den  Einfluss 
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der  Handelsbilanz  auf  das  Agio  spielt  dagegen  dne  wichtige  Bolle  in 
der  Argumentation  der  Schatzzöllner,  welche  damit  die  Behauptung, 
dass  Oesterreich  nach  einer  gflnstigen  Handelsbilanz  absolut  streben 
müsse  zu  unterstützen  pflegen.  Es  sind  also  Gründe  genug  vorhan- 
den, beide  Ansichten,  auch  ganz  abgesehen  von  der  Wichtigkeit,  die 
sie  für  unseren  Gegenstand  haben,  eingehend  zu  prüfen.  Sie  sind 
allerdings  schon  dadurch,  dass  oben  nachgewiesen  wurde,  dass  der 
Kredit  das  Agio  nicht  bestimme,  unhaltbar  geworden  und  diejenige, 
welche  die  Handelsbilanz  hier  als  besonders  wichtig  erklärt,  leidet 
noch  obendrein  an  einer  stark  merkantilistischen  Auffassung  dieser. 
Trotzdem  dürfte  eine  Prüfung  an  der  Hand  der  Thatsachen  zur  Klä- 
rung der  ganzen  Frage  noch  wesentlich  beitragen.  Die  Differenz  der 
Ausfuhr  Oesterreichs  gegen  die  Einfuhr  betrug 

im  Jahre  in  MiUionen  Gulden 

1852«) +   15-7 

1853 4-  37-9 

1854 +     8-7 

1855 +     3 

1856 —     7-3 

1857 —  31-6 

1858 —  27-5 

1859 +   17-4 

1860 +55-9 

1861 +33 

1862 4-54 

1863 -f  37 

1864 4-68-6 

1865 4-  87-7 

1866 4-111-6 

1867 4- 1131 

1868 4-  41-5 

1869 4-   19-2 

1870 —  36-5 

1871 —   731 

1872 —222-7 

1873 —139-5 

1874 —113-4 


1)  Daten,  die  liinter  das  Jahr  1868  xurSckgingen ,  liegen  nicht  Tor. 
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Das  Agio  dagegen  betrug  zu  Endc^) 

des  Jahres  Prozente 

1852 10-75 

1853 16-65 

1854 27-65 

1855 9-12 

1856 7-12 

1857 6-12 

1858 2-75 

1859 33 

1860 44-25 

1861 40-25 

1862 14 

1863 17-50 

1864 14-25 

1865 4 

1866 29-10 

1867 19-50 

1868 17-50 

1869 20-75 

1870 21-75 

1871 14-75 

1872 6.6 

1873 6 

1874 5 

Vei^leichen  wir  diese  beiden  Tabellen  mit  einander,  so  finden  wir, 
dass  in  14  Fällen  (von  23)  das  Agio  jene  Veränderung,  die,  wenn  die 
oben  mitgetheilte  Regel  ttber  die  Beziehung  zwischen  Agio  und  Han- 
delsbilanz richtig  wäre,  hätte  eintreten  sollen,  nicht  erfahren  hat, 
dass  dies  nur  in  8  Fällen  geschehen  ist,  und  wir  somit  zu  einem 
Resultate  gelangt  sind,  das  eher  zur  Aufstellung  der  entgegengesetz- 
ten Regel  berechtigen  wQrde,  namentlich  wenn  man  sieht,  dass  selbst 
das  gewaltige  Ueberwiegen  der  Einfuhr  um  222-7  Millionen  Gulden  im 
Jahre  1872  das  Agio  nicht  verhindern  konnte,  von  14f  <*/,  auf  6f  •/, 


1)  Hier  dQrfte  das  Agio  an  den  JahresselüOssen ,  das  gewissermaassen  das  Resultat 
der  gansjUirigen  Entwiclielung  darstellt ,  dem  Dorchscbnittsagio,  welches  auch  von  den, 
noch  unter  dem  Einflüsse  der  Ereignisse  des  Vorjahres  stehenden  Agioschwanknngen  in 
den  ersten  Monaten  des  Jahres  mitbestimmt  wird,  Torauxiehen  sein.  ITebrigens  wBrden 
sieh  auch  bei  Anwendung  des  Durchsciwittsagio's  so  xiemlich  dieselben  Resultate,  wie 
bei  der  hier  befolgten  Methode  ergeben. 
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ZU  fallen  und  dass  die  seit  1870  fortdauernd  ungünstige  Handelsbilanz  0 
das  Agio  nicht  hinderte  von  dem  Ende  1869  innegehabten  Stande  von 
20f  ^/o  bis  auf  den  heutigen  (zweite  Hälfte  des  Mai)  Stand  von  ca. 
2|^/o  herabzusinken.  Was  den  Einfluss  des  neuerlichen  Sinkens  der 
Silberpreise  auf  das  Agio  betrifft,  so  muss  zunächst  hervorgehoben 
werden,  dass  der  gegenwärtige  niedrige  Stand  des  österreichischen 
Agio's  im  Wesentlichen  bereits  zu  Ende  1872,  also  noch  vor  dem 
neuerlich  angeblich  eingetretenen  Sinken  des  Silberpreises  eingetreten 
ist.  Die  gegenwärtige  Verschiebung  der  alten  Werthrelation  zwischen 
Gold  und  Silber,  die  man  gewöhnlich  als  ein  Sinken  des  Silberpreises 
bezeichnet,  begann  ja  erst  im  Jahre  1873.  Das  Silberagio  in  Oester- 
reich  aber  betrug,  wie  schon  oben  erwähnt,  bereits  Ende  1872  nur 
mehr  6|  ^Iq  gegen  31  ®/o  im  Juli  1870.  Hiegegen  ist  doch  die  wei- 
tere Ermässigung  bis  auf  2|<^/o,  die  seitdem  erfolgte,  nur  eine  ganz 
unbedeutende. 

Die  vorangeführten  Thatsachen  dürften  woW  schon  genügen,  um 
den  Ausspruch,  dass  die  Handelsbilanz  das  Agio  nicht  bestimmt  und 
jedenfalls  nur  sehr  wenig  —  vielleicht  überhaupt  gar  nicht  —  beein- 
flusst,  zu  beweisen.  Etwas  Anderes  ist  es  mit  dem  Einflüsse  des  Sin- 
kens des  Silberpreises.  Wenn  auch  das  Agio  schon  eine  bedeutende 
Erniedrigung  erfahren  hatte  bevor  noch  jenes  eingetreten  war,  so  ist 
doch  die  Thatsache  nicht  wegzuleugnen,  dass  gleichzeitig  mit  demsel- 
ben noch  eine  weitere  Ermässigung  des  Agio  eingetreten  ist.  Die 
Frage  nach  dem  Zusammenhange  dieser  beiden  Ereignisse  wird  später 
besprochen  werden.  Da  auch  die  Frage  über  den  Einfluss  des  Staats- 
kredits auf  das  Agio  noch  zur  Erörterung  kommen  muss,  so  wird  sich 
auch  noch  Gelegenheit  finden,  auch  über  den  Einfluss  der  Handels- 
bilanz —  deren  Bedeutung  für  das  Agio  ja  eben  in  ihrem  Zusammen- 
hange mit  diesen  beiden  Momenten  liegen  soll  —  ein  endgiltiges,  ge- 
nügend motivirtes  Urtheil  auszusprechen. 

Ausser  den  bisher  erwähnten  Faktoren  wird  noch  häufig  als  Be- 
stimmungsgrund des  Agio  die  Menge  des  Papiergeldes  bezeichnet,  und 
auch  diese  wieder  wegen  des  Zusammenhanges  zwischen  ihr  und  dem 
Staatskredit.  Es  ist  gewiss,  dass  unter  sonst  gleichen  Umständen  die 
Möglichkeit,  dass  die  Noten  voll  eingelöst  werden,  desto  näher  liegt, 
je  weniger  deren  sind,  dass  also  der  Verkehr  den  Kredit  des  Staates 
nach  dieser  Seite  hin  desto  höher  schätzen  wird,  je  weniger  Papier- 

1)  Die  Daten  Über  das  Jahr  1876  sind  noch  nicht  genau  bekannt,  doch  ist  schon 
soviel  darüber  in  die  Oeffentlichkeit  gedrungen,  dass  man  weiss,  dass  auch  dieses  Jahr 
ein  Ueberwiegen  der  EinAihr  (um  ungefShr  47  MiU.)  ergeben  hat 
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geld  vorhanden  ist.  Nun  wissen  wir  aber  schon ,  dass  der  Kredit  des 
Staates  das  Agio  überhaupt  nicht  bestimmt,  daher  kann  —  wenigstens 
aus  diesem  Grunde  —  auch  die  Papiergeldmenge  dies  nicht  thun, 
Dass  sie  es  überhaupt  nicht  thut,  wird  die  folgende  Tabelle  zeigen. 
Es  betrug  nämlich  am  Ende 


des  Jahres 

die  Notenmenge  in  Gnlden 
a.  Banknoten  allein 

das  Agio  >) 

a.   Kouveiitionsmanxe 

in  Proienten 

1848 

222976504 

14-5 

1849 

250477658 

11 

1850 

255367221 

29-25 

1851 

215636519 

20 

1852 

194943256 

10-75 

1853 

188309217 

16-65 

1854 

383491000 

27-65 

1855 

377880275 

912 

1856 

380181085 

7-10 

1857 

383480789 

610 

1858 

370022355 

ß.  österr.  Währung*) 

2-75 

1859 

466692740 

33 

1860 

474373366 

44-25 

1861 

468874423 

40-25 

1862 

426877276 

14 

1863 

396655626 

17-50 

1864 

375828020 

14-25 

1865 

351100755 

b.  Bank-  und  Staatsnoten 

4 

1866 

508032483 

29-10 

1867 

560157559 

19-50 

1868 

584109911 

17-50 

1869 

602781781 

20-75 

1870 

649006679 

21-75 

1871 

690934424 

14-75 

1872 

694357356 

6-6 

1873 

702975850 

6 

1874 

639044544 

5 

1)  Ich  wiederhole   hier  der   leichteren  Uebersichtlichkeit  wegen   die  schon   frfther 
einmal  geschehene  Angabe  des  Agio's  an  den  Jahresschlüssen. 

2)  SO  fl.  Konventions-HÜnze  sind  gleich  21  fl.  dsterr.  Währung. 
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Ein  Blick  auf  diese  Tabelle  genügt,  um  zu  erkennen,  dass  die  Ver- 
mehrung des  Papiergeldes  allein  das  Agio  noch  nicht  steigert  In  den 
drei  Jahren,  die  eine  rapide  Vermehrung  des  Papiergeldes  brachten 
(1854,  1859  und  1866)  stieg  das  Agio  allerdings  jedesmal  bedeutend. 
Aber  schon  die,  wenn  auch  nicht  so  kolossale,  aber  doch  noch  immer 
sehr  starke  Vermehrung  des  Papiergeldes  in  1867  fällt  mit  einer  Er- 
mässigung des  Agio's  zusammen,  ebenso  die  des  Jahres  1871  und,  um  auch 
ein  früheres  Jahr  herbeizuziehen,  die  des  Jahres  1849.  Von  unbedeu- 
tenden Veränderungen  im  Stande  des  Papiergeldes  will  ich  ganz  absehen. 
Dagegen  muss  hervorgehoben  werden,  dass  die  Gegensätze  ganz  be- 
sonders grell  hervortreten,  wenn  wir  längere  Perioden  mit  einander 
vergleichen.  Die  Menge  des  Papiergeldes  war  z.  B.  zu  Ende  des  Jah- 
res 1873  weit  grösser  als  sonst  bei  irgend  einem  Jahresschlüsse,  und 
doch  war  das  Agio  damals  niedriger,  als  in  den  meisten  Jahren  seit 
1848,  namentlich  ist  der  Vergleich  des  Jahresschlusses  1873  mit  denen 
zwischen  1848  und  dem  Krimkriege  lehrreich.  Wir  finden  hier  durch- 
gängig ein  weit  höheres  Agio  als  dort  und  doch  betrug  die  Noten- 
menge in  den  ersten  50er  Jahren  nur  etwa  f  bis  ^  der  zu  Ende  des 
Jahres  1873  vorhanden  gewesenen.  Und  doch  waren  die  ersten  50er 
Jahre  noch  obendrein  ruhige  normale  Jahre,  während  das  Jahr  1873 
die  grösste  aller  bisher  dagewesenen  wirthschaftlichen  Krisen  gebracht 
hatte.  Bemerkenswerth  ist  noch,  dass  das  Agio  zu  Ende  des  Jahres 
1874  beinahe  eben  dort  stand,  wo  es  zu  Ende  des  Jahres  1873  ge- 
standen war,  obwohl  doch  inzwischen  eine  Verminderung  des  Papier- 
geldes um  nahezu  ()4  Millionen  Gulden  —  doch  gewiss  eine  erkleck- 
liche Summe  —  erfolgt  war.  Kann  man  angesichts  solcher  Erschei- 
nungen noch  bei  der  Meinung  bleiben,  dass  die  Menge  des  Papier- 
geldes das  Agio  bestimme? 

Endlich  ist  noch  in  der  neuesten  Zeit  von  Max  Wirth  in:  „Oester- 
reichs  Wiedergeburt  aus  den  Nachwehen  der  Krisis"  der  Gedanke  aus- 
gesprochen worden,  dass  das  Agio  mit  der  Zunahme  des  Verkehi*s 
fallen,  mit  der  Abnahme  steigen  müsse  il  z.  deshalb,  weil  der  stär- 
kere Verkehr  mehr  Cirkulationsmittel  brauche,  als  der  schwächere, 
und  da  er  sich  in  Ermangelung  von  Edelmetall  nur  des  Papiergeldes 
bedienen  könne,  so  müsse  dieser  stärkere  Bedarf  in  einem  höheren 
Preise  der  Noten,  resp.  in  einem  niedrigeren  Agio  seinen  Ausdruck 
finden.  Dies  ist  die  einzige,  bisher  laut  gewordene  Ansicht,  die  die 
Schwankungen  des  Agio's  vom  Kredite  des  Ausgebers  lostrennt  Da- 
mit ist  sie  von  einem  Kardinalfehler,  an  dem  die  Motivirung  aller 
übrigen  Ansichten  über  diesen  Gegenstand  litt,  frei.    Wirth  hat  übri- 
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geDS  den  Gedanken  mehr,  wie  von  ungefähr  ausgesprochen  und  jede 
nähere  Begründung  desselben  unterlassen.  Auch  scheint  aus  der  gan- 
zen Art,  wie  er  denselben  vorbringt,  hervorzugehen,  dass  er  ihm  über- 
haupt keine  besondere  Bedeutung  beilegt,  und  doch  ist  er,  wie  sich 
später  zeigen  wird,  von  der  äussersten  Tragweite.  In  seiner  Einseitig- 
keit ist  er  freilich  so  wenig  haltbar,  als  alle  bisher  vorgeführten  Er- 
klärungen der  Agioschwankungen.  Eine  Yergleichung  einschlägiger 
statistischer  Daten  wird  dies  zeigen. 

Bevor  dies  geschieht,  muss  auseinandergesetzt  werden,  wie  hier 
der  Verkehr  gemessen  werden  soll.  Da  es  nicht  angeht,  hier  die  ge- 
sammte  Handels-  und  Industriestatistik  Oesterreichs  abzuhandeln,  so 
ist  dies  eine  etwas  schwierige  Aufgabe.  Eine  genaue  Messung  ist 
ohne  eine  solche  überhaupt  nicht  möglich  und  wir  werden  uns  daher 
mit  einigen  Angaben  begnügen  müssen ,  welche  den  jeweiligen  Verkehr 
Oesterreichs  wenigstens  annähernd  richtig  kennzeichnen.  Hiezu  dürfte 
sich  vor  allem  Anderen  das  Wcchselportefeuille  der  österreichischen 
Nationalbank  eignen.  Bei  der  beherrschenden  Stellung,  welche  diese 
in  Oesterreich  einnimmt,  kann  wohl  angenommen  werden,  dass  das- 
selbe so  ziemlich  einen  Barometer  des  gesammten  österreichischen  Ver- 
kehrs bildet.  Es  sinkt  wohl  regelmässig  ziemlich  in  eben  dem  Maasse, 
in  welchem  der  Verkehr  ab-,  und  steigt  in  demselben,  in  welchem 
dieser  zunimmt.  Ueber  einen  sehr  wichtigen  Theil  des  Verkehrs  be- 
sitzen wir  ja  übrigens  vollkommen  genaue  Daten,  nämlich  über  den 
Aussenhandel.  Dieser  wird  ja  in  den  weitaus  meisten  europäischen 
Ländern  genau  gemessen  und  so  besitzen  wir  auch  über  den  öster- 
reichischen Aussenhandel  die  nöthigen  Daten  seit  dem  Jahre  1852. 
Diese  müssen  daher  nattlrlich  bei  der  Messung  des  österreichischen 
Verkehrs  mit  verwendet  werden. 

Diese  beiden  Angaben  dürften  genügen ,  um  die  jeweilige  Grösse 
des  österreichischen  Verkehrs  mit  ziemlicher  Sicherheit  zu  beurtheilen. 
Wenn  Wechselportefeuille  und  Aussenhandel  steigen ,  wird  immer  eine 
entschiedene  Verkehrssteigerung  nach  allen  Seiten  mit  Sicherheit  an- 
genommen werden  können,  ebenso,  wenn  beide  fallen,  eine  Verminde- 
rung. W^enn  eine  solche  Uebereinstimmung  zwischen  diesen  beiden 
Zahlen  nicht  vorhanden  ist,  so  werden  wir,  beim  Steigen  des  Aussen- 
handels  und  Zurückbleiben  des  Wechselportefeuilles  eine  Steigerung 
bloss  des  ersteren  bei  gleichzeitiger  starker  Verminderung  des  internen 
Verkehrs,  beim  Steigen  des  Wechselportefeuilles  und  Zurückbleiben 
des  Aussenhandels  bloss  eine  bedeutende  Vermehrung  des  internen  Ver- 
kehrs annehmen  müssen.    Da  nun  aber  anerkanntermaassen  der  in- 
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terne  Verkehr  eines  Landes  immer  weit  grösser  ist,  als  der  äussere, 
so  werden  wir  im  Falle  der  Nichtübereinstimmung  von  Aussenhandel 
und  Wechselportcfeuille  regelmässig  auf  die  Veränderungen  im  Stande 
des  letzteren  mehr  Rücksicht  nehmen  müssen ,  wie  auf  die  im  Aussen- 
handel. Dies  müssen  wir  auch  deshalb  thun,  weil  das  Wechselporte- 
feuille auf  den  Bedarf  an  Umlau&mitteln,  auf  den  es  hier  doch  eigentlich 
ankömmt  —  denn  nur  weil  der  ab-  oder  zunehmende  Verkehr  diesen 
Bedarf  vermindert  oder  steigert,  soll  er  ja  das  Agio  beeinflussen  — , 
einen  direkten ,  nicht  bloss  einen  durch  die  so  schwer  messbare  Stärke 
des  Verkehrs  vermittelten  Schluss  gestattet  Das  Wechsclportefeuille 
der  Nationalbank  muss  nämlich  wachsen,  wenn  die  Bevölkerung  mehr 
Baarmittel  braucht,  auch  wenn  dieser  erhöhte  Bedarf  einmal  ausnahms- 
weise mit  einer  Verminderung  des  Verkehrs  verbunden  sein  sollte, 
weil  ja  die  Bank  ihre  Noten  hauptsächlich  nur  als  Valuta  für  es- 
komptirte  Wechsel  hergibt,  also  derjenige,  der  Noten  von  der  Bank 
haben  will,  ihr  dafür  Wechsel  geben  muss^). 

Hier  folgen  nun  die  bezüglichen  Zahlen.    Das  Wechselportefeuille 
der  Nationalbank  betrug 

In  der  Mitte  |    Zu  Ende  >) 
a.  in  Gulden  Konventionsmünze 

43717216 
31099137 
45173349 
57271896 
83642955 
78291481 
86024492 
68813469 


des  Jahres 
1851 
1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 


35537635 
52674836 
72442603 
85955915 
84004747 
78884733 
80635692 


1)  Das  Darlefansgeschäft ,  welches  früher  sehr  bedeutend  war,  ist  gegenw&rtig  im 
Verhältnisse  zum  Eskomptegesehäfte  so  unbedeutend,  dass  es  fUglich  ausser  Acht  ge- 
lassen werden  kann.  Während  es  in  den  60er  Jahren  zeitweilig  das  Wechsclportefeuille 
sogar  an  Qrdsse  übertraf,  beträgt  es  gegenwärtig  kaum  den  vierten  Theil  desselben. 
Dasselbe  wird  eben  gegenwärtig  von  der  Bank  nicht  mehr  so  kultivirt,  wie  früher. 
Daher  sind  auch  die  heutigen  Zififern  des  Darlehnsportefeuilles  nicht  nur  gegen  das 
gegenwärtige  Wechsclportefeuille,  sondern  auch  gegen  den  Stand  des  Darlehnsporte- 
feuilles in  den  50er  Jahren  gehalten  sehr  klein.  Dasselbe  beträgt  heute  kaum  ein  Drittel 
gegen  den  Stand  am  Anfange  der  Jahre  1867,  1858  oder  1869.  Desshalb  kann  es  auch 
nicht  als  Maassstab  der  Verkehrsentwickelnng  benutzt  werden.  Die  heutigen  Zahlen 
sind  ja  mit  denen  der  60er  Jahre  nicht  vergleichbar.  Die  Banknotenmenge  kann  aber 
gegenwärtig  durch  dasselbe  wegen  seiner  verhältnissmässigen  Kleinheit  nicht  sonderlich 
becinflusst  werden. 

2)  Ich   habe   hier  die  Zahlen  aus   gewissen  Zeitpunkten   der  einzelnen  Jahre   den 
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in  der  Mitte 

zu  Ende 

des  Jahres 

b.  in  Oulden  österr.  Wihning 

1859 

72938013 

35130286 

1860 

43452506 

58165743 

1861 

51813680 

61217263 

1862 

50376723 

66919225 

1863 

62905765 

89131533 

1864 

89878155 

95533775 

1865 

86312854 

106837074 

1866 

73306770 

38884711 

1867 

25719975 

77091557 

1868 

61998805 

81955008 

1869 

77130581 

87539186 

1870 

86511337 

109694405 

1871 

99246135 

136980669 

1872 

134802037 

167199761 

1873 

180372416 

181776058 

1874 

141338443 

142195922 

Das  Agio  betrag  in  F 

tozenten 

in  der  Mitte 

za  Ende 

des  Jahres 

1851 

— 

20 

1852 

18 

10^75 

1853 

9-25 

;:i6-60 

1854 

27-75 

27-60 

1855 

23-75 

910 

1856 

2-60 

7-10 

1857 

4 

6-60 

1858 

4-75 

2-75 

1859 

39 

33 

1860 

26-60 

44-25 

Durchschnittszahlen  yorgezogen.  Diese  geben  ja  kein  Bild  der  Entwickelung  während 
der  einzelnen  Jahre.  Nach  der  hier  angewendeten  Methode  haben  wir  dagegen  für  jedes 
Jahr  (da  Ende  des  einen  und  Anfang  des  anderen  zusammenfallen)  drei  Zeitpunkte :  An- 
fang, Mitte  und  Ende,  und  erhalten  so  für  jedes  Jahr  ein  genflgend  deutliches  Bild 
Aber  die  Bewegung  des  Wechselportefeuilles  während  desselben.  Selbstverständlich  wird 
daa  Agio  ebenso  behandelt,  und  da  ich  die  H5he  desselben  in  den  Jahresmitten  noch 
nicht  gebracht  habe ,  dieselbe  also  hier  anführen  muss ,  so  wird  man  es  begreiflich  flu- 
d€n  und  entschuldigen,  wenn  ich  die  schon  zweimal  angeführten  Agiostände  an  den 
Jahretschlfissen  hier  noch  einmal  mit  anfUhre. 

xxvn.  19 
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in  der  Mitte 


des  Jahres 

1861  37  40-25 

1862  24-50  14 

1863  9-50  17-50 

1864  13-50  14-25 

1865  6-50  4 

1866  27  29-10 

1867  22-50  19-50 

1868  13-10  17-50 

1869  21-75  20-75 

1870  17-76  21-75 

1871  21-50  14-75 

1872  8-75  6-6 

1873  8-75  6 

1874  5-25  5 

Der  gesammte  Aussenhandel  Oesterreichs  (die  Summe  von  Export  und 
Import»)  betrug 

im  Jahre  Millionen  Qnlden 


za  Ende 


1852 
1853 
1854 
1855 
1866 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 


405i 

433^ 

4333 

474^ 

518, 

496, 

486» 

418 

473b 

520« 

532 

545« 

678, 

601, 

547« 


1)  Ueber  den  Aossenhindel  liegen  keine  anderen  Zahlen ,  als  die  gani^Ihrig^  Som- 
men,  die  im  Grande  genommen  nichts  als  Dorchtchnittssahlen  sind,  vor.  Der  Natnr 
der  Sache  nach  sind  hier  auch  Zahlen  aus  bestimmten  Zeitpunkten  gar  nicht  möglich. 
Trotidem  werde  ich  auch  hier  sur  Vergleichnng  nicht  die  Jahresdarchschnitte  des  Agio's, 
sondern ,  wie  schon  oben  bei  Besprechung  der  Handelsbilanz  und  aus  denselben  GhrOnden 
nur  den  jeweiligen  Stand  desselben  an  den  Jahresschlüssen  beniitien. 
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im  Jahre  Millionen  Gulden 

1867 7OI7 

1868 8I65 

1869 857 

1870 8273 

1871 IOO83 

1872 1001, 

1873 IOO67 

1874 1017« 

Man  sieht  aus  diesen  Daten,  dass  das  Agio  allerdings  häufig  jene 
Richtung  einschlug,  die  nach  der  Regel,  dass  es  bei  steigendem  Ver- 
kehre sinke,  bei  fallendem  steige,  zu  erwarten  wäre.  Aber  nicht  viel 
seltener  schlug  es  eine  andere,  als  die  nach  dieser  Regel  zu  erwarten 
gewesene  Richtung  ein,  stieg,  wenn  der  Verkehr  zu-  und  sank,  wenn 
er  abnahm.  Auch  das  Maass ,  in  welchem  die  Schwankungen  des  Agio, 
wenn  sie  wirklich  jener  Regel  folgten,  vor  sich  gingen,  war  nicht  im- 
mer derartig,  um  selbst  aus  der  Thatsache  der  wirklichen  Ueberein- 
stimmung  zwischen  den  beiderseitigen  Schwankungen  eine  Bestätigung 
jener  Regel  zu  entnehmen.  Ich  will  einige  besonders  eklatante  Details 
hervorheben.  Im  Jahre  1854  betrug  der  gesammte  Aussenhandel 
4383  MilL  Gulden  gegen  405  Mill.  im  Jahre  1852,  das  Wechselporte- 
feuille betrug  Ende  1854  72442603  fl.  gegen  35537635  fl.  am  Ende  des 
Jahres  1852,  das  Agio  dagegen  war  Ende  1854  27*6  ®/o  gegen  10*75  «/o 
zu  Ende  von  1852.  Im  Jahre  1860  betrug  der  gesammte  Aussenhandel 
473-5  Mill.  Oulden  gegen  418  Mill.  des  Jahres  1859,  das  Wechselporte- 
feuille hatte  Ende  1860  die  Stärke  von  58165743  fl.  g^en  35130286  fl. 
zu  Ende  des  Jahres  1859  und  das  Agio  betrug  zu  Ende  1860  44  25  <^/o 
gegen  33<>/o  am  Endo  von  1859.  Diese  zwei  Beispiele  mögen  genü- 
gen, und  ich  hebe  nur  noch  hervor,  dass  diese  Gegensätze  noch  viel 
stärker  hervortreten,  wenn  wir  weiter  auseinanderliegende  Jahre  zur 
Vergleichung  verwenden,  so  z.  B.  1870  und  1858.  Der  Aussenhandel 
betrug  im  Jahre  1870  827-3  Mill.  Gulden  g^en  4869  MilL  Gulden  im 
Jahre  1858,  das  Agio  aber  war  Ende  1870  21*75  »/^  gegen  2-75  <>/o 
am  Ende  von  1858,  während  das  Wechselportefeuille  gleichzeitig 
109694405  fl.  resp.  80635692  fl.  betragen  hatte. 

Als  Beweismittel  dafür,  dass  der  Verkehr  das  Agio  nicht  be- 
stimmt, mag  auch  noch  das  Folgende  dienen.  Die  Vermuthung  ist 
naheliegend,  dass  in  Oesterreich,  wo  die  Agrikultur  als  Erwerbszweig 
der  Bevölkerang  die  weitaus  hervorragendste  Rolle  spielt,  in  jedem 
Jahre  diejenigen  Monate  den  lebhaftesten  Verkehr  aufweisen,  die  auf 
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die  Beendigung  der  Ernte  folgen ,  also  namentlich  die  drei  letzten  Mo- 
nate eines  jeden  Jahres  bis  hinein  in  den  Jänner  des  folgenden.  Wenn 
wir  die  Schwankungen  des  Wechselportefeuilles  der  österreichischen 
Nationalbank  verfolgen,  so  finden  wir  diese  Yennuthung  auf  eine 
eklatante  Weise  bestätigt.  Vergleichen  wir  nämlich  dieselben,  so  wie 
sie  im  Laufe  des  27jährigen  Zeitraums  von  1848—1874  vor  sich  gin- 
gen, mit  einander,  so  finden  wir,  dass  in  derselben  das  Jahresmaxi- 
mum im  Stande  des  Wechselportefeuilles  23mal  auf  die  oben  bezeich- 
nete viermonatliche  Periode  fiel  (darunter  14mal  auf  die  Monate  No- 
vember und  Dezember  allein).  Nur  4mal  fiel  es  auf  einen  der  übrigen 
8  Monate  und  die  Jahre,  in  denen  dies  der  Fall  war,  waren  sämmt- 
lieh  offenbar  anormale,  nämlich  1866  (April),  1855  (Juli),  das  ja  noch 
von  den  Ereignissen  des  Krimkrieges  beherrscht  wurde,  femer  das 
Krisenjahr  1857  (ebenfalls  Juli),  endlich  das  Jahr  des  holsteinschen 
Krieges,  1864.  In  diesem  Jahre  fiel  das  Maximum  übrigens  auf  den 
September,  was  wohl  nicht  als  eine  nennenswerthe  Abweichung  gelten 
kann.  Es  bleiben  also  nur  jene  3  Jahre  als  von  der  Regel  abweichend 
übrig.  Vergleichen  wir  nun  diese  Bewegung  des  Wechselportefeuilles 
mit  den  jährlichen  Schwankungen  des  Agio,  so  finden  wir  in  diesen 
keine  Spur  von  jener  Regelmässigkeit.  Auf  jene  vier  Monate,  auf 
die  23mal  das  Jahresmaximum  des  WechselportefeuUles  fiel,  fiel  nur 
llmal  das  Minimum  des  Agio  und  darunter  ist  noch  das  Jahr  1855,  in 
welchem  wieder  das  Maximum  der  Wechsel  nicht  in  diesen  Zeitraum 
fiel,  so  dass  eigentlich  nur  in  10  von  jenen  23  Jahren  die  Bew^^ng 
von  Wechselportefeuille  und  Agio  der  obigen  Regel  entsprechen  würde. 
Da  könnte  man  doch  eher  das  Gegentheil  als  Regel  behaupten,  na- 
mentlich wenn  man  sieht,  dass  sogar  in  manchen  Jahren  die  Maxima 
von  Agio  und  Wechselportefeuille  zusammenfallen  (allerdings  noch  sel- 
tener als  das  Minimum  des  ersteren  mit  dem  Maximum  des  letzteren), 
so  z.  B.  in  den  Jahren  1856  und  1874  Ziemlich  dieselben  Resultate 
ergeben  sich  auch,  wenn  wir  die  Minima  des  WechselportefeuiUes  und 
die  Maxima  des  Agio's  mit  einander  vergleichen. 

Durch  das  bisher  Gesagte  dürfte  es  wohl  nun  klar  geworden 
sein,  dass  keiner  der  genannten  Faktoren  das  Agio  fQr  sich  allein  be- 
stimmt Eine  andere  Frage  ist  es  nun  aber,  ob  wir  nicht  in  einem 
Zusammenwirken  mehrerer  derselben  die  Bestimmgründe  des  Agio's 
zu  suchen  haben.  Da  es  kaum  möglich  sein  dürfte,  noch  irgend  einen 
anderen  Grund  der  Agioschwankungen  zu  entdecken,  so  bleibt  nichts 
übrig ,  als  dies  zu  thun.  Die  Frage  ist  nun  aber,  welche  jener  Fak- 
toren dabei  im  Spiele  sind  und  wie  sie  wirken?    Eine  genaue  Er- 
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forschung  des  Wesens  des  uneinlösbaren  Papiergeldes  wird  uns  den 
Schlüssel  zur  Beantwortung  derselben  liefern. 

Wenn  der  Staat  Papiergeld,  dessen  vollwerthige  Einlösung  er 
verweigert  oder  verhindert,  emittirt  oder  durch  eine  von  ihm  abhän- 
gige Bank  emittiren  lässt,  so  kann  er  durch  den  blossen  Befehl,  dass 
dasselbe  überall  zum  vollen  Nominalwerthe  an  der  Stelle  von  Metall- 
geld anzunehmen  sei,  den  Verkehr  noch  nicht  zwingen,  dasselbe  für 
mehr  werth  anzusehen,  als  er  es  sonst  thun  würde.  Aber  der  Ver- 
kehr zwingt  sich  selbst  dazu.  Eben  weil  er  das  Papiergeld  anfäng- 
lich trotz  aller  Gesetze  doch  nie  als  vollwerthig  gelten  lässt,  so  wird 
jeder,  der  irgend  eine  Zahlung  zu  leisten  hat,  wünschen,  dieselbe  in 
dem  weniger  werthvollen  Zahlungsmittel,  zu  dessen  Annahme  an  Stelle 
des  Metallgeldes  der  Gläubiger  ja  vom  Staate  gezwungen  wird,  zu 
leisten.  Dadurch  entsteht  nun  sofort  eine  Nachfrage  nach  demselben, 
die  nothwendig  so  lange  dauert,  als  zwischen  dem  Verkehrswerthc 
der  beiden  Greldsorten  eine  Differenz  vorhanden  ist,  als  daher  bei  der 
Bezahlung  einer  Schuld  in  Papiergeld  statt  in  Metall  ein  Gewinn  zu 
machen  ist  Dadurch  müssen  sich  natürlich  die  Verkehrswerthc  von 
Papier-  und  Metallgeld  einander  fortwährend  nähern.  Nun  ist  aber 
weiter  zu  bedenken ,  dass  der  Verkehr  stets  jene  Menge  Umlaufsmittel, 
die  er  benöthigt,  besitzt,  und  dass  diese  benöthigte  Menge  Umlaufs- 
mittel nicht  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stücken  oder  eine  bestimmte 
Gewichtsmenge  Edelmetall  ist.  Nicht  diese  braucht  der  Verkehr,  son- 
dern eine  bestimmte  Werthmenge  an  Geld,  und  diese  Werthmenge 
ist  so  bestimmt,  dass  so  lange  die  Verkehrsverhältnisse  dieselben  blei- 
ben, jeder  Versuch,  sie  zu  vermehren,  scheitern  muss.  Einen  solchen 
Versuch  unternimmt  nun  der  Staat  bei  der  Emission  von  uneinlOs- 
barem  Papiergelde.  Indem  er  erklärt,  dass  eine  bestimmte,  von  ihm 
emittirte  Papiergeldmenge  einen  bestimmten  Verkehrswerth  haben  soll, 
versucht  er  es,  die  bisher  vorhandenen  Umlau&mittel  um  diesen  Werth 
zu  vermehren.  Da  nun  aber  der  Verkehr  auch  früher  schon  die  ihm 
nothwendigen  Umlau&mittel  gehabt  haben  muss,  so  würde  dieses  nun 
emittirte  Papiergeld  überflüssig  sein  und  der  Verkehr  dasselbe,  wenn 
er  frei  handeln  könnte,  wenn  also  kein  Zwangskurs  bestände,  einfach 
ablehnen.  Wir  wollen  einmal  annehmen,  dass  er  diese  Freiheit  hat 
und  die  Folgen  derselben  für  das  Papiergeld  prüfen. 

Der  Verkehr  würde  nun  unter  diesen  Umständen  dem  Papiergelde 
vielleicht  auch  nicht  alten  Werth  nehmen,  sondern  ihm  denjenigen, 
der  ihm  nach  dem  Werthe  seiner,  etwa  vorhandenen  Deckung  zukäme, 
belassen.    Bestände  diese  Deckung  in  einem  Metallschatze,  so  würde 
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er  die  Noten  so  weit  im  Werthe  fallen  lassen,  bis  der  Gesammtwerth 
Aller  dem  dieses  Metallschatzes  gleich  wäre,  also  bei  der  s.  g.  Drittels- 
deckung auf  ein  Drittel  ihres  Nominalwerthes.  Bei  Staatspapiergeld 
würde  sich  diese  Entwerthungsgrenze  natürlich  nach  dem  Kredit  des 
Staates  richten.  Aber  ein  demrtiges  Papiergeld  würde  überhaupt  kein 
eigentliches  Geld  sein.  Es  würde  vielleicht  als  Umlaufsmittel  cirku- 
liren,  so  wie  auch  Wechsel,  einlösbare  Noten  —  diese  sind  ja  im 
Grunde  genommen  nichts  als  Wechsel  —  und  fremde  Geldsorten  im 
Lande  cirkuliren ,  aber  sie  wären ,  da  sie  ja  der  Voraussetzung  nach 
von  Niemanden  angenommen  werden  müssten,  kein  G^ld  mehr.  Das 
eigentliche  Wesen  des  Geldes  besteht  eben  nicht  darin, 
dass  der  Stoff,  aus  dem  die  Geldstücke  gemacht  sind, 
einen  eigenen  Werth  hat,  sondern  darin,  dass  diese  als 
Zahlung  überall  nicht  nur  angenommen  werden,  sondern 
angenommen  werden  müssen.  Dass  das  edle  Metall  auch  schon 
ohne  seine  Verwendung  als  Geld  einen  sehr  hohen  eigenen  Werth  hat, 
das  ist  eine  Eigenschaft,  die  die  Ursache  davon  geworden  ist,  dass 
die  Menschen  es  zum  Gelde  gemacht  haben ,  dass  es  als  solches  überall 
leicht  Eingang  gefunden,  die  wesentlich  dazu  beiträgt,  es  zur  Verwen- 
dung als  Geld  besonders  tauglich  erscheinen  zu  lassen,  nicht  aber  eine 
solche,  dass  das  Geld  ohne  sie  gar  nicht  gedacht  werden  könnte. 
Es  ist  allgemein  anerkannt,  dass  das  edle  Metall  durch  die  allseitige 
Verwendung  als  Geld  eine  wesentliche  Wertherhöhung  erfahren  hat, 
dass  es,  wenn  es  heute  aufhören  würde,  Geld  zu  sein,  eine  bedeu- 
tende Werthverminderung  erfahren  müsste.  Was  bezeichnet  nun  diese 
Differenz  zwischen  dem  Werthe,  den  das  Edelmetall  heute  hat  und 
demjenigen,  den  es  ohne  Verwendung  als  Geld  haben  würde?  Doch 
offenbar  die  Werthmenge,  welche  die  Menschheit  zu  Umlaufsmitteln 
benöthigt.  Was  hindert  uns  denn  nun,  uns  diese  Werthmenge  von 
dem  theuren  Stoffe,  der  das  Edelmetall  ist,  getrennt  und  an  einen 
an  sich  werthlosen  Stoff  gebunden  zu  denken?  Es  wird  dabei  nur 
darauf  ankommen,  dass  eine  Gewalt  besteht,  welche  stark  genug  ist, 
um  diesen  Werth,  welchen  die  Menschen  ihrem  Umlauüsmittel  als  sol- 
chem beilegen,  dauernd  an  einen  werthlosen  Stoff  zu  binden.  Besteht 
eine  solche,  so  wird  dieser  an  sich  werthlose  Stoff  ein  gerade  so  gutes 
Geld  abgeben,  wie  jener  an  sich  werthvollc.  Die  Ansicht,  dass  das 
Geld  aus  edlem  Metalle  ein  seiner  Natur  nach  anderes,  als  das  aus 
werthlosem  Stoffe  sei  —  ich  sage  absichtlich  „seiner  Natur  nach", 
denn  ich  werde  später  ausführen,  dass  ich  aus  praktischen,  aber  nur 
aus  rein  praktischen  Gründen ,  das  Geld  aus  edlem  Metalle  auch  je- 
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dem  Änderen  weit  vorziehe  und  das  aus  werthloscm  Stoffe  absolut 
verdamme  — ,  beruht  auf  einem  gänzlichen  üebersehen  jenes  doch 
von  aller  Welt  anerkannten  Umstandes,  dass  das  edle  Metall  durch 
die  Verwendung  als  Geld  einen  bedeutenden  Werthzuschuss  erhalten 
habe,  auf  der  Anschauung,  dass  ihm  schon  ohne  Verwendung  als  Geld 
eben  der  Werth  beigelegt  würde,  den  es  heute  thatsächlich  hat,  ein 
Irrthum,  der  dadurch  entstanden  ist,  dass  gegenwärtig  auch  das  nicht 
geprägte  Edelmetall  denselben  Werth  hat,  wie  das  geprägte.  Dieses 
Verh^tniss  hat  aber  darin  seinen  Grund,  dass  sowohl  beim  unge- 
prägten  als  beim  geprägten  Edelmetalle  einem  sehr  grossen  Begehr 
nur  ein  sehr  geringes,  nicht  nach  Belieben  vermehrbares  Angebot  ent- 
gegensteht, dass  also,  sobald  auf  der  einen  Seite  des  Gebrauches  der 
Edelmetalle  eine  Werthverminderung  eintritt,  sogleich  durch  Einwir- 
kung der  anderen  Seite  die  Ausgleichung  stattfindet.  Jenes  geringe 
Angebot  und  jene  Unmöglichkeit  der  beliebigen  Vermeh- 
rung bilden,  wie  ich  gleich  hier  hervorheben  will,  denje- 
nigen Grund,  der  das  Edelmetall  zum  weitaus  schicklich- 
sten Geldstoffe  macht  (das  Nähere  folgt  später;  ich  erwähne  dies 
nur  hier,  um  nicht  schon  im  Voraus  für  einen  Vertheidiger  des  un- 
einlöslichen  Papiergeldes  zu  gelten),  aber  es  kann  doch  nicht 
bewirken,  dass  ein  prinzipieller  Unterschied  zwischen 
dem  Gelde  aus  an  sich  schon  werthvollem  Stoffe  und  dem, 
welches  aus  einem  an  sich  werthlosen  verfertigt  wurde, 
bestehe.  Das  Prinzip  des  Geldes  ist  der  Werth,  den  es 
durch  die  Verwendung  als  Verkehrsvermittler  erlangt 
und  sonst  nichts.  Ich  möchte  sogar  noch  weiter  gehen  und  geradezu 
sagen:  Das  Prinzip  des  Geldes  ist  der  Zwangskurs.  Nur 
darf  man  darunter  nicht  gerade  bloss  den  vom  Staate  verhängten 
verstehen.  Der  Verkehr  zwingt  sich  selbst  dazu ,  sobald  er  eine  Sache 
einmal  —  das  Warum?  ist  gleichgiltig  —  als  das  einzige  Umlaufs- 
mittel erklärt  hat,  derselben  eben  deshalb  einen  gewissen  Werth  zu 
geben.  Es  wurde  diese  Phrase  oben  vom  uneinlösbaren  Papiergelde 
gebraucht,  sie  gilt  vom  Gelde  aus  Edelmetall  ganz  ebenso.  Der  Un- 
terschied ist  nur  der  —  und  der  ist  in  der  Praxis  allerdings  sehr 
wichtig,  —  dass  der  Verkehr  sich  beim  Gelde  aus  werthvollem  Stoffe 
sozusagen  freiwillig  zwingt,  diesem  auch  noch  jenen  Werth  zuzulegen, 
den  er  an  Umlaufsmitteln  benöthigt,  während  er  beim  Gelde  aus  werth- 
losem  Stoffe  von  aussen  genöthigt  wird,  sich  (sit  venia  verbis)  dazu 
zu  zwingen. 


296  ^^-  Wilhelm  Lesigang, 

Kehren  wir  nun  nach  dieser  Abschweifung  zu  unserem  eigent- 
lichen Gegenstande  zurück.  Sie  war  noth wendig,  da  es  ohne  klare 
Einsicht  in  das  Wesen  des  Geldes  überhaupt,  natürlich  auch  anmög- 
lich wäre,  das  Wesen  des  Papiergeldes  richtig  aufzufassen.  Nun  wird 
es  aber  leicht  erklärlich  sein,  warum  ich  oben  dem  ohne  Zwangakors 
kursirenden  uneinlösbaren  Papiergelde  die  Geldeigenschaft  abgespro- 
chen habe.  Es  fehlt  ihm  eben  die  Haupteigenschaft  des  Geldes.  Da- 
gegen beweist  das  uneinlösbare  Papiergeld,  dass  es  möglich  ist,  die 
Werthmengc,  die  der  Verkehr  als  Umlaufmittel  bedarf,  an  einen  an 
sich  werthlosen  Stoff  zu  binden,  dass  eine  Gewalt  existirt,  die  dazu 
genügend  stark  ist,  wie  dies  oben  als  die  Voraussetzung,  unter  wel- 
cher ein  werthloser  Stoff  zu  einem,  dem  Verkehre  genügenden  Gelde 
werden  kann,  angegeben  wurde.  Diese  Gewalt  ist  der  Staat.  Er  thut 
dies,  indem  er  dem  Papiergelde  jenen  Zwangskurs  verleiht,  den  das 
Geld  aus  edlem  Metalle  vom  Verkehre  aus  eigener  Intention  erhält 
Durch  diese  Maassregel  des  Staates  erhält  das  Papiergeld  sofort  einen 
eigenen,  weit  höheren  Werth,  als  ihm  der  Verkehr  selbst  beilegen 
würde.  Denn  da  der  Kredit  des  Staates  die  Grenze  bezeichnet,  bis 
zu  welcher  der  Werth  uneinlösbarer  Staatsnoten  fallen  kann,  der 
Staat  sich  aber  durch  die  Verweigerung  der  Einlösung  für  insolvent 
erklärt,  so  würde  der  Verkehr,  wenn  er  frei  wäre,  dies  Papiergeld 
nicht  anders  behandeln,  als  die  Obligationen  eines  bankerotten  Staa- 
tes. Nimmermehr  aber  würde  er  freiwillig  ein  solches  ganz  auf  dem 
Paristande  —  wie  gegenwärtig  in  Frankreich  —  oder  demselben  so 
nahe,  wie  in  Oest erreich,  belassen.  Mag  immerhin  das  Papiergeld  des 
Staates  ursprünglich  ein  Schuldtitel  sein,  durch  Verleihung  des  Zwangs- 
kurses hört  es  auf,  ein  solcher  zusein,  —  höchstens  bleibt  noch  eine 
obligatio  ex  delicto  übrig  —  und  wird  reines  Geld,  das  sich  in  sei- 
nem Werthe  nach  ganz  anderen  Grundsätzen  richtet,  als  Staats- 
schuldverschreibungen. Daher  ist  das  Papiergeld  in  seinen 
Werthschwankungen  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  vom 
Staatskredit  ganz  unabhängig. 

Jetzt  kann  auch  erklärt  werden,  wie  es  kommt,  dass  —  wie  oben 
hervorgehoben  wurde  —  der  Verkehr  keinen  Unterschied  macht  zwi- 
schen den  Bank-  und  den  Staatsnoten.  Er  betrachtet  eben  die  Bank 
und  den  Staat,  da  sie  ihre  Noten  nicht  einlösen,  als  gleich  insolvent 
und  würde,  wenn  er  frei  wäre,  beide  Arten  von  Noten  tief  unter  ihren 
gegenwärtigen  Stand  —  allerdings  gewiss  nicht  gleich  tief  —  fallen 
lassen.  Da  aber  der  Staat  ihn  zwingt,  sie  beide  gleichmässig  als 
Geld  zu  benützen,  so  behandelt  er  sie  auch  beide  gleichmässig. 
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So  viel  über  das  Wesen  des  Papiergeldes.  Es  ist  aber  oben  ge- 
sagt worden,  dass  die  Emission  von  uneinlösbarem  Papiergelde  mit 
Zwangskurs  einem  Versuche,  die  Umlaufsmittel  willkürlich  zu  erhöben, 
gleichkommt,  dass  aber  das  Gelingen  eines  solchen  Versuches  unmög- 
lich ist  Es  muss  nun  erklärt  werden,  wie  die  Emission  des  Papier- 
geldes unter  dem  Einflüsse  dieser  Regel  auf  den  Verkehr  wirkt  Da 
der  Zwangskurs  den  Verkehr  bestimmt,  dem  Papiergelde  einen  ge- 
wissen Werth  zu  verleihen,  so  bewirkt  dies,  da  die  früheren  Umlaufs- 
mittel  aus  Edelmetall  auch  noch  vorhanden  sind,  eine  Vermehrung 
der  Umlaufsmittel  überhaupt,  welche  desto  starker  wird,  je  mehr 
Werth  der  Verkehr  dem  neuen  Papieigelde  beilegt  Da  nun  jeder 
Schuldner,  so  lange  auch  nur  die  geringste  Dififerenz  zwischen  dem 
Nominal-  und  dem  wirklichen  Werthe  der  Noten  besteht,  ein  Interesse 
hat,  nach  solchen  zu  streben,  so  muss  ihr  Werth  nothwendig  so  lange 
wachsen,  als  eine  solche  Dififerenz  überhaupt  vorhanden  ist  und  diese 
Bewegung  könnte  erst  aufhören,  bis  diese  Dififerenz  ganz  beseitigt 
wäre  und  so  lange  müsste  auch  der  Verkehr  diesen  Prozess  als  eine 
fortwährende  Vermehrung  der  Umlaufismittel  spüren.  Da  er  aber  jetzt 
deren  nicht  mehr  braucht,  als  früher,  so  müsste  er,  um  immerfort 
die  gleiche  Werthmenge  an  Umlaufemitteln  zu  behalten,  den  Werth 
des  edlen  Metalles  in  demselben  Maasse  sinken  lassen ,  als  er  den  des 
Papiergeldes  steigen  lässt  Diese  Entwerthung  hätte  aber  sofort  das 
Eintreten  des  Auslandes  zur  Folge,  welches  das  Edelmetall  aus  dem 
Lande  des  neuen  Papiergeldes  an  sich  zu  ziehen  beginnen  und  damit 
so  lange  fortfahren  würde,  bis  das  Gleichgewicht  wieder  hergestellt 
wäre.  Dies  könnte  aber  erst  der  Fall  sein,  bis  das  Inland  wieder  die- 
selbe Werthmenge  an  Umlaufsmitteln  besitzt,  wie  früher.  Die  Sache 
wird  sich  nun  verschieden  gestalten,  je  nachdem  mit  der  Emission  von 
Papiergeld  früher  oder  später  innegehalten  wird.  Würde  damit  früh- 
zeitig, z.  B.  nachdem  die  ganze  Summe  desselben  ihrem  Nominalwerthe 
nach  10  ^/o  der  bisher  im  Lande  gewesenen  Menge  von  Umlaufsmit- 
teln beträgt,  aufgehört  werden,  so  würde  die  fortwährende  Nachfrage 
nach  Papiergeld  dasselbe  schliesslich  auf  Pari  bringen  und  die  Summe 
des  hinausgedrängten  Edelmetalls  müsste  10  ^j^  der  im  Lande  bisher 
im  Umlaufe  gewesenen  betragen^).    Auf  Pari  müsste  aber  eine  so  ge- 

1)  Eigentlich  etwas  weniger,  weil  der  aoslXndische  Verkehr  diese  Vermehrung  der 
Umlaufsmittel  des  einen  Landes,  da  er  die  nun  aus  diesem  hinausgedrängten  aufnehmen 
muss  f  selbst  als  eine  Vermehrung  der  auf  dem  Weltmarkte  Überhaupt  vorhandenen  ver- 
spüren und  sich  daher  gendthigt  sehen  würde,  die  Edelmetallpreise  selbst  etwas  im 
Preise  sinken  zu  lassen,  was  dann  natürlich  lur  Folge  hitte,  dass  auch  das  Inland  mit 
90  ^/o  der  bisher  vorhandenen  Gewichtsmenge  an  EdelmetaU  nicht  mehr  genug  bitte. 
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ringe  PapiergeldmeDge  schliesslich  kommen,  weil  die  Nachfrage  nach 
demselben  so  lange  fortdauern  würde,  als  noch  irgend  eine  Differenz 
zwischen  dem  nominellen  und  dem  Verkehrswerthe  des  Papiergeldes 
vorhanden  wäre  und  zugleich  die  Menge  desselben  grösser  sein  würde 
(da  sie  sich  ja  über  den  ganzen  Verkehr  erstreckt) ,  als  das  Angebot 

Sobald  nun  einmal  auf  diese  Art  die  Werthgleichheit  zwischen 
Papiergeld  und  Edelmetall  hergestellt  wäre,  würde  der  Verkehr  so- 
gleich beide  Geldsorten  mit  einander  vermischen  und  es  würden  dann 
die  Noten  trotz  ihrer  Uneinlösbarkeit  vom  Verkehre  als  vollwerthig 
dem  Edelmetallgelde  an  die  Seite  gestellt  werden ,  wie  dies  in  Frank- 
reich gegenwärtig  in  der  That  der  Fall  ist  AUmählig  würde  sich 
das  Publikum  so  an  dieses  Verhältniss  gewöhnen,  dass  es  gar  kei- 
nen Unterschied  mehr  zwischen  Papier-  und  Metallgeld  machen  würde. 

Für  eine  entsprechend  geringe  Menge  von  Papiergeld  würde  so- 
gar ein  beschränkter  Zwangskurs,  ein  bloss  für  die  Staatskassen  be- 
stehender genügen.  Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass,  wie 
dies  schon  A.  Smith  erwähnt  hat,  schon  die  Verpflichtung  der  Staats- 
kassen (namentlich  der  Steuerämter),  das  Papiergeld  zum  vollen  Me- 
tallgeldwerthe  anzunehmen,  allein  genügen  würde,  um  eine  gewisse 
Summe  desselben  vollwerthig  im  Verkehre  zu  erhalten  und  zwar  eine 
solche  Summe,  welche  zur  Vermittelung  des  Verkehrs  zwischen  Publi- 
kum und  Staatskassen  nöthig  ist  Würde  nach  dem  obigen  Beispiele 
eine,  10  ^/o  der  Gesammtmenge  der  Umlaufsmittel  betragende  Emis- 
sion von  uneinlösbarem  Papiergelde  eintreten  und  würde  jene  Menge 
genau  der  zum  Verkehre  zwischen  den  Staatskassen  und  dem  Publi- 
kum nothwendigen  Geldsumme  entsprechen,  so  müsste  aus  ganz  den- 
selben Gründen,  wie  früher,  diese  Papiergeldsumme  allmählig  gerade 
so  vollwerthig  werden ,  als  bei  allgemeinem  Zwangskurse.  Sobald  aber 
der  Staat  das  Papiergdd  bei  einem  solchergestalt  beschränkten  Zwangs- 
kurse über  die  für  den  Verkehr  zwischen  Staatskassen  und  Publikum 
nöthige  Menge  hinaus  vermehren  würde,  wäre  das  ganz  ebenso,  als 
wenn  er  schon  überhaupt  zu  viel  Papiergeld  ausgegeben  hätte.  Un- 
tersuchen wir  nun,  wie  sich  die  Dinge  gestalten,  wenn  der  Staat  viel 
Papiergeld  emittirt 

Zu  diesem  Zwecke  müssen  wir  an  die  obige  Darstellung  der  Wir- 
kungen einer  geringen  Papiergeldemission  anknüpfen.  Es  wurde  ge- 
zeigt, dass  die  Wirkung  der  Emission  einer  Papiergeldmenge  im  no- 
minellen Werthe  von  10  ®/o  des  ganzen  Umlaufsmittelbedarfes  in  der 
Verdrängung  von  10  **/o  der  bisherigen  Umlaufemittel  bestehen  würde. 
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Emittirt  der  Staat  nun  —  bei  allgemeinem  Zwangskurse  —  nicht  10, 
sondern  20  oder  30®/o  jenes  Werthes  an  Papiergeld,  so  wird  die  Wii^ 
kung,  da  ganz  dieselben  Gründe,  wie  früher  bei  10<^/o,  wirken,  auch 
ganz  dieselbe,  nur  entsprechend  stärker  sein.  Es  werden  jetzt  20 
oder  30  o/o  des  bisher  umlaufenden  Metallgeldes  verdrängt  werden. 
Die  Sache  wird  vielleicht,  ja  gewiss,  etwas  langsamer  vor  sich  gehen, 
wie  früher,  aber  das  Wesen  derselben  bleibt  unverändert  Dieser  Vor- 
gang müsste  sich  auch  bei  einer  fortgehenden  Papiergeldemission  noch 
in  ganz  derselben  Weise  wiederholen  und  zwar  so  lange,  bis  der 
nominelle  Werth  des  emittirten  Papiergeldes  dem  Be- 
darfe  des  Verkehrs  an  Umlaufsmitteln  die  Waage  hält 
Wäre  die  Papiergeldemission  einmal  bei  dieser  Grenze 
angelangt,  so  würde  nun  das  ganze  bisher  im  Verkehre 
gewesene  Edelmetall  aus  dem  Lande  gedrängt  und  der 
Staat  hätte  es  glücklich  zu  Wege  gebracht,  den  ganzen 
Werth,  den  der  Verkehr  an  Umlaufsmitteln  braucht,  an 
einen  an  sich  werthlosen  Stoff  zu  binden,  der  Verkehr 
hätte  nun  kein  anderes  Umlaufsmittel,  als  uneinlösbare 
Noten,  die  aber  noch  immer  jenen  Werth  wirklich  haben, 
den  sie  haben  sollen 0-  Wenn  z.  B.  ein  Land  an  Umlaufsmitteln 
den  in  200  Millionen  Gulden  steckenden  Werth  gebraucht  hat,  so  wird 
es  auch  Papiergeld,  das  den  Betrag  von  200  Millionen  Gulden  nicht 
überschreitet,  bei  vollem  Werthe  im  Verkehre  erhalten. 

Hiermit  wäre  nun  die  Grenze  bezeichnet,  bis  zu  welcher  das  Pa- 
piergeld voUwerthig  bleiben  kann.  Nehmen  wir  nun  aber  an,  der 
Staat  habe  in  dem  oben  als  Beispiel  gewählten  Lande  nicht  200,  son- 
dern 300  Millionen  Gulden  emittirt.  Dies  wäre  nun  wieder  ein  Ver- 
such, dem  Verkehre  einen  grösseren  Werth  an  Umlaufsmitteln  aufeu- 
nöthigen ,  als  er  in  der  That  bedarf.  Jetzt  könnte  er  sich  aber  nicht 
mehr  durch  Verdrängung  des  überflüssigen  Geldes  aus  dem  Lande 
helfen ,  da  das  Papiergeld  an  sein  Land  gebunden  ist  Es  bliebe  ihm 
also  nichts  übrig,  als  dem  Papiergelde  einen  Theil  seines  nominellen 
Werthes  zu  rauben  und  zwar  müsste  er  ihm  so  viel  davon  rauben, 
als  es  über  das  Yerkehrsbedürfniss  hinaus  besitzt    Da  der  Verkehr 


1)  Es  wird  hier  immer  vom  ganzen  Verkehr  gesprochen.  Das  ist  nicht  gani  genau. 
Für  den  answ&rtigen  Verkehr  braucht  ein  Land  immer  Metallgeld ,  da  uneinlösbare  Noten 
nicht  in's  Ausland  wandern  können.  Das  Metallgeld ,  das  der  Verkehr  fQr  diesen  Zweck 
braucht ,  wird  er  auch  immer  festhalten.  Das  Papiergeld  bleibt  also  lediglich  auf  den 
inlSndischen  Verkehr  beschränkt,  und  nur  auf  diesen  beliehen  sich  daher  die  obigen 
Ausfahmngen. 
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im  gegebenen  Falle  nur  200  Millionen  Gulden  (resp.  den  durch  diesen 
Ausdruck  bezeichneten  Werth)  bedarf,  so  dürften  die  nun  emittirten 
300  Millionen  Gulden  auch  nicht  mehr  Werth  besitzen,  als  die  frohe- 
ren 200,  sie  müssten  also,  wenn  das  Silber  seinen  früheren  Werth 
behalten  hätte,  so  weit  fallen,  dass  man  jetzt  flir  die  gesammten  300 
Millionen  Papiergulden  nur '200  Millionen  Silbergulden  bekäme,  dass 
also  3  Papiergulden  gleich  wären  2  Silbergulden,  oder  1^/,  von  den 
ersteren  gleich  einem  von  den  letzteren.  Das  Edelmetall  hätte  nun 
ein  Agio  von  50  Prozent  Hätte  der  Staat  400  Mill.  Gulden  in  Pa- 
piergeld emittirt,  so  würde  auf  dieselbe  Weise  ein  Agio  von  100  Pro- 
zent resultiren  u.  s.  w.  Ganz  nach  denselben  Regeln  würden  sich 
auch  die  Verhältnisse  des  Papiergeldes  richten,  wenn  der  Staat  bei 
beschränktem  Zwangskurse  mehr  Papiergeld,  als  der  Verkehr  durch 
diesen  absorbiren  kann,  ausgiebt.  Nur  würde  dies  ohne  Einfluss  auf 
den,  dem  Verkehre  noch  gebliebenen  Edelmetallbesitz  sein.  Sobald 
nun  das  Agio  einmal  da  ist,  ist  es  nicht  mehr  möglich,  dass  der 
Verkehr  Papier-  und  Edelmetallgeld  mit  einander  vermischt.  Er  wird 
vielmehr,  da  die  Noten  nun  sein  einziges  Geld  sind,  alle  Preise  nach 
diesen  berechnen.  Auch  Edelmetall  wird  davon  keine  Ausnahme  ma- 
chen und  es  hört  daher  von  diesem  Augenblicke  auf,  Geld  zu  sein, 
sondern  wird  selbst  zu  einer  Waare ,  die  im  Preise  schwankt  wie  jede 
andere.  Der  Umstand,  dass  diese  Preisschwankungen  von  Edelmetall 
gegen  Papiergeld  viel  häufiger  auf  Werthveränderungen  des  letzteren, 
als  auf  solche  des  ersteren  zurückzuführen  sind,  macht  hier  keinen 
Unterschied. 

Hiermit  hätten  wir  einen  Faktor  kennen  gelernt,  der  an  der  Be- 
stimmung des  Agio  einen  wesentlichen  Antheil  hat  Dass  er  aber 
nicht  der  einzige  ist,  wurde  schon  oben  statistisch  nachgewiesen. 
Aber  ein  Resultat  dürfte  schon  feststehen,  nämlich  das,  dass  die  Ver- 
änderung der  Notenmenge  nicht  desshalb  auf  das  Agio  wirkt,  weil 
sie  den  Kredit  beeinflusst,  wie  dies  in  der  Regel  angenommen  wird, 
sondern  dass  der  Einfluss  der  Notenmenge  ein  vom  Kredit  ganz  un- 
abhängiger, ein  in  dieser  selbst  liegender  ist 

Da  bisher  immer  nur  von  Vermehrung  der  Noten  gesprochen 
wurde,  ist  es  nunmehr  nöthig,  auch  einige  Worte  der  Verminderung 
derselben  zu  widmen.  Es  ist  klar,  dass  eine  solche  eben  so,  und  aus 
denselben  Gründen,  wie  die  Notenvermehrung  das  Gegentheil  bewirkt, 
den  Noten  werth  steigern,  daher  das  Agio  vermindern  muss.  Dennoch 
ist  zwischen  der  Wirksamkeit  einer  Papiergeldvermehrung  und  der 
einer  Verminderung  desselben  ein  Unterschied.    Die  Werthverminde- 
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rung  der  Noten  durch  YermehruDg  ist  nämlich  eine  unbegrenzte.  Je 
mehr  das  Papiergeld  vermehrt  wird,  desto  tiefer  muss  sein  Werth 
fallen,  bis  es  endlich  ganz  werthlos  wird.  Dagegen  kann  die  Werth- 
vermehrung  des  Papiergeldes  durch  seine  Verminderung  nicht  so  un- 
beschränkt fortgehen,  weil  so  bald  diese  dahin  geführt  hätte,  dass 
der  Verkehrswerth  des  Papiergeldes  anfinge  grösser  zu  werden,  als 
sein  nomineller,  sogleich  eine  Einwanderung  von  Edelmetall  begin- 
nen müsste. 

Nun  handelt  es  sich  darum,  die  weiteren  Faktoren  des  Papier- 
geldwerthes  kennen  zu  lernen.  Da  die  Menge  desselben  identisch  ist 
mit  dem  Angebote  von  solchem,  so  liegt  der  Gedanke  nahe,  einen 
zweiten  Faktor  in  der  Nachfrage  nach  solchem,  also  im  Geldbedarfe 
eines  Yerkehrsgebietes  zu  suchen.  Derselbe  musste  schon  bisher  mehr- 
mals erwähnt  werden.  Es  wurde  hervorgehoben,  dass  es  ja  lediglich 
diesem  Bedarf  zuzuschreiben  ist,  dass  die  Noten  Oberhaupt  einen 
Werth  bekommen.  Dieser  Bedarf  wurde  nun  in  der  ganzen  obigen 
Untersuchung  als  sich  gleichbleibend  angenommen.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  dass  seine  Schwankungen  den  Notenwerth  und  daher,  bei  gleich- 
bleibendem Edelmetall werthe,  auch  das  Agio  sehr  stark,  ja  eben  so 
stark,  wie  die  in  der  Menge  des  Papiergeldes  beeinflussen  müssen. 
Es  wird  sich  nun  hauptsächlich  fragen,  wonach  sich  die  Schwankungen 
des  Geldbedarfs  richten?  Darauf  ist  nun  die  Antwort  nicht  schwer^). 
Die  regelmässigen  Schwankungen  des  Geldbedarfs  richten  sich  nach 
den  Veränderungen  im  Verkehr.  Je  grösser  dieser,  desto  grösser  je- 
ner und  umgekehrt.  Dies  ist  aber  nur  das  gewöhnliche  Verhältniss. 
Es  kann  auch  ohne  Verkehrssteigerung  und  ohne  Verkehrsverminde- 
rung eine  Erhöhung,  resp.  Verminderung  des  Geldbedarfes  eintreten. 
Das  letztere  könnte  geschehen,  durch  geldsparende  Aenderungen  in 
den  Verkehrsgewohnheiten,  z.  B.  durch  allgemeine  Einführung  des 
Checksystems.  Das  erstere  geschieht  beim  Ausbruch  von  Krisen,  mö- 
gen dieselben  nun  durch  rein  wirthschafUiche  oder  durch  politische 
Verhältnisse  hervoi^erufen  sein ,  also  namentlich  auch  beim  Ausbruche 
von  Kriegen.  Beim  Ausbruche  einer  Krise  will  ja  Jeder  sein  Vermö- 
gen so  viel  wie  möglich  aus  allen  unsicheren  Verbindungen  heraus- 
ziehen und  in  eine  gesicherte  Form  bringen.  Als  eine  solche  gilt 
allgemein  in  erster  Lmie  die  Verwandlung  des  Vermögens  in  Geld. 
Kriege  rufen  fiberdies,  wenn  sie  den  gewöhnlichen  Verkehr  auch  ganz 
gewiss  noch  weit  mehr  lähmen,  als  rein  wirthschafUiche  Krisen,  auf 

1)  Hier  ist  der  Punkt ,  wo  die  Wichtigkeit  des  oben  mitgetheilten  Wirth'schen  Q«< 
daokens  klar  wird. 
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der  anderen  Seite  wieder  einen  sehr  lebhaften  Verkehr  und  grossen 
Geldbedarf  in  der  Richtung  gegen  den  Kriegsschauplatz  hervor.  Es 
wird  yon  den  Verhältnissen  abhängen,  ob  diese  Umstände  stark  genug 
sein  werden,  um  die,  den  Geldbedarf  verringernde  Wirkung,  welche 
das  durch  einen  Krieg  hervorgerufene  nahezu  gänzliche  Aufhören  des 
gewöhnlichen  Verkehrs  im  Grefolge  hat,  aufwiegen  zu  können.  Im  An- 
fange einer  rein  wirthschaftlichen  Krise  dagegen  ist  regelmässig  der 
Geldbedarf  grösser  als  sonst  und  sinkt  erst,  wenn  die  Folgen  der 
Krisis  sich  fQhlbar  machen ,  herab.  Der  Verkehr  wird  ja  durch  eine 
solche  niemals  so  plötzlich  und  in  dem  Maasse  gehemmt,  wie  durch 
einen  Krieg.  Diese  Erörterung  wird  uns  später  noch  den  SchlQssel 
zur  Erklärung  mancher  Ereignisse  liefern,  die  uns  sonst  unverständ- 
lich bleiben  würden.  Für  normale  Verhältnisse  aber  ist  es  ganz  ge- 
wiss genügend  zu  sagen:  Je  grösser  oder  kleiner  der  Verkehr,  desto 
grösser  oder  kleiner  ist  der  Bedarf  an  Umlaufsmitteln.  Wir  müssen 
auf  diese  Formel  desshalb  ein  besonderes  Gewicht  legen,  weil  der 
Verkehr  doch  einigermaassen  messbar  ist,  der  Geldbedarf  an  sich 
aber  nur  als  Gegenstand  von  Konjekturen  angesehen  werden  kann. 

Ueber  die  Richtung,  in  welcher  der  Verkehr  (wir  wollen  jetzt 
dieses  Wort  statt  Geldbedarf  beibehalten)  den  Verkehrswerth  des  Pa- 
piergeldes beeinflussen  muss,  kann  natürlich  kein  Zweifel  sein.  Wie 
bei  jedem  anderen  Gute,  so  muss  auch  beim  Papiergelde  die  vergrös- 
serte  Nachfrage  wertherhöhend  wirken  und  umgekehrt,  und  daher 
hat  auch  der  Verkehr  die  Tendenz ,  bei  seiner  Zunahme  den  Werth 
des  Papiergeldes  zu  erhöhen,  bei  seiner  Abnahme  ihn  zu  vermindern. 
Da  nun  das  Agio  bei  Erhöbung  des  Papiergeldwerthes  sinken,  bei 
seiner  Verminderung  steigen  muss,  so  können  wir  nun  sagen,  dass 
die  Zunahme  des  Verkehrs  in  erniedrigendem,  die  Abnahme  dagegen 
in  erhöhendem  Sinne  auf  das  Agio  wirkt  Nun  wissen  wir  auch,  wa- 
rum das  Agio  weder  der  Notenmenge,  noch  den  Verkehrsschwankun- 
gen regelmässig  folgte.  Diese  beiden  Faktoren  wirkten  einander  oft 
entgegen.  Verringert  sich  der  Verkehr  bei  gleichzeitiger 
Vermehrung  des  Papiergeldes,  so  muss  das  Agio  stark 
steigen,  vermehrt  sich  der  erstere  und  wird  das  letztere 
vermindert,  so  muss  das  Agio  stark  sinken.  Werden  dage* 
gen  Verkehr  und  Notenmenge  grösser  oder  werden  beide 
kleiner,  so  wird  es  darauf  ankommen,  welcher  von  den 
beiden  Faktoren  der  stärkere  ist  Halten  sie  sich  das 
Gleichgewicht,  so  wird  das  Agio  stationär  bleiben,  sonst 
natürlich  dem  stärkeren  folgen. 
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Die  Thatsachcn  lehren  uns,  dass  diese  Sätze  richtig  sind.  Sie 
genügen  allerdings  allein  noch  nicht ,  um  die  wirklich  vorgekommenen 
Schwankungen  des  Agio  vollkommen  zu  erklären.  Wenn  wir  beden- 
ken, dass  das  Agio  nichts  ist,  als  der  Silberpreis  in  Noten  ausge- 
drückt, so  werden  wir  es  natürlich  finden,  dass  nicht  der  Verkehrs- 
werth  der  Noten  allein  das  Agio  bestimmt  Die  Wirksamkeit  des 
Silberpreises  wird  später  besprochen  werden.  Für  den  Kredit  dage- 
gen ist  in  dieser  Auseinandersetzung  der  Bestimmgründe  des  Papier- 
geldwerthes  sehr  wenig  Platz.  Uebrigens  werden  wir  später  auch  ihm 
noch  einige  Worte  widmen.  Hier  soll  zunächst  aus  der  Geschichte 
des  Agio*s  in  Oesterreich  nachgewiesen  werden,  dass  es  von  der  obi- 
gen Regel  keine  bedeutende  Ausnahme  giebt,  dass  also  jene  beiden 
Faktoren  die  weitaus  wichtigsten  Bestimmgründe  des  Agio's  abgeben, 
neben  welchen  die  anderen  nur  unbedeutend  und  mehr  ergänzend, 
als  bestimmend  wirken. 

Fassen  wir  zunächst  die  Jahre  mit  starken  Bewegungen  ^)  nach 
abwärts  in's  Auge.  Es  sind  dies  die  Jahre  1855,  1862  und  1865. 
Das  Agio  betrug  nämlich 

zu  Anfang  zu  Ende 

des  Jahres  in  Prozenten 

1855    .    .    .    27-60    .    .    .      9-15 
1862    .    .    .    40-25    ...    14 
1865    .    .    .    14-25    ...      4. 

Die  Notenmenge  dagegen  betrug  zu 

Anfang  Ende 

des  Jahres  Qulden 

1855    ,    .    .    383491000  .    .    .  377880275 

1862    .    .    .    426877276  .    .    .  396655626 

1865    .    .    .    375828020  .    .    .  851100755. 

Das  Wechselportefeuille  der  österr.  Nationalbank  betrug 

zu  AnflEing  zu  Ende 

des  Jahres  Golden 

1855  .  .  .  72442603  .  .  .  85995915 
1862  .  .  .  61217263  .  .  •  66919226 
1865    .    .    .    95533775    .    .    .  106837074. 


1)  Unter  starken  Bewegungen   verstehe  ich   hier  und  in  Hinkunft   solche  von  min- 
destens 10  ^/^  vom  Jahresanfang  bis  anm  Jahresschluss. 
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Der  Aussenhandel  betrug 

im  Jahre  in  Millionen  Golden 

1855    .    .    .  474-4  gegen  4338  im  Voijahre 

1862    .    .    .  545-4     „      532 

1865  ..    .  601-3     „      578-2 

Die  Jahre  mit  starker  Bewegung  des  Agio's  nach  aufwärts  sind: 
1854,  1859,  1860  und  1866.  Während  wir  aber  bei  den  Jahren  mit 
starker  Bewegung  des  Agio  nach  abwärts  regelmässig  Verkehrssteige- 
rung bei  gleichzeitiger  Papiergeldverminderung  finden,  finden  wir  bei 
den  Jahren  mit  bedeutender  Zunahme  des  Agio's  keine  solche  Begel- 
mässigkeit.  Nur  zwei  davon,  die  Jahre  1859  und  1866  —  allerdings 
diejenigen,  welche  die  Agiosteigerung  weitaus  am  rapidesten  aufwei- 
sen —  zeigen  sich  normal.    Es  betrug  nämlich  das  Agio 

zu  Anfang  zu  Ende 

des  Jahres  Prozente 

1859  .    .    .    2-75    ...    33 
1866    ...    4        ...    29-10. 

Der  Papiergeldumlauf  war 

zu  Anfang  zu  Ende 

des  Jahres  Gulden 

1859    .    .    .    370022355    .    .    .    466692740 
1866    .    .    .    351100755    .    .    .    508032483. 

Das  Wechselportefeuille  der  Nationalbank  war 

zu  Anfang  zu  Ende 

des  Jahres  Gulden 

1859    .    .    .    80635692    .    ,    .    35130286 

1866  .    .    .  106837074    .    .    .    38884711. 

Der  Aussenhandel  betrug 

im  Jahre  Millionen  Gulden 

1859    ...  418    gegen  486-9  im  Voijahre 

1866    .    .    .  547-4    „       601-3 

In  den  Jahren  1854  und  1860  dagegen  finden  wir  bei  steigender 
Notenmenge  eine  Zunahme  des  Verkehrs.    Es  betrug  nämlich  das  Agio 

zu  AnfiEtng  sm  Ende 

des  Jahres  in  Prozenten 

1854    .    .    .    16-6    .    .    .    27-6 

1860  ...    33      ...    44-25. 
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Der  Papiergeldumlauf  war 

zu  Anfang  zu  Ende 

des  Jahres  Gulden 

1854    .    .    .    188307217    .    .    .    383491000 
1860    .    .    .    466692470    .    .    .    474373366. 
Das  Wechselportefeuille  der  Nationalbank  betrug 

zu  Anfang  zu  Ende 

des  Jahres  Gulden 

1854    .    .    .    52674836    .    .    .    72442603 
1860    .    •    .    35130286    .    .    .    58165743. 
Der  Aussenhandel  endlich  betrug 

im  Jahre  Millionen  Gulden 

1854  .  .  .  4331  gegen  4333  im  Voijahre 
1860  .  .  .  473-5  „  418  „ 
Im  Jahre  1860  hätte  man  eigentlich  ein  Sinken  des  Agio's  erwar- 
ten sollen,  da  man  hätte  annehmen  können,  dass  die  geringe  Vermeh- 
rung des  Papiergeldes  im  Laufe  dieser  Zeit  durch  die  bedeutende 
Zunahme  des  Verkehrs  nicht  nur  aufgewogen  sondern  überwogen  werde. 
Dies  ist  richtig,  dass  es  aber  in  der  That  nicht  so  ging,  erkläil  sich 
aus  dem ,  was  früher  über  den  Bedarf  an  Geld  wälirend  eines  Krieges 
gesagt  wurde.  Dieser  hatte  im  Jahre  1860  aufgehört,  ohne  dass 
gleichzeitig  die  Verkehrssteigerung  gross  genug  gewesen  wäre,  um 
dies  zu  paralysiren.  Auf  dieselbe  Art  erklärt  es  sich,  dass,  wie  oben 
hervorgehoben,  in  der  Revolutionsperiode  das  Agio  nach  Herstellung 
geordneter  Verhältnisse  noch  fort  stieg  (wenn  auch  wegen  der  an  sich 
geringen  Notenmenge  nicht  so  stark,  wie  im  Jahre  60;  desshalb  feh- 
len auch  die  unter  dem  Einflüsse  der  Ereignisse  von  1848/9  stehenden 
Jahre  unter  den  Jahren  mit  starken  Agioschwankungen),  und  wieder 
auf  diese  Art  muss  erklärt  werden,  wie  es  kam,  dass  auch  in  der 
Zeit  des  preussisch-italienischen  Krieges  das  höchste  Agio  erst  lange 
nach  Herstellung  befriedigender  Zustände  eintrat  Mit  Rücksicht  da- 
rauf, dass  die  Notenvermehrung  noch  durch  das  ganze  Jahr  1867 
fortdauerte,  hätte  man  eigentlich  ein  Steigen  des  Agio's  im  Laufe  des- 
selben erwarten  sollen.  Dass  ein  solches  nicht  erfolgte  und  sogar  ge- 
gen Ende  des  Jahres  eine  —  übrigens  nicht  bedeutende  —  Ermässi- 
gung des  Agio's  eintrat,  ist  leicht  begreiflich,  wenn  man  die  riesige 
Verkehrssteigerung  bedenkt,  welche  damals  in  Oesterreich  in  Folge 
der  glänzenden  Ernte  jenes  Jahres  und  noch  mehr  in  Folge  des  daran 
geknüpften  grossartigen  Getreideexportes  eintrat  Sie  zeigt  sich  deut- 
lich in  folgenden  Zahlen.  Das  Wechselportefeuille  der  Nationalbank 
XXYIL  20 
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betrug  Mitte  1867  nur  25719975  fl.,  Ende  1867  dagegen  77091557, 
hatte  sich  also  in  der  kurzen  Zeit  eines  halben  Jahres  verdreifacht! 

Es  wurde  oben  auch  das  Jahr  1854  als  ein  solches  angeführt,  in 
welchem  Notenmenge  und  Verkehr  nicht  übereinstimmten.  Dies  kann 
uns,  wenn  wir  die  Verhältnisse  des  Jahres  1854  in's  Auge  fassen, 
nicht  überraschen.  Die  Vermehrung  des  Papiergeldes  war  eben  eine 
so  gewaltige,  dass  dagegen  die  nicht  sehr  starke  Verkehrssteigening 
jenes  Jahres  nicht  aufkommen ,  trotzdem  sie  durch  den  erhöhten  Baar- 
geldbedarf,  der  in  Folge  der  österreichischen  Rüstungen  mit  eintrat, 
unterstützt  wurde.  Der  Papiergeldumlauf  betrug  nämlich  am  Anfange 
des  Jahres  1854  nur  183309247  fl.,  Ende  1854  dagegen  mehr  als  das 
Doppelte ,  nämlich  383491000  fl.  Die  ununterbrochen  fortdauernde  Zu- 
nahme des  Verkehrs  bewirkte  dann,  dass  das  Agio  nach  dem  Aufhö- 
ren des  erhöhten  Baargeldbedarfes  in  Folge  der  Auflösung  der  von 
Oesterreich  während  des  Krimkrieges  aufgestellten  Armeen  nicht  stieg, 
wie  sonst  bei  Krisenperioden.  Dass  es  damals  bald  nach  Herstellung 
des  Friedens  ziemlich  rasch  fiel,  dürfte  aber  weniger  dem  normalen 
Wirken  von  Papiergeldmenge  und  Verkehrszunahme,  sondern  haupt- 
sächlich einem  anderen  Umstände  zuzuschreiben  sein,  dessen  Wirk- 
samkeit aber  hier  noch  nicht  besprochen  werden  kann;  es  ist  dies  die 
gleichzeitige  Wiedereinführung  der  Papiergeldwirthschaft  in  Russland. 

Eine  besondere  Besprechung  verdient  auch  die  Bewegung  des 
Agio  in  der  Zeit  der  gegenwärtigen  wirthschafthchen  Krise,  nament- 
lich während  des  Ausbruches  derselben  im  Jahre  1873.  Dieses  Jahr 
brachte  nämlich  eine,  wenn  auch  nur  vorübergehende  Papiergeldver- 
mehrung, die  aber  trotz  der  Verkehrsstockung,  welche  in  der  zweiten 
Hälfte  dieses  Jahres  sich  bereits  recht  fühlbar  machte,  ohne  wesent- 
liche Erhöhung  des  Agio  vorüberging.  Der  Notenumlauf  betrug  zu 
Anfang  des  Jahres  1873  694357356  fl.,  das  Agio  6-6<>/o;  weiters  be- 
trug das  Agio  zu  Ende  April  1873  (also  noch  vor  der  Krise,  die  erst 
im  Mai  —  am  8ten  —  losbrach)  7*9  ^/o,  Ende  Mai  desselben  Jahres 
—  also  unmittelbar  nach  Ausbruch  der  Krise  —  stand  es  auf  9*5  ^/o 
(der  höchste  Stand,  den  es  seit  Anfang  1873  überhaupt  erreicht  hat), 
Ende  Juni  betrug  es  nur  mehr  8-75  ^/y,  sank  Ende  August  auf  5*75  ®/o, 
erreichte  Ende  Oktober  wieder  775 ^Jq ,  Ende  November  8*75 ®/o  und 
war  Ende  Dezember  6<^/o,  also  etwas  weniger,  als  zu  Anfang  dieses 
Jahres.  Der  Papiergeldumlauf  war  dagegen  am  Anfang  des  Jahres 
694357356  fl.,  Ende  Mai  719327520  fl.,  Ende  Oktober  725486333  fl. 
(der  höchste  Stand,  den  der  Papiergeldumlauf  in  Oesterreich  jemals 
erreichte),  Ende  Dezember  702975850  fl.    Der  höchste  Stand  der  No- 


Die  Ursachen  des  Agio  und  seiner  Schwankungen  in  Oesterreich. 


307 


tenzirkulation  fiel  also  mit  dem  höchsten  Agio  ganz  und  gar  nicht 
zusammen  und  überhaupt  hat  die  Notenvermchrung  keinen  irgendwie 
erheblichen  Einfluss  auf  das  Agio  geäussert.  Dies  erklärt  sich  aus 
dem,  was  früher  über  den  erhöhten  Geldbedarf  während  einer  Krise 
gesagt  wurde.  Erst  das  Aufhören  dieses  nach  üeberwindung  der  er- 
sten Erschütterung  und  die  gleichzeitig  fortdauernde  Verminderung 
des  Verkehrs  wäre  geeignet  gewesen,  das  Agio  zu  steigern.  Dass 
dies  nicht  geschah  wird  erklärt  durch  die  seit  jener  Zeit  eingetretene 
starke  Verminderung  des  Papiergeldes,  das  Ende  1874  nur  mehr 
639044544  fl.  ausmachte. 

So  wie  in  den  extremen  Fällen,  so  gilt  auch  in  den  anderen  die 
Regel,  dass  die  Bewegung  des  Agio's  hauptsächlich  von  den  Verän- 
derungen in  der  Menge  des  Papiergeldes  und  dem  Bedarfe  an  Um- 
laufsmitteln abhängt.  Wir  finden  regelmässig,  dass,  wenn  bei  Noten- 
vermehrung ein  Agiorückgang  eintrat,  gleichzeitig  eine  Verkehrsstei- 
gerung zu  konstatiren  ist  und  dass,  wenn  umgekehrt  bei  Verminderung 
der  Noten  eine  Steigerung  des  Agio  vorkam,  sich  gleichzeitig  ein 
Verkehrsrückgang  zeigte.  Nur  die  Jahre  1853,  1857  und  1863  zeigen 
sich  anormal.  Wohl  sind  die  Schwankungen  des  Agio  in  diesen  drei 
Jahren  nicht  bedeutend  und  ebenso  die  Veränderungen  in  der  Grösse 
des  Notenumlaufs  und  der  den  Verkehr  bezeichnenden  Ziflfem.  Es 
betrug  nämlich  das  Agio 

zu  Anfang  zu  Ende 


des  Jahres                           Prozente 

1853    ..    .     10»/^     .    .    . 

leVs 

1857    .    .    .      TVb     .    .    . 

6»/8 

1863    ...    14         ... 

17'/,. 

Der  Notenumlauf  betrug 

zu  Anfuig 

zu  Ende 

des  Jahres                                  in  Ouldei 

i 

1853    .    .    .    1949432ÖG    .    .    . 

188309217 

1857    ..    .    380181085    .    .    . 

383491000 

1863    .    .    .    426877276    .    .    . 

396655626. 

Das  Wechsclportefeuille  betrug 

zu  Anfang 

zu  Ende 

des  Jahres                                  Ooldcn 

1853    .    .    .    35537635    .    .    . 

52674836 

1857    .    .    .    84004747     .    .    . 

78884733 

1863    ,    .    .    66919225    .    .    . 

89131533. 

20* 
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Der  Aussenhandcl  betrug 

im  Jahre  Millionen  Gulden 

1853    .    .    .    433-3  gegen  4331  im  Vorjahre 

1857    .    .    .    496-2     „      486-9    „ 

1863  .  .  .  545-4  „  532  „ 
Das  Jahr  1857  ist  das  Jahr  einer  wirthschaftlichen  Krise,  und 
auf  den  durch  dieselbe  gesteigerten  Baargeldbedarf  ist  es  zurückzu- 
führen, dass  das  Agio  trotz  Notenvermehrung  und  der  durch  Vermin- 
derung des  Wechselportefeuilles  angezeigten  Verkehrsverminderung 
(der  übrigens,  da  der  Aussenhandel  gleichzeitig  eine  Zunahme  nach- 
weist, sogar  zweifelhaft,  jedenfalls  nur  ganz  unbedeutend  ist)  statt  zu 
steigen,  noch  etwas  sinken  konnte.  Die  Geringfügigkeit  der  ganzen 
Bewegung  in  diesem  Jahre  raubt  ihr  übrigens  die  Wichtigkeit 

Die  Jahre  1853  und  1863  brachten  beide  eine  Agiosteigerung, 
wo  man  doch  nach  den  Verhältnissen  von  Notenmenge  und  Verkehr 
das  Gegentheil  hätte  erwarten  sollen.  Diese  Jahre  bieten,  wie  sie  in 
den  oben  mitgetheilten  Zahlen  eine  in  die  Augen  springende  Analogie 
zeigen,  auch  sonst  so  viel  Aehnliches  dar,  dass  man  die  damals  be- 
obachtete Bewegung  des  Agio's  als  eine  ganz  bestimmte  Folge  der 
in  diesen  Jahren  herrschenden  Verhältnisse  betrachten  muss.  Beide- 
male  zeigen  die  hier  als  Ausgangspunkte  der  Untersuchung  gewählten 
Momente,  die  Jahresschlüsse,  Oesterreich  von  einer  Kriegsgefahr  be- 
droht (Krimkrieg,  resp.  holstein'scher  Krieg),  deren  Grösse  damals 
noch  Niemand  richtig  beurtheilen  konnte,  ohne  dass  gleichzeitig  der 
erhöhte  Geldbedarf  eines  grossen  Krieges  (die  Heeresaufstellung  in 
Oesterreich  während  des  Krimkrieges  erfolgte  erst  im  Jahre  1854) 
eingetreten  wäre,  während  doch  der  Verkehr  stocken  musste,  wenn 
dies  auch  nicht  sogleich  in  der  Grösse  des  Wechselportefeuilles,  das 
ja  den  plötzlich  eintretenden  Verkehrsstockungen  nicht  zu  folgen  ver- 
mag, Ausdruck  zu  finden  vermochte.  Dies  beweist  nur,  dass  das 
Wechselportefeuille  überhaupt  keinen  zuverlässigen  Maassstab  des  Baar- 
geldbedarfes  abgiebt  und  dass  das  Agio  viel  empfindlicher  ist,  als 
jenes.  Uebrigens  wirkt  bei  derartigen  Verhältnissen,  wie  sie  zu  Ende 
der  Jahre  1853  und  1863  herrschten,  immer  noch  ein  anderes  Moment 
mit,  welches  bisher  als  Bestimmgrund  des  Agio  gar  nicht  beachtet 
wurde,  nämlich  der  Kredit.  Wir  werden  gleich  darauf  zurückkommen. 
Hier  soll  nur  noch  hervorgehoben  werden,  dass  die  Richtigkeit  der 
Anschauung,  dass  wesentlich  Notenmenge  und  Papiergeldbedarf  das 
Agio  bestimmen,  ganz  besonders  frappant  hervortritt,  wenn  wir  weiter 
auseinandergelegene  Zeitpunkte  mit  einander  vergleichen,  so  z.  B.  den 
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Anfang  1852  und  den  Anfang  1873.  Die  Notenmenge  betrug  zu  An- 
fang 1852  ca.  215VsMill.  Gulden,  1873  dagegen  694 Vs,  das  Agio 
20  o/o  und  6  o/o,  das  Wechselportefeuille  aber  43»/^  Mill.  G.  und  167^5 
(also  ein  Verhältniss  von  nahezu  1 : 4),  der  Aussenhandel  405-1  Mill.  G. 
und  1006-7.  Wenn  wir  annehmen  könnten,  dass  Wechselportefeuille  und 
Aussenhandel  ein  vollkommen  zuverlässiger  Maassstab  des  Geldbe- 
darfes seien,  so  könnten  wir  leicht  berechnen,  ob  der  Stand  des  Agio's 
in  diesen  beiden  Jahren  der  hier  ausgesprochenen  Regel  entsprach  i). 
Hier  kann  nun  der  Grund  davon  angegeben  werden,  dass  das 
Agio  im  Spätherbste  des  Jahres  nicht  regelmässig  jene  Bewegung 
zeigt,  die  der  Bewegung  des  Verkehrs  entsprechen  würde.  Dies  liegt 
darin,  dass  ja  jede  Vermehrung  des  Wechselportefeuilles  mit  einer 
Vermehrung  der  Banknoten  identisch  ist,  wodurch  natürlich  die  Wir- 
kung der  Verkehrssteigerung  paralysiert  wird.  Daraus  folgt  weiter,  dass 
der  Verkehr  die  Tendenz  hat,  das  Agio  für  gewöhnlich  stationär  zu 
erhalten.  Es  ist  dazu  nur  nothwendig,  dass  die  Veränderungen  in 
seinem  Geldbedarf  und  in  der  Notenmenge  nicht  zu  rasch  vor  sich 
gehen,  Ist  dies  der  Fall,  so  kann  der  Verkehr  mit  dem  Papiergelde, 
soweit  es  von  einer  Bank  herrührt,  ganz  gut  fertig  werden.  Mit  dem 
Staatspapiergelde  kann  er  dies  nicht  und  daher  bildet  dieses  eine 
ganz  besonders  grosse  Gefahr.  Gehen  die  Veränderungen  langsam 
vor  sich,  wie  z.  B.  die  nun  schon  seit  3  Jahren  andauernde  Verkehrs- 
verminderung seit  der  letzten  Krise,  so  kann  schon  die  dem  Verkehre 
mögliche  Restriktion  der  Banknoten  genügen,  wenn  nämlich,  wie  ge- 
genwärtig in  Oesterreich  solche  als  gleichberechtigt  mit  dem  Staats- 
papiergelde umlaufen.    Deshalb  hat  auch  die  gegenwärtige  Krise  keine 

1)  In  diesem  einen  FaUe  liefert  übrigens  eine  nach  dieser  Regel  vorgenommene 
Berechnung  ein  mit  derselben  in  ganz  merkwürdiger  Uebereinstimmong  stehendes  Re- 
sultat. Führen  wir  nämlich  die  obigen  Zahlen  sämmtlich  auf  ihren  wahren  Werth  la- 
rück,  so  finden  wir,  dass  im  Jahre  1852  der  Qeldomlaof,  in  Silber  berechnet,  179'/^ 
Mill.  fl.  betrag,  das  Wechselportefeuille  35*/,,  der  Aussenhandel  337'/^;  die  resp.  Zahlen 
für  1878  waren  GööVa  ♦  l^^«/^  und  SiS»/^.  Vergleichen  wir  diese  Zahlen,  so  finden 
wir,  wenn  wir  die  betreffende  Zahl  des  Jahres  1852  regelmässig  1  annehmen,  für  1873 
die  Zahlen  3*65 ,  443  und  2*81.  Multiplisiren  wir  nun  den  wirklichen  Baargeld  Umlauf 
des  Jahres  1852  einmal  mit  4*43  und  dann  mit  2*81,  so  bekommen  wir  die  beiden  Zah- 
len 796*21  Mill.  fl.  und  505  04  MiU.  als  den  Baargeldbedarf  des  Jahres  1873,  gemessen 
lediglich  an  je  einem  Theile  des  Verkehrs.  Betrachten  wir  beide  Theile  —  den  im 
Wechselportefeuille  und  den  im  Aussenhandel  ausgedrückten  —  als  gleich  stark,  so 
würde  das  arithmetische  Mittel  jener  beiden  Zahlen  den  Geldbedarf  des  Jahres  1873 
bezeichnen.  Dieses  arithmetische  Mittel  ist  aber  650*62  Mill.  fl. ,  also  nahezu  jene  Zahl, 
die  wirklich  vorhanden  war.  Damit  soll  nun  allerdings  nicht  gesagt  sein,  dass  diese 
Rechnung  immer  zutreffen  müsste. 


310  ^^-  Wilhelm  Lcsigang, 

Eotwcrthung  des  Papiergeldes  gebracht.  Wäre  nur  Staatspapiergeld 
vorhanden  gewesen,  so  hätte  dies  Verhältniss  unmöglich  eintreten 
können ,  da  es  dann  dem  Verkehre  ganz  unmöglich  gewesen  wäre,  die 
Notenmenge  nach  seinem  Bedürfnisse  zu  vermindern.  Das  uneinlös- 
liche  Staatspapiergeld  ist  also  dem  Verkehre  ganz  besonders  gefähr- 
lich. Aber  in  Momenten  plötzlicher  Erschütterungen  bildet  auch  das 
uncinlösliche  Bankpapiergeld  eine  furchtbare  Gefahr.  In  Verhältnissen 
wie  sie  z.  B.  der  Ausbruch  eines  Krieges  mit  sich  bringt,  wo  ein 
augenblickliches  vollkommenes  Stillestehen  des  ganzen  bürgerlichen 
Verkehrs  eintritt,  genügt  jene  Restriktion  des  Papiergeldumlaufes, 
die  im  Wege  des  Wechselportefeuilles  erfolgen  kann,  dem  Verkehre 
nicht  mehr,  da  sie  viel  zu  langsam  ist.  Darum  muss  in  solchen  Mo- 
menten auch  ohne  Vermehrung  immer  eine  starke  Entwerthung  des 
uneinlösbaren  Papiergeldes,  mag  es  nun  Staats-  oder  Bankgeld  sein, 
eintreten.  Beim  Metallgelde  ist  eine  solche  nicht  zu  befürchten,  weil 
hier  immer  der  Verkehr  aller  übrigen  Länder  als  Korrektiv  eintritt 
Das  uncinlösliche  Papiergeld  dagegen  ist  vom  Weltmarkte  ausgeschlos- 
sen und  darin  liegt  der  eine  Grund  der  furchtbaren  Gefahren,  von 
denen  ein  auf  den  Gebrauch  von  solchem  beschränktes  Land  durch 
dasselbe  fortwährend  bedroht  ist  und  die  so  gross  sind,  dass  ihre 
Erkenntniss  zusammenfallen  muss  mit  einer  unbedingten  Verdammung 
des  dieselben  hervorrufenden  uncinlöslichen  Papiergeldes.  Dazu  kömmt 
dann  aber  noch  die  Möglichkeit  für  die  Staaten ,  dasselbe  nach  Belie- 
ben zu  vermehren,  auch  ohne  dass  der  Verkehr  eine  solche  Vermeh- 
rung verlangt.  Und  solche  Vermehrungen  des  Papiergeldes  wurden 
nahezu  ausschliesslich  dann  vorgenommen ,  wenn  der  Verkehr  am  mei- 
sten stockte,  also  eine  Verminderung  des  Papiergeldes  nothwendig 
gewesen  wäre.  In  welches  Missverhältniss  dadurch  die  Papiergeld- 
menge zum  Bedarf  treten,  welche  Entwerthung  des  Geldes  und  welche 
traurigen  Folgen  für  die  Volkswirthschaft  daraus  immer  entstehen 
mussten,  soll  hier  nicht  näher  untersucht  werden.  Genug  damit,  dass 
an  der  Verderblichkeit  einer  solchen  Maassregel  nicht  gezweifelt  wer- 
den kann,  dass  dieselbe  geradezu  als  das  Verderblichste  bezeichnet 
werden  muss,  was  der  Staat  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  überhaupt 
zu  thun  im  Stande  ist.  Diese  Vermehrung  in's  Unendliche  ist  nun 
beim  Gelde  aus  edlem  Metalle  nicht  möglich  und  dies  ist  derjenige 
Grund,  welcher  das  Edelmetall  zu  einem,  dem  Papiere  unendlich  vor- 
zuziehenden Geldstoflfe  macht,  welcher  bewirkt,  dass  daneben  die  Nö- 
thigung  des  Verkehrs  zum  Gebrauche  von  Geld  aus  beliebig  vermehr- 
barem Stoffe  als  eine  vollständige  Thorheit  erscheint    Eine  solche 
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Maassregel  steht  an  wirthschaftlichcr  Klugheit  ungefähr  so  hoch,  als 
ein  Befehl  des  Staates,  keine  Eisenbahnen,  sondern  nur  Menschen- 
kräfte zur  Fortschafifung  von  Lasten  zu  gebrauchen.  Auch  hier  würde 
der  Staat  nichts  anderes  thun,  als  er  bei  der  Verdrängung  des  Me- 
tallgeldes thut:  er  würde  den  Verkehr  zwingen,  sich  mit  einem  schlech- 
ten Transportmittel  zu  begnügen,  trotzdem  er  ein  viel  besseres  haben 
könnte,  wie  er  im  anderen  Falle  den  Verkehr  zwingt,  ein  schlechteres 
Geld  zu  benützen,  da  er  doch  ein  besseres  erlangen  könnte.  Aber 
—  ich  komme  hier  wieder  auf  den  Geldbegrifif  zurück  —  so  gut,  wie 
Lastträger  und  Lokomotiven  gleichmässig  Transportmittel  sind,  so 
sind  auch  Edelmctallgeld  und  uneinlösliches  Papiergeld  gleichmässig 
Geld.  Nur  in  diesem  Sinne  war  es  gemeint,  wenn  ich  oben  beide 
Geldsorten  als  ihrer  Natur  nach  nicht  von  einander  verschieden  hin- 
gestellt habe,  aber  in  diesem  Sinne  kann  die  prinzipielle  Gleichheit 
beider  auch  nicht  genug  betont  werden,  da  es  nur  auf  diese  Art  mög- 
lich ist,  zu  einer  klaren  und  richtigen  Auffassung  der  Natur  des  un- 
einlöslichen  Papiergeldes  zu  gelangen. 

Jetzt  soll  noch  untersucht  werden,  in  wieweit  auch  andere  Fak- 
toren ,  als  die  beiden  bisher  besprochenen  das  Agio  beeinflussen.  Von 
den  drei  noch  übrigen  Faktoren,  die,  wie  Eingangs  erwähnt,  ausser 
Papiergeldmenge  und  Geldbedarf  als  Bestimmgründe  des  Agio  ange- 
führt zu  werden  pflegen,  muss  der  Handelsbilanz  aller  Einfluss  abge- 
sprochen werden.  Die  Motivirung  der  Behauptung,  dass  die  Handels- 
bilanz das  Agio  beeinflusse,  wurde  schon  oben  mitgethcilt.  Es  ist 
klar,  dass  dieselbe  falsch  ist.  Hat  ein  Land  einmal  kein  Edelmetall 
mehr  im  internen  Verkehr,  so  muss  es  jene  Edelmetallmcnge ,  die  es 
allenfalls  zur  Begleichung  der  Difierenz  bei  einer  ungünstigen  Handels- 
bilanz braucht,  im  Auslande  suchen  und  kann  daher  höchstens  die 
ausländischen  Silberpreise,  nie  aber  die  inländischen  beeinflussen  und 
auch  das  Verhältniss  zwischen  seinem  uneinlöslichen  Papiergelde  und 
dem  Edelmetalle  bleibt  dasselbe,  da  es  ja  das  benöthigte  Edelmetall 
im  Auslande  nicht  mit  Noten,  die  ihrer  Natur  nach  auf  das  Inland 
beschränkt  sind,  bezahlen  kann.  Es  muss  dann  eben  das  edle  Metall 
mit  Schuldtiteln  bezahlen.  Das  Agio  bliebe  aber  ganz  unberührt.  Was 
dagegen  eine  günstige  Handelsbilanz  betrifft,  so  könnte  dieselbe  aller- 
dings momentan  ein  Sinken  des  Silberpreises  im  Papiergeldlande  zur 
Folge  haben.  Denn  da  ein  Einströmen  von  Silber  eine  Vermehrung 
der  Umlaufismittel  bedeuten  würde,  so  müsste  ein  solches  den  Werth 
derselben  herabdrücken.  Daraus  folgt  aber  noch  nicht  eine  Vermin- 
derung des  Agio's.   Jene  Werthverminderung  der  Umlaufsmittel,  welche 
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hier  eintreten  müsste,  würde  ja  das  Papiergeld  ebenfalls  treffen  und 
das  Verhältniss  zwischen  beiden  Geldsorten  könnte  daher  trotz  der 
grösseren  Billigkeit  des  Edelmetalls  dasselbe,  daher  auch  das  Agio 
unverändert  bleiben.  Uebrigens  würde  der  Weltmarkt  dieser  Preis- 
verminderung  des  Edelmetalls  bald  genug  ein  Ende  machen,  indem  er 
dem  Lande  das  eingeströmte  Edelmetall  abnehmen  würde.  Also  auch 
eine  günstige  Handelsbilanz  kann  das  Agio  auf  die  Dauer  nicht  beein- 
flussen. Dass  die  Thatsachen  diese  Ansicht  mit  zwingender  Deutlich- 
keit bestätigen,  wurde  schon  oben  gezeigt. 

Was  den  Kredit  betrifft,  so  wurde  schon  wiederholt  angedeutet, 
dass  er  seine  wichtigste  Rolle  bei  der  Entstehung  des  Agio's  spielt. 
Wäre  der  Fall  denkbar,  dass  der  Kredit  eines  Staates  bei  der  Emission 
von  uneinlösbarem  Papiergelde  nicht  erschüttert  würde,  so  würde,  da 
der  Verkehr,  auch  wenn  der  Staat  dies  nicht  verspricht,  doch  immer 
annimmt,  dass  dieser  dasselbe  einstmals  gegen  edles  Metall  umzutau- 
schen gedenkt  —  oft  wird  dies  sogar  von  den  Staaten ,  um  ihre  Maass- 
regel weniger  gehässig  erscheinen  zu  lassen,  ausdrücklich  und  schon 
für  eine  nahe  Zukunft  versprochen  —  überhaupt  kein  Agio  entstehen. 
Erschütterung  des  Staatskredits  ist  also  die  Voraussetzung  der  Ent- 
stehung des  Agio's.  Ausserdem  aber  bezeichnet  er,  wie  schon  mehr- 
mals hervorgehoben  werden  musste,  die  üntergrenze,  bis  zu  welcher 
das  Papiergeld  überhaupt  im  Werthe  fallen  kann  —  eben  auch  wieder 
wegen  der  Hoffnung  auf  Einlösung.  Diese  Untergrenze  ist  nun  frei- 
lich keine  feste,  muss  aber  naturgemäss  in  der  Regel  eine  sehr  tiefe 
sein  und  ist  beispielsweise  in  Oesterreich  gegenwärtig  gewiss  weit  tie- 
fer, als  das  geringe  Agio  dies  vermuthen  Hesse.  So  lange  aber  diese 
üntergrenze  mit  dem  Agio  nicht  zusammentrifft  —  und  dies  wird  bei 
nur  einigermaassen  niedrigem  Agio  immer  der  Fall  sein  —  fällt  diese 
Seite  der  Einwirkung  des  Kredits  auf  den  Werth  des  uneinlösbaren 
Papiergeldes  und  daher  auch  auf  die  Höhe  des  Agio's  ganz  fort 
Nur  eine  Ausnahme  gibt  es  hiervon:  plötzliche  und  starke  Erschütte- 
rungen des  ganzen  Staatswesens,  also  namentlich  Ausbruch  eines  ge- 
fährlichen Krieges.  Ein  derartiges  Ereigniss  drückt  natürlich  jene 
üntergrenze  bedeutend  herab.  Dies  hätte  allerdings  noch  nichts  zu 
bedeuten,  wenn  nicht  dadurch  jenes  Misstrauen,  welches  der  Verkehr 
der  ersten  Emission  von  solchem  Papiergelde  entgegen  bringt,  wieder 
von  Neuem  hervorgerufen  würde.  Der  Verkehr  fühlt  es,  dass  der, 
von  der  Verwendung  als  Geld  unabhängige,  eigene  Werth  seines  üm- 
laufsmittels  plötzlich  kleiner  geworden  ist  und  wird  dadurch  abermals 
mit  Misstrauen  gegen  dasselbe  erfüllt  und  möchte  es  daher  am  lieb- 
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sten,  sowie  bei  der  ersten  Emission,  jenem  eigenen  Werthe  nachstür- 
zen lassen.  Daran  hindert  ihn  freilich  auch  hier  wieder  sein  eigener 
Organismus,  er  kann  das  Papiergeld,  wenn  nicht  die  Menge  den  Be- 
darf weit  überschreitet,  nicht  in's  Bodenlose  fallen  lassen;  aber  Eines 
bewirkt  diese  Krediterschütterung  doch:  ein  rascheres  Fallen  des  Pa- 
piergeldwerthes,  also  ein  rascheres  Steigen  des  Agio's,  als  sonst  mög- 
lich wäre.  So  war  die  Erschütterung  des  Kredits  die  Ursache  davon, 
dass  das  Agio  in  Oesterreich  beim  Ausbruche  eines  Krieges  regel- 
mässig so  entsetzlich  schnell  in  die  Höhe  ging  (Jänner  1859:  4*6  ^/q, 
Mai  1859:  40*25  ®/o),  wie  es  sonst,  da  doch  die  eigentliche  Verminde- 
rung des  Geldbedarfes  erst  nach  dem  Kriege  eintritt,  der  Krieg  selbst 
dagegen  denselben  eher  erhöht,  gar  nicht  erklärlich  wäre.  Aber  hier, 
wie  sonst  immer,  ist  die  Beeinflussung  des  Agio's  durch  den  Kredit 
nur  eine,  wenn  auch  noch  so  starke,  so  doch  lediglich  vorübergehende, 
die  aufhören  muss,  sobald  die  Bedürfnisse  des  Verkehrsorganismus 
wieder  zur  Geltung  kommen. 

Was  endlich  den  Preis  des  Edelmetalls  betrifft,  so  wurde  eben- 
falls schon  mehrmals  angedeutet,  dass  derselbe  für  die  Höhe  des  Agio's 
von  Bedeutung  ist  Aber  jene  Motivirung ,  die  gewöhnlich  dafür  ge- 
braucht wird,  ist  falsch.  Es  wurde  schon  gesagt,  dass  diese  Motivi- 
rung darin  besteht,  dass  durch  das  Sinken  der  Edelmetallpreise  die 
Aussicht  auf  Einlösung  des  Papiergeldes  näher  gerückt  und  daher  der 
Kredit  gebessert  werde.  Dass  der  Kredit  nur  bei  grossen  und  plötz- 
lichen Erschütterungen  wirkt ,  wurde  bereits  nachgewiesen ,  dass  solche 
aber  beim  Edelmetallpreise  nicht  vorkommen,  ist  klar.  Ueberdies  ent- 
hält jene  Ansicht  einen  Widerspruch  in  sich  selbst.  Wenn  nämlich 
wirklich  durch  das  Sinken  des  Edelmetallpreises  die  Aussicht  auf  Ein- 
lösung des  Papiergeldes  wächst,  so  muss  ja  mit  jenem  ganz  gleich- 
zeitig auch  der  Werth  des  Papiergeldes  fallen  u.  z.  desto  mehr,  je 
näher  jene  Aussicht  rückt.  Dies  hätte  aber  zur  Folge,  dass  Papier- 
geld und  Edelmetall  gleichmässig  im  Werthe  fielen,  die  Werthrelation 
zwischen  ihnen,  d.  h.  das  Agio,  doch  immer  dasselbe  bliebe.  Und 
selbst  wenn  angenommen  würde,  dass  von  diesen  beiden  Faktoren  die 
Aussicht  auf  Einlösung,  also  der  Kredit  der  stärkere  wäre,  so  würde 
dies  höchstens  zur  Folge  haben,  dass  das  Agio  sinkt,  aber  nicht  in 
dem  Maasse,  wie  der  Edelmetallpreis,  was  an  sich  schon  eine  bedeu- 
tende Abschwächung  des  behaupteten  Einflusses  des  Edelmetallpreises 
bedeuten  würde.  Ueberdies  ist  ja  jene  Werthverminderung  des  Papier- 
geldes, die  in  Folge  der  näher  gerückten  Möglichkeit  einer  Einlösung 
in  entwerthetem  Edelmetalle  eintreten  müsste,  gar  nicht  möglich,  da 
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sie  gleichbedeutend  wäre  mit  einer  Verminderung  der  ümlaofismitteL 
Dass  der  Verkehr  aber  eine  solche  nicht  zugeben  kann,  wurde  be- 
reits nachgewiesen.  Der  Verkehrswerth  des  Papiergeldes  ist  eben  vom 
Edelmetallpreise  ganz  unabhängig.  In  dem,  was  oben  über  die  Natur 
und  den  Verkehrswerth  des  Papiergeldes  gesagt  wurde,  ist  kein  Platz 
für  den  Edelmetallpreis.  Das  Papiergeld  schwankt,  wenn  es  einmal 
das  einzige  Geld  in  einem  Lande  geworden  ist,  so  unabhängig  vom 
Edelmetallpreise  herum,  wie  sonst  etwas.  Dass  aber  dennoch  der  Edel- 
metallpreis für  das  Agio  nicht  gleichgiltig  ist,  wurde  schon  mehr- 
mals hervorgehoben  und  es  wurde  auch  bereits  angedeutet,  wie  diese 
Einwirkung  des  ersteren  auf  das  letztere  vor  sich  geht  Da  das  Agio 
die  Werthrelation  zwischen  Edelmetall  und  Papiergeld  bezeichnet,  so 
muss  natürlich  eine  jede  Veränderung  im  Werthe  des  ersteren  das 
Agio  gerade  so  stark  beeinflussen,  wie  die  des  letzteren.  Sie  erfolgt 
viel  seltener  und  wohl  nie  in  solchem  Maasse,  wie  die  Veränderungen 
im  Papiergeldwerthe,  aber  wenn  sie  erfolgt,  so  ist  sie  von  eben  so 
entscheidender  Bedeutung  für  das  Agio,  als  eine  von  diesen.  Es  be- 
darf wohl  keines  Beweises  mehr,  dass  ein  Sinken  des  Edelmetall- 
preises das  Agio  vermindern,  ein  Steigen  dasselbe  erhöhen  muss. 

Dem  Sinken  der  Silberpreise  mag  es  denn  auch  in  der  That,  wie 
häufig  behauptet  wird,  zuzuschreiben  sein,  dass  das  Agio  in  den  letz- 
ten 3  Jahren  noch  etwas  (von  etwa  6}  auf  2|  ®/o)  gefallen  ist  We- 
nigstens ist  kein  Grund  vorhanden ,  um  auf  eine  in  den  letzten  Jahren 
etwa  eingetretene  Erhöhung  des  Papiergeldwerthes  zu  schliessen.  Eine 
vollkommen  zuverlässige  Antwort  auf  diese  Frage  könnte  nur  mit  Hilfe 
einer  genauen  Preisstatistik  gegeben  werden. 

Zum  Schlüsse  muss  noch  ein  Punkt  hervorgehoben  werden,  der 
eigentlich  zu  den  Wirkungen  des  Agio  gehört  und  dort  seinerzeit 
näher  besprochen  werden  soll ,  der  aber  hier  ebenfalls  von  Wichtigkeit 
ist  und  daher  nicht  mit  Stillschweigen  übergangen  werden  kann.  Es 
ist  dies  die  Wirksamkeit,  welche  die  Verdrängung  des  Edelmetalls 
aus  dem  Verkehre  eines  Landes  auf  den  Weltpreis  desselben  äussern 
muss.  Es  ist  klar,  dass,  wenn  ein  halbwegs  bedeutendes  Verkehrs- 
gebiet von  der  Edelmetallcirkulation  zu  der  des  Papiergeldes  übergeht, 
diess  nothwendig  den  Weltpreis  des  Edelmetalls  drücken  muss.  Natür- 
lich müsste  diese  Bewegung  auch  im  Agio  emes  Landes,  welches  be- 
reits nicht  vollwerthiges  Papiergeld  im  Umlaufe  hat,  einwirken.  Der 
Verdrängung  des  Metallgeldes  aus  Bussland  muss  es  zugeschrieben 
werden,  dass  das  Agio  in  Oesterreich  nach  dem  Krimkriege  rascher 
fiel ,  als  es  sonst  erklärlich  wäre  und  ebenso  muss  die  Einführung  des 
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uncinlöslichen  Papiergeldes  in  Italien  und  in  Nordamerika  auf  die  Be- 
wegung des  Agio's  in  Oesterreich  in  den  ersten  60er  Jahren  gewirkt 
haben.  Sonst  wäre  es  unbegreiflich,  wie  das  Agio  von  52f  ®/o  im 
Jänner  1861  bis  zum  Dezember  1862  um  SS^^U,  also  bis  auf  lii^U 
sinken  konnte. 

Hiermit  wäre  auch  die  letzte  der  Ursachen  des  Agio's  und  seiner 
Schwankungen  in  Berücksichtigung  gezogen,  und  es  dürfte  nunmehr 
klar  sein ,  ein  wie  verwickelter  Prozess  das  Schwanken  des  Agio's  ist 
Wenn  es  dem  Verfasser  gelungen  wäre,  dem  Leser  in  gleicher  Weise 
klar  zu  machen,  welche  Faktoren  das  Agio  beeinflussen  und  wie  jeder 
einzelne  derselben  darauf  wirkt,  so  wäre  damit  der  Zweck  dieser  Ar- 
beit vollständig  erfüllt.  Die  Wirkungen  des  Agio  und  die  Frage  der 
Valutaherstellung  sollen,  wie  bereits  erwähnt,  den  Gegenstand  einer 
zweiten  Abhandlung  bilden,  die  dieser  demnächst  folgen  soll. 


V. 

üeber  die  Methoden  bei  Erliebang  von  Preisen. 

Von 

Dr.  E.  Heitz, 

m. 

Methodologische  Gesichtspunkte. 

Nachdem  wir  im  Vorhergehenden  i)  den  Versuch  gemacht,  die 
allgemeinen  und  die  besonderen  Momente  festzustellen ,  welche  bei  der 
Preisbildung  hervortreten,  und  nachdem  wir  einige  charakteristische 
Züge  dieser  Preisbildung  selbst  angedeutet  hatten,  wenden  wir  uns 
jetzt  zu  der  spezifisch  methodologischen  Seite  der  Frage. 

Was  man  auch  über  die  vorausgegangenen  Erörterungen  urtheilen 
möge,  das  Resultat  —  und  wäre  es  gleich  nur  negativ  —  wird  allge- 
mein zugegeben  werden,  dass  nicht  alle  Preise  die  Aufmerksamkeit 
der  Nationalökonomen  im  gleichen  Grade  ansprechen  dürfen,  dass 
vielmehr  im  wirthschaftlichen  Leben  der  Völker  gewisse  Preise  immer 
und  immer  wieder  auftreten,  welche  in  hohem  Grade  lehrreich  sind 
und  so  recht  das  Wesen  des  Preises  als  eines  Centralpunktes  für  den 
ganzen  Verkehr  zum  Ausdruck  bringen.  Die  Frage,  was  für  Preise 
erheben  wir?  ist  also  gerechtfertigt,  und  wird  demgemäss  die  For- 
schung mit  prüfender  Hand  das  Material  zu  sichten  haben,  welches 
ihr  das  Leben  darbietet.  —  Aber  damit  ist  die  formale  Seite  der  Ar- 
beit noch  lange  nicht  erledigt,  vielmehr  drängen  sich,  durch  jenen 
bündigeren  Ausdruck  hervorgerufen,  alsbald  zwei  weitere  Fragen  auf: 
Wo  erheben  wir  die  Preise  und  Wie  verarbeiten  wir  dieselben? 

Aber  es  will  uns  scheinen,  als  wäre  die  Frage  nach  dem  Was? 
noch  nicht  ganz  beantwortet,  als  hätten  wir  namentlich  noch  einige 
mehr  allgemeine  Betrachtungen  anzuschliessen ,  bevor  wir  uns  zum 


1)  s.  den  zweiten  Theil  dieser  Abhandlung  im  26.  Bande  dieser  Zeitschrift  S.  177ft 
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Weitergehen  rüsten.  Sie  werden  vielleicht  den  späteren  Ausführungen 
zur  Stütze  dienen  und  sind  aus  diesem  Grunde  an  dieser  Stelle  ein- 
gereiht 

A.  Allgemeine  Erwägungen. 

Was  wir  —  es  handelt  sich  hier  zunächst  immer  nur  um  Waaren- 
preise  —  aufzusuchen  und  zum  Gegenstand  unserer  Untersuchungen 
zu  machen  haben,  sind  nur  wirkliche,  am  öffentlichen  Markte 
gewonnene  Preise  und  nicht  blosse  Werthangaben  und 
Schätzungen.  Man  hat  das  entweder  ganz  übersehen  oder  nicht 
für  so  wichtig  angesehen,  oder  man  mochte  sich  durch  gelegentliche 
Lücken  im  überlieferten  Material  veranlasst  sehen.  So  störend  nun 
auch  dergleichen  Unvollkommenheiten  sind,  die  Bemühungen  zur  Re- 
paratur sind  kaum  zu  billigen,  und  zwar  wegen  der  Gefahr  willkür- 
licher Einsetzung  von  Ziffern  und  dann  wegen  der  Missachtung  des 
Umstandes,  dass  an  dem  betreffenden  Ort  und  in  der  betreffenden 
Zeit  keine  Preisbildung  erfolgt  ist. 

Aus  formellen  und  materiellen  Gründen  muss  daher  auch  als  un- 
statthaft gelten,  privatwirthschaftliche  Mittheilungen  ohne  Weiteres  auf 
die  Yolkswirthschaft  zu  übertragen  bzw.  sie  solchen  Untersuchungen 
unterzulegen.  Wir  sind  ja  auch  schon  längst  darüber  hinaus,  von 
den  einzelnen  volkswirthschaftlichen  Ereignissen  direkt  auf  Stand  und 
Prosperität  der  Privatwirthschaftcn  zurückzuschliessen.  Eine  frühere, 
naivere  Lehrmeinung  —  nicht  die  ursprüngliche  —  glaubte  freilich  ge- 
nug gesagt  zu  haben,  wenn  sie  die  Yolkswirthschaft  als  Summe  oder 
gar  als  den  Aggregatszustand  der  Privatwirthschaften  bezeichnete. 
Die  logischen  Konsequenzen  kann  man  sich  allerdings  dabei  nicht  klar 
gemacht  haben,  indem  schon  z.  B.  jede  Vorstellung  über  eine  Orga- 
nisation der  Arbeit  hätte  entfernt  werden  müssen.  Dann  wäre  aber 
auch  der  Punkt,  wo  sich  die  Thätigkeit  der  Einzelnen  b^egnet,  wo 
also  eine  Preisbildung  erfolgt,  nicht  Durchgangs-  und  Ausgangspunkt 
für  eine  weitere  selbstständige  Entwickelung,  sondern  —  um  mit  Ca- 
nard  zu  reden  —  die  Statik  der  sich  entgegentretenden  Kräfte,  der 
Punkt,  wo  die  beiden,  mit  gleicher  Intensität  sich  begegnenden  Kräfte 
sich  gegenseitig  aufheben  und  verneinen. 

Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  nicht,  jeweilen  den  verschie- 
denen wirthschaftlichen  Epochen  eigenthümlich,  derartige  Indiffei*enzie- 
rongen  vorkommen.  Aber  es  versteht  sich  fast  von  selbst,  dass  diese 
Indifferenzierungen  nicht  sowohl  der  Gleichheit,  sondern  der  Ungleichheit 
der  sich  gegenüberstehenden  Faktoren  entspringen,  dass  solche  Fälle  auch 
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nicht  wirklich  normale  Gebilde  sind.  Vielmehr  muss  der  ächte,  wahre 
Preis,  welcher  für  Produktion  und  Konsumtion  die  entscheidenden 
Direktionen  gewährt,  gewisslich  ein  ausserordentlich  lebendiges  und 
belebendes  Moment  sein.  Wie  aber  auch  im  Einzelnen  seiner  Umgebung 
gegenüber  der  Preis  sich  darstelle,  er  selbst  ist  die  conditio  sine  qua 
non  der  Yolkswirthschaft  und  damit  auch  der  ökonomischen  Statistik. 

Die  privatwirthschaftlichen  Ereignisse  dürfen  also  nicht  der  volks- 
wirthschaftlichen  Betrachtung  als  spezifisches  Material  unterstellt  wer- 
den. Wir  können  uns  derselben  zur  Erläuterung  einzelner  Vorgänge, 
zur  mannigfaltigeren  Illustration,  überhaupt  zur  Einführung  in  die 
Wissenschaft  bedienen;  sie  sind  uns  sehr  wichtig  wegen  der  ganzen 
Technik  der  wirthschaftlichen  Kräfte,  wegen  des  Ursprungs  und  Ver- 
laufs der  einzelnen  Motive,  aber  es  handelt  sich  immer  um  zwei  fun- 
damental verschiedene  Gebiete,  zwischen  welchen  —  das  ist  eine  For- 
derung der  Vernunft  —  keine  vollständige  Ucbereinstimmung  besteht. 

Zum  Glück  ist  auch  dafür  gesorgt,  dass  nicht  allzuviel  Privat- 
wirthschaftslehre  getrieben  wird  unter  dem  Namen  der  Nationalöko- 
nomie. Denn,  aller  Bemühungen  ungeachtet,  erfahren  wir  doch  von 
den  zahllosen  Einzelprozessen  nur  einen  ganz  verschwindend  kleinen 
Bruchtheil.  Was  hier  allenfalls  von  Belang  wäre,  nämlich  die  Mit- 
theilungen aus  den  Berg-,  Hütten-  und  Salinen  werken,  von  Forst- 
und  Domänenverwaltungen,  ist  innerlich  so  eigenartig  und  nimmt  im 
Ganzen  eine  so  eigen thümliche  Stellung  ein,  dass  an  eine  allgemeine 
Verwendung  nicht  zu  denken  ist.  Gleiches  gilt  von  den  Berichten 
grosser,  wohlthätiger  Anstalten,  während  die  eigentlichen  Privatwirth- 
schaften  mit  ihren  Angaben  spärlich  und  uuregelmässig  sind,  in  ihrer 
eigenen  Organisation,  Arbeitsrichtung  und  Zweckbestim- 
mung selber  auch  so  unaufhörliche  Umgestaltungen  er- 
fahren. Die  Auskunft,  welche  sie  gewähren,  stammt  daher  nur 
scheinbar  aus  gleicher  Quelle,  was  doch  für  fortlaufende  Forschun- 
gen eine  ganz  unerlässliche  Vorbedingung  ist.  Und  dann  wäre  erst 
noch  zu  bedenken,  dass  wir  auch  von  den  Privatwirthschaften  hier, 
wo  es  sich  um  Preise  und  preisverwandte  Dinge  handelt,  immer  nur 
ein  vcrhältnissmässig  kleines  Stückchen  sehen.  Wie  Vieles  geschieht, 
was  mit  dem  Preise  gar  nichts  zu  schaffen  hat,  und  wer  wollte  ver- 
gessen, dass  eine  einzige  Unternehmung,  ein  einzelner  Geschäftsab- 
schluss  über  das  Schicksal  der  Privatwirthschaft  nie  und  zu  keiner 
Zeit  entscheidet!  Kein  Bauer  bestellt  nur  mit  einer  Frucht  seine 
sämmtlichen  Felder,  kein  Kaufmann  hält  nur  einen  einzigen  Artikel, 
unveränderlich  in  Grösse,  Güte  und  Werth,  so  wenig  als  der  Fabri- 
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kant  solchen  Beschränkungen  sich  unterwirft.  —  Wenn  das  festgehalten 
wird,  so  ergibt  sich  auch  mit  Nothwendigkeit  der  weitere  Schluss, 
dass  gleiche  Preisabreden  unter  wechselnden  Verhältnissen  durchaus 
verschiedene  Wirkungen  erzielen. 

Wollte  die  Wissenschaft  den  einzelnen  Wirthschaften  nachgehen 
und  deren  Ergebnisse  für  die  Erforschung  der  volkswirthschaftlichen 
Verhältnisse  benützen,  so  müsste  sie  auch  von  vornherein  darauf  ver- 
zichten, an  wenigen  bestimmten  Punkten,  zu  bestimmten 
Zeiten  und  nach  bestimmten  Grundsätzen  zu  fragen.  Sie 
fände  sich  einem  unerschöpflichen  Detail  gegenüber  und  dürfte  sich 
doch  von  den  grössten  Anstrengungen  nicht  den  mindesten  Erfolg 
versprechen. 

Dass  wir  die  Volkswirthschaft  um  ihrer  selbst  willen  und  nicht 
etwa  um  der  Folgen  für  Stellung  und  Prosperität  der  Einzelwirth- 
schaften  betrachten  und  erforschen ,  ist  eine  heutzutage  wohl  ganz  un- 
bestrittene Auffassung.  So  wenig  unsere  Lehre  in  der  Kunst  aus- 
läuft, das  Volk  oder  den  Einzelnen  reich  zu  machen,  so  wenig  kann 
es  des  Oekonomen  Aufgabe  sein ,  dem  Einzelnen  die  Nettorechnung  zu 
machen  und  auszumitteln,  ob  er  bei  diesem  und  jenem  Vorgange  ge- 
winnt und  verliert. 

Ist  aber  die  vorbereitende  Arbeit  des  Nationalökonomen  damit 
gcthan,  dass  er  sich  entschliesst,  von  privat wirthschaftlichen  Ver- 
hältnissen ein-  für  allemal  abzusehen?  Wenn  man  das  übliche  Ver- 
fahren aufmerksam  prüft,  so  wird  man  finden,  dass  man  in  dieser 
Frage  bisher  sozusagen  völlig  skrupelfrei  war.  Man  hielt  sich  für 
vollständig  gedeckt,  wenn  man  nur  die  völlig  heterogenen  Elemente 
aus  dem  Spiel  liess,  und  nahm  mit  um  so  unbezweifelterer  Harm- 
losigkeit alle  andern  Ueberlieferungen  auf,  dem  Kinde  gleich,  das 
nicht  lange  darnach  fragt,  ob  seine  Bauhölzer  ganz  oder  theilweise 
aus  Tannen-,  Eichen-  oder  Buchenholz  geschnitten  sind. 

Und  doch  liegen  hier  noch  so  unendlich  viele  Probleme  für  die 
Nationalökonomie  und  die  national -ökonomische  Statistik,  ist  es  die 
höchste  Zeit,  mit  jenen  naiven  Anschauungen  zu  brechen.  Merkwürdig 
genug!  Als  Menschen  wissen  wir  so  gut,  dass  das  volkswirthschaft- 
liche  Ganze  überaus  komplizirt  ist,  dass  in  den  verschiedenen  Zeiten 
und  bei  den  verschiedenen  Völkern  immer  wieder  gar  eigenthümliche 
Momente,  Interessen  und  Kräfte  hervortreten;  vor  die  spezielle  wissen- 
schaftliche Aufgabe  gestellt,  stellen  wir  uns  unerfahren,  nehmen  ohne 
Ueberlegung,  ohne  Plan  als  einfache  Thatsache  auf,  was  uns  von  un- 
gefähr sich  darbietet,  sammeln  wir,  als  ob  es  auf  ein  blosses  Sammeln 
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und  Wissen,  und  nicht  auf  das  Erkennen  ankäme.  Ist  es  die  Fülle 
oder  die  Magerkeit  des  uns  zukommenden  Stoffs,  so  fragt  man  un- 
willkürlich, welche  uns  so  inkonsequent  handeln  liess?  Wir  wollen 
diese  Frage  nicht  lösen,  zumal  sie  hier  ganz  ohne  Bedeutung  ist 
Aber  mit  dem  Systeme  selbst  muss  gebrochen  werden.  Auch  die  wei- 
tere Frage  kann  unerörtert  bleiben,  ob  es  möglich  ist,  allgemeine, 
durchgehende  Gesichtspunkte,  ein  festes  formales  Schema  zu  gewin- 
nen; uns  selbst  wenigstens  würde  es  schon  als  ein  erwünschtes  Ziel 
erscheinen,  wenn  es  im  Nachstehenden  gelänge,  die  Bichtigkeit  des 
Grundgedankens  zu  erweisen  und  für  die  Forschung  der  nächsten  Zu- 
kunft einen  festen ,  sichern  Halt  zu  schaffen  und  bestimmte  Prinzipien 
au  die  Stelle  aller  jener  Versuche  und  schwankenden  Verfahrungs- 
weisen  zu  setzen.  Nur  dürfen  wir  nicht  bei  der  blossen  Sammelarbeit 
stehen  bleiben,  sondern  müssen  auch  die  Aufgaben  der  ersten  Verar- 
beitung und  Sichtung  etwas  ins  Auge  fassen.  — 

I.  Die  Untersuchung  muss  sich  quantitativ  beschränken.  Das 
hätte  —  die  Existenz  unserer  Disziplin  vorausgesetzt  —  zu  alten  Zei- 
ten geschehen  müssen,  gilt  aber  insbesondere  bei  den  heutigen  wirth- 
schaftlichen  Zuständen  Mittel  -  Europas.  Wie  sehr  sich  in  diesen  Län- 
dern seit  ungefähr  200  Jahren  die  Verhältnisse  der  landwirthschaft- 
lichen  Produktion  vermannigfacht,  vertheilt  und  in  eigenthümlicher, 
rasch  wechselnder  Weise  geordnet  haben,  ist  gar  wohl  bekannt  Man 
begnügt  sich  gegenwärtig  nicht  mehr  damit,  dem  Boden  zu  entneh- 
men, wozu  er  vermöge  der  Lage,  des  Klimas  und  der  natürlichen 
Fruchtbarkeit  gleichsam  vorbestimmt  ist,  sondern  man  hat  —  um  es 
paradox  auszudrücken  —  auch  gelernt  ihm  zu  entziehen ,  was  er  nicht 
enthält,  und  so  ist  an  die  Stelle  einer  nahezu  völligen  Ein-  und  Gleich- 
förmigkeit eine  Fülle  und  Buntheit  der  Bewirthschaftungsformen  ge- 
treten ,  welche  höchstens  auf  die  Intelligenz  und  die  Wachsamkeit  des 
einzelnen  Landwirths,  aber  nicht  mehr  auf  einen  gemeinschaftlichen, 
sachlichen  Grundgedanken  scheint  sich  zurückführen  zu  lassen.  Das 
gilt  in  noch  viel  höherem  Grade  von  der  gewerblichen  Thätigkeit  und 
vom  Handel.  Auch  die  Konsumtion  hat  gegen  früher  sehr  bedeutende 
und  eingreifende  Veränderungen  und  Erweiterungen  erfahren.  —  All 
diese  zahllosen  und  mannigfachen  Ereignisse,  welche  doch  nicht  gleich- 
massig  in  Betracht  kommen  können  und  nicht  immer  unter  einander 
innerlich  verbunden  sind,  zur  Untersuchung  heranzuziehen,  ist  pure 
Unmöglichkeit  Will  man  nicht  die  ganze  Arbeit  liegen  lassen,  so  muss 
man  zur  Wahl  einer  geringeren  Zahl  schreiten.    Dann  kann  es  sich 
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aber  nur  darum  handeln,  unter  Berücksichtigung  der  im  Umsatz  der 
einzelnen  Waaren  sich  zeigenden  quantitativen  Unterschiede 

IL  Die  inneren  und  Qualitätsunterschiede  heranzuziehen.  Nicht 
also,  was  von  den  einzelnen  Produkten  hüben  oder  drüben,  der  Menge 
oder  dem  Werthe  nach,  eine  etwas  hervorragendere  Stellung  anzu- 
sprechen hätte,  sondern,  was  die  beiden  Momente  vereinigt,  was  in 
quantitativer  und  in  qualitativer  Beziehung  unsre  volle  Aufmerksam- 
keit erweckt,  und  zwar  womöglich  wegen  jener  beiden  grossen  Gruppen 
der  Produktion  und  Konsumtion  —  das  ist  es,  was  die  Wissenschaft 
zu  wählen  hat.  Die  Schwierigkeiten,  welche  sie  hier  einleitungsweise 
zu  überwinden  hat,  schlage  man  nicht  zu  gering  an.  Zunächst  ist 
leicht  ersichtlich,  dass  eine  feste  Regel  für  verschiedene  Zeiten  und 
Wirthschaftsstufen  kaum  zu  gewinnen  sein  wird,  dass  also  die  Vor- 
untersuchung immer  wieder  gemacht  und  die  Gegenstände  einer  Wieder- 
wahl unterstellt  werden  müssen.  Es  kommt  aber  noch  ein  Anderes  in 
Betracht.  Wenn  nämlich,  wie  dies  heute  fast  in  allen  Ländern  gilt, 
die  einzelnen  Produktions-  und  Konsumtionskreise  sich  nicht  mehr 
decken  und  durchdringen,  die  früheren  direkten,  genau  abgemessenen 
Wechselbeziehungen  aufgehört  haben,  wenn  insbesondere  alle  Kreise 
von  jener  Beweglichkeit  erfasst  worden  sind,  die  wir  so  oft  entweder 
beklagen  oder  bewundern,  dann  hält  es  ungemein  schwer,  nun  gerade 
solche  Gegenstände  herauszugreifen,  auf  welche  nicht  nur  von  dieser 
oder  jener  Seite,  sondern  von  beiden  Seiten  her  ein  allgemeines,  be- 
deutendes Interesse  sich  richtet    Und  doch  kommt  hierauf  Alles  an. 

Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  auf  diese  Grundsätze  hin  die 
hier  oder  dort  getrofiene  Wahl  zu  mustern  oder  gar  solche  Gegen- 
stände namhaft  zu  machen,  welche  der  Beobachtung  unterworfen  wer- 
den müssen.  Jenes  würde  zu  weit  führen  und  dieses  uns  mit  unserer 
eigenen  Theorie  in  Widerspruch  versetzen.  Aber  eine  kleine  Rand- 
bemerkung sei  uns  hier  doch  gestattet. 

Es  ist  uns  z.  B.  nicht  zweifelhaft,  dass  die  Bearbeitung  der  Preise 
der  vier  Getreidesorten  (mit  und  ohne  Kartoffeln,  Bohnen  etc.)  gegen- 
wärtig einen  ganz  anderen  Sinn  hat,  als  früher,  ohne  dass  man  doch 
des  Unterschiedes  klar  zu  werden  sich  bemüht  hätte.  Zu  allen  Zeiten 
waren  wohl  diese  Früchte  am  Produktions-  und  Konsumtionsprozess 
angleich  betheiligt;  nunmehr  haben  wir  es  theil weise  mit  Einfuhr- 
gegenständen zu  thun,  während  die  landwirthschaftliche  Kultur  des 
Landes  sich  andern  Produkten  zugewendet  hat  Dass  jene  Artikel, 
namentlich  so  lange  die  eigentliche  —  wenn  auch  örtlich  verschiedene  — 
Handelsfrucht  fehlt,  nur  ungenügend  von  unserer  Landwirthschaft  aus- 

XXVIL  21 


322  E   Heiti, 

sagen,  wird  wohl  Jeder  zugeben.  Es  ist  nun  freilich  beachtenswerth, 
dass  man  bald  mehr,  bald  weniger  explizit  die  Bücksicht  auf  die 
Konsumtion  hat  vorwalten  lassen,  aber  eben  damit  begab  man  sich 
der  Möglichkeit,  jene  Wechselbeziehungen  zu  erkunden,  was  man  ein- 
sichtiger Weise  nie  hätte  aus  den  Augen  verlieren  sollen. 

lieber  alle  diese  Dinge  und  deren  verschiedene  lokale  Ordnung 
ins  Klare  zu  kommen,  ist  nicht  leicht,  und  doch  vielleicht  nicht  gar 
so  schwer,  sobald  man  überhaupt  auf  eine  ganz  thörichte  Konsequenz- 
macherei  verzichtet  und  über  den  einzelnen  Formen  und  Ausdrücken 
nicht  das  Wesen  der  Sache  vergisst.  In  der  That,  man  darf  nicht 
etwa  davor  zurückschrecken,  die  Preise  der  Brotfrucht  oder  des  Kaf- 
fee's  aus  verschiedenen  Ländern  zu  erfragen  und  zu  vergleichen,  wenn 
man  auch  weiss,  dass  zu  jener  hier  der  Boggen  und  dort  der  Weizen 
dient,  oder  dass  den  Kaffee  das  eine  Land  aus  Java,  das  andere  aus 
Brasilien  oder  Domingo  bezieht  u.  s.  f.  Ebenso  würden  wir  einen  ent- 
schiedenen Vorzug  darin  erblicken,  dass  mehr,  als  das  bisher  gesche- 
hen, die  eigentliche  Handelsfrucht  berücksichtigt  wird.  Es  ist  nicht 
möglich,  eine  bestimmte  Fmcht  auch  nur  für  ein  einziges  Land  als 
Führerin  der  Bewegung  aufzufinden;  es  kommt  aber  auch  darauf  nicht 
an,  sondern  auf  die  Verhältnisszahl,  welche  ja  aus  ganz  verschiede- 
nen Grundzahlen  gewonnen  werden  kann. 

Wenn  wir  die  Beschränkung  der  Beobachtung  auf  einzelne  Waaren 
verlangen,  und  zwar  in  diesem  Sinne,  dass  die  an  denselben  wahrge- 
nommenen Erscheinungen  als  typisch  gelten  für  eine  grössere  Gruppe 
von  Gegenständen,  so  haben  wir  zwei  Einwendungen  abzuwehren. 

a)  Es  ist  bekannt  und  ein  grosser  Vorzug  einer  bedeutenden  An- 
zahl von  Gegenständen,  dass  ihre  Verwendung  nicht  einseitig  nur  an 
bestimmte  Zwecke  gewiesen  ist,  sondern  dass  einmal  derselbe  Zweck 
in  mehrfacher  Weise  erreicht,  aber  auch  der  gleiche  Gregenstand  ver- 
schiedenen Zwecken  dienstbar  gemacht  werden  kann.  Aus  beiden 
Gründen  ist  bei  vielen  Erzeugnissen,  wie  den  hauptsächlichsten  Frucht- 
gattungen, die  Preisbewegung  stets  eine  mehr  oder  minder  komplexe; 
man  hätte  also ,  wird  man  sagen ,  jeweilen  den  Einfluss  jener  Möglich- 
keiten auf  und  den  wirklichen  Anthcil  an  dem  effektiven  Preise  ge- 
nau und  rechnerisch  festzustellen ;  weil  aber  das  auch  nur  wahrschein- 
lich zu  machen,  ungemein  schwer,  gehe  es  nicht  wohl  an,  einige  we- 
nige Gegenstände  herauszugreifen;  sie  würden  dadurch  als  selbstwer- 
thig  hingestellt  u.  s.  f. 

Dass  diese  gegenseitige  Vertretung  einzelner  Gegenstände  (aktiv  und 
passiv  genommen)  eine  grosse  Rolle  spielt,  ist  unbestreitbar;  sie  macht 
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sich  auch  gewiss  in  den  verschiedenen  Preisen  geltend.  Aber  den  Rah- 
men dieser  Vorgänge  zu  bestimmen,  ist  unmöglich.  Man  weiss,  dass 
die  KartoflFel  die  Brotfrucht,  Mehl  und  Erbsen  ersetzt,  man  beobachtet 
trotz  reichlicher  Ernte  ein  Anziehen  ihres  Preises,  wenn  Roggen  und 
Gerste  missrathen;  wir  sind  auch  aus  den  Beiträgen  von  Asher  zu 
dem  Tooke'schen  Werke  über  die  rasche  Preissteigerung  von  Reis  im 
Frühling  1845  vollständig  unterrichtet^).  Aber  ganz  können  wir  doch 
Dicht  den  Hergang  erklären ,  noch  weniger  erscheint  es  möglich ,  dafür 
bestimmte  Formeln  und  Grössenverhältnisse  zu  finden.  Denn  es  fehlt 
auch  nicht  an  ganz  entgegengesetzten  Wahrnehmungen.  Der  Preis 
des  Roggens  ist  durch  die  Einführung  der  Kartofifel  kaum  berührt 
worden*),  die  Gerste  hat  wiederholt  den  Roggen  im  Preise  erreicht, 
einige  Male  sogar  überschritten.  Asher  erzählt  uns  auch  von  einer 
Ladung  Buchweizen,  für  welche  trotz  enormer  Weizenpreise  kein  Ab- 
nehmer sich  in  England  gefunden  habe^),  und  was  eben  jene  Frucht- 
preise anlangt,  so  wissen  wir,  dass  ihre  unaufhörlichen  Wechsel  kei- 
nen festen  Grundsatz  erkennen  lässt. 

Ob  eine  spezielle  Untersuchung  Bestimmtes  und  allgemein  Ver- 
wendbares zu  Tage  fördern  wird,  muss  abgewartet  werden.  Wir  brau- 
chen uns  aber  nur  nach  verwandten  Vorgängen  umzusehen,  um  zu  er- 
kennen, dass  jene  Surrogationen  und  Translationen  ein  Glied  in  einer 
neuen  Kette  sind,  welche  allerdings  mit  den  Preisen  enge  verknüpft 
ist,  aber  doch  wiederum  selbstständigen  Motiven  ihre  weitere  Ent- 
wickelung  verdankt.  Wird  Brot  und  Mehl  theuer,  so  greift  bekannt- 
lich auch  der  Mittelstand  zu  stärkerer  Kartoffel-  und  Maisnahrung; 
der  Bauer  verfüttert  lieber  sein  Korn ,  als  dass  er  den  Hafer  auf  dem 
Markte  kauft.  Auch  die  wohlhabenderen  Klassen,  welche  doch  belie- 
bige Brotpreise  zahlen  können,  werden  von  der  Theucrung  mit  er- 
griffen; sie  essen  wie  die  Andern  schlechter  zubereitetes  und  leichter 
ausgewogenes  Brot.  Und  es  waren  gewiss  ähnliche  Motive ,  welche  zur 
Einrichtung  von  Kunstmühlen,  zur  Fabrikation  von  künstlichen  Wei- 
nen, zu  Konsumvereinen  und  z.  B.  neuerlich  in  der  Seidenindustrie  zu 
den  Fortschritten  in  der  Technik  des  Beschwerens  mit  Farbe,  aber  auch 
zum  Tragen  wollener  Stoffe  u.  s.  f.  hinführten.  Solcher  Beispiele  sind 
unzählige;  sie  lassen  uns  aber  ohne  Ausnahme  erkennen,  dass  der 
Unterschied  zwischen  dem  einen  und  dem  andern  Verfahren  nur  in 


1)  f.  seine  Uebersetznng  des  Tooke  -  Ncumarch'schen  Werkes  Band  I  S.  574. 
t)  Kraus  a.  a.  O.    I.  über  den  Aufkauf  S.  69  ff. 
3)  a.  «.  O.  Bd.  I  S.  581. 
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der  kürzeren  oder  längeren  Dauer  der  Krise  liegt.  In  der  That  ist 
jenes  Surrogicren  und  Transferieren  ein  Mittel  nicht  sowohl  gegen  die 
Preissteigerung,  als  gegen  die  Theuerung;  die  Bedeutung  eines  wiric- 
samen  Gegenmittels  gegen  jene  kommt  ihnen  nicht  zu.  Wir  sagen 
darum  wohl  richtiger,  dass  sie  Mittelglieder  zwischen  zwei  Gruppen  von 
Erscheinungen  sind.  Es  fehlt  auch  nicht  an  Fällen,  wo  Gegenstände, 
welche  ein  Bedürfnissgebiet  völlig  zu  beherrschen  schienen,  in  Folge 
einer  plötzlichen  Preissteigerung  von  ihrer  vermeintlichen  Höhe  herab- 
gestürzt sind,  um  nie  wieder  auch  nur  zu  massigem  Ansehen  zu  ge- 
langen. 

Die  Möglichkeit  zu  ersetzen  und  ersetzt  zu  werden,  ist  also  nicht 
ein  Argument  gegen  die  Begrenzung  in  der  Zahl  der  Gegenstände  und 
deren  Behandlung  als  Typen  —  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Um- 
stände ein  Anderes  gar  nicht  zulassen.  Wir  begegnen  aber  jeder 
Schwierigkeit,  indem  wir  unser  Hauptaugenmerk  auf  solche  Gegenstände 
richten ,  bei  welchen  jene  Eigenschaften  besonders  hervortreten.  Wir 
verzichten  darauf,  jene  vorübergehenden  Einwirkungen  zu  messen  and 
zu  berechnen;  die  nähere  Betrachtung  wird  und  muss  aber  lehren, 
dass  auf  eben  diesen  Produkten  nicht  zum  geringsten  Theile  das  Wohl 
und  Wehe  der  Gesammtwirthschaft  ruht. 

b)  Wie  ist  aber,  so  wird  man  fragen,  die  Verfolgung  der  eben 
entwickelten  Verschiebungen  möglich,  wenn  sich  die  Forschung  gleich 
anfangs  auf  ganz  bestimmte  Gegenstände  beschränkt?  Sind  nicht  über- 
haupt jene  sogenannten  Typen  —  angenommen,  dass  solche  aufzufin- 
den —  nur  auf  Grund  der  Gesammtbetrachtung  auszumitteln ,  also  in 
der  Weise,  dass  die  Erfassung  des  Ganzen  der  Wahl  des  Einzelnen 
vorausgehen  muss?  Und  endlich,  darf  sich  die  ökonomische  Statistik 
im  Hinblick  auf  ihre  universelle  Aufgabe,  wenn  auch  noch  so  viele 
äussere  Gründe  dafür  zu  sprechen  scheinen,  bestimmte  Grenzen 
stecken?  — 

Die  Beschränkung  der  Forschung  darf,  darüber  ist  kein  Zweifel, 
niemals  durch  blosse  Bequemlichkeit  veranlasst  sein,  wohl  aber  wird 
zu  prüfen  sein,  ob  jene  nicht  im  Interesse  der  Sache  selbst  geboten 
und  nothwendig  sei.  Der  Gedanke  ist  gewinnend,  vom  Allgemeinen 
zum  Besonderen  fortzuschreiten,  und  auf  diese  Weise  immer  Fühlung 
zu  behalten  mit  der  Totalität  der  Erscheinungen.  Zwei  wichtige  Mo- 
mente müssen  aber  bei  der  Entscheidung  nicht  vergessen  werden: 

a)  Ist  es  uns  gegeben,  jene  Totalität  voll  zu  erfassen;  liegt  nicht 
alsdann  die  Gefahr  nahe,  dass  wir  die  einzelnen  Vorgänge  als  gleich- 
werthig  behandeln,  und  damit  von  der  Wirklichkeit  uns  entfernen, 
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die  doch  eine  gewisse  Rangstufe  zum  Ausdruck  zu  bringen  scheint? 
Ist  nicht  wenigstens  zu  fürchten,  dass  wir  des  Zusammenhangs  ver- 
gessen ,  welcher  sich  in  der  Vereinigung  mehrerer  einzelner  (jegenstände 
zu  kleineren  Gruppen  kundgibt? 

b)  Sind  die  Dinge  auch  wirklich  so  gelagert,  dass  wir  sie  als 
ein  Ganzes  erfassen  und  übersehen  können?  Es  ist  wohl  nicht  ab- 
zustreiten, dass  dem  menschlichen  Geist  ein  derartiges  über  die  ein- 
zelnen Erscheinungen  sich  Stellen  nicht  vergönnt  ist.  Unser  Wissen 
und  unser  Erkennen  hat  stets  vom  Einzelnen,  vom  Besonderen  ange- 
fangen und  erst  daraus  ein  Ganzes  zu  bilden  gestrebt.  Wir  sehen 
aber  auch ,  wie  die  ganze  Welt ,  so  die  wirthschaftlichen  Prozesse  nur 
in  einzelnen  Partikeln  und  Partikelchen.  Es  ist  kein  Land  so  gross, 
so  gesegnet  mit  Hülfsmitteln  oder  so  entwickelt  und  fertig,  dass  es 
sich  nicht  durch  unzählige  Glieder  mit  anderen  Ländern  verbunden 
sähe;  und  kein  Markt  ist  so  gross  und  so  wichtig,  dass  man  auf  ihn 
für  die  Erforschung  auch  nur  einzelner  Waarenpreise  abstellen  könnte, 
oder  dass  vollends,  was  sich  hier  vollzöge,  für  die  gesammte  produk- 
tive und  konsumtive  Thätigkeit  bestimmend  wäre. 

Es  ist  also  gut  gethan,  nicht  zu  weit  auszulangen,  sondern  lang- 
sam, Schritt  vor  Schritt  den  Weg  zu  gehen,  und  nur  nicht  zu  ver- 
gessen, dass  das  Ziel  nicht  das  Einzelne,  sondern  das  Ganze  ist 
Und  demnach  sagen  wir,  scheint  es,  mit  Hülfe  anderweitiger  Erfahrung 
und  Beobachtung,  nicht  unmöglich  darüber  zur  Gewissheit  zu  kom- 
men, ob  und  welche  Gegenstände  das  Ganze  als  eine  Art  von  Mikro- 
kosmos zum  Ausdruck  bringen;  man  wird  aber  dafür  an  diejenigen 
Punkte  sich  zu  stellen  haben,  welche  zwar  nicht  förmliche  Zentren, 
aber  diesen  doch  nahe  verwandt  sind,  wo  auch  individuelle  und  zu- 
fällige Yerumständungen  kaum  oder  gar  nicht  wirksam  sind. 

B.     Von  der  Bedeutung  der  Märkte. 

Damit  wird  uns  aber  eine  nähere  Untersuchung  über  die  Be- 
deutung der  Märkte  und  deren  Stellung  im  wirthschaftlichen  Pro- 
zess  auferlegt  Es  genügt  ofifenbar  nicht  zu  wissen,  dass  und  warum 
sie  für  die  volkswirthschaftliche  Forschung  der  normale  Ausgangspunkt 
sind,  vichnehr  wird  immer  im  Einzelnen  das  Verhältniss  festzustellen 
sein,  in  welchem  ein  Markt  für  Bezug  und  Absatz  zu  seiner  Umge- 
bung steht.  Die  Materie  des  Marktwesens  ist  aber  bis  auf  wenige 
Andeutungen  kaum  irgendwo  zur  Diskussion  gebracht  worden  und 
empfiehlt  sich  daher,  bei  dieser  Gelegenheit  darauf  näher  einzugehen. 

1)  Während  früher  die  Nachrichten  nur  an  wenigen  Märkten,  und 
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auch  hier  nur  zeitweilig  gesammelt  worden  sind,  war  das  Streben  der 
Gegenwart  umgekehrt  darauf  gerichtet,  nach  dieser  Seite  hin  alle  nur 
denkbaren  Lücken  auszufüllen  und  der  Zukunft  ein  wirklich  erschö- 
pfendes Material  (im  transitiven  Sinne)  zu  liefern.  Die  Erwägung  lag 
zu  Grunde,  dass  jeder  einzelne  Markt  in  der  Entwicklung  seines  Lan- 
des eine  Rolle  zu  spielen  berufen  sei,  und  dass  er  bestimmten  sach- 
lichen Motiven  seine  Entstehung  zu  verdanken  gehabt  habe,  dass  er 
daher,  gleichviel,  ob  klein  oder  gross,  der  wissenschaftlichen  Behand- 
lung unterstellt  zu  werden  verdiene.  Und  warum  sollte  das  man  nicht 
thun,  da  man  in  einzelnen  Ländern  ein  nahezu  fertiges  und  gutes 
Material  aufgespeichert  wusste? 

Vom  Standpunkte  demokratischer  Gleichstellung,  selbst  von  dem- 
jenigen eines  rüstigen  Sammlers  aus,  lässt  sich  gegen  dieses  Verfah- 
ren nichts  einwenden.  Aber  that  man  mit  dieser  Ehrenstellung  der 
Kleinen  und  Kleinsten  nicht  den  eigentlichen  Grossen  des  Verkehrs 
unverdienten  Tort  an  ?  trat  man  nicht  gleichsam  der  Natur  der  Dinge 
entgegen?  Es  wäre  auch  sicherlich  bei  jenen  anscheinend  lobens- 
werthen  Einrichtungen  nicht  geblieben,  hätte  man  nicht 

2)  durch  Mitbenutzung  der  an  den  einzelnen  Orten  verkauften 
und  ebenfalls  verzeichneten  Mengen  diesen  Einwand  zu  beseitigen  ge- 
glaubt. Man  that  sogar  noch  ein  Uebriges  und  verwob  unter  steter 
Berücksichtigung  der  Umsätze  das  Gesammtergebniss  des  Marktver- 
kehrs zu  sogenannten  Laudesdurchschnittspreisen.  Wir  werden  an  geeig- 
neter Stelle  näher  zu  untersuchen  haben ,  was  es  für  eine  Bewandtniss 
hat  mit  diesem  so  oft  als  Generalmittel  für  die  Statistik  der  Preise 
empfohlenen  Prinzip.  Das  dürfen  wir  ja  zugeben,  dass  die  äussersten 
Härten  jenes  Verfahrens  scheinbar  gemildert  wurden.  Man  konnte  im 
Allgemeinen  darauf  zählen,  dass  ausserordentlich  hohe  örtliche  Preise 
durch  ebenso  viele  und  ebenso  weit  abstehende  niedere  Preise  ausge- 
glichen würden.  Und  wenn  beide  innerhalb  einer  grösseren  Zahlenreihe 
wenig  oder  gar  keinen  Einfluss  auf  das  schliessliche  Resultat  hatten, 
so  war  insbesondere  die  Benützung  der  Mengen  geeignet,  gegen  die 
stärksten  örtlichen  Verschiedenheiten  aufzukommen  und  dieselben  der 
Mitte  zu  nähern.  — 

Das  ist  nun  freilich  noch  kein  sehr  triftiger  Grund,  wohl  aber 
fällt  faktisch  in's  Gewicht,  dass  in  vielen  Ländern  die  Behandlung 
sämmtlicher  Märkte  unmöglich,  dass  fernerhin  fast  nirgends  solche 
Angaben  über  die  Umsatzmengen ,  und  immer  nur  für  einen  eng  ge- 
zogenen Kreis  von  Gegenständen  beizubringen  sind.  Die  eigenartige 
Behandlung  hat  somit,  auch  wenn  sie  an  sich  richtig  wäre,  den  Nach- 
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theil,  dass  sie  keine  vergleichbaFen  Zahlen  liefert.  Und  wenn  nun 
wirklich  das  Unmögliche  möglich  gemacht  werden  könnte,  so  bliebe 
immer  noch  die  Frage  ofifeu: 

3)  Nehmen  alle  Märkte  eine  und  dieselbe,  höchstens  nach  der 
Grösse  des  Verkehrs  abgestufte  Stellung  ein? 

Wenn  für  die  Ermittelung  der  Preise  auf  die  Vorgänge  an  den 
Märkten  gegriffen  wird ,  so  ist  männiglich  darin  einig,  dass  die  Markt- 
preise nicht  den  Waaren  anhaften,  nicht  in  sie  übergehen,  sondern 
dass  der  wirkliche  Aufwand  im  Grunde  erst  mit  dem  Augenblick  fest- 
gestellt wird,  wo  die  Waare  in  den  letzten  Verbrauch  übergeht  Da- 
durch sind  aber  örtliche,  zeitliche,  persönliche  und  auch  quantitative 
Verschiebungen  gegeben:  örtliche,  weil  die  Waaren  an  einen  anderen 
Ort,  oft  in  ganz  andere  Verhältnisse  verbracht  werden;  zeitliche, 
weil  nur  wenige  in  der  Verarbeitungsstufe,  mit  welcher  sie  den  Markt 
betreten,  in  den  Konsum  übergehen;  persönliche,  indem  der  Regel 
nach  nidkt  Produzent  und  Konsument,  sondern  Mittelspersonen  sich 
auf  dem  Markte  treffen;  und  endlich  quantitative,  indem  nicht  selten 
die  spätere  Verarbeitung  die  Aufgabe  hat,  einen  allfallsigen  Aufschlag 
des  Marktpreises  zu  paralysieren.  —  Ganz  dieselben  Faktoren ,  nur  in 
umgekehrter  Richtung,  bjßeinflussen  das  Preisresultat  beim  Produzen- 
ten; da  aber  der  Markt  gleich  weit  von  Produktion  und  Konsumtion 
absteht,  erfahren  wir  von  allen  diesen  Dingen  nichts. 

Wenn  wir  uns  trotzdem  an  den  Markt  halten,  so  kann  das  nur 
geschehen,  wenn  alle  jene  Momente  durch  entgegenwirkende  nicht  nur 
im  Schach  gehalten,  sondern  geradezu  übertroffen  werden.  Und  das 
ist  auch  unzweifelhaft  der  Fall.  Der  Marktpreis  ist  es,  welcher  den 
Landwirth  antreibt,  seine  Felder  vorwiegend  mit  dieser  oder  jener 
Frucht  zu  bestellen,  den  Industriellen  veranlasst,  sein  Etablissement 
zu  vergrössem,  mehr  Arbeiter  anzuwerben  u.  s.  f.  Aber  auch  der  um- 
sichtige Konsument  wird  sich  nach  der  Preisbewegung  möglichst  ein- 
richten, günstige  Konjunkturen  benützen  und  vor  ungünstigen  sich  zu 
^fahren  suchen.  Und  der  Kaufmann?  Wenn  in  Hamburg  der  Kaffee, 
in  Bremen  der  Tabak  im  Preise  steigt,  wird  Jener  seine  Vorräthe 
nicht  nach  Maassgabe  des  Betrags  verkaufen,  den  er  seiner  Zeit  dafür 
bezahlt  hat,  und  Niemand  wird  ihn  daran  hindern,  denn  es  will  ihm 
auch  Keiner  helfen ,  wenn  er  durch  sinkende  Preise  in  Verlust  geräth. 

Aber  diese  Einflüsse  und  Bestimmungsmomente  fallen  nicht  etwa 
mit  dem  zusammen,  was  man  Markt  zu  nennen  pflegt,  vielmehr  wer- 
den es  verhältnissmässig  wenige  sein,  welchen  die  Ehre  der  Preisbild- 
nerscbaft,  oder,  um  nicht  einen  zweideutigen  Ausdruck  zu  gebrauchen, 
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der  Führerschaft  und  „leading  head"  zuerkannt  werden  moss. 
Befinden  sich  doch  allein  in  Bayern  nicht  weniger  als  104  Getreide- 
märkte, doch  in  der  Weise,  dass  auf  38  derselben  im  ersten  Quar- 
tale 1874  von  Waizen  respektive  Roggen  nicht  einmal  je  200  Schef- 
fel monatlich  umgesetzt  worden  sind.  Und  nun  vergegenwärtige 
man  sich  überdem  noch  die  unregelmässigen  Preisschwankungen  ge- 
rade der  kleinen  Märkte,  um  zu  ermessen,  dass  sich  Niemand  an 
diese  kehren  kann,  aber  auch  weiterhin,  dass  dieselben  höchstens 
ähnlich  einzelnen  Produzenten,  Konsumenten  und  Händlern  in  ihrer 
eigenen  Wirksamkeit  von  jenen  grossen  Orten  abhängen ,  dass  sie  Tra- 
banten sind,  dass  sie  von  Gunst  und  Ungunst  der  grossen  Platze  le- 
ben ,  wie  die  Klienten  von  dem  allmächtigen  Patrizier  des  alten  Roms. 
Für  eine  Reihe  von  Artikeln  und  Gegenständen,  namentlich  ausländi- 
schen Ursprungs,  wird  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  zugestanden 
werden,  aber  man  möchte  hinsichtlich  der  wichtigsten  Produkte  un- 
serer Landwirthschaft  ein  Anderes  behaupten.  Es  ist  auch  richtig:  die 
Stellung,  welche  Liverpool  für  die  Baumwolle,  London  für  die  Edel- 
metalle, Bremen  für  den  Tabak  und  Hamburg  für  den  Kaffee  haben, 
wird  bei  den  Früchten  i.  e.  S.  ein  einzelner  Markt  niemals  erringen 
können.  Naturgemässer  sind  jedenfalls  die  kleineren  Umschreibungen, 
aber  es  ist  dabei  nicht  so,  dass  jeder,  auch  der  kleinste  Markt 
ein  eigenes  lebenskräftiges  Prinzip  in  sich  schliesst.  Die  Beschrän- 
kung auf  eine  möglichst  geringe  Zahl  von  Märkten  kann  an  sich  nicht 
Ziel  der  Wissenschaft  sein,  wohl  aber  ist  von  entscheidender  Bedeu- 
tung jenes  Kriterium  der  Preisführerschaft,  ist  die  Thatsache,  dass 
von  einem  bestimmten  Orte  eine  maassgebende ,  unmittelbare,  zeitlich 
zusammenfallende  Wirkung  auf  die  Gestaltung  der  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  eines  Landes  oder  Gewerbes  ausgeht. 

Der  Nachweis  eines  solchen  Einflusses  ist  nur  von  dem  zu  er- 
bringen, der  die  in  Frage  stehenden  Märkte  genau  kennt  und  nicht 
lediglich  an  ein  paar  dürftige  Mittheilungen  gebunden  ist.  Auch  ist 
das  Material,  soweit  wir  es  kennen,  für  eine  derartige  Feststellung 
ganz  unzureichend.  Wenn  dessenungeachtet,  um  ein  Beispiel  anzu- 
führen, aus  der  Marktbewegung  der  oberbayerischen  Schrannen  zu  zeigen 
versucht  wird,  dass  ganz  verschiedenartige  Verhältnisse  vorliegen,  dass 
wir  es  mit  von  der  Preisbewegung  unabhängigen  Beziehungen  oder 
rein  örtlichen  Vorgängen  zu  thun  haben ,  so  wäre  damit  jene  Behaup- 
tung wenigstens  wahrscheinlich  gemacht.  Freilich  ist  das  bayerische 
Material  ungleichartig,  indem  noch  im  Jahre  1871  auf  allen  30  Schran- 
nen nach  Scheffeln,  später  aber  theilweise  nach  Hektolitern  und  theil- 
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weise  nach  Zentnern  notiert  wurde;  aber  es  ist  das  einzige,  welches 
sog.  absolute  Vollständigkeit  darbietet.  (Bei  der  Zusammenfassung  aller 
Schrannen  [28  bis  30,  bezw.  8  bis  10]  sind  die  Preise  einmal  auf  rein 
arithmetischem  Wege  und  dann  [nach  Mayr]  mit  Berücksichtigung  der 
Umsatzmengen  berechnet.)  —  S.  Tafel  auf  S.  330  «.  331. 

Diese  Zahlen  dürfen  höchstens  als  Anhalt  dienen  für  eine  einge- 
hende Prüfung  der  in  Rede  stehenden  Verhältnisse;  es  sind  blosse 
Umrisse,  welche  erst  bei  grösserer  Annäherung  bestimmte  Gestalt  er- 
halten. Ist  es  aber  gegen  die  Objektivität  der  Statistik,  wenn  wir 
einige  Vermuthungen  als  nahe  liegend  bezeichnen? 

a)  Die  Annahme  einer  gewissen  Gravitation  ist  ganz  unabweisbar. 

b)  In  der  ersten  Periode,  wobei  die  Schrannen  des  ganzen  Regie- 
rungsbezirks enthalten  sind,  steht  der  Durchschnittspreis  unter,  in  der 
zweiten,  wo  nur  wenige  Schrannenangaben  benützt  werden  konnten, 
unter  und  über  dem  Münchner  Preise,  aber  beidemal  in  ganz  unregel- 
mässigen  Abständen. 

c)  Dagegen  kommt  der  Fall  in  diesen  48  Notierungen  nur  ver- 
schwindend selten  vor,  dass  auf  der  einen  Seite  die  Preise  steigen, 
während  sie  auf  der  andern  fallen,  oder  umgekehrt.  Die  Richtung 
der  Preisbewegung  scheint  mit  der  Jahreszeit,  oder  richtiger  mit  der 
in  verschiedenen  Monaten  durchaus  wechselnden  Lage  der  kleinen 
Märkte  zu  wechseln,  wie  denn  hervorgehoben  zu  werden  verdient,  dass 
in  den  Monaten  Juli  bis  November  1873,  also  während  und  gleich 
nach  der  Ernte,  die  Durchschnittspreise  der  8,  bzw.  9  Schrannen  un- 
ter, später  aber  über  denen  Münchens  stehen. 

d)  Ebenso  ungleich  und  anscheinend  durch  die  Jahreszeiten  be- 
dingt sind  die  hüben  und  drüben,  namentlich  aber  die  auf  den  klei- 
nen Märkten  verkauften  Mengen.  Wäre  nicht  anzunehmen,  dass  die 
kleineren  Umsätze  im  Winter  und  Frühjahr  zu  nicht  geringem  Theile 
von  Münchner  Getreidehändlem  beschafft  werden,  während  sonst  eine 
Abfuhr  der  Vorräthe  dahin  erfolgt? 

e)  Die  Zugrundelegung  der  verkauften  Mengen  bei  Berechnung 
der  Durchschnittspreise  vermag  weder  das  Gesammtresultat  den  Münch- 
ner Zahlen  um  vieles  näher  zu  bringen,  noch  auch  überhaupt  den 
Gang  der  Preiskurve  zu  regulieren  0- 


1)  D«f  wfirde  sich  vielleicht  noch  schärfer  gezeigt  haben,  wenn  eine  rein  arithme- 
tische Preisberechnung  fUr  die  Münchner  Schranne  hätte  angestellt  werden  können.  Nun 
werden  zwar  von  dort  die  Wochenergebnisse  mitgetheilt ;  wir  unterliessen  aber  deren 
Benütsnng,   weil  wir  nicht   sicher  waren,    ob   nicht  zwei  Märkte  wöchentlich  abgehalten 
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1871. 

Januar  . 

Februar 

März 

April 

Mai  . 

Juni  . 

Juli  . 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

1873. 
Juli  .    . 
August  . 
September 
Oktober 
November 
Dezember 

1874. 
Januar  . 
Februar 
März     . 
April 
Mai  .    . 
Juni  .    . 


B  o  g  g  e  n 


vom  Scheffel 


15,28 

15,55 

15,9 

14,58 

14,56 

14,37 

14,26 

13,45 

14,20 

16,17 

16,18 

15,55 

6,4 

6,31 

7,24 

7,35 

7,39 

7,32 

7,19 

7,21 

7,24 

7,3 

7,26 

7,1 


14,44 

15,6 

6869 

8989 

15,37 

15,39 

7639 

8633 

14,29 

14,46 

7314 

8531 

14,31 

14,39 

9655 

9386 

14,39 

14,49 

6824 

8316 

14,41 

14,24 

7493 

9428 

14,37 

14,13 

10124 

10996 

13,54 

13,37 

7019 

8692 

14,33 

14,14 

10146 

10205 

15,38 

15,50 

8524 

8654 

16,5 

16,2 

9698 

9504 

15,33 

15,52 

11968 

8611 

6,3 

6,23 

7,36 

7,34 

7,46 

7,41 

7,36 
7,41 
7,47 
7,32 
7,53 
7,31 


vom  Zentner 


6,1 

6,25 

7,18 

7,29 

7,36 

7,33 

7,20 

7,25 

7,20 

7,8 

7,34 

7,9 


12586 
16144 
15450 
17003 
9313 
957Ö 

11521 
7914 
8856 
7193 
6363 
5318 


6335 
7630 
7905 
5919 
4413 
2430 

2704 
2655 
2796 
3094 
3106 
3297 


43,4 
46,8 
45,9 
50,6 
45,1 
44,2 
47,9 
44,6 
49,9 
50,3 
50,8 
58,2 

63^ 
67,8 
46,2 
68,6 
68,0 
79,7 

81,2 
73,9 
76,6 
71,2 
68,4 
61,8 
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W  tt  i  2  0  n 


Preise 


SS 

'S   'E    £ 


M«Dgca 


ia  c  (s 


II 
«  -S 

*    2 


^  I 

-2  * 


1871, 


JaDimr  .    . 

22,59 

Februar 

23,56 

März 

23,21 

April      .    . 

23,19 

Mai   ,     , 

23,31 

JuDi  .    . 

23,52 

Juli  .   , 

24,17 

Angust  ,    . 

24,45 

September 

24,50 

Oktober 

26,5G 

November 

25,23 

Dezember 

26,1 

1873. 

JuU 

8,51 

August  -    .    .    , 

8,40 

September  .    . 

9,7 

Oktober     .    . 

9,21 

November  ,    . 

9^ 

Dezember  .    . 

9,9 

1874- 

JftDuar  .    .    . 

9,3 

Februar      .    . 

9,8 

März      .    ,    , 

9,2 

April      .    -    , 

8,58 

Mai  ,    -    ,    . 

9,7 

Jörn  *    . 

*    • 

8,45 

per  Sebefifel 


22,12 

22,19 

10755 

16442 

23,4 

23,24 

10831 

15834 

22,21 

22,31 

9911 

17281 

22,a? 

22,48 

13311 

16846 

22,35 

23,2 

11366 

15980 

23,30 

23,31 

11996 

16563 

24,8 

24,5 

13335 

14305 

23,52 

24,6 

8993 

13212 

24,3 

24,7 

14251 

16124 

24,30 

26,18 

9679 

13528 

25,23 

25,36 

10038 

13049 

24,40 

24,40 

13850 

1  14672 

vom  Zentner 


8,38 

8,44 

18129 

6491 

8,26 

8,34 

26782 

5832 

8,56 

9,1 

20903 

7189 

9,11 

9,16 

23127 

7537 

9,20 

9,21 

18755 

5708 

9,14 

9,9 

17847 

10819 

9,13 

9,3 

22725 

2538 

9,11 

9,8 

16653 

3168 

9,7 

9,3 

18005 

3063 

8,57 

8,59 

15956 

4819 

9,16 

9,9 

20121 

3633 

8,46 

8,44 

17790 

3041 

39,5 
40,6 
36,4 
44,3 
42,0 
41,9 
48,0 
40,5 
47,5 
41,7 
43,4 
48,3 

73,7 
82,2 
74,4 
753 
76,6 
72,3 

89,3 
84,5 
85,4 
76,8 
84,6 
85,4 
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f )  Sollte  nun  aber  auch  die  Annahme,  von  welcher  wir  ausgehen, 
dass  nämlich  für  Ober-  und  Niederbayem  München  der  wichtigste 
Absatz-  event  Bezugsort  ist,  jetzt  nicht  mehr  richtig  sein,  so  müsste 
man  doch  insofern  die  obigen  Zahlen  gelten  lassen,  dass  auf  den  klei- 
nen Märkten  zufällige  Verhältnisse  einen  viel  bedeutenderen  Einfluss 
ausübten,  als  in  München,  und  darüber  besteht  wohl  kein  Zweifel, 
dass  die  ökonomische  Statistik  gut  daran  thut,  dieselben  möglichst 
fem  zu  halten. 

4.  Wenn  die  unter  3,  b  u.  d.  ausgesprochene  Vermuthung  durch 
weitere  Nachforschung  zur  vollen  Gewissheit  erhoben  sein  wird,  so  bildet 
sie  eine  höchst  werthvolle  Bestätigung  einer  durch  andere  Thatsachen 
gewonnenen  Belehrung,  dass  nämlich  bei  den  Märkten  die  Quantitäten 
als  solche  durchaus  in  zweiter  Linie  stehen  und  stehen  müssen.  Wir 
stehen  nämlich  vor  der  ganz  unzweifelhaften  Thatsache,  dass  von  der 
ungeheueren  Masse  der  produzierten  und  konsumierten  Waaren  nur  eine 
verschwindend  kleine  Quote  den  öflFentlichen  Markt  passiert. 

Das  ist  auf  den  Binnenmärkten,  —  denn  bei  den  Seehandels- 
plätzen bedingen  andere  Umstände  ein  Anderes  —  wohl  zu  allen  Zei- 
ten der  Fall  gewesen  und  hat  auch  von  allen  oder  weitaus  den  mei- 
sten Waaren  gegolten,  so  dass  selbst  künstliche  Beschränkungen  die  na- 
türliche Gestaltung  der  Dinge  nicht  zu  ändern  vermochten.  Ein  Blick 
in  die  Welt  hinaus  belehrt  uns  zudem,  dass  die  Loslösung  des  Han- 
dels vom  öfifentlichen  Markte  im  Lauf  der  letzten  Jahrzehnte,  und 
zwar  in  gewaltigen  Proportionen  fortgeschritten  ist.  Davon  zeugt  das 
Verschwinden  zahlreicher  Mittelplätze,  die  im  kaufmännischen  Verkehr 
früherer  Zeit  eine  ziemliche  Rolle  spielten ,  der  Rückgang  der  Messen 
u.  a.  m.  Aber  auch  bezüglich  derjenigen  Gegenstände,  welche  MaAt- 
artikel  par  excellence  sind,  wird  uns  die  allgemeine  Beobachtung  be- 
stätigt, und  zwar  gerade  aus  den  Ländern,  wo  von  Alters  her  der 
Getreideverkehr  unter  obrigkeitlichem  Schutz  und  Schirm  gestanden 
hat.  So  entnehmen  wir  dem  Buch  von  Seuffert,  dass  1854,  ver- 
glichen mit  einem  mittleren  Ernteertrage  des  Königreichs  Bayern  dies- 
seits des  Rheins,  der  Marktumsatz  an  Waizen  ungefähr  70  Prozent, 
an  Gerste  29 ,  an  Hafer  20  und  an  Roggen  kaum  mehr  als  7  Prozent 
von  der  auf  die  einzelnen  Früchte  entfallenden  Menge  betragen  hat. 
Damals  besass  aber  Bayern  nur  wenige  Eisenbahnen,  und  wird  ausser- 
dem berichtet,  dass  der  Schrannenverkehr  in  jenem  Jahre  wegen  sei- 
ner hohen  Preise  ungewöhnlich  lebhaft  war,  was  S.  zu  einer  aUge- 
meinen  Betrachtung  über  den  Werth  des  Schrannenwesens  führt.  Noch 
bestimmter  lauten  die  Nachrichten  aus  dem  Nachbarlande  Würtem- 
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berg.  Dasselbe  hatte  niemals  einen  sehr  regen  Marktverkehr.  Der 
Roggen ,  kein  so  allgemeines  Nahrungsmittel  wie  im  übrigen  Deutsch- 
land, nimmt  am  Marktumsatz  mit  wenig  über  5  Prozent  Theil,  wäh- 
rend auch  hier  Weizen  und  Hafer  den  wichtigsten  Gegenstand  des 
Marktverkehrs  bilden.  Mit  dem  Bau  der  Eisenbahnen  aber,  woneben 
die  modernen  Kreditverhältnisse  und  merkwürdiger  Weise  die  Ein- 
führung des  Gewichts  als  verbindliche  Verkaufseinheit  genannt  wird, 
bahnte  sich  eine  rasche  rückläufige  Bewegung  den  Weg,  welche  erst 
einhielt,  als  sich  der  Verkehr  auf  ein  Minimum  reduziert  hatte,  viel- 
leicht, als  er  ohngefähr  auf  dem  Bedarf  der  ausländischen  Käufer  an- 
gelangt war. 

Mit  dieser  Thatsache  hat  sich  aber  die  Statistik  auseinanderzu- 
setzen, und  ziehen  wir  daraus  zunächst  den  bereits  angedeuteten 
Schluss,  dass  die  als  Kriterium  des  Markts  verlangte  Preisführerschaft 
nicht  in  erster  Linie  von  den  in  praesenti  umgesetzten  Mengen  ab- 
hängen kann.  Wir  knüpfen  daran  noch  andere  Folgerungen  bezüglich 
der  Benützung  der  einzelnen  Marktberichte.  Davon  aber  an  geeigne- 
ter Stelle. 

5.  Noch  haben  wir  übrigens  eines  Umstandes  zu  gedenken,  der 
um  so  mehr  der  Beachtung  werth  ist,  als  er  nicht  am  wenigsten  dazu 
beigetragen  hat,  die  Statistik  der  Märkte  so  sehr  ins  Breite  wachsen 
zu  lassen.  Man  machte  überall  die  Erfahrung,  dass  der  Preisstand 
nicht  nur  der  einzelnen  Länder,  sondern  auch  der  einzelnen  Landes- 
theile  sehr  ungleich,  man  könnte  sagen  von  typischer  Verschiedenheit 
ist,  und  gerade  die  Statistik  hat  es  sich  nirgends  nehmen  lassen,  auf 
diese  gewiss  beherzigenswerthe  Thatsache  wiederholt  hinzuweisen.  Wun- 
derbar ist  freilich  die  Erscheinung  an  sich  nicht.  Es  ist  nichts  natür- 
licher, als  dass  alle  die  Momente,  welche  dem  Lande  und  dem  Volke 
ihre  Eigenart  verleihen,  Lage,  Klima,  Geschichte,  Beschäftigung,  Sitte 
u.  dergl.  sich  mit  grösserer  und  geringerer  Deutlichkeit  auch  in  den 
kleineren  Abschnitten  spiegeln,  zumal  die  Zugehörigkeit  zu  einem  be- 
stimmten Staate  oft  zufallig  oder  neueren  Datums  ist,  jedenfalls  aber 
nur  ein  Kulturmoment  neben  anderen  bildet.  Doch  handelt  es  sich 
auch  hierbei  nicht  um  konstante  Grössen,  vielmehr  werden  durch  diese 
oder  jene  Umstände  Veränderungen  und  Verschiebungen  herbeigeführt, 
welche  die  Statistik  der  Preise  bzw.  die  Wirthschaftsgeschichte  nicht 
ausser  Acht  lassen  darf.  Das  darf  gewiss  auch  da  nicht  ganz  unter- 
bleiben, wo  es  sich  —  rein  theoretisch  —  um  die  Gesetze  der  Preis- 
bildung handelt.  Aber  wohl  gemerkt,  gleiche  oder  ähnliche  Ursachen 
unter  verschiedenen  Verhältnissen  können  ganz  ungleiche  Wirkungen 


334 


E.  Heitz, 


hervorbringen,  letztere  sind  auch  ganz  verschiedener  Remeduren  fthig. 
Wir  glauben  nicht  zu  irren ,  dass  gerade  an  den  Preisen ,  wo  bald  lo- 
kale, bald  allgemeine  Motive  sich  zeigen,  vor  den  Forscher  manchmal 
die  schwierigsten  Probleme  gestellt  sind,  und  dass  nur  eine  sorgfäl- 
tige Prüfung  und  Vergleichung  aller  denkbaren  Faktoren  die  Büiig- 
schatten  einer  richtigen  Lösung  gewährt.  Um  sich  daher  von  Irrthü- 
mern  und  Trugschlüssen  frei  zu  halten,  wird  die  Forschung  sich  ge- 
rade hier  mit  einer  Reihe  von  Kautelen  zu  umgeben  haben  und  jeden- 
falls die  Allgemeinbeobachtung  erst  dann  einleiten,  wenn  die  einzelnen 
örtlichen  Erscheinungen  voll  erfasst  und  in  ihrem  innem  Werthver- 
hältniss  abgewogen  sind.  Mit  anderen  Worten:  der  Synthese  mussdie 
Analyse  vorausgehen.  —  Betrachten  wir  aber  den  Weg,  welchen  man 
meistens  gegangen  ist,  so  finden  wir,  dass  man  sich  die  Arbeit  zu 
sehr  vereinfacht  hat,  und  dass  insbesondere  die  Zusammenfassung  der 
Marktangaben  in  sogen.  Landesdurchschnittspreisen  in  einem  Stadium 
der  Untersuchung  vorgenommen  worden  ist,  welches  noch  sehr  weit 
entfernt  war  von  dem  eigentlichen  Abschlusstermin. 

Das  zeigt  sich  schon  formal  in  dem  allgemein  üblichen  Verfahren, 
bei  der  Bildung  von  Landesdurchschnitten  die  einzelnen  Märkte  als 
gleichwerthig  zu  setzen,  obschon  dieselben  ganz  ungleich  über  das 
ganze  Land  vertheilt,  überhaupt  materiell  ungeheuer  verschieden  sind. 
Nehmen  wir  ein  nahe  liegendes  Beispiel.  —  Bis  in  die  allerneueste 
Zeit  wurden  in  Preussen  bei  den  Veröffentlichungen  über  den  Stand 
der  „wichtigsten  Nahrungsmittel  für  Menschen  und  Thiere"  die  Be- 
richte von  81  Märkten  verwendet.  Werden  nun  mit  einander  vergli- 
chen der  Antheil  der  einzelnen  (alten)  Provinzen  an  jenen  Märkten 
und  die  in  jeder  dieser  Provinzen  durchschnittlich  auf  einen  Markt 
entfallende  Bewohnerzahl,  so  erhält  man  nachstehende  Beihen: 


m  den  81  Märkten 

kommen 

Bewohner  auf  1  Markt 

in  o/o  auf 

kommen  in 

Preussen  ....     1G,0 

229528 

Posen  .    .    . 

9,9 

185694 

Brandenburg 

6,2 

493652 

Pommern 

6,2 

277948 

Schlesien  .    . 

16,0 

260822 

Sachsen    .    . 

9,9 

124467 

Westphalen  . 

.    16,0 

169252 

Rheinprovinz 

19,8 

200987 

Oestliche  Provinzen   64,2 

259944 

Westliche  Provi 

nze 

n  35,8 

166683 
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Da  Preussen  im  Jahre  1861,  auf  welches  sich  diese  Ziffern  be* 
ziehen,  ungerechnet  Hohenzollern- Sigmaringen  und  das  Jahdegebiet, 
nicht  ganz  18  Millionen  Seelen  umfasste,  so  stehen  nur  drei  Provinzen 
über  der  Durchschnittszahl,  Brandenburg  aber  gleich  um  volle  hun- 
dert Prozent.  —  Man  könnte  aber  einwenden,  dass  für  die  Märkte  die 
städtische  Bevölkerung  die  natürlichere  Basis  ist  und  nicht  die  Gre- 
sammtbewohnerzahl ,  und  lassen  wir  darum  einige  darauf  bezügliche 
Angaben  folgen. 


Auf  1  Markt  kommen 


Antheil  an  der  städtischen 


Städte       Städtebewohner     Bevölkerung  des  Landes 


Preussen 

.    10,74 

48692 

11.3  «/• 

Posen     .    . 

.      5,67 

80403 

7,2  o/o 

Brandenburg 

.      3,65 

237559 

21,2  «/o 

Pommern    . 

.      6,94 

82003 

7,4  «/« 

Schlesien    . 

.      9,03 

55546 

13,1  »/. 

Sachsen      .    . 

.      5,55 

93027 

13,3  0/, 

Westphalen 

.    .     13,00 

31905 

7,4  o/o 

Rheinprovinz 

.    14,40 

66807 

19,1  V. 

Oestliche  Provinz 

en       6,52 

70904 

73,5  «/o 

AVestliche  Pro^ 

rin. 

zen     13,79 

51196 

26,5  o/o 

Die  hier  zu  Tage  tretende  Ungleichheit  der  Glieder  muss  einem 
statistisch  reinen  Gemüth  sehr  befremdlich  erscheinen,  namentlich 
wenn  sie  ohne  weitere  Erörterung  auf  die  Untersuchung  der  Preisver- 
haltnisse  angewendet  wird.  Dazu  kommt  noch,  dass  die  Bevorzugung 
der  westlichen  Provinzen  (Westphalen  und  Rheinland)  wegen  ihrer 
konstant  höheren  Preise  einen  recht  starken  Einfluss  auf  den  Landes- 
durchschnitt ausüben,  wogegen  die  mittleren  Provinzen  Brandenburg 
und  Sachsen,  jenes  wegen  Berlins  und  dieses  wegen  seiner  intensiven 
Grossgutswirthschaft  hervorragend,  verkürzt  zu  sein  scheinen.  Wir 
sagen  scheinen,  denn  die  Möglichkeit  muss  noch  immer  zugegeben 
werden,  dass  die  getrofifene  Wahl  vor  einer  unparteiischen  und  sorg- 
fältigen Prüfung  Stich  hält.  —  Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  aller- 
dings nicht  dafür. 

6.  Unsere  Skizze  über  die  Stellung  der  Märkte  zur  Preisbewegung 
wäre  unvollständig,  hätten  wir  nicht  noch  eines  Faktors  gedacht,  wel- 
cher bei  Aufnahme  von  Marktberichten  in  die  Reihe  der  statistischen 
Beobachtungsstationen  von  nicht  geringer  Bedeutung  ist,  des  Han- 
dels. Es  mag  aufEallen,  dass  wir  demselben  nicht  eine  viel  wichti- 
gere Stelle  anweisen,  und  müssen  wir  uns  leider  versagen,  unseren 
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Standpunkt  näher  zu  begründen.  Man  hat  unserer  Ansicht  nach  den 
Handel  entschieden  zu  hoch  gestellt  und  gerade  das,  was  gemeinhin 
als  das  unzweifelhafteste  Verdienst  dieser  Institution  angesehen  wird, 
nämlich  ein  maassgebender  Einfluss  auf  die  Preisbildung,  gerade  das 
kommt  ihm  nicht  zu.  Offenbar  sind  die  äusseren  Mittel,  mit  denen 
er  operiert,  und  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  er  arbeitet,  mit 
wirklichen  inneren  Qualitäten  verwechselt  worden.  Der  Handel,  das 
sei  hier  nur  kurz  angedeutet,  ist  für  unsere  Bedürfnisse  und  unsere 
Thätigkeit  gewiss  von  allgemeinster  Unentbehrlichkeit ;  aber  diese  be- 
vorzugte Stellung  wird  zum  wahren  Segen  und  erhält  eine  innere,  fe- 
ste Schranke  nur  durch  die  Thatsache  einer  nahezu  völligen  Unfiähig- 
keit,  auf  die  Preisbildung  in  letzter  Linie  zu  wirken  ^).    Die  Voraus- 

1)  Man  wird  dieses  in  ),letzter  Linie**  vielleicht  als  eine  Aasflacht  betrachten  wollen 
oder  doch  daran  festhalten,  dass  nicht  sowohl  die  letzten  Prinzipien  des  volkswirthsehaft- 
lichen  Lebens,  als  eben  jene  täglichen  WechselßUle  die  entscheidenden  Merkmale  sind. 
Letzteres,  wenn  wahr,  wäre  wirklich  für  die  ganze  volkswirthschailliche  Lehre  entschie- 
den verderblich  und  bedeutet  wohl  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  deren  Vemeiniuig. 
Liegen  die  Dinge  aber  wirklich  so  schlimm? 

Mir  scheint,  es  laufe  bei  dieser  so  wichtigen  Frage  über  die  SteUang  des  Handeb 
in  der  Volkswirthschaft  zunächst  eine  Ungenauigkeit  im  Ausdruck  unter.  Man  identifi- 
ziert nämlich  schlechtweg  Handel  und  Spekulation.  Was  den  ersteren  anlangt,  also  die 
eigentliche  Vermittelung  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten ,  so  ist  wohl  zugegeben 
und  liegt  auch  schon  im  Worte  selbst,  dass  er  zwar  ein  Selbständiges,  ein  Unabhän- 
giges neben  jenen  zwei  Gruppen  ist,  aber  doch  wohl  nur  —  im  Dienste  der  G^sammt- 
heit  —  als  ein  vereinendes,  versöhnendes  Mittelglied.  Und  dieweilen  Aber  den  Umfang 
der  Konsumtion  immer  und  überall  der  Ertrag  der  produktiven  Thätigkeit  entscheidet  and 
entscheiden  muss  (s.  den  zweiten  Theil  unsrer  Abhandlung  an  mehreren  Stellen),  so  wird 
richtiger  Webe  die  Aufgabe  des  Handels  darin  bestehen ,  dass  er  erräth  und  zum  vormos 
zu  bestimmen  sucht,  wie  sich  in  den  verschiedenen  Kreisen  die  nähere  und  entferntere 
Zukunft  gestalten  wird. 

Prinzipiell  gefasst  ist  also  jedes  „Handeln**  auch  ein  Spekulieren.  Nur  dass  wir  es 
bei  dem  letzteren  mit  einigen  spezifischen  Formen  und  Erscheinungen  zu  thun  haben, 
welche  dort  nicht  nothwendig  vorkommen,  und  dass  wir  die  augenblicklichen 
Gestaltungen  des  Marktes  gerne  als  ▼on  der  Spekulation  oriengt 
ansehen,  weil  sie  oft  genug  in  dem  Gewände  der  Spekulation  und 
unter  deren  Aegide  auftreten.  —  Selbst  bei  dem  eigentlichen  DifferenzgeschäHe, 
so  paradox  es  klingen  mag,  fehlt  die  Beziehung  auf  wirkliche  Bedürfnisse  nicht,  und 
das  Eigenthümliche  ist  hier  nur,  dass  man  nicht  mit  bestimmten  Quantitäten  sich  an  das 
Schicksal  der  Waare  anhängt  Es  steckt  also  immer  etwas  dahinter,  und  wenn  der  Markt 
flau,  stockend  oder  zuversichtlich  ist,  so  rührt  das  nicht  vom  Belieben  der  Kanfleute  her, 
sondern  von  den  Aussichten  der  Produktion  und  Komsumtion,  von  den  politischen  Ver- 
hältnissen etc.  Nur  wollen  wir  das  nicht  vergessen,  dass  zuweilen  allerdings  die  Spe- 
kulation, die  übrigens  von  dem  eigentlichen,  kaufknännischen  Geschäft  unabhängig  gedacht 
werden  muss,  ihr  „loses"  Spiel  treibt,  dass  sich  Koterieen  bilden,  dass  der  Markt  mit 
allerhand  Nachrichten,  bald  im  steigenden,  bald  im  sinkenden  Sinne  bestürmt  und  allar- 
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Setzungen  für  eine  bezügliche  Untersuchung  sind  noch  nicht  gegeben, 
aber  wenn  die  Macht  des  Handels  in  diesen  Dingen  kaum  zu  erweisen 
sein  wird,  so  scheint  es  fast  noch  merkwürdiger,  worauf  doch  die 
Mittheilungen  aus  verschiedenen  Staaten  mit  aller  Bestimmtheit  hin- 
deuten, dass  sogar  das  Verkehrswesen  eine  sehr  beschränkte  Wirkung 
auf  diesem  Gebiete  hat. 

An  dieser  Stelle  beschäftigt  uns  ein  ganz  spezieller  Fall,  wo  näm- 
lich der  Handel  einen  Markt  zu  bilden  im  Stande  ist,  welcher  mit 
seiner  näheren  Umgebung  keine  oder  nur  sehr  geringe  Beziehungen 
unterhält  In  einem  solchen  Falle  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  dass 
auf  dem  Markte  eine  Preisbewegung  stattfindet,  welche  von  der  des 
Orts  selbst  nicht  beeinflusst  wird,  noch  auch  auf  dieselbe  zu  wirken 
vermag.  Wenn  man  also  z.  B.  die  Marktberichte  eines  Landes  zusam- 
menfasst  (s.  oben  Nr.  5) ,  müsste  jener  Ort  ungefähr  so  behandelt 
werden,  wie  die  Garnison  bei  Ermittelung  der  Wohnbevölkerung  einer 
Stadt  oder  die  Todesfälle  eines  Krankenhauses  bei  der  Mortalität 
eines  Quartiers. 

Dass  Märkte  vorkommen,  welche  für  den  Handel  gleichsam  nur 
das  Geschäftsdomizil  vorstellen  ohne  eigentlichen  Wohnsitz,  ist  sicher, 
und  kann  man  sogar  annehmen,  dass,  wenigstens  vorübergehend,  der- 
artige Gebilde  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  leichter  entste- 
hen als  sonst.  Und  es  ist  auch  nicht  schwer  sie  aufzufinden,  denn 
sie  werden  nahe  bei  denjenigen  Gegenden  und  Ländern  zu  suchen  sein, 
welche  ihren  Bedarf  aus  eigner  Arbeit  nicht  decken;  sie  werden  auch 
vorwiegend  nur  bei  den  Gegenständen  des  täglichen  Verbrauchs  vor- 
kommen. 

Obschon  nun  gewiss  eine  der  interessantesten  Untersuchungen  auf 
diesen  Punkt  zu  richten  wäre,  gebricht  es  daran  zur  Stunde  noch  ganz, 
und  ist  das  Urmaterial  kaum  dazu  angethan ,  eine  Forschung  anheben 
zu  lassen.    Dennoch  möchten  wir  einen  ersten  Ansatz  liefern. 

Wir  haben  gesehen*),  dass  die  Fruchtpreise  des  schwäbischen 
Landes  ebenso  verschieden  sind,  wie  der  Umsatz  an  den  einzelnen 
Märkten,  dass  insbesondere  die  Gegend  zwischen  Donau  und  Boden- 

miert  wird,  und  dass  namentlich  In  dei^enigen  Branchen,  welche  einen  rein  internationalen 
Charakter  tragen,  die  Speknlation  einige  Zeit  hindurch  mit  einiger  Freiheit  sich  bewegt, 
dass  endlich  jede  Zeit  ihre  besonderen  Spekulationsartikel  hat  d.  h.  solche ,  bei  welchen 
Produktion  und  Konsumtion  nicht  ihre  gewiesenen  Bahnen  gehen.  —  Aber  alles  in  aUem 
genommen,  glaube  ich,  dürfte  unsere  Auffassung  von  der  Wahrheit  nicht  gar  zu  weit 
abstehen,  denn  selbst  in  diesem  zuletzt  erwähnten  Falle  ist,  genau  gesehen,  die  Speku- 
lation idcht  so  nnabh&ngig,  wie  sie  es  uns  glauben  machen  möchte. 
1)  Vgl.  den  ersten  Theil  dieser  Abhandlung  Bd.  XXVI  S.  74  ff. 
XXYIL  22 
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See  Dach  beiden  Richtungen  hin  hervorragend  ist.  Wir  erfahren,  dasB 
der  Marktverkehr  in  Ulm ,  Bieberach  u.  s.  f.  hauptsächlich  wegen  der 
Ausfuhr  nach  der  Schweiz,  nach  Tyrol  und  Vorarlberg  so  belebt  ist, 
und  so  liegt  die  Frage  nalie,  ob  nicht  diese  Erscheinungen  auf  eine 
und  dieselbe  Ursache  zurückzuführen  sind,  denn  es  kommt  hinzu,  dass 
jener  Landestheil  verhältnissmässig  fruchtbar  ist  und  jedenfalls  den 
eigenen  Bedarf  deckt,  ohne  freilich  zugleich  allein  die  grossen  Men- 
gen zu  liefern,  welche  ins  Ausland  geführt  werden.  Die  Antwort  wäre 
vielleicht  bei  den  Brotpreisen  zu  suchen.  Ist  der  Handel  eine  Zugabe 
und  lediglich  durch  die  äussere  I^age  bedingt,  und  schöpft  er  seioe 
Waaren  zum  grösseren  Theil  aus  anderen  Gegenden,  so  ist  sehr  wohl 
denkbar,  dass  die  Märkte  für  das  Getreide  hr)here  Preise  notieren,  als 
sich  nach  dem  Stande  der  Brotpreise  annehmen  lässt,  bzw.  dass  letz- 
tere niedriger  sind,  als  die  gewöhnliche  Kalkidation  zuliesse.  —  Nun 
kann  aber  aus  den  Mittheilungen,  wie  sie  die  würtembergischen  Jahr- 
bücher und  die  Handelskammerberichte  enthalten,  nichts  entnommen 
werden,  denn  es  sind  von  den  einzelnen  Orten  nur  gelegentlich  die 
Frucht-  und  gar  nur  sehr  zerstreut  die  Brotpreise  angeführt. 

Dankbarer,  weil  die  Verhältnisse  stabiler  zu  sein  scheinen,  aber 
auch  schwieriger  wäre  die  Aufgabe  im  bayerischen  Bezirke  Schwaben- 
Neuburg.  Hier  ragen  unter  vielen  Schrannen  besonders  6  hervor, 
Augsburg,  Kemten  und  Lindau  in  der  Richtung  nach  dem  Bodensee 
sich  folgend ;  an  der  schwäbischen  Grenze  liegen  Nördlingen,  Mündels- 
heim und  Memmingen.  —  An  Mannigfaltigkeit  der  Preise  sind  die 
Marktberichte  des  Bezirks  gewiss  unübertroffen,  das  Merkwürdigste 
ist  aber,  dass  bei  den  gleichen  Fruchtgattungen  die  Preise  jener  Märkte 
sehr  stark  und  in  konstantem  Verhältniss  von  einander  abweichen  und 
sich,  als  hätten  sie  die  Verschiedenheit  der  Absatzgebiete  zur  Darstel- 
lung zu  bringen,  in  jene  zwei  Gruppen  thcilen.  Wir  wären  in  der 
That  verlegen,  eine  andere  Erklärung  zu  geben  als  die,  dass  die  Wai- 
zenmärkte  von  Kemten  und  Lindau  mit  ihrer  Umgebung  nichts  ge- 
mein haben.  Leider  sind  nun  die  Brotpreistafeln,  obwohl  sie  für  die 
neueste  Zeit  vorliegen,  zur  Vergleichung  nicht  vollständig  genug,  wo- 
bei übrigens  zuzugeben  ist,  dass  die  von  uns  ins  Auge  gefasste  Aus- 
kunft der  Brotpreise  erst  noch  die  Probe  zu  bestehen  hätte.  Dafür 
möchte  einigen  Anhalt  der  Roggen  gewähren,  welcher,  wie  wir  wissen, 
nicht  eigentlicher  Handelsartikel  ist,  und  auch  da,  wo  er  über  den 
Markt  geht,  nur  zur  Deckung  des  auf  andere  Weise  zufällig  nicht  be- 
friedigten Ortbedarfs  dient.  Wir  geben  im  Folgenden,  was  sich  ohne 
allzugrosse  Ausführlichkeit  aus  dem  Werke  von  Seuffert  und  der  Zeit- 
schrift des  bayerischen  statistischen  Bureaus  entnehmen  lässt. 
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Das  Stückwerk  der  neueren  bayerischen  Mittheilungen  wird  auch 
von  uns  um  so  schmerzlicher  empfunden,  als  manches  Wissenswerthe 
dahinter  zu  stecken  scheint.  Man  sieht  übrigens  aus  diesem  Beispiel, 
wie  riskiert  die  Herausgabe  sogen,  ürmaterials  ist,  wenn  es  nicht  gründ- 
liche Bearbeitung  und  damit  materielle  Prüfung  erfahren  hat  Wir 
haben  schon  grosse  Mühe,  uns  zu  erklären,  wie  es  möglich  ist,  dass 
Waizenmehl  in  Lindau  billiger  zu  stehen  komme,  als  in  München;  wie 
ist  es  aber  möglich,  dass  man  in  Landshut  um  so  viel  theureres  Rog- 
genbrot isst,  als  in  der  Hauptstadt?  Fast  ganz  Niederbayem  hält 
noch  an  dem  Hohlmaass  als  Verkaufsgrundlage  fest,  und  konnten 
darum  die  jüngsten  Preise  von  Landshut  nicht  wiedergegeben  werden. 
Nehmen  wir  indess  an,  dass  der  Roggen  in  Niederbayern  um  etwa 
10  Prozent  gegen  die  Preise  von  München  noch  heute  zurücksteht,  so 
würde  für  das  Brot,  welches  daraus  bereitet  wird  (vorausgesetzt  dass 
die  Mittheilungen  wirklich  zuverlässig  sind)  eine  ganz  enorme  Diffe- 
renz zu  Ungunsten  des  Lokalverbrauchs  herauskommen. 

Wie  dem  aber  auch  sei,  soviel  geht  aus  der  kleinen  Tafel  mit 
Gewissheit  hervor,  dass  der  Handel,  oder  sagen  wir  genauer,  der  Aus- 
fuhrhandel einzelne  Märkte,  wenn  nicht  ganz,  so  doch  in  ihren  we- 
sentlichen Verrichtungen  beeinflusst  und  aus  dem  intimen  Kontakt  mit 
der  Umgebung  loslöst.  Bedenken  wir,  dass  Bayern  ein  wichtiges  Durch- 
gangsland für  das  aus  dem  Osten  kommende  Getreide  ist,  und  dass 
vermöge  der  eignen  Ueberschüssc  in  der  Produktion  die  Manipulation 
des  Umschlags  und  Handwechsels  verhältnissmässig  leicht  auch  heute 
noch  im  Lande  festgehalten  werden  kann,  so  liegt  allerdings  ein  Fall 
vor,  welcher  einer  eingehenden,  auch  allgemein  lehrreichen  Prüfung 
unterstellt  zu  werden  verdient  *). 

7.  Noch  müssen  wir  aber  mit  einigen  Worten  des  sog.  Viktua- 
lien-Marktes  gedenken.  Wenn  wir  nämlich,  ohne  damit  den  allge- 
meinen Boden  zu  verlassen,  den  Gedanken  äussern,  dass  neben  der 
Aufzeichnung  der  4  oder  5  Fruchtgattungen  auch  die  eigentliche  Han- 
delsfrucht aufgenommen  werden  sollte,  so  liegt  darin  nur  die  Ausfüh- 
rung unserer  frühem  Betrachtung  über  die  Bedeutung  einer  richtigen 
Wahl.  Es  geschieht  das  auch  nicht  wegen  des  Preisstandes  der  Han- 
delsfrucht als  solchen,  sondern  wegen  der  Beziehung  zu  den  übrigen 

1)  Wir  erinnern  an  die  kleine  Tafel  über  hannoversche  Preise  (Jahrbücher  Bd.  XXVI 
S.  160/1),  nach  welcher  die  Roggenpreise  in  OsnabrUck  verhältnissmässig  tief,  die  Waisen- 
preise aber  ungemein  hoch  stehen  Es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  hier  gans  Um- 
liehe  Verhältnisse  vorliegen  wie  in  SOddeutschland.  Solcher  Fälle  sind  tibrigena  gewiss 
sehr  viele  aufsnfinden. 
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wirthschaftlichcn  Erscheinungen.  Eben  darum  kommt  die  materielle 
Vollständigkeit  bzw.  üebereinstimmung  in  Bezug  auf  den  beobachteten 
Gegenstand  weniger  als  die  Frage  in  Betracht,  dass  diese  oder  jene 
Kultur  in  einer  Gegend  wirklich  starke  Verbreitung  hat,  dass  also 
der  Bau  von  Handelsgewächsen  betrieben  wird.  Dass  dadurch  die 
Sammelarbeit  erweitert  und  erschwert  werde,  rührt  uns  nicht,  denn 
schon  das  Aufgeben  der  Viktualienmarktstatistik,  diese  wundersame 
Erfindung  der  Gegenwart,  reicht  aus,  der  Forschung  mehr  als  genü- 
gend Luft  zu  verschaflFen. 

Es  kann  nicht  anders  sein,  als  dass  die  Neuzeit  auf  diesem  Ge- 
biete zu  weit  gegangen  ist;  je  bälder  sie  sich  hierin  auf  ein  gesundes 
Maass  zurückzieht,  desto  eher  kann  sie  im  Uebrigen  ihre  Aufgabe 
erfüllen.  Man  denke  doch  an  jene  Frankfurter  Liebhaber,  welche  bis 
zu  den  Mirabellen,  Aprikosen  und  Weissfischen  den  Markt  durchstö- 
bert haben,  an  den  Bemer  Statistiker,  welcher  den  Sämereien  ein 
eignes  Folio  eröflfnet,  auch  der  Aepfel-  und  Bimenschnitze  sich  er- 
barmt, und  an  den  Geflügel-  und  Fischmarkt  des  Königreichs  Bayern. 
—  Allen  diesen  Versuchen  liegt  ein  und  derselbe  Fehler  zu  Grunde, 
der  doch  den  ersten  Regeln  der  Statistik  zuwiderläuft;  sie  beobach- 
ten nicht  massenhaft  die  Gegenstände,  sondern  eine  Un- 
masse derselben,  sie  gehen  in  die  Breite,  weil  sie  den  Weg  in 
die  Tiefe  nicht  finden.  Und  der  Grund  dieses  Versehens?  dass  man 
die  Gegenstände  nicht  entdeckte,  um  welche  der  Viktualienmarkt  als 
um  seine  Achse  sich  dreht  Nun  existiert  aber  auch  wirklich  ein  sol- 
cher Schwerpunkt  nicht,  ohne  dass  jedoch  anzunehmen  wäre,  dass 
nun  Alles,  was  auf  den  Markt  kommt,  durch  die  Bank  gleichen  Werth 
habe    Die  Verhältnisse  gestalten  sich  nur  eigenthümlich. 

Man  wird  sich  nämlich  sofort  überzeugen,  dass  jeder  Gemüse- 
markt, einerlei  ob  gross  oder  klein,  seine  bestimmten  und  allgemein 
anerkannten  Führer  —  ladies  patronesses  könnte  man  sagen  —  hat, 
welche  mit  kundigem  Blick  die  Situation  überschauen,  bei  welchen 
sich  das  unerfahrene  Bauermädchen  Raths  erholt  und  deren  Wei- 
sung in  kritischen  Zeiten  die  Hausfrau  unwillig,  aber  widerstandslos 
sich  fOgt  Wh:  könnten  uns  ohne  ein  solches  Ehrenamt  den  Markt 
gar  nicht  denken,  wie  denn  demjenigen,  welcher  dieses  wichtigen 
Umstandes  vergisst,  Alles,  was  auf  dem  Markte  vorgeht,  wie  ein 
Bätbselhaftes,  Geheimnissvolles  erscheint  Es  kommt  auch  hinzu,  dass 
überhaupt  die  Statistiker  sich  hier  in  eine  Sphäre  verlaufen,  in  wel- 
cher sie  sich  ganz  und  gar  nicht  zurecht  finden.  Haben  wir  doch  in 
einer  sonst  trefiflicheu  Arbeit  folgende  Skizze  aus  dem  Marktleben  ge- 
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lesen:  „Ich  kann  heute  nicht  mehr  4  geben,  sagt  die  Höekerin,  — 
Gegenstand  und  Geldsorte  erlaube  ich  mir  zu  unterdrücken  —  son- 
dern nur  7,  morgen  vielleicht  nur  3."  Nein,  solche  Hieroglyphen  sind 
nicht  die  Redeform  unseres  Volkes! 

Wir  glauben  aber,  dass  die  Statistik  Besseres  zu  thun  habe,  als 
sich  mit  den  Höckerweiberu  über  wahre  und  unwahre  Durchschnitts- 
preise auseinanderzusetzen,  dass  sie  dem  Gemüse-,  wie  dem  Rsch-, 
Geflügel-  und  Saamenmarkt  den  Rücken  kehren  soll,  je  eher,  desto 
besser.  Wissen  wir  doch,  dass,  was  von  den  bezüglichen  Gegenstan- 
den erzeugt  und  verzehrt  wird,  für  Bauer  und  Städter  nur  eine  ganz 
geringe  Quote  von  Einnahme  und  Ausgabe  bildet,  und  die  speziellen 
Motive : 

1)  Luxusartikel,  Fische,  Geflügel,  Wildpret  u.  dgl.  sind  für  die 
Wirthschaftsgeschichte ,  also  auch  für  die  ökonomische  Statistik  irre- 
levant, selbst  da,  wo  sie  etwa  als  Fastenspeise  oder  als  Martinigans 
durch  die  Volkssitte  getragen  sind. 

2)  Die  Statistik  muss  sich  auf  Gegenstände  richten,  welche  sich 
durch  eine  gewisse  zeitliche  und  örtliche  Gleichförmigkeit  in  der 
Qualität  zur  Massenbeobachtung  eignen.  Die  Schwierigkeiten  von  die- 
ser Seite  her  sind  schon  beim  Fleisch  nicht  gering,  wenn  gleich  in 
Hamburg  wie  in  Sachsen  und  Basel  das  Gewicht  des  Mastochsen  so 
ziemlich  gleichlautend  auf  600  Pfund  angegeben  wird.  Von  der  ganz 
verschiedenen  Art  des  Auswägens  abzusehen,  so  ist  doch  allbekannt, 
dass  man  in  kleineren  Städten  zu  verhältuissmässig  höherem  Preise 
schlechteres  Fleisch  erhält,  als  in  den  grösseren,  dass  die  theueren 
Zeiten  sich  inmier  und  überall  zunächst  in  der  schlechteren  Waare 
ankündigen.  Von  den  einzelnen  Gemüsesorten  wissen  wir  aber,  dass 
sie  im  Lauf  des  Sommers  eine  ganz  verschiedene  Bestimmung  haben; 
sie  sind  zuerst  Delikatessen,  theure  Leckerbissen,  verschwinden  aber 
von  dem  Tische  des  Reichen,  sobald  sie  in  grösserer  Menge  auf  den 
Markt  kommen.  (Wir  erinnern  auch  an  das  berühmte  Beispiel  von 
den  Preisen  der  englischen  Seekrebse.)  Das  Obst  verhält  sich  ähn- 
lich, nur  haben  sich  dessen  Preise  in  den  letzten  Jahrzehnten  durch 
die  Erweiterung  des  Absatzgebietes  völlig  umgestaltet.  Hier  genügt 
eine  einmalige  Hinweisung. 

3)  Diesen  Gefahren  glaubte  mau  dadurch  zu  begegnen ,  dass  man 
sich  auf  bestinmite  Waarcnqualitäten  beschränkte,  dass  man  also,  wie 
das  in  Preussen  neuerlich  geschehen  ist,  die  Frage  umgestaltet  und 
nicht  mehr  nach  Getreide  schlechthin,  sondern  nach  schwerem,  leich- 
tem und  mittlerem  Getreide  fragte,  dass  man  weisse  Bohnen  nannte, 
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rothc  und  weisse  Kartoffeln  unterscliied.    Das  ist  recht  eigentlich  ein 
Beschwören  der  bösen  Geister^). 


Walzen 

Roggen 

Tilsit.    .    .    . 

114 

109 

94 

89 

79 

67 

Elbing    .    .    . 

131 

133 

129 

99 

97 

97 

Königsberg  i.  Pr. 

113 

106 

105 

86 

83 

80 

Koblenz  .    .    . 

146 

— 

103 

103 

105 

— 

Koben     .    .    . 

130 

129 

127 

93 

92 

90 

Daren     .    .    . 

106 

— 

— 

87 

— 

— 

Dazu  tritt  noch  der  Umstand,  dass  eine  Mehrzahl  von  Märkten  solche 
Unterschiede  gar  nicht  macht,  oder  doch  nicht  versteht.  In  den  baye- 
rischen Tafeln  wird  z.  B.  beim  Bindfleisch  unterschieden  gemästetes, 
mageres  und  ohne  Unterschied.  Dort  notieren  mehrere  Orte  im  Okto- 
ber 1873  23  und  24  kr.  (München  25).  Speyer  stellt  in  die  Sammel- 
gruppe, welche  also  von  Rechtswegen  unter  dem  Maximum  stehen 
sollte,  den  Preis  von  25  kr. ;  der  Preis  von  23  kr.  kommt  hier  viermal, 
der  von  24  kr.  fünfmal  vor.  Ferner:  beim  Schmalz  wird  zwischen 
Bind-  und  Schweineschmalz  unterschieden  und  ebenfalls  eine  Sanimel- 
gruppe  gebildet;  in  der  ersten  Kolonne  werden  als  äusserste  Preise 
20  und  32,  in  der  zweiten  32  und  48  angegeben,  in  der  dritten  fin- 
den wir  einmal  50,  und  von  36  Angaben  in  der  Sammelgruppe  halten 
sich  21  über  dem  Preis  von  32  kr.  (Diese  Preise  treten  auf,  nachdem 
die  bezügliche  Erhebung  bereits  ein  volles  Jahr  im  Gange  war.  Es 
mag  übrigens  an  die  kleine  Zusammenstellung  über  bayerische  Mehl- 
und  Brotpreise  [S.  339j  verwiesen  werden. 

4)  Die  vierte  Forderung,  welche  die  Statistik  unter  allen  Um- 
ständen festhalten  muss,  ist,  dass  die  Waarenuutcrschiede  sich  in 
wechselnden  Preisen  ausdrücken.  Man  wird  sagen,  das  verstehe  sich 
von  selbst  Nun  haben  wir  schon  oben  auf  die  eigenthümlichen  Ver- 
hältnisse bei  Brot  und  I>leisch  aufmerksam  gemacht;  ein  noch  schla- 
genderes Beispiel  liefern  aber  die  Milchpreise.  Aus  den  Monaten  Ok- 
tober bis  Dezember  1873  liegen  darüber  aus  Bayern  je  20  Angaben 
vor.  Darunter  findet  sich  1  mit  4^2 ?  2  mit  5  kr.  p.  Liter  Milch.  Alle 
andren  bezeichnen  übereinstimmend  als  Preis  in  der  ganzen  Periode 
6  kr.  Denkt  aber  im  Ernst  Jemand,  dass  in  diesen  17  Städten  die 
Milch  gleich  gut  bzw.  gleich  schlecht,  oder  dass  —  was  ja  immer  als 
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Motiv  höherer  Preise  festgehalten  werden  wird  —  ihre  Qualität  da 
besser  sei,  wo  man  mehr  Geld  zahlt?  Man  sieht  an  diesem  Nahrungs- 
mittel, welches  doch  so  wichtig  und  so  allgemein  verbreitet  ist,  dass 
die  Statistik  der  Preise  nicht  ausreicht. 

5)  Es  liegt  aber  weiterhin  der  Yiktualienstatistik  eine  ganz  un- 
richtige Annahme  zu  Grunde.  Für  Brot  und  Fleisch  hält  es  wohl 
schwer,  ein  gutes  Aequivalent  zu  schaffen,  und  darum  kann  sich  ge- 
gen den  Nothfall  der  Konsument  nur  durch  Einschränkung  helfen; 
für  die  weitere  Verzierung  des  Tisches  behält  sich  die  Frau  das  Wahl- 
recht vor,  und  wird  sie  dabei  verständiger  Weise  nicht  am  wenigsten 
auf  die  Preise  sehen ;  denn  hier  entscheidet  nicht  sowohl  der  Name 
und  die  chemisch -physiologische  Eigenschaft,  als  eine  schmackhafte 
Zubereitung  und  gewisse  Abwechselung  der  Speisen.  Sind  Erbsen 
und  Bohnen,  sind  Aepfel  und  Birnen  theuer,  so  isst  man  keine  oder 
hilft  sich  auf  anderem  Wege;  ja  wir  glauben,  dass  wesentlich  durch 
solche  Verhältnisse  im  Lauf  der  Zeit  unser  Speisezettel  bereichert 
worden  ist. 

6)  Das  letzte  und  wichtigste  Argument  ist,  dass  die  Bedeutung 
des  Marktes  der  Bedeutung  des  Marktortes  umgekehrt  proportionaJ 
ist.  Die  guten  Lieferanten  grösserer  Städte  besuchen  denselben  gar 
nicht  mehr,  denn  sie  haben  mit  einer  Mehrzahl  von  Familien  ständige 
Beziehungen  angeknüpft,  und  diese  wiederum  sind  herzlich  froh,  sich 
selbst  oder  ihren  Dienstboten  den  zeitraubenden,  weiten  Gang  nach 
dem  Markt  erspart  zu  wissen;  sie  sind  auch  besser,  wenn  nicht  gar 
billiger  bedient  Der  direkte  Verkehr,  das  ist  die  Erfahrung  aller 
Städte  von  einigem  Belang,  hat  ganz  aufgehört,  und  sind  bekannte 
Namen,  wie  Emminghaus  unter  denjenigen  anzuführen,  welche  ver- 
alteten Anschauungen  gegenüber  die  Neuerung  als  eine  Wohlthat  ener- 
gisch vertheidigt  haben.  Wäre  das  aber  auch  kein  Vortheil,  die  That- 
sache  selber  steht  fest,  und  muss  mit  ihr  die  Statistik  rechnen,  na- 
mentlich insofern,  als  sie  die  an  zentraler  Stelle  auftretenden  Preise 
nicht  mehr  als  allgemein  verbindliche  Norm  ansehen  darf. 

Aus  all  dem  Gesagten  aber  sollte  sich  ergeben  haben,  dass  was 
auf  den  Märkten  vorgeht,  nicht  so  ohne  Weiteres  zur  Untersuchung 
herangezogen  werden  darf.  Für  diejenigen,  welche  die  Volkswirth- 
schaftslehre  als  ein  „Aggregat  von  Einzel  wirthschaften"  ansehen,  mag 
die  Aufgabe  leichter  erscheinen ,  wenn  sie  auch  alsdann  zu  einem  Ziele 
nie  gelangen,  da,  richtig  verstanden,  dieses  Letztere  unbegrenzt  ist; 
sie  beobachten  überall,  weil  sie  glauben.  Alles  wissen  zu  müssen  und 
wissen  zu  dürfen,  —  ein  Anspruch,  den  ihnen  jedoch  nur  Wenige,  und 


lieber  die  Methoden  bei  Erhebung  von  Preisen.  345 

auch  diese  nur  ungern  zugestehen.  Wir  sind  auch  geneigt,  jene  Wahl- 
losigkeit  und  das  Uebergreifen  in  ungehörige  Gebiete  eben  jener  un- 
glückseligen Theorie  zuzuschreiben,  aber  auch  daraus  zu  erklären, 
warum  in  der  ganzen  Materie  bislang  noch  so  wenig  Erspriessliches 
geleistet  worden  ist.  —  Wohl  ist  die  Volkswirthschaft  an  die  Thätig- 
keit  unendlich  vieler  Einzelwirthschaften  gebunden ,  ohne  solche  nicht 
einmal  denkbar,  aber  so  wenig  jene  die  einfache  Summe  von  diesen 
ist,  brauchen  wir  a  priori  hinzustellen  dass,  um  jene  hervorzubringen, 
die  Einzelwirthschaften  unter  sich  ungleich  sein  müssen.  Der  Sozia- 
lismus hat  darauf  mit  einem  ebenso  energischen,  als  berechtigten 
Protest  geantwortet,  und  es  ist  auch  in  der  That  nicht  abzusehen, 
was  aus  der  Volkswirthschaft  und  ihrer  Lehre  werden  soll,  wenn  durch 
die  thatsächlichen  Verhältnisse  das  Prinzip  der  Gleichheit  mehr  und 
melir  zur  Wahrheit  wird.  Es  genügt  vielmehr  anzunehmen,  dass  die 
einzelnen  wirthschaftlichen  Kräfte  niemals  vereinzelt,  und  auch  nie 
mit  gleicher  Intensität  und  in  gleicher,  aber  entgegengesetzter  Rich- 
tung auf  einander  treffen.  Dann  ist  aber  das  Resultat  nicht  die  ein- 
fache Aufhebung,  sondern  das  Parallelogramm  der  Kräfte, 
also  ein  Drittes,  jenen  verwandt,  aber  doch  nicht  eins  und  dasselbe 
mit  ihnen.  Und  der  Punkt,  wo  die  volkswirthschaftliche  Beobachtung 
einzusetzen  hat,  liegt  da,  wo  jene  Kräfte  einander  schneiden,  sich 
verkehren,  ist  der  Markt,  —  und  nur  insofern  interessieren  die 
elementaren  Erscheinungen,  als  sie  den  Ausschlag  der  Winkel  jenes 
Parallelogramms  bedingen.  Es  gibt  allerdings  Fälle,  wo  sich  mehrere 
Kräfte  so  nahe  an  einander  legen  und  vereint  auf  eine  dritte  wirken, 
dass  beinahe  kein  Winkel  mehr  entsteht.  Dann  erhält  der  Verkehr 
jene  Indifferenzierungen,  aber  es  zeigt  sich  schon  a  priori,  dass  die- 
selben zu  keiner  Zeit  eigentlich  erwünschte  Erscheinungen  sein  kön- 
nen. Ja,  wenn  gerade  unsre  Zeit  so  viele  besorgnisserregende  wirtb- 
schaftliche  Wahrnehmungen  darbietet,  so  möchte  das  vornehmlich  da- 
her kommen,  dass  eine  ganze  Reihe  unter  den  jetzigen  Preisen  nichts 
anders  sind  als  solche  Indifferenzierungen.  — 

Es  ist  nicht  unsere  Aufgabe,  diesen  Gedanken  weiter  zu  verfol- 
gen; ist  aber  die  Auffassung  richtig,  dass  die  Volkswirthschaftslehrc 
nicht  mit  den  elementaren  Kräften,  sondern  nur  mit  deren  Wirkungen 
zu  thun  hat,  so  ist  klar,  dass  auch  die  Märkte  nur  insoweit  Basis 
der  Forschung  sein  können,  als  sie  die  Möglichkeit  solcher  allgemei- 
ner Wirkungen  in  sich  schliessen,  dass  wir  aber,  —  und  hierin  möchte 
die  Begründung  unsrer  frühem  Behauptung  liegen  —  nie  und  nimmer 
auf  Nachrichten  aus  einzelnen  Wirthschaften ,  auf  deren  Schätzungen 
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und  Wertliangaben  greifen  dürfen.  Das  Prinzip  der  volkswirttaschaft- 
lichen  Betrachtung  würde  damit  verlassen  in  dem  Augenblick,  wo  wir 
sogar  noch  ausserhalb  der  Märkte  uns  zu  stellen  suchen.  Dass  es 
auch  nicht  unmöglich  sei,  zu  wahren  volkswirthschaftlichen  Vorstel- 
lungen und  damit  zu  einer  tiefem  Erkenntniss  von  dem  Wesen  und 
der  Aufgabe  der  Preise  zu  gelangen,  ist  früher  schon  versucht  wor- 
den, wenn  es  auch  nicht  schon  möglich  war,  festgestellte  Resultate 
zu  liefern.  —  Dass  aber  die  spätem  Bemühungen  um  so  bessern  Er- 
folg haben  werden,  je  aufmerksamer  wir  den  Untergrund  prüfen,  auf 
welchem  die  Mittheilungen  entstanden  sind,  ist  unsre  aufrichtige  Ueber- 
zeugung.  Wohl  shid  wir  uns  bewusst,  mit  dem  Gesagten  bestenfalls 
von  dem  Wichtigsten  Einiges  hervorgezogen,  nicht  aber  das  Ganze 
erschöpft  zu  haben. 


So  sehr  es  gewagt  ist,  in  wissenschaftlichen  Fragen  nur  Anre- 
gungen und  erste  Ansätze  zu  genauem  Nachforschungen  vorzubrin- 
gen, so  können  wir  uns  nicht  enthalten,  noch  einen  Blick  in  die  Me- 
thode der  weitern  Verarbeitung  und  Verbindung  von  Preisen  zu 
werfen.  Wir  müssen  das  nämlich  thun,  wenn  die  Skizze  über  das 
Marktwesen  zum  Abschluss  und  mit  den  voraufgehenden  Erörterungen 
in  Einklang  gebracht  werden  soll.  Aber  wir  halten  es  auch  für  un- 
sere Pflicht,  auf  die  Schwierigkeiten  hinzuweisen,  welche  hier,  im 
zweiten  Stadium,  der  nationalökonomischen  Statistik  erwachsen,  und 
nach  dem  Maass  unsrer  Kräfte  zur  Lcisung  von  Zweifeln  und  zur 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  beizutragen,  welche  so  schwer  auf  der 
Forschung  lasten.  Wir  kommen  in  den  folgenden  Betrachtungen  auf 
eine  Reihe  von  Fragen  zu  sprechen,  welche  Jeden  beschäftigt  haben 
müssen,  der  sich  näher  mit  Preisen  vertraut  gemacht  hat.  Es  gelingt 
uns  vielleicht  nicht,  alle  entgegenstehenden  Bedenken  zu  zerstreuen. 
Wir  haben  es  aber  —  gewiss  mit  vielen  Andern  —  beklagt,  dass 
eine  etwas  ordnungsmässige  Prüfung  noch  nicht  versucht  worden  ist 
Einer  muss  doch  anfangen.  Wenn  es  uns  auch  nicht  gelingt,  zu  einem 
befriedigenden  Resultat  zu  gelangen,  so  darf  der  Versuch  nicht  un- 
terbleiben. Denn  es  ist  nicht  der  geringste  Uebelstand,  mit  welchem 
die  national-ökonomische  Wissenschaft  zu  kämpfen  hat,  dass  die  Ver- 
schiedenheiten in  der  Methode  der  einzelnen  Verarbeitungen  geradezu 
zahllos  sind,  ohne  dass  sich  dafür  ein  anderer  Grund  als  der  einer 
nach  Willkür  schaltenden  Liebhaberei  anführen  lässt.  Den  interna- 
tionalen statistischen  Kongress,  welcher  vielleicht  zur  Beseitigung  die- 
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ser  Uebelstände  am  besten  befähigt  gewesen  wäre,  trifft  der  schwere 
Vorwurf,  diese  allerdings  heikle  Angelegenheit  niemals  ernstlich  ange- 
fasst  zu  haben,  während  er  ein  gewisses  Behagen  darin  gefunden  zu 
haben  scheint,  der  Statistik  immer  neue  Aufgaben  auszusinnen,  — 
ohne  Wegweisung  darüber,  wie  die  alten  am  besten  zu  lösen  seien. 

Wir  glauben,  den  wichtigsten  Faktor  zur  Diskussion  zu  setzen 
mit  einer  Auseinandersetzung  über 

C.   Die  verschiedonen  Formen  und  Fälle  der  Durch- 
schnittszahl. 

Alle  einzelnen  Methoden  zur  Diskussion  zu  bringen,  ist  nicht 
möglich  ohne  eine  lang  ausgedehnte  Untersuchung,  in  welche  wir  uns 
hier  nicht  einlassen  wollen ;  es  genügt,  auf  die  wichtigsten  einzugehen, 
wobei  wir  uns  am  richtigsten  den  drei  Hauptfällen  der  Anwendung  an- 
schliessen,  nachdem  wir  jene  noch  kurz  aufgezählt  haben. 

Der  älteste  und  einfachste  Fall  besteht  darin,  dass  man  die 
höchste  und  niedrigste  Ziffer  herausgreift,  und  nun  die  aus 
Addition  und  Division  sich  ergebende  Mittelzahl  als  den  alle  Erschei- 
nungen zusammenfassenden  Ausdruck  darstellt  (Verfahren  bei  den 
späteren  sächsischen  Arbeiten  u.  a.).  Dem  gegenüber  trat  schon  sehr 
frühe  die  Forderung  auf,  bei  Ermittlung  der  Markt-  und  andrer 
Preise  sämmtliche  Notierungen  zu  sammeln,  sie  zusammenzu- 
zählen und  durch  die  Summe  der  Fälle  zu  dividieren.  Diese  Methode, 
in  ihrer  Anwendung  unstreitig  kompliziert,  konnte  wohl  in  den  Fällen 
gebraucht  werden,  wo  örtlich  oder  zeitlich  verschiedene  Preise  zusam- 
menzufassen waren,  wenn  auch  manche  Bedenken  nicht  zu  unter- 
drücken sind;  für  den  einzelnen  Markttag  aber  empfahl  sich  die  ein- 
fachere Methode,  nur  nach  dem  eigentlichen  Durchschnitts- 
oder Mittelpreise  zu  fragen  und  dabei  die  äusserstcn  Abweichun- 
gen entweder  unbeachtet  zu  lassen,  oder  abgesondert  zu  behandeln. 
Jenes  wurde,  wie  es  scheint,  in  Preussen,  in  Hannover  u.  s.  w.  ange- 
wandt; im  Königreich  Sachsen  formulierte  man  dagegen  als  wahren 
Mittelpreis  denjenigen,  welcher  sich  aus  der  Vergleichung  der  ein- 
zelnen Marktpreise  mit  der  durch  Berechnung  sämmtlicher  Angaben 
des  Jahres  gefundenen  Durchschnittszahl  als  mit  diesem  zusammen- 
fallend oder  doch  nahe  verwandt  ergab.  Verhältnissmässig  spät  kam 
die  Ansicht  auf,  nicht  nur  alle  die  verschiedenen  Preise,  son- 
dern auch  die  zu  denselben  umgesetzten  Quantitäten  bei  der 
Berechnung  der  Durchschnittszahl  in  Anwendung  zu  bringen, 


348  E.  Heitz, 

da  es  Dicht  gleichgültig  sei,  wie  sich  im  Einzelnen  dieses  Grossenver- 
hältniss  gestalte,  und  dasselbe  auch  im  Ganzen,  soweit  möglich,  zur 
Darstellung  gebracht  werden  müsse.  Dieses  Verfahren  fand  in  Wfir- 
temberg  (bei  der  Statistik  der  Fruchtmärkte),  neuerdings  in  Bayern, 
Gotha,  und  bei  den  Martinipreisen  in  Preussen,  Hannover  etc.  seine 
Verwirklichung.  In  Preussen  wurde  auch,  wie  wir  gesehen  haben, 
vorübergehend  der  Versuch  gemacht,  aber  sofort  wieder  aufgegeben, 
solches  bei  dem  ganzen  Marktverkehr  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Diese  Arten ,  die  Durchschnittszahl  zu  gewinnen,  beruhen  auf  dem 
Grundsatz,  dass  sie,  von  den  einzelnen  Transaktionen  ausgehend,  zu 
einem  allgemeinen  Ausdruck  zu  gelangen  suchen,  dass  sie,  um  es 
scharf  auszusprechen,  privatwirthschaftliche  Ereignisse  zu  allgemein 
volkswirthschaftlichen  umzubilden  bestrebt  sind.  Dagegen  finden  wir 
in  den  Berichten  der  Handelskammern  theilweise  andre  Grundsätze 
maassgebend,  indem  hier  neben  den  effektiven  (Geld-)  Kursen  auch 
Briefkurse  vorkommen,  auch  sogen.  Schlusskurse  überliefert 
werden,  dass  endlich,  während  sonst  die  Beobachtung  auf  Einhaltung 
bestimmter  Markttage  oder  auch  auf  die  Zusammenfassung  aller  Märkte 
(der  Woche  oder  des  Monats)  gerichtet  ist,  nur  dann  eine  Notierung 
stattfindet,  wo  in  dem  Preisstand  Veränderungen  eintreten.  Letzteres 
kommt  fast  nur  bei  den  Wechsel-Kursen  und  beim  Diskont  vor  und 
schien  hier  durch  die  eigen thümlichen  Verhältnisse  geboten,  ist  aber 
nicht  korrekt. 

Dass  diese  Formen  und  Berechnungen  nicht  überall  zur  Verwen- 
dung kommen  können,  wo  es  gilt,  Durchschnittszahlen  zu  bilden,  liegt 
auf  der  Hand;  mehrere  haben  auch  kaum  ein  andres  Recht  für  sich 
in  Anspruch  zu  nehmen ,  als  dass  sie  wirklich  gebraucht  worden  sind. 
Und  im  Allgemeinen  wird  festzuhalten  sein,  dass  verschiedene  Rech- 
nungsarten insofern  denkbar  sind,  als  die  Ziele  wechseln,  welche  man 
erreichen  will.  Und  so  werden  wir  zunächst  auf  die  Fälle  einzugehen 
haben,  wie  sie  sich  in  der  Bearbeitung  der  Preisnotierungen  darbieten. 
Dieser  Fälle  sind  normaler  Weise  drei.  1)  Es  müssen  Preise  zusam- 
mengefasst  werden,  welche  zeitlich  in-  und  räumlich  auseinander  fal- 
len ;  2)  räumlich  in-  und  zeitlich  auseinander  fallen.  In  beiden  Fällen 
ist  die  zu  Grunde  liegende  Zahl  an  sich  einfach,  wogegen  3)  die  Zu- 
sammenfassung von  Preisen  in  Frage  kommen  kann,  welche  zwar  zeit- 
lich und  räumlich  ganz  oder  fast  ganz  zusammenfallen,  aber  selber 
komplexer  Natur  sind. 

Bevor  wir  auf  die  Analyse  dieser  Verhältnisse  und  die  durch  die- 
selben bedingten  Verschiedenheiten  der  Berechnung  eingehen,  werden 
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wir  schon  jetzt  eine  der  genannten  Modalitäten  grundsätzlich  abzu- 
weisen haben,  die  Herbeiziehung  der  ümsatzmengen. 

Die  Vorstellung  ist  zwar  allgemein  verbreitet,  als  ob  der  wahre 
Kern  und  Schlüssel  der  Preisbewegung  in  den  Ümsatzmengen  liege, 
als  ob  die  Statistik  der  Preise  so  lange  in  der  Irre  herumgehe  und 
gleichsam  ein  unbekanntes  X  umhcrführe,  als  sie  nicht  im  Stande  ist, 
die  wirklichen  Grössenverhältnisse  des  Verkehrs,  und  damit  der  Pro- 
duktion und  der  Konsumtion  in  Anschlag  zu  bringen.  Wären  diesel- 
ben unentbehrlich,  so  stände  es  allerdings  überall  da  sehr  schlimm, 
wo  sie  trotz  des  besten  Willens  und  ungeachtet  des  bereitwilligsten 
Entgegenkommens  aller  Betheiligten  nicht  zu  ermitteln  sind,  wäre 
der  grösste  Theil  der  bisherigen  Forschungen  geradezu  werthlos. 

Versuchen  wir  eine  Ehrenrettung  gegenüber  jener  Behauptung,  an 
der  nicht  viel  mehr  wahr  ist,  als  die  apodiktische  Zuversicht,  mit 
welcher  sie  ausgesprochen  und  zur  allgemein  verbindlichen  Norm  er- 
hoben worden.  Es  ist  möglich,  dass  der  blinde  Sammeleifer  einiger 
Statistiker  durch  die  Aussicht  auf  Erweiterung  unsrer  Kenntniss  sich 
hat  gewinnen  lassen.  Nun  wollte  aber  Niemand  für  weniger  wissbe- 
gierig gelten,  und  nur  so,  glauben  wir,  ist  zu  erklären,  dass  jene  Be- 
hauptung nirgends  Anstoss  erregt  hat 

Die  ganze  Theorie  geht  von  einer  Ansicht  aus,  gegen  welche  sich 
anscheinend  kaum  eine  Einwendung  wird  formulieren  lassen.  Wenn 
an  einem  Markttage,  sagt  man,  50  Scheffel  Waizen  zu  60,  100  Scheffel 
zu  70  und  450  Scheffel  zu  80  Silbergroschen  verkauft  worden  sind, 
so  ist  der  wahre  Durchschnittspreis  nicht  etwa  70,  welche  Ziffer  aller- 
dings als  rein  mittlere  Zahl  und  als  von  den  beiden  Extremen  gleich- 
weit abstehend  von  Manchem  möchte  gewählt  werden;  auch  nicht  die 
Ziffer  80,  auf  welche  die  Mehrzahl  der  Abschlüsse  fällt,  sondern  die 
Zahl  76^^/^001  welche  sich  aus  der  Zusammenfassung  beider  Zahlen- 
reihen ergibt.  In  demselben  Sinne,  fährt  man  fort,  muss  weiterbin 
bei  Zusammenfassung  verschiedner  Angaben  verfahren  werden,  um 
ein  genaues  Bild  der  Wirklichkeit  zu  erhalten,  d.  h.  ein  Bild  der  Ge- 
sammtresultate,  und  ist  es  hier  wie  dort  gleichgültig,  ob  jene  Ziffer 
bei  der  Mehrzahl  der  Fälle  als  die  eigentliche  Grundzahl  sich  vor- 
findet —  Zunächst  fällt  wohl  die  Leichtfertigkeit  auf,  mit  welcher 
man,  indem  man  Thatsachen  sammeln  will,  von  dem  thatsächlichen 
Boden  sich  entfernt,  oder  doch  denselben  nach  eignem  Belieben  um- 
gestaltet Man  kann  aber  geltend  machen  und  durch  viele  Belege 
darthan,  dass  die  Statistik  über  die  Ungleichheiten  im  Einzelnen  hin- 
wegschreiten muss,  wenn  sie  anders  zu  allgemeinen  Vorstellungen 
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gelaugen  will,  die  eben  darum,  weil  sie  die  Erscheinungen  nicht  iso- 
liert aufnehmen,  um  so  uimmstösslicher  als  Wahrheit  angesehen  wer- 
den dürfen.  Wogegen  sich  aber  sofort  das  Bedenken  erhebt,  ob  nicht 
aus  dem  Zusammenfassen  ein  blosses  Zusammenwerfen  werde,  ein 
Verwirren  statt  eines  Verbindcns. 

Jene  Konsequenz  scheint  aber  nicht  abweisbar,  und  es  ist  nur  zu 
verwundern,  dass  dieselbe  nicht  vollständiger  gezogen  worden  ist,  in- 
dem man  sich,  soweit  wir  ermitteln  konnten,  immer  begnügt  hat,  bei 
einzelnen  Jahres-  und  Landesdurchschnittspreisen  stehen  zu  bleiben. 
W^arum?  Lag  irgend  ein  innerer  Grund  vor,  ein  anderes  Verüabren 
zu  verfolgen,  wenn  man  die  Preisverhältnisse  eines  längeren  Zeitraums 
oder  mehrerer  Länder  zu  gewinnen  hatte  ?  Und  weiterhin ,  wenn  man 
so  ängstlich  nach  den  Umsätzen  an  den  Märkten  frug,  warum  nur 
beim  Getreide,  und  nicht  auch  bei  den  übrigen  Lebensmitteln,  bei 
den  Staatspapieren  und  Effekten  ?  warum  nicht  überhaupt  bei  der  weit 
überwiegenden  Zahl  von  Umsätzen,  welche  ausserhalb  der  Märkte  er- 
folgen, bis  zu  der  enormen  Zahl  von  Produkten,  welche  zwar  auch 
einer  W^erthschätzung  unterliegen,  aber  ohne  Umsatz  in  den  Selbst- 
verzehr des  Produzenten  übergehen?  (Wir  treffen  die  Konsequenz, 
wenigstens  in  gewissem  Sinne,  in  einer  Ausführung  von  Held,  wel- 
cher in  die  Erörterung  zwischen  Laspeyres  und  Trobisch  die  Bemer- 
kung hineinwirft ,  dass  nicht  die  blosse  Kenntniss  der  einzelnen  Quan- 
titäten, sondern  des  ganzen  und  wechselnden  Gütervorrathes  bei  der 
Feststellung  der  wirklichen  Preiserscheinungen  unerlässlich  sei.  Damit 
würde  freilich  die  ganze  ökonomische  Statistik  in  sich  selbst  zusam- 
mensinken, sofern  man  mit  Held  unter  diesem  Gütervorrath  Alles,  was 
existiert,  verstehen  muss.  Held  steht  demnach  auch  nicht  an  zu  be- 
haupten, dass  alle  bisherigen  Bestrebungen  im  Grunde  müssig  gewe- 
sen seien.) 

Jene  Konsequenzen  sind  aber  ebensoviel  Unmöglichkeiten  und  Un- 
denkbarkeiten. Das  liegt  auch  so  sehr  auf  flacher  Hand,  dass  man 
glauben  sollte,  es  wäre  schon  längst  die  Prämisse  geprüft  worden, 
auf  welche  sich  ein  so  gefährlicher  Gedankengang  stützt  Nun  wäre 
denkbar,  dass  demselben  wenigstens  relativ  eine  gewisse  Richtigkeit 
zukäme.  Von  der  Prämisse  wird  sich  später  ergeben,  dass  sie  das 
Schicksal  der  Konsequenzen  zu  theilen  hat;  schon  jetzt  aber  dürfen 
wir  auf  Grund  des  Gesagten  den  Schluss  ziehen,  dass  die  ganze  An- 
nahme unrichtig  ist  und  uns  mit  einer  Yermengung  von  Dingen  be- 
droht, welche  begrifflich  so  wenig  wie  thatsächlich  etwas  mit  ein- 
ander zu  schaffen,  noch  gemein  haben.    Entweder  —  oder!    Entweder 
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ist  die  genaue  Kenntniss  der  Quantitäten  unumgänglich  nothwendig 
und  das  wahre  Komplement  und  die  Bedingung  aller  Nachforschungen 
über  die  Preise;  drücken  sich  also  letztere  in  Jenen  aus.  Dann  darf 
die  ökonomische  Statistik  nicht  ruhen,  als  bis  sie  volle  Einsicht  ge- 
winnt in  alle  quantitativen  Vorgänge.  Nach  menschlicher  Voraussicht 
aber  erreicht  sie  dieses  Ziel  nie,  und  bleibt  ihr  nichts  übrig,  als  die- 
sem Wissensgebiet  Valet  zu  sagen.  Oder:  Quantität  und  Preis  sind 
nicht  immanente  Begriffe,  höchstens  so,  dass  in  den  Preisen  die  quan- 
titativen Verhältnisse,  nicht  aber  umgekehrt,  einen  gewissen  Ausdruck 
finden.  Dann  wird  die  Statistik  sich  jener  als  eines  nicht  nur  un- 
nützen, sondern  auch  schädlichen  Ballastes  zu  entledigen  haben,  und 
nur  so  „leichtgeschürzt"  ihren  Weg  fortsetzen. 

In  der  That,  wenn  jenes  „Entweder"  richtig  wäre,  fiele  es  schwer 
genug,  das  Leben  und  die  von  demselben  an  die  Wissenschaft  ge- 
stellten Forderungen  mit  einander  zu  vereinigen.  Das  Leben  ist  oft 
zudringlich  mit  seinen  Fragen  über  den  Stand  der  Preise,  aber  nie 
so  ungeneigt,  Einsicht  zu  gewähren  in  die  quantitativen  Verhältnisse, 
als  eben  in  den  Zeiten  der  allgemeinen  Noth  und  Theuerung.  Das 
sind  Thatsachen ,  welche  das  aussterbende  Polizeiregime  der  Jahre  1847 
und  1848  nicht  zu  überwinden  vermochte,  und  wogegen  angekämpft 
zu  haben,  nicht  wenig  zur  Erbitterung  des  Volkes  beigetragen  hat 
Ist  aber  das  Leben  wirklich  so  unlogisch?  Ich  glaube  nicht.  Man 
hat  es  wohl  vergessen  —  ich  meine,  der  Ausdruck  dürfe  wohl  auf 
internationale  Gültigkeit  Anspruch  machen  —  dass  die  allgemeine, 
von  Alters  her  übliche  Frage  lautet:  Wie  viel  kostet  der  ScheflFel, 
der  Malter,  der  Zentner,  das  Kilogramm?  und  nicht,  wie  viel  ko- 
sten die  Schefiiel,  die  Malter  u.  s.  f.  Statt  daran  festzuhalten,  Hess 
man  sich  durch  die  wenigen  Gelegenheiten  bethören,  wo  man  die  sonst 
so  fest  geschlossene  Thüre  in  das  Gebiet  der  Quantitäten  halb  geöif- 
net  fand,  und  gab  sich  nun  einer  allerdings  sehr  begreiflichen  Neugier 
bin ,  auch  hier  möglichst  viel  zu  erfahren.  Unsere  Helden  hatten  aber 
den  Faden  der  Ariadne  verloren  I  — 

Nach  dieser  allgemeinen  Andeutung,  für  welche  wir  im  Folgenden 
noch  einige  Belege  zu  erbringen  hoffen,  kehren  wir  zur  Durchschnitts- 
oder Mittelzahl  zurück.  Es  ist  gewiss  eigenthümlich  und  nicht  unbe- 
denklich für  die  Statistik,  dass  jene,  obschon  ihr  wichtigstes  Hülfs- 
mittel,  doch  eigentlich  Niemandem  recht  zusagen  will  und  unaufhör- 
lich Reparaturen  und  Ausbesserungen  erfährt.  Liegt  der  Fehler  etwa 
in  ihrer  Anwendung?  —  Die  ganze  Angelegenheit  hat,  wenn  wir  recht 
sehen,  drei  Phasen  durchgemacht.    Ui*sprünglich  hatte  man  wohl  der 
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Durchschnitts-  oder  Mittelzahl  nur  als  eines  einfacheren  Ausdrucks 
für  eine  grössere  Reihe  von  Zahlen  sich  bedient,  ohne  darüber  zu 
vergessen,  dass  es  blosse  Redeform  sei.  Später  machte  man  die  Ent- 
deckung, dass  bei  einer  Masse  von  Lebenserscheinungen  gewisse  Regel- 
mässigkeiten auftreten;  man  nannte  diese  Regelmässigkeiten  Gesetze, 
und  nun  schien  allerdings  die  Statistik  genug  gethan  zu  haben,  wenn 
sie  aus  einer  Mehrzahl  von  Erscheinungen  (in  Zeit  und  Raum)  die 
Durchschnittszahl  gewonnen  hatte;  von  da  an  untersuchte  man  nicht 
weiter,  ob  die  Durchschnittszahl  richtig  gebildet  worden,  oder  gar, 
wie  sich  die  Grundzahlen  unter  einander  verhalten.  Heutzutage  ist 
man,  was  aus  unserer  Uebersicht  der  Literatur  hervorgeht,  in  allen 
diesen  Dingen  entschieden  vorsichtiger,  so  dass  man,  ohne  stark  fehl 
zu  gehen,  sagen  könnte,  die  Durchschnittszahl  wird  nicht  mehr  von 
der  Forschung  als  Ziel  und  Endzweck  betrachtet,  sondern  ist  nur 
Durchgangs-  und  Anhaltepunkt  für  dieselbe;  die  Verschiedenheiten  in 
der  Fassung  der  Durchschnittszahl  sind  freilich  gegenwärtig  grösser 
als  je.  Urtheile  man  übrigens  nicht  zu  streng  über  die  mittlere  Schule. 
Sie  hat  der  Wissenschaft  eine  Menge  von  Freunden  zugeführt  und  ge- 
wiss auch  durch  das  Bestreben,  den  Zusammenhang  in  den  Erschei- 
nungen zu  finden  und  die  Möglichkeiten  selbstwerthiger  Entwicklung 
nachzuweisen,  manche  Dienste  geleistet,  wie  wir  auch  ihr  zunächst 
die  Sammlung  vieler  Nachrichten  zu  verdanken  haben.  Wir  fassen 
jetzt  die  Idee  jenes  Zusammenliangs  ganz  anders,  sind  auch  davon 
zurückgekommen,  dass  die  täglichen  und  jährlichen,  die  lokalen  und 
nationalen  Varianten  nur  Zufälligkeiten  seien,  welche  die  Wissenschaft 
abzustreifen  habe;  noch  sind  wir  aber  nicht  so  weit,  ein  fertiges  Sy- 
stem an  die  Stelle  jener  brillanten  Versuche  zu  setzen. 

L  Gehen  wir  nun  aber  die  Aufgaben  im  Einzelnen  durch  und  be- 
trachten zunächst  den  Fall,  wo  zeitlich  zusammenfallende,  aber  ört- 
lich verschiedene  Preise  zu  gemeinsamem  Ausdruck  gebracht  werden 
sollen.  Es  war  davon  schon  bei  Gelegenheit  des  Marktwesens  die  Rede, 
und  hatten  wir  dort  die  Verschiedenheit  in  den  einzelnen  Erscheinun- 
gen und  die  Schwierigkeiten  einer  befriedigenden  Zusammenfassung, 
insbesondere  aber  auch  das  Unzureichende  des  üblichen  Verfahrens 
kennen  gelernt.  Dessenungeachtet  halten  wir  das  Bestreben  nach  einem 
Landesdurchschnittspreise  für  durchaus  berechtigt  und  nothwendig. 
Es  kann  auch  nicht  anders  sein,  als  dass  durch  alle  diese  örtlichen 
Gebilde  ein  gemeinsamer  Gedanke  sich  hindurchzieht,  dass  der  Staat 
aller  Zeiten  und  Völker  jenen  einzelnen  Phänomenen  einen  gemein- 
schaftlichen Typus  verleiht.     Nur  muss,  um'  jene  Verschiedenheiten 
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ganz  und  voll  zu  erfassen,  darauf  bestanden  werden,  dass  die  Statistik 
der  Märkte  eine  völlige  Umgestaltung  erfahre.  Man  könnte  dabei  an 
die  geographische  Methode  denken,  allein  es  ergibt  sich  sofort,  dass 
deren  unmittelbare  Verwendung  nicht  möglich  ist.  Wir  glauben  näm- 
lich wahrscheinlich  gemacht  zu  haben,  dass  die  Märkte  nicht  etwa  der 
nothwendige  Ausdruck  ihrer  Umgebung  sind ,  und  heutzutage  ist  wohl 
ganz  unmöglich,  von  vornherein  das  Gebiet  zu  bestimmen,  in  wel- 
chem sich  ein  Markt  gegen  den  anderen  als  herrschend  erweist. 

Aus  gleichem  Grunde  ist  auch  der  Mittelweg  der  Anlage  von 
Isothermen  oder  Isomeren  unzureichend,  an  den  man  denken  könnte. 
Die  heutige  Aufgabe  der  Statistik  ist  eine  doppelte;  sie  hat  einmal 
die  Verschiedenheiten,  wie  sie  thatsächlich  existieren,  zum  Ausdruck 
zu  bringen,  aber  auch  nachzuforschen,  ob  und  welche  gemeinschaft- 
lichen Gesichtspunkte  vorhanden  sind.  Zu  diesen  Untersuchungen  ge- 
winnt man  festen  Stand  nur,  wenn  man  sich  vorhält,  im  wirthschaft- 
lichen  Leben  komme  nie  gleich  auf  gleich  zu  liegen,  wirke  niemals 
eine  und  dieselbe  Ursache  überall  mit  absolut  gleicher  Macht,  und 
namentlich  sei  es  das  Geheimniss  der  wirthschafüichen  Vorgänge,  dass 
sie  nicht  an  eine  und  dieselbe  Erscheinungsform  gebunden  sind.  Er- 
gibt sich  daraus  die  Nothwendigkeit  nicht  sowohl  des  Zählens,  als 
die  des  Messens  und  des  in's  Verhältniss- Setzens  der  einzelnen  Preis- 
erscheinungen, so  sehen  wir,  dass  eine  gut  durchgeführte  Reihen - 
beobachtung  nicht  bloss  wünschenswerth ,  sondern  geradezu  unent- 
behrlich ist  Wir  haben  gezeigt,  dass  bei  einigen  Getreidesorten  die 
Preisunterschiede  nicht  so  gross  sind,  als  bei  anderen.  Würde  die 
Beobachtung  weiter  geführt,  auch  auf  verwandte  Gebiete  ausgedehnt, 
so  würden  sich  höchst  wahrscheinlich  jene  gemeinschaftlichen  Bezie- 
hungen finden,  deren  Auftreten  in  den  verschiedenen  Preisen  wir  heute 
allerdings  mehr  vermuthen,  als  nachweisen  können.  —  Uebrigens 
muss  bei  solchen  Untersuchungen  ernstlich  erwogen  wer- 
den, ob  nicht  schon  in  den  Preisen  des  wichtigsten  (zen- 
tral gelegenen)  Marktes  das,  was  wir  im  sog.  Landes- 
durchschnitt suchen,  enthalten  sei,  m.  a.  W.,  ob  nicht  jener 
einzelne  Preis  und  das  Produkt  aus  allen  (richtig  gefassten)  Preisen  fak- 
tisch das  gleiche  Resultat  ergeben.  Diese  Möglichkeit  muss  zugegeben 
werden,  aber  der  Schritt  ist  so  kühn,  dass  nur  sorgfältige  Prüfung 
dazu  berechtigt 

U)  Auf  ganz  anderer  Seite  liegen  die  Schwierigkeiten  in  dem 
zweiten  Falle,  wo  es  gilt,  aufeinanderfolgende  ähnliche  Erscheinungen 
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auf  einen  gemeinschaftlichen  Ausdruck  zu  bringen.    Dort  ist  die  Ver- 
schiedenheit grundsätzlich  anerkannt,  und  handelt  es  sich  nur  darum, 
die   gemeinschaftlichen,   die  Berührungspunkte  hervorzukehren;   hier 
glaubte  man  die  Abweichungen  als  blosse  Anomalieen  ansehen  zu  dür- 
fen.    Aber  freilich,   von  der  hier  vermutheten  Gleichartigkeit  fand 
sich  wenig  genug.     Indem  man  die  Vielheit  auf  die  Einheit  zurück- 
führte, verwischte  man  die  grossen,  oft  sogar  konstanten  Abweichun— 
gen,  leugnete  man  den  unaufhörlichen  Wechsel,  das  beständige  Auf-  uni 
Niederwogen,  konstruierte  man  nicht  selten  ein  Einheitliches,  während, 
in  That  und  Wahrheit  ein  Vielfaches  vorlag.     Und  dazu  kam   noch^. 
dass  man  durch  die  so  oder  anders  gefasste  Durchschnittszahl  zu  einem^ 
einzelnen  Punkt  herunterdrückte,  was  doch  eigentlich  eine  Reihe,  ein^ 
ausgezogene  Linie  ist. 

Letzterer  Uebelstand  scheint  allerdings  unvermeidlich;  man  Ikiinii^ 
sich  aber  damit  trösten,  dass  jene  sogen.  Reihe,  genau  besehen,  doch^ 
wieder  nur  eine  Anzahl  von  Punkten  ist,  die  wir  uns  erst  zur  Linien 
ausgestalten.  —    Uebrigens  haben  alle  diese  Erwägungen  der  Wissen — 
Schaft  viel  zu  denken  gegeben  und  zu  einer  Reihe  von  Vorschlagen^: 
geführt,  die  bald  der  Grundzahl,  bald  der  Berechnungszahl  eiae  gros — - 
sere  Akkommodationsfähigkeit  geben  sollten.    Dorthin  ist  zu  rechnend 
das  ziemlich  oft  angewendete  Verfahren  der  Ausmerzung  der  ausser- — 
sten  Zahlen.    Man  sagte,  wenn  bei  einer  Zusammenstellung  von  Frei — 
sen  nur  selten ,  aber  dann  sehr  starke  Abweichungen  von  der  eigent-  — 
liehen  Mittelzahl  vorkommen ,  so  können  nur  Anomalieen  und  Zufällig — 
keiten  Schuld  sein ,  welche  mit  dem  wahren  Wesen  der  Sache  wenig  'Z 
oder  gar  nicht  zusammenhängen;  man  würde  durch  ihre  Aufnahme  * 
den  natürlichen  Verlauf  und  die  innere  Einheit  der  Erscheinungen 
stören.     Allein  diese  Argumentation  ist  in  sich  selbst  widersprechend,    . 
sie  behandelt  auch  als  bewiesen ,  was  erst  zu  beweisen  wäre.    Ist  näm- 
lich die  Preisbewegung  irgend  eines  Gegenstandes  soweit  in  sich  ge- 
schlossen, dass  sie  durch  gewisse,  immer  auf  einander  wirkende  Faktoren 
bedingt  ist,  so  muss  doch  die  Möglichkeit  ungleicher  Intensität  jener 
Faktoren  zugegeben  werden,  und  dann  sind  die  einzelnen  Ausschläge 
an  sich  so  korrekt  und  durch  die  Natur  der  Sache  gegeben,  wie  die 
scheinbar  normalen  Ziflfem.     Wir  berufen  uns  hierfür  auf  die  noto- 
rischen, durch  Ernteausfälle  bedingte  Preisdifferenzen  bei  dem  Ge- 
treide.    Oder  aber,  jene  Abweichungen  sind  durch  dritte  und  vierte 
Faktoren  bedingt,  etwa  durch  Ein-  und  Ausfuhrverbote,  durch  Geld- 
und  Finanzkrisen;  dann  müssen  wir  auch  diese  berücksichtigen,  wenn 
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wir  nicht  in  die  Gefahr  gerathen  wollen ,  das  Auftreten  derselben  durch 
jene  Korrektur  unkenntlich  zu  machen. 

Viel  häufiger  sind  übrigens  die  Versuche  gewesen ,  die  Rechenzahl 
zu  verbessern.  Es  mag  hier  des  etwas  sonderbaren  Vorschlags  gedacht 
werden,  welcher  sich  unter  den  Schriften  des  bereits  genannten 
Kraus ^)  befindet.  Derselbe  geht  ungefähr  dahin:  die  verschiedenen 
Zahlen  einer  Reihe  sind  so  zu  ordnen,  dass  an  den  Anfang  diejenigen 
Ziffern  zu  stehen  kommen,  welche  von  der  arithmetischen  Mittelzahl 
am  weitesten  abstehen,  so  dass  die  Reihe  mit  den  Ziffern  schliesst, 
welche  sich  der  letzteren  am  meisten  nähern.  Man  löst  nun  von  der 
Reihe  immer  ein  Glied,  also  zuerst  die  höchste  Zahl,  dann  die  nie- 
derste, dann  die  zweithöchste  u.  &  f.  los,  nachdem  jeweilen  die  Durch- 
schnitte berechnet  worden  sind.  Da  dieselben  ungleich  sind,  werden 
auch  sie  in  der  angeführten  Weise  geordnet  und  behandelt,  bis  zu- 
letzt eine  Zahl  herauskommt,  welche  keine  weitere  Modifikation  mehr 
zulässt  —  Dieser  Vorschlag  mit  seiner  endlosen  Vermehrung  der 
Rechenarbeit  hat  unseres  Wissens  keine  Freunde  gefunden;  er  unter- 
scheidet sich  auch  formal  nur  dadurch,  dass  er  mit  einem  gewissen  Be- 
hagen die  an  sich  lebensvollen  Differenzen  zu  Tode  quält,  während  der 
arithmetische  Durchschnitt  ihnen  ein  rasches  Ende  bereitet  Er  ist 
aber  auch  verfehlt,  indem  er  die  Aufeinanderfolge,  das  Historische 
der  Erscheinungen  verleugnet 

Den  Härten  der  Durchschnittszahl  suchte  man  (vgl.  die  Arbeiten 
der  Sächsischen  Statist  Zeitschrift)  noch  durch  selbstständige  Berech- 
nung der  Maximal-  und  Minimaldifferenzen  zu  begegne,  welche  dann 
theilweise  bei  Gewinnung  der  eigentlichen  Durchschnittszahl  ausser 
Acht  blieben.  Gerechtfertigt  sind  beide  Arten  durch  den  Grundge- 
danken, dass  das  gewöhnliche  Mittel  ein  durchaus  unvollkommenes 
Bild  gibt;  während  aber  beide  nur  die  äussersten  Grenzlinien  der  Be- 
wegung, nicht  ihr  inneres  Gefüge  kennzeichnen,  kommt  die  Lostösung 
jener  äussersten  Zahlen  einer  besonderen  Methode  nahe,  für  welche 
wir  doch  vergebens  nach  Begründung  suchen.  (Vgl.  auch  vorige  Seite.) 

Zu  völliger  Prinziplosigkdt  aber  führt  die  Aufstellung,  dass  Dftau, 
um  den  Fehlem  und  Mängeln  der  Durchschnittszahl  zu  entgehen,  die 
einzelnen  Erscheinungen  möglichst  weit  hinauf  verfolgen  müsse.    Die 


1)  a.  a.  O.  I,  S.  271  ff.:  Die  Berechnung  der  Durchschnittssahl.  —  Die  Arbeit 
rfihrt ,  einer  redaktioneUen  Notiz  zufolge ,  von  einem  Schüler  Kraus*  her ,  fand  sich  aber 
mit  Noten  und  Znsfttaen  versehen  in  dessen  Sehreibpult ,  so  das»  aniuaehoMn  wfire ,  er 
kttte  die  Vorschlige  gebilligt  und  an  den  seinigen  gemacht 
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AuwcnduDg  war  beschränkt,  aber  um  so  glänzender  erschien  das  Re- 
sultat. Nun  zeigten  sich  Harmonieen,  Folgerichtigkeiten  und  Regeln 
der  Entwicklung,  gegen  welche  die  Regellosigkeit  des  einzelnen  Mo- 
ments als  werthlos  erscheinen  musste:  die  Durchschnittszahl  war  ge- 
rechtfertigt! Wie  wäre  es  auch  möglich,  sich  eine  Bewegung  zuden- 
ken ohne  einen  bestimmten  Grundgedanken,  ohne  ein  festes  Gesetz, 
ein  sicheres  Ziel?  Jene  Zufälligkeiten  und  Abnormitäten,  man  sieht 
es  genau,  sind  nichts  als  reizvolle  Spielungen  der  Laune  oder  auch 
unsinnige  Versuche  und  Spontaneitäten,  für  welche  die  Geschichte 
keinen  Raum  hat! 

Eine  solche  Auffassung  ist  gewiss  erhaben  und  fesselnd  fiir  den 
menschlichen  Geist,  welcher  doch  sonst  nicht  gern  auf  sein  indivi- 
duelles Wollen  und  Können  verzichtet;  ist  sie  durch  die  ITiatsachen 
bestätigt?  Wir  bestreiten  das  Letztere  unbedingt  und  verweisen  auf 
die  Betrachtungen,  welche  wir  an  die  preussischen,  hannoverschen 
und  andere  Tafeln  angeschlossen  haben.  Man  hat  offenbar  vergessen, 
dass  die  Zahlen,  wie  die  ihnen  unterliegenden  Vorkommnisse,  relative, 
nicht  absolute  Grössen  sind;  man  hat  tibersehen,  dass  verschiedene 
Umgebung  die  Kraft  und  Richtung  der  Elemente  verändert  und  be- 
dingt, und  dass  deren  Verfolgung  nur  dann  von  Irrthümem  fern  bleibt, 
wenn  man  die  Ablenkungen  und  Verschiebungen,  oder  richtiger,  wenn 
wir  die  Medien  kennen ,  durch  welche  die  Kräfte  hindurchgehen.  Statt 
hierauf  bedacht  zu  sein ,  hat  man  die  Dinge  aus  ihrer  Umgebung  los- 
gelöst und  gleichsam  auf  den  Isolierstuhl  gesetzt,  was  Wunder,  dass 
sie  sich  nun  geftigig  und  lenksam  erwiesen! 

Es  kann  nicht  anders  sein;  nur  durch  strenge  Festhaltung  des 
Grundsatzes  der  Reihenbeobachtung  und  durch  die  Kombination  von 
aUgemein  historischer  und  statistischer  Methode  kann  die  Wissenschaft 
diesen  Gefahren  entgehen;  sie  muss  darauf  verzichten,  das  Einzelne 
aus  sich  selbst  erklären  zu  wollen ,  und  wie  sie  dessen  Wesen  auf  dem 
Wege  des  Längsschnitts  zu  erkunden  sucht,  hat  sie  durch  jeweilige 
Querschnitte  sich  gewisse  Kunde  darüber  zu  verschaffen,  wie  und  in 
welcher  Verbindung  die  Dinge  gelagert  sind.  Es  muss  das  Beispiel 
des  modernen  Staates  nachgeahmt  werden.  Wie  dieser  die  wichtigen 
Funktionen  der  Kontrole  zu  einer  seiner  vornehmsten  und  ehrenvoll- 
sten Aufgaben  gemacht  und  in  seinen  Verwaltungsorganismus  aufge- 
nonmien  hat,  während  im  Mittelalter  ausser  ihm  stehende  ständische 
Ausschüsse,  Deputationen  der  Bürgerschaft,  oder  auch  das  Volk  selbst 
dieses  wichtige  Amt  durchzuführen  hatten ,  also  hat  sich  die  Statistik 
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mit  allen  Kautelen  zu  umgeben,  welche  die  Geschichte  und  das  wirk- 
liche Leben  darbieten. 

Wir  haben  noch  eines  besonderen  Falles  der  Zusammenfassung 
zeitlich  auseinanderliegender  Erscheinungen  zu  gedenken,  wo  es  näm- 
lich gilt,  die  Zu-  oder  Abnahme  zu  berechnen.  Das  Wichtigste  er- 
schien hier,  die  Zufälligkeiten  der  Anfangs-  oder  Endzahl,  von  welcher 
bei  der  Berechnung  auszugehen  oder  worauf  sie  zu  richten  wäre,  zu 
umgehen.  Daher  die  ziemlich  allgemeine  üebung,  nicht  den  Durch- 
schnittspreis eines  einzelnen  Jahres,  sondern  mehrerer  Jahre  zu  Grunde 
zu  legen,  d.  h.  zuerst  einen  Durchschnitt  aus  einer  langem  Periode 
aufzusuchen  und  zur  Grundzahl  zu  machen.  —  Damit  war  etwas  er- 
reicht, man  war  über  die  Capricen  der  einzelnen  Jahre  Meister  ge- 
worden. Mau  gewöhnte  sich  dabei  noch  an,  zwar  auf  die  Grundzahl 
genau  zu  achten  und  ihr  eine  „normale"  Gestalt  zu  verleihen  durch 
Extrahierung  mehrerer  Ziffern,  ohne  doch  für  die  Endzahl  ein  entspre- 
chendes Verfahren  zu  beobachten.  Ist  uns  doch  keine  statistische  Ar- 
beit bekannt  geworden,  in  welcher  nicht  fünf-  oder  zehnjährige  Durch- 
schnittspreise mit  einzelnen  Jahrespreisen  verglichen  würden.  Man 
entfernt  sich  bei  der  historischen  Forschung  von  dem  historischen  Bo- 
den durch  die  Bildung  jener  Durchschnitts -Grundzahlen  und  durch 
das  üeberspringen  der  Zwischenglieder. 

Dort  war  wohl  der  Grundgedanke  gewesen,  dass  die  einzelnen 
Preise  nicht  das  ganze  Wesen  der  Sache  zum  Ausdruck  bringen;  er- 
hält man  aber  diesen  durch  das  Produkt  aus  einer  beliebigen  Anzahl 
von  Fällen,  d.  h.  durch  ein  Verfahren,  welches  die  einzelnen  Fehler- 
grössen  nicht  beseitigt,  sondern  nur  addiert  und  dividiert?  Die  Durch- 
schnittsgrundzahl ist  nur  dann  richtig,  wenn  sie  sich  vollständig  deckt 
mit  der  eigentlichen  Mittelzahl  und  wenn  von  dieser  die  andern  Zah- 
len proportional  gleich  weit  entfernt  sind.  Dann  bedarf  man  aber 
derselben  nicht,  und  stellt  jede  Ziffer  den  Normalfall  vor.  Solches 
ist  aber  nicht  denkbar.  Man  ist  also  mit  jener  Durchschnittszahl  zu 
weit  oder  nicht  weit  genug  gegangen.  Ist  die  einzelne  Erscheinung 
an  sich  trügerisch,  so  ist  es  mit  logischer  Nothwendigkeit  auch  ihre 
Summe.  Zwei  Beispiele  mögen  ausreichen:  Nach  Soetbeer  no- 
tierte man  in  Hamburg  zwischen  1851  —  1857  Zinn  Banca  p.  Zentner 
und  Pr.  et  wie  folgt:  27.  25,  30.  14,  41.  4,  41.  28,  40.  28,  46.  11 
und  50.  11. 

Durchschnitt  der  sämmtlichen  Jahre  39  Thlr.  27  Gr. 
„  „    Jahre  185^*/,  .    .    44    „        5  „ 

„  „        „      185Vß  .    .    36    „      14  „ 
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Steinkohlen  notierten  in  den  gleichen  Jahren  6,  6,  8,  9,  9,  9  und 
7  Gr.  p.  Ztn.;  Durchschnitt  ISöV?  7Vio,  ISöVß  ^^U,  ISö»/,  S«/»- 

Diese  Zahlen  sind  schulgerecht  gewonnen,  sie  zeigen  aber  nicht 
entfernt  eine  Verwandtschaft  mit  der  Wirklichkeit,  während  doch  die 
Thatsächlichkeit  aller  jener  Einzelpreise  nicht  durchzuthun  ist  Der 
Fehler  kann  nur  darin  liegen,  dass  die  natürliche  Unterlage,  die  Ein- 
heit und  Einheitlichkeit  der  einzelnen  Preise  verneint  wird. 
Man  vermengt  die  Perioden  der  Preisbildung,  obschon  Jedem  bekannt, 
dass  die  einzelnen  Jahre  besondre  Preiskonstellationen  haben  und  ha- 
ben müssen.    Man  arbeitet  mit  grossem  Pinsel. 

Von  noch  grösserem  Nachtheil  ist  die  AusserachÜassung  der  Mit- 
telglieder, wie  das  geschieht,  wenn  man  die  Preise  der  60er  Jahre 
mit  denen  der  40er,  30er  oder  20er  Jahre  vergleicht.  Wenn  die  For- 
schung den  grossen  Zusammenhang  verschiedener  Erscheinungen  nie 
vergessen  darf,  so  sollte  sie  noch  weniger  die  Gliederung  jeder  ein- 
zelnen vernachlässigen.  Ja  je  grösser  jene  Zwischenräume  sind,  desto 
grösser  auch  die  Gefahr,  weder  die  Anfangs-  noch  die  Endzahlen  zu 
verstehen.  —  Gilt  aber  vom  Preise  vornehmlich  das  Eine,  dass  die 
Vergangenheit  auf  die  Gegenwart  und  diese  wieder  auf  die  Zukunft 
wirkt,  so  muss  man  sich  in  die  Mitte  stellen  und  von  da  aus  nach 
Anfang  und  Ende  fortschreiten,  alle  einzelnen  Glieder  als  solche  und 
in  ihrer  Wirkung  auf  die  Mitte  erfassend.  Diese  Mitte  kann  aber  aus 
den  angeführten  Gründen  nicht  die  wirkliche  Mittelzahl,  sondern  nur 
eine  ideelle  Ziffer  sein,  das  Produkt  aus  sämmtlichen  Vorkommnissen, 
so  dass  wir  also  in  keinem  Falle  genau  den  einzelnen  Erscheinungen 
verbotenus  folgen,  und  doch  wieder  alles  genau  berücksichtigen,  was 
an  die  Oberfläche  tritt  Ist  ein  einheitliches  Prinzip  der  Entwicklung 
vorhanden,  so  muss  die  neue  ideelle  Linie  fast  ganz  der  wirklichen 
(wenn  auch  gebrochenen)  Linie  entsprechen ;  ist  kein  solches  vorhanden, 
oder  richtiger,  wirken  mehrere,  aber  ungleich  geartete  Faktoren  zu- 
sammen, so  muss  uns  auch  diese  Berechnungsart  im  Stiche  lassen. 
In  beiden  Fällen  bedürfen  wir  aber  jener  Durchschnitts -Grundzahlen 
nicht  mehr. 

Die  einzige  Formel,  welche  nach  dieser  Seite  hin  alles  Wesent- 
liche vereinigt,  ist  die  schon  erwähnte  des  Herrn  Dr.  G.  F rege,  Do- 
zenten der  Mathematik  in  Jena,  und  lassen  wir  hier  im  Wortlaute 
folgen,  was  uns  derselbe  freundlichst  mitgetheilt  hat: 

„Wenn  von  einer  Grösse,  die  sich  mit  der  Zeit  ändert,  die  Werthe 
Vi^  y%^  '  '  Ph  gegeben  sind,  welche  in  gleichen  Zeitabständen  auf 
einander  folgen,  so  ist  die  Aufgabe  gestellt,  eine  gleichförmig  an- 
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oder  absteigende  Reihe  zu  berechnen,  die  sich  dem  wirklichen  Ver- 
laufe möglichst  genau  anschliesst.  Wir  unterscheiden  folgende  Fälle: 
1)  Wenn  die  Anzahl  der  gegebenen  Werthe  eine  ungerade 
=  2»  +  l  ist,  so  nennen  wir  die  in  der  Mitte  stehende  Zahl  yc. 
Die  gleichweit  von  der  Mitte  nach  oben  und  unten  abstehenden  Zah- 
len sind  dann  zu  bezeichnen  durch  ^c  +  i  und  yc-i.  Wir  bilden  alle 
Differenzen  (yc+i  —  yc-i),  multiplizieren  jede  mit  dem  zugehörigen  Ab- 
stände i  und  dividieren  die  Summe  der  erhaltenen  Produkte  durch 
Jii  (2»  + 1)  (n+ 1),  so  erhalten  wir  die  mittlere  Aenderüng  von 
Glied  zu  Glied: 

i  =  n 

^i(yc  +  i  — yc-i) 


ini2n+l)  (n  +  D- 
Das  arithmetische  Mittel  rjc  der  gegebenen  Zahlen  machen  wir  zum 
Mittelgliede  der  zu  berechnenden  Reihe  und  leiten  aus  ihm  durch  be- 
ständige Subtraktion,  bezgl.  Addition  der  Zahl  B  die  übrigen  Glieder 
'"/D  '^t  *  •  •  ^b  derselben  ab,  so  dass 

jyc  +  i  =  fjc  +  iB,  fjc—i  =  rjc  —  iB 
ist. 

Beispiel  siehe  S.  360. 

2)  Wenn  die  Zahl  der  gegebenen  Werthe  eine  gerade  =2n  ist,  so 
nennen  wir  die  beiden  in  der  Mitte  stehenden  Zahlen  ya  und  y^,  wo 
ß=a+L  ist.  Wir  bilden  die  Differenzen  (yß  +  i  —  ya-O  der  gleichweit 
von  der  Mitte  abstehenden  Zahlen  und  multiplizieren  jede  mit  (2i  +  1). 
Die  Summe  dieser  Produkte,  dividiert  durch  |(2n  —  1)  nX2n  +  1), 
giebt  wieder  die  Grösse 

j"(2i-M)  (yß  +  i-ya-i) 

-^=  "j(2n-l)  n(2n+l) 
Durch  Subtraktion  und  Addition  der  Hälfte  dieser  Zahl  finden  wir 
aus  dem  arithmetischen  Mittel  die  beiden  mittleren  Zahlen  tjol  und  ijß 
der  zu  berechnenden  Reihe,  aus  denen  die  andern  Glieder  wie  oben 
gefunden  werden,  so  dass 

i^a-i  =  ija  —  i  JS,  i^ß  +  i  =  i;ß  +  i  J3  ist. 

3)  Wenn  Lücken  vorhanden  sind,  so  kann  man  die  Zahl  der  in 
Betracht  kommenden  Zeitpunkte  als  ungerade  =  (2  n  +  1)  ansehen, 
da  man  am^  Anfang  oder  Ende  immer  noch  eine  Lücke  hinzufügen 
kann.  Wenn  dies  erfordert  wird,  um  eine  ungerade  Anzahl  von  Glie- 
dern zu  erhalten,  so  setzt  man  die  Lücke  an  das  Ende,  in  dessen 
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le  am  wenigsten  Lücken  vorhanden  sind.  Man  bildet  dann  wie 
ersten  Falle  die  Summe 

P=  s)  (yc+i  — yc-i), 

(m  man  die  Lücken  als  Nullen  in  Rechnung  zieht.  Nummeriert 
i  die  Zeitpunkte  von  der  Mitte  aus  nach  oben  mit  +  1 ,  +2, 
J, .  .  .  +  n,  nach  unten  mit  —  1,  —  2,  —  3,  ...  —  n,  so  erhält 
)  Lücke  eine  Stellenzahl  j.  Man  bildet  nun  die  Summe  aller  Stel- 
sahlen der  Lücken  2j  und  die  Summe  der  Quadrate  dieser  Zahlen 

».    Femer  addiert  man  alle  gegebenen  Zahlen  Sy^,.    Dann  ist  die 

k=:  — n 

stante  Differenz  der  gesuchten  Reihe: 

^_    fn.P-i-  2j  .Syk 

m  (i  n  (2n  +  i")  (n  +1)  -  Sj*)  -  {IjY 
»  Mittelglied  ist: 

^   _  g  n  (2n  4-  1)  (n  +  1)  -  2j^)  2y^  +  ^Sj  .  P 
m(ini2n+l)(n  +  l)-2j*)-{:Sjy  ' 
m  die  Zahl  der  gegebenen  Zahlen  ist. 
Beispiel:  Bemer  Rindfleischpreise  von  1848—1872. 

Berechnete  Reihe 


49 

m  =  14,  n  =  12 

47,8 

— 

51 

51.  1=  51 

46,4 

49,1 

— 

49 

49.  2=  98  • 

45,0 

50,5 

— 

52 

52.  3=156 

43,7 

51,9 

— 

— 

42,3 

53,2 

— 

54 

54.  5  =  270 

41,0 

54,6 

— 

54 

54.  6  =  324 

39,6 

56,0 

— 

58 

58.  7  =  406 

38,2 

57,3 

— 

58 

58.  8  =  464 

36,9 

58,7 

— 

58 

58.  9  =  522 

35,5 

60,0 

32 

— 

—  32  .  10  =     - 

320 

34,1 

61,4 

32 

65 

33  .  11  =  363 

32,8 

62,8 

«)34 

1872)  65 

31 .  12  =  372 

31,4 

64,1 
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Die  angegebenen  Formeln  theilen  die  wirkenden  Ursachen  in 
2TheiIe,  von  denen  der  eine  eine  gleichförmige  Aenderung  bewirkt, 
während  der  andere  ebensooft  eine  Vergrösserung  als  eine  Verklei- 
nerung der  aus  dem  ersten  Theilc  allein  folgenden  Werthe  hervor- 
bringt. Nur  den  ersten  Theil  zeigen  die  Formeln  an,  woraus  folgt, 
dass  sie  umsomehr  etwas  Wirkliches  zum  Ausdruck  bringen,  je  mehr 
der  erste  Theil  die  dauernden,  der  zweite  die  vorübergehenden  Ursa- 
chen umfasst;  je  mehr  also  die  dauernden  Ursachen  für  sich  allein 
eine  gleichförmige  Aenderung  bewirken  würden.  Uebrigens  sind  die 
Formeln  an  dieselben  Bedingungen  der  Anwendbarkeit  geknüpft,  wie 
das  arithmetische  Mittel." 

Sollte  nicht  hierin  Bestätigung  finden,  was  über  den  Einfluss  all- 
gemeiner Einrichtungen  im  Verkehrswesen  bezw.  über  die  Unzulänglich- 
keit der  blossen  Zahlenmethode  und  den  Unterschied  zwischen  Produkt 
und  Waare  gesagt  worden  ist?  Sollte  aber  nicht  zugleich  erst  mit  sol- 
cher Formel  die  Möglichkeit  exakt  historischer  Forschung  gegeben  sein? 

IIL  Unstreitig  die  grössten  Schwierigkeiten  bietet  der  letzte  Fall 
mit  verschiednen  Preisen,  welche  zur  gleichen  Zeit  und  am  gleichen  Ort 
auftreten.  Die  Aufgabe  wird  gewöhnlich  so  gefasst,  dass  man  die 
Verschiedenheiten  auf  die  Einheit  bringen  müsse,  ohne  jenen  allzu- 
viel von  ihrer  Realität  zu  nehmen.  Das  ist  aber  nicht  so  leicht,  da 
man  hierdurch  den  Einfluss  von  zahlreichen  Umständen,  welche  zu- 
nächst jene  Ungleichheiten  bedingen  —  die  Unterschiede  der  Quali- 
tät, der  Zahlungsbedingungen,  der  Lieferzeiten  und  den  gewiss  nicht 
zu  unterschätzenden  Faktor  langjähriger  Geschäftsverbindung  der  Kon- 
trahenten —  auf  die  Seite  schiebt.  Wir  sagen  kaum  zu  viel  damit, 
dass  solche  Nuss  von  der  Wissenschaft  wohl  nie  wird  aufgemacht  wer- 
den, ohne  Schale  und  Kern  zu  schädigen.  — 

Die  Schwierigkeit  ist  nur  umgangen,  wenn  man  nach  dem  Vor- 
schlage Unger's  sich  damit  begnügt,  die  verschiedenen  Notierungen 
aufzuzeichnen  und  entweder  in  dieser  Form  zu  überliefern,  oder  unter 
Addition  und  Division  zu  einer  Einheitszalil  zusammenzufassen.  Letz- 
tere ist  freilich  nicht  bloss  Sache  der  Bequemlichkeit;  vielmehr  hat 
von  Anfang  an  die  Wissenschaft,  statt  bei  der  Feststellung  der  ein- 
zelnen Vorgänge  sich  zu  beruliigen,  nach  einem  gemeinsamen  Ausdruck: 
gesucht  und  zwar  in  einer  Zahl,  welche  von  den  verschiedenen  Mög- 
lichkeiten und  Thatsachen  ungefähr  gleichweit  entfernt  wäre.  Sie 
musste  auch  präsumieren,  dass  in  den  Angaben  ein  gemeinschaftliches 
Moment  aller  einzelnen  Erscheinungen  greifbar  sich  darstelle.  —  Die 
Aufgabe   ist   daher  die:    Wo   und   wie   verschafft  sich  dieser  sup- 
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ponierte  allgemeine  Gedanke  Ausdruck?  Aber  daneben  stellte  sich 
unmittelbar  die  andre  Frage:  Wenn  wir  von  wirklichen  Thatsachen 
ausgehen,  müssen  wir  nicht  diese  selber  und  ihr  inneres  Gefüge  re- 
spektieren? Die  Fehlerquellen  sind  oifenbar:  in  dem  einen  Falle  ver- 
schaffen wir  uns  wohl  einen  einzigen  Ausdruck,  wissen  aber  nicht, 
wie  er  sich  zu  den  Thatsachen  selbst  verhält;  im  anderen  Falle  aber 
setzen  wir  die  einzelnen  Erscheinungen  glcichwerthig  einander  an  die 
Seite,  während  doch  innere  und  äussere  Cründe  nicht  ein  Neben- 
einander, sondern  nur  ein  Untereinander  vermuthen  lassen. 

Diesem  Dilemma  zu  entgehen,  hat  man  eine  Reihe  von  Verfah- 
rungs weisen  vorgeschlagen  und  angewandt,  welche  hier  einzeln  zu 
prüfen  zu  weit  führen  würde.  Sie  alle  leiden  an  einem  gemeinschaft- 
lichen Fehler;  sie  basieren  auf  einer  Annahme,  welche,  wie  man  leicht 
zu  erkennen  Gelegenheit  hätte,  thatsächlich  auch  nicht  die  geringste 
Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat  Die  mehreren  Preise  beruhen  auf  wirkli- 
chen, zwischen  einzelnen  Privaten  abgeschlossenen  Geschäften;  es  müsste 
daher  angenommen  werden,  dass  wenigstens  im  Grossen  und  Ganzen 
für  die  Einzelnen,  Produzenten  und  Konsumenten,  ihre  Rechnung  der 
gefundenen  Durchschnittszahl  gleich  komme,  dass  also  das  eine  Mal 
von  einem  gleichen  Individuum  theuer,  das  andre  Mal  billig  einge- 
kauft werde  und  umgekehrt;  denn  nur  unter  dieser  Voraussetzung 
erhält  die  gefundene  Mittel-  oder  Durchschnittszahl  als  Resultat  aller 
Einzelwirthschaften  für  die  Volkswirthschaft  materielle  Begründung 
und  Wahrheit  Nun  zeigt  sich  aber  gerade  bei  der  Abwicklung  der 
Geschäfte  überhaupt  in  eminentester  Weise  die  Intelligenz,  Wachsam- 
keit und  Sachkenntniss  des  Einzelnen.  Wir  verleugnen  durch  die 
Durchschnittszahl  die  wichtigsten  Erscheinungen  des  wirthschaftlichen 
Lebens  und  thun,  als  ob  wir  nicht  wüssten,  dass  der  Kluge  immer 
billig,  der  Dumme  immer  theuer  kauft;  dass  der  Händler  bis  auf  den 
Heller  hinaus  das  Verhältniss  von  Ein-  und  Verkauf  berechnet,  u.  s.  f. 
VLS.t  Die  notorische  Thatsache,  dass  in  theuren  Zeiten  der  Markt 
viel  lebhafter  ist,  als  in  billigen,  die  ungemein  wichtige  Maassregel 
der  Vorrathbildung  bleiben  bei  der  ganzen  Behandlung,  wie  sie  die 
Preise  erfahren,  durchaus  unberührt,  ja  man  möchte  sagen  unver- 
ständlich. 

Die  Verhältnisse  wären  dazu  in  der  That  angethan,  die  Frage 
wachzurufen,  ob  man  denn  überhaupt  das  Leben  erfasst  habe.  Aber 
als  ob  es  noch  nicht  genug  wäre  an  jener  Präsumtion,  komplizierte 
man  sich  noch  mehr  durch  Berücksichtigung  der  Umsatzmengen  bei 
der  Berechnung  der  GrunddurchschnittszahL     Die  Umstände  waren 
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freilich  äusserst  verlockend,  denn  da  auf  dem  Markte  nicht  nur  ideelle 
Preise  abgeredet,  sondern  bestimmte  Käufe  und  Verkäufe  abgeschlos- 
sen werden,  da  es  der  Statistik  unmöglich  fiel,  den  eigentlichen  Schwer- 
punkt zu  finden,  schien  nichts  natürlicher  als  eine  Kombination  von 
Preis  und  Umsatz.  Auch  der  Versuchung  zur  mathematischen  Speku- 
lation war  man  entrückt,  und  jetzt,  wo  man,  —  was  natürlich  als 
gegeben  vorausgesetzt  wird  —  alle  Momente  des  Marktes  in  der  Hand 
hielt,  konnte  man  auch  die  Möglichkeit  zugeben,  dass  der  gefundene 
Durchschnittspreis  gar  wohl  für  den  einzelnen  Geschäftsabschluss,  und 
somit  für  die  Privatwirthschaften  als  solche  unrichtig  sei:  dafür  habe 
man  jetzt  das  eigentliche  Gesammtresultat,  habe  man  den  wahren, 
volkswirthschaftlichen  Preis! 

Hat  man  sich  aber,  so  müssen  wir  fragen,  die  volle  Konsequenz 
dieses  Satzes  klar  gemacht?  Es  gibt  nur  zwei  Möglichkeiten,  und 
für  eine  derselben  wird  man  sich  zu  entscheiden  haben.  Wenn  bei 
600  Scheffeln,  von  welchen  50  zu  60  Groschen,  100  zu  70  und  450 
zu  80  verkauft  sind,  der  wahre  Mittelpreis  76» ^/^oo  Groschen  ist, 
und,  was  wir  früher  zu  zeigen  versucht  haben,  die  Märkte  die  Vor- 
bilder des  Verkehrs  sind,  so  ist  die  Möglichkeit: 

1)  Der  an  den  Markt  anschliessende  Verkehr  nimmt  jenen  Durch- 
schnittspreis auf.  Diese  Möglichkeit  ist  nicht  zuzugeben,  da  dieser 
Preis  an  sich  gar  keine  Realität  hat,  sondern  nur  rechnerisch  gewon- 
nen ist  aus  vielen  nicht  selten  widersprechenden  Elementen.  Und 
noch  viel  weniger  geht  es  an,  zu  supponieren,  dass  die  künstliche  Kom- 
bination so  mannigfacher  Erwägungen  Stand  halte,  sobald  sie  in 
andre  Umgebungen  übertragen  werden. 

2)  Der  Verkehr  hält  die  realen  Proportionen  50  x  60,  100  X  70 
und  450  X  80  fest,  d.  h.  alle  die  Verkäufe  und  Käufe,  welche  unter 
dem  Einflüsse  des  Marktes  nachgehends  abgeschlossen  werden,  stufen 
sich  in  der  angegebenen  Weise  ab,  so  dass  höchstens  die  verschiede- 
nen Transportkosten,  die  ausfallenden  Markt-  und  Maklergebühren 
kleine  Modifikationen  herbeizuführen  vermöchten.  Diese  Möglichkeit 
ist  womöglich  noch  unmöglicher  als  die  erste;  sie  ist  auch  undenkbar, 
denn  dann  würde  überhaupt  von  einem  Marktergebniss  gar  nicht  die 
Rede  sein,  dasselbe  vielmehr  unter  unseren  Händen  zerfliessen.  In 
dem  einen  wie  im  anderen  Falle  trauen  wir  aber  dem  Markte  eine 
Kraft  und  Energie  zu ,  welche  ihm  gewiss  nicht  zukommt.  Das  Leben 
aber  wird  zu  einer  blossen  Kopie  des  Marktes. 

Und  nun  bedenke  man  die  wirkliche  Sachlage!  Die  Unmöglich- 
keit, die  verschiedenen  Preisberedungen,  geschweige  denn  die  dadurch 
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betroffenen  Mengen  gerade  an  den  grossen  Märkten  zu  erfahren,  die 
Unbeträchtliclikeit  des  eigentlichen  Marktverkehrs,  die  unbestreitbare 
Thatsache,  dass  Marktzufuhr  und  Marktumsatz  auch  nicht  den  min- 
desten Ilapport  mit  der  Preisbewegung ,  sei  es  im  direkten,  sei  es  im 
entgegengesetzten  Sinne  erkennen  lassen  * )  —  und  man  wird  zugestehen, 
dass  jener  Satz  auch  ganz  und  gar  der  thatsächlichen  Begründung 
entbehrt. 

Aber  auch  angenommen ,  der  Verkehr  habe  die  ungeheuere  Kraft, 
alle  jene  einzelnen  Motive  in  sich  aufzunehmen  und  wenigstens  jenem 
unrealen  Durchschnittspreise  zur  Realität  zu  verhelfen,  so  ist  doch 
nicht  zu  übersehen,  dass  er  nicht  im  Stande  ist,  von  seiner  Kraft 
Gebrauch  zu  machen,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  er  denselben 
gar  nicht  kennt,  wenigstens  nicht  rechtzeitig  erfährt.  Bei  den  Ge- 
schäften nämlich,  welche  durch  die  Hand  beeidigter  Makler  gehen, 
kann  überhaupt  von  der  Gewinnung  einer  solchen  Zahl  nicht  die  Rede 
sein:  die  Makler  dürfen  höchstens  die  abgeredeten  Preise,  nicht  aber 
die  verkauften  Mengen  oder  gar  die  Personen  nennen.  Hier  ist  nicht 
anzukommen.  Bei  den  Fruchtmärkten  ist  die  Aussicht  vielleicht  bes- 
ser !  Hier  erfahren  die  Schrannengehülfen  nur  die  Preise  der  wirklich 
verkauften  Zufuhren;  da  aber  erst  noch  alle  die  Kalkulationen  nöthig 
werden,  so  erfährt  man  das  Resultat  erst  lange  nach  Schluss  des 
Marktes  und  weiss  somit  Niemand,  was  eigentlich  das  Resultat  ist 
Mit  anderen  Worten  —  der  Verkehr  ist  in  dem  Augenblick  lahm  ge- 
legt, wo  er  eines  bestimmten  Anhalts  am  dringendsten  bedarf,  und 
begibt  sich  der  Markt  des  Rechts  der  Führung,  wo  er  am  meisten 
befähigt  wäre,  dasselbe  auszuüben. 

Thatsächlich  freilich  können  die  Dinge  niemals  so  verlaufen,  und 
so  bleibt  nur  die  Annahme,  dass  jene  Theorie  sich  mit  dem  Leben 
selbst  in  Kontrast  setzt.  Sie  führt  zu  einer  Ueberschätzung  des  Markt- 
umsatzes und  übertreibt  die  Bedeutung  der  Zufuhren ,  von  denen  doch 
nur  beim  Getreide  und  hier  nur  im  beschränkten  Umfang  die  Rede 
sein  kann.  Sie  fusst  aber  auch  auf  einer  ganz  unrichtigen  Auffassung 
vom  Marktwesen.  Man  hat  es  wohl  vergessen,  dass  der  Markt  aUer 
Zeiten  nicht  sowohl  von  solchen  Personen  besucht  wird,  welche  ver- 
kaufen und  kaufen  müssen,  sondern  von  Kaufs-  und  Verkaufä- 
lustigen,  sobald  sich  ihnen  die  Konjunktur  günstig  erweist.    Jene 


1)  Wir  UDterlai»sen  behuf»  Raumersparuiss  und  da  uns  die  Frage  bu  unwichtig  scheint, 
die  Aufnahme  einer  Berechnung,  weiche  wir  den  Mfinchener  Zahlen  entnommen.  — 
Deren  Resultat  ist  ungefKhr ,  dass  weder  ein  Zusammengehen,  noch  eine  entgegengesetzt« 
Bewegung  bei  Zufuhr,  Umsatz  und  Preis  deutlich  erkennbar  hervortritt. 


366  E.  Heitz, 

Theorie  schliesst  auch  den  Markt  hermetisch  gegen  die  Aussenwelt 
ab,  sie  isoliert  ihn  und  bemüht  sich  nun,  wiewohl  vergeblich,  einen 
eigenen  Schwerpunkt  für  den  Markt  zu  finden.  Und  —  the  last,  not 
the  least  —  sie  vei'wischt  auch  die  doch  so  leicht  erkennbare  Grenze 
zwischen  Volkswirthschaft  und  Privatwirthschaft,  oder  vielmehr  sie 
glaubt  aus  privatwirthschaftlichen  Atomen  ein  volkswirthschaftlichcs 
Ganze  herausbilden  zu  können,  wenn  sie  nur  jene  gehörig  durcheinander 
schüttelt  und  durch  das  Sieb  der  höheren  Arithmetik  laufen  lässt. 

Die  Entscheidung  liegt  offenbar  hier.  Entweder  ist  der  Markt  der 
Tummelplatz  der  einzelnen  Interessen;  dann  gibt  er  uns  ein  wecbsel- 
volles,  aber  einheitsloses  Kaleidoskop  unzähliger  Erscheinungen.  Er 
ist  dann  auch  nicht  wirklicher  Führer  der  Preisbewegung.  Dann  gibt 
es  aber  auch  keinen  volkswirthschaftlichen  Preis,  überhaupt  keinen 
Preis,  sondern  nur  eine  Summe,  ein  Konglomerat  von  Preisen.  Oder 
er  ist  unabhängig  und  selbstständig,  er  rezipiert  nur  die  allgemeinen 
Thatsachen,  Gedanken,  Wünsche  und  Befürchtungen,  er  hat  nur  Ver- 
ständniss  für  das  Ganze  und  will  auch  nur  auf  das  Ganze  wirken. 
Dann  gibt  es  auch  einen  Marktpreis,  einen  volkswirthschaftlichen  Preis 
im  vollsten  Sinne  des  Worts. 

Wenn  richtig,  müssen  sich  diese  beiden  Begriffe  scharf  und  deut- 
lich gegen  einander  zeichnen.  Wenn  also  dem  privatwirthschaftlichen 
Preise  —  quoad  majora  —  eigenthümlich  sind  volle,  unbestreitbare 
Realität,  die  Beziehung  auf  ganz  genau  bestimmte  Objekte  und  ein 
unabänderliches  Abschliessen  gegen  die  Vergangenheit,  so  muss  um- 
gekehrt dem  volkswirthschaftlichen  Preis  eigenthümlich  sein  Idealität, 
Richtung  auf  das  Allgemeine  und  ein  sich  Oeflfnen  nach  der  Zu- 
kunft hin. 

Und  nun  ist  nur  die  Frage:  Bietet  uns  der  Markt  solche 
Preise? 

Wir  müssen,  um  die  Antwort  zu  finden,  noch  einmal  auf  den 
Markt  zurückkehren.  Denn  wenn  auch  wirklich  die  Hineinziehung 
der  Umsätze  in  die  Berechnung  der  Preise  vom  Uebel  ist,  so  lässt 
sich  doch  die  allgemeine  Thatsache  verschiedener  Verabredungen  nicht 
leugnen ;  indem  wir  jenes  künftig  unterlassen ,  entfernen  wir  nur  eine 
der  Schwierigkeiten,  nicht  alle.  Von  jenen  3  Preisen  —  60,  70  und  80 
Groschen  —  welcher  ist  es,  der  gilt  und  als  Marktpreis  im  engeren 
Sinne  anzusehen  ist? 

Wenn  wir  oben  gesehen  hatten ,  dass  der  Verkehr  die  komplizier- 
teren Proportionen  ins  Leben  überzuführen  kaum  die  Kraft  hat,  so 
dürfen  wir  das  auch  nicht  von  der  etwas  einfacheren  Formel  anneh- 
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men,  sofern  nicht  Gegenbeweis  erbracht  wird.  Aber  wir  dürfen  viel- 
leicht fragen,  ob  er  überhaupt  zu  solchen  Umbildungen  und  Umge- 
staltungen auch  nur  die  leiseste  Anwandlung  verspüre? 

Wir  bezweifeln  das  ganz.  Es  ist  auch  gar  nicht  möglich.  Man 
hat  nämlich  total  vergessen,  dass  unter  ganz  gleichen  Bedingungen 
gleichzeitige  Abschlüsse  mit  verschiedenen  Preisen  logisch  ein  Unding 
sind,  dass  aber  auch  faktisch  verschiedene  Preisberedungen  nicht  ne- 
ben ,  sondern  nur  nach  einander  vorkommen.  Der  Unterschied  zwischen 
den  Geschäften  am  Markt  und  ausserhalb  desselben  kann  auch  nur 
ein  quantitativer,  kein  qualitativer  sein,  d.  h.  die  bestimmenden  Fak- 
toren wirken  unmittelbarer,  weil  einander  zeitlich  und  räumlich  ge- 
nähert und  beiderseits  durch  eine  Mehrzahl  von  Personen  vertreten. 
Mögen  also  immerhin  die  einzelnen  Preise  als  solche  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  Kontrahenten  gleichwerthig  sein :  für  das  Allgemeine  kann 
nur  derjenige  in  Betracht  kommen,  welcher  gleichsam  über  dem  Markte 
steht,  weil  er  von  allen  daselbst  aufgetretenen  Motiven  etwas,  und 
keines  ganz  aufnimmt.  Jeder  Markt  dauert  auch  insgemein  lange  ge- 
nug ,  um  diesem  Gebilde  die  normale  Zeit  der  Entwicklung  zu  ermög- 
lichen. Jedenfalls  ist  kein  Zweifel  darüber,  an  welchem  Punkt,  in 
welchem  Zeitabschnitt  wir  ihn  zu  suchen  haben.  Nicht  bei  Beginn, 
auch  nicht  während  des  Marktes,  sondern  beim  Schluss;  der  wahre 
volkswirthschaftliche  Preis  sind  die  —  Schlusskurse. 

Auch  der  einzelne  Markttag  hat  seine  Geschichte,  das  ist  ja  nicht 
zu  übersehen  und  tritt  namentlich  da  hervor,  wo  er  durch  starken 
Zusammenfluss  von  Händlern  seine  eigentliche  Bedeutung  erlangt;  der 
Schlusskurs  ist  dessen  eigenstes  Werk.  Was  die  Zeitungen  melden, 
was  die  Berichte  von  andern  Märkten  und  Börsen  aussagen,  was  wäh- 
rend des  Marktes  der  Telegraph  und  der  Barometer  verkündigen,  was 
der  geschäftige  Eifer  der  einzelnen  Kaufleute  zur  allgemeinen  Kennt- 
niss  bringt  —  alles  das  nimmt  er  in  sich  auf,  ruhig  wägend  und  er- 
wägend. Ob  der  Entscheid  dem  Einzelnen  Vortheil  oder  Nachtheil 
bringe,  ist  ihm  gleichgültig  und  noch  weniger  kümmert  er  sich  um 
die  Umsatzmengen;  er  hat  nur  Verständniss  für  das  Allgemeine.  — 
Ist  dieses  richtig  erfasst,  und  jedem  Faktor  der  gebührende  Einfluss 
gewährt,  so  steigt  die  Aussicht,  ausserhalb  des  Marktes  und  an  den 
folgenden  Markttagen  sich  zu  halten.  Das  wird  aber  erst  die  Zukunft 
lehren;  hat  sich  doch  schon  die  Gegenwart  den  kleinen  Aufenthalt 
nur  ungern  gefallen  lassen  I 
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Wir  glauben  damit  den  ersten  Theil  unserer  Untersuchung  ab- 
schliessen  zu  können.  Nur  noch  zwei  kurze  Bemerkungen.  —  Die 
Schlusskurse  sind  nach  unserer  Auffassung  vielleicht  am  ehesten  dazu 
geeignet,  bei  der  Wahl  der  Beobachtungsstellen  als  Wegweisung  zu 
dienen,  denn  ihr  Auftreten  ist  an  sich  schon  eine  Thatsache,  welche 
die  Statistik  der  Preise  nicht  unbenutzt  lassen  darf.  Und  zwar  um 
so  weniger,  als  wir  damit  auch  zu  einer  richtigen  Benützung  des 
Marktwesens  für  das  gesammte  Wirthschaftsleben  gelangen.  Denn  nun- 
mehr erhält  jenes  auch  die  verdiente  Werthstellung.  Sind  doch  die 
Martinipreise  und  überhaupt  alles ,  was  mit  dem  Emtejahr  zusammen- 
hängt, nachweisbar  ganz  unabhängig  vom  eigentlichen  Markt.  Und 
endlich:  soUte  nicht  in  dem  Allen  die  Bestätigung  dessen  zu  finden 
sein,  was  wir  über  Handel  und  Verkehr  und  dessen  Einfluss  auf  die 
Preise  gesagt  haben? 
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vin. 

Jacob  Lewin  (Direktor  der  Budapester  Handelsakademie) ,  Bericht 
über  die  zur  Berechnung  von  Sterbetafeln  an  die  Statistik  2a 
stellenden  Anforderungen.  Budapest  1876.  90  Seiten  in  8<>.  mit 
zwei  Figurentafeln. 

Die  neuesten  Schriften  über  die  Theorie  des  Bevölkerungswechsels 
habe  ich  in  diesen  Jahrbüchern  nur  angezeigt,  nicht  eigentlich  beurtheilt; 
denn  es  scheint  mir,  dass  die  weitere  £ntwickelung  dieser  Disziplin  von 
unparteilicher  Seite  geschildert  werden  sollte.  Bis  sich  ein  solcher  Kri- 
tiker findet,  wollte  ich  nur  das  Verzeichniss  der  Schriften  fortsetzen.  In 
Bezug  auf  die  Schrift  von  Lewin  muss  ich  diese  Zurückhaltung  um  so 
mehr  beibehalten,  als  der  Verfasser  sich  fast  unbedingt  meinen  eigenen 
Arbeiten  anschliesst  und  sie  vielfach  gegen  Missyerständnisse  in  Schutz 
nimmt.  Ich  begnüge  mich  aber  damit,  zu  sagen,  dass  ich  bei  keinem 
früheren  Schriftsteller  einem  so  eindringenden  Yerständniss  der  von  mir 
vertretenen  Auffassung  der  Sterblichkeitsmessung  begegnet  bin,  als  bei  ihm. 

Lewin 's  Abhandlung  ist  zu  gleicher  Zeit  ungarisch,  deutsch  und 
französisch  erschienen:  französisch  als  Bestandtheil  des  in  4^  erscheinen- 
den Werkes:  Congres  international  de  Statistique  a  Budapest.  Neuyiime 
Session,  1876.  Programme.  I.  Section:  Theorie  et  population.  Budapest, 
Imprimerie  „Athenaeum'S  1876;  und  deutsch  als  Bestandtheil  des  in  8® 
erschienenen  „Jahresberichts  der  Budapester  Handelsakademie  am  Schlüsse 
des  Schuljahrs  1876;  TJebersetzung  des  ungarischen  Originaltextes.  Selbst- 
verlag der  Budapester  Handelsakademie,  1876.''  Die  deutsche  Bearbei- 
tung ist  auch  als  Sonderabdruck  herausgegeben.  Die  ungarische  Bearbei- 
tung liegt  mir  nicht  vor. 

Sehr  wichtig  für  die  Verbreitung  der  Theorie  dürfte  die  französische 
Ausgabe  sein,  denn  während  die  Deutschen,  Holländer,  Engländer,  Ita- 
liener längst  mit  der  neuen  Richtung  vertraut  gemacht  sind,  müssen  sich 
die  Franzosen  noch  mit  den  allerdings  hervorragenden  Leistungen  ihrer 
Landsleute  Desporcieux  und  Fourier,  die  einer  älteren  Periode  an- 
gehören, begnügen.  Hoffen  wir,  dass  es  dem  Verfasser  gelingen  möge, 
seinen  Stoff  der  französisch  lesenden  Welt  zugänglich  zu  machen! 
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Der  ätLBsere  Anlass  für  Lewin's  Schrift  ist  darin  zu  sachen,  dais 
Yorbereitende  GommiBsion  des  statistischen  Gongresses  ein  Urtheil  i 
drei  ihr  eingereichte  Gutachten  wünschte:  das  eine  Outachten  war 
Baumhauer y  das  andere  von  Körösi,  das  dritte  yon  Becker, 
drei  Gutachten  sind  mit  in  den  oben  genannten  Quartband  »yProgrt 
u.  8.  w/'  aufgenommen.  Sie  beziehen  sich  alle  auf  die  Frage,  was  von 
praktischen  Statistik  zu  yerlangcn  sei,  damit  brauchbare  Unterlagen 
Messung  der  Sterblichkeit  entstehen? 

Aber  wie  schon  Becker  gethan  hatte,  greift  auch  Lewin  weiter 
und  entwickelt  einen  grossen  Theil  der  Sätze  über  den  Bevölken 
Wechsel.  Er  bedient  sich  dabei  der  bekannten  elementaren  geometris 
Hilfsmittel,  nicht  ohne  auch  seinerseits  eine  kleine  Umbildung  derw 
durchzuführen.  Daneben  benutzt  er  noch  eine  symbolische  Bezeichi 
der  yerschiedenen  Gesammtheiten,  die  ganz  eigenthümlich  ist  und  die 
eine  hieroglyphische  nennen  möchte:  eine  Bilderschrift,  ohne  weiteres 
bar  aber  auch  nicht  weiter  tragend,  als  die  zu  Grunde  liegende  ge< 
trische  Versinnlichung, 

Der  flüssige  Vortrag ,  die  stets  bewahrte  Verständlichkeit  für  { 
sere  Leserkreise  und  die  scharfe  Fassung  der  Begriffe  sind  Vorzüge,  d 
die  sich  Lewin's  Abhandlung,  ihrem  Ziele  gemäss,  besonders  denen 
pfehlen  dürfte,  die  sich  in  dies  Wissensgebiet  einarbeiten  wollen.  MS 
dem  Verfasser  Müsse  genug  gewährt  sein,  diese  Studien  fortzusetzen 
so  zur  Verbreitung  des  Alten  und  zur  Anregung  von  Neuem  beizutn 

Strassburg  i.  E.  19.  Aug.  1876.  G.  F.  Knapp. 


IX. 

The  American  Iron  Trade  in  1876.  Politically,  Historically,  and 
tistically  Gonsidered  by  James  M.  Swank«  Secretary  of  the  i 
rican  and  Iron  Steel  Association.     Philadelphia  1876.     SS.  199. 

Das  vorliegende  Buch  ist  eines  von  den  Werken,  welche  in  voi 
lieber  Weise  den  zu  seltenen  Gensus  Amerikas  ergänzen.  Die  matei 
Entwickelung  Amerikas  ist  in  den  letzten  50  Jahren  eine  so  rapide 
wesen,  dass  der  Census  vier  oder  fünf  Jahre  nach  der  Ausfuhrnng 
selben  vollständig  werthlos  wird ,  so  weit  als  er  die  augenblicklichen 
hältnisse  vorführen  soll.  Diese  Thatsache  ist  völlig  anerkannt  in  Am 
wo  aber  doch  jeder  Versuch  einen  häufigeren  als  einen  zehnjährigen  Ce 
zu  erlangen  bisher  erfolglos  geblieben  ist  — 

Dieser  Mangel  ist  theils  ersetzt  durch  provinziale  Erhebungen, 
ständiger  aber  durch  die  Berichte  der  verschiedenen  industriellen  V« 
Amerikas. 

Das  vorliegende  Werk  ist  ein  dem  amerikanischen  Eisen-  und  B 
vereine  überreichter  Bericht ,  welcher  von  seinem  Seoretär  James  M.  & 
geschrieben,  und  dessen  Zweck  ist  all  die  historischen  und  statittii 
Thatsachen,   welche  zu  erlangen  waren,   im  Betreff  der  Entstehung , 
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Wachsens,  und  des  jetzigen  Zostandes  der  Eisenindustrie  Amerikas  kuxs 
zusammenzufassen. 

Das  Buch,  welches  im  schutzzöUneri sehen  Sinne  geschriehen  ist,  zer- 
fällt in  5  Theile. 

Der  erste  Theil  ist  einer  Besprechung  der  industriellen  Politik  Gross« 
britanniens  gewidmet,  in  welcher  der  Verfasser  yersucht  die  Politik  Ame- 
rikas im  Betreff  der  Schutzzölle  gegen  britische  Vorwürfe  zu  yertheidigen, 
indem  er  zeigen  will,  dass  England  in  allen  seinen  Maassregeln  einzig  und 
allein  durch  das  Selbstinteresse  beeinflusst  worden  ist;  dass  es  das  Schutz- 
zollsystem yerfolgte  bis  es  seine  Industrie  gross  gezogen  hatte,  dann 
Freihandel  für  alle  Nationen  predigte  und  immer  danach  strebte  die  In- 
dustrie anderer  Nationen  zu  Grunde  zu  richten.  Der  Autor  betont  die 
eigennützige  Politik,  welche  England  gegen  seine  Colonien  immer  einge- 
schlagen hat,  ein  Beispiel ,  auf  das  wir  später  zurückkommen  werden. 

Der  zweite  Theil  ist  eine  Veriheidigung  der  schutzzöllnerisohen  Po- 
litik Amerikas  auf  Grund  ihrer  Resultate.  Dieser  Theil  wird  mit  einer 
kurz  gefassten  Schilderung  der  verschiedenen  Tarifakte  der  V.-St  und 
ihres  Einflusses  auf  den  Wohlstand  derselben  eröffnet  Die  Frage  ob 
Werthzölle  ob  spezifische  Zölle  ist  kurz  besprochen,  und  der  VerfiEMser 
tritt  scharf  gegen  Werthzölle  auf,  weil  seiner  Meinung  nach  sie  mit  einem 
richtigen  wahren  Schutzzollsystem  gar  nicht  vereinbar  sind.  Man  ver- 
gegenwärtige sich,  dass  in  den  Vereinig.  Staaten  Eisen  in  fast  allen  For- 
men seit  1816  den  spezifischen  Zöllen  unterworfen  gewesen  ist,  ausser 
unter  dem  Tarife  von   1846—1860. 

Der  Einfluss  des  Schutzzolles  auf  die  Preise  ist  dann  kurz  besprochen^ 
indem  der  Verfasser  nachweisen  will,  dass  das  Schutzzollsystem  immer 
auf  die  Verbesserung  aller  Prozesse  gewirkt  und  dadurch  die  Herabsetzung 
der  Preise  aller  Fabrikate  verursacht  hat. 

Verf.  geht  dann  zur  Besprechung  des  Einflusses  des  Schutzzolltarifs 
auf  die  Ausfuhr  über.  Der  Behauptung  der  Freihändler,  dass  die  Schutz- 
zollpolitik der  Ver.  St.  die  Ausfuhr  von  landwirthschaftlichen  und  fertigen 
Waaren  vermindert  hat,  hält  der  Verfasser  eine  Reihe  Ziffern  entgegen, 
welche  die  Ausfuhr  von  1849 — 1874  darstellen.  Die  ersten  13  Jahre 
waren  unter  dem  freihändleri sehen  Tarif  von  1846,  die  letzten  13  unter 
dem  schutzzöllnerisohen  von  1861.  Die  Gesammtausfuhr  der  ersten  Pe- 
riode einschliesslich  von  Rohprodukten,  HalbfiGibrikaten  und  Ganzfabrikaten, 
ausschliesslich  aber  von  Gold  und  Silber  in  Barren  und  Münzen  belief  noh 
auf  2,792,997,048  Dollars;  für  die  zweite  Periode  auf  5,122,157,406  Dol- 
lars. Hienach  ergiebt  sich  ein  Zuwachs  von  85  ^/^  in  der  zweiten  Pe- 
riode gegenüber  der  Ausfuhr  in  der  ersten.  Der  Zuwachs  der  Bevölkerung 
belief  sich  auf  höchstens  35 ^/q.  Die  Ausfuhr  steigerte  sich  also  in  der 
zweiten  Periode  um  mehr  als  50  ^/q,  auch  wenn  wir  den  Zuwachs  der  Be- 
völkerung in  Abzug  bringen.  Zwar  sind  die  Werthe  der  zweiten  Periode 
meisten theils  nach  der  Papierwährung  ausgedrückt,  da  aber  die  Ausfuhr 
von  den  Südstaaten  während  des  Bürgerkriegs  gar  nicht  in  Betracht  ge- 
zogen ist,  so  wird  dieser  umstand  wahrscheinlich  den  Unterschied  fast 
ausgleichen. 

Wenn  wir  die  landwirthschaftlichen  Produkte  näher  in  Betracht  ziehen, 

24* 


372  Literatur. 

finden  wir,  dass  während  der  ersten  Periode  88,629,780  Busheis  Weizen 
ausgeführt  wurden  —  einen  durchschnittlichen  Betrag  von  6,817,676  Bushols 
pro  Jahr.  In  der  zweiten  Periode  helief  sich  die  Gesammtausfuhr  von 
Weizen  auf  359,849,413  Busheis  oder  im  Durchschnitte  27,680,724  Busheis 
pro  Jahr.  In  der  ersten  Periode  wurden  82,033,737  Busheis  Mais  ausge- 
führt, in  der  zweiten  dagegen  207,221,555  Busheis. 

Der  Verfasser  geht  dann  näher  auf  die  rapide  Ausdehnung  der  Aus- 
fuhr von  amerikanischen  Fabrikaten  seit  1872  ein.  Die  Ausfuhr  von 
baumwollenen  Fabrikaten  im  Jahre  1875  war  zweimal  so  gross  als  im 
Jahre  1872;  dasselbe  gilt  von  den  Eisen-  und  Lederfabrikaten.  Im  Jahre 
1875  übertraf  der  Werth  der  gesammten  Ausfuhr  von  Eisen-  und  Stahl- 
fabrikaten den  der  Einfuhr  derselben  um  5,000,000  Dollars.  Die  Ausfuhr 
von  Lederfabrikaten  belief  sich  im  Jahre  1871  auf  673,331  Dollars,  im 
Jahre  1875  dagegen  auf  7,324,796  Dollars.  Im  Finanzjahr  1872  wurden 
Eisen-  und  Stahlfabrikate  zum  Werth  von  55,540,188  Dollars  eingeführt, 
und  26,423,080  Busheis  Weizen  ausgeführt,  die  38,915,060  Dollars  werth 
waren.  Im  Finanzjahr  1874  wurden  dagegen  Eisen-  und  Stahlfabrikate 
zum  Werthe  von  33,793,546  DoDars  eingeführt,  während  71,039,928 
Busheis  Weizen  zum  Werthe  von  101,421,459  Dollars  ausgeführt  wurden. 
Obgleich  diese  Ziffern  auf  eine  für  amerikanische  Ausfuhr  sehr  günstige 
Zukunft  hinzudeuten  scheinen,  glaubt  der  Verf.  doch  aus  verschiedenen 
Gründen  nicht  an  eine  so  ausgedehnte  Ausfuhr  von  Fabrikaten  wie  die 
von  England,  wenigstens  noch  für  eine  lange  Zeit  nicht. 

Nach  einer  Besprechung  des  Einflusses  der  Schutzzölle  auf  die  Ar- 
beitslöhne kehrt  er  zu  seiner  eigentlichen  Aufgabe  zurück,  der  Betrach- 
tung der  Eisenindustrie  insbesondere.  Er  leitet  diesen  Theil  seines  Buches 
ein  mit  einer  Geschichte  der  amerik.  Eisenindustrie,  aus  welcher  Folgendes 
zu  entnehmen  ist. 

Die  Eisenindustrie  Amerikas  stammt  aus  dem  Jahre  1619  wo  einige 
gewandte  Arbeiter  von  England  nach  Virginien  geschickt  wurden  um  drei 
Eisenwerke  zu  gründen.  Diesen  folgten  im  Jahre  1621  weitere  20  er- 
fahrene Arbeiter.  Bei  einem  Ueberfall  der  Indianer  1622  wurden  diese 
Eisenarbeiter  fast  ausnahmslos  getödtet,  und  die  Eisenindustrie  erreichte 
dadurch  ein  vorzeitiges  Ende.  — 

Andere  Eisenwerke  entstanden  allmählig  in  den  verschiedenen  Nieder- 
lassungen im  Laufe  des  17.  und  18.  Jahrhunderts,  obgleich  selbstverständ- 
lich sehr  langsam,  da  sie  nicht  nur  gegen  die  natürlichen  Hemmnisse  wie 
Mangel  an  Kapital  und  gewandten  Arbeitern  zu  kämpfen  hatten,  sondern 
auch  gegen  Verbote,  welche  die  englische  Regierung  gegen  den  Eisen- 
industriebetrieb in  den  Colonien  erliess,  wie  den  im  Jahre  1749  wo  es 
hiess:  „No  mill  for  slitting  or  roUing  of  iron  or  any  fumace  for  making 
steel  shall  be  erected  in  any  of  his  Majestys  Colonies  in  America.'' 

Vom  Jahre  1728 — 1750  wurden  im  Durchschnitte  jährlich  2221  Ton- 
nen Roheisen  nach  England  ausgeführt;  von  1751  — 1775  3121  Tonnen 
jährlich,  in  der  letzten  Periode  wurden  auch  jährlich  775  Tonnen  Eisen 
in  Stäben  ausgeführt. 

Aber  die  wirkliche  Eisenindustrie  stammt  erst  aus  der  Zeit  nach  dem 
Unabhängigkeitskriege.     Die  Ausfuhr  von  Roheisen ,  welche  sich  im  Jahre 
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1791  auf  4179  Tonnen  belief,  nahm  beständig  ab  bis  zu  dem  Jahre  1818, 
wo  sio  gänzlich  aufhörte,  nicht  weil  die  Fabrikation  aufgehört  hatte, 
sondern  weil  die  einheimische  Fabrikindustrie  dieselbe  consumirte. 

Die  Eisenindustrie  fasste  ihre  Wurzel  wie  die  meisten  anderen  Fa- 
brikati onszweige ,  welche  seitdem  gross  geworden  sind,  in  der  Periode 
welche  von  1808  bis  1816  verging  und  die  bezeichnend  das  Treibhaus 
amerikanischer  Industrie  genannt  worden  ist. 

Unter  den  Tarifen  von  1824,  1828  und  1842  hatte  die  Eisenindustrie 
Perioden  von  grossem  Gedeihen  und  fieberhafter  Ausdehnung. 

Die  Jahre  1838,  wo  anthracite  coal  (eine  harte  glänzende  Stein- 
kohle,  die  wenig  oder  kein  Erdpech  enthält  und  daher  ohne  Flamme 
brennt)  zuerst  bei  der  Fabrikation  von  floheisen  gebraucht  wurde,  1844  wo 
die  ersten  Eisenbahnschienen  gewalzt  wurden,  1846  wo  raw  bituminous  coal 
(rohe  erdpechige  Steinkohle)  bei  der  Fabrikation  von  Eoheisen  gebraucht 
wurde,  und  1865  wo  ^die  ersten  Bessemerstahl-Eisenbahnschienen  ange- 
fertigt wurden,  bilden  eine  neue  Phase  in  der  Entwicklung  der  amerika- 
nischen Eisenindustrie. 

Der  vierte  Thcil  des  Buches  besteht  aus  Tabellen,  welche  eine  Ueber- 
sicht  über  die  jetzige  Gestaltung  der  Eisenindustrie  liefern.  Um  ein  Bild 
der  riesenhaften  Ausdehnung  der  Eisenindustrie  in  den  letzten  zehn  Jahren 
zu  geben  fuhren  wir  die  folgende  Tabelle  an. 


" 

Gesammte  Con> 

Kiüen-Eisenbahn- 

Roheisen  (pigiron) 

sumtion  von  Roh- 

Jahr 

Ki!(enbahn»chiea«n 

schienen  Tonnen 

Sonstige»  gewalzte« 

fabrizirt  Tonnen 

eisen.    ProdukÜMi 

Tonnen  von  '20()0 

von  'JOOO  engl. 

Kiscn  Tonnen  von 

von  'Hm  engl. 

+  Einfuhr  —  Aoi- 

engl.  Pfund 

Pfund 

'/ÜÜÜ  engl.  Pfund 

Pftind 

tahr  Tonnen  von 
•2üüO  engl.  Pfund 

1867 

2,550 

459,558 

579,838 

1,461,626 

1868 

7,225 

499,489 

598,286 

1,603,000 

1869 

9,650 

583,936 

642,420 

1,916,641 

1870 

34,000 

586,000 

705,000 

1,865,000 

1871 

38,250 

737,483 

710,000 

1,911,608 

2,154,813 

1872 

94,070 

905,930 

941,992 

2,854,558 

3,149,048 

1873 

129,015 

761,062 

1,076,368 

2,868,278 

3,012,883 

1874 

144,944 

584,469 

1,110,147 

2,689,413 

2,734,539 

1875 

290,863 

501,649 

1,097,867 

2,266,581 

2,324,300 

Man  wird  wohl  bemerken,  wie  rapid  sich  die  Produktion  der  Besse- 
merstahl schienen  trotz  der  Krisis  von  1873  gesteigert  und  die  der  eisernen 
Schienen  sich  vermindert  hat.  Im  vorigen  Jahre  wurde  ausser  den  Besse- 
merstahlschienen viel  Bessemerstahl  produzirt,  welcher  zu  anderen  Zwecken 
wie  zu  Radreifen,  Instrumenten  verschiedener  Arten  verwendet  wurde. 

Die  gesammte  Quantität  Boheisen,  welche  in  der  Fabrikation  des 
Bessemerstahls  gebraucht  wurde,  belief  sich  im  Jahre  1872  auf  140,404 
Tonnen;  1873  auf  183,534  Tonnen;  1874  auf  204,352  Tonnen;  1875  auf 
395,956  Tonnen.  Ein  Sechstheil  der  gesammten  Roheisenproduktion  wurde 
also  im  Jahre  1875  in  Bessenicr  Stalil  verwandelt. 

Interessant  ist  es  zu  bemerken  wie  die  Einfuhr  britischer  Eisen- 
waarcn  seit  1872  abgenommen  hat.     Die  Einfuhr  derselben  belief  sich  im 
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ihre  1871  auf  6,315,376  Pf.Sterl.;  1872  auf  8,081,682  Fl  Steil.;  1873 
if  4,890,661  Pf.Sterl.;  1874  auf  1,422,481  PlSterl.;  1875  auf  977,608 
'f.  Sterl. 

Dass  die  Engländer  selbst  diese  Abnahme  als  Beweis  ansehen ,  dass 
der  amerikanische  Markt  ihnen  dauernd  yerloren  gegangen  ist,  erhellt  aus 
vielen  Beden,  welche  in  den  verschiedenen  Eisen-  und  StahlfBibrikanten- 
Vereinen  Englands  im  Laufe  dieses  Jahres  gehalten  worden  sind.  Ein 
englischer  £isen£Etbrikant ,  der  von  einer  Reise  nach  Amerika  kürzlich 
zurückgekehrt  ist,  die  er  unternommen  hat  um  spezielle  Untersuchungen 
gerade  über  diese  Frage  zu  machen,  hat  in  einer  solchen  Bede  gesagt  — 
„Wir  dürfen  unsere  Augen  der  Thatsache  nicht  länger  verschliessen,  dass 
die  amerikanischen  Eisen£Etbrikanten  unsers  Gleichen  sind  in  allem  was 
Fachkenntniss  betrifft  und  dass  sie  nach  manchen  Bichtungen  hin  beim 
Gebrauch  der  Maschinerie  uns  übertreffen". 

Es  sind  ausser  den  erwähnten  andere  werthvolle  Tabellen,  auf  die 
wir  nur  beiläufig  aufmerksam  machen  können ,  im  letzten  Theile  des  Buches 
angeführt 

Unter  anderen  ist  eine  Tabelle  der  verschiedenen  Tarifsätze  auf  Eisen- 
und  Eisenwaaren  in  den  Y.  SL  seit  1789;  eine  die  die  Ausfuhr  von  ame- 
rikanischen Eisen waaren  seit  1789  darstellt;  eine  der  Produktion  des  Boh- 
eisens  und  der  Steinkohlen  seit  1810,  so  weit  die  vorhandenen  Ziffern 
dazu  hinreichend  sind ;  eine  der  Preise  des  Boheisens  und  der  Eisenbahn- 
schienen in  Philadelphia  seit  1842,  und  der  Preise  der  Bessemer -Eisen- 
bahnschienen seit  1868. 

Nach  Allem  haben  wir  es  hier  mit  einer  sehr  werthvollen  Arbeit  zu 
thun  und  wir  können  nicht  umhin  dem  Sekretär  des  amerikan.  Eisen-  und 
Stahlvereins  unseren  Dank  abzustatten,  dass  er  das  vorhandene  Material 
so  eingehend  und  allem  Anscheine  nach  so  gewissenhaft  verarbeitet  hat, 
um  uns  eine  klare  Uebersicht  über  diesen  so  bedeutenden  Zweig  ameri- 
kanischer Industrie  zu  liefern,  obgleich  wir  gewünscht  hätten,  dass  die 
schutzzöUnerische  Tendenz  in  der  Besprechung  weniger  in  den  Vorder- 
grund getreten  wäre,  weil  dies  bei  Vielen  nothwendig  ein  Vorurtheil  gegen 
die  ganze  Arbeit  erwecken  muss.  J. 


X. 

Mittheilungen  des  Vereins  für  Chemnitzer  G^esohichte.     1.  Jahrbuch 
für  1873—75.     Chemnitz   1876.     240  S. 

Eine  recht  schätzbare  Publikation,  die  auch  einige  werthvolle  Beiträge 
zur  Geschichte  der  nationalökonomischen  Kultur  enthält.  Nach  einem  Vor- 
berichte über  den  Verein  und  seine  Interessen  so  wie  über  den  Inhalt  des 
Archivs  (vom  Jahre  1143  bis  1650)  und  die  Bibliothek  desselben  folgen 
4  Abhandlungen 

a)  von  Dr.  B.  Zöllner,  über  die  Anfänge  der  Chemnitzer  Industrie, 

b)  von  Dr.  A.  Sammler,  der  Getreidemarkt  in  Chemnitz, 
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o)  von  Domselben  das  FrandscanerkloBter  in  Chemnitz, 

d)  von  Dr.  Scholtze,  Johann  David  BeiL  —  Ein  Beitrag  zur  Geschichte 

des  deutschen  Theaters. 

Namentlich  ist  die  erste  dieser  Abhandlungen  von  besonderem  wissen- 
schaftlichen Werthe.  In  derselben  wird  nach  einem  kurzen  Bückblick  auf 
die  beiden  Hauptindustrien  des  Mittelalters,  die  Tuchfabrikation  und  die 
Lcinenwebereiy  die  Entwickelung  der  Leinenindustrie  in  den  Meissnischen 
Landen,  besonders  der  von  den  Meissner  Markgrafen  1357  yerlieheno 
Bleichzwang,  welcher  Chemnitz  zur  Industriestadt  machte,  behandelt  und 
mit  richtigem  Yerständniss  für  die  eigenthümlichen  gewerblichen  Orga- 
nisationen des  Mittelalters  allseitig  gewürdigt  Alle  Städte  und  Dörfer 
10  Meilen  im  Umkreise  durften  nur  in  Chemnitz  bleichen  und,  um  die 
Spinnerei  in  diesem  Bezirk  zu  sichern,  durfte  weder  Rohstoff  noch  das 
Garn  noch  ungebleichte  Leinwand  exportirt  werden.  Die  Ausnutzung  des 
Privilegiums  wurde  den  Freiberger  Münzmeistem  verliehen,  welche  zugleich 
die  Banquiers  der  Markgrafen  waren,  ihre  Anleihen  vermittelten,  die  Bleich- 
richter einsetzten  und  von  jedem  Stück  Leinwand  bis  zu  100  Ellen  eine 
bestimmte  Bleichgebühr  erhoben.  Hierauf  wird  die  Anlage,  Organisation 
und  Verwaltung  der  Bleiche,  das  Bleichgewerbe  und  die  Geschichte  der  Blei- 
chonordnungen  erörtert  und  überall  mit  den  urkundlichen  Beweisen  belegt. 
Besonders  ist  der  Nachweis  sehr  interessant,  dass  die  Chemnitzer  Bleiche 
sehr  ^ühzeitig  Eigenthum  einer  Bleichgenossenschaft  wurde,  die  ebenso  wie 
die  Inhaber  der  Freiberger  Gruben  eine  Gewerkschaft  mit  32  Anthoilen 
bildete,  deren  Mitglieder  nicht  Produzenten  sondern  nur  Besitzer  der  Bleiche 
waren  und  deren  Austritt  und  Eintritt  in  diese  Genossenschaft  lediglich 
durch  die  Uebertragung  eines  Antheilscheines  bedingt  war.  Eine  baldige 
Fortsetzung  dieser  Arbeit  ist  dringend  wünschenswerth. 

Auch  die  zweite  Abhandlung,  welche  die  älteste  Geschichte  des  Chem- 
nitzer Getrddemarktes  während  des  16^^  Jahrhunderts  nach  den  Urkunden 
und  Akten  des  Chemnitzer  Eathsarchivs  enthält,  ist  werthvoll  und  von  all- 
gemeinem Interesse,  weil  Chemnitz  schon  frühzeitig  der  Mittelpunkt  des 
Getreidehandels  für  den  grösseren  Theil  des  Erzgebirges  geworden  war. 

Wir  wünschen  dem  Vereine,  welcher  erst  Ende  1872  ins  Leben  ge- 
treten ist  und  sich  so  rasch  durch  tüchtige  Leistungen  bewährt  hat,  von 
Herzen  rüstige  Fortent^-ickelung  und  glücklichen  Erfolg. 

B.  H. 


XL 

Zeitschrift  des  königlich  preuBslBChen  BtatistiBchen  Bureaus.  Sechs- 
zehn tcr  Jahrgang  1876.  Heft  I  und  II  (Doppelheft).  (Verlag  des  königL 
preussi  sehen  statistischen  Bureaus  (Dr.  Engel)  in  Berlin). 

Inhalt: 
Der  Schutz  der  Kinderarbeit  iu  Frankreich.     (Gesetz  vom  19.  Mai  1874); 
von  Dr.  W.  Stieda. 
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Durchschnittspreise  der  wichtigsten  Lebensmittel  für  Menschen  und  Thiere 
in  den  bedeutendsten  Marktfitädten  der  preussischen  Monarchie.  I.  M  o  - 
natsdurchschnitts-Marktpreise  für  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Kar- 
toffeln und  Rauchfutter  in  den  Monaten  August  bis  einschliesslich  De- 
zember 1875,  nebst  einer  Zusammenstellung  der  Durchschnittspreise  im 
Kalenderjahre  1875.  II.  Getreidepreise  in  den  Monaten  August 
bis  einschliesslich  Dezember  1875,  nebst  einer  Zusammenstellung  der 
Durchschnittspreise  im  Kalenderjahre  1875. 

Die  Lebens-  und  Feuerversicherung  im  preussischen  Staate  und  in  Deutsch- 
land in  den  Jahren  1873  und  1874  mit  Rückblicken  auf  frühere  Jahre. 
L  Die  Lebensversicherung.  IL  Die  Feuerversicherung. 
A.  Die  Feuerversicherung  auf  Gegenseitigkeit.  B.  Die  gewerblich 
(durch  Aktiengesellschaften)  betriebene  Feuerversicherung;  von  H.  Brämer. 

Der  Erwerb  und  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  im  preussi- 
schen Staate  während  des  Jahres  1875. 

Vorläufige  Ergebnisse  der  standesamtlichen  Eintragungen  der  im  Jahre  1875 
vorgekommenen  Geburten,  Eheschliessungen  und  Sterbefalle. 

Die  Mehrgeburten  im  preussischen  Staate  während  der  Jahre  1824  bis  1874. 

Einige  Bemerkungen  über  die  Berechnung  des  Durchschnittsalters  der  in 
den  ersten  fünf  Lebensjahren  Verstorbenen;  von  Josef  Körösi. 

Statistischer  Sanitätsbericht  über  die  russische  Armee  im  Jahre  1872. 
I.  Morbidität.  II.  Mortalität  III.  Invalidität.  IV.  Einige  genauere 
Mittheilungen  über  die  Gesundheitsverhältnisse  in  der  Garde;  von  Dr. 
J.  Schmulewitsch. 

Die  Statistik  der  Morbidität,  Invalidität  und  Mortalität,  sowie  der  XJnfall- 
und  Invaliditätsversicherung  der  Erwerbsthatigen.  Einleitung.  I.  Die 
Morbidität,  Invalidität  und  Mortalität  der  zu  festen  Verbänden  organi- 
sirten  oder  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Erwerbsthatigen.  II.  Die 
Verunglückungen  der  Erwerbsthatigen  im  Berufe.  III.  Die  Statistik 
der  Unfalls-  und  Invaliditätsversicherung  der  Erwerbsthatigen.  IV.  An- 
hang, von  Dr.  Engel. 

Die  Statitstik  der  Aktien  -  und  Aktien  -  Kommanditgesellschaften ;  von 
Dr.  Engel. 

Ein  Vermächtniss  M.  Maury's  und  A.  Quetelet's  an  die  IX.  Versammlung 
des  internationalen  statistischen  Kongresses  zu  Budapest  im  Jahre  1876, 
die  internationale  Wetter-  und  Ernte  -  Berichterstattung  betreffend. 

Bücheranzeigen. 

Statistische  Korrespondenz. 

Als  besondere  Beilage: 
Die  vorläufigen  Ergebnisse   der  Volkszählung   vom  1.  Dezember  1875    im 
Königreich  Freussen. 
Wir  behalten  uns  vor   auf  den  Inhalt   einzelner  Artikel  dieses  reich- 
haltigen Doppelheftes  gelegentlich  zurückzukommen. 


M  i  s  c  e  1  1  e  n. 


III. 

Die  Grundbesitzverhältnisse  im  brittisohen  Beiohe. 

Nachdem  wir  kürzlich  an  dieser  Stelle  über  die  Statistik  der  GruDd- 
bositzverhältnisse  in  Schottland  berichtet  haben  liegt  uns  unter  dem  Titel 
Retum  of  owners  of  Land  in  England  and  Wales  exclus.  of  the  Metro- 
polis presented  to  both  houses  of  Parlam.  London  1875.  2  Vol.  Q.  ein 
weit  umfangreicheres  Werk  über  England  und  Wales,  leider  auch  in  der- 
selben unverarbeiteten  Form,  vor  wie  das  Vorhergegangene.  Bei  den  eigen- 
thiimlichen  Verhältnissen  des  Landes,  den  verbreiteten  falschen  und  aus- 
einandergehenden ürtheilen  musste  man  dieser  Erhebung  mit  besonderem 
Interesse  entgegeusehn,  und  wir  halten  uns  zu  einer  eingehenden  Berück- 
sichtigung verpflichtet. 

Wir  geben  zunächst  die  Einleitung  theils  in  wörtlicher  Uebersetzung, 
thcils  im  Auszuge  wieder:  — 

„Dieser  Bericht  soll  für  England  und  Wales  mit  Ausnahme  der  Haupt- 
stadt nachweisen: 

1.  Die  Zahl  und  Namen  der  Grundbesitzer  von  einem  Acre  und  darüber, 
gleichviel  ob  bebaut  oder  nicht,  in  jeder  Grafschaft,  mit  dem  durch- 
schnittlichen Jahresertrage  des  dem  einzelnen  Besitzer  zugehörigen 
Grund-  und  Boden. 

2.  Die  Zahl  der  Grundbesitzer  in  gleicher  Weise  von  weniger  als  einem 
Acker.  — 

3.  Schätzungsweise  die  Ausdehnung  von  Gemeindeweide-  und  Oedeland 
jeder  Grafschaft. 

Die  Umstände,  durch  welche  der  Bericht  hervorgerufen,  werden  am 
besten  durch  Wiedergabe  der  folgenden  Diskussion  klar  gemacht,  welche 
in  dem  Hause  der  Lords  am  19.  Febr.  1872  stattfand: 

Der  Earl  of  Derby  fragte  den  Lord  Privy  Seal  (Viscount  Halifax), 
ob  es  die  Absicht  der  Eegierung  wäre,  Schritte  zu  thun,  um  die  Zahl  der 
Grund-  und  Hausbesitzer  im  Königreiche  mit  der  Ausdehnung  der  Fläche, 
die  auf  jeden  Grundbesitzer  fiele,  genau  festzustellen.  Er  wolle  das 
Haus  nicht  länger  mit  Auseinandersetzung  der  Veranlassung  zu  der  An- 
regung aufhalten.  —  Jedermann  wisse,  dass  von  Zeit  zu  Zeit  sich  von 
ausserhalb  ein  lauter  Schrei  der  Entrüstung  erhob,  über  das,  was  man 
das  Monopol  des  Grundbesitzes  nannte,  und  in  Folge  dieses  Schreies  wurden 
die  wildesten  und  grundlosesten  TJebertreibungen  und  Entstellungen  der 
Thatsachen  in  Bezug  auf  die  Zahl  der  gegenwärtigen  Grundbesitzer  ver- 
breitet. Wieder  und  wieder  wurde  gesagt,  dass  nach  dem  Census  von  1861 
nicht  mehr  als  30,000  Grundeigenthümer  im  Königreiche  vorhanden  wären ; 


378  Miicellen. 

und  obgleich  wiederholentlich  nachgewiesen  wurde,  dass  diese  Annahme 
auf  einem  MissTerständniss  des  Censosberichtes  beruhte,  wurde  die  Zahl 
immerfort  wiederholt,  als  ob  sie  völlig  richtig  und  unbestritten  wäre.  Der 
wirkliche  Thatbestand  sei  vielmehr  bis  zur  Gegenwart  ein  Gegenstand  reiner 
Konjekturen.  Er  seinerseits  halte  die  Ziffer  von  300,000  Grundbesitsem 
für  der  Wahrheit  entschieden  näher  kommend.  —  £r  bestreite  die  Eichtig- 
kcit  der  allgemeinen  Annahme,  dass  die  kleinen  Grundstücke  einem  fort- 
dauernden Absorptionsprozesse  durch  die  grossen  unterworfen  seien.  Wahr 
sei  es,  dass  die  Klasse  der  bäuerlichen  Besitzer,  welche  firüher  in  den 
ländlichen  Distrikte  vorhanden  waren,  zu  verschwinden  scheine,  aus  dem 
guten  Grunde,  weil  solche  Besitzer  in  der  Eegel  zum  Ertrage  von  40  oder 
50  Jahren  ihre  Grundstücke  verkaufen  können  und  dadurch  ihr  Einkommen 
steigern.  An  Stelle  dieser  Klasse  sei  aber  eine  neue  Klasse  kleiner  Besitzer 
aufgetaucht,  welche  in  der  Nähe  der  Städte  oder  Balinstationen  wohnen  nnd 
in  der  Lage  sind  ein  kleines  Besitzthum  zu  erwerben;  und  diese  neue 
Klasse  biete  reichen  wo  nicht  überreichen  Ersatz  für  die  verschwindende. 
Er  nähme  an,  dass  durch  die  Lokalbehörden  es  leicht  sein  müsse  hin- 
reichende statistische  Einsicht  zu  erlangen.  Die  Erhebung  müsse  sich  auf 
die  Namen  der  Besitzer  und  Ausdehnung  der  Fläche  der  Besitzungen  er- 
strecken. Er  gehe  nicht  so  weit  auch  die  genaue  Feststellung  der  Aus- 
dehnung der  ganz  kleinen  Grundstücke  zu  beanspruchen.  Man  könne  sich 
mit  der  Gesammtfläche  der  Parzellen  begnügen,  welche  nicht  einen  Acre 
umfassen,  die  Zahl  dieser  Besitzer  aber  nicht  die  Ausdehnung  jedes  ein- 
zelnen Besitzthums  ermitteln.  — 

Der  Herzog  von  Hichmond  unterstützte  den  Antrag,  und  der  Yiscount 
Halifax  konnte  nur  bestätigen,  dass  man  gegenwärtig  im  Unklaren  über 
die  Zahl  der  Besitzer  sei,  da  in  dem  Census  notorisch  dieselben  nicht  voll- 
ständig als  solche  aufgeführt  würden.  Er  gab  an,  dass  für  jedes  Kirch- 
spiel bereits  Listen  mit  den  Namen  aller  Grundbesitzer  existirten,  nebst 
einer  Beschreibung  des  Grundstückes,  dem  geschätzten  Flächeninhalt  nebst 
dem  eingeschätzten  Ertrage;  dass  daher  die  Zusammenstellung  nicht  so 
überaus  schwierig  sei  und  er  Keinerseits  die  Arbeit  nach  Kräften  unter- 
stützen wolle.  Auf  die  von  anderer  Seite  hingeworfene  Bemerkung,  dass 
die  Erbpächter,  welche  das  Land  auf  999  Jahre  inne  hätten,  als  Besitzer 
aufgeführt  werden  müssten,  acceptirt  er  diese  Auffassung  und  fügt  hinzu, 
dass  er  es  für  das  Beste  hielte  als  Besitzer  die  Person  anzunehmen,  welche 
unmittelbar  über  dem  innehabenden  Pächter  stehe.  Zugleich  eine  Be- 
schreibung des  Landes  zu  bewirken  glaubte  er  als  zu  schwierig  ablehnen 
zu  müssen.  — 

In  dem  von  Lord  Halifax  angedeuteten  Sinne  ordnete  die  Begierung 
bezügliche  Berichte  durch  die  Lokalbehörden  (the  Local  Government  Board) 
an,  und  die  Zusammenstellung,  die  sich  etwas  verzögerte,    liegt  nun  vor. 

Alle  vorgeführten  Angaben,  mit  Ausnahme  der  Adressen  der  Besitzer, 
sind  aus  den  Schätzuugslisten  entnommen,  wie  sie  behufs  Besteurung  in 
jedem  Kirclispiel  aufgestellt  werden.  — 

Kurz  vor  1836  haben  schon  die  Poor  Law  Commissioners  eine  Ver- 
ordnung erlassen,  dass  die  Armensteuerliste  gewisse  Details  enthalten  sollte, 
aber  erst  die  Parochial  Assessment  Act  von  1836  enthält  feste  Bestim- 
mungen in  Bezug  auf  die  Aufstellung.  — 
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Die  gegenwärtigen  Schätzungslisten  sind  nach  der  Akte  von  1862 
eingerichtet.  Dieselbe  verlangt  Ton  jedem  8tcuer])flichtigen  Grandbesitzer  in 
jeder  Parochie  die  Ausfüllung  eines  Formulars  mit  folgenden  Kubriken: 

1.  Der  Name  des  Inhabers; 

2.  Der  Name  des  Besitzers; 

3.  Die  Beschreibung  des  Grundstücks; 

4.  Name  oder  Lage  desselben; 

5.  Geschätzte  Ausdehnung; 

6.  Der  ungefähr  geschätzte  Ertrag; 

7.  Der  steuerpflichtige  Werth. 

So  ausgefüllte  Listen  existiren  nun  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen 
in  allen  Gemeinden,  sie  liegen  dem  Berichte  zu  Grunde  und  es  handelt 
sich  um  15,000  Kirchspiele  in  denen  circa  5,000,000  besondere  Steuervor- 
nahmen  durchzuführen  sind.  — 

Im  September  1872  wurden  die  Instruktionen  an  die  (Clerks  of  Guar- 
dians)  betr.  Gemeindebeamten  ausgegeben,  doch  vergingen  zwei  volle  Jahre 
bevor  der  letzte  Bericht  einlief.  Bei  der  ersten  Prüfung  waren  250,000 
Lücken  konstatirt,  und  mehrfach  mussten  höhere  Beamte  (oversoers)  um 
ihre  Hülfe  angegangen  werden.  Wären  jene  Vorschriften  der  erwähnten 
Akte  genau  durchgeführt,  so  hätte  die  Zusammenstellung  wenig  Schwierig- 
keiten gemacht.  £s  zeigte  sich  aber,  dass  die  Listen  oft  fehlerhaft  waren, 
und  ungeachtet  aller  Bemühungen  werden  viele  Ungenauigkeiton  im  Be- 
richte geblieben  sein.  — 

Ueber  die  drei  Hauptpunkte  wird  getrennt  referirt.  — 
I.    Die  Namen  und  Adressen  der  Grundeigenthümer.  — 
Diese  Kolumnen  haben  die  grössten  Schwierigkeiten  gemacht.  — 
Die  Listen  waren  für  Steuerzwecke  aufgestellt  und  enthielten  deshalb 
die  Namen   der  Inhaber,    die   geschätzte  Beute   und  den  steuerpflichtigen 
Werth   des   Grundstückes   für  jede  Wirthschaft   gesondert.  —    War   auch 
vorgeschrieben,    dass  die  Eigcnthümer  neben  den  Inhabern  in  die  Listen 
aufgenommen  werden  sollten,   so  sind  die  Oberbehörden  doch,   abgesehen 
von  wenigen  Ausnahmen,  machtlos  besondere  Nachforschungen  über  diese 
Namen  anzustellen,  und  keine  der  für  ihre  Zwecke  nöthigen  Listen  wurden 
durch  Portlassung  der  Namen  werthlos.  — 

Auch  ist  es  nicht  leicht  in  einem  Lande  mit  so  verschiedenen  Besitz- 
rechten genau  festzustellen,  was  die  Eigenthümersohaft  ausmacht.  — 

Personen,  welche  Grundstücke  für  sehr  lange  Zeit  in  Pacht  hatten, 
konnten  als  Eigenthümer  angesehn  werden;  aber  dann  stieg  sofort  die 
Frage  auf,  welche  Pachtzeit  genügte  zu  dieser  Voraussetzung.  —  Darüber 
konnte  kein  Zweifel  sein,  wie  schon  im  Hause  der  Lords  ausgesprochen 
war,  dass  eine  Zeit  von  999  Jahren  ausreicht.  Schwieriger  war  die  Frage 
bei  Pachtungen  auf  99  Jahre,  die  gewöhnliche  Frist  bei  Pacht  von  Ge- 
bäuden und  in  andern  Fällen.  — 

Von  einer  Seite  wurde  gesagt,  dass  der  Inhaber  einer  Erbpacht  auf 
99  Jahre  bei  einem  Hause  mit  ünterpäohtem,  besonders  bei  Beginn  der 
Periode  völlig  wie  ein  Eigenthümer  zu  betrachten  sei.  Von  anderer  Seite 
wurde  das  bestritten.  In  einigen  Theilen  Englands  sind  Pachtungen  auf 
Lebenszeit  häufig,  die  beständig  erneut  werden,  ohne  dass  irgend  ein  recht- 
licher Anspruch  auf  die  Emeuerong  vorliegt,  tmd  die  Pächter  werden  all- 
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gemein  wie  Eigenthümer  behandelt,  obgleich  ihre  Familie  in  Gefahr  ist,  mit 
dem  Tode  des  Hauptes  daraus  verdrängt  zu  werden.  Solche  zweifelhafte 
Fälle  Hessen  sich  leicht  noch  mehr  aufzählen ;  und  es  wurde  nach  Allem  klar, 
dass  man  die  Scheidelinie  nur  willkürlich  ziehn  könne.  Nach  langer  Er- 
wägung wurde  bestimmt,  dass  Pachtungen  von  99  Jahr  und  darüber  oder 
mit  einem  Eechte  auf  fortdauernde  Erneuerung  als  Eigcnthum  anzusehen 
sei,  dagegen  nicht  die  Pachtungen  von  kürzerer  Dauer  oder  für  Lebenszeit 
ohne  ein  Eecht  auf  Erneuerung.  — 

Die  Instruktionen  wurden  den  Beamten  dahin  ertheilt,  sich  hiemach 
bei  den  Aufstellungen  zu  richten,  aber  ungeachtet  dessen  ist  es  sehr  wahr- 
scheinlich, dass  in  manchen  Fällen,  wo  das  Grundstück  für  lange  Perioden 
oder  für  Lebenszeit,  wie  es  in  einigen  Theilen  Englands  der  Fall  ist,  die 
Namen  der  Pächter  in  dieser  Zusammenstellung  als  Eigenthümer  aufge- 
nommen sind,  ohne  dass  weder  die  Unter-  noch  Oberbeamten  einen  Arg- 
wohn dabei  haben  konnten.  In  einigen  Steuerakten  ist  unter  dem  Aus- 
druck: „owner"  entweder  der  unmittelbare  Verpächter  oder  die  Person 
verstanden,  welche  die  Eente  bezieht,  of  the  same  „for  the  use  ot  any 
Corporation  or  any  public  Company,  or  of  any  landlord  or  lessee  who  ahidl 
be  a  minor  or  maried  woman,  or  insane,  or  for  the  use  of  any  person  for 
whom  he  is  acting  as  agent'^  Es  ist  einleuchtend,  dass  solche  Personen 
nicht  wirklich  die  Eigenthümer  sind,  und  die  Instruktion  wurde  dahin 
gehend  ertheilt,  dass  wenn  irgend  möglich  die  Namen  der  wirklichen  Be- 
sitzer statt  der  jener  Vormünder,  Agenten  etc.  eingetragen  würden.  — 

Wo  mehrere  Besitzer  zugleich  vorhanden  waren,  sollten  allerdings 
nach  der  Instruktion  die  einzelnen  Namen  aufgeführt  werden,  was  aber 
wohl  häufig  unterblieben  ist.  Ausser  der  Akte  von  1869  für  die  Haupt- 
stadt verlangt  das  Gesetz  nicht  eine  periodische  Eevision  der  Schätziings- 
listen  und  Eintragung  der  Besitzwechsel.  In  einigen  Fällen  wurden  Namen 
von  Leuten  in  den  Listen  gefunden,  die  schon  seit  mehreren  Jahren  todt 
waren;  in  einem  Falle,  wo  das  Grundstück  in  Parzellen  verkauft  war, 
fiingirte  noch  der  einzelne  alte  Name  statt  der  mehreren  neuen  fort. 

Es  wird  dann  bemerkt,  dass  in  mehreren  grössern  Städten,  wo  nicht 
ganz  die  gleichen  Einrichtungen  sind  (weil  die  Union  Assessment  Gom- 
mittee  Act  dort  nicht  in  Kj:aft)  die  Schwierigkeiten  noch  grösser  waren, 
daher  auch  die  Ungenauigkeiten.  —  Alle  Betheiligten  waren  auf  diese 
Schwierigkeit  aufmerksam  gemacht  und  beauftragt  dergleichen  Irrthümer 
in  der  Zusammenstellung  nach  Kräften  zu  berichtigen.  — 

Waren  die  Zusammenstellungen  für  die  einzelnen  Bezirke  gemacht,  so 
waren  diese  wieder  für  die  ganze  Grafschaft  zu  vereinigen,  wobei  es  darauf 
ankam  die  Besitzstücke  der  einzelnen  Personen,  die  in  mehreren  Bezirken 
Besitzungen  hatten,  auf  den  einen  Namen  zusammen  zu  ziehn,  damit  jeder 
so  oft  er  auch  in  verschiedenen  Bezirken  auftreten  mochte,  doch  nur  ein 
einziges  Mal  in  der  Grafschaft  aufgeführt  werde.  — 

Es  war  nun  für  die  Centralstelle  in  London  unmöglich  zu  erkennen, 
ob  mehrere  Personen  denselben  Namen  hätten  oder  es  sich  um  dieselbe 
Person  handle.  Wahrscheinlich  war  es  ja,  dass,  wo  die  Adressen  und 
Namen  übereinstimmten,  sie  sich  auf  dieselben  Besitzer  bezogen,  wo  die 
Adressen  dagegen  ungleich,  nicht.  Aber  die  Gewissheit  fehlte.  Man  musste 
sich  deshalb   an   die  Bezirksbeamten   wenden,   um  die  Sache  genauer  zu 
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untersuchen.  Kam  z.  B.  der  Name  John  Smith  in  einer  Grafschaft  1 2  mal 
Tor,  so  war  festzustellen,  oh  nun  nur  einer,  ein  paar  oder  12  Eigenthümer 
dieses  Namens  aufzuführen  waren.  Welche  Arheit  dadurch  verursacht 
wurde,  erhellt  aus  dem  Beispiele,  dass  in  der  Grafschaft  Gardignan  der 
Name  David  Davies  53  mal  und  John  Jones  gegen  70  mal  vorkam ;  und 
gegen  300,000  besondere  Nachfragen  haben  an  die  ünterbeamten  allein 
stattgefunden  um  Doppelzählungen  zu  vermeiden.  — 

In  einigen  Fällen  waren  die  Adressen  der  Eigenthümer  nicht  festzu- 
stellen ;  und  überhaupt  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  trotz  aller  Sorg- 
falt in  mehrfachen  Fällen  der  Name  derselben  Person  mehr  als  einmal  in 
einer  Grafschaft  aufgeführt  ist,  aber  auf  der  andern  Seite  werden  wieder 
Fälle  vorliegen,  wo  nur  ein  Name  genannt  ist,  während  mehrere  Besitzer 
dahinter  stehn.  — 

IL  Die  Angabe  der  Fläche,  die  in  Verbindung  mit  der  Anfertigung 
der  Steuerrolle  geschieht,  beruht  nur  auf  ungefährer  Schätzung,  in  den 
meisten  Fällen  stammt  sie  von  einer  frühern  Aufstellung  oder  Vermessung, 
oder  auch  nur  von  einer  Auskunft  des  innehabenden  Pächters  über  den 
Umfang  des  Hofes.  Besondere  Genauigkeit  kann  daher  nicht  erwartet 
werden,  und  in  vielen  Fällen,  besonders  in  denjenigen  kleiner  Besitzungen 
wurde  der  Flächengehalt  gar  nicht  verzeichnet  gefunden.  In  solchen  Fällen 
waren  die  ausfuhrenden  Beamten  beauftragt,  nachträglich  eine  so  gute 
Schätzung  zu  bewirken  als  in  ihrer  Macht  stehe;  indessen  waren  mitunter 
Umstände  vorhanden,  die  es  ihnen  unmöglich  machten  ausreichende  In- 
formation zu  erhalten  und  mussto  dann  die  Kolumne  unausgefüllt  bleiben.  — 

Mitunter  erscheint  der  Ertrag  bei  kleiner  Fläche  ausserordentlich  gross. 
Es  rührt  das  daher,  dass  Wohnhäuser  oder  andere  Gebäude  darauf  stehen, 
oder  dass  unter  der  Oberfläche  Kohlengruben  ausgebeutet  werden,  oder 
dass  bei  Mangel  an  Information  in  einzolnen  Fällen  derselbe  nach  dem 
Antlieil  am  Gesammtbesitz  bemessen  wurde.  Mitunter  ist  der  Ertrag  sehr 
niedrig,  das  rührt  her  von  dazu  gehörigen  gebirgigen  oder  sonstigen  un- 
fruchtbaren Läudereien.   — 

Iir.  Der  geschätzte  Ertrag  ist,  wie  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  in 
den  Steuerlisten  mit  mehr  Sorgfalt  behandelt.  Es  muss  hierbei  im  Auge 
behalten  werden,  dass  der  in  den  Kirchspielslisten  und  in  Folge  dessen 
auch  hier  angeführte  Betrag  nicht  der  der  haaren  Heute  zahlbar  an  die 
Person  ist,  unter  deren  Namen  als  Besitzer  er  aufgeführt  ist,  sondern  der 
Betrag  der  ganzen  Summe ,  welche  die  momentanen  Pächter  dos  ganzen 
Grundbesitzes  an  die  unmittelbaren  Verpächter  zu  zahlen  haben. 

Wo  nur  landwirthschaftlich  benutzte  Fläche  vorliegt,  sollen  die  Zahlen 
den  Betrag  wiedergeben,  zu  dem  vernünftiger  Weise  von  Jahr  zu  Jahr 
verpachtet  werden  kann,  wobei  der  Pächter  alle  üblichen  Steuern  und 
Lasten  mit  zu  übernehmen  hat,  und  hierbei  werden  die  Zahlen  nicht  weit 
von  der  thatsächliehen  Heute  des  Eigenthümers  abweichen.  — 

Anders  steht  die  Sache  bei  Häusern  und  Bergwerken,  wo  die  Zahlen 
keinen  Anspruch  darauf  machen  der  Rente  zu  entsprechen,  welche  der 
Grundeigenthümer  erhält.  Dies  ist  sehr  einleuchtend  bei  Verpachtung  mit 
Gebäuden.  Die  hier  von  dem  Grundeigenthümer  bezogene  Pacht  ist  reine 
Grundrente,  w'elche  sich  derjenige  vorbehalten  hat,  der  das  Land  ursprüng- 
lich verpachtet  hat,  worüber  nichts  in  den  Schätzungsrollen  enthalten  ist, 
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während  die  Rente  in  diesen  Listen  der  geschätzte  Betrag  der  Ton  dem 
momentanen  Pächter  zu  zahlenden  Pachtsumme  an  die  Person  ist»  von  dem 
er  das  Haus  übernommen  hat.  Der  eigentliche  Grundeigenthümer  (the 
ground  landlord)  mag  nur  wenige  Pfund  beziehn,  während  die  eingetragene 
Summe  des  innehabenden  Miethers,  welche  nichtsdestoweniger  dem  Namen 
des  Grundeigenthümers  zugeschrieben  ist,  sich  nach  tausenden  yon  Pfunden 
belaufen  kann.  Das  sind  üngehörigkeiten  in  dem  Urmaterial,  die  sich 
nicht  beseitigen  liessen. 

In  einigen  Fällen  ist  so  der  ganze  Besitz  eines  grossen  Grundherrn 
mit  der  Summe  als  Ertrag  angeführt,  welche  die  Miether  an  die  Zwischen- 
pächter  zahlen,  und  dem  einen  Namen  zugeschrieben,  während  der  Betrag, 
den  er  wirklich  erhält,  weit  geringer  ist.  Solche  Fälle  mögen  mehrfach 
der  Kenntniss  der  Behörden  entgangen  sein ,  einige  sehr  eclatante  Beispiele 
sind  bekannt  geworden.  — 

In  andern  Fällen  sind  Zwischenpächter  als  Grundbesitzer  aufgeführt, 
namentlich  in  der  llubrik  mit  unter  einem  ^cker  Land,  wodurch  dann  die 
Zahl  derselben  übermässig  vermehrt  ist.  — 

Ohne  bedeutende  Lokalkenntnissc  und  genaue  Prüfung  der  Aufnahme 
in  den  städtischen  Gemeinden,  was  sehr  viel  Zeit  in  Anspruch  nehmen 
würde,  ist  es  ganz  unmöglich,  die  Zusammenstellungen  in  dieser  Hinsicht 
wirklich  genau  zu  machen.  — 

Ebenso  erscheint  die  angeführte  Summe  dort,  wo  das  Land  zum 
Kohlenbergbau  an  Kompagnieen  vergeben  ist,  viel  höher  als  sie  wirklich 
in  die  Tasche  des  Grundherrn  fliesst.  — 

Zu  bemerken  bleibt  femer,  dass  der  steuerfreie  Besitz  hier  in  der 
Zusammenstellung  fehlt,  wie  in  den  Kirchspiellisten.  —  Es  waren  aber 
zu  der  Zeit  als  die  Zusammenstellungen  gemacht  wurden,  folgende  Arten 
des  Besitzes  nicht  steuerpflichtig: 

1.  Bergwerke,  die  nicht  auf  Kohlen  betrieben  werden.  In  Betreff  der 
Kohlenwerke  muss  beachtet  werden,  dass  in  den  Kirchspielen,  wo 
nur  Untergrund  werke  sind  und  keine  Oberfläche  mit  dem  Werke  in 
Abbau  gekommen  ist,  die  Schätzungslisten  die  speziellen  Ländereien, 
unter  welchen  die  Arbeiten  fortgehen,  nicht  enthalten  und  damit 
auch 'nicht  den  dadurch  erhöhten  Werth  des  Landes.  — 

2.  Wälder,  ausgenommen  wo  sie  verkäufliches  Unterholz  enthalten. 
Unter  waste  and  Common  Land  ist  alles  Land  zusammengefasst,  wel- 
ches keinen  Ertrag  abliefert,  aber  nur,  von  welchem  genauere  Ziffern  za 
erzielen  waren.     Es  ist  daher  eine  sehr  unvollkommene  Angabe. 

Aus  dem  bisher  Gesagten  geht  hervor,  dass  die  gegenwärtig  vorlie- 
gende Statistik  nichts  ist  als  eine  einfache  Kompilation  öffentlicher  Ur- 
kunden, die  in  jedem  Kirchspiel  Englands  existiren,  verbessert  durch  die 
Nachforschungen,  wie  sie  die  Gemeinden  und  Bezirksbeamten  herzustellen 
vermochten.  — 

Ungeachtet  der  grossen,  ausdrücklich  zugestandenen  und  dargelegten 
Mängel  ist  zu  hoffen,  dass  diese  Arbeit  für  geeignet  erachtet  werden 
wird,  auf  die  gestellten  Fragen  Antwort  zu  ertheilen,  nämlich  mit  an- 
nähernder Genauigkeit  die  Art  der  Yertheilung  des  Landes  in  den  einzel- 
nen Grafschaften   zu   zeigen,    die   Namen   derjenigen  Männer  anzugeben, 
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die  man  als  die  Grandbesitzer  gemeinhin  ansiebt,  und  die  geschätzte 
Fläche  und  Rente,  die  einem  Jeden  zufallt. 

Die  Richtigkeit  dieser  Zusammenstellung  Torausgeseizt  muss  bemerkt 
werden,  dass  der  Flächeninhalt  von  England,  wie  ihn  der  Census-Beport 
angiebt,  auf  Grund  der  Angabe  des  Ordnanoe  Survey-Department  37,319,221 
ist,  während  hiemach  die  Gesammtfläche  34,538,158  Acres  ausmacht,  dos 
ist  eine  Differenz  von  2,781,063  Acres. 

In  der  letzteren  Zahl  ist  die  Hauptstadt  nicht  mit  enthalten,  ausser- 
dem nicht  die  meisten  Ländereien,  deren  Ausdehnung  nicht  zu  bestim- 
men war ,  und  nur  ein  Theil  der  Gehölze.  Es  blieben  ferner  fort  Flüsse, 
Strassen ,  nicht  Terpachtctes  Kronland ,  Kirchhöfe  und  andere  nicht  steuer- 
pflichtige Ländereien.  Es  muss  noch  bemerkt  werdeu,  dass  für  einige 
Besitzungen  wohl  die  Namen,  aber  nicht  die  Fläche  aufgeführt  ist. 

Die  genannten  Punkte  worden  ausreichen  jene  Abweichung  zu  er- 
klären. 

Ebenso  ist  nach  der  Steuereinschätzung  pro  1873  der  steuerpflichtige 
Ertrag  des  Grundbesitzes  in  England  und  Wales  auf  131,853,715  Pfd. 
veranschlagt,  während  es  hier  nur  auf  99,352,307  Pfd.  berechnet  ist.  In- 
dessen muss  dem  hinzugefügt  werden  die  Hauptstadt  mit  24,810,481  Pfd. 
und  der  Betrag  des  Zehnten  mit  5  Mill.  Pfd.,  wodurch  sich  die  Summe 
auf  129,162,784  Pfd.  erhöht,  es  bliebe  demnach  noch  eine  Differenz  von 
fast  2,7  Mill.  Pfd.,  welche  auf  die  Fortlassung  der  Besitzungen,  wie  Gas- 
und  Wasserwerke,  Bezüge  aus  Märkten,  Brücken,  Docks,  Häfen,  Kanälen, 
gew.  Kronbesitz  und  dergleichen  zurückzuführen  ist.  Es  ist  dann  noch 
eine  Uebersicht  über  die  Zahl  der  Besitzer  von  einem  Acker  und  mehr, 
dann  die  Zahl  derjcDigen  von  weniger  als  einem  Acker  mit  Angabe  der 
Fläche  und  Rente  zu  jeder  Abtheilung  gegeben.  Dabei  wird  bemerkt, 
dass  bei  den  Besitzern  von  einem  Acre  und  mehr  nur  die  Angaben  für 
jede  Grafschaft  angeführt  und  diese  summirt  sind,  also  nicht  eine  Re- 
duktion derjenigen  in  mehreren  Grafschaften  auftretenden  stattgefunden 
hat;  und  in  Bezug  auf  die  Besitzer  von  Grundstücken  mit  weniger  als 
einem  Acker  kein  Versuch  gemacht  ist  diejenigen  zu  bestimmen,  welche 
entweder  in  mehr  als  einer  Grafschaft  oder  Bezirk  Besitz  haben  und  dem- 
gemäss  die  genaue  Zahl  der  betr.  Besitzer  festzustellen.  Bei  den  ersteren 
beläuft  sich  nach  ungefährer  Schätzung  die  uothwendige  Reduktion  auf 
circa  6000  Besitzer,  bei  den  anderen  ist  eine  Schätzung  unmöglich. 

Local  Board  John  Lambert 

22.  Jahrg.  1875.  Secretary. 

Es  wird  dann  noch  ein  Blick  auf  die  Angaben  des  Domesday  book 
geworfen,  welche  aber  zur  Vergleichung  mit  den  Torliegenden,  nicht  ver- 
wendet werden  können.  Wir  bemerken  daher  nur,  dass  demnach  „land- 
holders"  54,813  vorhanden  waren,  wobei  zu  beachten  ist,  dass  Northum- 
berland,  Cumberland,  Wostmoreland  und  Durham  nicht  in  Betracht  ge- 
zogen wurden.  — 

So  weit  die  Einleitung  und  überhaupt  der  ergänzende  Text  — 

Wie  bei  dem  Schottland  betreffenden  Blaubach,  so  haben  wir  auch 
hier  eine  Verarbeitung  des  gewaltigen  Zahlenmaterials  vorgenommen  und 
führen  die  Resultate  im  Nachfolgenden  vor: 
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Die  Gcsammtzahl  der  Grundbesitzer  belauft  sieb  in  England  und  Wales 
excl.  der  Metropole  auf  972,836  bei  einer  Bevölkerung  von  19,458,009 
Köpfen.  Nimmt  man  die  Familie  zu  4,5  Personen  an,  so  partizipirten  an 
dem  Besitze  4,377,762  Personen  oder  2,5  o/^. 

Wenn  man  der  erwäbnten  Doppelzählungen  wegen  auch  eine  sehr 
bedeutende  Keduktion  vornimmt,  so  bleibt  immer  noch  ein  Yerhältniss, 
das  keineswegs  als  so  abnorm  ungünstig  anzusehen  ist,  und  günstiger  ist 
als  in  Schottland,  wo  auf  dem  Lande  18,8,  in  den  Städten  13,8  ^/^  der 
grundbesitzenden  Klasse  angehören.  — 

Leider  kann  man  für  England  die  Städte  nicht  gesondert  untersuchen. 
Wir  haben  auch  dort  in  mehreren  Städten  an  Ort  und  Stelle  versucht 
die  Zahl  der  Hausbesitzer  zu  ermitteln;  es  ist  uns  indess  nur  für  Man- 
chester gelungen,  wo  uns  5320  Hausbesitzer  von  der  maassgebendeu 
Magistratsperson  angegeben  wurden,  während  allerdings  eigentlich  4  Per- 
sonen fast  der  gesammte  Grund  und  Boden  gehört,  auf  dem  Manschester 
steht  (Lord  Derby,  Mosley,  Cleod,  der  vierte  ist  uns  nicht  bekannt),  die 
auch  noch  von  allen  Hausbesitzern  Erbpacht  beziehen  und  das  Land  auf 
999  Jahre  zur  Bebauung  abgegeben  haben ,  nach  welcher  Zeit  es  bekannt- 
lich mit  den  darauf  stehenden  Gebäuden  wieder  in  die  Hände  der  grund- 
besitzenden Familie  zurückfällt.  Die  Bevölkerung  von  Manchester  belauft 
sich  ohne  Salfort  auf  355,000,  die  Zahl  der  Häuser  auf  9,837,  die  Haus- 
besitzer machen  also  circa  6,5  ^/^  der  Familien  aus,  wenn  dieselben  zu 
4,5  Personen  angenommen  werden.  — 

Wir  haben  uuu  versucht,  uus  einen  Anhalt  zur  ungefähren  Beurthei- 
lung  der  Grundbesitzverhältuisso  in  Deutschlands  hauptsächlichsten  Städten 
zu  verschaffen,  und  da  die  Literatur  hierüber  unseres  Wissens  so  gut  wie 
nichts  bietet,  haben  wir  es  freundlicher  Mittheilung  auf  private  Anfrage  zu 
verdanken,  was  wir  nachstehend  bieten.  Wir  stiessen  dabei  auf  grössere 
Schwierigkeiten,  als  man  erwarten  sollte.  In  verschiedenen  Städten  fehlte 
es  noch  an  jeder  derartigen  Zusammenstellung,  obwohl  das  nöthige  Material 
dazu  vorhanden  war,  während  von  andern  auf  dieselbe  Anfrage  verschiedene 
Antworten  einliefen  und  auch  die  anscheinend  gleichartigen  Angaben  nicht 
gleichen  Ursprungs  waren,  sich  daher  genau  genommen  nicht  vergleichen 
Hessen. 

Korrekter  Weise  durfte  nur  die  ortsan gehörige  Bevölkerung,  nicht  orts- 
anwesende berücksichtigt  werden,  was  nicht  überall  geschehen.  In  Bern 
betrug  die  erstere  35,432,  die  letztere  36,001.  Dieser  könnten  die  Besitzer 
nur  gegenüber  gestellt  werden,  wenn  man  auch  die  Angehörigen  kennt  und 
mitzählt,  da  die  Frage  darauf  gerichtet  ist,  welcher  Prozentsatz  der  Bevöl- 
kerung an  den  Wohlthaten  des  Grundbesitzes  partizipirt  (in  Weimar  sind 
2776  gnmdbesitzende  Familien  mit  12,136  Personen,  d.  h.  pro  Familie 
4,37  Köpfe,  im  Grossherzogthum  Oldenburg  4,12  Köpfe,  während  im  Lande 
überhaupt  4,74  Köpfe  auf  eine  Haushaltung  kommen).  Da  diese  nur  an 
wenigen  Orten  bekannt,  so  durften  die  Grundbesitzer  nur  den  Haushaltun- 
gen gegenüber  gestellt  werden.  Dieser  Begriff  ist  aber  wieder  nicht  genau, 
hier  werden  mehr,  dort  weniger  einzelne  Personen  zu  den  Haushaltungen 
gezählt,  sie  weichen  z.  B.  von  den  Wohnungsparteien  ab.  Für  Dresden  sind 
41,402  Haushaltungen  und  nur  40,118  Wohüungsparteien  angegeben.  Im 
Grossherzogthum  Oldenburg  machen  Haushaltungen  von  1  Person  6  ^j^  aller 
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aus.  —  Was  die  Besitzer  anbetrifft ,  so  wäre  es  am  richtigsten,  sämmtliche 
Grundbesitzer  zu  zählen ,  doch  fürchteten  wir  je  nach  der  Natur  der  Städte, 
der  grossen  gegenüber  den  Landstädten,  zu  ungleichartige  Zahlen  zu  erhal- 
ten und  fragten  nach  den  Hauseigenthümem,  haben  aber  doch  vielfach  nur 
die  Grundstücksbesitzer  in  Erfahrung  bringen  können,  während  man  an  an- 
dern Orten  nur  die  Hauseigenthümer  kannte,  resp.  nur  die  Zahl  der  Haus- 
haltungen ,  die  in  ihrem  eigenen  Hause  wohnten  [Leipzig] ,  wobei  dadurch 
Ungenauigkeiten  zu  befürchten  sind,  dass  mitunter  an  einem  Hause  mehrere 
Personen  Eigenthumsrechto  haben,  die  aber  nicht  gesondert  gezählt  zu  werden 
pflegen.  Die  Differenz  zwischen  Haus-  und  Grundbesitzer  fallt  in  verschiede- 
nen Orten  sehr  ungleich  aus.  In  Weimar  machen  die  letzteren  incl.  Ange- 
hörigen 75,8  ^Iq,  die  ersteron  nur  64,2  ®/q  der  Bevölkerung  aus.  In  Alten- 
burg 23,4  und  22,6  o/^,.  In  Gera  21,1  und  20  o/^,.  In  Rudolstadt  85,5  und 
71,5  ^Iq,  oder  in  den  vier  Städten  waren:  in  Weimar  211  Familien  und 
1859  Personen  nur  Haus  besitzend,  in  Altenburg  45  Familien  und  148  Per- 
sonen, in  Gera  45  und  179,  in  Eudolstadt  246  und  991  Personen. 

Es  ist  femer  erforderlich ,  nur  die  physischen  Personen  in  Betracht  zu 
ziehen,  die  nicht  überall  auszuscheiden  waren,  so  wenig  wie  bei  den  Häu- 
sern die  Privatwolmgebäudc  überall  gesondert  werden  konnten.  Von  wel- 
cher Bedeutung  das  ist,  erhellt  aus  folgenden  Beispielen:  In  Magdeburg 
waren  2728  Privatbesitzer  und  ausser  Staat  und  Stadt  noch  47  Korporatio- 
nen Hausbesitzer.  In  Bern  war  die  Zahl  der  Gebäude  3110,  wovon  2051 
bewohnte  Häuser,  und  unter  den  1137  Grundeigenthümem  (ohne  Staat, 
Stadt,  Kirche,  Schule  etc.)  1030  physische  Personen.  In  Berlin  waren  im 
Besitze  des  Staates  307  bebaute  Grundstücke,  der  Stadt  186,  von  juristi- 
schen Personen  794,  von  Privatpersonen  15,417. 

Immerhin  sind  alle  jene  Ungenauigkeiten  nicht  so  in  das  Gewicht  fal- 
lend ,  dass  nicht  das  Wesentliche ,  worauf  es  uns  hier  ankommt,  aus  den  im 
Uebrigen  nur  mit  Eeserve  aufzunehmenden  Zahlen  zu  ersehen  wäre. 


Einwoh- 

Haushai. 

Wohn- 

Haus- 

Grundstücks- 

Frei, der 

Name 

ner 

tangen 

häuser 

besitzer 

besitzer 

Besitzer 

1.  Berlin 

972,384 

212,790 

24,100 

} 

15,417(?) 

7,2(?) 

2.  Hamburg 

264,675 

78,008 

> 

> 

10,054 

12,9 

3.  Dresden 

190,304 

41,402 

} 

4,902 

> 

11,2 

4.  Magdeburg 

88,012 

19,615 

3,220 

2,728 

13,9 

5.  Chemnitz 

78,209 

17,435 

2,528 

2,449 

14,0 

6.  Halle 

60,350 

} 

2,943 

2,913 

21,8 

7.  Bern 

35,452 

7,137 

2,051 

1,090 

15,2 

8.  Halberstadt 

27,800 

6,233 

? 

1,558 

25 

9.  Meerane 

21,312 

4,708 

1,566 

1,473 

31,2 

10.  Altenburg 

19,966 

> 

> 

4,525* 

4,673* 

22,6 

11.  Gera 

17,871 

? 

} 

3,576* 

3,755* 

20 

12.  Quedlinburg 

17,044 

4,023 

1,812 

1,685  (?) 

42(?) 

13.  Weimar 

16,000 

> 

} 

10,277* 

12,136* 

64,2 

14.  Jena 

9,020 

2,462 

753 

581 

23,6 

15.  Rudolstadt 

7,084 

> 

> 

5,066* 

6,057* 

71,5 

16.  Sömmerda 

5,902 

1,371 

718 

571 

48,9 
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Es  geht  aus  den  Zahlen  deutlich  hervor,  dass  in  den  grossen  Städten 
die  deutschen  Grundbesitzverhältnisse  nur  wenig  günstiger  sind  als  in  Eng- 
land, während  in  den  kleinen  Städten  die  Zahl  der  Hausbesitzer  sehr  bedeu- 
tend ist,  was  schon  durch  die  grosse  Zahl  der  kleinen  Häuser  an  und  für  sich 
erleichtert  wird.  Namentlich  in  Thüringen  zeichnen  sich  die  Städte  durch  die 
bedeutende  Vertheilung  des  Besitzes  vortheilhaft  aus,  und  doch  werden  sie 
von  den  ländlichen  Distrikten  übertroffen.  Wir  geben  hier  die  betreffenden 
Zahlen  für  Thüringen  nach  dem  21.  Bande  der  Jahrbücher  S.  385  wieder, 
die  deslialb  eine  hervorragende  Beachtung  verdienen,  weil  sie  auf  dem  allein 
korrekten  Wege  der  direkten  Ermittelung  bei  den  Personen  selbst  in  Ver- 
bindung mit  der  Volkszählung  gefunden  wurden,  was  unseres  Wissens  nur 
noch  in  Oldenburg  durchgeführt  ist. 

In  S.  Weimar  kamen  auf  100  Einwohner 

in  der  Stadt  45,62,  auf  dem  Lande  79,98  Grundbesitzer, 
auf  100  Familien 

in  der  Stadt  49,67,    „       „         „       83,49  „ 

In  Altenburg  auf  100  Personen 

in  der  Stadt  34,49,  auf     „         „       64,82 
In  Schwarzburg-Eudolstadt 

in  der  Stadt  50,72,    „       „         „       57,11  „ 

in  allen  betreffenden  thüringischen  Staaten 

in  der  Stadt  40,5,     auf  dem  Laude  66,25  „ 

Es  zeigt  sich  hier  das  Eigenthümliche ,  dass  die  Hauptstädte  verhältniss- 
müssig  mehr  Grundbesitzer  haben  als  die  andern  Städte,  und  wie  in  Kudol- 
Stadt  sogar  mehr  als  auf  dem  Lande. 

Wir  begnügen  uns  damit,  noch  folg.  wenige  Zahlen  hinzuzufügen,  welche 
auf  die  deutschen  Verhältnisse  ein  günstiges  Licht  werfen.  In  Oldenburg 
sind  nach  gütiger  Mittheilung  des  dortigen  statistischen  Bureaus:  bei  319,314 
Einwohnern,  52,321  Wohnhäusern  und  67,333  Haushaltungen:  Privat- 
grundbesitzer, nur  mit  Haus  7776,  inkl.  der  Angehörigen  23,016.  Nur  mit 
Land  2486,  inkl.  Angehörigen  6870.  Mit  Haus  und  Land  28,815,  inkL 
Angehörigen  125,258.  Im  Ganzen  daher  36,591  Hausbesitzer  oder  70  ^j^ 
der  Häuser.  Am  Grundbesitze  partizipirten  161,144  Personen  oder  50,4  ®/^ 
der  Einwohner. 

Von  anderweitig  vorliegenden  Angaben  sind  wohl  nur  noch  die  für  Bel- 
gien der  Beachtung  werth,  wonach  die  Grundbesitzer  22  ^/q  der  Bevölke- 
rung, also  dasselbe  Verhältuiss  wie  in  England,  ausmachen. 

Nach  dieser  Abschweifung  kehren  wir  zu  England  zurück.  — 

Wir  haben  das  Land  in  4  Distrikte  getheilt.  Der  erste  umfasst  die 
10  südlichen  Grafschaften,  der  zweite  die  17  mittleren,  der  dritte  14 
nördliche,  der  vierte  Wales.  — 

Distrikt  I  umfieisst  die  Grafschaften :  Surrey,  Eent,  Sussex,  Southampton, 
Bershire,  Wilt,  Dorset,  Devon,  Cornwall  und  Sommerset  Der  IL  mitt- 
lere Distrikt:  Middlesex,  Hertford,  Buckingham,  Oxford,  Nordhampton, 
Huntington,  Bedford,  Cambridge,  Essex,  Suffolk,  Norfolk,  Gloucester, 
Hereford,  Shropshire,  Stafford,  Worcester,  Warwick,  Monmouth.  Der 
dritte,  nördliche,  umfetsst  alle  übrigen  englischen  Distrikte.  — 


Mi  sc  ollen.  3g7 

Der  erste  enthält  209,777  Besitzer  bei  einer  BcTölkerung  von 
4,010,769  oder  23  o/^.  Der  zweite  umfasst  5,628,921  Einwohner  und 
339,664  Grundbesitzer,  d.  i.  27  ^f^.  In  dem  dritten,  dem  nördlichen,  woh- 
nen 8,601,184  Menschen,  wovon  371,875  Grundbesitzer  oder  19  ®/q.  In 
Wales  unter  1,217,135  Menschen  nur  51,520  Besitzer  oder  18,5  ^^/q.  — 

Ziehen  wir  einzelne  Grafschaften  in  Betracht,  so  zeigt  sich  natürlich 
ein  grösserer  Unterschied.  Glamorgan  in  Wales  hat  nur  9,5  ^j^  der  be- 
sitzenden Klasse  Angehörige,  dagegen  Anglesey  in  derselben  westlichen 
Gegend  36,5  «/^ ,  Lancaster  I^^Iq,  Berks  16  o/^,  ehester  19%,  wäh- 
rend Norfolk  27,5,  Somerset  31,6  ®/q.  —  Es  ist  schwierig  aus  diesen 
Zahlen  Schlüsse  zu  ziehen,  doch  hat  es  den  Anschein,  als  ob  die  Gegen- 
den mit  grossen  Städten  am  ungünstigsten  dastehen ,  und  das  Beispiel  von 
Manchester,  sowie  die  Thatsachen  in  Schottland  unterstützen  die  Annahme, 
während  unseren  Nachforschungen  gemäss  es  im  Allgemeinen  (einige  ab- 
gelegene Eüstengegenden  ausgenommen)  die  kleinen  Städte  sind,  welche 
am  meisten  Grundbesitzer  haben,  und  die  rein  landwirthschaftlichen  Di- 
strikte in  der  Mitte  stehen.  — 

Im  Ganzen  kommen  33,013,510  Acres  in  Betracht,  indem  ausserdem 
noch,  wie  erwähnt,  1,524,648  Acres  Gemeinweide-  und  Oedeland  verzeich- 
net sind,  und  ausserdem  2,781,063  Acres  vorhanden,  aber  nicht  inKechnung 
gezogen  sind,  wovon  wiederum  26,322,477  Acres  fruchttragend  d.  s.  79,7  ®/q 
der  obigen  und  70,6  ^/^  der  Gesammtfläche. 

Nach  Distrikten  getheilt,  umfasst  jeder: 


ii 

I. 

11. 

III. 

IV. 

ssammiareai 

1  stat.  Acres 

9,051,665 

11,853,081 

12,685,651 

4,734,486 

in  Rechnung  gezogene  Fläche 

8,153,586  Acres  90  o/^ 
10,098,974  „  85^  „ 
10,927,062      „         86i   „ 

3,833,888      „         89     „ 

Gemeinde-  u.  Oedeland 

345,800  Acres. 
103,944       „ 
747,535       „ 
326,972      „ 

38,324,883 

33,013,510      „         86,  „ 

1,525,251       „ 

wovon  noch  weitere  fast  1 6  ^/^  nicht  zur  landwirthschaftlichen  nutzbaren 
Fläche  gehören,  in  Wales  sogar  weitere  34  ^/q,  da  dort  die  fruchttragende 
Fläche  nur  55  ^/^  des  Gesammtareais  ausmacht  Es  geht  daraus  hervor, 
dass  in  den  in  Betracht  gezogenen  Zahlen  noch  viel  unkultivirte  Fläche 
enthalten  ist,  welche,  natürlich  ungleich  vertheilt,  gleichfalls  den  Schluss 
auf  die  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  verhindert.  — 

Der  Ertrag  ist  im  ganzen  Lande  99,352,303  Pfd.,  also  3  Pfd.  pro 
Acre.  Entspricht  dieses  auch  der  Pacht  in  Gegenden,  die  durch  guten 
Boden  und  Absatz  begünstigt  sind,  wie  wir  es  z.  B.  bei  Romfort,  Ails- 
bury  und  a.  0.  fanden ,  so  übersteigt  es  den  Durchschnittsertrag  landwirth- 
schaftlich  benutzter  Grundstücke  erheblich,  und  zwar,  wie  oben  angege- 
ben, durch  die  Hineinziehung  der  Häuser,  Bergwerke  etc.  —  Der  Unter- 
schied zwischen  den  verschiedenen  Distrikten  ist  folgender:  in  dem  L 
2,5  Pfd.  pro  Acre,  in  dem  II.  2,9  Pfd.,  III.  4,3  Pfd.,  in  Wales  dagegen 
nur  1,28  Pfd.     Doch  lässt  sich  aus  diesen  Zahlen  nicht  viel  ersehen. 

Ebensowenig  ist  die  Angabe  von  Bedeutung,  die  wir  nur  der  Voll- 
ständigkeit  wegen  vorführen,   wie  viel  durchschnittlicher  Ertrag  auf  den 
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Kopf  fällt,   da   der  grosse  Durohschnitt  das  Detail  erdriiokt,   auf  das  es 
Yorzüglich  ankommt. 

In  der  südlichen  Gegend  fallen  auf  einen  Grundbesitzer  99  Pfd.,  in 
II.  86,6  Pfd.,  in  III.  119  Pfd.,  und  in  Wales  95  Pfd.  — 

Es  ist  dabei  woM  die  Bemerkung!  am  Platze ,  dass  in  dem  Retum  vom 
24.  Mai  1875  der  Ertrag  des  Grund  und  Bodens,  der  Häuser,  Bergwerke, 
Eisenbahnen,  Hüttenwerke,  Kanäle  und  Gasanstalten  auf  175,208,086  Pfd. 
angegeben  ist,  dagegen  das  Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe  etc.  170,685,31 1 
Pfd.,  also  nahezu  gleich,  während  die  gleichen  Zahlen: 

1814       53,495,375  Pfd.  und     34,287,685  Pfd. 
1844        86,573,636     „       „       55,505,733    „ 
1854      100,835,328     „        „        74,610,127     „ 
1864      131,341,499     „       „     106,898,319    „ 
betrugen,   so  dass  die  Einnahmen  aus  Grund  und  Boden  etc.   früher  eine 
weit  grössere  Bedeutung  hatten.  —  Dem  Return  vom  10.  Juni  1875  entneh- 
men wir,  dass  die  Einkommensteuer  aus  Grundbesitz,   also  Sohed.  A.   1842 
43,22  0/^,  1852  45,75  o/^,  1862  43,93  ^/^  des  ganzen  Betrages  ausmachte, 
so  lange  noch  Bergwerke,  Eisenbahnen,  Kanäle,  Hütten-  und  Gaswerke  darin 
enthalten  waren.    Vom  Jahre  1866  ab  wurden  diese  nach  Sched.  D.  hinüber 
gethan   und   sofort   sank   der   Prozentsatz   um   circa  10  ^/^    auf  33,26  ^/^ 
und  war  1873  30,99  o/^;   Sched.  B  (Gewinn  der  Pächter  mit  dem  halben 
Steuersatz    von    1^  d.)  4,0  o/^,    1842    6  o/o ;    Sched.  C.   (Zinsen  und  Divi- 
denden) 10,3<>/j>,    welche  1842   15,74  <>/o  betrug;   Sched.  D.  (Gewinn  aus 
Handel  und  Gewerbe)  48,90  »/^ ,     1842    29,82  »/^ ,    1865   excl.  Eisenbah- 
nen,  Bergwerke  etc.  35,25  ^/^ ;    Sched.  E.  (Besoldungen)  5,81  <>/o ,     1842 
5,22  0/^. 

Ergänzungen  zu  diesen  Angaben  sind  in  dem  Artikel  The  Domes-, 
day  Book  of  1873  des  Journal  of  the  Statistical  Society.  June  1876 
pag.  394  vorhanden ,  wo  gegenüber  den  obigen  Zahlen ,  die  zur  Erhebung 
der  Einkommensteuer  festgestellt  waren ,  die  von  der  Armensteuerkommis- 
81  on  ermittelten  Zahlen  gleichfalls  in  der  historischen  Entwicklung  und 
nach  den  Quellen  vertheilt  angeführt  sind.  — 

der  gesch&tzte  und  der  steuerpflichtige  Betrag 

1840/41  —  ?         Pfd.  62,540,030  Pfd. 

1855/66       86,077,676     „  71,814,271     „ 

1865/66     110,079,308     „  93,638,403     „ 

1870/71      126,473,924     „  107,398,242     „ 

1873/74      136,408,462     „  115,646,631     „ 

In  dem  Jahre  1840/41  vertheilte  sich  nach  den  Quellen  der  Betrag, 
wie  folgt: 

aus  Grundbesitz      .     .  32,635,137  Pfd.         52,4% 
„    Wohngebäuden     .  23,386,401     „  37,3  „ 

„    anderem  Besitz     .     6,498,492     „  10,3  „ 

62,540,030     „        Tob      ~ 
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1869  war  die  Vertheilung: 

Engl.  u.  Wales  LoudT>u  ^°^^\;  Lo^o^ 

aus  Grundbesitz  .  .     39,835,098  Pfd.  118,836  Pfd.  39,716,262  Pfd. 

„    Gebäuden    .  .  .     55,157,290    „  17,108,736    „  38,048,554    „ 

„    Eisenbahnen     .       4,871,048    „  617,780    „  4,253,268    „ 

„    Bergwerken  .  .       1,830,146    „  —        „  1,830,146    „ 

„    anderem  Besitz       3,176,752    „  391,568    „  2,785,184    „ 


104,870,334    „        18,236,920    „  86,633,414    „ 

In  England  und  Wales  ohne  die  Hauptstadt  maoht  hiemach  in  der 
neueren  Zeit  die  Beute  aus  Grund  und  Boden  45,8  ^/^  des  ganzen  Be- 
trages aus;  von  Gebäuden  43,9  ®/qJ  Ton  Eisenbahnen  4,9<>/q;  von  Berg- 
werken 2,1  ö/q  ;  aus  anderen  Quellen  3,3  ®/q. 

Auch  hiernach  hat  der  Grund  und  Boden  an  Bedeutung  verloren. 
Die  Häuser  stehen  ihm  an  Ertrag  fiast  gleich.  Von  den  99,3  Mill.  Pfd., 
die  von  der  vorliegenden  Enquete  in  Betracht  gezogen  sind ,  wären  daher 
nur  circa  45  Mill.  Pfd.  landwirthschaftlichen  Ursprungs. 

Die  Yertheilung  des  Besitzes  ist  derartig,  dass  in  England  und  Wales 
290  Personen  über  10,000  Acres  besitzen,  mit  einer  Gesammtfläche  von 
4,141,158  Acres,  oder  14,280  Acres  pro  Person. 

im  Süden  ....  73  mit  794,864  Acres  ä  10,888 
im  mitti.  D.  .  .  69  „  937,190  „  a  13,582 
im  Norden  ...  117  „  1,856,634  „  a  15,868 
in  Wales  ....     31     „        552,470      „      k  17,821 

In  dem  ganzen  Staate  besitzen  diese  wenigen  Personen  12,5  ^/^  der 
ganzen  Fläche;  in  dem  ersten  Distrikt  8,6,  im  zweiten  9,3,  im  Norden 
16,9,  in  Wales   14,4  o/^.  — 

In  Derby  aber  besitzen  3  Leute  123,725  Acres  von  620,955  oder 
fast  20  o/o. 

In  Dorset  8  Personen  117,773  von  572,304  oder  25,8  o/^. 

Noch  mehr  in  Durham,  wo  3  Männer  25  ^/^  besitzen,  und  im  Durch- 
schnitt Jeder  25,000  Acres,  in  Nottingham  6  Leute  139,691  oder  27  ^/^ 
und  Jeder  über  23,000  Acres  besitzt.  Westmoreland  3  Leute  68,174  und 
über  20  ^Jq  und  Jeder  22,700  Acres  besitzt.  — 

In  Wales  in  Camarvon  5  Leute  127,554  von  301,233  besitzen,  das 
sind  42  o/o ;  in  Marconeth  4  Leute  26  ^/^  innehaben,  in  Mongomery 
3  Besitzer  22  o/^. 

Ueberhaupt  sind  in  England  und  Wales,  wenn  man  jede  Grafschaft 
besonders  berücksichtigt,  4  Grundbesitzer,  welche  über  50,000  Acres  ihr 
Eigen  nennen;  zusammen  376,554  Acres,  mit  einem  Ertrage  von  340,619 
Pfd.  Si 

Zwischen  40 — 50,000  Ares  besitzen  9  Personen,  im  Ganzen  409,357 
Acres  mit  einem  Ertrage  von  447,075  Pfd. 

Zwischen  30  und  40,000  Acres  18  Personen,  620,096  Acres  mit 
644,804  Pfd.  Ertrag.  — 

39  Personen  zwischen  20  und  30,000  Acres  mit  914,741  Acres  Areal 
und  1,276,397  Pfd. 
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Zwischen  10  und  20,000  Acres  besitzen  221  Personen  mit  1,820,410 
Acres,  2,644,268  Pfd.  Ertrag. 

Es  sind  mithin  70  Personen,  welche  über  20,000  Acres  in  ihren 
Händen  vereinigen,  mit  zusammen  2,708,895  Pfd.  Ertrag.  — 

Biese  Angaben  sind  aber  nur  in  der  Voraussetzung  richtig,  dass 
Joder  nur  Besitzungen  in  einer  Grafschaft  hat.  Wird  in  der  Unter- 
suchung weiter  gegangen,  so  stellt  sich  das  Yerhältniss  noch  ungünstiger, 
d.  h.  die  Konzentration  ist  eine  noch  intensivere.  Im  Journal  des  l^cono- 
mistes  Mars  1876  S.  411,  wo  eine  Abhandlung  über  unseren  Gegenstand 
vorliegt,  ist  angegeben,  dass  47  mehr  als  20  und  weniger  als  30,000 
Acres  besitzen,  27  zwischen  30  und  40,  8  (?)  zwischen  40  und  50,  8 
zwischen  50  und  60,000,  3  zwischen  60  und  70,000,  2  zwischen  70  und 
80,  2  zwischen  80  und  100,000;  3   100,000,  3  mehr  als  100,000  Aores. 

Fast  alle  diese  grossen  Grundherren  gehören  der  peerage  oder  der 
nobility  an,  doch  k(»mmen  auch  einige  einfache  Namen  vor. 

Die  Universität  Oxford  besitzt,  nach  demselben  Blatte,  126,879  Acres, 
die  in  54  Grafschaften  verstreut  liegen.  Die  Universität  Cambridge 
108,674  Acres  in  37  Grafschaften.  Der  kirchliche  Besitz  wird  auf 
148,882  Acres  berechnet,  welcher  in  49  Grafschaften  sehr  verschiedea 
vertheilt  ist.  — 

Immerhin  ist  die  Konzentration  bei  weitem  nicht  so  gross,  wie  in 
Schottland,  wo  gegen  70  ^/^  der  ganzen  Fläche  in  Komplexe  von  10,000 
Acres  und  mehr  vereingt  sind,  während  wir  hier  nur  12,5  ®/q  berechnen, 
wo  aber  auch  weit  weniger  Oedeland  mit  einbegriffen  ist  als  dort  Aber  auch 
vom  Ertrage  beziehen  hier  jene  grossen  Besitzer  nur  5,3  ^/^ ,  allerdings 
unter  Einschluss  der  Städte,  während  in  Schottland  16  ^/q.  — 

Der  Jahresertrag  ist  in  dieser  Kategorie  im  ganzen  Lande  5,4  ^/^ 
und  schwankt  zwischen  4,9  und  8,9  ®/q.     Das  Letztere  in  Wales. 

Durch  die  zweite  Kategorie  der  Besitzer  von  1000 — 10,000  Acres 
worden  42,3  ®/q  der  Fläche  occupirt,  im  Norden  57,2  ^^/^ ,  in  den  ande- 
ren beiden  Theilen  Englands  39,3  und  33,9,  in  Wales  42,1  ^j^;  der  Er- 
trag ist,  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  bei  den  grossen  Besitzungen  ge- 
ringer. Er  macht  hier  nur  22,3,  22,6,  19,8,  30,5  und  im  ganzen  Lande 
12,8  ®/q  aus.  War  in  der  ersten  Kategorie  der  Durchschnittsertrag  pro 
Acre  1,3  Pf.,  so  hier  allerdings  etwas  mehr,  1,5  Pfd.,  wahrscheinlich 
weil  dort  mehr  unfruchtbares  Land  darunter  befindlich. 

Die  dritte  Kategorie,  welche  wir  festgestellt  haben,  betrifft  die  Be- 
sitzer von  1  und  mehr  Acres  bis  zu  1000  Acres,  welche  nicht  ganz  die 
Hälfte  der  Fläche  umfasst,  44,7  ®/q,  während  die  Personen  27,1  ^/q  ,  der 
Jahresertrag  44,2 ^/^  und  2,9  Pfd.  pro  Acre  ausmacht. 

In  den  verschiedenen  Gegenden  ist  der  Unterschied  nicht  sehr  er- 
heblich. In  dem  südlichen  Distrikt  haben  die  Besitzungen  die  geringste 
Ausdehnung,  im  Durchschnitte  43,4  Acres  and  150  Pfd.;  in  dem  zweiten 
Distrikte  56  Acres  und  151  Pfd.  Ertrag;  in  dem  dritten  57  Acres  und 
199  Pfd.;  in  dem  vierten  86  Acres  und  127  Pfd.;  im  ganzen  Lande  56 
Acres  und  166  Pfd. 

In  Schottland  spielt  diese  Kategorie  bei  weitem  nicht  die  Rolle,   sie 
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umfasst  nur  17  ®/o    der  Personen,    Tfi'i^JQ  der  Fläche  und  33,54  ^^/^  des 
Ertrages. 

In  dem  Journal  of  the  statist.  society  a.  a.  0.  ist  eine  Tabelle  aus  der 
Times  vom  7.  April  1876  wiedergegeben,  worin  die  Unterscheidung  noch 
detaillirter   durchgeführt  ist.      Danach   wären   in   dem  ganzen  Staate  mit 
einer  Ausdehnung  des  Besitzes 
Acres  Besitz 

von       1—     100         227,023     23,3  o/^     und     4,021,000     12,2    ^j^ 


Acres 

Besitz 

Acres  Fläche 

1—      100 

227,023 

23,3  0/^ 

und 

4,021,000 

12,2 

100—      500 

32,317 

3,3  „ 

n 

6,827,000 

20,7 

500        1000 

4,799 

0,5  „ 

n 

3,318,000 

10 

1000—   2000 

2,719 

0,2  „ 

9} 

3,799,000 

11,5 

2000—  5000 

1,815 

19 

5,529,000 

16,7 

5000—10000 

581 

» 

3,975,000 

12,05 

9f 

Die  Abweichungen  von  unseren  Angaben  sind  unbedeutend.  Wir 
überlassen  Dritten  festzustellen ,  wer  sich  von  uns  geirrt  hat.  —  Die  Ta- 
belle ist  von  Wichtigkeit,  da  sie  zeigt,  dass  die  Besitzer  eigentlicher 
Bauernhöfe  in  unserem  Sinne  nicht  ganz  fehlen;  doch  bleiben  die  Ver- 
hältnisse darum  immer  noch  anders  wie  in  Deutschland,  da  nur  selten 
die  Besitzer  zugleich  auch  die  Bewirthschaftung  in  der  Hand  haben.  £s 
ist  dann  femer  anzunehmen,  dass  gerade  hier  Doppelzählungen  besonders 
häu£g  gewesen  sind. 

Eine  grosse  Bedeutung  hat  schliesslich  die  Kategorie  der  Besitzer 
kleiner  Grundstücke,  welche  72,4  ^/^  ausmachen  mit  einer  Fläche  von 
nur  0,5  ^/q,  aber  einem  Ertrag  von  28,6^/,,.  Während  in  den  englischen 
Distrikten  wenig  Unterschied  ist,  weicht  Wales  mit  61,3  ^/^  der  Personen, 
0,1  ^Iq  der  Fläche  und  10,7  ^/^  des  Ertrages  ab.  —  Der  Ertrag  des  Acres 
ist  182,5  Pfd.  im  Durchschnitt,  woraus  klar  zu  ersehen,  dass  es  sich 
hier  weniger  um  ländlichen  als  städtischen  Hausbesitz  handelt,  und  unter 
den  Grafschaften  Englands  ist  keine,  welche  erhebliche  Abweichungen 
zeigt.  Es  geht  daraus  hervor,  dass  es  besonders  die  kleineren  Städte 
sind,  in  welchen  es  viele  Hausbesitzer  giebt.  Das  ist  femer  daraus  er- 
sichtlich, dass  auf  eine  Person  wenig  mehr  als  ^  Acre  kommt. 
Siehe  hierzu  die  Tabelle  auf  Seite  388. 

Als  werthvolle  Ergänzung  zu  dem  Angeführten  finden  wir  im  L'jfeoo- 
nomiste  Fran^ais  vom  1.  Juli  1876  S.  7  einen  Aufsatz  „La  distribution  de 
la  Propridte  terrienne  en  Irlande^',  in  welchem  allerdings  auch  nur  der  Times 
folgend  die  gleichen  Zahlen  für  Irland  angeführt  sind.  Sie  stammen  aus 
einem  Bericht,  welche  das  Bureau  zu  Dublin  im  Auftrage  des  Lordlieutenant 
von  Irland  über  die  Gmndbesitzverhältnisse  in  Irland  angefertigt  hat 
Ausser  in  Dublin  wurden  die  Aufnahmen  durch  die  Armenväter  bewirkt 
Die  Kontrole  wurde  zunächst  von  der  Lokalbehörde,  dann  für  die  Graf- 
schaften durch  die  Distriktsinspeotoren  mit  Zuziehung  der  Sekretäre  der 
Armenbezirke  durchgeführt,  also  ganz  ähnlich  wie  in  England  und  Wales. 
Auch  hier  ist  für  jede  Grafschaft  gesondert  der  Name  des  Besitzers,  die 
Adresse,  die  Ausdehnung  des  Besitzes  und  des  geschätzten  Ertrages.  Nur 
dass  in  Bezug  auf  letzteren  ausdrücklich  gesagt  wird,  dass  es  sich  hier  nur 
um  den  steuerpflichtigen  handelt,  der  hier  mehr  als  in  England  hinter  der 
Wirklichkeit  zurückbleibt  — 

Da  wir  den  Bericht  noch  nicht  haben  erlangen  können,  so  geben  wir 
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GnmdbesitzyerhältQisse  in  England  und  Wales  excL  der  Hauptstadt  1873. 


Zahl 

der 

Besitzer 

Ausdehnung 

der 
Besitzungen 

Jahresertrag 

Zahl 

der 

Besitzer 

Aus- 
dehnung 
der  Be- 

Jahres- 
ertrag. 

Summa  aller  Be- 
sitzungen 

SüdL    Distrikt 
Mitti.       „ 
Nördl.      „ 
Wales      „ 

209,777 

339,664 

371,875 

51,520 

Acres 

8,153,586 
10,098,974 
10,927,062 

3,833,888 

Pfd.  St. 

20,799,062 

29,425,478 

44,219,391 

4,908,372 

100 
100 
100 
100 

100 
100 
100 
100 

lOÖ 
100 
100 
100 

England  u.  Wales 

972,836 

33,013,510 

99,352,303 

100 

100 

100 

Besitz  Y.  10,000  Acres 
und  darüber 

Südl.    District 
Mitti.       „ 
Nördl.      „ 
Wales      „ 

73 

69 

117 

31 

794,864 

937,190 

1,856,634 

552,470 

1,078,673 

1,455,652 

2,380,333 

438,505 

9,8 
9,2 

17 

14,4 

5,2 
4,9 
5,4 
8,9 

England  u.  Wales 

290 

4,141,158 

5,353,163 

0,03 

12,5 

5,4 

Besitz  von    1000  — 
10,000  Acres 

Südl.    Distrikt 
Mitti.        „ 
Nördl.      „ 
Wales      „ 

1270 

1642 

1377 

628 

4,662,526 
3,994,320 
3,702,333 
1,615,328 

4,655,756 
6,652,338 
8,750,543 
1,495,850 

0,4 
0,6 
0,4 
0,5 

57,2 
39,3 
33,9 
42,1 

22,3 
22,6 
19,8 
30,5 

England  u.  Wales 

4917 

13,974,507 

21,554,487 

0,5 

42,3 

21,8 

Bes.  Y.  1—1000  Acres 
Südl.    Distrikt 
Mitti.       „ 
Nördl.      ,. 
Wales      „ 

60,851 
91,247 
93,003 
19,239 

2,661,965 
5,113,047 
5,307,057 
1,659,852 

9,184,196 
13,796,177 
18,544,038 

2,445,102 

29,0 
26,8 
24,6 
36,2 

32,6 
51,0 
48,5 
56,7 

44,2 
46,9 
41,9 
49,9 

England  u.  Wales 

264,340 

14,741,921 

43,969,513 

27,1 

44,7 

44,2 

Besitz  unter  1  Acre 
Südl.    Distrikt 
Mitti.       „ 
Nördl.      „ 
Wales      „ 

147,583 

246,706 

277,378 

31.622 

34,231 

54,417 

61,038 

6,238 

5,880,437 

7,521,311 

14,544,477 

528,915 

70,6 
72,6 
75 
61,3 

0,4 
0,5 
0,6 
0,1 

28,3 
25,6 
32,9 
10,7 

England  u.  Wales 

703,289 

155,924 

28,475,140 

72,4 

0,5 

28,6 

die  neuen  Zahlen  nach  dem  französischen  Journale  wieder,  denen  wir  die 
ergänzenden  Zahlen  aus  den  Miscellaneous  Statistics  for  1872  und  the 
Agricultural  Statistics  of  Ireland  for  1873  Duhlin  1875  hinzufügen.  — 
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Es  exi stiren  in  Irland  68,758  Orundbesitzer,  wovon  32,614  einen  Acre 
und  mehr  besitzen,  36,143  weniger  als  einen  Acre.  —  Die  Letztem  machen 
mithin  52,6  ^/^  aller  Besitzer  aus,  wahrend  in  England  und  Wales  72,4  ^/^j, 
in  Schottland  81,08  <>/q  waren.  —  Von  der  Gesammtbevölkerung  parti- 
zipirten,  die  Familie  zu  4,5  Personen  gerechnet,  bei  einer  Bevölkerung 
von  5,409,435  Menschen  5,7  ^/^  am  Grundbesitz.  Dies  ist  allerdings  ein 
entsetzlich  ungünstiges  Yerhältniss,  sogar  Schottland  mit  circa  17^/^,  und 
England  und  Wales  mit  22,5  ®/^  gegenüber. 

Im  Ganzen  kamen  in  Betracht  20,159,678  stat.  Acres,  wovon  (1873) 
4,305,348  Acres  Oede-  und  sonst  nicht  landw.  benutzbares  Land  in  Abzug 
zu  bringen  wäre  oder  21,6  ®/q. 

Im  Durchschnitt  kommen  mithin  auf  einen  Besitzer 

in  Irland 293     stat.  Acres  und  195     Pfd.  Konto 

„  Schottland 143      imp.      „         „     141,4    „         „ 

auf  dem  Lande 200       „         „        „     142,8    „         „ 

in  England  u.  Wales  excl.  London       33,9  stat.       „        „121       „ 

Die  Angabe  für  England  (102  Pfd.)  ist  nicht  ganz  korrekt  vom  L'Eco- 
nomiste  angegegeben;  es  ist  ausserdem  zu  bemerken,  dass  die  Angaben  für 
Schottland  auf  imper.  Acres  lauten,  die  andern  auf  Statut.  Acres. 

Für  Irland  liegen  nun  noch  weitere  Angaben  in  den  Miscellaneous 
Statistics  von  1872  S.  369  und  the  Agricultural  Statistics  S.  X  vor,  welche 
zur  Beurtheilung  der  betr.  Verhältnisse  sehr  wesentlich  sind,  und  die  leider 
für  England  und  Schottland  fehlen.  —  Das  ist  die  Zahl  der  Grundeigen- 
thümer  in  den  ländlichen  Distrikten,  welche  also  vorzüglich  Besitzer  von 
ländlichen  Grundstücken  sind.  Diese  Zahl  (Number  of  landed  Proprietors 
who  held  in  „Fee  Simple"  in  „Perpetuity"  or  „on  Long  Leases  at  Chief 
Kents"  in  Ireland  in  the  year  1870.  compiled  from  Parliamentary  Paper 
No.  167,  of  Session  1872)  ist:  19,547  mit  einer  Fläche  von  20,046,182 
Acres  und  10,180,434  Pfd.  Beute.  Mithin  28,4  ^/^  aller  Besitzer,  die  nur 
279,511  Acres  weniger  Land  inne  haben  als  für  dasselbe  Jahr  (20,325,693) 
als  Gesammtareal  angegeben  sind.  Diesen  Grundeigenthümem  stehen  nun 
die  Wirthschaftenden  gegenüber,  also  meist  Pächter,  die  als  Occupiers  von 
den  landed  proprietors  zu  unterscheiden  sind.  Die  erstem  betrugen  1870 
537,012,  so  dass  auf  einen  Proprietor  27,5  Occupiers  kamen.  Die  Zahl 
dieser  letztern  wechselt  etwas,  doch  nicht  erheblich.  1873  war  die  Zahl 
539,545,  während  wiederum  die  Zahl  der  Grundstücke  (separate  Holdings) 
590,172  beträgt,  also  nur  unbedeutend  höher.  lieber  diese  sind  wir  hin- 
reichend orientirt: 


Unter  1 

Acre 

sind  es     51,977  mit 

23,010  Acres 

von       1 —     6 

Acres 

ft 

,.      72,088    „ 

259,192      „ 

5—   15 

» 

tt 

„    168,044    „ 

1,764,001      „ 

„       15—  30 

99 

tf 

,    138,163    „ 

3,090,401      „ 

„       30—  50 

t) 

*9 

,      72,984    „ 

2,946,662      „ 

50—100 

}} 

»           J 

,      65,257    „ 

4,069,772      „ 

„     100—200 

» 

» 

,      21,881    „ 

3,276,825      „ 

„     200—500 

)> 

>> 

,        8,250    „ 

2,818,280      „ 

über  500 

M 

>l           i 

,        1,628    „ 

2,096,070      „ 

Total  590,172    „  20,327,196 
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Die  durcli- 
schniUliche 
AusdehouDg 

Die  Verhältnisszalilen  der  einzelnen  Klassen 

Aos- 
deh- 
nang 

eines 

Grundstückes 

A.       R.     P. 

besfit 

Gras- 
land 

Brache 

Ge- 
hölz 

Oede- 
land 

TüUl 

unter  1  Acre            0    1     32 

8,8 

85,1 

6,7 

0,2 

0,9 

7,1     100 

V.       1 —     5  Acres           3    2     15 

12,2 

59,7 

31,0 

0,1 

1,0 

8,2     100 

„        5-  15 

10     1     39 

28,5 

45,1 

45,1 

0,1 

0,6 

9,1     100 

„      15-  30      , 

22     1     18 

23,4 

38,4 

50,1 

0,1 

0,5 

10,9 

100 

„      30—  50 

40     1     19 

12,4 

33,5 

52,9 

0,1 

0,7 

12,8 

100 

„      50-100 

73     1     35 

9,4 

27,0 

56,7 

0,1 

1,1 

15,1 

100 

„    100—200 

„           149     2     30 

3,7 

19,6 

58,7 

0,1 

2,0 

19,6 

100 

„   200—500 

341     0       0 

1,4 

11,5 

53,9 

0,1 

3,4 

31,1 

100 

über  500 

1371     0     19 

0,2 

3.0 

32,8 

0,0 

3,2 

61,0 

100 

100 

29,9 

51^2 

0,1 

1,6 

21^2" 

Im  Laufe  der  Zeit  haben  eich  die  kleinen  Grundstücke  erheblich  ver- 
mindert, während  die  mittleren  sich  yermehrt  haben: 


von     1 —  5  Acres 

1841 

310,436 

1851 

88,083 

1873 

72,088 

von     5 — 15      „ 

1841 

252,799 

1851 

191,854 

1873 

168,044 

von  15—30      „ 

1841 

79,342 

1851 

141,311 

1873 

138,163 

über  30      „ 

1841 

48,625 

1851 

149,090 

1873 

159,900 

Summa 

1841 

691,202 

1851 

570,338 

1873 

538,195 

Ueber  die  Gfrundbesitzer  liegen  noch  S.  369  der  Miscellaneous  Statistics 
folgende  interessante  Notizen  vor,  die  sich  auf  das  Jahr  1870  beziehen. 

Von  den  Grundbesitzern  mit  100  Acres  und  mehr  wohnen  auf  dem 
Grundstück  oder  in  der  Nähe  5,589  (41,2  o/q)  mit  8,880,549  Acres  (44,8  o/^^) 
und  4,718,497  Pfd.  (47  <>/ J  Ertrag. 

Es  leben  gewöhnlich  anderswo  in  Irland  und  nur  gelegentlich  auf 
ihrem  Grundstück  377  (2,8  o/^)  mit  852,818  Acres  (4,3  ö/^)  und  371,123  Pfd. 
(3,7  «/o)  Ertrag. 

Es  leben  in  Irland  irgend  sonstwo  4,465  (32,9  o/^)  mit  4,362,446  Acres 
(22  o/o)  und  2,128,220  Pfd  (21,4  o/J,  — 

Für  gewöhnlich  ausserhalb  des  Landes  aber  gelegentlich  auf  dem  Gute 
wohnen:  180  (1,3  o/^)  mit  1,368,347  Acres  (6,9  o/^)  und  601,072  Pfd. 
(6,1  0/ J  Ertrag. 

Selten  oder  niemals  leben  in  Irland  1,443  (10,3  o/^)  mit  3,145,514  Acres 
(15,9  o/o)  und   1,538,071  Pfd.  (15,5  o/^)  Ertrag. 

Oeffentliche  und  wohlthätigo  Anstalten,  oder  öffentliche  Gesellschaften 
giebt  es  161  (1,2  o/^)  mit  584,327  Acres  (3,0  o/^)  und  234,678  Pfd.  (2,4  o/^) 
Ertrag.     Der  Rest  ist  unklassiiizirbar. 

Werfen  wir  noch  einen  Rückblick  auf  das  bisher  Gesagte.  — 

Das  grosse  Werk  über  England  und  Wales  hat  unzweifelhaft  einen 
erheblichen  Werth,  man  ist  damit  einen  Schritt  weiter  in  der  Erkenntniss 
der  Besitzverhältnisse  gelangt.  Aber  doch  bleiben  noch  viele  berechtigte 
Wünsche  unerfüllt     Auf  viele  Fragen,  die  man  an  das  Werk  glaubt  stellen 


MEiscellen.  395 

ZU  können,  erhält  man  keine  Antwort  und  weitem  Arbeiten  bleibt  das 
vorbehalten.  — 

Zur  Bcurtheilung  der  speziell  landwirtlischaftlichon  Verhältnisse  trögt 
OB  so  gut  wie  nichts  bei.  Noch  immer  fehlt  es  ganz  an  Angaben  über  die 
Zahl  und  Grösse  der  Wirthschaftskomplexe  in  Grossbritannien,  während  sie 
in  Irland  seit  langer  Zeit  bekannt  sind,  und  dadurch  dargethan  ist,  wie 
die  Eigcuthumsverhältnisse  in  so  gut  wie  gar  keinem  Zusammenhange  mit 
den  Wirthschaften  (farms)  stehen.  Indessen  ist  aus  allgemeiner  lietrach- 
lung  des  Landes  genügend  bekannt,  dass  grade  England  wohl  arrondirte 
Grundstücke  von  angemessener  Grösse  in  grösserer  Zahl  hat  als  irgend  ein 
anderes  Land,  und  dass  grade  darauf,  wie  schon  Thacr,  Henning,  Weckherlin 
und  andere  landwirthschaftliche  Autoritäten  hervorhoben,  die  Blüthe  der 
englischen  Landwirthschaft  beruht.  — 

Uebrigens  wollen  wir  nicht  unterlassen  zu  bemerken,  dass  M.  Block 
Statistique  de  la  France  1875  II  S.  31  für  England  pro  1872  423,830  hol- 
dings  angiebt,  für  Grossbritannien  561,987,  wovon  54  ^/^  20  Acres  nicht 
übersteigen,  28  ^/^^  zwischen  20  und  100  Acres  und  18  ^/^  mit  über 
100  Acres.  Leider  fehlt  hier  die  Quellenangabe.  Nach  dem  stat  Mis- 
collaneous  von  1872  S.  358  sind  in  England  Berichte  über  die  Ernte  von 
1871  eingelaufen  von  412,284  Occupiers,  in  Wales  von  57,160,  in  Schott- 
land von  80,340,  zusammen  von  549,784.  Da  nicht  von  allen  vorhan- 
denen Berichte  geliefert  werden  und  nach  der  Erfahrung  in  Irland  mehr 
holdings  als  Occupier*s  existiren,    so  erscheint  obige  Zahl  etwas  klein.  — 

Man  erfährt  aus  der  Enquete  ferner  nichts  über  die  landwirthschaft- 
lichen  Ertragsverhältnisse,  da  so  bedeutende  andere  Quellen  mit  in  den 
Zahlen  enthalten  sind,  dass  noch  nicht  einmal  die  Hälfte  auf  die  Land- 
wirthschaft zurückzuführen  ist.  —  Es  ist  daher  unthunlich,  wie  Max  Wirth 
in  einem  bez.  Artik.  der  Augsburger  Allgem.  Zeit.  Aug.  d.  J.  gethan  hat,  die 
Ertragsverhältnisse  der  verschiedenen  Grafschaften  zu  vergleichen,  indem 
der  Durchschnittsertrag  eines  Acre's  ohne  eine  erläuternde  Bemerkung  für 
dieselben  nebeneinander  gestellt  wird,  da  der  Ertrag  der  ganzen  Grafschaft 
nichts  mit  der  Fläche  zu  thun  hat,  nicht  von  der  Bodenfruchtbarkeit, 
sondern  vorzüglich  von  der  Zahl  der  Häuser,  Bergwerke  etc.  abhängt.  — 

Die  schottische  Statistik  hat  den  wesentlichen  Vorzug,  dass  sie  die 
grössern  Städte  besonders  betrachtet.  Dagegen  ist  es  eine  Verbesserung, 
dass  für  England  ein  grosser  Theil  des  eigentlichen  Oedelandes  ausge- 
schieden ist,  was  man  in  Schottland  unterlassen  hatte.  Es  darf  daher  auch 
nicht  so  ohne  Weiteres  eine  Parallele  zwischen  den  Zahlen  beider  Länder 
gezogen  werden.  Um  aber  die  ländlichen  Verhältnisse  richtig  beurtheilen 
zu  können,  muss  die  landwirthschaftlich  benutzte  Fläche  allerdings  ganz 
besonders  betrachtet  werden,  was  auch  in  England  nicht  geschehen.  — 

Die  Bedeutung  des  Werkes  liegt  mithin  nicht  auf  dem  landwirth- 
schaftlichen,  sondern  dem  sozialen  Gebiete.  — 

Aber  auch  hier  sind  die  llesultate  nur  unvollkommen.  Vor  Allem 
durch  das  Zusammenwerfen  der  England  eigenthümlichen  Arten  des  Grund- 
besitzes. Grade  weil  England  in  dieser  Beziehung  einzig  dasteht,  wäre  es 
überaus  wichtig  zu  erfahren,  wie  viele  ursprüngliche  und  eigentliche  Grund- 
eigenthümer,    welche  Erbpacht  beziehen,  vorhanden  sind,   wie  viele  Erb- 
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Pächter  auf  999  Jahro,  wio  viele  auf  99;  dana  auf  kürzere  Zeit,  was  in 
London  besonders  neuerdings  häufig  vorkommt ;  die  Pächter  auf  Lebenszeit 
und  Zeit,  wobei  zu  scheiden  wäre  nach  der  Natur  des  Bcsitzthums  und 
der  Grösse  der  einzelnen  Wirthschaftskomplexc  bei  dem  landwirthschaftlich 
verwertheten  Grund  und  Boden.  — 

Aber  auch  hiervon  abgesehn,  ist  die  Zahl  der  Grundbesitzer  nicht 
genau  und  ihre  Eigenthümlichkeit  nicht  scharf  zu  erkennen.  Anerkannter- 
maassen  haben  erhebliche  Doppelzählungen  stattgefunden,  und  bei  der  vor- 
liegenden Bearbeitung  fohlt  eine  Sonderuug  der  Korporationen  etc.  von 
Privatbesitzern  (was  allerdings  aus  dem  Materiale  durch  eine  sehr  müh- 
same Arbeit  nachzuholen  wäre),  und  bei  dem  £rtrage,  wie  mehrfach  be- 
merkt, eine  Sonderung  der  Quellen,  so  dass  man  weder  über  die  Yer- 
theilung  des  landwirthschaftlichen  oder  des  Gebäudebesitzes,  noch  auch 
des  Gesammteinkommens  genau  orientirt  wird.  — 

Nur  zur  Beurtheilung  der  extremen  Verhältnisse  ist  das  Material 
brauchbar.  —  Das  ist  also  schlagend  nachgewiesen,  dass  die  alte  Annahme 
von  30,000  Grundbesitzern  in  England  in  das  Reich  der  Fabel  gehört. 
Das  aber  ist  allerdings  unzweifelhaft  bestätigt,  dass  ganz  gewaltige  Land- 
komplexe  und  Einkünfte  in  sehr  wenig  Händen  vereinigt  sind.  Da  5,207 
Personen  54,8  ^/q  der  gauzen  in  Betracht  kommenden  Oberfiäche  besitzen 
und  27,2  ^/^  des  Ertrages.  (Grade  bei  den  ganz  grossen  Besitzungen  ist 
übrigens,  wie  in  der  Einleitung  hervorgehoben,  der  Ertrag  keineswegs 
identisch  mit  dem  daraus  wirklich  von  den  angeführten  Besitzern  be- 
zogenen Einkommen.)  — 

Diese  Thatsacho  hat  ja  in  neuerer  Zeit  eine  grosse  Bewegung  in  Eng- 
land hervorgerufen,  über  welche  W.  Röscher  in  dem  Bericht  über  die 
Thätigkeit  des  landw.  Institutes  in  Leipzig  von  Blomeyer  1875  heraus- 
gegeben, in  einer  Abhandlung  über  die  bezügliche  Literatur  in  England 
berichtet.  Auf  die  Ursachen  der  Erscheinung,  die  ziemlich  offen  zu  Tage 
liegen  einzugehn  ist   hier  nicht  der  Ort. 

Die  immerhin  erhebliche  Zahl  der  Besitzer  von  Grundstücken  unter 
1  Acre,  unter  welchen  allerdings  ein  sehr  bedeutender  Theil  nicht  zu  den 
sogenannten  kleinen  Leuten  gehört,  zeigt  unbedingt,  dass  die  in  der  Ein- 
leitung angegebene  Behauptung  richtig  ist,  dass  an  Stelle  der  bäuerlichen 
Besitzer  eine  Klasse  kleiner  Hausbesitzer,  namentlich  in  den  kleinern  Städ- 
ten auftritt.  Wie  sich  Jeder  in  den  neu  auftauchenden  Städten,  wir  er- 
innern z.  B.  an  Middlesboro,  New  Castle,  leicht  überzeugen  kann,  dass 
dort  an  Beamten,  Handwerkern,  die  allerdings  nur  zum  kleinen  Theil  ganz 
auf  eigenen  Füssen  stehen,  namentlich  aber  an  Schank-  und  Ladenhaltem 
ein  sehr  behäbig  lebender  niederer  Mittelstand  aufblüht,  und  eine  grössere 
und  bessere  Rolle  spielt  als  das  früher  in  England  der  Fall  und  als  gegen- 
wärtig in  Norddeutschland  und  noch  mehr  in  der  Kultur  zurückgebliebenen 
Ländern.  Wir  treten  damit  denen  entgegen,  welche  England  als  Beispiel 
und  Beweis  dafür  angeben,  dass  unsere  Kulturentwicklung  nothwendig  den 
Mittelstand  vermindern  und  in  das  Proletariat  hinabdrücken  müBse.  — 

J.  Conrad. 
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I. 

Die  Volksstämnie  nnd  Kronländer  der  österreichisch- 
nngarischen  Monarchie  nnd  ihre  wirthschaftliche 

Bedentnng. 

Von 
Max  Wirth. 

Um  sich  eine  klare  Vorstellung  von  der  Bedeutung  der  im  Donau- 
gebiet angesiedelten  Volksstämme  zu  machen,  ist  es  fördersam  einen 
Blick  in  die  Urgeschichte  zu  werfen.  Ausser  Italien  hat  kein  Land 
einen  so  mannigfaltigen  Völkerwechsel  an  sich  vorüberziehen  sehen, 
als  die  Donauländer.  Abgesehen  von  den  ersten  Wanderungen  der 
arischen  Stämme,  welche  in  die  vorhistorische  Periode  zurückreichen, 
zeigt  uns  die  Geschichte,  dass  die  Besiedlung  neuer  Länder  meistens 
zuerst  der  Meeresküste  entlang  und  dann  stromaufwärts  vor  sich  geht. 
Durch  das  Ergebniss  der  vergleichenden  Sprachforschung,  der  Gräber- 
funde und  der  Pfahlbauten,  sowie  der  ersten  historischen  Ueberliefe- 
rungen  sind  wir  in  den  Stand  gesetzt  uns  folgendes  Bild  von  den  auf- 
einanderfolgenden Besiedlungen  Europa's  durch  die  vier  grossen  ari- 
schen Stämme  der  Pelasger,  der  Gelten,  der  Germanen  und  der  Sla- 
ven  zu  machen.  Da  der  arische  Auswandererstrom  sich  nur  nach  und 
nach,  im  Laufe  vieler  Jahrhunderte,  verbreiten  konnte,  so  nahmen 
die  ersten  Schaaren  natürlich  die  nächsten  und  die  schönsten  Länder 
in  Besitz  und  die  nachfolgenden  mussten  sich  mit  den  nächstbesten 
begnügen.  Daraus  folgt  ganz  von  selbst,  dass  Persien  und  Indien, 
soweit  letzteres  dem  Sumpf  entstiegen,  zuerst  besiedelt  wurden  und 
dass  dann  die  Pelasger  sich  der  üppigen  Halbinseln  und  Inseln  des 
Mittelmeeres  bemächtigten.  Auf  diese  Erscheinung  stütze  ich  die  Hypo- 
these, dass  die  später  auf  die  Wanderung  gegangenen  Gelten,  als  sie 
die  südlichen  Länder  Europa's  besetzt  fanden ,  den  Weg  donauaufwärts 
genommen  haben,  um  durch  Mittel-Europa  in  Frankreich  und  Gross- 
britannien sich  festzusetzen.  Die  später  ihnen  nachfolgenden  Germanen 
sahen  sich  daher,  da  sie  das  Donaugebiet  okkupirt  fanden,  genöthigt, 
abzulenken,  und  vom  schwarzen  Meer  aus  russische  Stromgebiete  auf- 
wärts, vielleicht  den  Dniepr  entlang,  zu  wandern,  um  von  da  die 
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Ostsee  zu  erreichen,  -  vielleicht  von  ihren  Jägern  und  Pionieren  ge- 
lockt, die  in  der  Verfolgung  des  Auerochsen  und  des  Elenn  an  der 
Ostsee  den  Bernstein  gefunden  hatten,  welcher  schon  im  6.  Jahrhun- 
dert voi-  unserer  Zeitrechnung  voir  den  Phöniziern  als  köstlichstes 
Kleinod  in  den  Handel  gebracht  wurde.  Erst  nachdem  das  Ostseege- 
biet von  den  Germanen  besiedelt  war,  begann  ihre  Wanderung  aufs 
Neue,  zuerst  die  deutschen  Flüsse  aufwärts,  um  zuletzt  mit  der  Zer- 
trümmerung des  Römerreiches  zu  endigen.  Mit  dieser  letzten  Wande- 
rung beginnen  unsere  historischen  Quellen  zu  fliessen.  Aus  diesen 
Quellen  wissen  wir  auch,  dass  die  Germanen,  bevor  sie  mit  den  Rö- 
mern bekannt  wurden,  auf  die  Gelten  gestossen  waren,  mit  denen  sie 
sich  am  Rhein  und  in  Süddeutschland  vielfach  um  die  Grenze  rauften, 
so  dass  zuletzt  die  Sueven  im  heutigen  Süddeutschland  eine  ganze 
Wüste  zwischen  sich  und  die  südlicheren  Gelten  gelegt  hatten,  welche 
erst  später  wieder  unter  dem  Schutze  der  Römer  von  Gallien  aus  be- 
siedelt wurde  ^).  Dieser  Beobachtung  kommen  neuere  statistische  Er- 
hebungen in  merkwürdiger  Weise  zu  Hilfe.  Denn  die  jüngsten  Volks- 
zählungen in  Baiern  und  Preussen,  bei  welchen  die  Farbe  der  Haare 
und  Augen  mit  verzeichnet  wurde,  haben  ergeben,  dass  in  Preussen 
die  blonde  und  blaue  Farbe,  in  Baiern  dagegen  die  braune  und  schwarze 
vorherrscht.  Die  Bevölkerung  in  Süddeutschland  ist  dso  auch  nach 
diesen  Anzeichen  mit  celtischen  Elementen  gemischt.  —  Nach  den  Ger- 
manen kamen  die  Slaven  an  die  Reihe  der  Wanderung.  Sie  mussten 
sich  natürlich  bequemen  mit  dem  was  übrig  war.  Sie  rückten  nach 
Westen  und  Süden  vor  im  Verhältniss  wie  die  germanischen  Stämme 
es  thaten  und  ihnen  Raum  zurückliessen ;  aber  sie  mussten  auch  wie- 
der zurückweichen,  als  die  germanische  Wanderung  ihr  Ende  erreicht 
hatte  und  mit  den  Wogen  der  wachsenden  Bevölkerung  wieder  zurück- 
drängte. Das  Schicksal  Böhmens  gibt  in  dieser  Beziehung  einen  histo- 
rischen Fingerzeig.  Zuerst  war  es,  soweit  die  geschichtlichen  Quellen 
reichen,  von  einem  celtischen  Stamme,  den  Bojern,  bewohnt.  Diese 
waren  von  den  germanischen  Markmannen  südlich  verdrängt  worden, 
so  dass  ein  Theil  derselben  bis  über  die  Alpen  zog.  Nachdem  die 
Markmannen  aber  mit  verschiedenen  gothischen  Stämmen  den  Bund 
der  Bajuvaren  oder  Bayern  gebildet,  welcher  wieder  gen  Mittag  zog 
und  seinerseits  die  Bojer  wieder  aus  den  südlicheren  Landstrichen  ver- 
trieb oder  unterwarf,  da  rückte  der  slavische  Stamm  der  Czechen  in 
das  frei  gewordene  Land  ein.  Die  Tschechen  wussten  sich  durch  gute 
Beziehungen  mit  den  Deutschen  in  dessen  Besitz  zu  behaupten,   so 

l)  S.  Tacitus ,  de  Germania  c.  28  u.  29. 
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(lass  sie  dem  Schicksal  entgingen,  welches  die  Deutsch ritter  den  heid- 
nischen Preussen  später  bereiteten.  Noch  sassen  aber  die  Markmannen 
in  dem  heutigen  Böhmen,  als  das  von  Gelten  bewohnte  Donaugebiet 
von  den  Römern  unterworfen  wurde,  die  es  unter  den  Provinzialnamen 
von  Pannonien  und  Dacien  ihrem  Reiche  einverleibten.  Dieses  Ver- 
hältniss  änderte  sich  erst  mit  Beginn  der  sogenannten  Völkerwande- 
rung, als  die  am  schwarzen  Meer  und  an  den  Donaumündungen  an- 
sässigen Gothen  unter  dem  Ansturm  der  Hunnen  sich  genöthigt  sahen, 
ihre  Wohnsitze  zu  verlassen.  Entscheidend  für  das  Schicksal  der  Bevöl- 
kerung des  Donaugebietes  scheint  der  Zug  der  Hunnen  nach  Gallien  im 
Jahr  451  gewesen  zu  sein,  welcher  mit  ihrer  Niederlage  in  den  catalauni- 
schen  Feldern  bei  Chalons  sur  Marne  endigte  und  bei  welcher  Ost-  und 
Westgothen  einander  gegenüber  gestanden,  da  dieErsteren  sich  mitAttila, 
die  Letzteren  mit  den  Römern  unter  Aetius  für  diesen  Feldzug  verbündet 
hatten.  Das  hunnisch-gothische  Heer  soll,  nach  den  Geschichtsquellen  *), 
500,000  Mann  stark  aus  seinen  Standquartieren  in  der  Theissebene  aufge- 
brochen ,  sich  donauaufwärts  gewälzt  haben,  alle  römischen  Festungen 
im  Donauthal  mit  leichter  Mühe  zerstörend ,  da  die  Besatzungen  beim 
Herannahen  des  furchtbaren  Heeres  die  Kastelle  geräumt  hatten.  Die- 
selben, sowie  die  Bevölkerungen,  hatten  sich  in's  Gebirge  geflüchtet 
Da  die  Hunnen  durch  ihre  Niederlage  sich  genöthigt  sahen  noch  in 
demselben  Jahre  wieder  zurückzukehren,  und  da  sehr  bald  darauf 
auch  noch  andere  germanische  Stämme  wie  die  Gepideu,  die  Longo- 
barden,  die  Heruler  von  Norden  und  Nordosten  in's  Donaugebiet  ein- 
rückten, so  scheint  die  überhaupt  sehr  dünn  gesäete  celtische  Bevöl- 
kerung sich  auf  die  Dauer  in  das  Alpengebiet  zurückgezogen  zu  ha- 
ben (wo  ihre  Stammesgenossen,  die  Räthier,  Bojer  und  Helvetier,  ja 
schon  vor  dem  Brouce-Zcitalter^)  sich  niedergelassen  hatten),  während 
die  im  Lande  befindlich  gewesenen  Römer  wohl  nach  Italien  sich  ge- 
flüchtet haben.  Da  gerade  das  östliche  Alpengebiet  wegen  seiner  leich- 
teren Pässe  und  langen  Thäler  in  den  darauf  folgenden  Jahrhunderten 
viel  mehr  vom  Kriegssturm  der  Völkerwanderung  heimgesucht  wurde, 
als  der  unzugänglichere  westliche  Theil,  so  scheint  auch  die  celtische  Ur- 
bevölkerung in  weit  stärkerem  Maasse  vortrieben  oder  ausgerottet  wor- 


1)  lusbesondere  Jordanis. 

2)  In  den  ältesten  schweizerischen  Pfahlbauten  sind  noch  keine  Werkzeuge  und 
Waffen  aas  Bronze  vorgefunden  worden,  wohl  aber  einige  Beile  aus  Nefrid,  einem  ITalb- 
cdelstcin ,  der  in  Europa  nicht  vorkommt;  dagegen  in  Centralasien  häufig  ist.  Diese 
NefVidbeile  ,  welche  auch  xn  wenig  zahlreich  gefunden  werden ,  um  auf  dem  Wege  des 
Handels  erworben  zu  sein ,  erweisen  die  asiatische  Herkunft  der  Pfahlbauten. 

1* 


4  Max  Wirth, 

den  zu  sein,  wie  in  Helvetien,  während  ihr  Hauptstock  in  Gallien 
und  Grossbritannien  sich  ziemlich  ungeschmälert  zuerst  der  römischen 
und  sodann  der  germanischen  Herrschaft  unterwarf.  Unter  solchen 
Verhältnissen  haben  sich  daher  nur  schwache  Ueberreste  in  den  von 
Norden  und  Süden  am  schwersten  zugänglichen  Thälern  der  österreichi- 
schen Centralalpen  erhalten.  Ich  hebe  darunter  aus  eigener  Anschauung 
das  Pinzgau  hervor,  dessen  Bevölkerung  sich  unvermischt  aus  der 
räthischen  Vorzeit  forterhalten  zu  haben  scheint.  Es  kann  auch  zur 
Zeit  der  Völkerwanderung  kein  grösserer  Kontrast  zwischen  Ostgothen, 
Gelten  und  Romanen  bestanden  haben,  als  er  heute  zwischen  Pinz- 
gauern  und  den  anstossenden  Zillerthalem  existirt.  —  Nach  dem  Tode 
Attila's  und  dem  Sturze  des  Hunnenreiches  wechselte  ein  germanischer 
Stamm  nach  dem  andern  in  dem  Besitz  des  Donaugebietes  in  dem 
Verhältniss  wie  der  vorhergegangene  nach  Südwesten  abgerückt  war. 
So  folgten  auf  die  nach  Italien  gezogenen  Ostgothen  die  Longobarden 
und  diesen  die  Gepideu.  Sodann  aber  rückten  slavische  Stämme  nach 
und  nach  in  das  von  den  Germanen  geräumte  Gebiet  ein',  welche 
fällt  vielleicht  mit  Ueberresten  der  Hunnen  vermischten.  In  diese  Zeit 
sich  die  Besiedlung  Böhmens  und  Mährens  durch  die  Czechen.  Jene 
wurden  im  6.  und  7.  Jahrhundert  noch  einmal  von  Reitervölkern,  im 
oberen  Donaugebiet  von  den  Avaren,  und  im  unteren  von  den  Bulgaren, 
unterworfen,  bis  Karl  der  Grosse  durch  die  Eroberung  des  Avaren- 
ringes  dieser  Herrschaft  ein  Ende  machte.  Karl  der  Grosse  suchte 
nun  die  neu  eroberte  sehr  entvölkerte  Ostmark  seines  Reiches  durch 
die  Heranziehung  deutscher  Ansiedler  zu  stärken.  Der  Hauptzuzug 
kam  aus  Bayern.  Doch  scheinen  auch  schwäbische  und  sächsische  An- 
siedler erschienen  zu  sein,  während  die  öffentlichen  Aemter  wohl  nur  an 
Franken  verliehen  wurden  ^).  Diese  Kolonisationsbewegung  erfuhr  noch 
eine  kurze  Unterbrechung  durch  den  am  Ende  des  9.  Jahrhunderts  er- 
folgten Einbruch  der  Magyaren.  Nachdem  diese  aber  unter  Kaiser 
Otto  I.  für  alle  Zeit  zurückgewiesen  waren  und  sich  hinter  der  Leitha 
festgesetzt  hatten,  war  die  gewaltsame  Völkerwanderung  im  Donau- 
gebiet zu  Ende  und  mit  Ausnahme  des  Mongolensturmes  und  der  vor- 
übergehenden Türkenherrschaft  gehen  alle  Veränderungen  in  der  Be- 
völkerung des  Landes  nur  durch  friedliche  Besiedlung  vor  sich.  Nach 
der  Bändigung  der  Magyaren  begann  die  deutsche  Einwanderung  in 
dem  heutigen  Oesterreich  aufs  Neue  und  erstreckte  sich  auch  auf 
Ungarn  von  der  Zeit  an,  wo  dieses  sich  freiwillig  die  österreichischen 
Fürsten  zu  Königen  zu  wählen  begann.     In  späterer  Zeit  sind  auch 

1)  Siehe  auch  „Die  YöIkerstAmme  der  Oesterreich-Üngarischen  Monarchie"  etc.  von 
Hofrath  Dr.  Adolph  Fickcr.     S.  12  u.  t' 
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die  zahlreichen  Türkenkriege  vielfach  Anlass  gewesen,  dass  deutsche 
Elemente  in  Ungarn  zurückblieben.  Im  höchsten  Grad  auffallend  ist 
die  Thatsache,  dass  mit  Ausnahme  der  an  Italien  grenzenden  Di- 
strikte fast  nur  die  deutsche  Rasse  es  ist,  welche  nebst  den  ihnen  sich 
assimilirenden  Juden  sich  sporadisch  überall  in  fast  allen  Theilen  von 
Oesterreich-Üngarn  angesiedelt  hat.  Die  klarste  Anschauung  über  die 
Vertheilung  der  Hauptrassen  in  der  Monarchie  erhält  man  durch  einen 
Blick  auf  die  graphischen  Karten,  welche  Hofrath  Adolf  Ficker  seiner 
gediegenen  Schrift  über  die  Völkerstämme  der  österreischisch- ungari- 
schen Monarchie  beigegeben  hat.  Auf  denselben  kann  man  noch  heute 
deutlich  erblicken,  wie  die  Magyaren  gleich  einem  Donnerkeil  von  Osten 
her  zwischen  die  slavische  Bevölkerung  gefahren  sind,  welche  vor  ihnen 
das  Land  in  Besitz  genommen  hatte  und  wie  sie  dieselbe  aus  den 
fruchtbarsten  Landstrichen  vertrieben  und  in  eine  südliche  und  nörd- 
liche Hälfte  gespalten  haben.  Man  sieht  wie  sich  hinter  ihnen  wieder 
die  Völkerwogen  schlössen ,  indem  romanisches  Element  sich  vorschob. 
Ferner  sieht  man,  wie  sich  der  Magyarensturm  im  Norden  au  dem 
deutschen  Element  brach,  welches  das  obere  Donaugebiet  von  der 
Gegend  von  Wien  an  ausschliesslich  beherrscht.  Offenbar  enthalten 
die  Stammländer,  welche  einst  einen  Theil  des  alten  Herzogthums 
Bayern  gebildet,  nämlich  Ober-  und  Nieder- Oesterreich,  Vorarlberg, 
Tyrol,  Salzburg,  Kärnthen  und  Steyermark  nebst  den  kleinen  räthi- 
schen  Enklaven  und  dem  romanischen  Küstenland  die  älteste  sesshafte 
Bevölkerung  der  Monarchie.  Denn  der  bayrische  Stamm  hatte  sich 
in  seinen  gegenwärtigen  Sitzen  bereits  festgesiedelt  als  die  slavische 
Einwanderung  erst  begann.  Als  Volksstamm  sind  die  Magyaren  die 
jüngsten  Ansiedler.  Nach  ihnen  zählt  nur  noch  die  individuelle  und 
gesellschaftliche  Wanderung.  Im  Nordwesten  von  Böhmen  ist  die  ein- 
gewanderte czechische  Bevölkerung  seit  der  Frankenherrschaft  wieder 
von  den  vordringenden  Mainfranken  theilweise  verdrängt  worden,  so 
dass  der  an  das  Fichtelgebirge  grenzende  Bezirk  Eger  mit  über  99  ^/^ 
deutscher  Bevölkemng  fränkischen  Stammes  bewohnt  ist.  Die  ent- 
fernter gelegenen  Bezirke  Saaz  und  Leutmeritz  enthalten  noch  89 — 
91  ®/o  und  der  Bezirk  Pilsen  23—31  ^/^  deutscher  Bevölkerung.  Vom 
Norden  ist  sächsisches  Element  eingewandert,  welches  den  ganzen  nord- 
nordöstlichen Theil  Böhmens  im  Verhältniss  von  23 — 47  ^/o  besiedelt 
hat,  während  vom  Südwesten  und  Südosten  wieder  bayrisches  Element 
vordrang,  so  dass  nur  der  mittlere  Kern  Böhmens  rein  czechisch  oder 
fast  rein  czechisch  geblieben  ist,  indem  nämlich  die  Verwaltungsbezirke 
von  Prag  und  Caslau  nur  1  —  7  **/q  deutsches  Element  beherbergen, 
während  der  Bezirk  Tabor  rein  czechisch  sich  erhalten  hat.    Mehr 
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oder  minder  findet  man,  wie  schon  bemerkt,  deutsche  Bevölkerung 
fast  über  die  ganze  Monarchie  verbreitet  und  zwar  in  viel  extensiverer 
Weise  als  die  slavische  Bevölkerung ,  obgeich  diese  an  Zahl  bedeutend 
tiberwiegt.  Denn  nach  der  Volkszählung  von  1869  gab  es  16,420,000 
Slaven  und  nur  9,156,000  Deutsche.  Die  geringste  extensive  Verbrei- 
tung hat  das  magyarische  und  mit  Ausnahme  des  italienischen  das 
romanische  Element  gefunden,  indem  dasselbe  so  ziemlich  auf  seinen 
ursprünglichen  Stammsitzen  verblieben  ist.  Ausser  der  Enklave  der 
Scäkler  in  Siebenbürgen  nimmt  das  magyarische  Element  das  Centrum 
Ungarns  ein,  während  das  romanische  sich  in  der  Bukowina  bis  zum 
Banat  und  der  südöstlichen  Ecke  Ungarns  und  Siebenbürgens  sowie 
in  Dalmatien  und  im  übrigen  Küstenland  sich  ausbreitet  Die  Slaven 
sind  zwar  noch  in  einigen  deutschen  Stammläudern  und  unter  den 
grössten  Theil  der  Magyaren  dünn  zerstreut,  allein  im  Wesentlichen 
bilden  sie  einen  nördlichen  und  einen  südlichen  Hauptstock,  welche 
durch  die  Masse  der  Deutschen,  der  Magyaren  und  der  Romanen  von 
einander  getrennt  sind. 

Nach  der  letzten  Volkszählung  vom  Jahr  1869  vertheilten  sich  die 
Volksstämme  der  Gesammtmonarchie  wie  folgt: 

ißvionnAA  ci  i  12,260,000  Nordslaven  =  34-1  )         ..  ^  ^. 

16,420,000  Slaven    j    ^'^g^^'^^  g^^^j^^^^     _  ^^.^  j  =  45-6  o/, 

9,156,000  Deutsche  =  25*4  «/o 

5,553,000  Magyaren  =  15-4  «/o 

a  >iQo  nAA  i>  \  2,892,000  Ostromanen     =  80  *        ^  ^  . . 

3,492,000  Romanen        V_'        wne..n,.o.o.  _  l;;     =  ^'^Vo 


600,000  Westromanen  =  1*5 1 
1,570,000  kleinere  Stämme  =  4*1  «/o,   1,376,000  Juden  (3-8  ^/o), 

150,000  Zigeuner,   26,000  Bulgaren  in  Ungarn,    16,000 

Armenier,  Albanesen,  Griechen  u.  s.  w. 

Von  den  Deutschen   sind  die  vier  Hauptstämme  in  Oesterreich- 

Ungarn  vertreten.    Wie  schon  erwähnt  sitzen  im  Nordwesten  Böhmens 

Abkömmlinge  des  fränkischen  Stammes,  im  Nordosten  Böhmens,  in 

Mähren  und  Schlesien  Obersachsen,  in  Vorarlberg  Alemannen  und  in 

der  Gips  und  in  Siebenbürgen  Niedersachsen,  während  der  Hauptstock 

der  Bevölkerung  in  den  alten  Kronländern  bayrischen  Stammes  ist. 

Die  absolute  Majorität  haben  die  Deutschen  in  folgenden  Kronländern: 

In  Oberösterreich    über  99  ^/o  der  Gesammtbevölkerung 


Niederösterreic 

h    „     90  „ 

Kärnthen 

11     68  „ 

Steiermark 

71     63  „ 

Tirol 

«     60  „ 

Schlesien 

«     51  „ 
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In  der  Minorität  sind  die  Deutschen  in  folgenden  Ländern: 
In  Böhmen       mit  38-2  o/o 
„  Mähren  „    26     „ 

„  Ungarn  „    11-4  „ 

„  Bukowina      „      8*6  „ 
„  Krain  „      6*5  „ 

„  Küstenland    „      4*3  „ 
„  Galizien         „      3-1  „ 
In  Dalmatien  beträgt  die  Zahl  der  Deutschen,   meist  nur  aus 
Beamten  bestehend,  nicht  einmal  1  ^/o- 

Die  Slaven  zerfallen,  ausser  der  oben  erwähnten  Eintheilung  in 
Nord-  und  Südslaven  in  folgende  Einzelstämme:  in  Czecheu,  die  un- 
gefähr in  der  Gesammtzahl  von  4,650,000  in  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien, Niederösterreich  und  sporadisch  (insbesondere  als  Staatsdiener 
und  als  Dienstboten)  in  der  ganzen  Monarchie  wohnen;  in  Slovaken, 
die  in  der  Zahl  von  l,860,00fJ  an  der  östlichen  Grenze  Oesterreichs 
und  der  nordwestlichen  und  nördlichen  Grenze  Ungarns  siedeln;  in 
Polen,  welche  2,750,000  an  der  Zahl  in  Westgalizien ,  Schlesien  und 
der  Bukowina  sitzen;  in  Ruthenen,  welche  3,320,000  stark  in  Ostgali- 
zien,  der  Bukowina  und  im  nordöstlichen  Ungarn  sesshaft  shid.  Von 
den  Südslaven  unterscheidet  mau  die  Slovenen,  welche  1,257,000  an 
der  Zahl  in  Steiermark,  Kärnthen,  Krain,  im  Küstenland,  im  süd- 
westlichen Ungarn  und  in  Slavonien  sitzen;  und  den  serbisch -croatj- 
schen  Stamm,  von  welchem  2,980,000  in  Dalmatien,  Istrien,  Croatien, 
Slavonien  und  in  der  ehemaligen  Militärgrenze  hausen. 

Die  absolute  Majorität  haben  die  Slaven  in  folgenden  Kron- 
ländern : 

In  Krain  die  Slovenen  etwa 93*5  o/o 

im  Küstenland  die  Slovenen 42     v  i  aooi 

die  Croaten 21     „  1        '^ 

in  Böhmen  die  Czechen 60-5  „ 

in  Mähren  die  Czechen 71*8  „ 

in  Galizien  die  Polen 48     i»  Jqqo/ 

die  Ruthenen 50     „  J^^  '<> 

in  Dalmatien  Serbo-Croaten  über    ....    90     „ 
in  Croatien-Slavonien  Serbo-Croaten     .    .    .    94*6  „ 
an  der  Militargrenze  Croaten  und  Czechen  .    80     „ 
In  der  Minorität  sind  sie  in  folgenden  Ländern: 
In  Niederösterreich  (Czechen  und  andere)  an      6    ^j^ 
„  Steiermark  (Slovenen) 36-7  „ 
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in  Kärnthen  (Slovenen) 31-2  •', 

„  Schlesien  (Czechen  192 '^  ^,  Polen  28-7  <>  J    47-9  „ 

„  der  Bukowina  (Rathenen) *3     „ 

„  Ungern,  Czechen  und  Slovaken  .    .    11-6  . 

„  Buthenen 3    / 

„  Slovenen 0-3 1  ^^  " 

„  Serbo-Croaten 15-7' 

In  den  beiden  Hälften  der  Monarchie  vertheilt  sich  die  Bevölke- 
mng  den  Stämmen  nach  annähernd  wie  folgt: 

Oest  erreich  rngam 

Deutsche    .    .    (  7320,000)    3613  r'o        (1,7»),000)     114  ^o 
Slaven    .    .    .    (11^56,000)    55-63  „  (4,746,000)    30^  „ 

Bomanen    .    .    (     794,000)      3*93  „  (2,673,000)    176  „ 

Israeliten    .    .    (     822,300)      410  „  (  553,700)      35  „ 

Kleine  Stämme    (       41,000)      0-21  „  (   199,000)      1-2  „ 

Magyaren    .    .    (        —      )       — 1 5,553,000)    35'7  „ 

approx.  =  20,233,000  100  <>/o  =  15^oÖ5;öÖ0  100  ^'o- 
Um  die  politische  Bedeutung,  die  volkswirthschaftliche  und  staaten- 
bildende Kraft  aller  dieser  Stämme  zu  messen,  und  daraus  einen  Schluss 
auf  ihren  Einfluss  auf  die  zukünftige  Entwicklung  der  Gesammtmonar- 
chie  zu  ziehen,  muss  man  sie  in  Beziehung  auf  ihre  Zahl,  auf  ihre 
Sprache,  ihre  stamm  verwandtlichen  Neigungen,  ihren  Volkscharakter, 
ihre  wissenschaftliche  und  technische  Ausbildung,  ihren  Kapitalreich- 
thum,  sowie  in  Hinsicht  auf  ihre  historische  Tradition  und  die  Ver- 
fassuDgsverhältnisse  betrachten. 

Was  die  Zahl  betrifft,  so  haben  allerdings  die  verschiedenen  Sla- 
venstämme  die  höchste  Ziffer  aufzuweisen.  Sie  zählen  über  7  Millionen 
Köpfe  mehr  als  die  Deutschen.  Der  Wirklichkeit  nach,  d.  h.  nach 
der  volkswirthschaftlichen ,  wissenschaftlichen  und  geschäftlichen  Wir- 
kung rcpräsentiren  aber  die  Deutschen  eigentlich  ein  grösseres  Gewicht 
einestheils,  weil  fast  sämmtliche  Juden  zu  ihnen  halten,  und  andem- 
thcils,  weil  vide  Deutsche  ihre  Namen  magyarisirt  haben  und  gegen- 
wärtig in  der  Volkszählung  als  Vollblutmagyaren  aufgenommen  sind. 
Man  muss  also  die  Ziffer  der  Bevölkerung,  welche  im  Geschäfts-  und 
Kulturleben  in  deutscher  Art  erscheint,  auf  über  10  Millionen  anneh- 
men. Wollte  man  vollends  diejenigen  Slaven  hinzurechnen,  welche  in 
Folge  ihrer  Lebensstellung  oder  ihrer  Geschäftsverbindung  mit  den 
Deutschen,  vollends  germanisirt  sind,  so  würde  noch  eine  viel  bedeu- 
tendere Zahl  herauskommen.  Wir  glauben  uns  daher  nicht  der  min- 
desten Uebertreibung  schuldig  zu  machen,  wenn  wir,  indem  wir  die 
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kleineren  Stämme  bei  unserer  staatswirthschaftlichen  Untersuchung 
ausser  Acht  lassen,  die  Deutschen  zu  rund  10  Mill.  annehmen,  wovon 
wir  8  auf  Oesterreich  und  2  auf  Ungarn  rechnen.  Die  Slaven  bilden 
in  Beziehung  auf  die  Gesammtmonarchie  die  relative  und  hinsichtlich 
Oesterreichs  die  absolute  Majorität,  während  hingegen  in  Ungarn  die 
Magyaren  die  relative  Mehrheit  ausmachen. 

Dieses  numerische  Uebergewicht  der  Slaven  wird  indessen  durch 
andere  Momente  wieder  ganz  in  den  Hintergrund  gedrängt  Neben 
der  räumlichen  Trennung  der  Nord-  und  Südslaven  ist  die  wichtigste 
Thatsachc  in  dieser  Beziehung  die  Verschiedenheit  der  Sprache  der 
einzelnen  slavischen  Stämme.  Es  wird  eine  für  immer  in  den  Annalen 
der  Geschichte  bemerkenswerthe  Thatsache  bleiben,  dass  der  Slaven- 
kongress  zu  Prag  im  Jahr  1848  sich  genöthigt  sah  in  seinen  Diskus- 
sionen der  deutschen  Sprache  sich  zu  bedienen,  weil  die  Czechen  nicht 
die  Kroaten  und  die  Kroaten  die  Polen  nicht  verstehen  konnten.  Vor 
diesem  Nachtheil,  welcher  eine  innige  Verbrüderung  von  Volksmassen 
verhindert,  behält  die  Blutsverwandtschaft  jener  Stämme  nur  geringe 
staatliche  Bedeutung.  Da  die  deutsche  Sprache  zugleich  das  Vehikel 
ist ,  durch  welches  den  verschiedenen  Volksstämmen  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  sowohl  die  geschäftlichen  Beziehungen,  als  die 
Fortschritte  der  Kultur  aus  den  westlichen  Ländern  veimittelt  werden, 
so  ist  sie  für  die  ganze  Monarchie  bereits  in  demselben  Maasse  Schrift- 
und  Umgangssprache  geworden,  wie  die  französische  Sprache  in  Frank- 
reich und  die  englische  in  Grossbritannien  und  Irland.  Im  letzteren 
vereinigten  Königreiche  gibt  es  immer  noch  über  5  Mill.  Einwohner  cel- 
tischen  Stammes,  welche  nur  gebrochen  englisch  sprechen  können  und 
sich  gewöhnlich  der  irländischen  oder  Waleser  Sprache  bedienen.  In 
Frankreich  aber  zählte  man  bis  vor  Kurzem  noch  14  Mill.  Einwohner, 
welche  der  französischen  Schriftsprache  nicht  mächtig  waren  und  deren 
Sprache  mit  derselben  entweder  nur  durch  die  gemeinsame  Wurzel 
des  Lateinischen  zusammenhängen  oder  gänzlich  fremden  Sprachstäm- 
men angehören,  wie  die  Bretagner  und  die  Elsass- Lothringer.  Wir 
geben  diese  Thatsache  ohne  irgend  einen  politischen  Schluss  daraus 
ziehen  zu  wollen.  Dieselbe  scheint  übrigens  von  dem  auf  seine  Natio- 
nalität eifersüchtigsten  Stamme  der  Monarchie,  von  den  Magyaren  er- 
kannt worden  zu  sein  und  als  eine  Gefahr  für  ihre  staatliche  Unab- 
hängigkeit betrachtet  zu  werden.  Wir  müssen  diese  Ansicht  für  eine 
irrige  und  gerade  für  die  staatliche  Entwicklung  Ungarns  sowie  für 
den  geistigen  Reproduktions-  und  Verjüngungsprozess  der  Magyaren 
gefährliche  betrachten ;  zumal  die  Ungarn  seit  der  Sicherstellung  ihrer 
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staatlichen  Unabhängigkeit  die  deutsche  Sprache  mit  Gewalt  aus  ihren 
öffentlichen  Dienst  zu  verbannen  suchen.  Als  Entschuldigung  mag 
freilich  der  Umstand  dienen,  dass  man  sich  gegenwärtig  noch  in  der 
natürlichen  Reaktion  gegen  den  löjährigen  Centralisationsversuch  be- 
findet, durch  welchen  die  Monarchie  mit  Grewalt  in  einen  Einheitsstaat 
in  der  Art  Frankreichs  zusammengeschweisst  werden  sollte.  Schon 
beginnt  die  Animosität  einer  ruhigeren  Auffassung  der  Dinge  Platz  zu 
machen.  Allein  immer  noch  ist  eine  so  grosse  Eifersucht  gegen  die 
deutsche  Sprache  zu  bemerken ,  dass  wir  es  noch  filr  angemessen  hal- 
ten einige  Hauptgründe  aufzuführen ,  warum  es  ein  selbstmörderisches 
Verfahren  ist ,  dieser  Eifersucht  gewaltsam  die  Zügel  schiessen  zu  las- 
sen. Dass  nicht  die  Verschiedenheit  der  Sprache  an  und  für  sich  das 
Hauptmittel  ist ,  um  die  Selbstständigkeit  und  Charaktereigenthümlich- 
keit  einer  Nation  ungeschmälert  zu  erhalten ,  das  beweisen  viele  wilde 
und  halbzivilisirte  Volksstämme,  die  nie  eine  andere  Sprache  als  die 
eigene  gelernt  haben  und  doch  allmälich  dem  Untergange  entgegen- 
gehen. Betrachten  doch  selbst  hervorragende  Franzosen  ihre  sprachliche 
Isolirung  d.  h.  die  Vernachlässigung  fremder  Sprachen  als  die  Haupt- 
ui*sache  der  letzten  Niederlagen.  Man  sei  zu  selbstgenügsam  gewe- 
sen, habe  die  Fortschritte  des  Auslandes  nicht  genügend  beachtet  und 
sei  deshalb  in  vielen  Punkten  zurückgeblieben;  man  habe  die  Gegner 
unterschätzt  und  sich  über  die  eigene  Leistungsfähigkeit  Täuschungen 
hingegeben.  Das  sagen  Franzosen  von  ihrem  Lande,  welches  doch 
wenigstens  einer  der  Brennpunkte  der  Zivilisation,  die  Wiege  einer  in 
allen  Ländern  beachteten  Litteratur  ist ,  das  in  der  Mode  und  im  Ge- 
schmack den  Ton  angibt  und  dessen  Techniker  und  Forscher  einen 
ehrenvollen  Platz  in  der  Gelehrtenrubrik  einnehmen!  Was  schadet  es 
dem  Ansehen  der  Vereinigten  Staaten,  dass  dort  mehr  als  8  Millionen 
oder  20  ^Iq  Deutsche  ihre  Sprache  beibehalten  und  ihre  eigenen  deut- 
schen Zeitungen  herausgeben,  obgleich  der  Einfluss  dieses  Elementes 
so  gross  ist,  dass  es  nur  zusammenzuhalten  braucht,  um  bei  den  Wah- 
len den  Ausschlag  zu  geben?  In  der  Schweiz  bestehen  drei  offizielle 
Sprachen  und  die  Volkszählungsformulare  müssen  sogar  in  5  Sprachen 
vertheilt  werden,  im  Deutschen,  Französischen,  Italienischen,  Romani- 
schen und  Ladinischen.  Die  Bundesgesetze  werden  in  der  deutschen 
und  französischen  Sprache  publizirt  und  in  der  Bundesversammlung 
bedienen  sich  die  Redner  nach  ihrem  Belieben  der  deutschen  oder  fran- 
zösischen Sprache.  Die  Abgeordneten  aus  den  italienischen  Kantonen 
sprachen  früher  in  ihrem  eigenen  Idiom,  lernten  aber  später  die  fran- 
zösische Sprache  gebrauchen,  nachdem  sie  entdeckt,  dass  die  Zahl  ihrer 
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Zuhörer  zu  gering  war  und  dass  sie  daher  zu  wenig  Eindruck  niach- 
ten.  In  den  ersten  Jahren  der  neuen  Verfassung  wurden  die  Reden 
der  deutschen  Mitglieder  auf  der  Stelle  in's  Französische  verdolmetscht. 
Von  den  Letzteren  setzte  man  als  selbstveretändlich  voraus,  dass  sie 
ihre  französischen  Kollegen  richtig  auffassten.  Im  Laufe  der  Zeit  lern- 
ten aber  auch  die  französischen  und  italienischen  Abgeordneten  so  viel 
Deutsch  um  der  Verdolmetschung  entrathen. zu  können.  Seit  ungefähr 
einem  halben  Menschenalter  werden  daher  nur  noch  die  Anträge  in 
beiden  Sprachen  verlesen.  Noch  keinen  einzigen  Augenblick  haben  die 
Italiener  bis  jetzt  die  Befürchtung  gehegt,  dass  sie  durch  den  freiwil- 
ligen Verzicht  auf  ihre  Muttersprache  in  den  Diskussionen  der  Bun- 
desversammlung ihrer  nationalen  Eigen thümlichkeit  verlustig  gehen 
könnten.  Ueberhaupt  lassen  sich  die  Schweizer  in  dieser  Beziehung 
von  dem  ganz  entgegengesetzten  Grundsatz,  wie  die  Ungarn,  leiten. 
Sie  bewahren  nicht  nur  ohne  Besorgniss  die  Sprachen  ihrer  anstossen- 
den  Nachbarländer  gleichberechtigt  neben  einander,  sondern  sie  beziehen 
von  daher  auch  noch  eine  Menge  von  Hilfskräften,  ohne  dass  sie  diesel- 
ben mit  einem  Sprachinterdikt  belästigen.  Da  die  gebildeten  Schweizer 
meist  vermöglich  sind  oder  den  Staatsämtern  wie  dem  einträglicheren 
Advokatenstand  sich  widmen,  so  besteht  eine  grosse  Lücke  in  den  libe- 
ralen Berufsarten,  namentlich  im  mittleren  und  höheren  Unterricht, 
welcher  durch  Zuzug  aus  Deutschland  und  Frankreich  ausgefüllt  wird. 
An  schweizerischen  Hochschulen  und  höheren  Unterrichtsanstalteu  be- 
finden sich  daher  ebenso  viele  Ausländer  als  Inländer.  Weder  die 
deutschen  noch  die  französischen  Schweizer  haben  sich  bis  jetzt  davor 
gefürchtet,  dass  diese  fremden  Professoren  das  Gift  der  nationalei) 
Zersetzung  unter  ihnen  ausstreuen  würden.  Noch  mehr!  zwischen  dem 
deutschen  Bern  und  dem  französischen  Waadtland  besteht  ein  freiwil- 
liges Kartell  in  der  Art,  dass  Hemer  Familien  ihre  Söhne  und  Töch- 
ter zu  Familien  in's  Waadtland  schicken,  um  Französisch  zu  lernen, 
und  dafür  deren  Kinder  aufnehmen,  um  sie  Deutsch  zu  lehren.  Der 
Tausch  ist  nicht  einmal  gleich,  denn  in  Waadtland  spricht  man  ziem- 
lich gutes  Französisch,  in  Bern  herzlich  schlechtes  Deutsch  oder  wenn 
man  den  alemannischen  Dialekt  mit  der  Schriftsprache  zu  vertauschen 
sucht,  das  Hochdeutsch  mit  einem  rauhen  ungeschlachten  Accent,  — 
allein  für  den  Bedarf  reicht  es  hin.  Man  weiss  in  der  Schweiz  sehr 
gut,  dass  Land  und  Volk  zu  klein  sind  um  etwa  eine  nationale  Litte- 
ratur  in  der  alemannischen  Mundart  gross  zu  ziehen  oder  gar  den  roma- 
nischen Eidgenossen  aufzuzwingen.  Die  Gebildeten  wissen  sehr  wohl, 
dass  das  Haupterneuerungsmittel  der  Kräfte  und  Säfte  des  Landes  ge- 
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radc  darin  besteht,  dass  diese  noch  Nahrung  aus  den  deutschen,  franzö- 
sischen und  italienischen  Hauptstämmen  saugen,  dass  sie  die  Früchte 
dieser  Sprachstämme  mit  geniessen.  Der  grosse  Vortheil,  welchen  die 
höheren  Gresellschaftsklassen  im  Staate  geniessen,  besteht  jetzt  nicht 
mehr  in  der  bevorrechteten  Stellung,  denn  in  den  meisten  zivilisirten 
Staaten  ist  im  Wesen  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  durchgeführt;  sie 
besteht  nicht  bloss  in  dem  Vermögen,  in  dem  Ansehen  und  dem  Einfluss 
der  Familie,  sondern  auch  in  der  gesellschaftlichen  Bildung  und  dazu 
gehört  vor  allen  Dingen,  dass  man  der  neueren  Sprachen  mächtig  ist, 
welche  neben  den  alten  Sprachen  (des  griechischen  und  lateinischen) 
die  Hauptträger  der  Kultur  sind,  wir  meinen  der  französischen,  deut- 
schen und  der  englischen  Sprache.  Jeder,  der  die  Gelegenheit  gehabt 
bat,  Vergleiche  anzustellen,  vermag  zu  beurtheilen,  wie  ausserordentlich 
beschränkt  und  gefesselt  derjenige  in  seinen  Bewegungen  im  öflfentlichen 
und  im  Geschäftsleben  ist,  welcher  nur  seiner  eigenen  Sprache  mächtig 
ist  Dieser  Mangel  wird  mit  der  Ausdehnung  der  internationalen  Ver- 
bindungen und  des  kosmopolitischen  Verkehrs  täglich  fühlbarer.  Der- 
jenige, welcher  mehrerer  Sprachen  vollkommen  mächtig  ist  oder  wer 
sich  auch  nur  zweier  Sprachen  mündlich  und  schriftlich  vollkommen 
bedienen  kann,  geniesst  einen  unschätzbaren  Vortheil  vor  den  Andern, 
ein  Vortheil,  der  sich  nicht  bloss  in  gesellschaftlichen  Annehmlichkei- 
ten, sondern  auch  in  grösserem  Einfluss  und  grösserer  Produktions- 
fähigkeit kund  gibt.  Der  Traum  einer  üniversalsprache  wird  wohl 
niemals  erfüllt  werden,  hingegen  geben  wir  uns  keinem  Zweifel  darüber 
hin,  dass  es  unter  den  Gebildeten  der  civilisirten  Völker  allmählich 
zur  Sitte  werden  wird,  dass  man  sich  wenigstens  zweier  Sprachen  voll- 
kommen zu  bedienen  versteht.  Am  natürlichsten  ist  es,  dass  man  ne- 
ben seiner  eigenen  auch  die  Sprache  seines  Nachbars  zu  lernen  sucht 
Eine  Ausnahme  würde  nur  da  angezeigt  sein,  wenn  die  Sprache  des 
Nachbars  nicht  zu  einer  von  den  drei  Kultursprachen  gehört.  Aus 
diesen  Betrachtungen  geht  klar  hervor,  dass  in  Ungarn  neben  dem 
eigenen  Idiom  die  deutsche  Sprache  gepflegt  werden  muss  und  dass 
die  Magyaren  sich  selbst  beschädigen,  ja  eine  „capitis  deminutio"  sich 
zufügen,  wenn  sie  die  deutsche  Sprache  bei  sich  auszurotten  suchen. 
Sie  sollten  es  vielmehr  als  einen  Segen  preisen,  dass  dieselbe  sich  un- 
willkürlich im  Laufe  der  Jahrhunderte  so  verbreitet  hat,  dass  sie  ge- 
rade so  gut  unter  den  verschiedenen  Stämmen  Ungarns  und  der  Monar- 
chie als  Binde-  und  Verkehrsmittel  dient  wie  die  französische  Sprache 
im  internationalen  Verkehr.  Ueberdics  scheint  uns  fast,  als  ob  der 
gegen  die  deutsche  Sprache  geführte  Krieg  nicht  sonderlich  viel  hei- 
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fen  würde,  weil  die  Thatsachen  mächtiger  sind  als  einzelne  nationale 
Marotten.  So  hat  z.  B.  das  königlich  ungarische  statistische  Bureau 
bald  nach  dem  Ausgleich  den  Versuch  gemacht,  seine  Publikationen 
nur  in  ungarischer  Sprache  zu  veröffentlichen  und  dieselben  auch  in 
dieser  Gestalt  an  die  übrigen  statistischen  Bureaus  in  Europa  zu  ver- 
schicken. Die  Letzteren  mussten  diese  Publikation  natürlich  unbeachtet 
lassen,  weil  man  in  der  übrigen  Welt  die  magyarische  Sprache  nicht 
kennt.  Die  Magyaren  können  bei  der  ünbedeutendheit  ihrer  Littera- 
tur,  bei  ihrer  Abgelegenheit  und  geringen  Volkszahl  auch  gar  nicht 
verlangen ,  dass  selbst  nur  die  Gelehrten  Europa's  ihre  Sprache  lernen, 
zumal  sie  weder  mit  einer  der  romanischen  noch  einer  der  germani- 
schen eine  Verwandtschaft  hat  Jener  Versuch  wurde  daher  vernünf- 
tiger Weise  bald  aufgegeben  und  jetzt  wird  wenigstens  wieder  bei  den 
Rubriken  der  Hauptpublikationen  die  deutsche  Ucbersetzung  beigefügt. 
Dass  übrigens  der  Krieg  gegen  die  deutsche  Sprache  in  Ungarn  einer 
Sisyphusarbeit  gleicht,  geht  zum  Theil  auch  mit  daraus  hervor,  dass 
viele  Familien  sich  besondere  Mühe  geben  müssen  das  Deutsche  von 
ihren  Kindern  fernzuhalten,  damit  sie  das  Magyarische  besser  lernen. 
Ist  es  ja  gar  nicht  lange  her,  dass  sogar  Vollblutmagyaren  ihre  eigene 
Sprache  zum  Gebrauch  im  Reichstag  erst  lernen  mussten.  Die  Na- 
men der  betreffenden  Personen  sind  bekannt.  Ein  solches  Galvanisiren 
einer  durch  die  Beschränktheit  der  Litteratur  und  der  Volkszahl  be- 
nachtheiligten  Sprache  ist  nur  verlorene  Mühe.  Jene  Anstrengungen 
Hessen  sich  noch  begreifen,  wenn  die  Magyaren  nicht  ein  herrschender 
sondern  ein  unterdrückter  Volksstamm  wären  wie  etwa  die  Polen,  allein 
es  ist  ja  genugsam  bekannt,  dass  sie  in  Folge  ihrer  grösseren  politischen 
Energie  eigentlich  die  Hegemonie  in  der  Österreich -ungarischen  Mo- 
narchie führen  und  sogar  vor  dem  eigentlichen  Stammvolke,  welches 
die  Monarchie  unter  der  Leitung  der  Dynastie  gegründet  hat  und  wel- 
ches mit  Ausnahme  der  romanischen  Bevölkerung  am  längsten  im  Do- 
naugebiet wohnt,  eine  gewisse  Bevorzugung  geniesst.  Wenigstens  hört 
man  häufig  genug  die  Klagen  der  Deutsch-Oesterreicher,  dass  in  der 
auswärtigen  Politik  eigentlich  die  ungarischen  Staatsmänner  den  Aus- 
schlag geben  und  dass  die  ungarische  Presse,  nicht  bloss  die  magya- 
risch sondern  auch  die  deutsch  geschriebene  sich  viel  mehr  Freiheit 
herausnehmen  dürfe  als  die  österreichische.  Uebrigens  kann  ja  auch 
nicht  geleugnet  werden ,  dass  die  gegenwärtigen  befriedigenderen  Ver- 
fassungszustände  mehr  der  hartnäckigen  Renitenz  der  Ungarn,  als  der 
Standhaftigkeit  der  Oesterreicher  im  Kampfe  für  die  Volksrechte  zu 
verdanken  sind.    Unter  solchen  Umständen  verräth  der  Krieg  gegen 
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die  deutsche  Sprache  ein  Gefühl  innerer  Schwäche,  das  man  sonst  bei 
ihrem  energischen  Charakter  und  muthigen  Benehmen  hinter  den  Ma- 
gyaren nicht  vermuthet  hätte.  Es  ist  in  ihrem  eigenen  Interesse  zu 
wünschen,  dass  sie  dieser  Schwäche  Herr  werden.  Haben  doch  die 
Normannen,  welche  einst  England  erobert,  sogar  die  englische  Sprache 
angenommen,  während  die  französische  Sprache  noch  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  die  offizielle  bei  Staatsakten  ist.  Der  englische  Adel  hat 
darum  noch  kein  Titelchen  an  seiner  Macht  verloren  und  noch  nicht  im 
geringsten  an  seiner  Suprematie  zu  zweifeln  begonnen.  Auch  die  Ma- 
gyaren werden,  wenn  sie  sich  neben  ihrem  einheimischen  Idiom  noch 
der  deutschen  Sprache  bedienen  und  gestatten ,  dass  die  Vertreter  der 
andern  Stämme  des  Königreichs  sich  auch  im  Reichstage  ihrer  eigenen 
Sprache  bedienen,  ihren  politischen  Einfluss,  weit  entfernt  ihn  ge- 
schwächt zu  sehn ,  nur  noch  stärken.  Auszurotten  vermögen  sie,  die 
deutsche  Sprache  doch  nicht  innerhalb  ihrer  Grenzen,  denn  die  volks- 
wirthschaftliche  Gewohnheit  ist  mächtiger  als  das  Gebot  von  oben*). 
Neben  diesen  ist  ebenso  wenig  der  propagirende  Einfluss  der  k.  k.  Armee 
zu  unterschätzen.  Die  Magyaren  werden  doch  um  ihrer  sprachlichen 
Marotte  willen  nicht  auf  die  einheitliche  Militärorganisation  verzichten 
wollen,  denn  das  hiesse  zugleich  die  Stellung- als  Grossstaat  aufgeben 
wollen.  Letzteres  wäre  aber  die  unvermeidliche  Folge  davon,  genau 
wie  eine  Scheidung  der  beiden  Hälften  der  Monarchie  unter  einer  Per- 
sonalunion. Der  Verzicht  auf  die  Stellung  einer  Grossmacht  würde 
aber  nicht  bloss  ein  Sinken  des  staatlichen  Einflusses  zur  Folge  ha- 
ben, sondern  auch  eine  Verringerung  des  individuellen  Ansehens  der 
Bevölkerung.  Die  Welt  schätzt  die  Menschen  leider  nach  dem  Erfolg. 
Dies  mag  recht  unvernünftig  sein,  aber  es  ist  einmal  so.  Sogar  die 
Anciennetät  hat  in  dieser  Beziehung  eine  gewisse  Geltung.  So  kommt 
es,  dass  in  der  europäischen  Völkerfamilie  ceteris  paribus  den  Ange- 
hörigen der  mächtigeren  und  reicheren  Völker  und  namentlich  derje- 
nigen, welche  diesen  Einfluss  schon  seit  langer  Zeit  geniessen,  grössere 
Beachtung  geschenkt  wird  als  wie  den  Angehörigen  kleiner  Staaten. 
Es  ist  ja  bekannt,  wie  viel  sich  die  Engländer  im  Ausland  herausneh- 
men durften,  während  die  Deutschen,  so  lange  ihre  politische  Zer- 
splitterung dauerte,  im  Auslande  wie  die  Parias  behandelt  wurden. 
Eine  Theilung  der  politischen  Aktion  gegen  Aussen  würde  also  eben- 
falls wieder  eine  capitis  deminutio  zur  Folge  haben  und  die  Oester- 
reicher  und  Ungarn,  welche   bisher  gewöhnt  waren  als  Augehörige 

1)  Üernerkenswerth  ist  in  dieser  Beziehung  die  Thatsache,  dass  der  deutsche  Pester 
Lloyd  fast  ebenso  viel  Abonnenten  hat  als  sfimmtliche  Magyarischen  Zeitungen. 
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eines  Grossstaats  im  Auslande  aufzutreten,  würden  sich  gewaltig  wun- 
dern über  die  geringere  Beachtung,  welche  ihnen  in  Zukunft  zu  Theil 
Verden  würde.  Geht  ja  die  Macht  des  Erfolgs  und  die  lange  Nach- 
wirkung des  gcwohnhcitsmässigen  Ansehns  so  weit,  dass  Schriftsteller 
von  ganz  gleicher  Leistungsfähigkeit  und  gleichem  Verdienst,  wenn  ihre 
Werke  in  französischer  oder  englischer  Sprache  erscheinen,  weit  höhere 
Beachtung  geniessen,  als  wenn  diese  in  italienischer  oder  sogar  in  deut- 
scher Sprache  veröffentlicht  sind. 

Durch  die  ausserordentliche  Erleichterung  des  Verkehrs,  welcher 
in  der  neueren  Zeit  die  Entfernungen  einschrumpfen  macht,  ist  ohne- 
dies der  Zug  der  Zeit  mehr  nach  der  Vereinigung  getrennter  Theile 
als  nach  der  Trennung  bisher  vereinigter  Gruppen  gerichtet.  Wenn 
nichts  Anderes,  so  würde  schon  der  Trieb  der  Selbsterhaltung  vor  ehr- 
geizigen ländergierigen  Nachbarn  die  Stämme  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  zwingen  in  fester  Organisation  gegen  Aussen  zusam- 
menzuhalten. Selbst  die  slavischen  Stämme  würden  im  andern  Falle 
mit  Schrecken  gewahren,  was  es  heisst,  österreichische  Zustände  ge- 
gen russische  zu  vertauschen. 

Wir  sind  hier  bei  einem  dritten  Faktor  der  staatlichen  Entwick- 
lung der  Monarchie  angelangt,  welcher  ein  sehr  schlüpfriger  Boden 
ist,  —  die  stamm verwandlichen  Neigungen.  Da  wir  uns  aufrichtiger 
Loyalität  bewusst  sind  und  nichts  als  die  Wahrheit  erstreben,  so 
scheuen  wir  uns  nicht,  auch  diesen  Boden  zu  betreten,  obgleich  wir 
fürchten  müssen  auszugleiten  und  auf  allen  Seiten  anzustossen.  Ein 
grösserer  oder  geringerer  Theil  der  westromanischen  Bevölkerung  hegt 
Sympathien  zu  Italien,  der  slavischen  zu  Russland,  der  deutschen  zum 
Deutschen  Reiche.  Die  Ostromanen  sind  zum  Theil  zu  sehr  in  der 
Kultur  zurück,  zum  Theil  sind  die  Zustände  in  Rumänien  sowohl  hin- 
sichtlich der  Machtstellung  wie  der  volkswirthschaftlichen  und  Kultur- 
zustände nicht  beneidenswerth  genug  um  ähnliche  verwandtschaftliche 
Neigungen  zu  erwecken.  Die  Magyaren  allein  haben  keine  verwandt- 
schaftlichen Beziehungen  im  Auslande.  Darum  sind  sie  vielleicht  auch 
selbstbewusster  in  sich  abgeschlossen  und  politisch  fertiger  als  die  übri- 
gen Stämme  der  Monarchie.  Sie  haben  keinen  Grund  sich  in  unnützen 
Träumereien  zu  verlieren;  deshalb  wissen  sie  auch  ihre  Zeit  in  der 
politischen  Arbeit  besser  zu  verwerthen. 

Was  die  vorgenannten  Stämme  betrifft,  so  haben  wir  keine  Lust, 
über  die  begehrliche  Impotenz  der  Westromanen  viel  Zeit  zu  verlie- 
ren. Italien  hat  den  Erwerb  der  Lombardei,  Venetiens  und  Roms 
nicht  der  eigenen  Kraft,  sondern  fremdem  Waffenerfolg  zu  verdanken. 
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Für  die  Lombardei  hat  es  überdies  das  Stammland  seiner  Dynastie 
und  Nizza  hingegeben.  Die  jetzt  noch  zu  Oesterreich  gehörenden 
Westromanen  haben  niemals  auf  die  Dauer  zu  irgend  einer  staatlichen 
Gemeinschaft  Italiens  gehört.  Ehe  die  Italiener  nur  einen  Schein  von 
Anspruch  erheben  können,  müssteu  sie  zuerst  vor  allen  Dingen  Sa- 
voycn  und  Nizza  zurück  erlangt  haben.  Aber  auch  dann  wird  weder 
Oesterreich,  noch  selbst  Deutschland  es  erlauben,  dass  den  Vellei täten 
der  Italiener  Raum  gegeben  werde.  Mögen  sie  es  sich  ein  für  allemal 
gesagt  sein  lassen :  der  Entschluss  steht  in  der  ganzen  deutschen  Rasse 
fest,  dass  Oesterreich  seinen  Hafen  Triest  und  Südtirol  nicht  preisge- 
ben darf;  den  unmöglichen  Fall  selbst  angenommen,  dass  es  wollte.  — 
Man  müsste  den  Kopf  in  den  Sand  stecken,  wollte  man  leugnen, 
dass  unter  der  deutschen  Bevölkerung  Oesterreichs  das  Gefühl  der  Ge- 
meinsamkeit und  der  Zugehörigkeit  zu  dem  grösseren  Theil  der  Nation 
im  Deutschen  Reiche  nicht  ganz  erstorben  ist,  obgleich  dasselbe  im 
ganzen  Grossen  schon  seit  Jahrhunderten  nicht  so  stark  war,  wie  man 
sich  in  Deutschland  selbst  einbildete.  Denn  der  dreissigjährige  Krieg 
hatte  eine  furchtbare  Kluft  geschaflfen,  welche  durch  hohe  Zollschran- 
ken und  eigene  politische  Machtinteressen  noch  erweitert  wurde.  In 
Wirklichkeit  hätten  sich  alle  Deutsch-OesteiTcicher  wohl  eine  Refoim 
des  alten  Deutschen  Reiches  mit  Wien  als  Reichshauptstadt  an  der 
Spitze  gefallen  lassen  oder  auch  noch  die  Ausführung  des  Projektes 
des  Fürsten tages  im  Jahr  1863,  allein  ein  Aufgehen  im  Deutschen 
Reiche  ohne  jene  Bedingung,  daran  werden  ausser  einigen  schwär- 
merischen Studenten  wohl  die  Wenigsten  denken.  Den  ehrgeizigen, 
eifersüchtigen,  sanguinischen,  verwöhnten  Wiener  sich  als  Provinzial- 
städtler  zu  denken ,  ist  ganz  unmöglich.  Man  braucht  die  Frage  blos 
zu  stellen ,  um  sie  unbedingt  verneinen  zu  müssen.  Auch  ist  der  öster- 
reichische Staatsgedanke  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  deutschen 
Bevölkerung  noch  zu  mächtig:  die  üeberzeugung  von  dem  Beruf  der 
Deutschen  mit  den  ihnen  verbrüderten  Völkerschaften,  welche  jede 
allein  für  sich  zu  schwach  wäre,  um  der  äussern  Gewalt  zu  wider- 
stehen, ein  mächtiges  Donaureich  zu  bilden,  in  welchem  alle  ihren 
Schutz  finden  können!  Der  nur  oberflächlich  Urtheilende  und  insbe- 
sondere der  Ausländer  ist  leicht  geneigt,  plötzlichen  Aeusserungen 
übler  Laune,  welche  namentlich  bei  den  sanguinischen  aber  tonange- 
benden Wienern  zuweilen  absichtslos  hingeworfen  werden,  ein  zu  gros- 
ses Gewicht  beizulegen.  Auch  die  politische  Indolenz  glaubt  manch- 
mal die  eigene  Verantwortlichkeit  und  die  eigene  Opferpflicht  mit  dem 
Gedanken  abwälzen  zu  können,  dass,  wenn  alles  in  Trümmer  ginge 
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die  Deutschen  Oesterreichs  ja  in  den  sichern  Hafen  des  Mutterlandes 
einlaufen  würden.  Selbst  sie  aber  würden  gewaltig  jammern  wenn  sie 
ihr  behagliches  Leben  gegen  die  strammere  Zucht  im  Deutschen  Reiche 
vertauschen  müssten.  Im  Grund  genommen  ist  viel  Eifersucht  gegen 
Ungarn  bei  all  diesem  Koquettiren  mit  der  Angehörigkeit  zum  Deut- 
schen Reiche  im  Spiel;  denn  man  kann  solche  Aeusserungen  gerade 
dann  am  öftesten  hören,  wenn  gerade  während  der  Ausgleichsver- 
handlungen die  Ungarn  zu  hohe  Ansprüche  machen  oder  wenn  der 
ungarische  Reichstag  oder  die  ungarische  Presse  einen  gar  zu  hoch- 
fahrenden Ton  anschlagen,  oder  in  Zeitpunkten,  wo  die  ungarischen 
Finanzen  dem  Ruin  entgegenzugehen  schienen,  so  dass  die  lebhafte 
Phantasie  der  Cisleithanier  gleich  den  Untergang  des  Reiches  fürchtet 
Es  lässt  sich  übrigens  nicht  leugnen,  dass  durch  solche  Velleitäten, 
wenn  sie  auch  nur  bei  einer  geringen  Minorität  zur  Ei*scheinung  kom- 
men, die  politische  Thatkraft  der  Deutsch-Oesterreicher  einigermaassen 
beeinträchtigt  wird.  Denn  wer  sich  nur  auf  sich  selbst  verlässt,  ist 
immer  thatkräftiger  und  erfolgreicher.  Es  scheint  uns  indessen  keinem 
Zweifel  zu  unterliegen,  dass  solche  Anwandlungen  mit  dem  Erstarken 
der  Verfassungszustände  immer  seltener  werden.  Alles  kommt  darauf 
an,  dass  in  Zukunft  die  Eintracht  zwischen  Oesterrcich  und  Ungarn 
nicht  bloss  nicht  gestört,  sondern  mehr  als  gegenwärtig  befestigt  wird. 
In  dieser  Beziehung  könnte  die  Presse  am  meisten  wirken,  denn  ein 
nicht  geringer  TheU  des  gegenseitigen  Misstrauens  ist  auf  Hetzereien 
und  schlechte  Witze  mancher  Zeitungen  zurückzuführen.  Den  europäi- 
schen Gästen  am  statistischen  Kongress  schien  Pest  mit  seiner  Bevöl- 
kerung weit  mehr  Aehnlichkeit  mit  Wien  zu  haben,  als  mit  irgend 
einer  andern  Stadt  Europa's.  W^arum  sollen  Schicksalsgenossen,  die 
Jahrhunderte  lang  treu  zusammengehalten,  sich  um  blosser  finanzieller 
Differenzen  willen  zuletzt  nicht  mehr  miteinander  vertragen?  Sobald 
sie  sich  aber  vertragen,  ist  jede  Gefahr  für  den  Bestand  der  Monar- 
chie beseitigt. 

YerhängnissvoUer  scheinen  in  der  neuern  Zeit  die  stammesver- 
wandtschaftlichen Neigungen  der  slavischen  Völkerschaften  zu  werden, 
obgleich  denselben  eigentlich  eine  geringere  Berechtigung  innewohnt, 
denn  die  Slaven  der  Monarchie  haben  niemals,  wie  die  Deutschen,  mit 
ihren  ausländischen  Stammesgenossen  einem  und  demselben  staatlichen 
Verbände  angehört.  An  und  für  sich  besteht  zwischen  den  einzeben 
slavischen  Volksstämmen  keine  grössere  Verwandtschaft  der  Sprache, 
der  Tradition,  der  Sitten  und  Gewohnheiten,  wie  unter  den  germani- 
schen und  zwischen  den  romanischen  Stämmen,  ja  noch  eine  viel  gd- 
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riiigere.  Denn  die  romanischen  Stämme  waren  einst  im  Römerreich 
und  die  germanischen  mit  Ausnahme  der  Skandinavier  und  der  Angel* 
Sachsen  im  Frankenreich  in  einem  Staatsganzen  vereinigt  —  die  Slaven 
aber  niemals.  So  wenig  jetzt  ein  vernünftiger  Mensch  an  ein  germa- 
nisches Gesammtreich  denkt,  welches  ausser  dem  Deutschen  Reich  und 
den  deutschen  Provinzen  Oesterreichs ,  einen  Theil  der  russischen  Ost- 
seeprovinzen, Belgiens  und  der  Schweiz,  die  Niederlande,  die  skandi- 
navischen Königreiche,  England,  Schottland,  die  Vereinigten  Staaten 
und  sogar  Australien  in  sich  vereinigen  müsste,  —  ebenso  wenig  hat 
ein  Universalreich  der  Slaven  eine  Berechtigung.  Der  panslavistische 
Gedanke  ist  daher  eine  Chimäre.  Einige  Schwärmer  ausgenommen 
dient  er  eigentlich  nur  zum  Deckmantel  egoistischer  Absichten.  Am 
wenigsten  hat  Russland  eine  Ursache  dieser  Propaganda  eine  Freistätte 
zu  gewähren,  weil  kein  Staat  sich  an  slavischen  Genossen  so  versün- 
digt hat.  Davon  gibt  das  nunmehr  hundertjährige  Ijoiden  des  Polen- 
volkes einen  Beweis.  Während  die  Polen  in  Posen  und  Galizien  sich 
leidlichen  Wohlseins  erfreuen  und  den  übrigen  deutschen  und  öster- 
reichischen Staatsbürgern  gleichgestellt  sind,  seufzen  die  Polen  in  Russ- 
land unter  einem  Druck  wie  kein  anderes  Volk.  Ich  bin  weit  entfernt 
mit  diesem  Hinweis  die  ausserordentlichen  Verdienste  schmälern  zu 
wollen,  welche  sich  Kaiser  Alexander  durch  die  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft, durch  die  Reorganisation  des  Gerichtswesens  und  durch 
viele  andere  Reformen  sowohl  um  Russland  als  um  die  Civilisation 
überhaupt  erworben  hat!  Er  hat  mit  Zuständen  zu  rechnen,  welche 
nicht  er  geschaffen,  sondern  von  seinen  Vorfahren  überkommen  hatl 
Allein  seine  Verdienste  in  Ehren  —  so  kann  doch  nicht  geleugnet  wer- 
den, dass  viele  dieser  Reformen  bis  jetzt  noch  auf  dem  Papier  stehen 
und  dass  die  wirklichen  Wohlthaten  derselben  vielleicht  erst  nach  einem 
Menscheualter  fühlbar  werden.  So  viel  steht  fest,  dass  trotz  aller  hu- 
manen Bestrebungen  in  den  letzten  Dezennien  das  russische  Volk  heute 
immer  noch  das  unfreieste  Europa*s  und  im  statistischen  Durchschnitt 
dasjenige  ist,  dessen  Angehörige  am  wenigsten  Einkommen,  am  wenig- 
sten Unterricht  und  am  wenigsten  Lebensfreuden  geniessen  unter  allen 
Nationen  unseres  Welttheils.  Da  somit  weder  die  Stammesverwandt- 
schaft noch  der  Trieb  nach  einer  Verbesserung  der  Zustände  eine  Ur- 
sache für  die  panslavistische  Idee  abgeben  können  und  da  das  Schicksal 
Polens  ein  so  abschreckendes  Beispiel  darbietet,  so  grenzen  eigent- 
lich die  russischen  Sympathien,  welche  unter  der  Maske  des  Pansla- 
vismus  sich  unter  den  Czechen  sowie  unter  den  Südslaven  bei  ver- 
schiedenen Gelegenheiten  kundgegeben  haben,  an  das  Unbegreifliche. 
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Wenn  man  nicht  an  die  baare  Unvernunft  glauben  will,  so  kann  man 
sich  nur  denken,  dass  solche  Velleitäten  von  den  Parteiführern  nur 
als  Drohmittel  gebraucht  werden,  um  sich  einestheils  wichtig  zu  ma- 
chen und  um  andemtheils  ihren  Stammesangehörigen  einen  grossem 
Einfluss  und  gewisse  Vortheile  zu  sichern.  In  dieser  Beziehung  ist 
kein  Volksstamm  ärger  missbraucht  und  in  seinen  wahren  Interessen 
übler  geschädigt  worden  als  die  Czechen.  Seit  Jahrhunderten  hatten 
sie  eifrigen  Antheil  an  der  deutschen  Kulturbewegung  genommen,  als 
der  geachtete  Theil  eines  grossen  Reiches,  und  auf  einmal  machen  um 
die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  ihre  Führer  den  Versuch  den  Karren 
der  Weltgeschichte  umzudrehen,  die  Czechen  auf  das  Sprachgebiet  der 
wenigen  Millionen  beschränken  zu  wollen  und  ihren  Greistern  so  zu  sa- 
gen die  Flügel  zu  stutzen.  Dies  ist  ein  selbstmörderisches  Beginnen. 
Soweit  es  von  Erfolg  war,  hat  es  nur  dazu  gedient,  den  czechischen 
Stamm,  welcher  ein  sehr  arbeitsamer,  sparsamer  ist  und  überhaupt 
viele  vortreffliche  wirthschaftliche  Eigenschaften  besitzt,  in  der  Kultur 
zurückzuschrauben  und  sein  geistiges  und  materielles  Vermögen  zu 
schmälern.  Den  allerschlechtesten  Dienst  haben  die  czechischen  Dema- 
gogen ihrem  Stamme  dadurch  erwiesen ,  dass  sie  von  der  Theilnahme 
am  Reichsrath  abwehren.  Wer  den  Kampfplatz  meidet,  der  geräth 
nach  und  nach  in  Verschollenheit  und  verliert-  allen  politischen  Ein- 
fluss. Dies  haben  einst  die  Demokraten  in  Preussen  in  einer  zehnjäh- 
rigen Wahlenthaltung  erfahren.  Jetzt  stehen  die  Sachen  so,  dass  es 
den  Deutschen  ganz  recht  ist,  wenn  die  Czechen  aus  dem  Reichsrath 
wegbleiben.  Die  Geschichte  nimmt  ihren  Gang  so  wie  so,  aber  mit 
weniger  Zänkerei.  Zur  Erklärung  dieser  ganzen  Erscheinung  muss 
erwähnt  werden,  dass  die  slavischen  Velleitäten,  an  welche  in  verflos- 
senen Jahrhunderten  kein  Mensch  dachte,  eigentlich  von  oben  gross 
gezogen  worden  sind.  Als  allgemeiner  Sauerteig  wirkte  das  von  der 
liberalen  Partei  in  Italien  und  Deutschland  gehegte  und  von  Napo- 
leon III.  seit  1850  auf  den  Schild  gehobene  Nationalitätsprinzip.  Zu- 
erst war  unter  dem  Mettemich'schen  Regiment  aus  abergläubischer 
Furcht  vor  der  Volksrepräsentation  die  Eifersucht  der  verschiedenen 
Nationalitäten  geschürt  worden,  um  sie  untereinander  im  Zaume  zu 
halten  und  ihnen  insgesammt  die  Freiheit  vorzuenthalten.  Sodann 
kam  der  Centralisationsversuch ,  welcher,  wenn  er  geglückt,  eigentlich 
die  Unterjochung  der  Slaven ,  Magyaren  und  Romanen  durch  die  Deut- 
schen gewesen  wäre.  Während  dieser  15jährigen  Epoche  sammelte 
sich  natürlich  unter  jenen  Volksstämmen,  welche,  obwohl  mit  Unrecht, 
die  Regierung  mit  den  Deutschen  identifizirten ,  einen  Groll  im  Her- 
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zen,  den  man  früher  nicht  gekannt  hatte,  und  welcher  natürlich  nicht 
so  schnell  wieder  verwunden  ist.  Nach  dem  Scheitern  des  Centrali- 
sationsversuches  kam  eine  kurze  Periode  des  Schwankens  und  des 
schwächlichen  Nachgebens  und  Yerhätschelns  dieser  ungesunden  Stam- 
mesgelüste, welche  dahin  führten,  dass  von  kleinen,  in  der  Kultur 
zurückgebliebenen  Nationalitäten,  Vorrechte  vor  dem  grossen  Stamm- 
volke verlangt  wurden,  während  doch  nur  die  Gleichheit  der  Rechte 
vor  dem  Gesetz  einen  dauernden  Zustand  und  die  Sicherheit  des  Rei- 
ches begründen  kann.  Erst  nachdem  die  aus  der  Zeit  des  patriarcha- 
lischen Regiments  stammende  Abneigiuig  gegen  die  Wahl  des  Reichs- 
tags aus  dem  Volk  statt  aus  den  Landtagen  überwunden  war,  ist  ein 
verhältnissmässig  befriedigender  konstitutioneller  Zustand  eingekehrt 
Es  kommt  alles  darauf  an,  dass  es  gelingt  ein  dauerndes  Einverneh- 
men zwischen  den  Deutschen  und  den  Magyaren  herzustellen.  Dann 
sind  die  slavischen  Träume  nicht  mehr  zu  fürchten,  selbst  wenn 
es  im  einstigen  grossen  Entscheidungskampfe  um  das  Schicksal  des 
Orients  noch  zum  Krieg  mit  Russland  kommen  sollte.  Wir  wissen 
nicht,  was  an  der  russischen  Propaganda  ist,  welche  seit  dem  Krim- 
krieg aus  Rache  für  den  damaligen  Abfall  Oesterreichs  vom  einsti- 
gen Genossen  der  heiligen  Allianz  im  Verborgenen  unter  den  Slaven 
Oesterreichs  getrieben  worden  sein  soll.  Wir  unsererseits  glauben 
nicht  daran.  Aber  Eines  scheint  uns  sicher  zu  sein,  dass  Russland 
im  Kriegsfalle  in  dieser  Beziehung  keinen  Vortheil  vor  Oesterreich- 
Ungarn  voraus  hätte.  Wollte  es  auf  den  Verrath  der  Slaven  bauen, 
so  würde  es  sich  nach  meiner  festen  Ueberzeugung  einer  falschen  Spe- 
kulation hingeben,  denn  ausser  etwa  ein  paar  hundert  faulen  Dema- 
gogen hängen  die  slavischen  Stämme  ebenso  treu  an  ihrem  Kaiserhause 
wie  ihre  Regimenter  an  der  alten  Fahnenehre.  Russland  aber  hat, 
wenn  man  Altpolen  dazu  rechnet,  ebenso  viele  Polen  jenseits  der  öster- 
reichischen Grenze,  die  den  Untergang  ihres  Volkes  noch  nicht  ver- 
schmerzt haben  und  welche  noch  heute  nach  Rache  gegen  die  Russen 
dürsten  und  gewiss  dem  russischen  Kaiserhause  nicht  so  anhänglich 
sind  wie  die  österreichisch -ungarischen  Völker  dem  ihrigen.  Unter 
solchen  Umständen  würde  also  Russland  im  Falle  eines  Krieges  sich 
wohl  zu  hüt-en  haben,  den  Teufel  an  die  Wand  zu  malen. 

In  dieser  Beziehung  ist  daher  auch  die  numerische  Bedeutung 
der  Slaven  in  der  Gesammtmonarchie  sowie  in  den  beiden  Reichs- 
hälften für  sich  sehr  häufig  überschätzt  worden.  Es  wird  noch  heute 
nicht  selten  die  leichtfertige  Behauptung  aufgestellt,  dass  Oesterreich- 
Ungam    eigentlich    ein  Slavenreich  sei.     Dies  ist   schon  numerisch 
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falsch,  denn  wie  wir  gesehen  haben  bilden  die  Slaven  nur  45V»  ^/o 
der  Gesammtbevölkerung.  In  Oesterreich  allein  machen  sie  allerdings 
^^Vs  ^/o  d^^  Volkszahl  aus,  allein  im  Hinblick  auf  einen  etwaigen 
zukünftigen  Konflikt  mit  Bussland,  wo  es  mehr  auf  die  Gesinnung 
als  auf  das  Blut  ankommt  reduzirt  sich  diese  Zahl  von  11,256,000 
Slaven  in  Oesterreich  sofort  um  2,750,000  Polen.  Ausserdem  wären 
nächst  ihren  3  Mill.  Buthenen  zu  rechnen,  welche  sich  durch  ihre 
treue  Anhänglichkeit  an  das  Kaiserhaus  auszeichnen.  Bein  nume- 
risch genommen  steht  in  der  Gesammtmonarchie,  in  dieser  Beziehung, 
wenn  man  mit  vollem  Becht  die  Polen  abrechnet,  13,670,000  Slaven 
folgende  Stämmegruppe  gegenüber: 

9,156,000  Deutsche, 

5,553,000  Magyaren, 

3,492,000  Bomanen, 

2,750,000  Polen, 

1,570,000  Juden  und  andere  kleinere  Stämme, 
22,521,000. 
Würde  man  selbst  die  600,000  Westromanen  zu  den  Slaven  schla- 
gen, so  würden  sich  immernoch  die  beiden  Gruppen  wie  14*27:  21*92 
verhalten.  Schlägt  man  sämmtliche  Bomanen  zu  den  Slaven,  so  stellt 
sich  auch  erst  das  Yerhältniss  der  beiden  Gruppen  wie  17*16:  19*03. 
Die  numerische  Bedeutung  der  slavischen  Stämme  Oesterreich- 
Ungarns  tritt  aber  noch  weit  mehr  in  den  Hintergrund,  wenn  man 
die  geistige  und  wirthschaftliche  Qualität  der  Bevölkerung  mit  ein- 
ander abmisst.  In  wissenschaftlicher  und  technischer  Ausbildung,  im 
Kapitalreichthum  und  in  Folge  dessen  in  der  Erwerbsfähigkeit  und 
der  Gütererzeugung  nehmen  die  Deutschen  in  der  Monarchie  einen 
so  hervorragenden  Bang  ein,  dass  gegen  sie  allein  die  Slaven  trotz 
ihrer  numerischen  Ueberlegenheit  an  politischer  und  staatswirthschaft- 
licher  Kraft  weit  zurückstehen.  Dies  lässt  sich  ganz  deutlich  bewei- 
sen durch  einen  Vergleich  der  Steuerkraft  der  verschiedenen  Kron- 
länder. Um  in  dieser  Beziehung  jeden  Schein  einer  Parteilichkeit 
zu  vermeiden  betrachten  wir  nur  Oesterreich,  wo  die  Slaven  im  All- 
gemeinen die  numerische  Msyorität  bilden. 

Der  Flächeninhalt  und  die  Bevölkerung  der  14  Kronländer  Oester- 
reichs  sind  nach  der  letzten  Volkszählung  vom  31.  Dezember  1869 
folgende: 
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Flächeninhalt 

BsTÖIkemog 

in  QHeilen 

(inkl.  MUitir) 

Galizien 

1,425,58 

Galizien     .    .    .    . 

5,444,689 

Böhmen 

943,57 

Böhmen     .    .    .    . 

5,140,544 

Tirol  u.  Vorarlberg  . 

532,61 

Mähren      .    .    .    . 

2,017,274 

Steiermark  .    .    .    . 

407,79 

Nieder-Oesterreich . 

1,990,708 

Mähren   .... 

403,71 

Steiermark     .    .    . 

1,137,990 

Nieder-Oesterreich    . 

360,03 

Tirol  u.  Vorarlberg 

885,789 

Dalmatien    .    .    . 

232,33 

Ober-Oesterreich 

736,557 

Ober-Oesterreich  . 

.      217,87 

Küstenland    .    .    . 

600,525 

Bukowina    .    .    . 

.       189,80 

Bukowina  .    . 

513,404 

Kärnten  .    •    .    . 

.       188,39 

Schlesien  .    .    . 

513,352 

Krain 

181,40 

Krain    .... 

466,334 

Küstenland .    .    . 

.       145,08 

Dalmatien .    .    . 

456,961 

Salzburg      .    •    . 

.       130,14 

Kärnten     .    .    . 

337,694 

Schlesien     .    .    . 

93,48 

Salzburg    .    .    . 

.       153,159 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  die  Kronländer  Nieder-  und  Ober- 
Oesterreich,  Steiermark,  Kärnten,  Tirol  und  Schlesien  über  50  ^/o  an 
deutscher  Bevölkerung  enthalten,  während  Böhmen  noch  38*2  ^/o  und 
Mähren  26  ^(^  Deutsche  umfasst.  In  den  übrigen  Kronländern  ist  die 
slavische  beziehungsweise  romanische  Bevölkerung  weit  überwiegend, 
AVir  müssen  hier  noch  nachtragen,  dass  die  westromanische  Bevölke- 
rung auch  ein  gutes  Theil  wirthschaftlicher  Kraft  beherbergt,  woraus 
sich,  wie  wir  sofort  sehen  werden,  der  höhere  Rang  des  Küstenlan- 
des erklärt 

In  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  nehmen  die  Kronländer  fol- 
gende Rangstufe  unter  einander  ein: 


Einwohner 
auf  1  Q  Heile 

Steiermark 2,791 

Bukowina 2,705 

Krain 2,571 

Dalmatien 2,001 

Kärnten 1,792 

Tirol  u.  Vorarlberg  .    .  1,663 

Salzburg 1,177 

Der  tiefe  Rang,  welchen  in  dieser  Beziehung  einige  deutsche  Kron- 
länder einnehmen,  hat  den  natürlichen  Grund  darin,  dass  sie  im  Hoch- 
gebirge liegen,  wo  nur  ein  kleiner  Theil  des  Areal's  kultivirbar  ist. 


Einwohner 
auf  1  Q  Meile 

Nieder-Oesterreich    .    .  5,529 

Schlesien 5,491 

Böhmen 5,448 

Mähren 4,997 

Küstenland 4,139 

Galizien 3,819 

Ober-Oesterreich  .    .    .  3,381 
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Um  sich  einen  BegriflF  von  der  Vertheilung  der  landwirthschaft- 
lichen  und  der  städtischen  Produktion  zu  machen,  wird  es  dienlich 
sein  einen  Blick  auf  das  Verhältniss  zu  werfen ,  in  welchem  die  Be- 
völkerung der  verschiedenen  Kronländer  im  Jahr  1857,  d.h.  zur  Zeit 
der  letzten  Aufzeichnung  dieser  Art  nach  Städten,  Marktflecken  und 
Dörfern  sich  vertheilte: 

Es  kamen  im  Jahre  1857 


1  Stadt 

1  Markt 

1  Dorf 

auf  Qnadratmeilen 

Salzburg  .    .    . 

41-50 

Bukowina 

.    .  22-70 

Bukowina  .    . 

.  0-39 

Bukowina     .    . 

25-94 

Tirol  u.  Vorarlb.  15-44 

Dalmatien  .    . 

.  0-27 

Tirol  u.  Vorarlb. 

23-16 

Schlesien  . 

.    .    9-94 

Tirol  u.  Vorarlb. 

0-21 

Steiermark    .    . 

19-50 

Krain  .    . 

.    .    7-54 

Salzburg    .    . 

.  0-17 

Kärnten   .    .    . 

18-02 

Kärnten    . 

.    .    6-43 

Küstenland 

0-14 

Galizien    .    .    . 

16-43 

Küstenland 

.    .    6-31 

Schlesien    .    . 

.  013 

Ob.-Oesterreich 

13-89 

Galizien   . 

.    .    5-93 

Mähren  .    .    . 

.  0-12 

Dalmatien     .    . 

13-08 

Salzburg  . 

.    .    5-93 

Galizien     .    . 

.  0.12 

Krain  .    .    .    . 

12-39 

Böhmen   . 

.    .    3-99 

Steiermark     .  - 

.  0-10 

Nied.-Oesterr.    . 

9-55 

Steiermark 

.    .    3-98 

Nied.-Oesterreich 

0-08 

Küstenland  .    . 

4-95 

Dalmatien 

.    .    3-70 

Böhmen     .    . 

.  0-07 

Mähren     .    .    . 

4-49 

Ob.-Oesterrei 

ch     2-31 

Kärnten     .    . 

006 

Schlesien .    .    . 

3-58 

Mähren    .    , 

.    2-03 

Krain     .    .    .    . 

0-05 

Böhmen    .    .    . 

2-43 

Nied.-Oe8ten 

.    .    1-48 

Ob.-Oesterreich 

.0-03 

In  den  Kronländem  wurden   an  landesfürstlichen   oder  Staats- 
steuem  im  Jahr  1874  erhoben: 


MiUionen 
Gulden 

Nied.-Oesterreich   .    .    .  91*5 

Böhmen 10*5 

Galizien 375 

Mähren 293 

Ober-Oesterreich    .    .    .  19*6 

Steiermark 17*9 

Küstenland 13-7 


MOlionen 
Golden 

Tirol  u,  Vorarlberg    .    .  102 

Schlesien 7'6 

Salzburg 4*7 

Krain 4*5 

Kärnten 3*9 

Bukowina 3*3 

Dalmatien 2*4 


Dieselben  vertheilen  sich  per  Kopf  der  Bevölkerung  in  folgender 
Stufenreihe: 


24 


Max  Wirth, 


per  Kopf  der 

Bevölkerung 

Golden 

Nied.-Oesterreich .    .    .  52*74 

Salzburg 30-68 

Ober-Oesterreich  .    .    .  26-61 

Küstenland 22*81 

Böhmen 17*79 

Steiermark 15*72 

Schlesien 14*80 


per  Kopf  der 

BeTÖlkening 

Golden 

Mähren 14*52 

Kärnten 11*55 

Tirol  u.  Vorarlberg  .    .  11*51 

Krain      9*64 

Galizien 6*88 

Bukowina 6*42 

Dalmatien 5*25 


Das  ausserordentliche  Uebergewicht  von  Nieder-Oesterreich  kommt 
von  der  Reichshauptstadt  Wien  her,  die  gegenwärtig  allein  eine  BlU- 
lion  Einwohner  zählt  d.  h,  114000  mehr  als  ganz  Nieder-Oesterreich 
zur  Zeit  der  Volkszählung  von  1869  und  welches  überhaupt  ungefähr 
den  vierten  Theil  der  sämmtlichen  Staatssteuem  Cisleithanien|s  auf- 
bringt. Nach  dem  Anschlag  des  Budgets  von  1876  vertheilen  sich 
die  landesfQrstlichen  Steuern  in  ziemlich  ähnlicher  Weise: 


per  Kopf  der 
Bevolkerong 

Nied.-Oesterreich .    .    .  44*50 

Salzburg 27*94 

Ober-Oesterreich  .    .    .  23*70 

Küstenland      ....  17*27 

Böhmen 15*37 

Steiermark 13*92 

Schlesien 12*90 


per  Kopf  der 
Bevölkerung 

Mähren 12*77 

Tirol  u.  Vorarlberg  .    .  10*20 

Kärnten 10*19 

Krain 8*47 

Bukowina 6*13 

Galizien 5*94 

Dalmatien 4*69 


Davon  bilden  die  direkten  Steuern  folgenden  Bruchtheil: 


per  Kopf  der 
Bevolkerong 
bei  der  direkten  Besteoemng 


per  Kopf  der 
Bevölkerung 


Nied.-Oesterreich      .    .  12*04 

Ober-Oesterreich  ,    .    .  5*28 

Salzburg 4*93 

Böhmen 4*62 

Mähren 4*47 

Steiermark 3*77 

Küstenland 3*70 


Kärnten 3*60 

Schlesien 3*53 

Krain 3*07 

Tirol  u.  Vorarlberg    .    .  1*71 

Bukowina 1*62 

Galizien 1*60 

Dalmatien 1*28 
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Die  Selbstkosten  der  Verwaltung  der  Eronländer  vertheilten  sich 


1874  der  Reihe  nach  wie  folgt: 

Hillionen 
Golden 

Nieder-Oesterreich     .    .  30-5 

Galizien 24-5 

Böhmen 231 

Mähren 10-5 

Steiermark 8*8 

Tirol  u.  Vorarlberg    .    .  7*9 

Ober-Oesterreich    ...  6*6 


Hillionen 
Golden 

Kostenländer 6*0 

Krain 3*8 

Dalmatien 3*8 

Schlesien 2*7 

Bukowina 2*6 

Salzburg 2-3 

Kärnten 2*2 


Nach  dem  Maassstab  der  Bevölkerungszahl  würden  die  einzelnen 
Krooländer  an  den  Gesammtstaatskosten  folgenden  Beitrag  zu  leisten 
haben: 


Böhmen 51-3 

Galizien 51'1 

Mähren 19*9 

Nieder-Oesterreich     .    .  19*5 

Steiermark 11*3 

Tirol  u.  Vorarlberg    .    .  87 

Ober-Oesterreich    ...  7*3 


Kflstenländer 5*8 

Schlesien 5*1 

Bukowina 5*0 

Krain 4*6 

Dalmatien 4*4 

Kärnten .  3*3 

Salzburg 1*5 


In  Wirklichkeit  bringen  dieselben  aber  folgende  Leistung  auf: 


Nieder-Oesterreich     .    .  74*5 

Böhmen 68*4 

Mähren 18*8 

Ober-Oesterreich    .    .    .  13*0 

Galizien 13*0 

Steiermark 9*1 

Küstenland 7*7 


Schlesien 4*9 

Salzburg 2*4 

Tirol  u.  Vorariberg  ...  2*3 

Kärnten 1*7 

Krain 0*7 

Bukowina 0*7 

Dalmatien —  1*4 


Das  Verhältniss  der  wirklichen  Leistung  an  Gesammtstaatskosten 
zu  derjenigen,  welche  nach  der  Bevölkerungszahl  auf  die  einzelnen 
Kronländer  zu  repartiren  wäre,  ist  folgendes:  Es  zahlen  mehr  und 
weniger  als  dieses  Maass: 


Nieder-Oesterreich  .    .  +  55 
Böhmen +  17*1 


Ober-Oesterreich     .    .  +   5*7 
Salzburg +   0*9 
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Schlesien    . 
Mähren  .    . 
Kärnten      . 
Küstenländer 
Steiermark 


0-2       Krain —   3-9 

M       Bukowina —    4-3 

1-6       Dalmatien —   5-8 

1-9  Tirol  u.  Vorarlberg  .    .  —    6*4 

2-2       Galizien —  381 


Aus  der  vorstehenden  Tabelle  geht  hervor,  dass  10  Kronländer 
zu  den  Gesammtstaatskosten  nicht  so  viel  beitragen,  als  nach  der 
Bevölkerungszahl  auf  sie  zu  repartiren  wäre.  In  der  vorletzten  Tafel 
sieht  man,  dass  13  Kronländer,  wenn  auch  nicht  nach  Proportion  der 
Bevölkerungszahl,  so  doch  wenigstens  etwas  zu  den  Gesammtstaats- 
kosten beitragen.  Hingegen  giebt  es  ein  Kronland,  nämlich  Dalma- 
tien ,  welches  nicht  bloss  keinen  Beitrag  zu  den  Gesammtstaatskosten 
abwirft,  sondern  sogar  noch  eines  Zuschusses  zu  den  eigenen  Verwal- 
tungskosten bedarf,  welcher  im  Jahr  1874  1,400,000  Gulden  betrug, 
und  in  den  letzten  Delegationen  sogar  auf  2  Millionen  veranschlagt 
wurde.  Dieser  Zuschuss  muss  natürlich  aus  den  Ueberschüssen  der 
steuerkräftigsten  Kronländer  bestritten  werden.  Nur  4  Kronländer 
sind  es,  welche  Ueberschüsse  über  das  Maass  abwerfen,  welches  nach 
der  Bevölkerungszahl  an  Beiträgen  zu  den  Gesammtstaatskosten  auf 
sie  käme.  Es  sind  Niederösterreich,  Böhmen,  Oberösterreich  und 
Salzburg.  Im  Wesentlichen  kommen  jedoch  nur  die  drei  Ersteren  in 
Betracht,  an  deren  Spitze  Niederösterreich  mit  einem  üeberschuss  von 
55  Millionen  steht.  Die  Hauptsache  davon  leistet  natürlich  Wien,  von 
welchem  man  demnach  sagen  kann,  dass  es  seinen  politischen  Ein- 
fluss  redlich  bezahlt,  üebrigens  hat  der  Vergleich  der  verschiedenen 
Steuerleistungen  der  Kronländer  in  der  That  nicht  bloss  ein  finan- 
zielles Interesse,  sondern  er  ist  auch  in  politischer  Beziehung  von 
schwerer  Bedeutung,  indem  er  klare  Fingerzeige  über  den  Weg  giebt, 
welchen  die  Monarchie  insbesondere  in  Beziehung  auf  die  orientalische 
Frage  ihren  wahren  Interessen  gemäss  einzuhalten  hat.  Es  ist  näm- 
lich von  verschiedenen  Seiten  die  Idee  einer  Vergrösserung  durch  die 
Einverleibung  Bosnien's  und  der  Herzegowina  in  die  Oeffentlichkeit 
geworfen  worden  und  wie  der  Leiter  der  englischen  Begierung  enthüllt 
hat,  war  diese  Idee  auch  in  offiziellen  Kreisen  so  weit  gediehen,  dass 
im  Rath  der  europäischen  Mächte  die  Besetzung  Bulgariens  durch 
Russland  und  die  von  Bosnien  und  der  Herzegowina  durch  Oester- 
reich-Ungam  vorgeschlagen  worden  war.  Ein  solcher  Plan  verstösst 
nämlich  gegen  die  politischen  Interessen  Ungarns  und  gegen  die  finan- 
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ziellcn  Rücksichten  Oesterreichs  und  kann  der  Gesammtmonarchie  nicht 
ein  Titelchen  an  Machtzuwachs  verleihen.  In  Ungarn  haben  nämlich 
noch  die  Magyaren  das  absolute  Uebergewicht  über  die  Slaven  in  der 
Volkszahl.  Würde  Bosnien  und  die  Herzegowina  mit  ihren  ungefähr 
1|  Millionen  Einwohnern  zum  ungarischen  Königreich  geschlagen,  wie 
es  nicht  anders  zu  erwarten  wäre,  weil  ihre  Bewohner  sich  zu  ihren 
Stammverwandten  in  Kroatien  angezogen  fühlen  würden,  so  wären  die 
Magyaren  auf  einmal  gegenüber  den  Slaven  in  der  Minorität  und  der 
gegenwärtige  Charakter  Ungarns  wäre  in  Gefahr,  wesentlich  beeinträch- 
tigt zu  werden.  Würden  die  annektirten  Länder  aber  nicht  mit  Un- 
garn ,  sondern  mit  Dalmatien  vereinigt,  so  wäre  die  Gefahr  vorhanden, 
dass  der  schon  gegenwärtig  gehegte  Traum  eines  kroatisch-slavonisch- 
serbischen  Königreichs  leibliche  Gestalt  zu  erlangen  suchte  und  dass 
von  den  Südslaven  der  Plan  angestrebt  werden  würde,  den  gegenwär- 
tigen Dualismus  in  ein  dreieiniges  Reich  zu  verwandeln,  was  gleich- 
bedeutend mit  dem  Untergang  des  politischen  Einflusses  der  Ungarn 
wäre.  Die  Deutsch-Oesterreicher  aber,  die  Rcichshauptstadt  Wien  an 
ihrer  Spitze,  widerstreben  den  Annexionsgelüsten,  weil  an  dem  Bei- 
spiel Dalmatiens  mit  Bestimmtheit  vorausgesehen  werden  kann,  dass 
Bosnien  noch  für  Generationen  hinaus  nicht  allein  nichts  zu  den  Ge- 
sammtstaatskosten  beitragen,  sondern  auch  noch  einen  erheblichen 
Zuschuss  erfordern  würde.  Es  müssten  Strassen,  Eisenbahnen,  Schu- 
len ,  Verwaltungsgebäude  errichtet  werden  und  da  jene  Länder  ganz- 
lig  ausgesogen  sind,  so  müssten  die  Kosten  dafür  von  den,  Ueber- 
schüsse  liefernden  Kronländem,  d.  h.  mit  dürren  Worten,  von  der 
Stadt  Wien  bezahlt  werden.  Der  Umstand,  dass  man  etwa  das  k.  k. 
Heer  durch  eine  Anzahl  von  Rekruten  jährlich  vermehren  könnte,  hat 
gar  keinen  Werth,  denn  Oesterreich-Ungam  besitzt  bereits  viel  mehr 
wehrfähige  Mannschaft,  als  seine  Finanzen  im  Stande  sind,  unter  der 
Fahne  zu  erhalten. 

Das  Gewicht  dieser  Betrachtungen  wird  noch  vermehrt,  wenn  man 
einen  Vergleich  der  politischen  Rechte  der  verschiedenen  Kronländer 
hinzuzieht.  Obwohl  nämlich  das  Repräsentationsrecht  im  österreichi- 
schen Rcichsrath  nach  dem  Prinzip  der  Interessenvertretung  organi- 
sirt  ist,  so  ist  das  Wahlrecht  doch  noch  nicht  in  der  Weise  vertheilt, 
dass  dasselbe  im  Verhältniss  zur  Steuerleistung  stände.  Wir  wissen 
recht  wohl,  dass  wir  hier  eine  politische  Kontroverse  berühren.  Das 
im  Deutschen  Reich  geltende  allgemeine  Wahlrecht  würde  noch  ein 
viel  grösseres  Missverhältniss  zur  Folge  haben.    Da  man  nun  aber 
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einmal  fQr  das  Prinzip  der  Interessenvertretung  sich  entscheiden  zu 
müssen  geglaubt  hat,  so  mag  es  gestattet  sein,  darauf  aufmerksam 
zu  machen,  dass  die  gegenwärtige  Repartition  der  Abgeordneten  des 
Reichsraths  keineswegs  dem  Ideal  einer  Interessenvertretung  sich  nä- 
hert; denn  diejenigen  Kronländer,  welche  weniger  zu  den  Gesammt- 
staatskosten  beitragen,  als  nach  der  Yolkszahl  auf  sie  träfe,  sind  in 
überwiegender  Majorität  und  können  somit  durch  Bewilligung  von 
Steuern  und  Anleihen  über  den  Säckel  der  mehrzahlenden  Minorität 
verfügen. 

Das  österreichische  Wahlgesetz  vom  2.  April  1873  hat  nämlich 
folgende  wesentliche  Bestimmungen: 

A.  Die  für  jedes  Land  festgesetzte  Zahl  der  Mitglieder  wird  un- 
ter die  in  den  Landesordnungen  enthaltenen  Wählerklassen 

a)  des  grossen  (landtäfligen,  lehentäfligen)  Grundbesitzes,  der  Höchst- 
besteuerten in  Dalmatien,  des  adeligen  grossen  Grundbesitzes 
sammt  den  in  §.  3  I  der  Landesordnung  bezeichneten  Personen  in 
Tirol, 

b)  der  Städte  (Städte  —  Märkte  —  Industrialorte  —  Orte), 

c)  der  Handels-  und  Gewerbekammem  und 

d)  der  Landgemeinden 
vertheilt 

Die  Zahl  der  durch  diese  4  Wählerklassen  zu  wählenden  Abge- 
ordneten ist  für  jedes  Kronland  besonders  festgesetzt  und  zwar  in  der 
Art,  dass  je  nach  der  Beschaffenheit  der  Haupterwerbsarten  derjenigen 
Klasse  eine  überwiegende  Zahl  zugetheilt  ist,  welche  in  diesem  oder 
jenem  Kronland  überwiegt.  So  sind  z.  B.  in  Böhmen  der  zweiten 
Klasse  32  Abgeordnete  zugetheilt,  der  vierten  30,  der  ersten  23  und 
der  dritten  7,  während  in  Galizien  auf  die  vierte  27,  auf  die  erste  20, 
die  zweite  13  und  die  dritte  3  fallen.  In  Niederösterreich  sind  der 
ersten  Klasse  8,  der  zweiten  17,  der  dritten  2  und  der  vierten  10  Mit- 
glieder zugetheilt. 

Die  von  der  vierten  Blasse  der  Landgemeinden  zu  wählenden 
Abgeordneten  werden  indirekt  durch  Wahlmänner  erwählt,  die  von 
den  Urwählern  ernannt  werden.  In  den  drei  ersten  Klassen  aber  wäh- 
len die  Wahlberechtigten  direkt  Wahlberechtigt  ist  jeder  österrei- 
chische Staatsbürger,  der  das  24.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  unter 
den  oben  erwähnten  Voraussetzungen.  Wählbar  ist  jeder,  der  das  30. 
Lebensjahr  zurückgelegt  hat  und  das  österreichische  Staatsbürgerrecht 
seit  mindestens  3  Jahren  besitzt  Die  Abgeordneten  werden  auf  die 
Dauer  von  6  Jahren  gewählt 
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In  das  Haus  der  Abgeordneten  kommen  durch  Wahl  353  Mitglie- 
der und  zwar  in  der  für  die  einzelnen  Königreiche  und  Länder  auf 
folgende  Art  festgesetzten  Zahl: 

für  das  Königreich  Böhmen .  92 

„      „           „         Dalmatien 9 

„  „           „         Galizien  und  Lodomarien  mit  dem  Gross- 

herzogthume  Krakau 63 

„  „    Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der  Enns    ....  37 

„      „              „             Oesterreich  ob  der  Enns 17 

„      „    Herzogthum  Salzburg 5 

V      rj            n          Steiermark 23 

„      „            n           Kärnten 9 

«      ,1            „           Krain 10 

„      „            ^           Bukowina 9 

„    die  Markgrafschaft  Mähren 36 

„    das  Herzogthum  Ober-  und  Niederschlesien 10 

„    die  gefürstete  Grafschaft  Tirol 18 

„    das  Land  Vorarlberg 3 

„    die  Markgrafschaft  Istrien 4j 

„  die  gefürstete  Grafschaft  Görz  u.  Gradiska    4 1  Küstenland  12 

„  die  Stadt  Triest  mit  ihrem  Gebiete  ...    4; 

Nach  dieser  Wahlordnung  sind  die  einzelnen  Kronländer  in  der 
Zahl  ihrer  Abgeordneten  ganz  verschieden  bedacht.  Es  kommt  näm- 
lich die  folgende  Einwohnerzahl  auf  einen  Abgeordneten  in  den  einzel- 
nen Kronländem: 

Einwohner  Einwohner 

auf  1  Vertreter  auf  1  Vertreter 

Salzburg 30,631  Dalmatien 50,773 

Kärnten 37,581  Schlesien  .....  51,335 

Tirol  u.  Vorarlberg    .  42,180  Nieder-Oesterreich .    .  53,802 

Ober-Oesterreich     .    .  43,326  Böhmen 55,875 

Krain 46,633  Mähren 56,035 

Steiermark     ....  49,477  Bukowina 57,044 

Küstenland    ....  50,043  Galizien 86,423 

Um  zu  beurtheilen,  ob  diese  Repartition  dem  zu  Grunde  gelegten 
Prinzip  der  Interessenvertretung  entspricht,  wird  dieselbe  am  ange- 
messensten mit  der  Steuerkraft  zu  messen  sein.  Vergleichen  wir  nun 
die  einzelnen  Kronländer  in  dem  Verhältniss  ihrer  Leistung  zu  den 
Gesammtstaatskosten  und  dem  Maass  von  Beitragspflicht,  welches  nacb 
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der  Bevölkerungszahl  auf  sie  zu  repartiren  wäre,  wie  wir  es  oben  dar- 
gestellt, so  erhalten  wir  ein  Resultat,  welches  sich  am  besten  in  der 
nachfolgenden  Tabelle  tibersehen  lässt: 


Nieder-Oesterreich 
Böhmen.    .    .    . 
Ober-Oesterreich 
Salzburg     . 
Schlesien    . 
Mähren  .    . 
Kärnten 
Küstenland 
Steiermark 
Krain     .    . 
Bukowina  . 
Dalmatien  . 
Tirol   u.  Vorarlberg 
Galizien 


+  55 
+  17-1 
+    5-7 
+    0-9 

—  0-2 

—  11 

—  1-6 

—  1-9 

—  2-2 

—  3-9 

—  4-3 

—  5-8 

—  6-4 

—  38-1 


151  Abgeordnete 


206  Abgeordnete 


Darnach  haben  4  Kronländer,  welche  allein  üeberschüsse  Ober 
jenes  Steuermaass  liefern,  151  Abgeordnete  zu  wählen,  während  die 
10  anderen  Kronländer,  welche  unter  jenem  Maasse  zurückbleiben, 
206  Mitglieder  in  das  Abgeordnetenhaus  stellen.  Trotzdem  gewährt 
diese  Wahlordnung  immer  noch  einen  leidlichen  Zustand,  weil  wenig- 
stens diejenige  Hälfte  der  Kronländer,  welche  den  meisten  Steuerer- 
trag liefert,  doch  die  Majorität  der  Abgeordneten  besitzt.  Zählt  man 
nämlich  Schlesien,  Mähren  und  Kärnten  noch  zu  den  4  oben  genann- 
ten Kronländem,  so  besitzt  diese  Gruppe  206  Abgeordnete,  während 
die  andere  minder  steuernde  151  aufweist.  Dieses  Verhältniss  würde 
sich  aber  sofort  ändern,  wenn  Oesterreich  einen  neuen  Zuwachs  von 
schlecht  kultivirten  Provinzen  erhielte,  welche  ungefähr  die  finanzielle 
Qualität  Dalmatiens  hätten. 

Einen  noch  vielseitigeren  Blick  in  die  wirthschaftliche  Kraft  der  ver- 
schiedenen Kronländer  erhält  man ,  wenn  man  nach  der  letzten  Volks- 
zählung von  1869  einen  Vergleich  anstellt,  wie  die  verschiedenen  Er- 
werbs- und  Berufsarten  in  den  einzelnen  Kronländem  Oesterreichs  sich 
unter  einander  vertheilen.  In  der  Landwirthschaft  und  den  dazu  ge- 
hörigen landwirthschaftlichen  Gewerben  erhalten  wir  nämlich  folgendes 
Resultat:  Auf  1000  Einwohner  (beziehungsweise  auf  100,000  unter  Hin- 
zuzählung der  beigesetzten  Dezimalen)  gehören  nämlich  der  landwirth- 
schaftlichen Produktion  an,  mit  Ausschluss  der  Kinder  unter  14  Jahren  in 
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Landwirthschaft 

Oewarbe 

landwirthsehaft 

Oewerb« 

Bukowina   .     .    50849 

33-07 

Salzburg     .     .    36630 

101-16 

Steiermark .     .    501-94 

82-18 

Dalmatien  .    .    339-72 

22-78 

Krain     .     .     .    486-78 

63-38 

Mähren.     .     .    33559 

143-10 

Kcämten      .     .    478-88 

80-79 

Küstenland      .    292-45 

80-90 

Galizien      .     .    465-48 

33-15 

Schlesien    .     .    288-93 

152-62 

Ober-Oesterreich  412-83 

142-58 

Böhmen      .     .    288-74 

167-57 

Tirol  u.  Vorarlb.  396-55 

110-92 

Nied.-Oe8terreich  23047 

221-75 

Es  ist  interessant,  auf  dieser  Tabelle  zu  verfolgen,  wie  die  Steuer- 
kraft mit  wenigen  Ausnahmen  nahezu  im  umgekehrten  Verhältniss 
mit  der  Bedeutung  der  Landwirthschaft  steht.  Zieht  man  die  land- 
wirthschaftlichen  Gewerbe  mit  in  Betracht,  so  vermindern  sich  auch 
jene  Ausnahmen. 

Im  entgegengesetzten  Zahlen -Verhältniss  befindet  sich  die  Indu- 
strie, weil  natürlicherweise  die  gewerbliche  Bevölkerung  aus  der  land- 
wirthschaftlichen  sich  ergänzt.  Wir  sehen  daher  auf  der  nachfolgen- 
den Tabelle,  dass  die  Zahl  der  in  den  Gewerben  beschäftigten  Ein- 
wohner ganz  in  demselben  Verhältniss  mit  der  Steuerkraft  der  Kron- 
länder steigt: 

Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  beschäftigt  bei  der  ge- 
werblichen Industrie  in 


Nieder-Oesterreich      .  221-75 

Böhmen 167-57 

Schlesien      ....  152-62 

Mähren 143-10 

Ober-Oesterreich    .     .  142-58 

Tirol  u.  Vorarlberg    .  110*92 

Salzburg 101-16 


Steiermark     ....  82-18 

Küstenland     ....  80-90 

Kärnten 80-79 

Krain 63-38 

Galizien 3315 

Bukowina 3307 

Dalmatien 2278 


Der  Handel  und  Verkehr  schliesst  sich  den  Gewerben  in  dieser 
Beziehung  an,  nur  das  Küstenland  nimmt  in  dieser  Kategorie  eine 
verhältnissmässig  höhere  Stellung  ein,  die  aus  der  Schiflffahrt  von 
selbst  sich  ergibt. 

Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  beschäftigt  bei  dem  Han- 
del, Transport -Unternehmungen,  Geld-  und  Kreditinstituten  in 

Nieder-Oesterreich  .     .    45-85       Salzburg 15*53 

Küstenland     ....    4330       Bukowina 15-26 

Ober-Oesterreich      .     .    19-78       Tirol  u.  Vorarlberg  .    .    15*17 


Böhmen 18*26 

Mähren 16-55 

Dalmatien 16*45 

Galizien 15-69 


Schlesien 13-12 

Kärnten 10-85 

Steiermark     ....  10-36 

Krain 9*06 
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Im  Berg-  und  Hüttenwesen  gruppirt  sich  der  prozentuale  Theil 
der  Bevölkerung  natürlich  wieder  anders,  weil  diese  Beschäftigung  von 
dem  örtlichen  Vorkommen  der  Mineralien  abhängt. 

Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  beschäftigt  bei  dem  Berg- 
und  Hüttenwesen 


Kärnten 21-94 

Schlesien 20*63 

Steiermark     ....  13'01 

Böhmen     .....  7-53 

Salzburg 6-95 

Krain 6-20 

Mähren 5-06 


Ober-Oesterreich  . 
Tirol  u.  Vorarlberg 
Dalmatien  .  .  . 
Bukowina  .  .  . 
Galizien  .... 
Nieder-Oesterreich 
Küstenland      .     . 


317 
2-50 
216 
2-08 
1-67 
1-60 
0-91 


Auch  aus  der  Besetzung  der  liberalen  Berufsarten  lassen  sich 
wichtige  Schlüsse  auf  die  wirthschaftliche  und  Kulturbeschaffenheit 
eines  Landes  ziehen.  Man  muss  in  dieser  Beziehung  unter  den  noth- 
wendigen  und  den  nützlichen  Berufsarten  unterscheiden.  Zu  den  noth- 
wendigen  zählen  wir  diejenigen,  welche  für  die  Sicherheit  der  Person 
und  des  Eigenthums,  sowie  für  den  Unterricht  zu  sorgen  haben  oder 
sich  für  eine  dieser  Aufgaben  speziell  vorbereiten.  Wir  führen  ihr 
Zahlenverhältniss  in  den  nächstfolgenden  6  Kategorien  auf: 

Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  aktive  Beamte,  Diener  etc. 


Salzburg 8-75 

Nieder-Oesterreich     .     .  8*10 

Küstenland 6'54 

Tirol  u.  Vorarlberg   .     .  637 

Dalmatien 5*60 

Steiermark 4*02 

Ober-Oesterreich  .    .     .  3*95 


Krain 386 

Kärnten 353 

Böhmen 353 

Bukowina 3*04 

Schlesien 2*94 

Mähren 269 

Galizien 257 


Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  Sanitätspersonen 


Nieder-Oesterreich     .     .  3*04 

Salzburg 239 

Tirol  u.  Vorariberg   .     .  217 

Ober-Oesterreich  .     .    .  2-05 

Küstenland 1*76 

Mähren 1*64 

Kärnten 1-50 


Böhmen 1*44 

Steiermark 133 

Schlesien 1-32 

Krain 0*86 

Dalmatien 0*75 

Galizien 0*57 

Bukowina 0*54 
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Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  Rechtsanwälte  und  Notare 


Nieder-Oesterreich     .     .  1*08 

Küstenland       ....  0-68 

Steiermark 0*49 

Ober-Oesterreich  .     .     .  0'48 

Tirol  u.  Vorarlberg   .     .  0*36 

Salzburg 0-34 

Kärnten 0*33 


Böhmen 0*32 

Mähren 0-31 

Schlesien 0*29 

Dalmatien 024 

Krain 019 

Bukowina 0-16 

Galizien 012 


Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  Lehrer 


Nieder-Oesterreich      .    .  3*43 

Tirol  u.  Vorarlberg    .    .  323 

Salzburg 2-03 

Böhmen 1*92 

Mähren 1*89 

Galizien 1-89 

Küstenland 1-81 


Schlesien  .  .  . 
Ober-Oesterreich 
Bukowina  .  . 
Steiermark  .  . 
Kärnten  .  .  . 
Krain  .... 
Dalmatien      .    . 


1-72 
1-66 
1-GO 
1-47 
1-41 
0-89 
0-85 


Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  Geistliche 


Tirol  u.  Vorarlberg    .    .  5*82 

Salzburg 4*72 

Dalmatien 2-83 

Küstenland 2-35 

Kärnten 224 

Ober-Oesterreich    .    .    .  2'15 

Nieder-Oesterreich.    .    .  1*95 


Steiermark 1*79 

Krain 1*65 

Schlesien M4 

Galizien 109 

Mähren I-Oö 

Böhmen 097 

Bukowina 089 


Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  Studirende 


Nieder-Oesterreich      .    .  6*95 

Tirol  u.  Vorarlberg    .    .  4*44 

Salzburg 4*20 

Böhmen 4*08 

Mähren 3*98 

Schlesien 392 

Bukowina 3*74 


Küstenland 3*51 

Dalmatien 3*01 

Steiermark 291 

Krain 278 

Galizien 2-71 

Kärnten 243 

Ober-Oesterreich    ...  1*80 


Die  Verschiedenheit  der  Vertheilung  dieser  Berufsklasse  ist  auf 
manchfache  Ursachen  zurückzuführen,  welche  oft  gar  nicht  wirthschaft- 
licher  sondern  politischer  und  örtlicher  Natur  sind.  Es  ist  z.  B.  ganz 
natürlich,  dass  Niederösterreich  einen  hohen  Stand  aktiver  Beamten 

xxvni.  3 


34  Max  Wirth, 

aufweist,  weil  in  der  Reichshauptstadt  Wien  eine  Menge  von  Verwal- 
tungen ihren  Centralsitz  hat.  Hingegen  ist  es  schon  sehr  auffallend, 
dass  Salzburg  die  höchste  Zahl  besitzt,  ebenso  der  hohe  Stand  des 
Küstenlands,  Tirols  und  Dalmatien's.  Wollte  man  dies  mit  der  star- 
ken Zoll-  und  Grenzwache  erklären,  so  fehlt  uns  wieder  ein  genügen- 
der Grund  für  die  geringe  Besetzung  in  Galizien  und  Schlesien  u.  s.  w. 
Es  walten  da  also  offenbar  besondere  Umstände  ob,  welche  mit  un- 
serer Volks wirthschaftlichen  Untersuchung  nichts  zu  thun  haben,  und 
die  eine  besondere  Nachforschung  erfordern  würden. 

Die  Vertheilung  des  Sanitätspersonals  lässt  sich  eher  aus  dem 
Verhältniss  der  wirthschaftlichen  Kraft  und  aus  dem  Kulturstande 
erklären.  Immerhin  ist  es  bemerkenswerth,  dass  die  vorwiegend  deut- 
schen Kronländer  ein  bedeutendes  Uebergewicht  hierin  aufweisen.  Das- 
selbe Verhältniss  lässt  sich  freilich  auch  in  der  Zahl  der  Rechtsan- 
wälte wahrnehmen,  was  aber  weniger  mit  dem  höhern  Grad  der  Kul- 
tur als  der  Streitsucht  und  Rechthaberei  der  Deutschen  zusammen- 
hängen mag.  Die  Zahl  der  Lehrer  harmonirt  immer  noch  einiger- 
maassen  mit  jenem  obigen  Verhältniss  der  Kronländer  zu  einander. 
Ein  ganz  abweichendes  Verhältniss  erblicken  wir  aber  sofort  bei  der 
Geistlichkeit,  welche  sich  nach  ganz  eigenen  Motiven  zu  vertheilen 
scheint.  Auch  finden  sich  kolossale  Abstände  zwischen  den  am  höch- 
sten und  am  geringsten  besetzten  Ländern,  was  indessen  auch  mit 
der  verschiedenen  Vertheilung  von  Klöstern  und  Stiften  zusammen- 
hängen mag.  Die  Verschiedenheit  der  Vertheilung  der  Geistlichkeit 
und  der  übrigen  nothwendigen  Berufsarten  in  Verbindung  mit  den 
örtlichen  Verhältnissen  der  Lehranstalten  mag  es  mit  sich  bringen, 
dass  in  der  Zahl  der  Studirenden  wieder  eine  ganz  andere  Reihen- 
folge sich  geltend  macht. 

Die  am  wenigsten  zahlreiche  Klasse  der  Bevölkerung  sind  die 
Künstler  und  ganz  besonders  die  Schriftsteller.  Der  Natur  ihrer  Be- 
schäftigung nach  sind  dieselben  angewiesen,  sich  in  den  grösseren 
Städten  aufzuhalten.  Deshalb  muss  unter  allen  Kronländern  bezüg- 
lich dieser  Erwerbsklassen  Niederösterreich  den  ersten  Rang  einneh- 
men, weil  sich  in  Wien  die  meisten  Künstler  und  Schriftsteller  kon- 
zentriren.  Während  übrigens  von  Künstlern  in  Niederösterreich  noch 
235  auf  100,000  Einwohner  kommen  und  in  Galizien  26,  sind  unter 
100,000  Einwohnern  in  Niederösterreich  nur  36  Schriftsteller  in  Kärn- 
ten, Krain  und  der  Bukowina  gar  nur  1. 


Volksstamme  u.  Kronl&nder  d.  österr.-ang.  Monarchie  n.  ihre  wirthsch.  Bedeutung.     35 


Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  Künstler 


Nieder-Oesterreich 


2-35       Tirol  u.  Vorarlberg    .    .    046 


Böhmen 0*96 

Salzburg 0-80 

Ober-Oesterreich    .    .    .  0'59 

Küstenland 0-57 

Steiermark Oöl 

Schlesien 0-51 


Mähren 0-44 

Bukowina 0*40 

Krain 0-37 

Kärnten 0-35 

Dalmatien 029 

Galizien 0*26 


Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  Schriftsteller 


Nieder-Oesterreich      .    .  0-36 

Salzburg 008 

Ober-Oesterreich    .    .    .  0-06 

Küstenland 0-06 

Tirol  u.  Vorarlberg    .    .  0*04 

Galizien 004 

Böhmen 0-03 


Mähren 0-03 

Schlesien 0-03 

Steiermark 0-02 

Dalmatien 0*02 

Kärnten 0-01 

Krain 0*01 

Bukowina 0*01 


Beachtenswerth  ist  auch  die  Kategorie  der  persönlichen  Dienst- 
leistungen, in  welchen  die  Kronländer  in  folgender  Reihenfolge  zu  ein- 
ander stehen: 

Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  Diener  für  persönliche 

Leistungen 


Nieder-Oesterreich  .     .  73*43 

Salzburg 66-10 

Ober-Oesterreich      .     .  55'93 

Mähren 50-71 

Dalmatien 50-49 

Tirol  u.  Vorarlberg      .  49-15 

Küstenland     ....  40-51 


Böhmen 3877 

Schlesien 36-17 

Kärnten 3407 

Krain 3241 

Steiermark     ....  29-81 

Galizien 26-94 

Bukowina 20-16 


Eigentlich  sollte  man  meinen,  dass  die  Dienstboten  im  Vcrhält- 
niss  zur  Wohlhabenheit  eines  Landes  zunehmen  und  umgekehrt.  Die 
Sitte  scheint  aber  auch  mit  wesentlich  maassgebend  zu  sein,  sonst 
müsste  Dalmatien  einen  viel  tieferen  Bang  einnehmen.  Eigentlich 
sollten  sie  annähei-nd  dem  Verhältniss  der  Haus-  und  ßeutenbesitzer, 
welches  wir  in  der  nächstfolgenden  Tabelle  aufführen,  entsprechen. 
Dalmatien  nimmt  aber  gerade  darunter  den  letzten  Rang  ein. 
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Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich  Haus-  und  Rentenbesitzer 


Salzburg 57-52 

Ober-Oesterreich      .     .  48-31 

Nieder-Oesterreich   .     .  4104 

Schlesien 30*96 

Steiermark     ....  30*37 

Böhmen 2833 

Mähren 24-29 


Kärnten  .  .  . 
Tirol  u.  Vorarlberg 
Krain  .  . 
Küstenland 
Bukowina  . 
Galizien  . 
Dalmatien 


2114 
17*58 
16*81 
9*12 
5*33 
5*06 
4*26 


Im  umgekehrten  Verhältniss  zu  den  Rentenbesitzem  stehen  die 
Personen  ohne  bestimmten  Erwerb  über  14  Jahren.  In  dieser  Bezie- 
hung muss  man  die  beiden  Geschlechter  unterscheiden,  weil  es  unter 
dem  weiblichen  Geschlecht  viel  mehr  Hausfrauen  und  Töchter  gibt, 
welche  keinen  bestimmten  Erwerbszweig  haben  und  die  daher  auch 
eine  viel  höhere  Zahl  erreichen  als  die  Familien-Angehörigen  männ- 
lichen Geschlechts. 


Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich 

Personen  ohne  bestimmten  Erwerb  über  14  Jahren 
männliche 


Krain 15*25 

Dalmatien 14*44 

Küstenland     ....  14*04 

Kärnten 12*21 

Salzburg 11*21 

Galizien 11*17 

Tirol  u.  Vorarlberg      .  10*49 

Böhmen 1007 

Steiermark     ....  7*99 

Mähren 776 

Nieder-Oesterreich  .     .  5*71 

Schlesien 5*14 

Ober-Oesterreich      .     .  5*04 

Bukowina 4*03 


weibliche 

211*75 
198*27 
120*81 
119*73 
115*80 
110-24 
104*12 


Dalmatien 

Küstenland 

Böhmen   . 

Schlesien 

Salzburg  . 

Tirol  u.  Vorarlberg 

Nieder-Oesterreich 

Mähren 100*16 

Galizien 77*33 

Kärnten 71*60 

Krain 67*57 

Ober-Oesterreich  .  .  60*28 
Steiermark  ....  51*86 
Bukowina     ....      46*90 


Noch  haben  wir  einer  Kategorie  der  Bevölkerung  zu  gedenken, 
welche  schon  zu  eingehenden  statistischen  Untersuchungen  Anlass 
gegeben  hat  —  die  Anzahl  der  Personen  ohne  bestimmten  Erwerb 
von  und  unter  14  Jahren,  welche  wir  auf  der  nachstehenden  Tabelle 
verzeichnen. 
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Unter  je  1000  Anwesenden  befinden  sich 

Personen  ohne  bestimmten  Erwerb  von  und  unter  14  Jahren 

mjinnliche  weibliche 

Bukowina     ....    175-40       Bukowina     ....     178-90 

Galizien 175-38       Galizien 17888 

Dalmatien     ....    165-17       Schlesien      ....     162-30 
Schlesien      ....    158-53       Dalmatien     ....    159-19 

Küstenland  ....    153-40       Böhmen 15558 

Böhmen 151*09       Mähren 155-54 

Mähren 149-20       Küstenland  ....    149.82 

Krain 145-88       Krain 146-05 

Tirol  u.  Vorarlberg    .    131-90       Tirol  u.  Vorarlberg    .     132-61 
Steiennark   ....    128-92       Steiermark   ....     13103 

Kärnten 127'75       Kärnten 128-97 

Nieder-Oesterreich      .     121-96       Nieder-Oesterreich .     .    12681 
Ober-Oesterreich    .     .    117*70       Ober-Oesterreich    .     .     121-64 

Salzburg 11729       Salzburg 12083 

Wir  sehen  hier  auf  den  ersten  Blick,  dass  die  beiden  Geschlech- 
ter in  dieser  Kategorie  wieder  in  dem  gewöhnlichen  annähernden 
Zahlenverhältniss  zu  einander  stehen.  Es  sind  darunter  die  eigent- 
lichen Familienangehörigen,  die  Kinder  verstanden.  In  Beziehung  auf 
diese  Kategorie  stehen  sich  insofern  zwei  volkswirthschaftliche  An- 
sichten einander  gegenüber,  als  die  Einen  aus  einer  geringeren  Zahl 
der  Familien-Angehörigen,  die  Anderen  aus  einer  grossen  Zahl  der- 
selben auf  einen  befriedigenden  volkswirthschaftlichen  Zustand  schlies- 
sen  wollen.  Die  Einen  sagen:  je  geringer  die  Zahl  der  Familien- 
angehörigen, um  so  leichter  ist  eine  Familie  zu  ernähren;  die  An- 
deren stellen  die  Behauptung  auf:  je  grösser  die  Zahl  der  Familien- 
angehörigen desto  mehr  muss  das  Familienhaupt  verdienen,  in  desto 
besserem  Zustande  die  Erwerbsfähigkeit  sich  befinden.  Die  Ersteren 
berufen  sich  auf  Frankreich,  die  Letzteren  auf  England.  Wir  sind 
der  Ansicht,  dass  die  absolute  Wahrheit  weder  bei  der  einen  noch 
bei  der  anderen  Partei  sich  befindet,  denn  der  Wohlstand  eines  Landes 
lässt  sich  ja  nicht  bloss  nach  der  Zahl  der  lebenden  Personen  allein 
bemessen,  sondern  die  Art  und  Weise  wie  dieselben  leben  und  was 
dieselben  demgemäss  zu  leisten  vermögen,  kommt  doch  auch  wesent- 
lich in  Betracht.  Das  Ausmaass  und  die  Qualität  des  Lebensunterhal- 
tes, was  die  Engländer  so  richtig  mit  dem  Ausdruck  „Standard  of 
life"  bezeichnen,  ist  ein  viel  wichtigerer  Faktor  der  Volkswirthschaft, 
als  er  von  der  Adam  Smith 'sehen  Schule  betrachtet  zu  werden  pflegt 
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Denn  dieser  Faktor  im  Bunde  mit  der  Macht  der  Gewohnheit  und  der 
Sitte,  bewirkt,  dass  sich  gewisse  Arbeiterklassen,  ja  zuweilen  die 
sämmtlicben  Arbeiter  ganzer  Städte  und  Länder  auf  einem  höheren 
Lohnsatz  zu  behaupten  wissen  als  andere.  Dadurch  erhalten  sie  sich 
nicht  bloss  die  Mittel  zu  besserer  Nahrung  Kleidung  und  Wohnung 
und  folglich  zu  besserer  Pflege  ihrer  Arbeitskraft  und  Gesundheit, 
sondern  auch  zu  ihrer  eigenen  besseren  technischen  Bildung  und  Aus- 
rüstung und  zur  besseren  Erziehung  ihrer  Kinder.  Höhere  Leistungs- 
fähigkeit geht  sonach  mit  der  besseren  Bezahlung  Hand  in  Hand  und 
wenn  eine  solche  Arbeiterklasse  einmal  von  einer  Theuerung,  einer 
Krisis  oder  Geschäftsstockung  heimgesucht  wird,  dann  kann  sie  sich 
immer  noch  helfen,  indem  sie  zu  einer  geringeren  und  sparsameren 
Lebensweise  ihre  Zuflucht  nehmen  kann,  während  Arbeiter,  die  auf 
der  tiefsten  Stufe  stehen,  dann  sofort  dem  Hungertyphus  verfallen. 
Uebrigens  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Zahl  der  Personen 
unter  14  Jahren  ohne  bestimmten  Erwerb  nicht  bloss  von  der  Zahl 
der  Kinder  bedingt  ist,  sondern  auch  von  einem  andern  Umstände: 
von  der  Frage,  ob  und  wie  viele  Kinder  unter  14  Jahren  bereits  ge- 
werblich beschäftigt  z.  B.  in  Fabriken  eingestellt  sind.  Das  landesüb- 
liche Maass  des  Lebensunterhalts,  welches  in  das  sogenannte  „eherne 
Gesetz'^  von  Lass alle  Bresche  legt  und  die  gewerbliche  Beschäftigung 
der  Kinder  sind  also  die  beiden  Hauptfaktoren,  welche  die  Zahl  der 
Kinder  ohne  bestimmten  Erwerb  bedingen.  Diese  erklären  auch  allein 
die  merkwürdige  Reihenfolge,  in  welcher  die  österreichischen  Kron- 
länder sich  in  dieser  Beziehung  zu  einander  befinden  und  bei  deren 
Anblick  die  Theorie  derjenigen  sofort  als  gescheitert  betrachtet  werden 
muss,  welche  behaupten,  dass  man  berechtigt  sei  von  einer  grossen 
Zahl  von  Familienangehörigen  auf  hohe  Erwerbskraft  zu  schliessen. 
Uebrigens  zeigt  eine  nähere  Untersuchung  der  zuletzt  aufgeführten 
Tabelle,  dass  auch  die  beiden  angegebenen  Ursachen  noch  nicht  völ- 
lig den  Rangunterschied  der  Kronländer  in  Beziehung  auf  die  Fami- 
lienangehörigen erklären  und  dass  da  auch  noch  andere  Ursachen 
mit  unterlaufen  müssen.  In  der  That  wird  von  einigen  Seiten,  neuer- 
dings von  Doktor  Adolf  Fischhof^),  mit  Besorgniss  auf  die  Beobach- 
tung aufmerksam  gemacht,  dass  die  Deutsch-Oesterreicher,  gerade  der 
gebildetste  und  intelligenteste  Yolksstamm  der  Monarchie,  eine  ge- 
ringere Volkszunahme  aufweise  als  die  slavischen  Stämme.  Mit  die- 
ser Beobachtung  würde  die  obige  Tabelle  im  Wesentlichen  überein- 
stimmen, denn  die  vorwiegend  deutschen  Kronländer  zeigen  wirklich 
weniger  Personen  ohne  bestimmten  Erwerb  von  und  unter  14  Jahren. 

1)  Linser,  politischer  Volkskalender  für  1877. 
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Fischhof  führt  die  Ursache  dieser  ErscheinuDg  in  den  Alpenlän- 
dern  hauptsächlich  auf  unbefriedigende  Erwerbsquellen  zurück.  Dass 
dieser  Grund  aber  allein  nicht  maassgebend  sein  kann,  geht  schon  dar- 
aus hervor,  dass  Nieder-  und  Ober-Oesterreich  in  der  erwähnten  Reihe 
eine  sehr  niedrige  Stufe  einnehmen.  Tim  zu  entscheiden,  wie  weit  die 
letztgenannten,  sowie  auch  klimatische  Verhältnisse  oder  Sitten  und 
Gesetze  mit  einwirken  mögen,  müssen  wir  vorerst  das  Verhältniss  der 
Geburten  zu  den  Sterbefällen  die  daraus  sich  ergebende  Volkszunahme, 
die  regelmässige  Vermehrung  der  Bevölkerung,  wie  sie  durch  die  pe- 
riodischen Volkszählungen  nachgewiesen  wird,  sowie  den  Stand  der 
Trauungen  und  der  unehelichen  Geburten  untersuchen.  Wir  bringen 
daher  auf  den  nachfolgenden  Tabellen  theils  nach  Klun  ^)  theils  direkt 
nach  den  amtlichen  Aufzeichnungen  aus  einzelnen  Jahren  sowohl  wie 
in  längeren  Durchschnitten  die  Zahlenangaben  dieser  Verhältnisse. 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1854—1869  fiel  in  den  österreichi- 
schen Kronländem: 

Eine  Geburt  Ein  Sterbefall 

auf  Bewohner 

Salzburg 34-2       Tirol  und  Vorariberg  .    .    42*0 

Tirol  und  Vorariberg  .    .    34-0       Kärnten 39*4 

Ober-Oesterreich    .    .    .    32-2       Dalmatien '  38-5 

Kärnten 32*1       Krain 38*1 

Steiermark 31-1       Steiermark 37-5 

Krain 29*8       Ober-Oesterreich    .    .    .    370 

Nieder-Oesterreich     .    .    26*0       Mähren 37-0 

Böhmen 26-0       Küstenland 36*6 

Küstenland 25-3       Bukowina 36-5 

Dalmatien 25-1       Böhmen 35*5 

Mähren 24*5       Salzburg 34-6 

Schlesien 23*6       Schlesien 345 

Bukowina 21-9       Nieder-Oesterreich     .    .    32*9 

Galizien 21-0       Galizien 310 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1857—1869  zählte  man  in  den  öster- 
reichischen Kronländem,  in  Ungarn  und  an  der  Militärgrenze  jährlich 
eine  Geburt 


Einwohner 

Einwohner 

in  Galizien     .    .    .  auf  je  21 

in  Schlesien    ...  auf  je  24-2 

„  der  Militärgrenze   „    „   21*7 

„  Siebenbürgen  .    .    „    „   24*8 

„  der  Bukowina     .    „    „    21*8 

„  Nied.-Oesterreich    „    „    25*3 

„  Ungarn  ....„„    23*0 

„  Küstenland     .    .    „    „   25*4 

„  Kroatien     .    .    .    „    „   23-9 

1)  Statistik  von  Oesterr.-Ungam  von  Dr. 

V.  F.  Klun  1876.    Wien. 
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Einwohner 

Einwohner 

in  Böhmen      ...  auf  je  257 

„   Ob.-Oesterreich  .  auf  je  32-2 

„  Mähren  ....„„   26 

„  Krain     ....„„    32'9 

„  Dalmatien  .    .    .    „    „    27*6 

„  Kärnten      .    .    .    „    „    33*0 

„  Steiermark      .    .    „    „    31 '8 

„  Tirol  m.  Vorarlb.    „    „    333 

Im  Jahr  1869  kam  1  Todesfall 

Bewohner 

in  Galizien     ...  auf  je  31 -0 

Bewohner 

in  Mähren  .    .    .    .  auf  je  37*0 

„  Nied.-Oesterreich    „    „    329 

„  Ob.-Oesterreich   .    „    „   37-0 

„  Schlesien    .    .    .    „    „   34-5 

„  Steiermark      .    .    „    „   37-5 

„  Salzburg    .    .    .    „    „    34*6 
„  Böhmen      .    .    .    „    „    35-5 

„  Krain     ....„„    38*1 
„  Dalmatien  .    .    .    „    „    38-5 

„  der  Bukowina     .    „    „    36'5 

„  Kärnten      .    .    .    „    „    39-4 

„  Küstenland     .    .    „    „    36-6 

„  Tirol  m.  Vorarlb.    „    „    42-0 

Es  kamen  1869  auf  je  100  Todesfälle 

Geburten 

in  der  Bukowina  ....     149 

Geburten 

in  Nieder-Oesterreich    .    .    112 

,,  Dalmatien 142 

„  Tirol  mit  Vorarlberg     .    111 

Böhmen 136 

Schlesien 130 

Siebenbürgen    ....  128 

Mähren 126 

Görz.  u.  d.  Küstenlande  121 

Krakau 119 

Ungarn 118 

Galizien 114 

Man  zählte  1869  auf  100,000  Einwohner 


Steiermark 111 

Kärnten 110 

Krain 110 

Ober-Oesterreich  .    .    .  106 

der  Militärgrenze     .    .  104 

Slavonien  u.  Kroatien   .  101 

Salzburg 99 


Kronland                    SterbefÜUe  Geburten 

Tirol  mit  Vorarlberg  .  2381  2941 

Kärnten 2538  3115 

Dalmatien      ....  2597  3984 

Krain 2626  3356 

Steiermark    ....  2667  3215 

Ober  Gestenreich    .    .  2703  3106 

Mähren 2703  4082 

Küstenland    ....  2732  3952 

Bukowina 2740  4566 

Böhmen 2817  3846 

Salzburg 2890  2924 

Schlesien 2899  4237 

Nieder-Oesterreich      .  3040  3846 

Galizien 3221  4762 


natürlicher  Bevölke- 
rungszuwachs 

560 

577 
1387 

731 

548 

403 
1379 
1220 
1826 
1029 
34 
1338 

806 
1541 
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Darnach  ständen  die  österreichischen  Kronländer  1869  in  Bezie- 
hung auf  den  natürlichen  Bevölkerungszuwachs  in  folgender  Reihe: 

natürlicher  Bevölkerungsiuwachs  1869 


Bukowina 1826 

Galizien 1541 

Dalmatien 1387 

Mähren 1379 

Schlesien 1338 

Küstenland 1220 

Böhmen 1029 


Nieder-Oesterreich    .    .  806 

Krain 731 

Kärnten 577 

Tirol  u.  Vorarlberg    .    .  560 

Steiermark 548 

Ober-Oesterrcich  .    .    .  403 

Salzburg      34 


Dieses  Verhältniss  ändert  sich  einigermaassen,  wenn  man  die  fak- 
tische Bevölkerungsvermehrung  nach  den  Volkszählungen  mit  dem  Durch- 
schnitt der  natüriichen  bei  der  Bevölkerungsbewegung  von  1854—1869 
betrachtet. 


Jährliche   perccntuale  Zunahme   nach   den 
Zählungen  von  1854—69 

Galizien 1*49 

Nieder-Oesterreich      .    .  1*35 

Schlesien 1*27 

Bukowina 100 

Küstenland 1*00 

Böhmen 0-71 

Mähren 0*64 

Steiermark 0*59 

Ober-Oesterreich    .    .    .  0*28 

Tirol  und  Vorarlberg  .    .  0.27 

Salzburg 0*26 

Krain 0-21 

Kärnten O'IO 

Dalmatien — 


Percentsatz  der  Bevölkerungszunahme 
nach  Geburten  u.  Sterbefällen 

Bukowina 1*50 

Schlesien 1*32 

Galizien 1-25 

Küstenland I'IO 

Böhmen 1*09 

Mähren 092 

Krain 0.64 

Nieder-Oesterreich      .    .  0*63 

Tirol  und  Vorarlb.     .    .  0-40 

Steiermark 0-40 

Kärnten 0*38 

Ober-Oesterreich    .    .    .  0*20 

Salzburg O'Ol 

Dalmatien — 


Wir  finden,  dass  einzelne  Kronländer  einen  bedeutenden  Unter- 
schied bei  den  zwei  Arten  der  Volksregistrirung  aufweisen.  Dies  rührt 
von  der  Aus-  und  Einwandening  her.  So  nimmt  z.  B.  Nieder-Oester- 
reich in  der  Volkszunahme  nach  den  Zählungen  den  zweiten  Rang  ein, 
während  es  nach  dem  Ueberschuss  der  Geburten  über  die  Sterbefälle 
erst  in  der  achten  Reihe  kommt.  Die  Ursache  liegt  in  der  raschen 
Vcrgrösserung  Wiens  durch  Zuzug  aus  den  übrigen  Kronländem  und 
dem  Auslande.  Mit  dieser  Ausnahme  sehen  wir  allerdings,  dass  die  aus 
vorwiegend  slavischen  Kronländer  nach  beiden  Richtungen  eine  stär- 
kere Volkszunahme  aufweisen  als  die  vorwiegend  deutschen.  Zur 
nähern  Aufklärung  dieser  Thatsache  müssen  wir  nun  einen  verglei- 
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chenden  Blick  auf  die  Geburten  und  auf  die  Sterbefälle  werfen,  um 
zu  untersuchen,  ob  dieses  langsamere  Fortschreiten  mehr  von  der  ge- 
ringeren Zahl  der  Geburten  oder  der  stärkeren  Zahl  der  Sterbefalle 
herrührt.  Auf  den  oben  angeführten  Durchschnittstabellen  finden  wir 
in  der  That,  dass  die  Zahl  der  Geburten  in  den  deutschen  und  vor- 
wiegend deutschen  Kronländem  geringer  ist  als  in  den  slavischen; 
denn  während  in  den  Ersteren  eine  Geburt  auf  34*2—26  Einwohner 
kommt,  trifft  in  den  Letzteren  eine  solche  auf  26  —  21  Einwohner. 
In  den  Sterbefällen  waltet  nicht  der  gleiche  regelmässige  Unterschied 
zwischen  den  beiden  Rassen  ob,  sondern  es  scheiden  sich  mehr  die 
Gebirgsländer  von  der  Ebene,  indem  die  Sterblichkeit  in  der  letzteren 
bedeutend  grösser  ist  als  in  der  ersteren.  Die  Ursache  dieser  spe- 
ziellen Erscheinung  ist  wohl  einestheils  in  dem  besseren  Klima  zu  su- 
chen, welches  die  nachtheiligen  Folgen  anderer  ungünstiger  Verhält- 
nisse wieder  ausgleicht,  z.  B.  die  grössere  Sterblichkeit  der  unehe- 
lichen Kinder,  von  welchen  gerade  die  Alpenländer  mit  geringen  Aus- 
nahmen ein  höheres  Kontingent  liefern;  anderntheils  darin,  dass  in 
den  flachen  Ländern  mehr  Kasernen,  Spitäler  und  ähnliche  Anstalten 
sich  befinden,  wo  durch  das  gedrängte  Zusammenwohnen  Vieler  die 
Sterblichkeit  sich  vermehrt 

Wir  müssen  aber  auch  jenen  Umstand  näher  untersuchen,  indem 
wir  einen  Blick  auf  die  Zahl  der  Trauungen  und  der  unehelichen  Ge- 
burten werfen. 

Im  Jahr  1868  kam  1  Trauung 

Einwohner- 


in der  Bukowina 
„  Mähren  .  . 
„  Galizien  .  . 
„  Schlesien  .  . 
„  Küstenland 
„  Nied.-Oesterreich 
„  Böhmen    .     .     . 


paare 

auf  je    41 


42-2 

42-6 

48 

54-5 

54-6 

56-1 


in  Dalmatien      .  . 

„  Ob.-Oesterreich  . 

„  Krain  .     .     .  . 

„  Steiermark     .  . 

„  Salzburg  .     .  . 
„  Tirol  u.  Vorarlb. 

„  Kärnten    .     .  . 


Einwohner- 
paare 

auf  je  57*5 
„  „  70-2 
74-9 
76-9 
78-1 
78-7 
110-8 


Es  heiratheten  in  den  Jahren  1869—1873  von  sämmtlichen  ge- 
trauten Männern 

vor  dem 
24.  Lebensjahre: 

in  der  Bukowina  .     .     26-9  «/o 
„  Dalmatien    .     .     .    26*5  „ 


„  Galizien 
„  Mähren 


23-5 
221 


vor  dem 
30.  Lebensjahre : 

71-9  o/o 
60-6  „ 
65-0  „ 
670  „ 
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vor  dem 

vor  dem 

24.  Lebensjahre 

: 

30.  Lebensjahre : 

in  Böhmen  .... 

19-4  o/o 

65-0  o/o 

„  Schlesien     .     .     . 

19-4  „ 

63-3  „ 

„  Küstenland  .     .     . 

17-7  „ 

59-8  „ 

„  Krain      .... 

14-2  „ 

53-6,, 

„  Steiermark       .     . 

9-7  „ 

42-7,, 

„  Tirol  u.  Vorarlberg 

8-7  „ 

39-8  „ 

„  Kärnten  .... 

8-3  „ 

37-6  „ 

„  Ober-Oesterreich  . 

7-8  „ 

421  „ 

„  Nied.-Oesterreich  . 

7-7  „ 

50-2  „ 

„  Salzburg      .     .     . 

6-0  „ 

31-5  „ 

Von  je  10,000  Geburten  sind  unehelich 

in  Dalmatien  .     .     .     •      388 

in  Mähren  .... 

.     1213 

„  Tirol  u.  Vorarlberg  .      641 

„  Böhmen .... 

.     1551 

„  Galizien 809 

„  Ober-Oesterreich  . 

.     2094 

„  Küstenland.     ...      818 

„  Steiermark      .     . 

.    3029 

„  der  Bukowina .    •    .     1030 

„  Salzbui^     .     .     . 

.    3116 

„  Schlesien     ....     1069 

„  Nieder-Oesterreich 

.     3150 

„  Krain 1205 

„  Kärnten      .     .     . 

.    4445 

Es  ist  eine  beschämende  Thatsachc,  dass  auf  das  deutsche  Ele- 
ment ein  vorwiegend  grösserer  Theil  von  unehelichen  Geburten  fallt 
als  auf  das  slavische.  Der  geringe  Antheil  Tirols  auf  obiger  Tabelle 
kommt  auf  Rechnung  von  Wälschtirol  und  Vorarlberg,  welche  eine  un- 
gewöhnlich geringe  Anzahl  besitzen,  ohne  Zweifel  aus  dem  Grunde, 
weil  ein  beträchtlicher  Theil  ihrer  jungen  Männer  im  grössten  Theil 
des  Jahres  auswärts  in  Arbeit  steht.  So  liefert  z.  B.  Vorarlberg  für 
einen  grossen  Theil  von  Südfrankreich,  insbesondere  BesanQon,  Dijon, 
die  Maurer.  Auch  Dalmatien  und  das  Küstenland  mögen  aus  dem- 
selben Grunde  eine  so  geringe  Zahl  aufweisen ,  weil  diese  Länder  viele 
Seeleute  haben.  Andererseits  wird  die  Zahl  der  unehelichen  Kinder  in 
Mähren,  Böhmen,  Nieder-Oesterreich,  Ober-Oesterreich  in  künstlicher 
Weise  durch  die  starken  Garnisonen  vermehrt.  Bringt  man  diese  Ur- 
sachen in  Abzug,  so  mag  so  ziemlich  im  Allgemeinen  auf  die  deut- 
schen Alpenländer  eine  grössere  Anzahl  von  unehelichen  Geburten 
kommen.  Die  Hauptursache  dieser  Erscheinung  ist  nun  selbstverständ- 
lich die  geringere  Zahl  der  Ehen  und  die  Heirathen  in  späteren  Lebens- 
jahren in  den  Alpenländern,  wie  dieselben  sich  aus  den  obigen  Tabellen 
ergeben.  Dass  die  der  geringeren  Zahl  der  Geburten  nicht  auf  eine  phy- 
siologische Eigenschaft  der  Basse  zurückzuführen  ist,  geht  schon  aus  dem 
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Umstände  hervor,  dass  nach  der  Rekrutirungsstatistik  die  Deutschen 
und  Magyaren  am  frühesten  reif  werden,  ücberdies  nehmen  Nieder- 
Oesterreich  und  Schlesien  in  Beziehung  auf  die  Trauungen  einen  gün- 
stigen Rang  ein;  —  das  Letztere  befindet  sich  ja  auch  bezüglich  der 
unehelichen  Geburten  in  der  besseren  Hälfte.  Der  grosse  Unterschied, 
welcher  die  deutschen  Alpenländer  in  der  geringeren  Anzahl  der 
Trauungen  von  den  andern  unterscheidet,  zeigt  deutlich,  dass  der 
Grund  nicht  in  der  deutschen  Rasse  an  sich,  sondern  in  den  besonde- 
ren Verhältnissen  der  Alpenländer  zu  suchen  ist.  Die  oberste  Ursache 
wird  in  dieser  Beziehung  in  der  Geschlossenheit  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes zu  finden  sein,  welche  in  den  Alpenländern  und  ganz  beson- 
ders in  Salzburg,  Kärnten  und  Deutsch  -  Tirol  aufrecht  erhalten  wor- 
den ist.  Während  z.  B.  in  Galizien  trotz  der  vielen  Grossgrundbesitzer, 
welche  es  dort  gibt,  doch  nur  20^  Joch  Landes  auf  den  Grundeigen- 
thümer  entfallen,  kommen  in  den  drei  eben  genannten  Eronländern 
in  dem  einen  fast  90,  in  dem  andern  durchschnittlich  47  Joch  Landes 
auf  den  Grundeigenthümer.  Man  weiss  ja  wie  zäh  solche  Sitten  in 
den  Gebirgsländern  haften  und  unerschüttert  durch  die  neue  Gesetz- 
gebung fortdauern!  Besteht  doch  z.  B.  im  Emmenthal  die  Geschlos- 
senheit des  Grundbesitzes  mit  dem  Minorat  noch  heute  fort,  obwohl 
in  der  ganzen  Schweiz  die  freie  Theilbarkeit  des  Grund  und  Bodens 
längst  gesetzlich  festgestellt  ist.  Bei  der  Geschlossenheit  der  Bauern- 
höfe, wo  nur  der  älteste  oder  der  jüngste  Sohn  das  Gut  erbt,  wer- 
den die  andern  Geschwister,  wenn  die  Eltern  nicht  ausserdem  beweg- 
liches Kapital  aufgespart  haben ,  nur  mit  einer  Kleinigkeit  abgefunden. 
Sie  bleiben  als  Knechte  und  Mägde  auf  dem  väterlichen  Hofe  oder 
verdingen  sich  auswärts.  An  ein  verhältnissmässig  gutes  Leben  im 
väterlichen  Hause  gewöhnt,  können  sie  sich  selten  entschliesscu  die 
Sorgen  eines  Hausstandes  in  den  ärmlichen  Verhältnissen  eines  Tage- 
löhners zu  übernehmen.  Eine  grössere  Anzahl  unehelicher  Kinder  ist 
die  natürliche  Folge  dieses  Zustandes.  Ueberhaupt  erzeugt  die  Ge- 
schlossenheit der  Bauernhöfe  an  manchen  Orten  Anomalien,  welche 
der  Sittlichkeit  keineswegs  forderlich  sind.  So  erzählte  mir  der  ehr- 
würdige Dr.  Casimir  Pfyfier,  dass  es  im  Kanton  Luzern  notorisch 
Bauernhöfe  gibt,  auf  denen  zwei  Brüder  sich  in  eine  Frau  theilen 
und  wo  die  Kinder  zwei  Väter  haben.  Wenn  solches  in  der  längst 
durch  die  Reform  der  Gesetzgebung  von  allen  Fesseln  des  Grund- 
eigenthums  befreiten  Schweiz  vorkommen  kann,  wie  fest  muss  dann 
noch  die  Geschlossenheit  des  bäuerlichen  Grundeigenthums  in  den 
österreichischen  Alpenländem  nisten. 
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Als  weitere  Ursachen  der  späteren  und  selteneren  Ehen  in  den 
deutsch  -  österreichischen  Alpenländern  ist  die  mit  dem  obigen  Ver- 
hiiltniss  verwandte  geringe  Entwicklung  der  Industrie  sowie  das  höhere 
Maass  der  I^ebensansprüche  (Standard  of  life),  welchen  die  deutsche 
Bevölkerung  überhaupt  macht,  anzusehen.  Die  hohe  Ziffer  der  Ehe- 
schliessungen vor  dem  24.  liebensjahre,  welche  die  Bukowina,  Dal- 
matien,  Galizien,  Mähren,  Böhmen  aufweisen,  während  die  Alpen- 
länder und  Kiederösterreich  den  geringsten  Prozentsatz  in  dieser  Be- 
ziehung zeigen,  kommt  nicht  von  früherer  Reife  der  slavischen  Basse, 
sondern  offenbar  von  ihren  bescheideneren  Ansprüchen  an  das  Leben. 
Man  darf  dabei  nicht  vergessen,  dass  die  Alpenländer,  wenn  sie  auch 
weniger  Geburten  aufweisen,  doch  auch  verhältnissmässig  weniger  Sterbe- 
fälle haben.  Die  Ausnahme,  welche  Salzburg  bildet,  mag  auf  beson- 
dere Verhältnisse  z.  B.  den  Bergbau,  die  Garnison  und  die  Spitäler 
zurückzuführen  sein,  wie  ja  auch  die  stärkere  Sterblichkeit  von  Nieder- 
Oesterreich  von  der  Stadt  Wien  herrührt,  in  deren  Spitälern  sich  auch 
Kianke  aus  anderen  Kronländern  konzentriren. 

Die  Hauptursache  der  geringeren  Zahl  der  Ehen  in  den  Alpen- 
ländern ist  neben  jener  Geschlossenheit  der  Bauernhöfe  aber  offenbar 
die  geringe  Entwicklung  der  Industrie,  welche  es  bei  den  höheren 
Lebensansprüchen  der  Bevölkerung  den  Männern  später  und  seltener 
möglich  macht  einen  Hausstand  zu  gründen.  Das  sicherste  Mittel, 
das  Verhältniss  zu  bessern  ist  folglich  die  Stärkung  der  Erwerbsver- 
hältnisse —  die  Verbesserung  der  Produktion  in  den  Alpenländern  und 
die  Einführung  neuer  Industriezweige  in  denselben.  In  der  letzteren 
Beziehung  ist,  wie  wir  sofort  sehen  werden,  seit  einigen  Jahren  sehr 
Bedeutendes  von  Seiten  des  österreichischen  Handelsministeriums  ge- 
schehen. In  der  ersteren  Beziehung  sind  es  aber  trotz  der  Geschlos- 
senheit der  Güter  gerade  die  Landwirthe,  welche  am  meisten  im  alten 
Schlendrian  fortleben  und  am  wenigsten  auf  eine  Verbesserung  ihrer 
Wirthschaft  und  Produktion  bedacht  sind.  Während  Schweizerküse 
in  allen  Ländern  der  Erde  verkauft  wird,  während  schweizerisches 
Kindvieh  in  allen  Ländern  Europa's  zur  Veredlung  der  Zucht  einge- 
führt und  mit  doppelten  und  dreifachen  Preisen  gezahlt  wird,  besteht 
in  den  österreichischen  Alpenländern  gar  keine  Eäsefabrikation.  Der 
Käse,  der  hier  und  da  bereitet  wird,  verdient  diesen  Namen  gar  nicht 
und  ist  zum  Handel  nicht  geeignet,  da  er  kaum  gut  genug  ist,  um 
an  Ort  und  Stelle  als  Nabmngsmittel  zu  dienen.  Diese  beispiellose 
Nachlässigkeit  würde  noch  einigermaassen  begreiflich  und  entschuld- 
bar sein,  wenn  die  Landwirthe  sich  mit  Bewusstsein  der  Käsebereitung 
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enthielten ,  um  dafür  mit  desto  grösserem  Eifer  der  Viehzucht  sich  zu 
widmen.  Allein  obwohl  dieselben  Bedingungen  bestehen  wie  im  Sim- 
menthal  oder  in  Schwyz,  so  geschieht  doch  für  die  Veredlung  der 
Rindviehzucht  nur  selten  etwas,  so  dass  an  einen  Verkauf  von  Zucht- 
thieren  ins  Ausland  zu  höherem  Preise  gar  nicht  zu  denken  ist.  Auch 
in  der  Pferdezucht,  worin  Oesterreich- Ungarn  so  Hervorragendes  lei- 
stet, sind  die  Alpenländer  am  weitesten  zurück.  Ein  grosser  Theil 
dieser  Isolirung  muss  dem  Einfluss  der  intoleranten  Geistlichkeit  zu- 
geschrieben werden,  welcher  es  bis  jetzt  gelungen  ist  trotz  aller  neueren 
Gesetze  die  Ansiedlung  von  nicht  katholischen  Auswärtigen  fast  ganz 
zu  verhindern,  gemischte  Ehen  zu  hintertreiben,  das  ganze  ünterrichts- 
wesen  in  der  Gewalt  zu  erhalten  und  die  Jugend  in  einem  eisernen 
Joch  zu  erziehen.  Der  Reisende,  der  sich  die  Mühe  nimmt  mit  der 
Jugend  des  Landes  zu  sprechen,  kann  aus  dem  Munde  der  Knaben 
Dinge  vernehmen  über  die,  in  den  von  der  Geistlichkeit  überwachten 
Schulen  eingeführte  Lehrmethode  und  Zucht,  dass  sich  ihm  unwill- 
kürlich die  Faust  darüber  ballt.  Die  neueren  Gesetze  sind  bestimmt 
und  geeignet  dem  Unfug  zu  steuern.  Indessen  wird  noch  sehr  über 
den  Mangel  an  Energie  geklagt,  welchen  die  Regierung  und  die  Ver- 
waltungsbehörden bei  der  Durchführung  beweisen.  Dies  ist  unseres 
Erachtens  die  Hjauptursache,  warum  auch  die  gewerbliche  Industrie 
so  schwer  Eingang  findet,  und  es  wird  wohl  erst  die  Wirkung  der 
jetzt  vom  Staat  errichteten  Primär-  und  Realschulen  auf  die  Bildung 
der  Jugend  abzuwarten  sein,  bis  eine  wesentliche  Besserung  zum 
Durchbruch  kommt.  Uebrigens  hat  der  vorige  Handelsminister  Banhans 
durch  die  Gründung  von  Gewerbefachschulen,  die  in  Verbindung  mit 
dem  östen'eichischen  Kunstgewerbe-Museum  zu  Wien  stehen,  in  dieser 
Beziehung  die  Bahn  zu  einer  neuen  Aera  gebrochen.  An  solchen  Spe- 
zialschulen bestehen  in  Tirol,  Ober-  und  Nieder-Oeaterreich ,  Böhmen 
und  in  anderen  Kronländem  bereits  gegen  70  an  der  Zahl.  In  den- 
selben wird  Zeichnen  und  Modelliren  gelehrt,  sowie  die  Anleitung  zu 
gewissen  gewerblichen  Arbeiten  gegeben,  die  zur  Einführung  von  Haus- 
industrien in  verschiedenen  Thälem  dienen  können.  Der  letztere  ge- 
werbliche Fachunterricht  ist  so  vertheilt,  dass  er  entweder  zur  Ver- 
vollkommnung und  Veredlung  schon  bestehender  Hausindustrien  die- 
nen kann  oder  solche  Hausindustrien  vorbereitet,  deren  Einführung 
für  die  betreffende  Gegend  gerade  geeignet  ist  Diese  Schulen  sind 
mit  grosser  Umsicht  gerade  an  solche  Orte  verlegt,  wo  die  Bevölke- 
rung wegen  der  Unzugänglichkeit  des  Gebirges  oder  der  Rauhheit  des 
Klimans  wenig  oder  keinen  Ackerbau  treibt,  folglich  viel  Zeit  übrig 
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hat  und  überdies  durch  eine  gewisse  Geschicklichkeit  sich  auszeichnet. 
Ich  habe  aus  eigener  Anschauung  in  Plallstadt  und  in  Cortina  d'Am- 
bezzo  solche  Schulen  kennen  gelernt,  von  deren  Leistungen  ich  im 
hohen  Grade  befriedigt  war.  In  beiden  wird  das  Zeichnen  und  Mo- 
delliren gelehrt,  um  die  jungen  Leute  nach  und  nach  zur  Ausführung 
von  Holzschnitzereien  und  von  plastischen  Arbeiten  in  Marmor  oder 
Alabaster  heranzubilden.  Da  der  Geschmack  und  Formensinn,  wel- 
cher den  Italienern  überhaupt  eigen,  in  Cortina,  genährt  durch  eine 
wunderbare  Gegend,  sehr  zu  Hause  ist,  —  hat  ja  dort  gegenwärtig 
eine  einzige  Familie  zwei  tüchtige  Maler  aufzuweisen,  wovon  der  Eine, 
Josef  Ghedina,  ein  berühmter  Historien-  und  Kirchenmaler,  in  Ve- 
nedig wohnt,  der  Andere  aber,  Ludwig  Ghedina,  der  sich  von  der 
Gemsenjagd  in  seinem  Heimathsort  nicht  trennen  kann,  treffliche  Land- 
schaften im  Auftrag  durchreisender  Engländer  malt  —  so  kann  dieser 
Ort  noch  einmal  ein  Brennpunkt  der  Kunstindustrie  werden.  In  den 
Fachschulen  anderer  Kronländer  werden  wieder  andere  Industriezweige 
gelehrt,  in  Böhmen  z.  B.  Bijouterie,  das  Weben,  die  Glasarbeiten,  in 
Niederösterreich,  insbesondere  in  Wien,  die  Anfertigung  von  Spitzen 
und  Stickereien,  sowie  die  Fabrikation  von  Lederarbeiten  u.  s.  w. 
Alle  diese  Schulen  stehen  mit  dem  österreichischen  Gewerbe-Museum  in 
Wien  in  Verbindung  und  erhalten  von  ihm  Stiche,  Kopien  und  Mo- 
delle jeder  Art  in  den  gangbarsten  und  geschmackvollsten  modernen 
und  antiken  Formen.  Durch  regelmässige  Ausstellungen  in  den  Sälen 
des  Museums  werden  die  Produkte  aller  dieser  Brennpunkte  der  Kunst- 
industrie von  den  Sachverständigen  geprüft,  es  werden  ihre  Fort- 
schritte und  ihre  Mängel  konstatirt,  sowie  ihre  nothwendigen  Bedürf- 
nisse, Veränderungen  und  Vervollkommnungen  wahrgenommen.  Zu- 
gleich dienen  sie  als  Beispiel  zur  Nachahmnng  und  Verbreitung  der 
kunstgewerblichen  Arbeiten.  Im  Verlauf  von  wenigen  Jahren  sind 
solche  Erfolge  errungen  worden,  dass  die  österreichische  Kunstindustrie 
auf  den  Ausstellungen  zu  Philadelphia  und  München  die  höchste  An- 
erkennung gefunden  und  sogar  von  Franzosen  der  tonangebenden  fran- 
zösischen in  manchen  Punkten  für  ebenbürtig  erklärt  worden  ist.  Es 
ist  deshalb  die  Hofifuung  berechtigt,  dass  die  Kunstindustrie  auch  das 
Dunkel  zerstreuen  wird,  welches  noch  über  Tirol  und  den  anderen 
Alpenländem  lagert. 

Um  die  ganze  Bedeutung  dieser  Entwicklung  zu  ermessen,  muss 
man  sich  an  zwei  Umstände  erinnern:  1)  dass  die  Einführung  neuer 
Hausindustrien  seit  dem  Verdrängen  der  Handspinnerei  durch  die  Ma- 
schinen für  die  ländliche  Bevölkerung  ein  Bedürfniss   geworden   ist 
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und  2)  dass  das  Mittel,  um  das  Kleingewerbe  vor  der  erdrückenden 
Konkurrenz  der  Grossindustric  zu  schützen,  neben  dem  Detailverkauf 
der  Fabrikartikel  und  der  Reparatur  (z.  B.  Uhrmacher,  Messerschmiede) 
gerade  in  der  Kunstindustrie  besteht. 

Sind  einmal  die  Schranken,  welche  die  Hierarchie  in  den  Alpen- 
ländem  dem  freieren  Aufschwung  des  Volksgeistes  und  der  regeren 
Entwicklung  der  Arbeitskraft  entgegensetzt  auf  das  billige  Maass  ge- 
kürzt, dann  wird  sowohl  die  grössere  Bildungsfähigkeit  der  deutschen 
Rasse,  sowie  der  Zusammenhang  mit  der  Kulturbewegung  der  Stam- 
mesverwandten, ihr  Erwerbsleben  wieder  in  höherem  Maasse  steigern 
und  mit  den  Mitteln  zum  Leben  wird  auch  die  Bevölkerung  wieder 
stärker  anwachsen,  so  dass  das  numerische  Uebergewicht  der  Slaven 
auf  die  Dauer  nicht  zu  fürchten  ist  Ein  Blick  auf  die  Entwicklung 
von  Böhmen  und  Mähren,  namentlich  aber  auf  Niederösterreich  zeigt 
dies  deutlich.  Der  Einfluss,  den  z.  B.  Wien  namentlich  in  volkswirth- 
schaftlicher,  wissenschaftlicher  und  künstlerischer  Beziehung  auf  sämmt- 
liche  Kronländer  und  —  man  mag  sich  in  Ungarn  sträuben,  wie  man 
will  —  sogar  auch  auf  Budapest  ausübt,  ist  in  Deutschland  vergeb- 
lich von  Berlin  angestrebt,  und  nur  dem  von  Paris  zu  vergleichen. 

Das  Ergebniss  unserer  ethnographisch -statistischen  Untersuchung 
ist  kein  pessimistisches.  Trotz  mancher  Zweifler  innerhalb  und  ausser- 
halb der  Grenzen  glauben  wir  an  die  Zukunft  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie.  Wir  halten  auch  im  grossen  Ganzen  die  gegen- 
wärtige staatliche  Organisation  für  diejenige,  durch  welche  die  wider- 
streitenden Interessen  am  ehesten  zu  einer  Befriedigung  gelangen  kön- 
nen. Das  Prinzip  der  reinen  Centralisation  und  das  der  reinen  Föde- 
ration ist  gescheitert.  Die  schroficn  Ecken,  in  welchen  Ungarn  zu 
sehr  der  Centralisation  huldigt,  müssen  im  Interesse  seiner  inneren 
Ruhe,  d.  h.  der  Zufriedenheit  seiner  Stämme,  abgeschlifien  werden. 
Die  Magyaren  müssen  den  Eigenthümlichkeiten  der  Letzteren  gerecht 
werden,  wie  Oesterreich  es  seinen  Kronländern  wird.  Auf  der  andern 
Seite  muss  aber  Letzteres  im  Interesse  des  Ganzen  die  Zügel  etwas 
strammer  anziehen  und  nicht  jede  partikularistische  Laune  einzelner 
Theile  gewähren  lassen,  denn  die  Sicherheit  und  Würde  des  Staats- 
ganzen kann  es  auf  die  Dauer  nicht  ertragen,  dass  die  Statthalter 
einzelner  Kronländer  wie  die  von  Tirol,  Dalmatien,  Galizien  zu  Mit- 
regenten sich  aufwerfen.  Weder  Centralstaat  noch  Staatenbund  kann 
für  Oesterreich  die  Losung  sein.  Das  Verhältniss  zu  Ungarn  ist  nur 
durch  den  Bundesstaat  dauerhaft  zu  gestalten. 
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£s  ist  immer  gewagt,  ein  Buch  za  rezensieren,  das  noch  nicht  voll- 
ständig ist.  In  dem,  was  noch  aussteht,  können  ja  einzelne  Behauptungen 
und  Ausfuhrungen,  welche  die  Kritik  hervorzurufen  geeignet  sind,  be- 
richtigt, ergänzt  oder  doch  wesentlich  so  modifiziert  werden,  dass  das 
Gesammturtheil  ein  durchaus  anderes  wird.  In  unserm  Falle  freilich 
möchte  mit  dem  vorliegenden  starken  Bande  das  Theoretische  am  Kredit 
seinen  Abschluss  gefunden  haben,  und  da  uns  zunächst  jenes  interessiert, 
ist  es  wohl  erlaubt,  schon  jetzt  mit  unsrer  Ansicht  hervorzutreten. 

lieber  die  Bedeutung  unsrer  Beurtheilung  des  „Geldes"  und  der  gegen- 
wärtigen Schrift  von  Knies  sind  wir  nicht  zweifelhaft:  Wir  begeben  uns 
in  Gegensatz  zur  herrschenden  Theorie  und  zu  der  Schule,  welche  National- 
ökonomie und  Jurisprudenz  enger  aneinander  binden  möchte.  —  Die 
Frage  liegt  nahe,  was  überhaupt  damit  erreicht  werden  solle  und  wie  weit 
die  Hinübemahme  von  juristischen  Gedanken  in  unsre  Disziplin  sich  zu 
erstrecken  habe  ?  Wir  hatten  gesehen,  dass,  was  Knies  in  dieser  Eichtnng 
will,  materiell  von  nur  geringem  Belang,  fiir  seine  Untersuchungen  schwer- 
lich von  Vortheil  war.  Wir  halten  aber  auch  dafür,  dass  es  einem  An- 
dern nicht  besser  ergehen  werde.  —  Es  unterliegt  keinem  Zweifel  mehr,  ist 
wenigstens  unsre  innigste  üeberzeugung,  dass  die  überlieferte  Theorie  der 
Nationalökonomie  sich  überlebt  hat,  oder  auch,  dass  ihre  Auffassung  und 
Sprache  sich  in  einer  Zweideutigkeit  bewegt,  welche,  wie  mau  weiss,  den 
Sozialisten  bequeme  Waffen  nicht  bloss  gegen  ihre  Urheber,  sondern  auch 
gegen  die  Praxis  und  die  wirthschafblichen  Grundsätze  der  Gegenwart  in 
die  Hand  gespielt  hat. 

Das  ist  allerwege  schlimm  und  sollte  künftig  womöglich  vermieden 
werden;  erreicht  man  dies  aber,  indem  man  die  lockern  ökonomischen  Prin- 
zipien mit  einem  leichten  juristischen  Mörtel  bewirft  und  „mit  der  ge- 
gebenen Rechtsordnung"  stützt  ?  —  So  viel  wir  wissen,  hat  Politik,  Gesetz- 
gebung und  Jurisprudenz  stets  aus  dem  (wirthschaftlichen)  Leben  geschöpft 
und  wird  die  Klage,  dass  den  Bedürfnissen  des  Ganzen  wie  der  einzelnen 
Klassen  die  Gesetzgebung  gar  nicht  oder  doch  nicht  rasch  genug  zu  folgen 
vermögen,  wohl  nie  verstummen.     Es  ist  also  nicht  zweifelhaft,   was  das 
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Erste  und  was  das  Zweite  ist,  oder,  wenn  Beides  zusammengeliört ,  so 
werden  wir  doch  die  wirthschaftlichen  Insignien  auf  den  Avers,  der  Frau 
Gerechtigkeit  Bild  aber  auf  den  Revers  der  Münze  setzen. 

Aber  auch  angenommen,  Wirthschaft  und  Recht  wären  noch  inniger 
verbunden,  so  liegt  doch  in  jenen  Verschmelzungsgelüsten  von  Wirthschatts- 
und  Rechtswissenschaft,  oder  eigentlich  von  Wirthschaftslehre  und  gelten- 
dem Recht  ein  ganz  unrichtiger  Schluss  und  die  Verkenn ung  der  beider- 
seitigen wissenschaftlichen  Prinzipien;  die  Begriffe  so  wenig  als  die  That- 
sachen  werden  sich  jemals  decken! 

Was  man  allenfalls,  ohne  unbillig  zu  sein,  den  altern  Oekonomisten 
zum  Vorwurf  machen  kann,  ist  nicht,  dass  sie  zu  wenig  Jurisprudenz  ge- 
trieben haben,  wohl  aber,  dass  sie  die  wirthschaftlichen  Probleme  nicht  ge- 
nügend erfasst,  dass  sie  die  Konsequenzen  ihrer  Sätze  nicht  beachtet,  dass 
sie  zuweilen  sogar  mit  ihren  eigenen  Begriffen  gespielt  haben.  —  Bequem 
wäre  es  freilich  —  wenn  das  angicnge  —  sich  vermittelst  einiger  juri- 
stischer Routine  aus  der  Verlegenheit  herauszuarbeiten,  aber  man  täusche 
sich  nicht,  die  Schwierigkeiten  liegen  nicht  in  dem  äussern  Mechanismus, 
sondern  an  dem  Standort  mit  lock  er  m  Boden,  der  kein  Uebertreten  zulässt 
auf  sicheres  Land.  Nur  muss  man  wiederum  nicht  grundsätzliche  Er- 
örterungen von  vornhinein  durch  die  Erklärung  lähmen,  dass  es  sich 
dabei  nur  um  Zweckmässigkeiten  und  relative  Wahrheiten  handle.  Wäre 
diese  Ansicht  schlechthin  richtig,  so  käme  man  allerdings  niemals  über  den 
Schulbegriff  hinaus.  Wir  denken  aber,  dass  mit  einer  richtig  gefassten 
Definition  zwar  nicht  die  Sache,  der  wirthschaftliche  Prozess  selber,  wohl 
aber  ein  recht  treues  Bild  desselben  gegeben  werden  könne,  so  gewiss  als 
eine  Zeit  kommen  wird,  wo  vorschieduo  wirthschafts-politisohe  Schulen  sich 
eines  Begriffs  in  einem  und  demselben  Sinne  bedienen,  und  nur  über  die 
Erklärung  der  Thatsachen  und  ihrer  Beziehungen  uneins  sind.  (Es  kann 
auch  nur  bei  solcher  Annahme  die  Thatsache  erklärt  werden,  dass  die 
Begriffe  der  Nationalökonomie  ihre  eigene  Geschichte  haben.)  — 

Doch  nun  zu  unserm  Buche.  Dasselbe  zerfällt  in  7  Abschnitte;  1.  Be- 
griffsbestimmung des  Kredits  (1 — 44),  IL  vergleichende  Beurtheilung  ander- 
weitiger Begriffsbestimmungen  (44  —  95),  FII.  Uebersicht  verschiedener 
Arten  von  Kreditgeschäften  (96 — 119),  IV.  Bedingungen,  Ursachen,  För- 
derungsmittel und  Hemmnisse  des  Kredits  (120 — 148),  V.  Kreditrecht  und 
wichtigste  Rechtsbildungen  zu  Befriedigung  der  Verkehrsbedürfnisse  (149 
— 237),  VI.  eine  erste  Gruppe  von  Wirkungen  des  Kreditverkehrs  (238 — 
327)  und  VII.  Die  Zinsen  zunächst  als  Gegenstand  der  Gesetzgebung. 

Im  Allgemeinen  ist  wohl  die  Bemerkung  erlaubt,  dass  vielfach  die 
Ausführungen  in  den  zwei  Theilcn  der  (ganzen)  Monographie  nicht  mit 
einander  übereinstimmen.  So  wird  alsbald  auffallen,  dass  früher  bei  Pacht, 
Miethe,  Darlehn,  Kommodat  etc.  das  charakteristische  Moment  in  die  „Ueber- 
tragung  der  Nutzung",  hier  dagegen  (S.  5)  in  die  „Uebertragung  wirth- 
schaftlicher  Güter"  verlegt  ist.  Das  ist  vielleicht  nur  Zufall;  wo  es  sich 
aber  um  deutliche  Sonderung  der  wirthschaftlichen  und  der  juristischen 
Elemente  handelt,  müsste  jede  Spur  von  Unklarheit  vertilgt  sein.  Erst 
später  (S.  26)  kehrt  der  frühere  Ausdruck  wieder;  vorderhand  wird  freilich 
auch  jener  Begriff  von  der  „Uebertragung  wirthschaftlicher  Güter"  durch 
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den  noch  allgemeinem  yon  ^^Leistung  und  Gegenleistung'^  ersetzt.  Mit  diesem 
Ausdruck  veriliicbtigt  sich  aber  das  Ganze.  Denn  man  kann  doch  auch 
neben  den  vier  Pällen  der  do  ut  des  etc.  das  blosse  Versprechen,  das  und 
das  nicht  zu  thun,  als  eine  Leistung,  mithin  als  Unterlage  eines  Kredit- 
geschäfts auffassen.  Ueberhaupt  ist  aber  nicht  lediglich  die  Thatsache,  dasa 
zwei  Leistungen  vorliegen,  sondern  das  Verhältniss  unter  derselben  und 
die  daran  sich  knüpfende  Verschiebung  von  Bedeutung.  An  diesem  letzteren 
Funkte  hatte,  wie  wir  denken,  die  Untersuchung  anzufangen. 

Der  Weg,  den  wir  fiir  den  sichersten  halten,  wäre  dabei  der  der  In- 
duktion und  des  Fortschritts  vom  Besondern  zum  Allgemeinen  gewesen,  so 
dass  alle,  oder  doch  die  wichtigsten  Vertragsformen  und  Vorkommnisse  auf 
ihren  wirthschaftlichen  Gehalt  geprüft  würden.  Der  Verf.  dagegen  fixiert 
zuerst  den  Kredit  an  sich  und  sucht  dann  ein  paar  Falle  hervor,  um  sie  als 
spezifisch  und  entscheidend  hinzustellen.  Er  verfahrt  also  aprioristisch 
und  deduktiv. 

Der  Verf.  hat  seine  Ansicht,  welche  auf  eine  starke  Verengung  des 
Kreditbegriffs  hinausläuft,  unter  andern  schon  in  der  Tüb.  Zeitschrift  von 
1859  ausgesprochen  und  gibt  sie  hier  nur  in  grösserer  Ausführlichkeit. 
Ist  sie  aber  richtig? 

Wenn  wir  uns  nicht  täuschen,  so  wurde  der  Verf.  zur  Spezialisierung 
seines  Kroditbegriffs  durch  die  bisherigen,  allerdings  etwas  unbestimmt  ge- 
haltenen Definitionen  geführt.  Er  hat  auch  Recht,  wenn  er  8.  46  dagegen 
protestiert,  dass  man  das  Vertrauen  als  Kriterium  des  Kredits,  bezw.  des 
Kreditgeschäfts  hinstelle.  „Auch  da,  wo  dieses  Vertrauen  wirksam  wird, 
ist  es  nicht  die  bewegende  Ursache  des  Kreditgeschäftes,  sondern  nur  eine 
Bedingung  dafür,  dass  sich  diese  Ursache  in  Wirksamkeit  versetzt."  (Man 
vgl.  übrigens  S.  244 :  „Nicht,  weil  die  Person  des  „guten*'  Schuldners  mit 
einer  besondem  unsinnlichen  Kaufkraft  wie  mit  einer  zweiten  Art  von 
Vermögen  sich  dem  Gläubiger  gegenüberstellt,  kommen  die  Kreditgeschäfte 
zu  Stande,  sondern  weil  und  so  oft  der  Gläubiger  auf  das  spätere  Ein- 
treten des  zweiten,  zeitlich  hinausgeschobeneu  Kreditvorgangs  rechnen 
kann.*'  Das  Vertrauen,  wie  es  vom  Verf.  hier  gefasst  wird,  bloss  als 
Gemüthsstimmung  und  losgelöst  von  Mitteln  und  Bedürfnissen,  kann  auch 
unmöglich  entscheidend  sein;  wir  können  aber  dem  Verf.  noch  mehr  zu- 
geben und  müssen  es  auch,  wenn  wir  über  den  starren  Rechtsgedanken 
hinaus  zu  den  wirthschaftlichen  Motiven  gelangen  wollen.  Allein  uns  will 
scheinen,  der  Verf.  sei  zu  weit  gegangen,  und  habe  die  Fälle,  in 
denen  der  Kredit  am  deutlichsten  sich  zeigt,  zu  ausschliess- 
lichen, oder  doch  zu  Normalfällen  erhoben. 

Daran  trägt  zunächst,  wie  wir  glauben,  jener  allgemeine  Begriff  von 
Leistung  und  Gegenleistung  einige  Schuld.  Denn,  von  andern  Möglich- 
keiten ganz  abgesehen,  so  ist  doch  schon  die  Güterübertragung  soweit  sie 
für  die  sog.  Gegenleistung  in  Betracht  kommt,  in  dreifacher  Weise  denkbar: 
1)  sie  besteht  in  der  einfachen  Rückerstattung  (Pacht),  2)  in  Rückerstat- 
tung mit  subsidiärer  Aequivalentleistung  (Miethe,  Commodat,  Depositum) 
und  3)  in  direkter  oder  subsidiärer  Aequivalentleistung  (Darlehn,  Kauf  (mit 
subsidiärer  Eviktion),  Gesellschaftsvertrag).  —  Das  wirthschaftliche  Motiv 
kann  bei  allen  diesen  Verträgen  das  gleiche  sein   und  daher  kommt  wohl 
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auch,  dass  die  Nationalökonomie  bislang  die  Yertragslehre  ruhig  auf  der 
Seite  gelassen  hat;  juristisch  aber  —  und  zwar  wegen  der  Natur  des  Gegen- 
standes, nicht  wegen  dieser  oder  jener  Rechtsordnung,  wie  man  uns  neuer- 
dings glauben  machen  möchte  —  knüpfen  sich  ganz  bestimmte  einzelne 
Konsequenzen  daran. 

Dass  aber  in  allen  diesen  Fällen  der  Kredit  ein  wesentliches  Moment 
bildet,  oder  doch  bilden  kann,  liegt  auf  der  Hand,  und  braucht  man  nicht 
erst,  wie  der  Verf.  thut,  den  Zeitabstand  der  beiden  Leistungen 
und  die  £ntgeltlichkeit  für  die  zeitweilige  Benützung  als  eigentliche  Merk- 
male hinzustellen.  So  lautet  z.  B.  die  actio  locati  principaliter  auf  Bück- 
gabe des  vermiethotcn  Gegenstandes  und  Ersatz  im  Falle  culposen  oder 
dolosen  Untergangs,  war,  wenigstens  im  frühern  römischen  Eecht,  der 
Hauptfall  der  actio  omti  die  Entschädigung  wegen  Fntwährung  etc.  Nun 
gibt  es  aber  noch  eine  Heihe  von  Verträgen,  welche  ebenfalls  ein  Kredit- 
geschäft zu  ihrer  Unterlage  haben  können,  wie  das  Constitutum  und  das 
Mandat,  bei  welchen  allerdings,  dem  Auge  wahrnehmbar,  eine  Gegen- 
leistung gar  nicht  vorhanden  ist,  wo  auch  das  Zeitmoment  durchaus  irrele- 
vant bleibt.  Wir  kommen  später  auf  jene  Fälle  zurück,  können  aber  schon 
jetzt  sagen,  dass  deren  nähere  Prüfung  den  Verf.  vor  der  Einseitigkeit  seiner 
Theorie  hätte  bewahren  und  ihm  hätte  zeigen  müssen,  dass  nach  unsrer 
Ansicht  das  Kreditmässige  nicht  an  eine  einzige  Erschei- 
nungsform gebunden  ist. 

Der  Verf.  kommt  auf  jene  Weise  dazu,  dass  er  das  Kreditmoment  als 
bei  dem  Baargeschäft  nicht  denkbar  noch  vorhanden  einfach  setzt,  postuliert. 
Baargeschäft  und  Kreditgeschäft  sollen  nämlich  direkte  Gegensätze  sein. 
Das  ist  aber  gewiss  unrichtig.  Denn  nicht  aus  der  Zeitdifferenz,  sondern 
aus  der  Ungleichartigkeit  und  materiellen  Divergenz  der  Leistungen  im  Um- 
satz von  Waaren  gegen  Geld  folgt  die  actio  redhibitoria  und  quanti  minoris, 
ergibt  sich  die  Nöthiguug,  zwischen  error  in  re  und  error  in  substantia 
zu  unterscheiden  u.  s.  f.  Nach  den  Ausführungen  des  Verf.  möchte  man 
glauben,  dass  die  Stundung  des  Kaufpreises  dem  Vertrag  ein  ganz  neues 
Element  hinzufüge,  dass  man  die  beiden  Vorgänge  des  Kauf-  und  des 
Kreditgeschäftes  wenigstens  begrifflich  von  einander  trennen  muss.  (S.  16): 
„Dem  Gläubiger  wäre  es  auch  ganz  einerlei,  ob  er  den  Kaufpreis  der  Waare 
schon  jetzt  empfangen  und  auch  jetzt  wieder  dem  Schuldner  als  Darlehn 
geben  würde,  oder  ob  er  ihn  ohne  solche  Manipulation  gleich  beim  Schuldner 
belässt  —  und  der  Schuldner  empfangt  in  dem  ersten  Falle  eine  Geld- 
summe, die  er  ausgeben,  ja  mit  welcher  er  auch  100  Gtr.  Zucker  vom 
Gläubiger  kaufen  würde,  und  in  dem  andern  Falle  sofort  dieses  Zucker- 
quantum, das  er  verbrauchen  oder  verkaufen  will." 

Das  ist  die  erste  Konsequenz  der  Knies'schen  Theorie!  Es  fällt  uns 
schwer,  mit  derselben  die  Erscheinungen  des  täglichen  Lebens  zu  ver- 
einigen. Wir  nehmen  aber  auch  an,  dass  es  dem  Verf  nur  auf  das  Be- 
griffliche in  der  Sache  ankam.  Dann  aber  musste,  so  scheint  uns  das 
theoretische  Bedürfniss  viel  stringenter  dargethan  werden. 

Aber  es  ergeht  dem  Verf  auch  mit  dem  Darlehn,  das  ihm  Normal- 
kreditgeschäfl  ist,  nicht  viel  besser.  Er  muss  auf  S.  14  ausdrücklich  ver- 
sichern, dass  dasselbe  weder  Tausch  noch  Kauf- Verkauf  sei,  „denn  (S.  15) 
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auch  in  der  Zwischenzeit  bleibt  das  Geldquantum  ein  Bestandtheil  seines 
(des  Gläubigers)  Vermögens".  Es  gibt  nach  ihm  auch  ein  natural wirth- 
schaftliches  Darlehn,  etwa  in  der  Porm,  dass  man  vor  der  Ernte  100  Sack 
Korn  gibt,  um  nach  der  Ernte  100  oder  150  wieder  zu  bekommen,  wie 
es  auch  einen  Tausch  auf  Kredit  gibt.  Und  bei  einem  spätem  Anlass  wird 
sogar  die  Behauptung  aufgestellt  (S.  121)  „Immerhin  vollzieht  sich  die 
grosso  Masse  der  Kreditgeschäfte  von  Seite  des  Gläubigers  desshalb,  weil 
er  vom  Schuldner  im  Zins  ein  wirthschaftliches  Entgelt  für  die  zeitweilige 
Benützung  des  Kapitales  erhält." 

Bei  dem  Verf.  hat  sich,  wie  man  sieht,  die  Vorstellung  des  Zinser- 
trags mit  derjenigen  des  Darlehns  völlig  identifiziert.  Natürlich!  Denn 
gleichviel,  ob  es  sich  um  die  TJebertragung  der  Nutzung  oder  um  den 
TJcbergang  wirthschaftlicher  Güter  handle,  vom  Hechtsstandpunkte  aus  ist 
es  selbstverständlich,  dass  für  den  bewilligten  Zeitabstand  ein  besondres 
(Extra-)  Entgelt  bezahlt  werde.  Dieser  letztere  Ausdruck  war  vom  Verf.  in 
die  Diskussion  eingeführt  worden,  um  daran  zu  erinnern,  dass  beim  Kredit- 
geschäft immer  eine  von  beiden  Seiten  gewollte  Leistung  vorliege,  dass  jeder 
Uebcrtrag  also,  um  mit  den  Juristen  zu  reden,  sub  titulo  oneroso  erfolge, 
später  aber  (S.  26)  wird  im  Vorübergehen  die  alte  Theorie  von  der  TJeber- 
tragung der  Nutzung  gestreift  und  aus  dem,  was  bei  dieser  Gelegenheit 
haften  bleibt,  wird  nachher  unversehens  jenes  weitere  Entgelt  heraus  argu- 
mentiert. Und  daher  stammt  wohl  auch  die  Vorliebe  für  das  (verzinsliche) 
Darlehn  und  den  reinen  Geldkredit. 

Nun  ist  es  zwar  gefahrlich,  in  unsrer  Lehre  einen  Begriff  zu  ver- 
wenden, der  bei  den  Juristen  einen  andern  Sinn  hat.  Aber  es  könnte 
ja  sein,  dass  —  soweit  als  es  spezifisch  wirthschaftlich  ist  —  das  Darlehn 
immer  als  ein  verzinsliches  gedacht  werden  müsste.  Der  Verf.  scheint 
wirklich  dieses  Glaubens  zu  sein;  hat  er  aber  die  nothwendig  sich  an- 
schliessenden Folgerungen  beachtet?  Er  wird  zugeben,  dass  das  Darlehn 
in  seiner  einfachen  Gestalt  noch  immer  vorkommt  und  zwar  nicht  nur  unter 
Freunden;  jene  Entgeltlichkeit  ist  also  auch  heute  nicht  direkt  mit  dem 
Darlehn  zu  verknüpfen.  Es  bleiben  somit  nur  noch  zwei  Behauptungen 
offen,  nämlich  erstens,  dass  quantitativ  das  Darlehn  das  wichtigste  Kredit- 
geschäft ist  und  zweitens,  dass  das  verzinsliche  Darlehn  das  unverzinsliche 
weit  überwiegt.  Jenes  wird,  so  dünkt  mich.  Niemand  behaupten  wollen, 
und  wer  für  das  Zweite  den  Beweis  anzutreten  Lust  verspüren  würde, 
dem  dürfte  man  zu  bedenken  geben,  dass  die  unverzinslichen  Darlehen  beim 
Papiergeld,  bei  der  Banknote  u.  s.  f.  den  Gesetzgebern  und  den  Volks- 
wirthen  am  meisten  zu  schaffen  machen. 

Wir  sagen  daher  wohl  richtiger,  dass  die  Entgeltlichkeit,  die  Zins- 
zahlung zum  Darlehn  —  vom  wirthschafÜichen ,  wie  vom  juristischen 
Standpunkte  aus  —  dieselbe  Stellung  einimmt:  sie  ist  hier  und  dort  ein 
Accessorium  und  für  die  Beurthoilung  der  an  das  Darlehn  sich  anknüpfen- 
den Erscheinungen  ohne  Werth.  — 

Und  auch  angenommen,  dass  die  Zinszahlung  auf  unsre  Beachtung 
einen  besseren  Anspruch  hätte,  dass  sie  viel  inniger  mit  dem  Darlehn 
verbunden  wäre,  was  gewinnen  wir  daraus?  Doch  höchstens  nur  das 
Motiv  oder  genauer,  ein  Motiv  auf  Seite  des  Gläubigers,  niemals  aber  das 
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des  Schuldners.  Da  nun  aber  diesem  die  Leistung  der  Zinsen  überbanden 
ist  und  demgemäss  wahrscheinlich  gemacht  werden  müsste,  was  ihn  zur 
Auf-  oder  Annahme  des  Darlehns  veranlasst,  so  lässt  uns  die  Theorie  des 
Verf.  doch  wieder  im  Stich. 

Die  Gründe  auf  Seite  des  Verf.  liegen  übrigens  offen  zu  Tage.  War  die 
wiederholt  gegebne  Versicherung  richtig,  dass  das  Zeitmoment  den  Kredit 
charakterisiere,  so  waren  allerdings  Darlehn,  Facht  und  Miethe  typische 
Formen  des  Kreditgeschäfts,  aber  zugleich  musste  der  Zins  so  enge  wie 
möglich  angeschlossen  werden,  denn  er  war  doch  ein  wirthschaftliches 
Motiv,  dazu  geeignet,  die  ganze  Lehre  ein  wenig  zu  stützen. 

Der  Versuch  musste  aber  auch  misslingen,  die  Theorie  fallen.  Gerade 
das  formale  Hecht  gibt  uns  die  Belehrung,  dass  die  Zeit  nicht  das  Spe- 
zifische beim  Kredit  ist,  sondern  dass  in  ihr  nur  alle  die  einzelnen  Mo- 
mente, welche  zum  Kredit  gehören,  am  reinsten  und  vollständigsten  hervor- 
treten. Eben  in  der  bewussten  Auseinanderlegung  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung —  wir  erinnern  an  die  früher  genannten  Fälle  —  kommt  der 
sachliche  und  das  persönliche  Moment  zum  Vorschein,  das  sachliche, 
indem  nun  an  die  Stelle  der  einfachen  Rückgabe  bezw.  der  vertragsmäs- 
sigen  Leistung  die  Leistung  des  Werthquantums  kann  gesetzt  werden  müs- 
sen, das  persönliche,  indem  der  zeitliche  Aufschub  die  Möglichkeit  eines 
Personenwechsels  involviert.  Der  Verf.  hat  für  Letzteres  auch  nicht  ein 
Wort,  und  von  dem  Erstem,  überhaupt  von  dem  wichtigen  Unterschiede 
zwischen  Rückgabe,  Leistung  dem  Werthe  nach,  Entschädigung  und  Hin- 
gabe eines  andern  Gegenstandes,  ist  nur  ein  schüchterner  Versuch  in  der 
Arbeit  von  1859  (Tüb.  Zeitschrift  S.  674  und  675)  zur  Erklärung  gemacht 

Jene  sind  aber  nicht  die  einzigen  Kredite! emonte,  und  der  Verf.  betont 
mit  Recht  das  Dritte  und  allerdings  Wichtigste,  die  Zeit.  Er  berührt  aber, 
auch  hier  mit  seinem  zinsmässigeu  Entgelt  nur  eine  Seite,  einen  Beweg- 
grund für  den  Gläubiger,  während  doch  auf  die  Motive  beim  Schuldner 
weit  mehr  zu  sehen  gewesen  wäre. 

Hier  aber,  bei  dem  Zeitmoment,  kam  es  darauf  an,  ganz  allgemein  die 
Stellung  der  beiden  Parteien  zu  dem  kreditierten  Gegenstand  festzu- 
stellen. Hiebei  war  insbesondre  die  Behauptung  zu  untersuchen,  dass  der 
Kredit  Kapital  erzeuge,  eine  Behauptung,  welche  noch  neuerdings  von 
Macleod  aufgenommen  und  nicht  ohne  Geschick  vertreten  war. 

Der  Verf.  unterzieht  sich  auch  dieser  Aufgabe,  aber  gerade  an  diesem 
Punkte,  wo  eine  richtige  Kapital-  und  Kredittheorie  ihre  Probe  zu  be- 
stehen haben,  gerade  hier  rächt  sich  das  Unzulängliche  in  der  Beobachtung 
und  die  Einseitigkeit  in  der  Wahl  der  Termini:  der  Verf.  wird  zu  einem 
Schlüsse  gedrängt,  welcher  mit  seiner  Theorie  vom  Kredit  unvereinbar  ist. 

Wir  sagen  nicht  zu  viel  damit.  Denn  es  ist  doch  wolil  im  Wesen 
der  Sache  begründet,  dass,  wofern  das  Zinsentgelt  Motiv  des-  Kreditge- 
schäfts ist,  der  Schuldner  den  Zins  aus  den  Mitteln  beschaffen  muss,  welche 
ihm  das  Kreditgeschäft  gewährt,  dass  ihm  das  letztere  eine  Macht  ver- 
leiht, welche  er  vorher  nicht  besessen,  ohne  dasB  wir  dess- 
halb  anBunehmen  geBwungen  sind,  der  Gläubiger  habe 
Bioh  selbst  jener  Macht  auf  die  bauer  des  Kreditge- 
schäftes gans  und  gar  begeben. 
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Dur  alte  Law'sche  Grundgedanke  ist  in  der  That  nicht  abzuweisen; 
er  enthält  eine  wirthschaftliche  "Wahrheit  von  allergrösster  Bedeutung,  und 
der  Verf.  hätte  sich  ein  grosses  Verdienst  damit  erworben,  dieselbe  einmal 
klar  und  von  allen  falschen  Beimischungen  befreit,  herzustellen.  —  £r 
brauchte  sich  dabei  nicht  an  die  Ausführungen  yon  Macleod  zu  binden, 
denn  bei  manchem  Guten  leiden  sie  an  dem  Fehler  den  alle  seine  Vor- 
gänger auch  begangen  haben,  dass  verallgemeinert  wird,  was  nur  für  einen 
beschränkten  Umfang  und  in  einer  innerlich  begrenzten  Zahl  von  Fällen 
zutrifft;  M.  hat  insbesondre  an  der  Eapitaltheorie  Schiffbruch  gelitten.  — 

Wer  es  weiss  und  an  sich  selbst  erprobt  hat,  wie  die  verschiedenen 
Definitionen  und  Begriffe  sich  gegenseitig  kontrolioren,  der  wird  nicht  im 
Zweifel  sein,  dass  der  Verf.  zu  einem  richtigen  Schlüsse  auch  wirklich 
nicht  gelangen  konnte.  "Was  dieser  —  in  Benützung  einer  unvorsichtigen 
Wendung  von  Macleod  —  gegen  Diejenigen  bemerkt,  welche  meinen,  man 
könne  aus  einem  Ding  zweie  machen,  ein  Gut  könne  also  im  vollen  Eigen- 
thum  zweier  Personen  stehen  etc.  ist  ganz  richtig;  er  gibt  aber  doch  auch 
zu,  dass  davon  die  Frage  ganz  verschieden  sei,  ob  nicht  am  gleichen  Gegen- 
staude verschiedne  Nutzungen  möglich  seien  (S.  83).  Indess  darauf  kommt 
es  nicht  an,  sondern  darauf,  ob  in  Folge  des  Kreditverhältnisses  ein  neues 
Kapital  entstehe,  bezw.  ob  die  Möglichkeit  neuer  selbständiger  Kapital- 
bildung gegeben  sei.  —  Diese  Frage  kann  auf  dem  Boden  der  herrschenden 
Theorie  vom  Kapital,  worauf  auch  der  Verf.  steht,  nicht  gelöst  werden. 
Solange  man  —  indem  man  jenes  ungeheuerliche  Gebilde  der  „wirth- 
Bchaftlichen  Güter''  zur  Grundlage  der  ganzen  Lehre  und  dabei  die  von 
ihr  unabhängigen  Funktionen  der  Werthe  unberührt  lässt,  macht  —  nur 
die  Saite  der  realen  Körperwolt  anstreicht,  kann  es  keinen  Akkord  geben, 
der  uns  das  Wesen  des  Kapitals  vor  die  Seele  führte,  wenngleich  un- 
willkürlich die  andre  Saite  der  Forderungsrechte  und  der  res  incorporales 
auch  in  Schwingung  geräth. 

So,  zwischen  einen  felilerhaften  Kapital-  und  einen  zu  engen  Kredit- 
begriff  gestellt,  wird  dem  Verf  die  Lösung  der  Schwierigkeit  unmöglich; 
wir  müssten  denn  annehmen,  dass  er  des  eignen  Widerspruchs  nicht  ge- 
wahr geworden.  Er  könnte  —  ohne  die  Wahrheit  ganz  zu  treffen  —  den 
Schuldner  dadurch  zur  Zinszahlung  befähigen,  dass  er  den  kreditierten 
Gegenstand  aus  dem  „Vermögen*'  des  Gläubigers  in  das  des  Schuldners  über- 
gehen und  dort  nur  ein  „Kreditforderungsrecht"  bestehen  Hesse.  Dieser 
Ausweg  wird  wieder  versperrt  durch  eine  an  den  Eigenthumsbegriff  an- 
gelehnte Definition  des  Vermögens,  welchen  Begriff  wir  der  müssigen 
Stunde  eines  altem  Schriftstellers  verdanken.  Was  soll  aber  der  Schuldner 
mit  einem  Gegenstand,  über  den  er  nichts  „vermag"? 

Wir  bemerken  hier  gleich,  dass  der  folgende  IV.  Abschnitt  mit  den 
Worten  beginnt:  „Gläubiger  kann  überhaupt  nur  Jemand  werden,  wenn 
und  soweit  er  Kapital  besitzt."  Wir  glauben,  gerade  hierin  zeige  sich 
einerseits  das  Verfahren  des  Verf.  und  anderseits  die  vollständige  Be- 
deutungslosigkeit der  herrschenden  Theorien  frappant.  Offenbar  ist  doch 
wohl  einmal  der  Verl  nicht  berechtigt,  dem  Gläubiger  als  „Kapital"  zu- 
zuschreiben, was  eben  erst  beim  Schuldner  „zur  weitem  Produktion"  ver- 
wendet werden   soll  — ,   während  doch  wiederum  nicht  anzunehmen   ist, 
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dass  ein  nnd  derselbe  Gegenstand  in  verschied'neu  Händen  unverändert 
eins  und  dasselbe  bedeute. 

Es  ist  aber  nicht  hier  der  Ort,  unsre  persönliche  Anschauung  zu  be- 
gründen. Den  Unbefangenen  wird  es  aber  eigen thümlich  berühren,  wenn 
er  sieht,  wie  im  weitem  Verlauf  der  Arbeit  die  kapitalistische  Seite  des 
Kredits  völlig  unbeachtet  bleibt.  Der  Verf.  spricht  wenigstens  (S.  114) 
von  einem  „Konsumtionskredit''  und  sagt  auf  S.  107:  „Allerdings  können 
Bealkreditgeschäfte  nur  von  besitzenden,  und  von  besitzlosen  Schuldnern 
nur  Personalkreditgeschäfte  abgeschlossen  werden**,  womit  zu  vergleichen 
wäre  S.  134;  „Arme  können  einander  nichts  borgen,  und  Eeiche  brauchen 
es  nicht  (!);  dagegen  können  Reiche  und  Arme  neben  einander  als  gebome 
und  designierte  Gläubiger  und  Schuldner  bezeichnet  werden.**  Wiederum: 
„die  Bezeichnung  landwirthschaftlicher ,  industrieller,  merkantiler  Kredit 
will  nicht  besagen,  der  Schuldner  gehöre  mit  seiner  Person  diesem  oder 
jenem  Stand  an,  sondern  das  Kapital  (sie!)  finde  in  dem  einen  oder  andern 
Betrieb  eine  Verwendung  (S.  114).  Ob  es  dem  Verf.  noch  gelingen  wird 
eine  innerliche,  aus  den  ungleichen  Gewerbsbediugungen  der  einzelnen  Be- 
rufsklassen sich  von  selbst  ergebende  Begründung  der  verschiedenen  Kredit- 
formen zu  liefern,  muss  abgewartet  werden.  Wie  wird  er  aber  wahr- 
scheinlich machen,  warum  Industriolle  und  Kaufleute  einander  nur  Waaren- 
kredit  und  nicht  Geldkredit  gewähren,  die  Laudwirthe  weder  diesen  noch 
jenen,  alle  Dreie  aber  beim  Publikum  Geld  holen,  und  warum  an  der 
heutigen  Industriekrisis  die  ungebührliche  Ausbeutung  des  Waarenkredits 
wesentlichen  Antheil  habe?  —  Die  in  diesem  Abschnitte  gemachten  Unter- 
scheidungen scheinen  übrigens  dennoch  mehr  auf  die  äussere  Form,  als 
auf  das  Wesen:  also  auf  die  wechselnden  Kreditbedürfnisse  basiert  zu  sein. 
Diese  Formen  sind  wohl  vollständig  dargestellt,  scheinen  aber  materiell 
wenig  Ausbeute  zu  gewähren. 

Hinsichtlich  der  Theorie,  dass  der  Kredit  anticipiorte  Zahlung  sei 
(S.  240  ff.),  ist  uns  die  Auffassung  des  Autor  nicht  ganz  klar.  —  Später 
(S.  243)  formuliert  er  als  die  verschiedenen  Möglichkeiten  im  Vorhältniss 
von  Leistung  und  Gegenleistung:  1)  für  zukünftige  Geldgabe  gegenwärtige 
Geldgabe  ( —  man  beachte  die  Umstellung  — );  2)  für  zukünftige  Geldgabe 
gegenwärtige  Waarengabe;  3)  für  zukünftige  Waarengabe  gegenwärtige 
Waarengabe  und  zwar  a)  naturalwirthschaftliches  Darlehn  und  b)  Waaren- 
tausch  auf  Kredit;  4)  für  zukünftige  Waarengabe  gegenwärtige  Geldgabe.  — 
Es  würde  uns  zu  weit  fuhren,  wollten  wir  hier  untersuchen,  ob  eine 
durchgehende  Gegenüberstellung  von  Waare  und  Geld  theoretisch  berechtigt 
ist,  beschränken  uns  also  nur  auf  die  Aeusserung  eines  Zweifels.  Der 
Waarentausch  auf  Kredit  aber  wird  sich  weder  juristisch  noch  wirthschaft- 
lich  halten  lassen,  und  die  wenigen  unter  4)  einzureichenden  Fälle  sind 
so  eigen  thümlich  geartet,  scheinen  auch  mit  dem  Wesen  des  Kredits 
innerlich  so  wenig  verwandt,  dass  die  ganze  Scheidung  wenig  mehr  von 
wirklicher  Bedeutung  übrig  behält.  Unser  Autor  scheint  sich  allerdings 
die  Aufgabe  gestellt  zu  haben,  alle  Möglichkeiten  in  das  System  zu  bringen 
und  das  ist  gewiss  auch  sehr  verdienstlich.  Nur  muss  alsdann  auf  das 
schliessliche  Ergebniss  sorgfältig  gesehen,  d.  h.  bloss  das  gewählt  werden, 
was  sich  weiterhin  theoretisch  und  praktisch  verwerthen  lässt.    (Dies  sagen 
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wir,  weil  eben  die  Falle  (sub  4)  der  PräDumeration  für  die  Kredittheorie 
kein  sehr  geeignetes  Material  zu  sein  scheinen.) 

Die  Theorie  des  Verf.  ist  gewiss  unrichtig.  Sie  ist  aber  auch  so  eng, 
dass  eine  ganze  Reihe  kreditmässiger  Funktionen  davon  uubeiührt  bleiben, 
von  dem  Verf.  auch  vorderhand  mit  Stillschweigen  übergangen  werden. 
Dies  gilt  schon  für  eine  Reihe  von  Vertragsformen,  dem  Acceptationskredit, 
dem  Constitutum  u.  s.  w.  — ,  noch  mehr  aber  für  eine  wirthschaftliche 
Thatsache,  welche  mit  dem  eigentlichen  Vertrage  gar  nichts  zu  thun  hat, 
für  die  Zahlung. 

Unter  all  den  Prozessen,  auf  welche  der  Kredit  wirkt,  ist  wohl  keiner 
in  neuster  Zeit  so  stark  ergriffen  worden,  als  eben  dieser,  und  gewiss 
liegen  gerade  hier,  wie  der  Herausgeber  dieser  Zeitschrift  richtig  hervor- 
gehoben hat,  Keime  einer  Entwicklung,  deren  Umfang  sich  gar  nicht  be- 
messen lässt.  Was  hat  er  aber  mit  dem  Zeitabstand  zwischen  Leistung 
und  Gegenleistung,  was  mit  dem  Zinse  zu  schaffen?  Zwar  lässt  der  hie 
und  da  gebrauchte  Ausdruck  der  „Geldersparung"  schliessen,  dass  der  Verf. 
in  dieser  Weise  diese  Funktionen  sich  erkläre;  die  Verbindung  mit  dem 
Grundgedanken  wird  dadurch  aber  nicht  gewonnen. 

Ueber  den  Rest  des  Buches  können  wir  kurz  sein.  Der  Verf.  fordert 
u.  a.  für  die  Werthpapiere  die  gesetzliche  Aufstellung  gemeinsamer  Ge- 
sichtspunkte; er  rechnet  dazu  auch  die  Speisekarten  und  Theaterbillets, 
wie  er  denn  meint,  man  könne  auch  gegen  einen  (mit  wechselrechtlicher 
Exekution  verbundenen  ?)  Wechsel,  der  auf  Waaren  lautet,  nichts  einwen- 
den. Weiter  S.  197:  „Das  Papiergeld  ist  nicht  ein  Werthpapier,  sondern 
ein  „papierner"  Werth  nicht  ein  Kreditwerth  0,  sondern  eine  Werth- 
fiktion,  die  einer  Sache  als  solcher  ununterscheidbar  von  ihr  einver- 
leibt sein  soll  (wonach  also  jede  Amortisation  grundsätzlich  ausgeschlossen 
wäre).  Eine  solche  Werthfiktion  mit  rechtsgültiger  Folge  für  den  Verkehr 
zur  Geltung  zu  bringen,  ist  der  Wirkungssphäre  der  Privatpersonen  nicht 
anheim  gestellt.  (In  seinem  „Geld"  hatte  der  Verf.  —  nach  Goldschmidt  — 
gesagt:  das  Papiergeld  könne  —  ohne  weiteres  Verbot  —  auch  von  Pri- 
vaten ausgegeben  werden.)  Wenn  und  wo  sie  aber  auf  Grund  einer  Staats- 
handlung zur  Geltung  kommt,  da  wird  der  fingierte  Werth  gegen  stand  ganz 
ebenso  gebraucht,  wie  ein  wirklicher,  das  Papiergeld  wie  das  Metallgeld. 
Man  kauft  und  zahlt  auch  mit  dem  Papiergeld^  man  gibt  es  nicht  in  Tausch 
und  nicht  an  Zahlungsstatt."  Das  AUes  ist  im  schnurgeraden  Gegensatz 
zu  den  frühem  Aeusscrungen.  —  Die  folgende  Diskussion  mit  Unger  und 
Kunze  über  das  Papiergeld  ist  übrigens  dadurch  geknickt,  dass  zwischen 
positiv-gesetzlicher  und  gewohnheitsrechtlicher  Sanktion  nicht  unterschieden 
wird.  — 

Mit  den  Erörterungen  auf  S.  258  betritt  der  Verf.  das  Gebiet  des 
Geldes  wieder,  wo  wir  ihn  bereits  zu  begrüssen  Gelegenheit  hatten.  Es 
handelt  sich  um  den  Einfluss  des  Kredits  auf  den  Preis  des  Geldes  und 
der  Waaren.  Die  Preisbestimmung  beim  Geld  ist  nach  ihm  einfach,  denn 
es  ist  jn  Waare,  folgt  dem  grossen  Ricardo'schen  Maximalkostenprinzipe, 
und  wenn  durch  beschleunigte  Circulation  und  durch  Ausbildung  des  Kredit- 
wesens (welches?)  Geldgebrauch  erspart  wird,  so  muss  eine  Senkung  des 
Preises  eintreten.     D.  h.  die  Ersparung  muss  sehr  bedeutend  sein,  sie  muss 
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sich  auf  den  gesammten  Metallgebrauch  erstrecken,  die  ProduktioDsrcr- 
hältnisse  dürfen  sich  nicht  ändern  u.  s.  f.  Auch  das  versteht  sich,  dass  das 
Sinken  des  Preises  sich  nicht  in  einem  einzigen  Lande  manifestiert  u.  s.  f. 
u.  s.  f.  Bei  so  viel  Beschränkungen  und  Erweiterungen,  Bedingungen  und 
Suppositionen  scheint  die  Absicht  des  Verf.  die  zu  sein,  den  Kicardo'schen 
Gedanken  richtiger  zu  fassen,  während  er  doch  von  demselben  sich  so  weit 
entfernt,  dass  er  ihn  füglich  ganz  aufgeben  konnte. 

Wenn  wir  aber  diesen  und  die  folgenden  Theile  des  Buches  richtig 
auffassen,  so  kam  es  dem  Verf.  nicht  sowohl  darauf  an,  die  Diskussion 
abzuschliessen ,  wozu  namentlich  auch  die  statistische  Methode  hatte  be- 
nützt werden  müssen.  Wenigstens  finden  wir  oft  nur  eine  Exposition  der 
verschiedenen  Motive,  als  Vorbereitung  für  die  folgenden  Abhandlungen. 
Auf  die  breiter  gehaltenen  Untersuchungen  über  den  Check,  über  den 
Wechsel  und  namentlich  über  den  Einfluss  von  Geld  und  Kredit  auf  die 
Waarenpreise  können  wir  uns  aber  hier  um  so  weniger  einlassen,  als 
unsre  durchaus  verschiedne  Auffassung  grössere  Ausführlichkeit  uöthig 
machen  würde.  —  Der  letzte  Abschnitt  über  Zinsgesetzgebuug ,  Konten- 
kauf,  Judenverfolgungen  etc.  steht  mit  dem  Uebrigen  kaum  in  noth wendigem 
Zusammenhang. 

Der  Leser  erwartet  aber  zum  Boschluss  der  beiden  Rezensionen  unser 
ürtheil  über  das  Knies'sche  Buch  bzw.  dessen  bis  jetzt  erschienene  Theile.  — 
Wer  auf  dem  Boden  der  herrschenden  Theorie  steht  und  insbesondre  von 
dem  Vorhaben  jener  juristischen  Nationalökonomen  neue  Errangensühaften 
für  unsre  Disziplin  erwartet,  wird  die  Monographie  begrüssen,  denn  es  ist 
kein  Kleines,  einen  so  wohl  bekannten  Gelehrten  wie  Knies  auf  seiner 
Seite  zu  wissen.  Wer  aber  von  der  Unzulänglichkeit  Beider  überzeugt 
ist,  befindet  sich  in  der  peinlichen  Lage,  zwischen  den  einzelnen  Fartieen 
des  Buchs  und  dessen  schli esslichen  Resultaten  eine  Sanderung  eintreten 
zu  lassen,  und  er  wird  bedauern,  dass  der  gute  Eindruck  jener  und  der 
hier  zu  Tage  tretende  Scharfsinn  wiederum  durch  die  Hinleitung  auf  das 
letzte  Ziel  getrübt  wird.  Jedenfalls  wären  in  manchen  Fragen  strik- 
tere Beweisführung  durch  Statistik  und  Geschichte  am  Platze  gewesen.  — 
Unsere  Besprechungen  sind,  was  wir  anmerken  möchten,  aus  einer  langen 
und  eingehenden  Beschäftigung  mit  den  Grundproblemen,  was  uns  auch 
zu  den  Knies'scheu  Arbeiten  führte,  hervorgewachsen.  Leider  war  der 
Anlass  nicht  dazu  angethan,  mit  längeren  Ausführungen  hervorzutreten, 
was  hoffentlich  bald  in  einer  selbständigen  Arbeit  geschehen  wird,  und 
so  mussten  wir  uns  hier  auf  wenige  Andeutungen  beschränken,  die  viel- 
leicht nicht  einmal  für  den  nächsten  Zweck  völlig  ausreichen.  Aber  die 
im  Buch  erörterten  Fragen  schienen  uns  so  wichtig,  dass  wir  glaubten, 
auch  das  in  jeder  mehr  kritischen  Behandlung  liegende  Odium  auf  uns 
nehmen  zu  müssen. 

Jena.  E.  Hoitz. 
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II. 
Statistische  Publikationen  über  die  Stadt  Kopenhagen. 

Auf  YeraDlassuDg  dur  Kommunal  Verwaltung  Kopenhagens  sind  im  Herbste 
1876  zwei  statistische  Arbeiten  herausgegeben  als  Anfang  zu  einer  fort- 
laufenden statistischen  Behandlung  der  die  Stadt  betreffenden  Verhältnisse 
und  eventuell  als  Vorbereitung  zur  Errichtung  eines  kommunalen  statisti- 
schen Bureaus.  Die  zwei  Werke,  „Statistische  Mittheilungen  über  die 
Stadt  Kopenhagen'*  I.  und  Tabellenwerk  zur  Statistik  Kopenhagens*'  I. 
(„Statistiske  Oplysninger  om  Staden  Kjdbonhavn"  I.  og  „Tabelvaerk  til  Kj<5- 
beuhavus  Statistik"  1.),  sind  unter  der  Leitung  des  Bürgermeisters  der 
zweiten  (Finanz-)  Abtheilung  des  Magistrats,  des  Geheimenraths  Fenger, 
ausgearbeitet.  —  lieber  dieselben  erlaube  ich  mir  im  Folgenden  ein  kur- 
zes Eesum^  mitzutheilen. 

I.  Die  „Statistischen  Mittheilungen  über  die  Stadt  Kopenhagen."  (XIII 
u.  80.  8)  enthalten  eine  Sammlung  von  grösstentheils  schon  früher  veröffent- 
lichten, aber  in  kommunalen  und  administrativen  Jahresberichten  zerstreu- 
ten Mittheilungon.  —  Ich  theile  hier  nur  die  Daten  des  Werkes  und 
solche  einzelne  Berechnungen  mit,  die  zum  Vergleich  mit  den  Zuständen 
in  andren  Städten,  ohne  spezielle  Kenntniss  der  Verhältnisse  und  Insti- 
tutionen Kopenhagens,  benutzt  werden  können. 

Die  77  Tabellen,  welche  das  Buch  enthält,  geben  Aufklärung  über 
die  topographischen  und  meteorologischen  Verhältnisse  der  Stadt,  die  Grösse 
der  Bevölkerung  und  ihre  Bewegung  (Eheschliessungen,  Geburten,  Todes- 
fälle), die  sanitären  Verhältnisse,  die  Erwerbsquellen  der  Bevölkerung 
und  die  merkantilen  Verhältnisse  im  Allgemeinen,  den  Gebrauch  der  in- 
neren und  äusseren  Kommunikationsmittel,  den  niederen  und  höheren  Un- 
terricht, den  Besuch  der  wissenschaftlichen  Anstalten,  der  Museen  und 
Theater,  das  Armen wesen,  die  Kriminalverhältnisse  und  endlich  das  Bud- 
get und  die  Verwaltung  der  Stadt. 

Die  Stadt  Kopenhagen,  mit  einem  Areale  von  ca.  2200  Hektaren, 
von  denen  ein  Fünftel  innerhalb  der  alten,  jetzt  zum  Theile  niedergeris- 
senen Wälle,  hat  im  Laufe  des  Jahrhunderts  ihre  Bevölkerung  mehr  als 
verdoppelt.  1801  hatte  sie  100975  Einwohner,  1840:  120819,  1860: 
155143,  1870:  181291.  Es  ist  anzunehmen,  dass  sich  die  Bevölkerung 
seit  1870  um  ca.  5000  Individuen  jährlich  vermehrt  hat,  so  dass  die 
Stadt  jetzt  die  Zahl  von  200000  Einwohnern  weit  überschritten  hat. 
(1877:  ca.  215000).  Diese  Zahl  stützt  sich  auf  eine  Berechnung,  welche  auf 
den  Verzeichnissen  beruht,  die  die  Polizei  jährlich  über  die  sämmtlichen 
Einwohner  der  Stadt,  welche  über  10  Jahre  alt  sind  und  nicht  in  Kaser- 
nen, Stiftungen  und  ähnlichen  Gebäuden  wohnen,  aufnehmen  lässt.  Eine 
eigentliche  Volkszählung  hat  leider  seit  dem  Jahre  1870  nicht  stattge- 
funden. Wieviel  die  Vergrösserung  dem  üeberschusse  der  Geburten  über 
die  Todesfalle  und  wieviel  dem  üeberschusse  der  Einwanderung  über  die 
Auswanderung  verdankt,  ist  mit  Leichtigkeit  aus  der  folgenden  Tabelle 
zu  ersehen. 
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Tj  i  t  c  r  n  t  u  r. 


Männlich. 

Weiblich. 

Gesammtbevolkenuig. 

VeberechaM : 

der  Geburten. 

der  Einwan- 
derung. 

der  Geburten. 

der  Einwan- 
derung. 

der  Gebarten. 

der  EiDwu- 
denuif. 

1801— 4T) 

1542 

5283 

9682 

3337 

11224 

8620 

40—50 

1848 

4182 

1831 

4920 

3679 

9102 

50—60 

3942 

5808 

4263 

7530 

8205 

13338 

60—70 

6048 

4031 

6265 

9804 

12313 

13835 

1801—70 

13380 

19304 

22041 

25591 

35421 

44895 

70—75 

2456 

13218 

2411 

6624 

4867 

19842 

Es  geht  hieraus  hervor,  dass  für  Kopenhageu  wie  für  andere  grosse 
Centren  die  grössere  Hälfte  des  Zuwachses  der  Bevölkerung  dem  Einwan- 
derungsüberschusso  angehört,  und  zwar  zeigte  es  sich  auch  bei  der  Zählung 
von  1870,  dass  mehr  als  ein  Drittel  der  Bevölkerung  in  der  Provinz  und 
ungefähr  8  Prozent  im  Auslande  geboren  waren. 

Um  nun  aber  die  eigentliche  und  natürliche  Art  der  Vermehrung 
genauer  kennen  zu  lernen,  theile  ich  hier  die  folgende  kleine  Zusammen- 
stellung über  die  Zahl  der  Eheschliessungen,  Geburten  und  Todesfalle  für 
den  Zeitraum  von  1860 — 74  mit,  indem  ich  ausserdem  die  interessantesten 
Geburtsdaten  hinzugefügt  habe. 


1870 

1871 

1872 

1873 

1874 

1870-74 

1865-69 

1860-64 

OesammtEahl      der 

Trauungen   .     . 

1511 

1586 

1768 

1914 

1996 

8775 

7465 

6666 

Gcsammtzahl      der 

Geburten      .     . 

5671 

5710 

6064 

6292 

6626 

30363 

28349 

27865 

Gesammtzahl      der 

Todesfälle    .     . 

4418 

5173 

5047 

5348 

5510 

25496 

21938 

21963 

Geborene     Knaben 

und  Mädchen    . 

1,05:1;   1,02:1 

1,05:1 

1,10:1 

1,03:1 

1,05:1 

1,07:  li   1,08:1 

Lebend-  und  Todt- 

! 

geborene      .     . 

26,13:1 

24,72:1 

24,27:1 

25,77:1 

28,06:125,78:1 

22,95:  l'21,77:I 

Ehelich    u.   ausser- 

' 

1 

! 

ehelich  Geborene 

3,48:1 

3,48:1 

3,46 : 1 

3,23:1 

3,59:1 

3,44:1 

3,51:  1 

3,65:1 

Ich  knüpfe  hieran  die  Bemerkung,  dass  in  dem  angeführten  Zeiträume, 
1860 — 74,  reichlich  ein  Fünftel  von  den  Lebendgeborenen  (ungefähr  gleich- 
massig  bei  Knaben  und  Mädchen)  ausser  der  Ehe  geboren,  von  den  Todt- 
geborenon  aber  mehr  als  ein  Drittel  illegitim  war.  Mit  Rücksicht  auf 
das  Yerhältniss  zwischen  den  Geschlechtern  führe  ich  aus  unsren  sämmt- 

Männ- 
lichen   Geburten   in    diesem   Jahrhundert   folgende  Proportion   an:    ^^rr-rr 

liches  Geschlecht         104,6        ,  ^,.  ,        ^  „     .., ,  ,.     •  i 

rr-^ >,- -;i — r-;  =  vv^tt-   imd    aus   sammtlichen  Volkszahlungen  die  fol- 

liches  Geschlecht        100 

Männliches  Geschlecht       93,8     ,^        .  ,  .       .  ix-     i . 

gende:  =.- .tt. -, >i — r\~\-.  =  t:^;:  -    Man  sieht,  wie  gewaltig  hier,    wie 

*^  Weibbches  Geschlecht       100  »  ©  e  i 

anderswo,  das  männliche  Geschlecht  den  kleinen  üeberschuss  in  der  aller- 

frühesten  Periode  des  Lebens  büssen  muss. 
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Betrachten  wir  dann  genauer  die  Sterblichkeitsverhältnisse,  so  findet 
man,  dass  die  Stadt  ein  wenig  fortgeschritten  ist,  indem  die  Mortalität 
jetzt  26,3  pro  mille  ist.  Ich  glaube  am  deutlichsten  das  Mortalitätsver- 
hUltniss  zwischen  den  Geschlechtem,  zwischen  der  früheren  und  der  jetzi- 
gen Zeit  und  zwischen  der  Hauptstadt  und  dem  ganzen  Lande  durch  die 
folgende  Tabelle,  die  ja  keines  weiteren  Kommentars  bedarf,  darlegen  zu 
können. 

Wahrscheinliches  Lebensalter, 
d.  h.  daü  Alter,  in  welchem  die  Hälfte  der  sar  selben  Zeit  Lebenden  gestorben  ist. 


Die  Stadt  Kopenhagen 

Das  Königreich 
Dänemark 

Männlich:  Weiblich 

Männlich  Weiblich 

Männlich,  Weiblich 

1835  —  44 

1860  —  69 

1860  —  69 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

Bei  der  Geburt  .     .     . 

36,9 

40,0 

37,4 

43,3 

52,0 

54,5 

Im  Alter  von    5  Jahren 

50,7 

56,8 

54,1 

62,0 

62,1 

64,6 

.       -        -    20       - 

52,7 

60,3 

56,7        64,9 

65,0 

67,5 

-       -        -    50        - 

62,7 

68,4 

65,2        71,2 

70,3 

72,3 

-       -        -    70       - 

75,1 

76,4 

76,6 

77,8    1 

77,7 

78,2 

An  den  sämmtlichen  Mittheilungen  über  die  Hospital-  und  die  son- 
stigen sanitären  Verhältnisse  gehe  ich  vorüber;  es  ist  so  schwierig,  selbst  an 
Ort  und  Stelle  diese  Zusammenstellungen  zu  benutzen,  dass  ich  hier,  wo  kein 
weitläufiger  Kommentar  geliefert  werden  soll,  nichts  dayon  hervorzuziehen 
wünsche.  —  üeber  die  industriellen  Verhältnisse  führe  ich  folgende  Daten 
au.  Der  gesammte  Wassergebrauch  betrug  1870:  36.583.410  Hektoliter, 
1875:  45.412.690  Hektoliter;  der  Gasverbrauch  1870:  6|  Millionen  Kubik- 
meter, 1875:  9  Millionen;  die  Handelsflotte  der  Stadt  erreichte  den  31.  März 
1871:  370  Segel-  und  Dampfschiffe  über  4  Eegistertons  mit  im  Ganzen 
49415  Kegistertons,  den  31.  Dezember  1875:  432  mit  72191  Eegistertons. 
Die  Zahl  der  abgeschickten  und  angekommenen  Telegramme  betrug  im 
Jahre  1870:  264000,  im  Jahre  1875:  404000;  die  Zahl  der  angekommenen 
Briefe  hat  sich  seit  1870  beinahe  verdoppelt  und  beträgt  jetzt  etwa  an- 
derthalb Millionen  Stück. 

Man  erkennt  aus  diesen  einzelnen  Zahlen  einen  starken  und  wesent- 
lichen Zuwachs  auf  verschiedenen  Gebieten,  welcher  immer  sichrer  die 
Entstehung  der  Grossstadt  prophezeit  Schon  der  Umstand,  dass  die  Stadt 
die  Mittel  hat,  jährlich  über  eine  Million  Mark  in  den  Pferdeeisenbahnen 
zu  verfahren,  ein  Verkehr,  der  vor  kaum  einem  Dutzend  Jahren  ja  ganz 
unbekannt  war,  zeugt  hinlänglich  von  dem  bedeutenden  Aufschwünge.  — 
Ich  führe  hier  noch  an,  dass  die  Anzahl  der  Schulkinder  (d.  h.  der  Kin- 
der, welche  überhaupt  Unterricht  erhielten)  von  25200  am  1.  Mai  1871 
bis  auf  27519  den  1.  Mai  1876  gestiegen  ist. 

Die  Anzahl  der  Armen,  femer  die  der  Verbrecher  ist,  ungeachtet  der 
stark  steigenden  Bevölkerung,  nicht  unbedeutend  in  Abnahme.  Obgleich 
aber  die  Anzahl  der  eigentlichen  öffentlichen  Armen  sich  verringert  hat, 
zeigt  sich  doch  eine  Steigerung  in  der  nicht  offiziellen,  aber  nicht  weniger 
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peiulicheu  Armaih  deutlich  darin,  dass  die  öffentlichen  und  privaten  Leih- 
anstalten im  Jahre  1870  ca.  1.100.000  Pfänder  mit  einem  veranschlagten 
Wertho  von  3.260.000  Mark,  im  Jahre  1875  aber  ca.  30000  Pfänder  mehr 
und  im  Ganzen  zu  einem  Werthe  von  über  4  Millionen  Mark  hatten.  Die 
Zahl  der  Verbrecher  hat,  wie  bemerkt,  abgenommen,  jedoch  sind  hier,  wie 
überall,  die  Sittlichkei tsverbrechen  und  theilweise  auch  die  Versehen  gegen 
Autorität  und  Ordnung  in  starker  und  beständiger  Steigerung  begriffen. 

Das  Letzte,  was  ich  aus  der  referirteu  Arbeit  hervorzuheben  wünsche, 
ist  eine  Zusammenstellung  der  Vermögensverhältnisse  der  Einwohner.  Die 
folgende  Tabelle  basirt  auf  den  Kosultaten  der  kommunalen  Einkommen- 
steuer. 


1865 
1870 
1875 


Von  der  Gcsammtzahl  der  Steuerpflich- 
tigen betrug  die  Zahl  der  Steuerpflich- 
tigen mit  einem  angenommenen 
£inkommmen 


Von  900  bi«  Von  2700  bis  Von  4500  bis   Von  22500  M. 
zu  2700  M.     zu  4500  M.    zu  22500  M      und  darüber 


72,6  o/„ 
74,5   - 
78,3    - 


13,0  ö/o 

11,6    - 

9,0    - 


13,3  o/o 
12,7    - 
11,3    - 


'.l«/o 
1,2   - 

1,4   - 


Von  dem  gesammten  Angenommenen 
Einkommen  betrug  das  Ein- 
kommen 


Von  900  bis 
zu  2700  M. 


Von  2700  bis  Von  4500  bis  Von  22500  M. 
zu  4500  M.  zu  22500  M.  und  darüber 


33,2  0/j 

33,9    - 
33,5    - 


13,9  0/^  36,7  0/, 


13,0    - 
9,9 


35,1 
31,0 


16,2  0/^ 
18,0    - 
25,6    - 


Vier  Fünftel  der  Einwohner  (mit  Einnahmen  unter  2700  Mark)  be- 
ziehen nur  ein  Drittel  der  Gesammteinnahmen ,  während  anderthalb  Pro- 
zent der  Bevölkerung,  jedoch  die  Matadoren  der  Gesellschaft,  unter  sich 
ein  Viertel  der  Gesammteinnahmen  theilen!  Man  sieht,  dass  Kopenhagen, 
wenn  es  im  Begriffe  ist,  eine  Grossstadt  zu  werden,  auch  eine  sehr  mo- 
derne Stadt  wird.  —  Die  Gesammtanzahl  der  Einkommensteuerpflichtigen 
war  im  Jahre  1875:  27250  mit  einem  angenommenen  Gesammteinkommen 
von  ca.  80  Millionen  Mark;  1862;  Gesammtanzahl  16231,  Gesammtein- 
kommen ca.  46  Millionen  Mark. 

Eine  weitergehende  Untersuchung  über  die  Steuerverhältnisse  Kopen- 
hagens wie  auch  die  Kommunalverwaltung  im  Ganzen  könnte  wohl  auf 
das  vorliegende  Material  basirt  werden,  würde  uns  aber  zu  weit  fuhren. 
Ich  halte  hier  inne  mit  dem  Eesum^  der  allgemeinen  Mittheilungen  und 
gehe  zum  speziellen  Gegenstande  des  Tabellenwerkes  über. 

II.  Das  Tabellenwerk  (240.  4)  ist  eine  Statistik  über  die  Immobilien 
der  Stadt  und  besteht  aus  IJebersichten  1)  über  die  Besitzveränderuugen 
im  Grundeigenthume  während  des  Zeitraums  vom  1.  Januar  1861  bis 
31.  Dezember  1875,  2)  über  die  Anzahl  der  vermessenen,  bebauten  und 
unbebauten  Grundstücke,  nebst  dem  Areal  der  letzteren,  und  3)  über  die 
Anzahl  von  Wohnungen  in  Privatgebäuden,  die  Grösse  derselben,  die 
Miethpreise,  die  Steuern  an  Staat  und  Gemeinde  u.  s.  w.  Ich  begnüge 
mich  aus  dieser  Arbeit  nur  einige  wenige,  summarische  Mittheilungen 
hervorzuheben,  weil  der  eigentliche  Nutzen  des  Werkes  doch  erst  zum 
Vorschein  kommen  kann,  wenn  dies  Material  zu  einer  Monographie  über 
diese,  hier  wie  beinahe  überall,  bisher  allzuwenig  beleuchteten  wichtigen 
Verhältnisse  verwerthet  sein  wird. 


Literatur. 


63 


Der  Umsatz  von  festem  Eigenthum  ist  in  den  Jahren,  welche  das 
Tabellciiwork  umfasst,  1861 — 75,  sehr  bedeutend  gewesen.  Von  dem  ge- 
summten Grundeigenthume,  öffentlichem  und  privatem,  bebautem  uud  un- 
bebautem, zusammen  5675  Stück,  haben  3250  oder  57  Prozent  ihre  Be- 
sitzer in  dieser  Zeit  gewechselt.  Vermittelst  einer  kritischen  Analyse  der 
Verkaufssummen,  die  —  wegen  mancherlei  besonderer  Verhältnisse  bei 
Bestimmung  der  Preise,  die  sich  nicht  registriren  lassen  —  nicht  unmit- 
telbar als  Maassstab  der  Werthveränderungen  benutzt  werden  können, 
wird  die  Steigerung  des  Werthes  des  Grundeigen thums  in  der  verflossenen 
Periode  wahrscheinlich  auf  2  Prozent  jährlich  festgesetzt  werden  müssen, 
und  der  Gesammtwerth  alles  Grundeigenthums  am  Schlüsse  1875  auf  ca. 
340  Millionen  Mark.  Von  letzterer  Summe  betrug  der  Werth  der  Bau- 
lichkeiten, nach  dem  Versicherungsergebniss ,  ca.  321  Millionen,  d.  h. 
112  Millionen  mehr  als  die  gesammte  Assekurauzsumme  im  Jahre  1861. 
Die  hypothekarischen  Schulden  betrugen  im  Jahre  1861:  133  Millio- 
nen Mark,  welche  Summe  dann  in  den  folgenden  15  Jahren  auf  234  Mil- 
lionen vergrössert  worden  ist. 

Die  Gesammtgrösse  der  Privatwohuungen  macht  ca.  4,200,000  Qu.- 
Meter  aus,  mit  einer  jährlichen  Miethe  von  5^  Mark  pr.  Qu. -Meter,  und 
dieser  Raum  war  medio  1875  auf  51477  Wohnungen  vertheilt.  Da  es 
von  Interesse  sein  möchte,  den  Gebrauch  dieser  Wohnungen  etwas  detail- 
lirt  zu  sehen,  habe  ich  schliesslich  folgende  Tabelle  zusammengestellt. 


An 

zahl  der  Bä 
welche  aus- 

umlichkeiten 

9 

welche  zur 

welche  aus- 

schliesslich 

Wohnung 

schliesslich 

Gesammt- 

zur Wohnung 

und  zum  Ge- 

zum Geschäft 

grösse  in 

benutzt  wer- 

schäft benutzt 

benutzt  wer- 

O Meter 

den 

werden 

den 

Keller  an  der  Strasse     . 

775 

1734 

889 

257427 

im  Hinterhause   . 

101 

5 

180 

11486 

Parterre  an  der  Strasse  . 

4739 

2163 

1504 

819914 

im  Hinterhause 

2643 

91 

2528 

500982 

1.  Etage  an  der  Strasse  . 

7147 

87 

331 

708498 

im  Hinterhause 

2638 

30 

839 

277929 

2.  Etage  an  der  Strasse  . 

6287 

22 

154 

592538 

im  Hinterhause 

2251    . 

24 

472 

190693 

3.  Etage  an  der  Strasse  . 

4453 

9 

68 

381379 

im  Hinterhause 

1456 

12 

275 

115900 

4.  Etage  an  der  Strasse  . 

1984 

12 

17 

150460 

im  Hinterhause 

657 

5 

79 

41442 

5.,  6.  u.  7  Et.  a.  d.  Strasse 

10 

5 

5 

706 

im  Hinterhause 

14 

5 

12 

1199 

Mansarde  an  der  Strasse 

3593 

17 

58 

134084 

im  Hinterhause 

1035 
39783      ' 

7 

77 
74  8¥" 

33774 

Zusammen 

4206 

4218411 

M. 

Kubin. 
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I. 

Die  Zahl  der  Gtoisteskranken,    Blinden  und  Taubstummen  in  Thü- 
ringen nach  den  Volkszählungen  von  1871  und  1875. 

Mittheilung  des  statistischen  Bureaus  rereinigtcr  Thüringischer  Staaten. 

Die  mit  der  Volkszählung  yon  1875  verbundene  Aufnahme  der  Gei- 
steskranken, Blinden  und  Taubstummen  in  den  zum  statistischen  Bureau 
der  vereinigten  Thüringischen  Staaten  gehörenden  Ländern  ergab  nach- 
stehende Zahlen: 


Goisteü- 
kraukü 

Blinde 

Taub^ 
stamme 

Staaten 

1 

5 

'S 

r 

B 

BE 
= 

1 

g 

S 

'S 

9 

's 

'S 

g 

N 

8.  Weimar 

a.  Weimariseher  Kreis      .     . 

iJ17 

2ü7 

424 

74 

71 

145 

71 

Sl  152 

b.  Eisenacher           „         •     . 

83     -rü 

153 

56 

48 

104 

77 

73  150 

c,  NeuBtädter           „         .     . 

28    43 

71 

20 

25 

45 

24 

23 

47 

Grosflherüogthum 

32& 

320 

648 

150 

144 

294 

172 

177 

349 

8,  Alteuburg 

a.  Ostkreia 

61 

54 

115 

52 

40 

92 

26 

33 

49 

b.  WeBtkreis 

131 

löü 

281 

23 

19 

42 

U4 

17 

41 

Herzogthum 

193 

204 

396 

75 

59 

134 

50 

40 

90 

Schv.-Rudolatadt 

a*  Oberherrschaft    -     ♦     *     ♦ 

50 

68 

118 

37 

41 

78 

39 

31 

70 

b.  Unter  he  rrachaft  .     .     ,     . 

10 

8 

18 

10 

6 

16 

Ö 

7 

IS 

Ptlrsttinthum 

60 

76 

136 

47 

47 

94 

47 

38 

Sä 

Schw,-SonderBhausen 

a.   Oberherrschaft    ,     .     .     , 

15 

22 

37 

24 

12    36 

13 

14 

27 

b.  Unterherrachaft  ,     .     .     . 

26 

16 

42 

11 

16 

26 

11 

8 

19 

Füratenthum 

41 

38 

79 

35 

37 

62 

24 

22 

46 

Beuss  j.  L. 

a.  Oberländischer  Bezirk  .     , 

36 

26 

62 

23 

53 

66 

34 

27 

61 

b.  Unterland i scher  Bezirk 

33 

25 

58 

22 

27 

49 

22 

10 

33 

FürateDthum 

69 

51 

120 

45 

60 

105 

56 

37 

93 

Füristentlium  Reuss  ä.  L.     . 

27 

4(> 

73 

17 

19 

36 

10 

15 

2& 

Bie  6  Staaten  zusammen 

714 

748 

1462 

369 

i356 

725 

359 

325 

688 

Miscellen. 
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Wir  betrachten  zunächst  die  Geisteskranken  (die  yerschiedonen 
Arten  der  Geisteskrankheiten  zusammengefasst) ,  die  in  den  6  Staaten  so 
zahlreich  sind  als  die  Blinden  und  Taubstummen  zusammen.  Die  1462  Gei- 
steskranken vorthcilon  sich  auf  eine  Gesammtbevölkerung  von  722293  See- 
len, so  dass  auf  je  10000  Einwohner  20,3  Geisteskranke  kommen;  1871 
war  das  Yerhältniss  etwas  ungünstiger,  nämlich  20,8,  während  sich  spe- 
ziell in  S.- Altenburg  und  Schw.-Sondershausen  eine  Vermehrung,  in  S.- 
Weimar,    Schw.-Eudolstadt,    Eeuss  j.  L.  und  Reuss  ä.  L.  aber  eine  Ver- 


minderung der  Geisteskranken 
Geisteskranke 


ergibt.      Es   kamen   auf  10000  Einwohner 

Vermehrung  oder  Vermin- 

derang  in  Prozenten 

5,6 

8,8 

14,4 

0,9 

13,6 

7,2 


+ 
+ 


im  Jahr  1871 

in  S.-Weimar       .     .     .     23,4 

„   S.- Altenburg   .     .     .     25,0 

„   Schw.-Rudolstadt      .     20,9 

„   Schw.-Sondershausen     11,6 

„   Reuss  ä.  L.     .     .     .     19,1 

„  Reuss  j.  L.  .  .  .  13,9 
Mit  andern  Ländern  yerglichen,  nehmen  die  6  Thüringischen  Staaten  mit 
ihrem  Gesammtverhältniss  von  20,3  :  10000  einen  günstigen  Rang  ein; 
es  kamen  nämlich  auf  10000  Einwohner  Geisteskranke^): 


1875 
22,1 
27,2 
17,9 
11,7 
15,5 
12,9 


im  Herzogth.  S.  Coburg-Gotha 
in    Frankreich  .... 
im  Grossherzogth.  Finland 

„    Herzogth.  Anhalt 

„    Königr.  Ungarn     .     . 

„    Grossherzogth.  Hessen 

„    Herzogth.  Braunschweig 
in    den  6  Thüringischen  Staaten 
im  Grossherzogth.  Baden 
in  der  Schweiz       .... 
im  Fürstenth.  Lippe-Detmold 

„    Eönigr.  England  und  Wales 

„         „        Irland 

„         „        Sachsen 

„         „       Dänemark 

„         „       Schweden 

„         „        Preussen  , 

„    Herzogth.  S.  Meiniugen 
„  Lauenburg 

Elsass-Lothringen 
im  Eönigr.  Bayern     .     . 

„         „        Norwegen 

„         „        Schottland 

„    Grossherz.  Oldenburg 

„  „  Mecklenburg-Schwerin 

in  obigen  25  Staaten 


in 


im 


1871 
1872 
1865 
1871 
1870 
1867 
1871 
1875 
1873 
1870 
1871 


1871 
1870 

» 
1871 


1865 
1871 

it 

1867 
Mittel 


15,2 
15,7 
17,0 
18,6 
19,4 
19,5 
19,6 
20,3 
26,9 
29,1 
29,5 
30,4 
30,4 
20,8 
21,8 
21,8 
22,3 
22,4 
22,8 
22,9 
24,7 
80.5 
33,9 
34,4 
52,9 
22,7 


1)  Die  positiven  Zahlen  siehe  „StatisHque  intemationiile. 
Stockholm  1875—76.«« 

XXVIIL 


Etat  de  la  population.    I. 
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Es  würde  also  das  Yerhältniss  der  Thüringisohen  Staaten  um  11  ®/o  un- 
ter das  Mittel verhältniss  obiger  25  Staaten  zu  stehen  kommen.  Speziell 
ragen  nur  8,  Altenburg,  der  Altenburger  Westkreis  und  der  Weimarische 
Kreis  des  Grossherzogthums  S.  Weimar  über  dieses  Mittel  hinaus,  wäh- 
rend alle  übrigen  Staaten  und  deren  Kreise  unter  demselben  bleiben. 
Es  kommen  auf  10000  Einwohner  Geisteskranke  im 

Grossherzogth.  S.  Weimar,  Weimarischer  Kreis 

Eisenaoher  „ 

Neustädter  „ 

Herzogth.  S.  Altenburg,  Westkreis 


27,1 
17,7 
14,1 
58,2 
Ostkreis 11,8 


19,6 
10,9 
11,8 


Fürstenth.  Sohw.-Rudolstadt ,  Oberherrschaft 

Unterherrschaft     . 
Fürstenth.  Schw.-Sondershausen ,  Oberherrschaft 

ünterherrschaft    11,7 
Fürstenth.  Reuss  j.  L,  Oberländisoher  Bezirk    .     15,7 
XJnterländischer      „         .     10,9 
Das  exorbitant  hohe  Yerhältniss  des  Altenburger  Westkreises  erklärt  sich 
zum  Theil   durch    den  Umstand,    dass    das  Genesungshaus    in  Koda    viele 
nicht  Altenburgische  Kranke  beherbergt,  während  hinwiederum  z.  B.  auf 
Sondershäuser  Gebiet   keine   grössere  Irrenanstalt   existirt,    so    dass  viele 
Kranke   ins  Ausland   gebracht   werden    müssen   und    das  Yerhältniss   sich 
demnach  unverhältnissmässig  niedrig  gestaltet. 

Bezüglich  des  Yerhältnisses  der  beiden  Geschlechter  zu 
einander  nimmt  man  vielfach  an,  dass  das  weibliche  Geschlecht  der 
Geisteskrankheit  mehr  ausgesetzt  sei  als  das  männliche.  Unter  den  Thü- 
ringischen Staaten  wäre  das  nur  bei  8.  Altenburg,  Schw.-Kudolstadt  und 
Beuss  ä.  L.  zu  beobachten,  während  in  S.  Weimar,  Schw.-Sondershausen 
und  Beuss  j.  L.,  sowie  in  den  6  Staaten  zusammen  das  männliche  Ge- 
schlecht der  Geisteskrankheit  zugänglicher  zu  sein  scheint.     Es  kommen 


auf 

10000  weib- 

Es  verhält  sich   die   Wahr- 

liehe   Einwoh- 

scheinlichkeit    der    GeUtes- 

auf  10000  männliche 

ner 

weibliche 

krankheit    beim    männlichen 

Einwohner  männ- 

Geistes- 

Geschlecht cum  weiblichen 

liche  Geisteskranke: 

kranke  : 

Geschlecht  wie: 

in  S.  Weimar      .... 

22,9 

22,1 

100  :     96,5 

„  S.  Altenburg  .... 

27,0 

27,2 

100  :  100,7 

„  Schw.-Budolstadt      .     . 

16,1 

19,2 

100  :  119,3 

„  Schw.-Sondershausen    . 

12,5 

10,9 

100  :    87,2 

„  Beuss  j.  L 

11,7 

19,3 

100  :  164,9 

„  Beuss  ä.  L 

15.3 

10,8 

100  :    70,6 

„  den  6  Staaten  zusammen 

20,3 

20,2 

100:    99,5 

Das  Alter  zeigt  die  grösste  Zahl,  nämlich  72  ^j^  aller  Geisteskranken, 
zwischen  20  und  60  Jahren,  während  unter  und  über  diesem  Alter  je 
&8t  gleichviel  Geisteskranke  stehen,  nämlich  13,2  ^/^  und  14,8  ^j^;  es 
stimmen  diese  Verhältnisse  mit  den  meisten  anderwärtigen  Beobachtungen 
überein.  In  kleineren  Gruppen  von  Jahren  betrachtet,  stehen  in  den  6 
Thüringischen  Staaten  im  Alter  von: 


Miscellen. 

unter 

1—     5 

Jahren 

4 

Geisteskranke  oder 

0,29  0/^ 

» 

5—   10 

99 

32 

» 

1» 

2,29    „ 

9i 

10—   15 

M 

64 

99 

f« 

4,57    „ 

V 

15—   20 

» 

84 

» 

>> 

6,01    „ 

» 

20—  30 

i> 

239 

99 

y» 

17,09    „ 

y> 

30—   40 

9» 

269 

>» 

!• 

19,24   „ 

» 

40—   50 

» 

260 

» 

M 

18,59    „ 

1« 

50—  60 

l> 

239 

f) 

» 

17,1      „ 

»> 

60—   70 

» 

149 

» 

» 

10,66   „ 

9> 

70—  80 

» 

49 

W 

» 

3,51    „ 

»f 

80—  90 

» 

8 

» 

>» 

0,58   „ 

» 

90-100 

>» 

1 

» 

» 

0,07    „ 

unbekannten  Alters 
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Von    den    beiden  Geßchlechtem    erscheint   das 

weibliche   in   den 
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höheren 

Altersjahren  zahlreicher  als  das  männliche.     Es  stehen  im  Alter  von 
unter    1 — 20  Jahren  91  männl.  Geisteskr.  oder  14  ^/^  der  männl.  Geisteskr. 
„     20-60       „     490       „  „  „     73    „     „ 

über  60       „       89       „  „  „     13    „     „ 

unter    1—20  Jahren    93  weibl.  Geisteskr.  oder  13  ^/^  der  weibl.  Geisteskr. 
„     20-60       „       517      „  „  „     71    „      „ 

über  60       „       118      „  „  „16    „      „ 


Die  Zahl  der  Blinden  in  den  6  Thüringischen  Staaten 
auf  10000  Einwohner,  die  der  Taubstummen  9,5.     Diese 
mit  denen  anderer  Länder  verglichen,  müssen  ziemlich  hoch 
den.     Es  kommen  auf  10000  Einwohner: 

im  Jahr 
im  Königreich  der  Niederlande       ....     1869 

„    Grossherzogthum  Baden 1873 

in    der  FürstgrafBchaft  Tyrol  und  Vorarlberg   1869 

im  Königreich  Böhmen „ 

„  „  Dänemark 1870 

„    Herzogthum  Anhalt 1871 

„    Grossherzogthum  Hessen 1867 

in    der  Schweiz 1870 

im  Königreich  Sachsen 1871 

„    Fürstenthum  Lippe-Detmold      ....        „ 

„    Königreich  Schweden 1870 

„  „  Bayern 1871 

in    der  französischen  Bepublik 1872 

im  Grossherzogthum  Mecklenburg-Schwerin       1867 

„    Herzogthum  Braunschweig 1871 

in    der  Provinz  Elsass-Lothringen        ...        „ 
im  Herzogthum  S.  Coburg-Gotha    ....        „ 

„    Königreich  Preussen „ 

„  „  England  und  Wales      ...        „ 

in    den  6  Thüringischen  Staaten     .     .     .     .     1875 

5 


beträgt  10,0 
Verhältnisse, 
genannt  wer- 

Blinde 

3,9 

5,2 

5,3 

5,7 

7 

7,1 

7,3 

7,6 

8 

8,0 

8,1 

8,2 

8,4 

8,6 

8,7 

8,9 

9,1 

9,2 

9,5 
10,0 
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im  Jahr  Blinde 

im  Königreich  Irland 1871  11,7 

„  „  Ungarn 1869  11,9 

„  „  Norwegen       1865  13,6 

aof  Island 1870  26 

im  Orossherzogthum  Finland 1865  69,4 

in  den  25  Staaten  zusammen       9,0 

im  Jahr      Taubstumme 
im  Königreich  der  Niederlande        ....     1869  2,9 

„  „  England  und  Wales      ...     1871  5,1 

„    Fürstenthum  Lippe-Detmold       .     .     .     .        „  5,9 

„    Herzogthum  Braunschweig „  6,0 

„  „  Anhalt „  6,1 

„    Königreich  Dänemark 1870  6,2 

„  „  Schottland 1871  6,2 

in    der  französischen  Republik 1872  6,3 

im  Königreich  Sachsen 1871  6,3 

in    der  Fürstgrafschaft  Tyrol  und  Vorarlberg     1869  7,7 

im  Königreich  Böhmen „  7,9 

auf  Island 1870  7,9 

im  Orossherzogthum  Mecklenburg-Schwerin       1867  8,8 

„    Königreich  Bayern 1871  9 

„  „  Norwegen 1865  9,2 

in    den  6  Thüringischen  Staaten    ....     1875  9,5 

im  Herzogthum  S.  Coburg-Ootha    ....     1871  9,5 

„    Königreich  Preussen „  9,6 

„  „  Schweden 1870         10,2 

„  „  Irland 1871  10,3 

„    Orossherzogthum  Hessen 1867  10,7 

in   der  Provinz  Elsass-Lothringen       .     .     .     1871  11,1 

im  Orossherzogthum  Baden 1873  12,2 

„    Königreich  Ungarn 1869  13 

in   der  Schweiz        1870         25 

in  den  25  Staaten  zusammen  8,1 
Das  Yerhältniss  der  Blinden  in  den  6  Thüringischen  Staaten  steht  somit 
um  11  ^/q,  das  der  Taubstummen  um  17  ^/^  über  dem  Mittel  obiger 
25  Staaten.  Oünstig,  d.  h.  unter  diesem  Mittel  verhalten  sich  hingegen 
bezüglich  der  Blinden  Beuss  ä.  L.,  der  Neustädter  Kreis  des  Orossherzog- 
thum s  S.  Weimar,  der  Altenburger  Westkreis  und  die  ünterherrschaft  von 
Schw.-Sondershausen ,  bezüglich  der  Taubstummen  das  Herzogthum  S.  Al- 
tenburg und  speziell  sein  Ostkreis,  das  Fürstenthum  Schw.-Sondershausen 
und  speziell  seine  Unterherrschaft,  das  Fürstenthum  Beuss  ä.  L.  und  der 
Unterländische  Bezirk  des  Fürstenthums  Beuss  j.  L.  —  Sehr  ungünstig 
verhalten  sich  der  Oberländische  Bezirk  von  Beuss  j.  L.  und  der  Eise- 
nacher  Kreis  von  S.  Weimar;  ersterer  steht  56  ^/^  über  dem  Mittel  der 
Blinden,  letzterer  114  ^1^  über  dem  mittleren  Yerhältniss  der  Taubstum- 
men obiger  25  Länder.     Es  kommen  nämlich  auf  10000  Einwohner: 


Mi  sc  eilen. 


Blinde 
im  Grossherzogthum  S.  Weimar  ....     10,0 

a.  WeimariBcher  Kreis      ...      9,3 

b.  Eisenacher  „         ...    12,0 

c.  Neustädter  „         ...      8,9 

im  Herzogthnm  S.  Altenborg 9,2 

a.  Ostkreis 9,5 

b.  Westkreis 8,7 

im  Fürstentham  Schw.-Budolstadt     .     .     .     12,3 

a.  Oberherrschaft 9,7 

b.  Unterherrschaft 12,9 

im  Fürstenthum  Schw.-Sondershausen    .     .       9,2 

a.  Oberherrschaft 11,5 

b.  ünterherrschaft 7,2 

im  Fürstenthum  Reuss  j.  L 11,4 

a.  Oberländischer  Bezirk       .     .14,2 

b.  Unterländischer      „      .     .     .      9,2 

im  Fürstenthum  Beuss  ä.  L 7,7 


Taabstnmme 
11,5 

9,7 
17,3 

9,4 


5,0 
8,5 

11,6 
9,1 

8,6 
5,3 

12,9 
6,0 


6,2 
11,1 

6,8 
10,1 

5,3 


Die  Zahlen  der  Blinden  und  Taubstummen  mit  den  Zahlen 
früherer  Jahre  verglichen,  ergeben  weder  eine  beständige  Abnahme 
noch  eine  beständige  Zunahme;  es  macht  sich  lediglich  eine  wellenförmige 
Bewegung  der  betreffenden  Yerhältnisszahlen  bemerkbar.  Es  kamen  auf 
10000  Einwohner: 


Vermehrung 

Vermehrung 

oder  Vermin- 

oder  Vermin- 

derong  in 

.  denmg  in 

im  Jahr 

BUnde 

Prosenten 

Taabstamme 

Prosenten 

in  S.  Altenburg 

.     .     1849 

8,6 

6,5 

1852 

7,4 

—  13,9 

7.4 

+  13,8 

1855 

7,5 

+     1,4 

7,2 

-    2,7 

1858 

6,9 

—  20 

6,9 

-    4,3 

1861 

5,7 

—     5 

6.1 

-11,6 

1864 

8,7 

+  52,6 

6,9 

+  13,1 

1867 

8,6 

-     1,2 

6,9 

-14,5 

1871 

10,8 

+  25,5 

6,7 

+  13,6 

1875 

10,0 

-     7,4 

6,2 

-     8,9 

in  S.  Weimar    . 

.     1861 

12,3 

14,8 

1864 

11,3 

-     8,1 

14,0 

-     5,4 

1867 

9,8 

—  13,3 

14,0 

1871 

12,2 

+  24,5 

12,3 

-12,1 

1875 

10,0 

—  18,0 

11,5 

—     6,5 

in  Schw.-Sondershausen  1861 

8,3 

6,5 

1864 

9,5 

+  14,4 

7,3 

+  12,8 

1867 

6,5 

—  31,6 

6,5 

—   10,9 

1871 

10,4 

+  60 

7,6 

+  16,9 

1875 

9,2 

—  11,5 

6,8 

—  10,5 

70 

Mifce 

llen. 

Vermehmng 

Vermefanuig 

oder  Vermin- 

oder  VermiD- 

derong  in 

demng  in 

im  Jahr 

BUnde 

Prozenten 

TanbatamoM 

1     ProaentMi 

in  Reoss  j.  L. 

•  •  • 

1864 

11,7 

9,4 

1867 

11,6 

-     0,9 

7,4 

—  21,3 

1871 

10,5 

—     9,6 

8,2 

4-  10,8 

1875 

11,4 

4-    8,6 

10,1 

4-23,2 

in  Sohw.-Budolstadt    . 

1864 

9 

15,5 

1867 

9,5 

+     5,6 

10,9 

—  29,7 

1871 

12,7 

+  33,7 

11,9 

4-    0,9 

1875 

12,3 

—    3,1 

11,1 

4-    0,9 

in  ReuBS  ä.  L. 

. 

1871 

11,1 

7,5 

1875 

7,7 

—  30,6 

5,3 

—  29,3 

Eine  constanie  Ab-  oder  Zunahme   ist  übrig;en8  auch  in  andern  Ländern 

nicht  beobachtet  worden.     In  Sachsen 

z.  B.  kamen  anf  10000  Einwohner 

Za-  oder  Abnahme 

Taub-      Ab-  oder  Zanahme 

im  Jahr 

Bünde 

in  Prozenten 

stamme         in  Proxenten 

1B34 

2,0 

6,3 

1837 

2,6 

4- 

30 

7 

+ 

12,7 

1840 

7,0 

+ 

16,9 

6,9            — 

2,8 

1843 

6,4 

— 

8,6 

6,6            — 

4,3 

1846 

7,5 

+ 

17,2 

5,7             - 

13,6 

1849 

8,3 

+ 

9,6 

6,4            + 

10,9 

1858 

6,2 

— 

33,9 

6 

— 

6,2 

1861 

7,2 

4- 

16,1 

6,1             + 

1,7 

1864 

7 



2,8 

6,2             + 

1,6 

1871 

^.9 

+ 

12,9 

6,3            4- 

1,6 

Hinsichtlich  der  beiden  Geschlechter  wiegt  in  den  6  Thü- 
ringischen Staaten  zusammen  bei  den  Blinden  sowohl  als  bei  den  Taub- 
stummen das  männliche  vor.  In  den  einzelnen  Staaten  aber  macht  sich 
zufolge  nachstehender  üebersicht  nicht  überall  dieselbe  Erscheinung  gel- 
tend, und  während  in  den  6  Staaten  zusammen  bei  den  Taubstummen  das 
weibliche  Geschlecht  auch  im  Jahre  1871  in  relativer  Minderzahl  war, 
war  es  dagegen  bei  den  Blinden  im  Yerhältniss  von  107  :  100  vor  dem 
männlichen  überwiegend.     Es  kommen 


In 


g 


ii 


a 


I 


o3^ 


ist 


Süd  1 


S.  Weimar  .... 
S.  Altenburg  .  .  . 
Schw.-Eudolstadt  .  . 
Sohw.-Sondershausen 

Beuss  j.  L 

Renss  ä.  L 

den  6  Staaten  zusamm. 
,,    6      „     zus.  1871 


10,5 
10,5 
12,6 
10,7 
9,9 
V,4 
10,4 
11,2 


9,6 
7,8 

11,9 
7,8 

12,7 
7,9 
9,5 

11,9 


100:  91 
100:  74 
100:  95 
100:  73 
100:128 
100:107 
100:  91 
100:107 


12,1 
7,0 

12,6 
7,3 

12,4 
4,3 

10,2 

10,4 


11,8 
5,4 
9,6 
6,4 
7,9 
6,3 
8,9 
9,1 


100:  98 

100:  77 

100:  76 

100:  88 

100:  64 
100:147 

100:  87 

100:  88 
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Die  Altersverhältnisse  der  Blinden  und  Taubstummen 
gestalten  sich  aus  naheliegenden  Gründen  sehr  verschieden  von  einander; 
während  die  relative  Zahl  der  Blinden  mit  dem  zunehmenden  hohen  Alter 
noch  wächst,  so  dass  die  Hälfte  aller  Blinden  im  Alter  von  über  60  Jah- 
ren steht,  erreicht  die  Zahl  der  Taubstummen  ihren  Höhepunkt  schon  im 
zweiten  Jahrzehnt  des  Lebens,  und  machen  die  über  60jährigen  Taub- 
stummen nur  10  ^Iq  der  Gesammtzahl  aus.  Die  einzelnen  Altersklassen 
sind  bei  den  Blinden  und  Taubstummen  der  6  Thüringischen  Staaten  wie 
folgt  vertreten: 


& 

1 

a 

kj  *5 

^  ä 

h,  -Ö     □ 

'^    B 

■Ss    ^ 

is 

s 

«si 

sl 

V 

ffl    C 

^  fl 

§ 

^    A 

1 

i|l 

:s 

|l  1 

<   1 

3 

ü  G  '- 

t^      Im 

^     Ih 

EQ 

HS 

'?5 

i 

ly 

n 

«S^ 

Ü 

N 

uoter 

1  — 

5  Jahren  . 

10 

t,4 

13 

2 

5  — 

10       „        , 

14 

1,9 

H-  40 

46 

6,9 

+  255 

10^ 

15       „        , 

18 

2,6 

+  29 

93 

14,1 

+   102 

15- 

20        „        . 

23 

3,2 

H-  28 

65 

9,8 

—     30 

20  — 

30       „        . 

38 

5.8 

+  65 

121 

18,1 

4-     86 

30- 

40       „        , 

69 

8,5 

+   55 

87 

13,1 

—     28 

40  — 

50       „        . 

96 

13,3 

+  63 

90 

13,5 

4-      3 

50- 

60       ,,        , 

103 

14,4 

+     7 

78 

12 

—     13 

60^ 

70       „        , 

120 

16,7 

+  17 

50 

7.4 

—     36 

70  — 

80        „        , 

162 

22,5 

H-   35 

18 

3 

—     64 

n 

80- 

90        „        . 

70 

9,7 

—  57 

1 

0,1 

—     94 

tt 

90  — 

100        „        , 

6 

0,8 

—  91 

— 

unbekannten  Alters  >     . 

6 

26 

Wie  bei  den  Geisteskranken  endlich,  trifft  es  auch  bei  den  Blinden 
zu,  dass  das  weibliche  Geschlecht  in  den  höheren  Altem  relativ  zahl- 
reicher ist  als  das  männliche,  während  die  relative  Zahl  der  über  60 jäh- 
rigen männlichen  und  weiblichen  Taubstummen  dieselbe  ist.  Es  stehen 
im  Alter  von 


« 

h 

. 

t. 

Q 

TJ 

•    Ö 

^ 

<i  ü 

Xt 

9  B      •^ 

s    S 

1 

1 

s 

■3 

1. 

ili 

1. 

ii 

Ii 

s§| 

3 

g  gs 

c    * 

Sä*-, 

£  - 

ei'' 

.Jl 

^ 

^o^ 

g 

-Ja 

0 

^ 

unter  1^20  Jahren 

36 

10 

29 

48 

118 

34 

99 

31 

„    20-fiO      „ 

156 

42 

140 

40 

191 

56 

185 

59 

über  60      „ 

175 

48 

183 

52 

36 

10 

33 

10 

100 

100 

100 

100 

Eingesendete  Schriften. 

üeber  die  Statistik  in  der  Schweiz. 

Statistik  des  ünterrichtswesens  in  der  Schweiz  im  Jahre 
1871.  Im  Auftrage  des  schweizerischen  Departement  des  Innern  bear- 
beitet von  Dr.  Hermann  Einkelin,  Professor  an  der  Universität  und 
Bektor  der  Gewerbeschule  zu  Basel.  Zweiter  Theil.  Basel  —  Genf  — 
Lyon  1875.  Inhalt:  Statistik  der  Primarschulen  und  Ergänzungen 
zum  ersten  Theil. 

Dasselbe.  Fünfter  Theil.  Basel  —  Genf — Lyon  1875.  Inhalt:  Die 
Lehrerbildungsanstalten.  Yerfasst  von  J.  J.  Schlegel,  Reallehrer  in 
St  Gallen. 

Zur  Statistik  der  Eriminalstrafanstalten  in  der  Schweiz  im 
Jahre  1874.  Veröffentlicht  yom  statistischen  Bureau  des  eidgenössischen 
Departement  des  Innern.     Bern  1876.     25  SS. 

Statistisches   Jahrbuch   für   den  Kanton  Bern.     Herausgegeben 
vom  kantonalen  statistischen  Bureau.    VI.  und  YII.  Jahrgang.    Speziell 
für  die  Jahre  1871  und  1872.     Bern  1875. 
Inhalt:    Das  Land;    Bodenbeschaffenheit;    Eintheilung  des  Eantonge- 
bietes;  Bevölkerung;  Bevölkerungsbewegung;  aussergewöhnliche  Todesfalle 
durch  fremde  Hand,  Selbstmord  oder  Unglücksfall;  Gesundheitszustand  der 
Bevölkerung;  volkswirthschaftliche  Zustände;  Viehzucht;  Preise  und  Löhne; 
Versicherungswesen;  Verkehrsanstalten;  Öffentliche  Wohlthätigkeit;  Unter- 
richt und  Erziehung;  Steuerwesen.     719  SS.  8. 

Schweizerische  Viehzählung  vom  21.  April  1876,  erster 
Theil.  Bern  1876.  Die  ersten  99  Seiten  enthalten  die  tabellarischen 
Uebersichten  des  Viehstandes  der  einzelnen  Kantone  und  Bezirke.  Auf 
den  übrigen  Blättern  S.  102  bis  122  sind  vergleichende  GescuDomtüber- 
sichten  beigefügt,  in  denen  nicht  nur  die  Ergebnisse  der  letzten  Vieh- 
zählung mit  denen  von  1866  verglichen  werden,  sondern  auch  der 
Werth  des  gesammten  Viehstandes  untersucht  wird.  Die  Pferde  der 
gesammten  Schweiz  haben  sich  von  100,324  auf  100,935,  das  Rind- 
vieh von  993,291  auf  1,035,930,  die  Schweine  von  304,428  auf 
334,515  in  dem  zehnjährigen  Zeitraum  von  1866 — 76  vermehrt,  da- 
gegen haben  sich  die  Schafe  von  447,001  auf  367,549  vermindert 
Der  Gesammtwerth  des  Viehstandes  im  Jahre  1876  wird  auf  333,675,505 
Franken  angeschlagen,  wovon  über  ^/g,  nämlich  255,224,150  Franks, 
auf  den  Werth  des  Bindviehs  gerechnet  wird. 

Geburten,  Sterbefälle  und  Trauungen  in  der  Schweiz  im 
Jahre  1875.     Bern  1876.     101  S. 


Drack  Ton  Ed.  Frommann  ia  Jena. 


IL 
Die  Bankentwicklang  im  Königreich  Sachsen 

nach  amtlicheu  Quellen  dargestellt 


von 
Dr.  Heinrich  v.  Posohinger» 

K.  Bexirknmtt-AtMfior. 
Fortsetsang ' ). 

§.25. 
Sächsische  Bankprojekte  zu  Anfang  des  19ten  Jahrhun- 
derts bis  zur  Gründung  des  Leipziger 
Kassen-Vereins  1824. 

Die  welterschütternden  Ereignisse,  welchen  das  neugeschaffene 
Königreich  Sachsen  zum  nicht  geringen  Theile  den  Schauplatz  abge- 
geben hat,  drängten  selbstverständlich  den  Gedanken  an  Begründung 
eines  KrecUtinstitutes  zurück.  Kaum  war  aber  der  Friede  heimgekehrt,' 
so  fehlte  es  nicht  an  Stimmen,  welche  in  diesem  Sinne  ihr  Votum 
abgaben.  Zunächst  schlugen  der  Hofagent  Levy  zu  Leipzig  und  der 
Amtshauptmann  v.  Nostitz  die  Errichtung  einer  Depositen-,  Giro-  und 
Leihbank  vor,  wozu  der  Staat  die  Hauptfonds  einschiessen  sollte.  Die 
Kommerzien-Deputation  meinte  aber,  dass  bessere  und  ruhigere  Zeiten 
abzuwarten  seien,  bis  auf  diesen  an  sich  nicht  verwerflichen  Vorschlag 
eingegangen  werden  könne'). 

Im  Jahre  1814  beantragte  ein  Mathematiker  Namens  Köhler  die 
Errichtung  einer  in  grossartigstem  Maassstabe  angelegten  sächsischen 
Staatsbank^),  fand  aber  damit  bei  der  Landes-Oekonomie-,  Manu- 
faktur- und  Kommerzien-Deputation,  welch'  letztere  zur  gutachtlichen 
Berichterstattung  aufgefordert  worden  war,  eine  ausserordentlich  kühle 
Aufnahme^).  Köhler  Hess  sich  indessen  deshalb  in  der  Verfolgung 
seines  Zieles  nicht  irre  machen,  brachte  vielmehr  bei  dem  allgemeinen 

1)  8.  Bd.  XXVI,  S.  366. 

S)  Cf.  Akta  im  O.  Dr.  StA.  die  von  der  WiederaufhelfQngs-Kommisftion  su  Verbes- 
serung des  Manafaktorstandes  vorgeschlagenen  Maassregeln  betr.  de  anno  1808—1813.  5944. 

3)  Akta  im  G.  Dr.  St.A.  die  von  dem  Mathematico  Köhler  vorgeschlagene  Errich- 
tnng  einer  Staatsbank  betr.  de  anno  1814. 

4)  Das  betreffende  Oatachten  datirt  vom  S7.  Sept  1815;  bemerkt  wurde,  Kohler'i 
VorschlSge  erinnerten  an  das  Law'sche  System  in  Frankreich,  das  dort  so  schwere  Opfer 
verlangt  habe. 

xxvm.  6 
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Landtage  vom  Jahre  18*  ^^/^i  den  Gegenstand  neuerdings  zur  Spra- 
che 1).  Kühleres  Schöpfung  sollte  als  Depositen-,  Leih-,  Kredit-,  Giro- 
und  Lebensversicherungsbank  fungiren,  über  das  ganze  Land  ausge- 
breitet und  der  Garantie  der  Stände  unterstellt  sein.  Eine  Banknoten- 
Emission  war  nicht  in  Aussicht  genommen  *). 

IV.  Abschnitt 

Säclisische   Bankentwicklung  von  Gründung  des  Leipziger 
Kassen- Vereins  bis  zur  Gründung  der  Sächsischen  Bank 

in  Dresden. 

§.  26. 

Der  Leipziger  Kassen-Verein,  die  Diskonto-Kassa  in 

Leipzig,  und  die  Landrentenbank. 

Anlässlich  der  Michaelis  -  Messe  1824  hatte  sich  in  Leipzig  ein 
aussergewöhnlicher  Geldmangel  eingestellt.  In  einem  Gutachten  vom 
30.  Okt.  1824,  das  sich  mit  den  Maassregeln  beschäftigte,  wie  der 
Mangel  an  Wechsel-Valuta  zu  beseitigen  sei ,  beantragte  der  damalige 
Geh.  Finanzrath  (spätere  Minister)  von  Zeschau  die  Errichtung  eines 
Instituts  zur  Erleichterung  des  Geld-  und  Wechselverkehres  in  Leipzig, 
und  entwickelte  gleichzeitig  die  Grundzüge  eines  solchen  seiner  Regie- 
rung. Zeschau's  Vorschläge  wurden  von  dem  Geh.  Rathe  der  Landes- 
Oekonomie-Manufaktur-  und  Kommerzien-Deputation  mit  dem  Ersuchen 
mitgetheilt,  über  die  Ausführbarkeit  und  Räthlichkeit  derselben  ihre 
Meinung  zu  eröffnen,  von  der  genannten  Deputation  aber  dem  Handlungs- 
konsulenten Dr.  Wiesand  zu  Leipzig  zu  dem  Zwecke  zugestellt,  um 
durch  ihn  die  Ansicht  der  dortigen  Handlungsdeputirten,  Kramermeister 
über  den  Zweck  des  Planes  und  die  zu  dessen  Ausführung  vorgeschla- 
genen Mittel  zu  vernehmen. 

Noch  ehe  es  zur  Erstattung  des  bezüglichen  Gutachtens  kam, 

1)  Das  betreffende  277  S.  dicke  Mannskript  findet  sich  in  den  im  G.  Dr.  SLA.  anf- 
bewahrten  Akten:  Die  in  Leipzig  zu  errichtende  Diskonto  -  Kassa  ingleichen  die  wegen 
Errichtung  einer  Öffentlichen  Bank  geschehenen  Vorschlüge  betr.  Vol.  II  6556.  Vgl.  auch 
die  a.  a.  O.  aufbewahrten  Akten,  betitelt:  Plan  zu  einer  Königl.  Sftchsischen  Staatsbank 
(nicht  auf  Papiergeld  beruhend). 

2)  Das  war  der  Fall  in  einer  denselben  Landtag  betreffenden  Schrift,  betitelt:  Pa- 
triotische Betrachtungen  etc.  S.  89  —  99.  Im  Jahre  1809  wiederholte  CK>ttlieb  Schmidt 
(▼?!•  §•  8^)  seinen  Vorschlag  —  gleichfalls  ohne  Erfolg.  Unter  dem  18.  Febr.  1807  fiber- 
reichte Bergö  und  Vanglaine  zu  Paris  dem  Konferenzminbter  Grafen  y.  Langenaa  einen 
Plan  von  sehr  zweifelhaftem  Werthe  zu  Errichtung  eines  Hilfs-  und  Remboursementa- 
Fonds  auf  Aktien. 
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traten  mehrere  der  angesehensten  Leipziger  Handlungshäuser  zusam- 
men, und  begründeten,  um  ähnlichen  Finanzkalamitäten  in  Zukunft 
vorzubeugen,  mit  Hilfe  des  ihnen  von  der  Regierung  bewilligten  Vor- 
schusses von  200000  Thlr.  und  anderer  von  ihnen  zusammengebrachten 
Gelder  eine  von  ihnen  gemeinschaftlich  garantirte  Kassa,  auf  Grund 
derer  sie  Scheine  in  Umlauf  setzten,  die  nach  Art  der  Noten  einer 
Zettelbank  wie  baares  Geld  zirkulirten.    Bei  der  Nützlichkeit  und  Be- 
quemlichkeit, welche  die  Anstalt  für  alle  Betheiligten  gewährte,  wurde 
die  Einrichtung  unter  der  Benennung  des  Leipziger  Kassen-Ver- 
eins auch  nach  Zurückzahlung  des  gedachten  Vorschusses  fortgesetzt, 
und  es  bestand  derselbe  die  zu  Anfang  des  Jahres  1826  eingetretene 
Handelskrisis  recht  glücklich,  ungeachtet  in  Folge  des  Falliments  eines 
bei  der  Gesellschaft  betheüigten  Hauses  fast  Alle,  welche  Kapitalien 
bei  der  Kassa  angelegt  hatten,  behufs  Kündigung  zu  derselben  rannten. 
Die  sämmtlichen  übrigen  Theilnehmer  des  Kassen-Vereins  fassten 
nun  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  182G  den  Entschluss,  dem  Unter- 
nehmen dadurch  eine  grössere  Ausdehnung  und  festere  Begründung 
zu  geben,  dass  sie  anstatt  des  Privatinstitutes  eine  öffentliche  Dis- 
konto-Kassa auf  Aktien  errichten  wollten,  wozu  sie  einen  umständ- 
lichen Plan  entwarfen,  und  behufs  der  zu  erwirkenden  landesherrlichen 
Genehmigung  dem  Stadtrathe  zu  Leipzig  einreichten.    In  seinem  Be- 
richte an  die  Regierung  sprach  sich  der  letztere  sehr  beifällig  über 
das  Vorhaben  und  die  zu  dessen  Realisirung  gemachten  Vorschläge 
aus,  und  auch  die  Landesregierung  gewann  die  Ansicht,  dass  der 
Bestätigung  der  beabsichtigten  Diskonto -Kassa  kein  Bedenken  ent- 
gegenstehe, und  nur  in  einigen  Punkten  eine  Umänderung  der  ent- 
worfenen Statuten  erforderlich  sei.    Nachdem  auch  die  Landes-Oeko- 
nomie-Manufaktur-  und  Kommerzien-Deputation  das  Projekt  warm  be- 
gutachtet hatte,  wurde  mit  den  Interessenten  wegen  der  für  noth wendig 
befundenen  Abänderungen  des  Statut^nentwurfes  verhandelt,  worauf 
sodann  mittelst  Dekretes  v.  3.  Okt.  1827  die  Bestätigung  der  Leipziger 
Diskonto-Kassa  erfolgte  0-    Nach  den  gleichzeitig  genehmigten  Sta- 
tuten sollte  der  Fonds  der  Bank  aus  500  Aktien  ä  500  Thlr.  bestehen. 
Als  Geschäftskreis  war  ihr  angewiesen  das  Diskontiren  von  guten 
Wechseln,  Vorschüsse  in  Konventionsmünze  gegen  Unterpfand  in  Staats- 

1)  DuB  V.  Zeschaa'sche  Bankprojekt  wurde  mit  dem  Inslebentreten  dieser  Anstalt 
als  erledigt  angesehen  j  weil  durch  letztere  die  Zeschau'sche  Idee ,  wenn  auch  in  etwa» 
verjüngtem  Maassstabe  bereits  realisirt  war,  und  beide  Pläne  im  Wesentlichen  auf  glei- 
cher Grundlage  beruhten.  —  Mit  eine  Ilauptquelle  für  die  Darstellung  in  §§.  26,  27,  29 
bilden  Mittheilungen ,  welche  mir  amtlich  aus  dem  K.  Sftchsischcu  Ministerium  des  Innern 
zugegangen  sind. 
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papieren,  sowie  in  Gold,  Silber,  in  Barren  und  Münzen.  Die  Diskonto- 
kasse wurde  zur  Emission  von  au  porteur  lautenden  Kassenscheinen, 
jedoch  nicht  unter  dem  Betrage  von  100  Thlr.  ermächtigt,  deren  To- 
talbetrag aber  gegen  die  haaren  Fonds  der  Anstalt  das  Verhältniss 
von  drei  zu  zwei  nicht  überschreiten  sollte.  Auch  die  Annahme  verzins- 
licher Depositen  war  ihr  gestattet.  Die  von  dem  Institute  ausgegebe- 
nen Aktien-  und  Kassenscheine  waren  einer  Stempelabgabe  nicht  unter- 
worfen. Zur  Ergänzung  und  Abänderung  organischer  Statuten  bedurfte 
es  der  landesherrlichen  Genehmigung  ^).  In  der  im  Monate  März  1832 
abgehaltenen  Generalversammlung  wurde  die  Verlängerung  der  Anstalt 
auf  10  weitere  Jahre  beschlossen,  und  hiezu  unterm  18.  April  des- 
selben Jahres  die  Bewilligung  mit  dem  Vorbehalte  ertheilt ,  dass  wenn 
während  dieses  Zeitraumes  die  Errichtung  einer  Landesbank  beschlossen 
werden  sollte,  die  Unternehmer  der  Diskonto-Kassa  sich  die  Verhand- 
lung über  Modifikationen  der  Statuten,  soweit  nöthig,  gefallen  lassen, 
und  diesen  nach  Befinden  unumgänglich  nöthigen  Modifikationen  die 
jetzt  ertheilte  Genehmigung  zur  Fortdauer  der  Anstalt  in  bisheriger 
Weise  nicht  entgegen  setzen  wollten.  Gleichzeitig  wurde  für  gut  be- 
funden, diese  AUerh.  Entschliessung,  wenn  nicht  inzwischen  von  der 
Direktion  der  Anstalt  desfalls  Anregung  geschehe,  so  lange  ausgesetzt 
sein  zu  lassen,  bis  wegen  Errichtung  einer  Landesbank  weitere  Ein- 
leitungen getroflfen  sein  würden,  lieber  die  Geschäftsergebnisse  der 
Kasse  fehlen  uns  zifi'ermässige  Nachweise,  die  Gründe  ihrer  Auflösung 
werden  wir  später  bei  der  Leipziger  Bank  zu  besprechen  haben,  in 
die  ja  die  Diskonto-Kassa  schliesslich  aufgegangen  ist. 

Unter  der  Bezeichnung  Landrentenbank ,  wurde  durch  Gesetz  vom 
17.  März  1832  unter  Garantie  und  Verwaltung  des  Staates  zur  Beför- 
derung der  Grundentlastung  ein  Institut  geschaffen,  um  denjenigen  Be- 
rechtigten, deren  Realberechtigungen,  Zwangs-  und  Verbietungsrechte 
in  Folge  der  Ablösungsgesetze  in  jährliche  Renten  verwandelt  worden 
waren,  den  25 fachen  Betrag  dieser  Ablösungsrenten  zu  bezahlen,  und 
dafür  die  Ablösungsrenten  der  Pflichtigen  ziu*  eigenen  Erhebung  mit 
dem  Versprechen  der  Amortisation  zu  übernehmen.  Da  die  Hauptthätig- 
keit  der  Landrentenbankverwaltung  in  Ausfertigimg  der  Landrenten- 
briefe, Katastration  und  Erhebung  der  Landrenten  besteht,  und  sie 
eigentliche  Bankgeschäfte  nicht  betreibt,  so  ist  begreiflich,  dass  wir 


1)  Gesats-Samml.  v.  J.  1887  S.  186—160 ,  dann  Nachtrag  v.  26.  Febr.  1880,  Get.- 
Samml.  S.  19  f.  Akte  im  Dr.  St.A.  die  Errichtung  einer  Diakonto-Kassa  in  Leipiig  betr. 
1828.     cf.  §.  86  Note  4,  Vol.  U  a.  III. 
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uns  hier  nicht  näher  mit  diesem  agrarpolitischen  Institute  zu  beschäf- 
tigen haben,  das  ebenso  gut  Landrenten -Anstalt  oder  Grundrenten- 
Ablösungs-Kassa  heissen  könnte  ^). 

§.27. 
Die  Bankbewegung  im  Königreich  Sachsen  zu  Ende  der 
zwanziger  und  dreissiger  Jahre.    Die  Gründung  der  Leip- 
ziger Bank.    Fehlgeschlagene  Hoffnungen  in  Dresden. 

Uns,  die  wir  in  den  letzten  Jahren  Banken  wie  Pilze  aus  der 
Erde  hervorschiessen  sahen,  und  die  wir  uns  den  Handel  und  die 
Grossindustrie  ohne  dieselben  kaum  mehr  vorstellen  können,  muss  es 
förmlich  in  Verwunderung  versetzen,  wie  es  kommen  konnte,  dass 
ihre  Einführung  in  Deutschland  einen  so  langwierigen  Prozess  durch- 
machte. Eine  nicht  geringe  Schuld  hieran  trugen  die  grossen  Pri- 
vatbanquiers,  welche  wie  überall,  so  auch  in  Sachsen  ihre  Privatinter- 
essen durch  die  erwachsende  Konkurrenz  gefährdet  glaubten.  Dazu 
kam  die  Furcht,  es  möchte  das  Land  dadurch  mit  Papiergeld  über- 
schwemmt, und  auf  die  Geld-,  Kredit-  und  Gewerbeverhältnisse  ein 
nachtheiliger  Einfluss  ausgeübt  werden.  Die  Muthmaassung,  es  möchte 
durch  die  emittirten  Bankaktien  der  Kurs  der  Staatspapiere  gedrückt, 
und  die  frühere  oder  spätere  Ausgabe  bezw.  Vermehrung  des  Staats- 
papiergeldes durch  Konzessionirung  einer  staatlichen  Zettelbank  er- 
schwert werden,  hat  anfänglich  in  Sachsen,  so  oft  dort  die  Gründung 
einer  Bank  in  Frage  kam,  auch  eine  nicht  zu  unterschätzende  Rolle 
gespielt. 

Die  Sonderinteressen  einerseits,  dann  kleinliche  Bedenken  andrer- 
seits konnten  aber  selbstverständlich  nicht  dazu  führen ,  das  Land  auf 
immer  mit  einer  chinesischen  Mauer  gegen  die  Banken  abzuschliessen, 
und  zwar  um  so  weniger,  als  in  den  dreissiger  Jahren  alle  Hebel  in 
Bewegung  gesetzt  wurden,  demselben  das  Kleinod  einer  Bank  zuzu- 
wenden. Bezeichnend  ist ,  dass  Leipzig ,  wo  die  Privat-Opposition  ihr 
eigentliches  Lager  aufgeschlagen  hatte,  zuerst  von  allen  sächsischen 
Städten  mit  einem  grösseren  Bankinstitute  beglückt  werden  sollte. 


1)  Ueber  dieses  sUatliche  Kreditinstitut  ist  sa  vergl.  Dietrich,  Die  Undwirthschaft- 
lichen  Kreditanstalten  im  Königreiche  Sachsen  in  Hildebrands  Jahrbflchem  fBr  Nat-Oekon. 
und  Statistik  Bd. TV,  Jena  1866,  8.  S19  ff.;  die  Schrift  ron  Albert  Jodleich,  Die  Land- 
rentenbank im  Kg^.  Sachsen ,  Abdmck  ans  der  Zeitschr.  f.  Rechtspflege  und  Verwaltong, 
Verlag  von  Bomhard  TauchniU,  Leipsig  1862  S.  142  ond  Viktor  Böhmert,  die  Sicht. 
Landeskultnr-Rentenbank  im  XXIt«n  Jahrg.  der  Zeitschr.  d.  k.  sichs.  statistischen  Bureani 
S.  16. 
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Den  Gang  der  sich  allmahlig  über  das  ganze  Land  ausbreitoiden 
Bankbewegung  mögen  nachstehende  je  nach  der  Wichtigkeit  mehr  oder 
minder  summarisch  gehaltene  Notizen  veranschaulichen: 

1)  Dez.  1829.  Das  Obersteuerkollegium  beantragt,  mit  Hilfe  der  sich 
von  einem  Landtage  zum  andern  ergebenden  Ueberschüsse  und 
Bestände  des  Steuer-Aerars  eine  Kreditanstalt  oder  -Kassa 
zu  gründen,  aus  welcher  Guts-  und  Grundbesitzer  gegen  leidliche 
Zinsen  und  hypothekarische  Sicherheit  Darlehen  erhalten  können ; 
femer  Beiziehung  der  Kautionen,  Depositen-,  Mündel-  und  Stiftangs- 
gelder  zu  dieser  seiner  Leitung  zu  unterstellenden  Anstalt^). 

2)  Juli  1829.  Der  Leipziger  Banquier  Karl  Hammer  bringt  bei  dem 
Geh.  Rathe  Zahn  einen  „Vorschlag  zur  Errichtung  einer  Giro- 
Bank  auf  fein  Silber  in  Leipzig^'  in  Anregung  und  fügt  in  einer 
Tabelle  zugleich  einen  Vorschlag  bei ,  wie  der  jetzige  20  Gulden 
Fuss  beibehalten,  und  doch  dem  Uebelstande  der  preossiscben 
Gourant-Zirkulation  zum  Nachtheil  der  einheimischen  Münze  ab- 
zuhelfen sei. 

3)  In  einem  auf  die  Leipziger  Spar-  und  Leihkassen -Anstalt  Bezug 
habenden,  an  das  k.  Staatsministerium  des  Innern  gerichteten 
Berichte  der  Landesdirektion  vom  21.  März  1832  finden  wir  aufs 
Neue  den  Antrag  auf  Errichtung  einer  Landesbank,  worauf 
die  Antwort  erfolgte,  dass  das  Staatsministerium  die  Ausführung 
des  Unternehmens  auch  für  wünschenswerth  erachte.  Gleichzeitig 
sprach  es  sich  dahin  aus,  „dass  um  die  in  der  Sache  ohnedies 
liegenden  Schwierigkeiten  nicht  zu  vergrössem,  dabei  auf  mög- 
lichste Einfachheit  Rücksicht  zu  nehmen  sein  werde,  was  viel- 
leicht dadurch  erreicht  werden  könne,  dass  man  die  beabsichtigte 
Landesbank  mit  der  inzwischen  durch  das  Gesetz  vom  März  1832 
in's  Dasein  gerufenen  Landrentenbank  in  Verbindung  brächte, 
so  dass  für  die  letztere  Kapitalien  zu  3^/o  angenommen,  und  zu 
Bezahlung  von  Rentenscheinen  verwendet  würden".  Unter  Mit- 
tbeilung  dieser  allgemeinen  Andeutung  erging  an  die  Landesdirek- 
tion der  Auftrag,  einen  möglicher  Weise  der  nächsten  Ständever- 
sammlung  vorzulegenden  Plan  auszuarbeiten.     Auf  dies  hin  liess 


1)  Akta  im  Dr.  G.St.Arch.  Die  werbende  Benutzung  der  Bestände  and  Ueberschfisse 
des  Steuer- Aerarii  durch  Errichtung  einer  Hypotheken-Anleihe  und  Bankanstalt  betr.  18S9. 
Der  König  theilte  diesen  und  einen  andern  Bankplan ,  den  ein  Mitglied  des  geh.  Rathes 
verfasst  hatte ,  im  April  1880  den  Ständen  lur  gutachtlichen.  Aeusserung  mit ,  worauf 
dann  beschlossen  wurde ,  800,000  Thlr.  der  Leipziger  Diskonto  Anstalt,  den  Rest 
der  Bestände  an  inländische  solide  Handlungshäuser  auszuleihen. 
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die  Landesdirektion  durch  eines  ihrer  Mitglieder  einen  vorläufigen 
Plan  ausarbeiten,  sprach  sich  aber  dem  Ministerium  gegenüber 
bei  dessen  Ueberreichung  für  eine  Vertagung  des  Projektes  und 
dafür  aus,  dass  die  Landesbank  mit  der  Landrentenbank  nicht 
ideutifizirt,  und  damit  schwerlich  in  einen  anderen,  als  höchstens 
formellen  Zusammenhang  gebracht  werden  könnte. 
4)  Bei  dem  erstmaligen  Zusammentritte  der  sächsischen  Ständever- 
sammlung  wurde  von  zwei  Seiten  auf  die  Gründung  von  Geld- 
banken im  Lande  angetragen.    Der  eine  Antragsteller,  Kaufhiann 
Stöhn  von  Dresden  begutachtete  die  Gründung  einer  Nationalbank, 
indem  er  in  der  Vermehrung  der  Geldmittel  die  sicherste  Beför- 
derung der  Staatswohlfahrt  erblickte.   Nach  seiner  Intention  sollte 
das  Institut  vom  Staate  ausgehen,  und  mit  demselben  zugleich 
eine  Diskonto-Kassa  vereinigt  werden.   Projektirt  war  die  allmäh- 
lige  Emission  von  3,000,000  Thlr.  Banknoten,  welcher  Betrag  nach 
Verdrängung  alles  fremden  Papiergeldes  aus  Sachsen  dort  und  in 
den  Nachbarstaaten  leicht  in  Umlauf  gesetzt  werden  könne,  und 
einen  Zinsgewinn  von  90000  Thlr.  gewähren  würde.    In  Folge  Ge- 
währung von  Vorschüssen  auf  Waaren  und  Staatspapiere  gegen 
billige  Zinsen  bis  zu  */3  des  Werthes  hoflfte  Stöhn  die  Waaren- 
preise  vor  Schwankungen  zu  schützen ,  und  in  den  Staatspapieren 
liegende  Fonds  dem  Handel  und  Gewerbe  zu  entlocken.  —  Auf  der 
andern  Seite  legte  der  Stadtrath  Junghanns  von  Leipzig  einen 
Entwurf  vor,  worin  er  die  Errichtung  von  Banken  durch  nicht 
privilegirte  Aktiengesellschaften  nach  dem  schottischen  System  in 
Antrag  brachte.    Auch  hier  war  es  auf  eine  Emission  von  jeder- 
zeit in  Gold  oder  Silber  einlösbaren,  mit  einer  hinlänglichen  Baar- 
schaft  gedeckter  Banknoten  abgesehen.    Die  Vortheile  des  schot- 
tischen Systems  waren  in  das  beste  Licht  gestellt. 
Nachdem  beide  Anträge  der  ständischen  Berathung  unterstellt  wor- 
den waren,  wurde  in  der  ständischen  Schrift  vom  29.  Okt.  1834  dem 
Wunsche  Ausdruck  gegeben,  es  möchten  der  nächsten  Ständeversamm- 
lung über  den  Gegenstand   nach  erfolgter  weiterer  Prüfung  weitere 
Mittbeilungen  gemacht  werden  ^).   Im  Vollzuge  dieses  Wunsches  wurde 
die  Landesdirektion  Ende  1834  mit  der  näheren  Instruktion  der  Frage 
betraut,  welch  letztere  ihrerseits  über  die  Sache,  soweit  insbesondere 
die  landwirthschaftliche  Kreditfrage  in  Betracht  kam,  gutachtliche  Be- 
richte von  der  Kreishauptmannschaft  des  Meissner,  des  erzgebirgischen 


1)  Landtags-Akten  I.  Abth.,  4.  Bd.,  S.  610. 
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und  des  voigtländischen  Kreises,  sowie  von  dem  Amtshauptmann  der 
Oberlausitz  einforderte.  Der  Industrieverein  zu  Chemnitz  und  der 
HandelsYorstand  zu  Leipzig  mussten  sich  vom  gewerblichen  Standpunkte 
aus  über  die  Frage  äussern^). 

Das  Resultat  war,  dass  die  Errichtung  einer  Bank  a)  vom  land- 
wirthschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  von  der  Mehrzahl  der 
Provinzialbehörden  fQr  mehr  oder  weniger  vortheilhaft ,  von  der  Min- 
derheit für  überflüssig,  vereinzelt  sogar  für  schädlich,  b)  von  dem 
Fabrikstande  dagegen  durchgängig  als  vortheilhaft  erachtet  wurde. 
Missgünstig  lautete  nur  das  Urtheil  des  Leipziger  Handelsgremiums; 
es  kömmt  aber  in  Betracht,  dass  ein  Handlungsdeputirter  die  frag- 
liche Eingabe  des  Handelsvorstandes  nicht  unterzeichnete,  und  dass 
auch  abgesehen  hievon  mehrere  angesehene  Kaufleute  Leipzigs  die 
Anschauungen  ihres  Organes  nicht  theilten.  Hinsichtlich  des  Vor- 
zuges einer  Privat-  oder  Staatsbank  waren  die  Ansichten  der  Grewerb- 
treibenden  getheilt,  neigten  aber  doch  eher  mehr  dem  ersteren  Systeme 
zu').  Dagegen  war  darüber  nahezu  vollständige  Uebereinstimmung, 
dass  eine  Banknotenemission  die  unerlässliche  Voraussetzung  des  Un- 
ternehmens bilde. 

Das  Staatsministerium  des  Innern  trat  nun  über  das  Ergebniss 
der  Bank-Enquete  zunächst  mit  dem  Finanzministerium  in  das  Beneh- 
men, und  erklärte  demselben  seine  Bedenken  gegen  die  Errichtung  einer 
Nationalbank  qua  Staatsinstitut.  Dagegen  hielt  es  die  Errichtung  einer 
solchen  Bank  als  Privatinstitut  mit  einem  Aktienkapitale  von  1200000 
bis  1500000  Thlr.  unter  dem  Schutze  und  der  Kontrole  der  Regierung 
als  zweck-  und  bedürfiiissentsprechend.  Zugleich  erklärte  es  die  von 
der  IV.  Deputation  der  IL  Kammer  ausgesprochene  Ansicht  ^),  es  möge 
eine  auf  Aktien  gegründete  unter  dem  Schutze  und  der  OberauCsicht 
des  Staates  stehende,  und  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Landes 
verzweigte  Bank  nach  schottischem  System  auf  eine  gewisse  Reihe  von 
Jahren  errichtet  werden ,  für  die  einzig  ausführbare,  indem  auf  solche 
Weise  die  Vortheile  der  Privatbanken  gewahrt,  gleichzeitig  aber  durch 
den  Hinzutritt  des  Staates  als  schützende  und  beaufsichtigende  Behörde 
und  durch  Konzentrirung  jener  Institute  der  innere  Halt  derselben  be- 
fördert, zugleich  aber  auch  dem  Missbrauche  willkürlichen  Gebahrens 


1)  Zum  Theil  befinden  sich  die  betreffenden  Gutachten  in  den  im  Geh.  Dresdner 
St.A.  aufbewahrten  Akten:  Die  Errichtung  von  Bankinstituten  in  Sachsen,  Bericht  er- 
stattet 1831. 

2)  Landtags-Akten  II.  Abth.,  6.  Bd.,  S.  96. 

8)  Landtags. Akten  UI  Abth.,  BeU.  lU,  Samml.  719. 
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gesteuert  werde.  Die  Emission  von  Banknoten  im  Höchstbetrage  von 
Vjj  Million  Thlr.  bei  einer  bereit  zu  haltenden  Deckung  von  200000 
Tblr.  der  zu  errichtenden  Bank  zu  gestatten,  erachtete  das  Ministe- 
rium des  Innern  für  unbedenklich. 

Nachdem  das  Finanzministerium  in  der  Hauptsache  hiezu  sein 
Einverständniss  erklärt  hatte,  wurde  an  die  Ausarbeitung  des  den 
Ständen  vorzulegenden  Entwurfes  von  Statuten  einer  Bank  gegangen  * ). 
Sobald  dei*selbe  den  Beifall  der  Kammer  gefunden  hatte,  reichte  so- 
gleich der  uns  bereits  aus  früheren  Verhandlungen  bekannte  Abgeord- 
nete Jungbanns  im  Namen  von  8  Leipziger  Handlungshäusem  den  Plan 
zur  Errichtung  einer  Geldbank  daselbst  bei  dem  k.  Staatsministerium 
des  Innern  em  *).  Dieses  letztere  behielt  sich  die  Entschliessung  wegen 
Bestätigung  der  Bankgesellschaft  bis  zu  deren  definitiven  Konstitui- 
ning  bevor ,  ja  gestattete  vorerst  nicht  einmal  die  einleitenden  Schritte 
Seitens  des  Comit^s  (Einladung  zur  Aktienzeichnung,  Anberaumung 
der  ersten  Generalversammlung) ,  verlangte  vielmehr  von  den  Gründern 
zuvörderst  eine  Erklärung,  welche  Stellung  sie  der  noch  immer  zu  Recht 
bestehenden  Leipziger  Diskonto-Kassa  gegenüber  einnehmen,  dann  wie 
sie  unter  möglichster  Beseitigung  aller  Agiotage  das  Aktienkapital  auf- 
bringen wollten.  Anlangend  die  Diskonto-Kassa,  so  hatte  sich  näm- 
lich deren  Vorstandschaft  unterm  23.  Sept.  1837  an  das  k.  Staats- 
ministerium des  Innern  mit  einer  besonderen  Vorstellung  gewendet, 
worin  sie  hervorhob,  die  genannte  Kassa  habe  bisher  in  Leipzig  die 
Stelle  der  Bank  wenn  auch  in  beschränktem  Maassstabe  vertreten.  Nach 
§.  25  der  Statuten  sei  die  Dauer  der  Diskonto-Kassa  auf  5  Jahre  be- 
stimmt, durch  Beschluss  der  Generalversammlung  v.  13.  März  1832 
aber  auf  10  weitere  Jahre  ausgedehnt  worden;  im  Vertrauen  auf  das 
ungestörte  Fortbestehen  der  Anstalt  habe  dieselbe  damals  auf  längere 
Zeit  Kontrakte  sowohl  mit  ihren  Beamten  als  wegen  ihres  Lokales  ge- 
schlossen. Nun  werde  aber  durch  die  Errichtung  einer  Bank  in  Leip- 
zig die  bisherige  Lage  der  Dinge  wesentlich  verändert.  Es  sei  unver- 
kennbar, und  jedem  mit  dem  Platze  vertrauten  Sachverständigen  völlig 

1)  cf.  LandUgsakten  1836/37  König  1.  Dekret  I.  Abth. ,  2.  Band,  S.  81  f.  Be- 
richte der  IL  Kammer,  Beil.  zur  111.  Abth.,  3.  Samml.,  S.  889  ff.,  4.  Samml.,  S.  293  ff. 
Berichte  der  I.  Kammer,  Beil.  aar  II.  Abth.,  3.  Samml. ,  S.  569  f.;  U.  Abth.,  2.  Band, 
S.  942  f.  Berathung  der  U.  Kammer,  III.  Abth.,  3.  Bd.,  S.  141  f.,  712.  Berath.  der 
I.  Kammer,  II.  Abth.,  2.  Bd.,  S.  716,  942.    SUndische  Schrift,  I.  Abth.,  3.  Bd.,  8.  331  ff. 

2)  Za  Grunde  gelegt  sind  der  folgenden  Darstellung  die  beim  Rathe  der  Stad^  Leipsig 
erwachsenen  Akten  über  die  Gründang  der  Bank.  Zn  vgl.  w&re  auch  Gg.  Westphal, 
Grands,  des  Bankwesens  and  Bemerkungen  über  den  Entwarf  der  Statuten  der  Leipziger 
Bank.     Chemnitz  1838.     Der  Statatenentwarf  ist  1838  bei  Taachnits  erschienen. 
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einleuchtend ,  dass  2  Institute  der  Art ,  ohne  dass  das  eine  die  Inter- 
essen des  anderen  wesentlich  benachtheilige,  in  Leipzig  nicht  bestehen 
könnten.  Es  würde  daher  bei  Einrichtung  einer  neuen  Bank  die  Noth- 
wcndigkeit  eintreten ,  die  Diskonto-Kassa  aufzulösen,  eine  Nothwendig- 
keit,  die  für  die  Aktionäre  derselben  wegen  des  hohen  Agios  der  Aktien 
und  ihrer  guten  Rentabilität  um  so  unangenehmer  sei.  Es  sei  daher 
billig ,  dass  bei  Errichtung  einer  Bank  die  Beamten  der  Diskonto-Kasse 
mit  übernommen,  und  den  Aktionären  derselben  vorbehalten  bleibe,  f&r 
den  Betrag  ihrer  bisherigen  Diskonto-Kassa- Aktien^)  bei  den  Al^tien 
der  neuen  Bank  vorzugsweise  participiren  zu  dürfen. 

Auf  obige  Eröffnung  hin  erklärte  das  provisorische  Bank-Comit^ 
(30.  Dez.  1837)  die  Beamten  der  Diskonto-Kassa  bei  den  s.  z.  Anstel- 
lungen thunlichst  berücksichtigen,  und  auch  den  Aktionären  derselben 
einen  Antheil  an  dem  Aktienkapital  der  neuen  Bank  mit  dem  vollen 
Betrage  ihrer  jetzigen  Betheiligung  zuwenden  zu  wollen,  falls  auch 
ihm  (seil,  dem  prov.  Comit6)  eine  vorzugsweise  Betheiligung  mit  einem 
Kapital  von  500,000  Thlr.  in  Aktien  zugestanden  würde.  Diese  Bitte 
wurde  damit  motivirt,  dass  diese  Gründei-prämie  billiger  Weise  der  Lohn 
sei  für  die  Erfindung  der  Idee  und  für  die  unzähligen  Bemühungen, 
die  es  sich  bereits  seit  4  Jahren  habe  kosten  lassen.  Die  lange  Aus- 
führung schliesst  mit  dem  Satze:  „Ein  Arbeiter  ist  seines  Lohnes 
werth".  Auch  wird  darauf  Bezug  genommen,  dass  das  Gomitä  bereits 
am  19.  Okt.  1836  sich  dem  Ministerium  gegenüber  verpflichtet  habe, 
selbst  das  erforderliche  Aktienkapital  aufzubringen,  zu  einer  Zeit  wo 
die  Sache  noch  gar  keinen  Anklang  gefunden  hatte. 

Auf  dies  hin  wurden  von  der  Regierung 

a)  den  Inhabern  der  Diskonto-Kassa  1000  Aktien  als  Entschädigung 
für  die  Auflösung  der  Gesellschaft, 

b)  den  9  Mitgliedern  des  provisorischen  Komit6's  450  Aktien  gewährt, 
hinsichtlich  der  noch  disponibel  bleibenden  4550  Aktien ,  aber  be- 
stimmt, dass  im  Falle  einer  Ueberzeichnung,  die  Verloosung  als 
die  gerechteste  Modalität  der  Repartirung  einzutreten  habe. 
Gleichzeitig  (17.  März  1838)  wurde  gestattet,  dass  von  Seite  des 

Sladtmagistrates  Leipzig  unter  Mitwirkung  des  provisorischen  Gomit^'s 
die  öffentliche  Einladung  zur  Zeichnung  der  Aktien  ergehe.  —  Die  Grün- 
dungsbedingungen waren  dem  Comitä  ganz  genehm,  desgleichen  der 
Diskonto-Kassa,    deren  Auflösung   in   der  Generalversammlung  vom 


1)  Von  den  500  Aktien  der  Diskonto-Kassa  befanden   sich  149  in  Leipiig,    S62  in 
Dresden,  74  im  Übrigen  Sachsen,  25  im  Auslände. 
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12.  Juli  1838  beschlossen  wurde.  In  derselben  Versammlung  wurde 
das  Direktorium  zur  Abwickelung  der  Geschäfte,  „sowie  zur  Uebertra- 
gung  dieses  Instituts  auf  die  Bank^'  ermächtigt.  Mit  der  eigentlichen 
Liquidation  wurde  indessen  erst  im  November  1838  begonnen. 

Nach  mehrfachen  in  Leipzig  abgehaltenen  Konferenzen  und  einer 
Reihe  darauf  hin  ergangener  Reskripte  sehr  bevormundender  Art^) 
erfolgte  endlich  am  14.  u.  16.,  18.  u.  20.  Juli  1838  in  der  Leipziger 
Zeitung*)  die  Einladung  zur  Zeichnung  von  Aktien,  unter  Bekannt- 
gabe der  hinsichtlich  der  Repartition  etc.  festgesetzten  Normen.  Zeich- 
nungen wurden  vom  6.  — 11.  August  bei  den  Stadträthen  von  Leipzig, 
Dresden,  Chemnitz,  Plauen  und  Zittau  angenommen.  Welch'  über- 
schwengliche Hofihungen  man  auf  das  Institut  setzte,  beweist  am 
Besten  die  Thatsahe,  dass  an  den  oben  bezeichneten  Zeichnungsstellen 
55,203  Stück  Aktien  gezeichnet  wurden*). 

Soviel  über  die  Gründungsverhandlungen.  Ursprünglich  betrug 
das  Aktienkapital  4|  Mill.  Mk.,  es  erhöhte  sich  1855  auf  9,  im  Jahre 
1872  auf  18  Mill.  Mk.  Das  Recht  zur  unbeschränkten  Notenausgabe 
wurde  im  Juli  1858  bis  12.  März  1879  ausgedehnt,  nachdem  im  Jahre 
1849  eine  Verlängerung  der  Konzession  bis  1859  erfolgt  war^).  Da 
nach  dem  Reichsbankgesetze  auf  die  Bank  nur  5,348,000  Mk.  unge- 
deckter Noten  entfallen  wären,  so  cntschloss  sich  dieselbe  in  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  vom  11.  Dezbr.  1875  auf  das 
Notenprivileg  ganz  zu  verzichten.  Ausserdem  hat  die  Bank  mit  Schluss 
des  Jahres  1875  auch  ihre  bisher  bestandene  Giro -Anstalt  aufgelöst 
Die  Umsätze  der  letzteren  waren  nicht  unerheblich  und  schwankten 
in  den  Jahren  1871—1874  zwischen  82,  100,  91  u.  96  Millionen  Thh-. 
Die  Bank  will  in  Zukunft  ausser  ihren  bisherigen  Geschäften  auch  noch 
den  Immobiliar- Kredit  durch  Emission  von  verzinslichen  Pfandbriefen 
fördern.  Die  staatliche  Aufsicht  über  die  Bank  ist  in  Wegfall  ge- 
kommen. 

Während  noch  in  Folge  der  Anträge  von  Stöhn  u.  Junghanns  die 
Erörterungen  wegen  Errichtung  einer  Nationalbank  im  Gange  waren, 

1)  Das  MiDisteriom  b«8tiinmte  sogar  die  Tage  der  Aktien-Zeichnung,  dann  die  Zeit 
der  Ankündigung  derselben. 

S)  Es  finden  sich  darin  auch  mehrfache  kritische  Aufsätze  über  das  Institut, 
das  bei  seinem  Entstehen  in  Deutschland  grosses  Aufsehen  erregte,  cf.  i.  B.  Leipziger 
AUg.  Ztg.  T.  2.  Aug.   1838  Nr.  214  BeiUge,  und  ▼.  14.  Aug.  Nr.  226  (für  den  Entwurf). 

3)  und  zwar  in  Leipzig  46,867,  Dresden  1579,  Chemnitz  1302,  Zittau  1008, 
Plauen  447  Stücke. 

4)  Die  Gesch&ftsergebnisse  der  Bank  in  früheren  Zeiten  s.  bei  Hühner,  Die  Bankto 
1,  S.  25  und  in  dessen  Jahrb.  f.  Volksw.  etc.     W.  der  neueren  Zeit  cf.  Wagner,  System, 
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hatten  sich  Advokat  Art  u.  Eons,  in  Dresden  mit  dem  Antrage  um 
Errichtung  einer  Hypotheken-,  Leih-  und  Diskonto -Bank  daselbst  an 
die  Regierung  gewendet  Nach  Errichtung  der  Leipziger  Bank  über- 
reichten dieselben  dem  Ministerium  des  Innern  einen  modifizirten  Sta- 
tuten-Entwurf und  baten  um  Bestätigung  desselben  mit  dem  Bei- 
fügen, dass  ihre  Statuten  jenen  der  Leipziger  Bank  im  Allgemeinen 
analog  eingerichtet  seien  (21.  April  1838).  Nachdem  einzelnen  Ein- 
wendungen des  Ministeriums  des  Innern  durch  einen  neuerlich  abge- 
änderten Plan  entsprochen  worden  war,  wurde  den  Unternehmern  der 
Dresdner  Bank  zunächst  zwar  nochmals  zu  erwägen  gegeben,  ob  es 
nicht  in  ihrem  eigenen  Interesse  vorzuziehen  sei,  von  der  Verwirk- 
lichung des  Institutes  noch  zur  Zeit  und  wenigstens  in  so  lange  Abstand 
zu  nehmen,  bis  Erfahrungen  über  die  Leipziger  Bank  gewonnen  seien. 
Allein  unterm  23.  Januar  1839  erneuerten  Art  und  Genossen  ihr  Ge- 
such, worauf  ihnen  unterm  20.  Febr.  desselben  Jahres  die  vorläufige 
Genehmigung,  zugleich  aber  der  Auftrag  ertheilt  wurde,  die  nach- 
träglichen Abänderungen  an  dem  Statute  der  Leipziger  Bank  auch 
ihrerseits  noch  zu  berücksichtigen.  Der  sonach  revidirte  Entwurf  er- 
hielt sodann  am  28.  August  die  vorläufige  Genehmigung  des  Ministe- 
riums des  Innern  unter  Vorbehalt  der  definitiven  Bestätigung  nach  er- 
folgter Aktienzeichnung.  Bei  der  hierauf  erfolgten  Subskription  auf 
die  Aktien  der  Dresdner  Bank^),  welche  in  der  Zeit  vom  11. — 
16.  Nov.  1839  in  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz,  Plauen,  Bautzen  und 
Zittau  stattfand,  wurden  jedoch  statt  der  erforderlichen  6000  Aktien 
nur  gegen  1000  gezeichnet  Das  Gründungs -Comit6  suchte  zwar  um 
Genehmigung  einer  nachträglichen  Subskription  nach,  wurde  jedoch 
hierauf  abschlägig  beschieden,  und  erklärte  darauf,  dass  es  unter  den 
obwaltenden  Verhältnissen  das  Unternehmen  ganz  aufzugeben  beschlos- 
sen habe^). 

1)  Die  Statuten  der  projektirten  Dresdner  Bank  sind  1839  in  Dresden  im  Dracke 
erschienen.  Hiemach  war  das  Aktienkapital  auf  1,500,000  Thlr.  veranschlagt.  Zweck: 
Belebung  des  Geldverkehrs ;  die  Emission  von  Banknoten  nicht  unter  20  Thlr. ,  dann 
Kassenscheinen  nicht  unter  100  Thlr.  war  in  Aussicht  genommen.  Verhältniss  der  Noten 
zu  den  baaren  Fonds  =>  3:2. 

2)  Im  Jahre  1856  wurde  das  Projekt  von  dem  Stadrathe  zu  Dresden  behufs  Grün> 
düng  einer  Dresdner  Stadtbank  wieder  aufgenommen ;  die  Regierung  verhielt  sich 
aber  dieses  Mal  demselben  gegenüber  ablehnend,  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die  vom 
Bundestage  in  Aussicht  genommene  gemeinsame  Regelung  des  deutschen  Bankwesens.  — 
In  Leipzig  wurde  1839  eine  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Anstalt  unter  dem  Namen 
„Hobiliur-Brandversicherungsbank  in  Deutschland"  gegründet. 
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§.  28. 

Der  Erbländisch  Ritterschaftliche  Kreditverein 

im  Königreiche  Sachsen. 

lieber  die  Entstehungsgeschichte  dieses  Kreditinstitutes  können 
wir  rasch  hinübergehen,  da  dieselbe  bereits  von  anderer  Seite  akten- 
massig  dargestellt  wurde  ^).  Es  genügt  die  Bemerkung,  dass  die  Grün- 
dungsverhandlungen  insbesondere  Seitens  der  Sächsischen  Regierung  mit 
der  allergrössten  Grenauigkeit  geführt  wurden,  und  dass  es  vom  Jahre 
1833  bis  1844  währte,  bis  das  Statut  endgiltig  zu  Stande  kam.  Nach 
den  z.  Z.  geltenden  Bestimmungen  sind  zu  dem  Vereine  beitrittsfähig 
Herrschaften-,  Ritter-  und  Bauerngüter  in  den  Erblanden  und  der  Ober- 
lausitz ,  letztere  jedoch  nur  wenn  sie  mit  öOO  Steuereinheiten  und  dar- 
über belegt  sind ;  Güter,  welche  im  Flurbezirke  einer  Stadt  liegen ,  nur 
dann,  wenn  sie  ausschliesslich  oder  doch  zugleich  zur  Land-  und  Forst- 
wirthschaft  benutzt  werden.  Ein  königlicher  Kommissär  wacht  darüber, 
dass  der  Verein  nicht  mehr  Pfandbriefe  ausgibt,  als  er  an  Kapitalien 
mit  Hypothek  auf  den  rentenpflichtigen  Gütern  aussenstehen  hat,  und 
es  haften  diese  seine  Aussenstände,  sowie  das  gesammte  Vermögen  des 
Vereins ,  eventuell  jedes  rentenpflichtige  Grundstück  für  alle  Zahlungs- 
verbindlichkeiten des  Vereins. 

Das  Wachsthum  des  Vereins  von  der  Zeit  seiner  Entstehung  an 
ist  in  der  Note  1  angeführten  Festschrift  desselben  genau  verfolgbar. 
Im  Januar  1876  besass  der  Verein  für  30,827,850  Mk.  Hypotheken  in 
916  Posten  und  auf  679  Gutskomplexen.  Auf  diese  Hypotheken  waren 
damals  durch  Auslosung  von  Pfandbriefen  878,475  Mt  amortisirt,  wo- 
nach sich  der  Belang  der  existirenden  Pfandbriefe  auf  29,949,375  Mk. 
in  67,981  Stücken  bezifferte.  Die  allgemeinen  Verwaltungskosten  be- 
trugen 1875:  26,388  Mk.  63  Pf.  Der  Reserve-Konto  bezifferte  ult.  Dez. 
1875  auf  den  9  Serien  469,799  Mk.  Der  allgemeine  Reservefond-Konto 
245,136  Mk.  Seit  1875  werden  aus  den  Erträgnissen  des  letzteren  die 
Verwaltungskosten  bestritten,  was  natürlich  den  Rentenpflichtigen  zu 
Gute  kommt. 

So  schöne  Resultate  der  in  Leipzig  domizilirende  Kreditverein  seit 
seinem  Bestände  auch  aufzuweisen  hat,  so  würde  man   doch  blind 


1)  Der  Erblfindische  Rittersch.  Kreditrerein  im  Kdnigr.  Sachsen  zur  Erinnerang  an 
8.  Qründoog  im  Jahre  1844.  Leipzig  1869.  cf.  aach  Dr.  Schellwits,  Denkschrift  ftlr 
Begrfindang  eines  Kreditrereins  der  Rittergntsbesitser  im  Königr.  Sachsen  mit  dem  Entw. 
d.  Statuten  und  verschiedenen  Beilagen.  Leipi.  bei  Hirschfeld  1881  (86  Seiten)  n.  Bd.  lY, 
S.  233  d.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Statiftik. 
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sein,  wollte  man  die  Schattenseiten  seines  Organismus  ganz  Yertcen- 
nen^).  Als  Mittel  zur  Abhilfe  empfahl  man  s.  Z.  die  Verschrndziuig 
desselben  mit  einer  Aktiengesellschaft,  oder  die  Erweiterung  desselben 
durch  Errichtung  einer  Bank,  ähnlich  der  Lausitzer,  oder  wenigstens 
die  Einfügung  bankartiger  Geschäfte,  stand  aber  jedesmal  von  diesen 
Vorhaben  wieder  ab,  und  zwar  bald  aus  prinzipiellen  Erwägungen,  bald 
in  Folge  der  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  der  Ausführung  ergaben. 

§.  29. 

Weitere  Bestrebungen  zur  Gründung  landwirthschaft- 

lieber  Kreditinstitute  in  Sachsen   und   vorläufiger   Ab- 

schluss  derselben  durch  Errichtung  der  Landständischen 

Hypothekenbank  für  das  Kgl.  Sächsische  Markgrafen- 

thum  Oberlausitz. 

Bei  den  grossen  Schwierigkeiten,  mit  denen  in  den  dreissiger 
Jahren  der  landwirthschaftliche  Kredit  in  Sachsen  zu  kämpfen  hatte, 
waren  auch  von  anderer  Seite  Versuche  gemacht  worden,  Anstalten 
zur  Abhilfe  in  das  Leben  zu  rufen. 

Zunächst  befürwortete  ein  gewisser  Dr.  Eckhard  in  einer  Zuschrift 
an  den  Staatsminister  von  Carlowitz  (d.  d.  22.  Sept.  1835)  die  Gründung 
eines  Kreditvereins,  an  dem  die  Besitzer  von  Ritter-  und  Bauer- 
gütern, so  wie  auch  Hausbesitzer  Theil  nehmen  sollten.  Dem  Antrag- 
steller, welcher  sich  erboten  hatte,  den  Plan  mündlich  näher  ausein- 
ander zu  setzen,  wurde  darauf  von  der  Regierung  der  Bescheid,  dass 
bereits  Vorschläge  zu  einem  Kreditverein  vorlägen,  und  die  &örte- 
rungen  darüber  noch  nicht  beendigt  seien.  Bis  dahin  sei  es  nicht 
angemessen,  vorbereitende  Schritte  wegen  eines  weiteren  derartigen 
Vereins  zu  machen. 

Denselben  Bescheid  erhielt  (24.  Febr.  1836)  ein  gewisser  Nitzschke 
in  Dresden,  welcher  einen  ähnlichen  Plan  bei  dem  Staatsminister  von 
Lindenau  eingereicht  hatte. 

Am  18.  Mai  1838  beantragte  der  ehemals  für  Dr.  Crusius  u.  Kons, 
aufgetretene  Dr.  Schellwitz  nunmehr  im  eigenen  Namen,  ihm  zur  Er- 
richtung eines  Sächsischen  Kreditvereins  auf  Grund  der  von 
ihm  gleichzeitig  eingereichten  Statuten  Konzession  zu  ertheilen.  Nach 
vorgängiger  Berathung  im  Gesammtministerium  wurde  dem  Antrag- 
steller unterm  12.  Dez.  1838  der  Bescheid,  dass  Bedenken  getragen 

1)  0£fen  sind  dieselben  anerkannt  in  der  verdienstvollen  Schrift  des  BevoUmSchtig- 
ten  des  Vereins,  Karl  Albert,  Die  Stellung  des  erbländischen  ritt.  Kr.V.  im  Königr.  S. 
SBu  dem  Verlangen  nach  einer  Erweiterung  seiner  Verfassung.     Leipsig  1856. 
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werden  müssten,  auf  sein  Gesuch  einzugeben,  weil  der  Verein  ledig- 
lich aus  sächsischen  Gutsbesitzern  besteben  solle,  gleichwohl  aber 
der  vorliegende  Antrag  von  keinem  derselben  ausgehe.  Selbst  abge- 
sehen von  allen  materiellen  Bedenken  könne  das  Gesuch  nicht  als  ein 
ausgesprochenes  Bedürfniss  oder  als  ein  Wunsch  der  Mehrzahl  der 
wesentlich  Betheiligten  angesehen  werden. 

Am  18.  Dez.  1839  wandte  sich  Friedrich  Wilhelm  Michaelis  auf 
Rodersdorf  bei  Plauen  gleichfalls  mit  einem  Antrage  auf  Errichtung 
eines  Sächsischen  Kreditvereins  an  die  Regierung  und  Stände- 
versammlung*). Von  der  letzteren  wurde  die  Petition  nebst  Plan 
mittelst  ständischer  Schrift  vom  20.  Juni  1840  mit  dem  Ersuchen  an 
die  Regierung  abgegeben,  auch  den  Michaelis'scben  Antrag  in  Erwä- 
gung zu  ziehen,  wenn  ähnliche  Gesuche  bei  den  Behörden  eingehen 
sollten*). 

Seitens  der  Provinzialstände  der  Oberlausitz  war  schon  im  Jahre 
1811  angeregt  worden,  ein  Kreditinstitut  für  die  Obcrlausitz 
zu  errichten ;  das  Projekt  musste  aber  wegen  des  Druckes  der  Kriegs- 
schulden ,  die  damals  auf  der  Provinz  lasteten ,  vorerst  wieder  aufge- 
geben werden.  Auf  dem  Landtage  Walpurgis  1838  erhielt  das  land- 
ständische Direktorium  neuerlich  den  Auftrag,  einen  Plan  zur  Errich- 
tung einer  Sparkassen-Kreditanstalt  für  den  gesammten  Land- 
kreis des  Markgrafen thums  Oberlausitz  ausarbeiten  zu  lassen  ^).  Diesem 
Beschlüsse  entsprechend,  stellte  der  Landesälteste  von  Thielau  einen 
Plan  für  die  beabsichtigte  Kasse  auf,  unterstellte  denselben  der  Prü- 
fung der  ständischen  Deputation  und  überreichte  ihn  sodann  nebst 
einem  Statuten -Entwürfe  am  11.  März  1839  zunächst  privatim  dem 
Ministerium  des  Innern  zur  Kenntnissnabme  und  Prüfung^).  Bald  dar- 
auf (19.  Mai)  zeigte  v.  Thielau  dem  Ministerium  an,  dass  der  Provinzial- 
landtag  dem  Plane  zugestimmt  und  nur  eine  Anzahl  näher  bezeichnete 
Statutenänderungen  beschlossen  habe.  Plan  und  Statuten-Entwurf  wur- 
den hierauf  der  Kreisdirektion  zu  Bautzen  zur  gutachtlichen  Aeusse- 
rung  mitgetheilt,  gleichzeitig  aber  auch  einer  eingehenden  Prüfung 
Seitens  der  bei  der  Sache  betheiligten  Ministerien  unterworfen.    Das 


1)  Landtags-Akten  II.  Abth.  S.  94.  106. 

2)  Landtag^s-Akten  I.  Abth.  8.  Bd.  S.  464. 

3)  Man  vgl.  zum  Folg.  noch  die  bei  Ernst  Monae  in  Baatien  (ohne  Jahreszahl)  er- 
schienene Schrift,  betitelt :  Materialien  zur  Beortheilong  der  den  nächst  zu  versammeln- 
den Ständen  des  Königr.  Sachsen  vorzulegenden  Frage  Über  die  Nützlichkeit  und  Räth- 
lichkeit  von  Kreditinstitaten ,  nebst  dem  Entwürfe  einer  IIypoth.-Bank  f.  d.  Oberlansitz 
von  einem  Mitgliede  der  StlndererHunmlang. 
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Resultat  dieser  Erwägungen  wurde  unterm  15.  August  1839  von  dem 
Ministerium  des  Innern  dem  Gesammtministerium  mitgetheilt,  und  hie- 
bei  empfehlend  bemerkt,  dass  es  sich  im  vorliegenden  Falle  nicht  um 
eine  Anstalt  für  das  ganze  Land,  sondern  um  ein  blosses  Provinzial- 
institut  handle,  dessen  Errichtung  von  den  Provinzialständen  selbst 
im  Interesse  der  Provinz  einstimmig  für  nothwendig  und  nützlich  er- 
klärt worden  sei. 

Bei  der  nach  Eingang  des  Berichtes  der  Kreisdirektion  zu  Bautzen 
erfolgten  Berathung  im  Gesammtministerium  war  man  in  Konsequenz 
der  gegen  das  obenerwähnte  Grusius'sche  Projekt  ausgesprocheneu  Be- 
denken geneigt,  den  Antrag  gänzlich  abzuweisen,  zog  es  aber  in  An- 
betracht, dass  dem  Antrage  einer  ständischen  Korporation  die  thun- 
lichste  Berücksichtigung  zuzuwenden  sei,  vor,  dem  Antragsteller  die 
gegen  den  Plan  im  Allgemeinen  obwaltenden  Bedenken  bekannt  zu  ge- 
ben ,  und  dabei  die  hauptsächlichsten  Erinnerungen  gegen  die  einzelnen 
Bestimmungen  mitzutheilen.  Dies  erfolgte  mittelst  Erlasses  des  Mini- 
steriums des  Innern  vom  19.  Nov.  1839.  Der  Landesälteste  v.  Thielau 
Hess  hierauf  (31.  August  1840)  eine  ausführliche  Beantwortung  der  er- 
hobenen Einwendungen  an  das  Ministerium  des  Innern  gelangen,  und 
reichte  im  darauf  folgenden  Jahre  (25.  Juni  1841)  einen  abgeänderten 
Plan  einer  unter  Garantie  und  Leitung  der  Provinzialstände  stehenden 
„Hypothekenbank"  ein,  in  welchem  alle  jene  Punkte  beseitigt  wa- 
ren, welche  in  dem  früheren  Projekte  Anstoss  gefunden  hatten.  Dieser 
neue  Plan  wurde  die  Grundlage  weiterer  Verhandlungen,  welche  schliess- 
lich zur  Begründung  der  „Landständischen  Hypothekenbank 
für  das  Königl.  Sächsische  Markgrafenthum  Oberlau- 
sitz" in  Bautzen  führten. 

Nach  dem  ersten  Statute  vom  26,  Juli  1844  war  der  Geschäfts- 
kreis der  Bank  ungemein  beschränkt,  und  sie  arbeitete  bis  1849  mit 
Verlust.  Am  9.  April  1850  erlangten  die  abgeänderten  Statuten  die 
Allerh.  Bestätigung^  denen  zu  Folge  mit  der  Hypotheken-  auch  eine 
Leih-  und  Sparbank  verbunden,  und  der  Bank  die  Befügniss  eingeräumt 
wurde,  Banknoten  nicht  unter  5  Thlr.  bis  zum  Belaufe  von  höchstens 
500,000  Thlr.  zu  emittiren  *).  Die  letzte  völlige  Umarbeitung  der  Sta- 
tuten erfolgte  unterm  16.  Juni  1857,  und  es  heisst  seitdem  das  In- 
stitut :  die  Landständische  Bank  des  Kgl.  Sächsischen  Markgrafenthums 

1)  Ursprünglich  bis  17.  April  1860,  dann  bis  17.  April  1870  (Dekret  v.  15.  April 
1854 ,  das  den  Geschäflskreis  der  Bank  neuerlich  erweiterte  Konto  •  Correalgesch&ft). 
Ges.Bl.  1850  S.  103  und  1854  S.  113.  Vorübergehend  war  das  Notenmaximum  auf 
700,000  ausgedehnt.     Dekr.  v.  2.  Jan.  1857.     Ges.Bl.  S.  170. 
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Oberlausitz.  Für  die  Verbindlichkeiten  der  unter  der  Oberaufsicht  des 
Staates  stehenden  Bank  haftet  zunächst  das  gesammte  Vermögen  des 
Landkreises  (550,000  Thlr.),  welches  der  Bank,  so  lange  sie  besteht, 
gegen  eine  jährliche  Verzinsung  von  3^  ®/^,  zur  Benutzung  überlassen 
ist  Am  25.  Jan.  1861  wurde  ihr  Banknotenprivilegium  auf  3,000,000  Mk. 
erweitert.  Da  das  Privilegium  der  Notenausgabe  nicht  einer  Bank, 
sondern  der  Provinz  verliehen  wurde,  so  wurde  die  Bank  durch  das 
Reichsbankgesetz  —  die  Höhe  der  Appoints  abgesehen  —  nicht  be- 
rührt; ungefähr  die  Hälfte  des  Reinertrages  der  Bank  kommt  der 
Provinz  zu  Statten. 

Ganz  hervorragend  sind  ihre  Sparbankgeschäftc,  die  in  einer  pro- 
gressiv steigenden  Richtung  verkehren,  und  sich  von  1865  bis  1875 
von  10,103,456  auf  18,851,147  Mk.  gehoben  haben.  Von  dem  letztge- 
nannten Bestände  sind  15,107,352  Mk.  zu  4  o/^,  3,690,177  Mk.  zu  3J  »/^ 
angelegt.  Im  Hypothekengeschäfte  betrugen  von  1845—1875  die  Aus- 
reichungen 28,788,660  Mk.,  die  Rückzahlungen  11,111,630  Mk.,  sonach 
Bestand  ult.  1875:  17,677,030  Mk.^). 

§.  30. 
Die  Chemnitzer  Stadtbank*). 

Zu  Anfang  des  Jahres  1848  war  Sachsen  von  einer  tiefeinschnei- 
denden wirthschaftlichen  Kalamität  heimgesucht.  Theils  waren  es  die 
Rückströmungen  der  kaum  beendigten  englischen  Krisis,  theils  die 
bekannten  politischen  Ereignisse  dieses  revolutionssüchtigen  Jahres,  wel- 
che im  Geldverkehre  ungewöhnliche  Störungen  hervorbrachten.  In 
Chemnitz,  der  ersten  Fabrikstadt  des  Landes,  entwickelte  sich  bald 
ein  förmlicher  Nothstand,  ja  es  drohte  eine  Auflösung  aller  sozialen 
Verhältnisse,  so  dass  sich  der  Handelsstand  veranlasst  sah,  bei  der 
Regierung  Schritte  zur  Beseitigung  der  ungeheueren  Geldknappheit  zu 
machen.  Als  Auswege  wurde  vorgeschlagen  die  Errichtung  einer  Filiale 
der  Leipziger  Bank  in  Chemnitz,  dann  die  Schaffung  eines  Papiergel- 
des durch  die  Stadtgemeinde.  Da  Hilfe  sofort  geschafft  werden  musste, 
so  konnte  nur  die  letztere  Eventualität  in  Betracht  gezogen  werden, 
der  auch  die  Staatsregierung  im  Prinzipe  keineswegs  abgeneigt  schien. 

1)  Dazu  Hypotheken  au  10  aiusersHchsbclieu  Gruudstücken  mit  385,000  Mk.  Ueber 
die  Sparbankgeschäfte  cf.  Zeitschr.  d.  Kgl.  Sachs.  SUtit.  Bureaus.  XX.  Jahrg.  S.  lOU 
und  VII.  S  20,  und  überhaupt  Bd.  IV,  S.  235  f.  d.  Jahrb.  f.  Nat-Oek.  u.  SUt. 

2)  Zu  Grunde  gelegt  sind  der  Darstellung  die  beim  Stadtmagistrat  Chemuita  über 
die  Bank  erwaclisenen  Verhandlungen  und  Akten.  Auch  die  Chemnitzer  Handels-  und 
(iewerbekammer  Jahresberichte  enthalten  Einschlügiges. 

xxvm.  7 
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Ditö  Projekt  nahm  bald  greifbarere  Form  an,  indem  schon  am  18.  April 
dem  Stadtrathe  die  Grundzüge  eines  Planes  zur  Errichtung  einer 
städtischen  Diskonto -Zettelbank  überreicht  wurden,  welche  vorher  in 
einer  Versammlung  von  Gewcrbtreibenden  öffentlich  berathen  worden 
waren.  Die  von  der  verordneten  Kommission  ausgehende  „Aufforde- 
rung zur  Begründung  einer  städtischen  Diskonto  -  Kasse'^  wurde  am 
16.  April  1848  gedruckt,  und  zwei  Tage  später  waren  von  dem  in 
Aussicht  genommenen  Fond  bereits  30,000  Thlr,  gezeichnet 

Der  weitere  Gang  der  Dinge  sticht  gegen  die  Schwerfälligkeit  bei 
Gründung  der  Leipziger  Bank  vortheilhaft  ab.  Der  Rath  und  die  Verord- 
neten der  Stadt  einigten  sich  über  die  Kardinalfrage,  ob  die  Kommune 
die  Gründung  einer  Bank  in  die  Hand  nehmen  solle,  so  rasch,  dass 
am  5.  Mai  bereits  alle  Rathsmitglieder  sich  im  Besitze  eines  gedruck- 
ten Exemplars  der  Statuten  für  die  Chemnitzer  Bank  befanden,  und 
noch  an  diesem  Tage  die  Berathung  desselben  erfolgte.  Den  von  ihnen 
gefassten  Beschlüssen  trat  der  am  10.  Mai  versammelte  Bürgerausschuss 
mit  unerheblichen  Modifikationen  bei.  Zwei  Tage  später  bat  die  Stadt 
bereits  das  Ministerium  um  Bestätigung  der  Statuten,  und  notifizirte, 
dass  61,000  Thlr.  Einlagen  gesichert  seien. 

Daraufhin  gab  das  Staatsministerium  am  20.  Mai  zu  erkennen,  dass 
es  die  Gründung  einer  Stadtbank  und  die  Ausgabe  von  Banknoten  zu 
1  Thlr.  durch  dieselbe  nicht  beanstande,  jedoch  nur  gegen  Widerruf, 
und  ohne  dass  die  Staatsregierung  irgend  eine  Garantie  für  das  Unter- 
nehmen übernehme,  ja  nicht  einmal  die  Annahme  der  Not^  bei  den 
Staatskassen  bewillige. 

Bezüglich  einzelner  von  der  Regierung  beanstandeter  statutarischer 
Bestimmungen  wurde  rasch  eine  Einigung  erzielt ,  nur  hinsichtlich  der 
Zahl  der  zu  emittirenden  Noten  bestand  noch  längere  Zeit  eine  Diffe- 
renz ,  die  jedoch  auch  schliesslich  im  Sinne  der  Regierung  entschieden 
wurde ,  worauf  sodann  am  26.  Sept.  bereits  die  Konstituirung  der  aas 
12  Mitgliedern  bestehenden  Bankdeputation  erfolgte^).  Es  besserten 
sich  übrigens  die  Geldverhältuisse  bald  so  sehr,  dass  die  Bankverwal- 
tung sich  nicht  genöthigt  sah ,  die  von  den  Zeichnern  der  Bankeinlagen 
hinterlegten  Wechsel  einzuziehen,  und  sich  mit  dem  von  den  76  Zeichnern 
eingezahlten  Betrage  von  15,200  Thlr.  begnügen  konnte.  Dafür  erhielten 
dieselben  auf  200  Thlr.  lautende  Schuldobligationen  der  Stadt  Chemnitz 
eingehändigt. 

Da  sich  die  Bank  für  die  Chemnitzer  Gewerbetreibenden  als  sehr 


1)  Enreiternng  des  Lombardgescbüftes  der  Bank  8.  AUerh.  Dekret  ▼.  6.  Dei.  1849. 
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nützlich  erwiesen  hatte,  so  gab  die  Regierung  dem  wiederholten  An- 
suchen der  Stadt  um  Verlängerung  des  Bankprivilegs  nach^),  wies 
aber  das  weitere  Ansuchen  um  Erweiterung  des  Notenrechtes  der  Bjink 
theils  aus  fiskalischen,  theils  aus  Rücksichten  für  eine  zu  errichten  beab- 
sichtigte Landesbank  rundweg  ab  (12.  Okt.  1854).  Verhandlungen, 
welche  im  Jahre  1857  f.  auf  Wunsch  der  Regierung  mit  dem  Zwecke 
angestellt  wurden,  die  Stadt-Bank  in  eine  Aktien-Bank  umzuwandeln, 
bei  der  sich  die  Stadt  nur  mit  einem  massigen  Kapitale  betheiligen 
sollte,  scheiterten  an  den  schlechten  Rentabilitätsaussichten. 

Von  der  Krisis  des  Jahres  1866  war  selbstverständlich  auch 
Chemnitz  schwer  betroffen  worden;  zur  Linderung  derselben  erhielt 
die  Stadtbank  einen  Vorschuss  von  430,000  Thlr.  unter  der  Bedingung 
überwiesen,  dass  die  Stadt  die  Garantie  dafür  übernehme.  Den  wieder- 
holten Ansuchen  des  Stadtrathes  gegenüber,  um  Erhöhung  des  Noten- 
betrages der  Bank  auf  das  Doppelte  (21.  Sept.  1866)  verhielt  sich  die 
Regierung  auch  dieses  Mal  ablehnend. 

Nach  dem  neuen  unterm  10.  April  1876  genehmigten  Statute  be- 
steht das  Grundkapital  der  im  Auftrage  der  Stadt  verwalteten  Bank 
aus  510,000  Mk.  *)  und  ist  auf  dieser  Höhe  zu  erhalten.  Ihr  Noten- 
kontingent ist  hierauf  beschränkt  Die  Stadtgemeinde  ist  die  Inhaberin 
und  Eigenthümerin  der  Bank,  für  deren  Verbindlichkeiten  sie  mit  ihrem 
gesammtea  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen  haftet;  dafür  be- 
zieht sie  auch  deu  ganzen  Reingewinn,  sobald  der  Reservefonds  die 
statutarische  Höhe  erreicht  hat,  und  es  fällt  ihr  bei  Auflösung  der 
Bank  deren  ganzes  Vermögen  zu.  Die  Sächsische  Regierung  hat  sich 
das  Oberaufsicbtsrecht  über  die  Bank  und  deren  Verwaltung  vorbe- 
halten; an  ungedeckten  Noten  darf  dieselbe  bloss  441,000  Mk.  emit- 
tiren.  Die  bei  der  Gründung  eingezahlten  Aktienantheile  im  Betrage 
von  10,200  Thlr.  wurden  von  der  Stadt  (nicht  der  Bank)  bereits  am 
12.  März  1874  den  Bankeinlegem  zurückbezahlt. 

1)  Verl&Dgeniog  um  5  Jahre  durch  Dekret  v.  14.  Okt  1861 ,  dann  um  weitere  5 
Jahre  durch  Dekr.  v.  28.  Mai  1856.  Die  Begierung  setste  es  aber  sur  Bedingung,  dass 
der  Reingewinn  der  Bank  in  Zukunft  sur  Bildung  eines  Reservefonds  verwendet  werde. 
Erst  wenn  derselbe  die  Höhe  von  100,000  Thlr.  erreicht  habe,  sollte  eine  Theilung 
zwischen  dem  Rtservefoods  und  der  Stadtkasse  erfolgen  (26.  Nov.  1813).  Weitere  Ver- 
längeroi^en  erfolgten  durch  Dekrete  v.  11.  Mai  18$4  und  21.  JuU  1868  auf  weitere 
10  Jahre,  dann  auf  5  Jahre  v.  12.  März  1874  an  gerechnet  durch  Dekret  v.  4.  No- 
vember 1873. 

2)  (dem  bis  dahin  angesammelten  Reservefonds  der  Bank) ;  der  Beaehlass  des  Rathes, 
sich  unter  das  Reichsbankgesetz  zu  stellen ,  datirt  schon  v.  16.  Milrz  1876. 
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§.31. 
Die  Spekulationsperiode  der  Fünfziger  Jahre  und   ihre 
Frucht,  die  Allgemeine  Deutsehe  Kreditanstalt  in  Leip- 
zig.   Maassregeln  gegen  die  Ueberfluthung  Sachsens 
mit  sogen,  wilden  Noten. 

Unsere  Zeit  ist  so  lebhaft  mit  dem  Bankschwindel  der  letzten 
Jahre  beschäftigt,  dass  sie  fast  vergisst,  dass  Deutschland  vor  ungefähr 
21  Jahren  eine  ganz  ähnliche  Ueberstürzungsperiode  durchgemacht  hat, 
die  naturgemäss  auch  ihre  intensive  Krisis  zur  Folge  hatte. 

In  Folge  der  Entdeckung  der  australischen  und  kalifornischen 
Goldfelder,  der  Durchführung  der  Eisenbahnen  und  der  vom  Jahre 
1848  ausgehenden  sozialen  Reformen  entstand  in  den  fünfziger  Jahren 
ein  ausserordentlicher  wirthschaftlicher  Umschwung  ^).  In  einem  einzi- 
gen Jahre  (1852)  entstanden  in  England  153  Gesellschaften  mit  einem 
Aktienkapitale  von  über  500  Millionen  Gulden,  im  Jahre  1852  erfolgte 
in  Frankreich  die  Gründung  des  credit  mobilier,  des  Urbildes  der 
deutschen  Emissionsbanken,  1854  jene  des  ci*edit  foncier  mit  einem 
Kapitale  von  je  60,000,000  Fr. 

Auch  in  Deutschland  war  der  Unternehmungsgeist  ein  ungeheuerer, 
und  es  beziffert  sich  das  auf  Banken  in  den  Jahren  1853 — 1857  da- 
selbst eingezahlte  Aktienkapital  allein  auf  ca.  355  Mill.  Gulden.  Wur- 
den doch  in  dem  verkehrsarmen  Darmstadt  allein  in  den  Jahren  1853 
und  1855  zwei  Banken  mit  einem  Aktienkapital  von  70  Mill.  Gulden 
gegründet.  Die  Agiotage  trieb  schrecklich  ihr  Unwesen,  und  das  Grün- 
derthum  feierte  seine  ersten  Orgien.  Auch  Sachsen  blieb  davon  nicht 
verschont. 

Die  Idee  zur  Gründung  einer  neuen  Bank  daselbst,  der  nach- 
maligen Allgemeinen  Deutschen  Kreditanstalt  in  Leipzig,  ging  von 
Dr.  Otto  Hübner  aus,  nach  dessen  Intention  die  Bank  für  Deutschland 
das  werden  sollte,  was  die  österreichische  Kreditanstalt  für  Oester- 
reich  zu  werden  bestimmt  war*).  Ihr  Sitz  sollte  sie  vorzugsweise 
geeignet  machen,  dem  deutschen  Handel  und  der  deutschen  Industrie 
als  vermittelndes  Organ  sowohl  zur  Kapitalbeschaffung  als  zur  Förde- 
rung des  Absatzes  zu  dienen.  Die  Konzessionirung  des  Institutes  ver- 
zögerte sich  jedoch,  einmal  weil  die  Leipziger  Bank  das  Erstehen 
einer  mächtigen  Konkurrenz  in  demselben  fürchtete,   und  weil  das 

1)  Das  Nähere   ist   dem  Werke  von  M.  Wirth ,    Geschichte  der  Handelskriseo  1858 
zu  entnehmen. 

2)  cf.  Otto  Hübner,  Jahrb.  d.  Volkswirthschaft  u.  SUtistik.     Jahrg.  V. 
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Sächsische  FiDanzministerium  die  Anschauung  hegte,  es  möchten  die 
Aktien  und  Obligationen  desselben  den  Kurs  der  sächsischen  Staats- 
papiere drücken  ^). 

Die  Reklame  bei  Gründung  des  Institutes  war  eine  ungeheuere 
und  dem  entsprechend  auch  der  Erfolg  der  Emission.  Wurden  doch 
bei  der  am  26.  u.  27.  März  stattfindenden  Subskription  4,553,470  Aktien 
im  Nominalwerthe  von  455,347,000  Thlr.  angemeldet.  Den  Gründern 
wurde  ein  Gewinn  von  370,000  Thlr.  nachgerechnet. 

Die  Bankleitung  ging  anfänglich  sehr  reservirt  zu  Werke,  und 
zog  sich  sogar  wegen  ihres  etwas  passiven  Verhaltens  Vorwürfe  zu. 
Bald  darauf  legte  sie  aber  einen  grossen  Theil  ihrer  Kapitalien  in  der 
Lübecker  Kredit- Versicheruugsbank ,  einer  Züricher  Kredit-,  der  Go- 
thaer Zettelbank  und  mehreren  industriellen  Unternehmungen  an ,  und 
sass  damit,  als  im  Herbste  1857  die  Krisis  auch  über  Leipzig  herein- 
brach, gründlich  fest. 

Als  nun  die  Aktien  tief  fielen^),  da  waren  die  Aktionäre  gleich 
bei  der  Hand,  einen  Stein  auf  die  Bankverwaltung  zu  werfen  und  das 
Institut  womöglich  zur  Liquidation  zu  drängen,  an  deren  Stelle  jedoch 
später  eine  Reduktion  des  Aktienkapitals  auf  5  Mill.  Thlr.  beschlossen 
wurde.  Diese  letztere  war  indessen  nur  vorübgergehender  Natur,  in- 
dem seit  1873  das  Aktienkapital  wieder  auf  den  ursprünglichen  Be- 
trag erhöht  wurde. 

Die  Bank  hatte  ursprünglich  die  Absicht,  eine  Sächsische  Hypo- 
thekenbank ins  Leben  zu  rufen,  erwirkte  aber  später  bloss  die  Befug- 
uiss,  behufs  Gewährung  hypothekarischer  Darlehen  Pfandbriefe  emit- 
tiren  zu  dürfen;  ult.  1875  waren  davon  für  8,589,900  Mk.  im  Um- 
laufe 3).  — 

Den  während  der  fünfziger  Jahre  meist  in  kleinen,  verkehrsarmen 
Städten  konzessionirten  Zettelbanken  kam  es  vortrefflich  zu  Statten, 


1)  Qelegentlicli  möchten  wir  noch  auf  eine  1856  in  Dresden  er:>chienene  BrochQre 
erinnern,  betitelt:  Einladangsschrlft  nebst  Statuten  betr.  die  Errichtung  zweier  Natio- 
nalbanken zu  Dresden  und  Leipzig  behufs  Begründung  einer  allg.  Spar-,  Noth-  und 
Hilfskasse  für  den  ärmeren  Theil  der  Bevölkerung  Sachsens  (61  Seiten).  Ferner :  An  die 
Aktionäre  der  Allg.  Deutsch.  Kredit-Anstalt  in  Leipzig  von  Wilh.  Seyffert ,  Mitglied  des 
Verwaltungsrathes  1859 ;  dann  die  Leipziger  Kredit-Anstalt ,  ihre  Aufgabe,  Situation  und 
Zukunft.  Leipzig  1858.  Die  Leipziger  Kredit- Anstalt  als  Musterbild  des  Kredit- Anstalt- 
Systems.  Ein  Beitrag  zur  Kulturgeschichte  des  19.  Jahrh.  23  S.  (Dresden).  Offener 
Brief  an  die  Aktionäre  der  AUg.  Deutsch.  Kred.-Anst.  von  A.  H.  Payne.  I^ipzig  und 
Dresden  1859. 

2)  1858   68  Vo»  niedrigster  Stand  36  Vo- 

3)  Die  Maximalziffer  der  statthaften  Emissionen  beträgt  13,500,000. 
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dass  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  Württemberg  sich  hinsichtlich  der 
Ausgabe  von  Banknoten  die  weitgehendste  Reserve  auferlegt  hatten. 
Während  nun  Preussen,  um  das  Land  vor  einer  Ueberschwemmong 
mit  den  kleinstaatlichen  Noten  zu  verhindern ,  die  Cirkulation  deraelben 
bei  Strafe  verbot,  wurde  in  Sachsen  ein  entschieden  gemäßsigterer  Weg 
eingeschlagen.  Durch  Gesetz  vom  18.  Mai  1857  wurden  nämlich  fremde 
Banknoten  nur  dann  zugelassen,  wenn  die  emittirende  Bank  in  Leip- 
zig eine  Anstalt  unterhielt,  woselbst  die  Noten  spätestens  binnen  3  Ta- 
gen gegen  Silber  ausgewechselt  werden  konnten.  Die  Maassregel  hat 
sich  praktisch  wohl  bewährt^). 

§.  32. 
Die  Sächsische  Landeskultur-Rentenbank. 

Die  Landeskultur-Rentenbauk^)  ist  ein  spezifisch  sächsisches  Kre- 
ditinstitut agrarpolitischen  Charakters,  welches  den  Zweck  hat,  den 
Interessenten  bei  den  nach  dem  Gesetze  vom  15.  August  1855  vorzu- 
nehmenden Wasserlaufsberichtigungen,  und  den  Unternehmern  von  Be- 
wässerungen und  Entwässerungen  die  erforderlichen  Geldmittel  vorzu- 
strecken. Ins  Leben  gerufen  durch  Gesetz  vom  26.  Novbr.  1861  sind 
ihre  Einrichtungen  jenen  der  Landrentenbank  analog  nachgebildet, 
m.  a.  W.,  auch  sie  steht  unter  der  Verwaltung  und  Garantie  des  Staa- 
tes, und  gewährt  ihre  Hilfe  gegen  eine  von  den  Unternehmern  auf 
41  Jahre  zu  leistende  5^/oige  Rente  in  4^/()igcn,  dem  zwanzigfachen 
Betrage  dieser  Rente  gleichkommenden,  auf  den  Inhaber  lautenden 
Schuldscheinen  (Landeskultur-Rentenscheinen).  Die  Vortheile  des  Sy- 
stems sind  die  Beschaffung  eines  Darlehens  zu  Kulturzwecken  gegen 
Eintragung  einer  Rente,  dann  die  Unkündbarkeit  und  allmähliche  Til- 
gung derselben.  Trotz  dieser  Begünstigungen  ist  die  Benutzung  der 
Anstalt  hinter  den  gehegten  Erwartungen  zurückgeblieben ,  hauptsäch- 
lich wohl  aus  dem  Grunde,  weil  sich  die  Landwirthe  mit  deren  Ein- 
richtung nicht  hinlänglich  bekannt  gemacht  hatten.  Es  sind  nämlich 
bis  zum  Ende  1875  der  Landeskultur-Rentenbank  überhaupt  nur  1912 
einzelne  Landeskulturrenten  im  Gesammtjahresbetrage  von  212,531  Mk. 


1)  Wagner,  System  S.  55.  Das  betr.  Qe».  findet  sich  abgedruckt  bei  Hfibner,  Jahrb. 
1857,  Bd.  y.  Tb.  IL  S.  118. 

2)  Die  Literatur  über  dieses  Institut  fiadet  sich  in  dem  oben  %.  S7  Note  1  citirten 
Artikel  von  Dr.  Victor  Böhmert ,  worauf  überhaupt  hinsichtlich  der  näheren  Einzelheiten 
verwiesen  werden  muss.  Zur  Zeit  ist  die  Einf&hniug  eines  ähnlichen  Institutes  in  Bajrera, 
Preussen  und  Hessen  beabsichtigt.  Wegen  Bayern  s.  meinen  Aufsatz  in  der  Bayeriachen 
Handelszeitung  1876  Nr.  278.     cf.  auch  Bd.  IV.  S.  230  d.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  SUt. 
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Überwiesen  worden.  Bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1875  sind  an  Landes- 
kultur-Rcntenscheinen  nach  Nennwerth  4,250,400  Mk.  zur  Ausfertigung 
gelangt,  und  440,700  Mk.  wieder  aus  dem  Verkehre  gezogen  worden, 
so  dass  nach  Schluss  des  Jahres  Scheine  im  Gesammtwerthe  von 
3,809,700  Mk.  im  Verkehre  gestanden  haben. 

Durch  Gesetz  vom  1.  Juni  1872  wurde  der  ursprünglich  für  Ende 
des  Jahres  1873  bestimmte  Schlusstermin  für  Ueberweisung  von  Ren- 
ten an  die  Landeskultur-Bentenbank  aufgehoben,  und  bestimmt,  die- 
selbe habe  die  Leistung  und  Zahlung  auch  solcher  Geldbeträge  ganz 
oder  theilweise  zu  vermitteln,  welche  von  Grundstückbesitzern  nach 
Ortsverfassung  als  antheiliges  Anlagekapital  a)  zur  Ausführung  oder 
zum  Umbaue  einer  im  öffentlichen  Interesse  nöthigen  Anlage  zu  Ent- 
wässerung eines  Ortes  oder  b)  zur  ersten  Herstellung  einer  bauplan- 
mässigen  Strasse  innerhalb  einer  Ortschaft  aufzubringen  sind.  Noch  wei- 
ter gehende  Anträge,  dass  den  Stadtgemeinden  des  Landes  ganz  all- 
gemein die  Mitbenutzung  der  Bank  für  Be-  und  Entwässerungs  -  auch 
Expropriationsuntemehmungen  gestattet  werde,  sind  zwar  verlautet, 
allein  wegen  mehrfacher  Bedenken  wieder  aufgegeben  worden. 


V.  AbBOhnitt. 

Die  neuere  und  neueste  Sächsische  Bankentwicklung. 

§.  33. 
Die  Bankfrage  auf  dem  Landtage  1860/61,  die  Bank-En- 
quete vom  Jahre  1863  und  die  Sächsische  Bank 
in  Dresden. 

Der  §.  17  des  Sächsischen  Einführungsgesetzes  zum  Allgemeinen 
Deutschen  Handel^esetzbuche  machte  die  Ausstellung  von  auf  den 
Inhaber  lautenden  Werthpapieren  von  der  Genehmigung  der  Regierung 
abhängig,  und  ordnete  weiter  an,  dass  Aktien-  und  Kommanditgesell- 
schaften, welche  dergleichen  Geschäfte  betreiben  wollen,  ohne  staat- 
liche Genehmigung  nicht  errichtet  werden  dürfen.  Damit  war  das 
Konzessionswesen  für  Kreditinstitute,  welche  Papiere  au  porteur  in 
irgend  welcher  Form  (Banknoten,  Pfandbriefe,  Bankobligationen)  aus- 
geben wollten  1),  gesetzlich  sanktionirt,  Instituten  aber,  welche  die  be- 
zügliche Erlaubniss  erhielten,  eine  gewisse  privilegirte  Stellung  eingc- 


1)  Das   Nähere   über   diese  Frage   s.  in  %.  14  meiner  Lehre  von  der  Befagniss  sur 
AuseteUung  von  Inhaber  -  Papieren.     München  1870. 
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räumt  worden.  Auf  dem  Landtage  von  1860/61  wurde  nun  mehrfach 
der  Wunsch  nach  Gründung  einer  Kgl.  Landesbank  mit  dem  aus- 
schliessenden  Rechte  der  Emission  von  Banknoten  laut,  und  diese  Frage 
auch  des  Längeren  erörtert.  Als  das  Resultat  der  Sitzung  vom  4.  Juli 
1861  können  wir  folgende  Sätze  bezeichnen: 

1)  Die  Errichtung  einer  Staatsbank  wurde  als  unzeitgemäss  be- 
zeichnet. 

2)  Auch  gegen  Errichtung  einer  gemischten  Staatsbank  nach  preus- 
sischem  Muster  waren  die  Bedenken  überwiegend. 

Dagegen  wurde 

3)  die  Gründung  von  neuen  Privatbanken  unter  gewissen  sicher- 
stellenden Modalitäten  begutachtet.  Missstände  an  dem  gegen- 
wärtigen Bankwesen  seien  nicht  wahrzunehmen,  es  sei  denn  die 
geringe  Zahl  sächsischer  Bankplätze  (Mangel  eines  ausgebildeten 
Filialsystems),  ein  üebelstand,  der  sich  auch  ohne  die  Schaffung 
einer  Kgl.  Landesbank  beseitigen  lasse. 

Hierauf  wurde  von  der  Kammer  einstimmig  beschlossen,  die  Re- 
gierung zu  ersuchen ,  der  nächsten  Ständeversammlung  nach  Einholung 
technischer  Gutachten  eine  Mittheilung  über  die  Mängel  und  Lücken 
des  Bankwesens  zugehen  zu  lassen.  Im  Vollzuge  dieses  Kammer- 
beschlusses erging  am  2.  Juli  1863  Seitens  des  Kgl.  Staatsministeriunis 
des  Innern  an  sämmtliche  Handels-  und  Gewerbekammern  des  Landes 
ein  Reskript,  worin  dieselben  zur  gutachtlichen  Aeusserung  über  nach- 
stehende Fragen  aufgefordert  wurden :  1)  Inwieweit  sind  die  bestehen- 
den Kreditinstitute  im  Lande  noch  mangelhaft  und  nach  welchen 
Richtungen  hin  lassen  sie  noch  Lücken  erkennen?  2)  Kann  der  Staat 
durch  eigene  Institute  Etwas  zur  Beseitigung  dieser  Mängel  und  Lücken 
thun  ?  3)  Stehen  der  Privatthätigkeit  in  dieser  Beziehung  Hindemisse 
entgegen,  und  welche?  Ist  es  im  Interesse  des  Kredits  rathsam,  alle 
diese  Hindernisse  zu  beseitigen  —  insbesondere  was  die  Banknoten- 
Emission  anlangt? 

Obwohl  die  Regierung,  wie  bereits  bemerkt,  in  der  Hauptsache 
Gutachten  einziehen  wollte,  so  machte  sie  doch  aus  ihrer  bisherigen 
Bankpolitik  kein  Hehl,  und  Hess  auch  durchblicken,  dass  sie  auch  in 
Zukunft  an  den  erprobten  Grundsätzen  festhalten  wolle.  Als  solche  be- 
zeichnete sie:  Verwerfung  des  Bestrebens  nach  Abhilfe  durch  allge- 
meine Staats-Kreditinstitute  einerseits,  und  möglichst  geringe 
Beschränkung  der  Privatthätigkeit  andrerseits,  was  jedoch  nicht  so- 
weit gehen  dürfe,  die  Ausgabe  von  Noten  auch  da  zu  gestatten,  wo 
solche  der  Natur  der  Kreditverhältnisse  nach  nicht  zu  rechtfertigen 
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sein  würden  —  wie  z.  B.  bei  reinen  Hypothekenbanken  —  oder  über- 
haupt die  Ausgabe  eigentlicher  Banknoten  unbedingt  frei  zu  geben. 
Auch  hob  die  Staatsregierung  mit  Recht  hervor,  dass  vielfach  in  Fäl- 
len von  Lücken  und  Mängeln  im  Bankwesen  gesprochen  werde,  wo  es 
sich  doch  nur  im  Grunde  um  übertriebene  unerfüllbare  Anforderungen 
an  den  Kredit  handle.  Der  letztere  Umstand  treffe  insbesondere  zu, 
wo  es  sich  um  Projekte  zur  Hebung  des  Gruudkredits  auf  städtische 
Gebäude ,  und  zur  Beschaffung  ausgedehnten  Kredits  für  Fabriketablis- 
sements handle.  —  Das  Resum^  der  eingegangenen  Berichte  ist  in 
Kürze  Folgendes: 

1)  Die  Leipziger  und  Zittauer  Handelskammer  negirten  überhaupt 
das  Bestehen  von  Lücken  im  heimathlichen  Bankwesen.  Auch  ein  Be- 
dürfniss  nach  mehr  Zweigbanken  liege  nicht  vor;  existire  aber  ja  ein 
solches,  so  liege  ja  die  Abhilfe  in  der  Hand  der  Regierung,  da  die 
Leipziger  Bank  statutarisch  zu  deren  Errichtung  angehalten  werden 
könne.  Bezug  genommen  war,  dass  seit  1849  nur  ein  einziges  Ge- 
such einer  Stadt  um  eine  Filiale  der  genannten  Bank  verlautet,  und 
auch  dieses  (Chemnitz)  später  wieder  zurückgezogen  worden  sei.  Ab- 
zuhelfen sei  dagegen  der  Schwierigkeit,  Gelder  auf  kurze  Zeit  zins- 
tragend unterzubringen. 

2)  Gegen  die  Gründung  einer  Staatsbank  sprachen  sich  alle  Kam- 
mern sehr  entschieden  aus;  die  Motivirung  muss  aber  vielfach  als  eine 
sehr  unzutreffende  bezeichnet  werden.  So  perhorrescirte  z.  B.  die  Zit- 
tauer Kammer  Staatsbanken ,  weil  dieselben  den  Staatskredit  mit  dem 
Bankkredit  vermischen,  weil  Spekulationen  mit  Staatsgeldem  unstatt- 
haft seien,  weil  der  Nutzen  des  Bankkredits  nur  Einzelnen  zu  Gute 
komme,  der  Verlust  aber  die  Gesammtheit  treffe,  dem  Privaterwerbe 
eine  zu  gefährliche  Konkurrenz  erwachse,  weil  in  Zeiten  der  Noth, 
wo  die  Hilfe  des  Staates  am  Meisten  verlangt  werde,  der  Staat  oft 
weniger  Kredit  habe  als  der  Privatmann,  —  Alles  Einwände,  die  durch 
Hinweis  auf  die  Kgl.  Bayerische  Staatsbank  in  Nürnberg  mit  einem 
Schlage  entkräftet  werden  können.  Auffallender  Weise  huldigte  neben- 
bei die  Zittauer  Kammer  der  ganz  verkehrten  Anschauung,  dass  der 
Staat  eine  allgemeine  Landeshypothekenbank  nichts  destoweniger  qua 
Staatsanstalt  ins  Leben  rufen  solle,  indem  hier  die  voraufgeführten 
Bedenken  nicht  maassgebend  seien.  Zunächst  war  freilich  nur  eine 
Erweiterung  der  Landeskultur-Rentenbank  in  Anregung  gebracht.  Die 
Plauen'sche  Kammer  befürwortete  dagegen  die  Kouzessionirung  weiterer 
Pfandbrief  -  Institute  auf  möglichst  freier  Grundlage. 
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3)  Gegen  Aufhebung  des  Konzessionszwanges  und  gegen  Notenfinei- 
heit  plädirten  die  Leipziger  und  Zittauer  Deputation,  wogegen  sich 
die  Chemnitzer  und  Dresdner  Kammern  mehr  für  die  Errichtung  eines 
grossen  Bankinstitutes  mit  einem  Netze  sächsischer  Filialen  aussprachen. 
Von  einer  anderen  Seite  endlich  war  beantragt,  die  Staatsregierung 
solle  einem  Bankinstitute,  welches  geneigt  sei,  von  einer  Centralstelle 
ausgehend ,  ein  ausgedehntes  Netz  yon  Agenturen  und  Niederlassungen 
im  Lande  auszubreiten,  thatsächlich  fordernde  Bedingungen  gewähren, 
der  Errichtung  neuer  Zettelbanken  nicht  in  den  Weg  treten,  wohl  aber 
bei  Ertheilung  neuer  Konzessionen,  so  weit  thunlich,  (xegenleistungen 
im  allgemeinen  Interesse  Seitens  der  betreffenden  Institute  zu  erreichen 
suchen  0- 

Das  Resultat  der  angestellten  Bank -Enquete  war  ein  überaus 
fruchtbares ;  denn  es  ist  als  solches  die  alsbaldige  Gründung  der  Säch- 
sischen Bank  zu  verzeichnen,  deren  Konzession  vom  18.  Juli  1865  da- 
tirt^).  Sie  ist  zur  Zeit  bei  Weitem  das  grösstentwickelste  Sächsische 
Kreditinstitut  und  besitzt  ein  ausgebildetes  Filialsystem.  Ihre  Grün- 
dung hat  wesentlich  dazu  beigetragen,  dass  Leipzig  so  rasch  von  Dres- 
den überflügelt  wurde.  Vor  zwanzig  Jahren  hätte  man  dies  eben  so 
wenig  für  möglich  gehalten,  als  dass  Augsburg  von  München  überholt 
werde.  Die  vier  Städte  bieten  in  dieser  Beziehung  entschieden  Analo- 
gien, und  man  kann  geradezu  den  Schluss  ziehen,  dass  der  grosse 
Geld-  und  Wechselverkehr  nach  den  Residenzstädten  tendire.  Frank- 
furt und  Hamburg  haben  dasselbe  Schicksal  der  Ueberflügelung  von 
ihrer  Rivalin  Berlin  erfahren.  Ebenso  hat  Stuttgart  die  bei  Weitem 
grössere  Handelsstadt  Mannheim  als  Geldplatz  im  Zeiträume  weniger 
Jahre  überholt. 

Neueren  Datums  hat  sich  die  Bank  dem  Beichsbankgesetze  unter- 
worfen und  besitzt  nun  ihre  Einlösestelle  in  Berlin.  Die  Summe  der 
ungedeckten  Noten  ist  ihr  auf  16,771,000  Mk.  festgesetzt«). 

Gleichfalls  in  das  Jahr  1865  fällt  die  Gründung  der  Dresdner 
Gewerbe -Bank  Fröhner,  einer  in  massiger  Entwicklung  begriffenen 
Kommanditgesellschaft.     Die  von  Wien  ausgehende  Börsenfluth  hatte 


1)  cf.  Giutav  Dörstling ,  Beitr&ge  zur  Beantwortung  der  von  dem  Kgl.  Ifinitterium 
des  Innern  bezüglich  des  Bankwesens  an  sämmtlicbe  Uandelskammem  gestellten  Fragen 
(gedruckt  bei  Hugo  Wilisch  in  Chemnitz).  Als  Centralinstitut  dachte  Dörstling  zunächst 
an  die  bereits  in  Sachsen  domizilirende  Weimarische  Bank. 

2)  Zu  vgl.  wäre  der  Statuten-Entw.  für  die  in  Dresden  zu  begründende  Sachs.  Bank 
mit  Motiven,  herausgegeben  vom  handelswissenschaftlichen  Verein  zu  Dresden  1865. 

3)  Am  81.  Juli  1874  hatte  sie  80,481,000  Thlr.  Noten  in  Umlauf. 
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für  das  iDstitut  sehr  bedeutende  Kapitalkündigungen  im  Grefolge,  \vel- 
che  dasselbe  mit  Einziehung  seiner  aussenstehenden  Darlehen  und  Un- 
terlassung jeder  neuen  Kreditgewährung  (!)  beantwortete  *).  Wie  sehr 
Kreditinstitute  durch  ein  derartiges  Vorgehen  eine  Krisis  verschärfen, 
bedarf  wohl  keiner  Bemerkung. 

§.34. 

Vorschläge  zur  Förderung  des  Hypothekar-Kredites  und 

die  Gründung  der  Leipziger  und  der  Sächsischen 

Hypothekenbank. 

Bis  zum  Jahre  1863  sorgten  für  die  Befriedigung  des  hypotheka- 
rischen Kredites  in  Sachsen  in  der  Hauptsache  bloss  der  erbländische 
Kreditverein  und  die  Lausitzer  Bank ,  zwei  nur  mit  geringen  Mitteln 
ausgestattete  Kreditinstitute,  welche  den  an  sie  gestellten  Anforderun- 
gen auch  nicht  im  Entferntesten  entsprechen  konnten.  Die  Hypothe- 
kengeschäfte der  Allgemeinen  Deutschen  Kreditanstalt  in  Leipzig  wa- 
ren noch  von  keinem  Belange,  und  von  der  Geschäftsthätigkeit  meh- 
rerer in  neuester  Zeit  auswärts  gegründeter  Hypothekenbanken  war 
in  Sachsen  noch  wenig  oder  nichts  zu  verspüren.  Die  in  Dresden 
(1859)  errichtete  sächsische  Hypotheken- Versicherungsgesellschaft  war 
eigentlich  der  drastischste  Beweis,  wie  schwer  es  war,  damals  auf  ein 
Immobile  ein  Darlehen  zu  erhalten.  Die  Nothwendigkeit ,  den  Land- 
wirthen  und  Besitzern  städtischer  Grundstücke  zur  Beschaffung  von 
Kapitalien  neue  Kanäle  zu  öffnen,  wurde  allgemein  anerkannt,  und 
nur  über  die  Modalität  der  Ausführung  lange  Zeit  ohne  greifbares  Re- 
sultat hin-  und  her  berathen. 

Schon  um  das  Jahr  1857  war  die  Regierung  mit  Ausarbeitung 
eines  Planes  beschäftigt,  auf  Grund  dessen  sie  eine  allgemeine  Hy- 
pothekenbank als  Staatsanstalt  in  Verbindung  mit  Vorschuss- 
und  Unterstützungskassen  zu  errichten  gedachte.  Von  anderer  Seite 
wurde  das  Verfehlte,  was  in  einer  derartigen  Schöpfung  gelegen  hätte, 
eingesehen ,  und  an  die  Leipziger  Kreditanstalt  das  Ansinnen  zur  Be- 
gründung einer  Landeshypothekenbank  gestellt*);  auch  die  Er- 
richtung  eines  städtischen  Pfandbrief-Institutes  kam  zur  selben  Zeit 


1)  1875  betrug  die  Zahl  der  Mitglieder  113,  die  Höhe  der  Geschäftsanthcile  110,185 
Mark,  der  Depositen  1,073,154,  der  VorschQsso  1,139,002  Mk.,  der  Ueberschuüä  des  6e- 
bchäftsjahres  36,595  Mk. 

2)  Der  Antrag  ging  aus  dein  Schoosse  der  letztgenannten  Bankverwaltang  hervor; 
man  vgl.  die  Schrift:  Die  Kreditverh&ltnisse  des  Kgrch.  Sachsen  von  Dr.  Heinrich 
li  ödem  er,     Dresden  bei  Rudolph  Kuntse.     1857.     S.  79  ff. 
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in  Leipzig  zur  Sprache,  konnte  aber  die  Genehniigung  der  Staatsregie- 
rung nicht  erhalten.  Zwei  Jahre  später  trug  man  sich  mit  der  Grün- 
dung einer  städtischen  Vereins-Hypothekenbank  für  das  Kö- 
nigreich Sachsen,  beruhend  auf  solidarischer  Haftung  und  gemeinsa- 
mer Verwaltung  aller  oder  doch  der  meisten  Städte  des  Landes  ^)  —  eine 
ganz  unfruchtbare  Idee,  für  die  sich  trotzdem  der  Stadtrath  zu  Oschatz 
lebhaft  zu  begeistern  vermochte,  freilich  ohne  bei  den  Vertretern  der 
übrigen  Kommunen  irgendwie  Anklang  zu  finden.  Im  darauffolgen- 
den Jahre  (1860)  wurde  in  einer  für  den  dritten  volkswirthschaftli- 
chen  Kongress  zu  Köln  bestimmten  Denkschrift  der  Gedanke  der  Er- 
richtung einer  Landeshypothekenbank  entschieden  bekämpft,  dagegen 
den  Hypotheken  Versicherungsanstalten  lebhaft  das  Wort  geredet*). 

Ein  weiterer  Vorschlag  endlich  lief  dahinaus,  (1863)  das  in  Bre- 
men seit  Jahrhunderten  bestehende  Handfestensystem  auch  in  Sachsen 
zur  Erleichterung  des  Hypothekarkredits  einzuführen,  und  zwar  durch 
Gründung  von  Handfestenbanken  in  den  einzelnen  Städten*). 

Alle  diese  wohlgemeinten  Projekte  kamen  indessen  über  das  Sta- 
dium blosser  Anregungen  nicht  hinaus,  und  es  blieb  Alles  beim  Alten, 
bis  endlich  im  Jahre  1863  das  Bestätigungsdekret  für  die  zur  Zeit 
noch  bestehende  Leipziger  Hypothekenbank  erlangt  wurde.  Die 
Gründung  war  schon  nahezu  7  Jahre  zuvor  erfolgt,  und  zwar  durch 
den  Stadtältesten  J.  C.  Hentze  und  Friedrich  Niess.  Die  Bestäti- 
gung des  Nachtrages,  betreffend  die  Erweiterung  des  Aktien -Kapi- 
tals von  150,000  M.  auf  300,000  M.  erfolgte  hierauf  rasch;  aber  über 
Erlangung  der  Berechtigung  zur  Ausgabe  ausloosbarer  Hypotheken- 
baukscheine  (Pfandbriefe)  waren  beinahe  2  Jahre  verstrichen.  Ausser 
dem  Hypothekengeschäfte  pflegt  die  Bank  auch  noch  den  Depositen- 
verkehr und  den  Inkasso  von  Miethzinsen.  Sie  erfreut  sich  aber  keiner 
grossen  Ausbreitung,   und  hat,  da  sich   der  Sächsische  Grundbesitz 

1)  cf.  Vorschlage  zur  Errichtung  einer  städtisclien  Vereins-Hypoth.-Bank  f.  d.  Kgrch. 
Sachsen.  Zur  Förderung  des  städtischen  und  industrieUen  Grundkredits  v.  Oskar  Förster 
(bei  Fr.  Odelkop*s  Erben  in  Oschatz  1859  gedruckt.     51  Seiten). 

2)  Bericht  über  die  Zustände  des  Kealkredits  erstens  im  Kgrch.  Sachsen  mit  spe- 
zieliem  Bezug  auf  die  Sachs.  Hypoth.-Vers.-Gesellsch.  von  Bernhard  MiUer;  sowie  iwei- 
tcns  im  Kaiscrthum  Oesterreich  von  einem  Oesterreicher.     Leipzig  1860  bei  Hübner. 

3)  Vorschlag  zur  Erleichterung  des  Hypothekar-Kredites  auf  Grund  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  des  Hypotheken-Wesens  im  Kgrch.  Sachsen  zunächst  für  Städte,  Zwickau 
1863.  cf.  auch  den  Statuten-Entw.  mit  Motiven  zu  einer  Kredit- Amortisationsbank  fUrSäch». 
Landwirthe  auf  Grund  der  Statuten  des  Vorschussvereins  in  Frankenberg^  bearbeitet  von 
Karl  Friedrich  Schmidt,  Frankenberg  1864.  Jahresber.  d.  Chemnitzer  Handels-  u.  Gewerbe- 
Kammer  V.  J.  1865 ,  S.  40.  Hermann  Th.  Haustein ,  Handfesten  zur  Erleicbtemng  des 
Hypothekar-Kredits  zunächst  f.  Städte  d.  Kgrch.  Sachsen,  1868. 
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wegen  des  etwas  niederen  Kurses  ihrer  Hypothckeubankscheine  und  des 
dadurch  vertheuerten  Kredites  bei  ihr  fast  nicht  betheiligen  kann,  ihre 
wenigen  Hypotheken  in  Böhmen  und  sonst  ausser  Landes  suchen  müssen. 
Wegen  der  statutarischen  und  effektiven  Höhe  der  Püändbriefemission 
s.  unten.  In  aller  neuester  Zeit  aufgetretene  Liquidationsbestrebungen 
hat  die  Bank  glücklich  überwunden. 

Drastisch  war  der  Verlauf  der  um  dieselbe  Zeit  (25.  Mai  1864) 
in's  Leben  gerufenen  Sächsischen  Hypothekenbank  in  Leipzig.  Die 
Seele  derselben  war  ein  gewisser  Dr.  Menz,  von  Haus  aus  weder  Fi- 
nanzmann noch  Jurist,  vielmehr  Doktor  der  Medizin.  Die  Idee  zur 
Gründung  der  Bank  ^)  war  in  ihm  durch  den  s.  Z.  viel  bekannten 
Langrand-Dumonceau  erweckt  worden,  wenn  ich  recht  unterrichtet  bin, 
gelegentlich  eines  beiderseitigen  Badeaufenthaltes.  Langrand  stand  da- 
mals eben  auf  der  Höhe  seines  Ruhmes,  und  war  zu  dieser  Zeit  als 
Finanzgrösse  mit  Niemandem  besser  zu  vergleichen,  als  mit  dem  später 
in  Berlin  in  schneller  Zeit  zu  so  riesiger  Macht  emporgewachsenen 
Eisenbahnkönige  Strousberg.  Kein  Wunder,  dass  Dr.  Menz,  von  sei- 
nem Ansehen  geblendet,  und  in  Geldangelegenheiten  ganz  homo  novus, 
sich  Langrand  rückhaltslos  anvertraute,  und  kein  Wunder  auch,  dass 
es  gelang,  zu  der  Gründung  Namen  von  bestem  Klange  herbeizuzie- 
hen. (Ausser  Dr.  Menz  befanden  sich  im  ersten  Direktorium:  P.  de 
Decker,  Dr.  Lippert,  Dähne,  M.  Lorenz,  A.  Nothomb,  s.Z.  als  belgi- 
scher Minister  hochgefeiert,  und  Adr.  Tcharmann.) 

Von  dem  Aktienkapital  im  Betrage  von  10,(X)0,(XX)  Thir.  sind  nur 
10  ^/o  eingezahlt  worden.  Langrand  hatte  sich  bei  Begründung  der 
Bank  verbindlich  gemacht,  das  erforderliche  Aktienkapital  entweder 
selbst  zu  zeichnen,  oder  durch  andere  zu  beschaffen.  Dem  entspre- 
chend hatte  er  im  Januar  1865  hinsichtlich  97825  Aktien  k  100  Thlr. 
an  seiner  Stelle  die  Sociötö  de  credit  foucier  internationale  substituirt, 
an  deren  Stelle  später  die  Soci^t^  g^u^rale  pour  favoriser  le  credit 
foncier  in  Lond(Hi  getreten  ist.  Zur  Zeit  der  Konkurseröffnung  hatte 
die  genannte  Gesellschaft  noch  die  ganze  Zahl  von  Aktien  in  ihrem 
Besitze,  und  wurde  zwar  bezüglich  der  auf  diese  Aktien  rückständi- 
gen 90  ^/o  als  Debitorin  angesehen ,  jedoch  bei  der  geringen  Aussicht 
auf  Realisirung  des  Betrages  gegen  Zahlung  einer  Abfindungssumme 
von  100,000  Thlr.  aus  dem  Obligationsnexus  entlassen.  Von  den  re- 
stigen 2175  Aktien  waren  zur  Zeit  der  Konkurserklärung  1101  im  Be- 

1)  Eine  ausführliche  Besprechang  des  Institutes  rechtfertigt  sich  um  so  mehr,  nls 
bbher  darüber  nirgends  susammenbttngende  oder  auch  nur  zuverlässige  Nachrichten  zu 
finden  sind. 
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sitze  der  Familie  Langrand ,  und  673  in  jenem  der  Familie  Menz  (un- 
bekannten Aufenthaltsortes);  es  erübrigten  sonach  nur  401  Aktien,  bei 
denen  die  Frage  der  Resteinzahlung  von  90  ®/o  eine  praktische  Bedeu- 
tung haben  konnte.  Im  April  1872  zur  Einzahlung  aufgefordert,  ha- 
ben fast  Alle  erklärt,  dass  sie  sich  zur  Einzahlung  vorläufig  nicht  ver- 
anlasst sähen,  resp.  dazu  nicht  verpflichtet  hielten. 

Menz  hatte  schon  vor  Errichtung  der  Bank  sich  Langrand  gegen- 
über vertragsmässig  verpflichtet,  nur  durch  dessen  Vermittelung  Ge- 
schäfte zu  machen,  und  ihm  die  durch  den  Pfandbrief- Verkauf  erlang- 
ten Mittel  zur  Verfügung  zu  stellen.  Diesem  Versprechen  ist  der- 
selbe auch  getreulich  nachgekommen. 

Bei  dem  herrschenden  Mangel  an  soliden  Anlagepapieren,  und 
Dank  der  Langrand'schen  Verbindungen  erfreute  sich  die  Bank  an- 
fänglich eines  ausserordentlichen  Aufschwunges,  und  es  hatte  dieselbe 
bis  zum  Mai  1866  schon  4  Millionen  Thaler  Pfandbriefe  untergebracht 
Aber  diese  4  Millionen  waren  verwendet  worden,  um  1,800,000  Thlr. 
Hypotheken  auf  ungarischen  Liegenschaften  im  Wege  der  Cession  von 
der  (von  Langrand  geleiteten)  Banque  de  credit  foncier  et  industriel 
zu  erwerben,  und  ausserdem  dieser  Bank  selbst  gegen  Verpfändung 
ihrer  ungarischen  Besitzungen  über  2,000,000  Thlr.  zu  leihen ;  von  di- 
rekten Darlehensgeschäften  waren  nur  3  in  Sachsen  und  Böhmen  im 
Gesammtbetrage  von  21,000  Thlr.  zu  Stande  gekommen. 

Damit  war  ein  überaus  schlüpfriger  Weg  betreten  worden;  denn 
die  Bank  hatte  selbstverständlich  die  Lust  nach  Abschluss  kleiner  aber 
solider  Geschäfte  verloren,  wogegen  sie  nach  den  stattlichen  Provisio- 
nen dürstete,  welche  die  gleich  massenweise  abgeschlossenen  Cessionen 
abwarfen ,  und  welche  ihrerseits  wiederum  die  Vertheilung  fetter  Divi- 
denden gestatteten. 

Während  die  früheren  Hypotheken  mit  den  durch  Verkauf  der 
Pfandbriefe  gelösten  Baarsummen  erworben  worden  waren,  begann  man 
seit  April  1866,  da  der  Pfandbriefverkauf  in  Folge  der  kriegerischen 
Ereignisse  in  das  Stocken  gerieth,  Darlehen  in  den  eigenen  Pfandbrie- 
fen zu  geben.  Durch  diese  Manipulation  wurden  in  den  Jahren  1866, 
1867  und  1868  9  weitere  Darlehensgeschäfte  abgeschlossen,  und  da- 
durch 2,325,000  Thlr.  Hypotheken  in  Russland,  Schlesien,  Gdizien  und 
Bayern  —  meist  von  sehr  zweifelhafter  Güte  erworben. 

Den  Schluss  der  Geschäftsthätigkeit  des  ersten  Dirdctorium's  bil- 
deten die  „spekulativen"  Darlehensgeschäfte,  die  darin  bestanden,  dass 
man  Güterspekulanten  die  Mittel  lieferte,  um  grössere  Güterkomplexe 
zu  erwerben.    In  diese  Kategorie  gehören  die  Darlehen  auf  das  Gut 
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Wronke  (in  der  Provinz  Posen)  mit  2,000,000  Thlr.  und  auf  die  Herr- 
schaft Stolzenburg  mit  3,000,000  Thlr.  Die  erste  Besitzung  war  ca. 
900,000  Thlr.  werth,  die  letztere  1,200,000  Thlr. ,  war  aber  schon  mit 
500,000  Thlr.  belastet.  Bei  Wronke  hat  die  Bank  das  ganze  Kapital 
eingebüsst,  während  der  Verlust  bei  Stolzenburg  nur  durch  die  Be- 
mühungen der  zweiten  Direktion  verringert  wurde,  welche  die  zur 
Subhastation  gelangte  Herrschaft  für  815,000  Thlr.  erstanden,  und  an 
die  „Aktiengesellschaft  zur  Verwerthung  der  Herrschaft  Stolzenburg" 
weiter  verkauft  hat 

Noch  ist  hervor  zu  heben,  dass  die  Bankverwaltung  im  Jahre  1868 
dem  Konsortium  Liemundt  und  Kirchmayr  in  Wien  auf  die  von  dem- 
selben erkauften  österreichischen  Staatsgüter  ein  Darlehen  von  2,150,000 
Thlr.  in  Pfandbriefen  gab,  und  der  Regierungskommissär  sich  durch 
die  Dai-stellung  des  Dr.  Menz,  dass  der  Regulirung  dieser  Kaufge- 
schäfte nur  formelle  Hindemisse  im  Wege  seien  ^),  bestimmen  liess, 
unbedeckte  Pfandbriefe  zu  kontrasigniren.  Bis  Mitte  September  waren 
die  Pfandbriefe  mit  93  ^j^  notirt,  fielen  sodann  bis  Ende  Dez.  auf  72  ^/j, 
und  als  die  auf  Wronke  emittirten  Stücke  auf  den  Markt  kamen,  auf 
53<^/o.  Nachdem  sie  1869  wieder  bis  69  gestiegen  waren,  warf  sie 
der  Abschluss  des  Stolzenburger  Geschäftes  wieder  auf  56  ^Z^. 

In  der  Generalversammlung  vom  30.  Juni  1869 ,  zu  welcher  viele 
über  die  inzwischen  bekannt  gewordene  Geschäftsgebahrung  entrüstete 
Männer  sich  Zutritt  und  Stimmrecht  durch  Erwerbung  von  Aktien  ver- 
schafft hatten ,  wurde  ein  neues  Direktorium  erwählt ,  das  nach  besten 
Kräften  die  verwickelten  Geschäfte  entwirrte;  trotz  aller  seiner  Be- 
mühungen konnte  indessen  der  Konkurs  nicht  vermieden  werden,  weil 
die  Zinslast  der  emittirten  Pfandbriefe  sich  nicht  aufbringen  liess,  ein 
gänzlicher  Verzicht  auf  Zinsen  aber  schon  aus  praktischen  Gründen 
nicht  zu  erlangen  war ,  da  hierdurch  Vereinbarung  mit  jedem  einzel- 
nen Pfandbriefinhaber  erforderlich  gewesen  wäre. 

Von  den  zur  Zeit  der  Konkurseröffnung  (3.  Nov.  1871)  in  Umlauf 
befindlichen  7,783,850  Pfandbriefen  wurden  7,740,000  Thlr.  von  ca. 
1030  Gläubigem  bei  dem  Konkursgerichte  rechtzeitig  angemeldet, 
16,500  Thlr.  aber  zur  Ausgleichung  einer  Annuitätenrate  eingeliefert, 
so  dass  überhaupt  nur  circa  27,000  Thlr.  Pfandbriefe  bis  zum  Ablaufe 
der  Frist  unangemddet  geblieben  sind.    In  Folge  nachträglicher  Zu- 

1)  Vorgeschüist  war,  das  Directoriam  liabe  die  Lieferung  von  Pfandbriefen  unter  der 
Bedingung  zugesagt,  dass  die  Pfandbriefe  losbardirt,  die  Lombards ummon  und  Lombard- 
scbeine  bei  der  Bank  deponirt,  und  nach  Beseitigung  der  Hindernisse  aus  den  Lombard- 
summen  die  Anaahlungen  auf  die  Kaufgelder  geleistet,  und  die  Hypothek  eingetragen  werdf . 


104  Heinrich  v.  Poschinger, 

lassung  hat  sich  die  Summe  der  Pfandbriefforderungen  nach  Kürzung 
der  auf  ausgeloste  Pfandbriefe  erhobenen  Coupons  auf  7,751,117  Thlr. 
15  Ngr.  festgestellt.  Konkursgericht,  Gläubiger-Ausschuss  und  die  Ku- 
ratoren der  zahlungsunfähigen  Bank  haben  bisher  5  eingehende  Be- 
richte an  die  Gläubiger  der  Bank  veröifentlicht,  und  sich  nach  Kräf- 
ten bemüht,  die  vorhandenen  Aktiva  zu  realisiren.  Bis  jetzt  haben 
3  Kapital-Rückzahlungen  an  die  Pfandbriefbesitzer  stattgefunden,  näm- 
lich am  5.  Mai  1873  30  Voi  »m  5.  Sept.  1873  6  «/o,  am  15.  Mai  1874 
5^/o.  Eine  Schlussdividende,  deren  Höhe  sich  noch  nicht  festsetzen 
lässt  (April  1874  auf  5^/o  geschätzt),  steht  noch  in  Aussicht  Der 
Konkurs  ist  noch  nicht  beendigt.  Die  Aktien  der  Bank  und  die  Zins- 
coupons der  Pfandbriefe  sind  werthlos. 

Langrand  hat  nie  eine  erklärte  Stellung  bei  der  Bank  gehabt; 
aber  durch  seinen  Aktienbesitz  und  seine  wenn  auch  privaten  Abma- 
chungen mit  Menz  hat  er  doch  über  die  Bank  nahezu  unbeschränkte 
Herrschaft  ausgeübt.  Die  Mitglieder  des  ersten  Direktoriums  haben 
sich  um  die  Geschäftsleitung  wenig  gekümmert,  jedenfalls  auf  die 
Tüchtigkeit  des  statutenmässig  die  Bank  allein  vertretenden  Dr.  Menz 
zu  festes  Vertrauen  an  den  Tag  gelegt. 

Zwei  Lehren  gibt  jedenfalls  die  Geschichte  der  Sächsischen  Hy- 
pothekenbank: 1)  dass  man  in  Geschäftssachen  sich  durchaus  nicht 
durch  den  Glanz  eines  Namens  blenden  lassen  darf,  2)  dass  es  unter 
allen  Umständen  gefährlich  ist,  die  Leitung  eines  Finanzinstitutes  in 
die  Hand  eines  Mannes  zu  legen,  und  dass  man  einen  Direktor  nur 
dann  gegen  freundliche  und  feindliche  Einflüsse  sichert,  und  ihn  zur 
Nüchternheit  zwingt,  wenn  man  ihm  einen  gleichberechtigten  zur 
Seite  stellt. 

§.  35. 
Sächsische  Bankgründungen  zwischen  den  Jahren  1866 

und  1870. 

Als  im  Jahre  1866  der  Krieg  zwischen  Preussen  und  Oesterreich 
ausgebrochen  war,  wurde  insbesondere  Sachsen  von  einer  sehr  akuten 
Kreditkrisis  heimgesucht.  Nachdem  schon  längere  Zeit  vorher  hohe 
Diskonto-Sätze  das  Nahen  einer  Krisis  ahnen  Hessen,  fing  es  an  der 
Börse  vom  8.  Mai  förmlich  zu  krachen  an  ^).    Während  nun  die  Leip- 

1)  Es  verloren  an  diesem  Tage  Sächsische  4  g  Staatspapiere  4}},  Sächsische  Hypo- 
theken-Pfandbriefe 4^,  Leipzig-Dresdner  Aktien  Sg,  die  Aktien  der  AUg.  Deutsch.  Kred.- 
Aust.  5  J.  Am  9.  Mai  stand  der  Diskonto  in  Leipzig  auf  9  °,  am  4.  Aug.  bereits  wieder 
*uf  5  g. 
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ziger  Bank  in  den  Tagen  der  grössten  Noth  dem  Mangel  an  Zahlungs- 
mittel durch  eine  massige  Ausdehnung  des  Notenumlaufes  und  ergie- 
biges Diskontiren  zu  steuern  suchte,  haben  die  hauptsächlich  in  Sach- 
sen operirenden  Zettelbanken  zu  Gera,  Gotha  und  Weimar,  ganz  analog 
der  oben  genannten  Dresdner  Gewerbebank,  die  Krisis  geradezu  yer- 
schärft,  da  sie  in  einem  Zeiträume  von  2  Monaten  an  16  Millionen 
Mark  dem  Verkehre  entzogen,  und  ihre  Portefeuilles  vom  April  bis 
Juli  um  mehr  als  diesen  Betrag  einschränkten.  Die  Haltung  der  3 
genannten  Zettelbankcn  fand  dafür  aber  auch  eine  allgemeine  Verur- 
theilung^). 

Kurz  vor  Ausbruch  des  Krieges  (April  1866)  fällt  die  Gründung 
des  landwirthschaftlichen  Kreditvereins  im  Königreiche 
Sachsen,  womit  die  bereits  Jahre  lang  gehegte  Idee  verwirklicht 
wurde,  auf  breiterer  Grundlage  eine  über  das  ganze  Land  hin  ausge- 
dehnte, auch  dem  Kleingrundbesitze  zugängliche  Kreditanstalt  in  das 
Leben  zu  rufen  ^).  Der  Verein  beschafiFt  seine  Mittel  durch  Ausgabe  von 
Pfand-  und  Kreditbriefen,  durch  Aufnahme  von  Vorschüssen  auf  Werth- 
objekte  und  Annahme  von  Spareinlagen.  Auch  hier  wacht  ein  kgl.  Kom- 
missär darüber,  dass  die  emittirten  Pfand-Kreditbriefe  im  richtigen 
Verhältnisse  zu  den  von  dem  Verein  erworbenen  Hypotheken  stehen. 
Die  Zahl  der  dem  Vereine  beigetretenen  Mitglieder  betrug  Ende  1875 
7418.  Zur  selben  Zeit  betrugen  die  Stammantheile  der  Mitglieder 
4,784,153  M.  An  Darlehen  wurden  1875  überhaupt  6,871,144  M.  ge- 
währt, Spareinlagen  erfolgten  in  der  Höhe  von  8,561,750  M.  Die 
Pfand-  und  Kreditbriefschuld  ist  von  1873  bis  1874  von  6,031,125  M. 
auf  9,570,375  M.,  bis  1875  auf  11,490,525  M.  gestiegen.  Der  Reinge- 
winn bezifferte  1871  27,379  Thlr.,  1872  39,228  Thhr.,  1873  54,446  Thlr., 
1874  78,000  Thlr.,  1875  437,989  M. 

Der  Leipziger  Kassenverein,  unterm  19.  März  1867  gegrün- 
det, erhielt  das  Recht,  Banknoten  in  Appoints  von  300,  600  und 

1)  Die  Sächsische  Bank  war  noch  su  juiig,  am  wirksam  eingreifen  su  können.  Die 
Chemnitzer  Stadtbank  hat  sich  gut  gehalten;  s.  d.  Jahresbericht  der  Handels-  u.  Gew.- 
Kammer  von  Chemnitz  1866  S.  8.  Im  Allgem.  verweise  ich  auf  den  in  Dresden  er- 
schienenen Bericht  des  Ausschusses  fOr  Berathang  des  Schorr'schen  Antrages,  betr.  das 
Bankwesen  d.  d.  Febr.  1867  (Leipzig). 

2)  Literatur  darüber  s.  in  den  Jahrb.  f.  Volks-  u.  Landwirthschaft ,  herausgegeben 
von  der  Oekonomischen  Gesellschaft  im  Kgrch.  Sachsen.  IX.  Bd.  1.  Hft. ,  dann  die  Bro- 
chüre:  Der  Landw.  Kr.-Ver.  im  Kgrch.  S.  Separatabdrnck  aus  dem  Landwirthschaftl. 
Vereinsblatt  f.  d.  Erzgebirge  1866;  Gespräche  fiber  das  revidirte  Statut  und  die  Errich- 
tung des  landwirthsch.  Kreditvereins  im  Kgrch.  Sachsen  von  A.  Geister,  Zeitschr.  f.  d. 
Landwirthsch.  Jahrg.  1864  S.  119  u.  1865  Heft  8.  v.  LangsdofT,  Die  Landwirthschaft  in 
Sachsen,  ein  sehr  verdienstvolles  Werk,  das  mir  leider  erst  im  Korrekturbogen  vorliegt. 
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1500  M.  im  Maximalbetrage  von  3  Mill.  M.  zu  emittireD,  welche  Summe 
sich  jedoch  in  Folge  Unterwerfung  der  Bank  unter  das  Bankgesetz  auf 
1,440,000  M.  steuerfreie  Noten  reduzirt  hat.  Seine  Einlösestelle  hat 
der  unter  Staatsaufsicht  gestellte  Verein  in  Berlin.  In  Folge  Aufgabe 
des  Reportgeschäftes  und  des  zurückgegangenen  Effekten-  und  Lombard- 
Verkehres  hat  der  Umsatz  der  Bank  im  Jahr  1875  um  17,643,880  M. 

abgenommen  0- 

Die  Sächsische  Lombardbank  ist  am  10.  August  1869  aus 
der  Dresdner  Pfandleih- Aktiengesellschaft  hervorgegangen ;  ihr  Aktien- 
kapital betrug  urepiiinglich  bloss  600,000  M.  Von  der  Grunderperiode 
her  mehrfach  gewitzigt,  besteht  ihr  Geschäft  nunmehr  vorzugsweise 
in  der  Beleihung  von  guten  Hypotheken,  Gewährung  von  Baugelden, 
und  dem  kleineren  Pfandgeschäfte. 

Ehe  wir  im  nächsten  §.  zu  der  eigentlichen  Gründerperiode  über- 
gehen, möchten  wir  nur  gelegentlich  konstatiren,  dass  die  Haltung  der 
Sächsischen  Banken  bei  Einbruch  des  deutsch  -  französischen  Krieges 
zu  keinen  besonderen  Anständen  Anlass  gegeben  hat.  Geld  wurde 
freilich  zu  Anfang  ausserordentlich  knapp  und  die  Effekten  erheblich 
geschleudert.  Es  muss  aber  anerkannt  werden,  dass  die  Sächsische 
und  die  Leipziger  Bank  selbst  in  den  Tagen  der  grössten  Panik  we- 
nigstens kleine  kurzsichtige  Beträge  diskontirten.  Mit  den  deutschen 
Siegen  kehrte  ohnedem  das  Vertrauen  überraschend  schnell  zurück  *). 

§.  36. 
Sachsen  in  der  Spekulationsperiode  1870  — 1873. 

Ausser  Preussen  ist  wohl  in  keinem  deutschen  Lande  nach  Been- 
digung des  deutsch  -  französischen  Krieges  so  viel  gegründet  worden, 
als  im  Königreiche  Sachsen.  Von  Bayern  kann  man  sagen,  dass  es 
von  dem  mehr  oder  minder  allerorts  grassirenden  Fieber  am  wenig- 
sten ergriffen  wurde,  wesshalb  denn  dort  auch  die  Folgen  des  grossen 
Kraches  wenn  auch  nicht  spurlos,  doch  ohne  verheerende  Wirkungen 
vorübergingen.  Nur  ein  ganz  kleines  Städtchen  wurde  daselbst  schwer 
betroffen,  ein  Ort  mit  kaum  10,000  Einwohnern,  ohne  Handel  und  leb- 

1)  Die  Umsätze  auf  dem  Giro-  und  Inkasso  -  Konto  betrugen  1871  141,024,165 
Thlr.,  1872  261,954,735  Thlr. ,  1873  300,000,000  Thlr. ,  1874  232,813,923  Thlr. ,  1875 
608,506,740  Mk. 

2)  Es  stand  der  Diskont  zu  Leipzig  v.  15. — 18.  Juli  auf  7  J,  vom  18. — 20.  Juli  auf 
9f,  am  27.  Sept.  auf  5%.  Die  Aktien  der  Leipziger  Bank  standen  am  1.  Juli  1870  auf 
117g,  16.  Juli  100,  ult.  1870  120.  Klagen  über  das  Geschäftsgebahren  der  in  der  Nach- 
barschaft Sachsens  domizilirenden  Filialen  der  Preuss.  Bank  s.  im  Zittaaer  Jahresbericht 
d.  Handels-  u.  Gew.-Kammer  pro  1870  S.  81. 
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hafte  Industrie,  nur  der  Sitz  eines  kühnen  Gründers.  Wir  meinen 
Aschaflfenburg,  das  mit  zwei  Banken  bedacht  wurde,  wovon  die  Aktien 
der  einen  sogar  an  der  Berliner  Börse  sich  Eingang  zu  verschaffen 
wussten. 

Für  Sachsen  war  freilich  die  Gefahr  schon  von  Anfang  an  natur- 
geraäss  eine  grosse.  Bot  schon  die  hochentwickelte  Industrie  dieses 
Landes  den  Gründern  ein  weites  und  dankbares  Feld  der  Thätigkeit 
dar ,  so  waren  auch  die  Hauptplätze,  Dresden  und  Leipzig  schon  ver- 
möge ihrer  geographischen  Lage  der  Ansteckung  durch  die  Berliner 
Börse  weit  mehr  ausgesetzt*),  als  etwa  die  Plätze  München  oder 
Stuttgart  etc. 

Der  Umstand,  dass  das  Land  dem  Kriegsschauplatze  weit  entrückt 
war,  bewirkte,  dass  hier  schon  lange  vor  dem  Friedensschlüsse  das 
Vertrauen  zurückkehrte,  und  die  Gründer- Aera  vorbereitete.  Es  er- 
wachte, wie  der  Jahresbericht  der  Dresdner  Handels-Gewerbe-Kammer 
pro  1871  konstatirt,  ein  grossartiger  Unternehmungsgeist,  veranlasst 
durch  die  steigende  Nachfrage,  das  gehobene  nationale  Selbstbewusst- 
sein,  und  die  Aussicht  auf  eine  Reihe  von  Friedensjahren.  „Ausser 
einer  grösseren  Anzahl  von  Schöpfungen  auf  dem  Gebiete  des  Bank- 
wesens, entstanden  viele  neue  industrielle  Unternehmungen ;  bestehende 
wurden  erweitert  oder  gingen  zu  diesem  Zwecke  aus  der  Hand  der 
bisherigen  Eigenthümer  in  die  von  Aktiengesellschaften  über,  ebenso 
zeigte  sich  eine  grosse  Lebhaftigkeit  für  die  Errichtung  neuer  Ver- 
kehrswege." Dazu  kamen  günstige  Kreditverhältnisse,  das  Flüssigwer- 
den vieler  bisher  brachliegender  Kapitalien,  endlich  die  Geldwanderung 
von  Frankreich  nach  Deutschland,  die  Milliarden-Kontribution.  Alles 
wollte  an  der  grossen  Hausse*)  partizipiren  und  mitleidig  wurde  be- 
lächelt, wer  die  Situation  nicht  ausnützen  wollte. 

Bankgeschäfte,  Fabriken,  industrielle  Unternehmungen,  Bäder,  Ter- 


1)  Von  Berlin  aatf  wurden  mehrere  Sächsische  Institute  gegründet;  ich  erwähne 
bloss  die  I^eipsiger  Wechsler-  und  Depositenbank.  Mehrere  Sächsische  Aktiengesellschaften 
hatten  sogar  ihren  Sitz  nach  Berlin  vorlegt.  —  Die  Uauptqaellc  fUr  die  nachfolgende 
Periode  bildet  das  seit  dem  25.  Okt  1871  in  Dresden  erscheinende  ,, Dresdner  Börsen- 
nandelsblatt'^  Mehrfache  Notizen  verdanke  ich  dem  Redakteur  des  Neuen  Dresdner 
Börsen-  und  Handelsblattes,  Herrn  F.  W.  Schrader  in  Dresden,  dann  überhaupt  den  ein- 
zelnen Bankdirektionen. 

2)  Niedrigster  Stand  der  Sächsischen  Bank  1871  2.  Jan.    125{    80.  Dez.  167) 

„  „        „    Leipziger         „  „      „    „        121i      ^  ^^^'  ^*^ 

n  n        M    Sachs.  Kredit-Bank  „      3.  Okt     103        1.    ,,     110} 

„  „        ,,    Leipziger  Kredit-Anstalt     „      1.  Febr.  113|      1.  Des.  155^ 

,,  n        „    Sachs.  Lombardbank  ,,      2.  Jan.     lOl^    30.     ,,      121. 
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rainstrecken  wurden  im  HaDdumdrehen  in  AktieDgesellschaften  ver- 
wandelt; ja  sogar  von  dem  grünen  Gewölbe  in  Dresden  munkelte,  oder 
besser  gesagt,  witzelte  man,  dass  es  in  die  Hände  einer  Aktiengesell- 
schaft übergehen  werde. 

Im  Jahre  1871  erblickten  nicht  weniger  als  5  Banken  das  Licht 
der  Welt;  die  Kurse  der  Bankaktien  schnellten  förmlich  in  die  Höhe, 
und  lockten  die  Gründer  mit  unwiderstehlicher  Macht  an,  der  Börse 
immer  neue  Werthe  an  den  Hals  zu  werfen.  Der  Umsatz  der  Banken 
nahm  dabei  rasend  zu  (jener  der  Sächsischen  Bank  1871  um  94  Mil- 
lionen Thlr.)  und  die  Zettelbanken  konnten  die  Notenpresse  kaum  ge- 
nug arbeiten  lassen  (Mehrung  der  Sächsischen  Bank  1871  um  mehr 
als  6  Mill.  Thlr.).  Dass  auch  die  Dividenden  mit  der  Riesenentwick- 
lung  des  Geschäftes  der  Banken  gleichen  Schritt  gingen,  ist  in  Je- 
dermanns Erinnerung. 

Trotzdem  hatte  die  Schwindelzeit  ihren  Höhepunkt  noch  nicht 
erreicht;  das  Tempo  der  Gründungen  war  noch  immer  ein  gemässig- 
tes, und  ging  erst  im  Jahre  1872  in  Galopp  über.  Zahlen  werden 
dies  weiter  unten  veranschaulichen.  Grossgezogen  und  verhätschelt 
wurde  die  immense  Spekulation  von  den  Landesbörsen,  die  jetzt  gol- 
dene Tage  feierten.  Am  Wildesten  wuchs  sich  jene  zu  Dresden  aus, 
die  vor  der  Spekulationszeit  einen  höchst  bescheidenen  Platz  einge- 
nommen hatte,  später  aber  wie  besessen  arbeitete.  Bei  Gründung  der 
Sächsischen  Maklerbank  wurde  in  der  Tagespresse,  offenbar  nicht  ohne 
die  Nebenabsicht,  das  Papier  zu  treiben,  ausposaunt,  dass  sich  die 
Umsätze  an  der  Dresdner  Fondsbörse  nach  Beendigung  des  deutsch- 
französischen Krieges  nicht  nur  verdoppelt,  sondern  mehr  als  ver- 
hundertfacht (I)  haben,  so  dass  es  manchmal  schwierig  sei,  den  so 
gesteigerten  Verkehr  in  der  kurzen  Börsenzeit  beendigen  zu  können. 
Ein  jährlicher  Gewinn  von  15  ^1^  war  für  die  besagte  Bank  in  sichere 
Aussicht  gestellt;  man  hoffte,  das  junge  Institut  werde  der  Dresdner 
Börse  einen  weiteren  Impuls  zu  erhöhter  Thätigkeit  geben,  und  die- 
selbe auf  einen  Rang  stellen,  der  sie  den  grösseren  Weltbörsen  immer 
näher  brächte  (1).  Ja  so  sehr  war  die  Spiellust  daselbst  gestiegen,  dass 
man  im  Januar  1873  zum  Zwecke  eines  Privatverkehrs  an  Sonn-  und 
Festtagen  nach  Berliner  Muster  eine  „Dresdner  Börsen-Resource^^  bil- 
dete. Noch  mehr:  Selbst  eine  Abend -Börse  wurde  in  Dresden  eta- 
blirt,  nicht  ohne  Gespötte  von  Berlin  und  Leipzig,  die  da  meinten, 
die  Neuerung  erfolge  bloss  um  desswillen,  um  von  der  Dresdner  Börse 
überhaupt  sprechen  zu  machen.  Am  Liebsten  hätten  sich  die  Börsia- 
ner wohl  gar  nicht  mehr  von  einander  getrennt. 
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Das  Beispiel  der  Residenz  wirkte  selbstredend  auch  auf  die  Pro- 
vinz ansteckend;  so  wurden  in  Chemnitz  und  Zwickau  Börsen  etablirt 
In  Leipzig  bestand  eine  solche  bereits  seit  dem  17**°  Jahrhunderte. 
Sie  nahm  zwar  auch  an  dem  allgemeinen  Geschäftsaufechwunge  in 
den  siebziger  Jahren  Theil,  jedoch  lange  nicht  so  sehr  als  Dresden, 
das  Leipzig  als  Effektenbörse  entschieden  überflügelt  hat.  Als  Wech- 
selplatz blieb  dagegen  der  alten  Handelsstadt  die  frühere  Praeponde- 
ranz.  Zu  einer  selbständigen  Stellung  hat  es  freilich  auch  Dresden 
als  Börsenplatz  nicht  gebracht  — 

Lassen  wir  zunächst,  um  die  entfesselte  Spekulationswuth  zu  cha- 
rakterisiren  ein  Paar  Zahlen  sprechen:  Seit  31.  Dez.  1871  bis  dahin 
1873  hat  sich  die  Zahl  der  im  Dresdner  Kurszettel  notirten  Effekten 
ausserordentlich  gesteigert.  Es  mehrten  sich  die  Eisenbahnaktien  von 
5  bis  7,  die  Bank-  und  Kreditaktien  von  15  —  25  (9.  Mai  1873  27, 
darunter  18  sächsische  Banken ,  die  Baubanken  nicht  gerechnet).  Die 
Baugesellschaften  von  1 — 6,  die  Industriegesellschaften  von  241 — 71, 
die  Prioritäten  von  39 — 70.  Einer  sorgsamen  statistischen  Zusammen- 
stellung zufolge  wurden  im  Jahre  1872  in  Sachsen  nicht  weniger  als 
101  Aktiengesellschaften  mit  einem  Kapitale  von  100,599,833  Vs  Thlr. 
gegründet  i).  Im  Jahre  1871  waren  50  Aktiengesellschaften  mit 
44,165,000  Thlr.,  im  Jahre  1870  9  mit  3,859,400  Thlr. ,  und  vor  1870 
im  Ganzen  82  Aktiengesellschaften  mit  27,518,629  Thlr.  gegründet  wor- 
den. Man  zählte  demnach  Ende  1872  im  Königreiche  242  Aktienge- 
sellschaften mit  166,183,026  Thlr.  Kapital.  Bis  1.  Juli  1873  mehrte 
sich  die  Zahl  derselben  auf  268  mit  225,324,721  Vs  Thlr.  Aktienkapi- 
tal. Trotz  dieser  wahrhaft  ausschweifenden  Gründerzeit  warte  man 
noch  auf  die  Früchte  derselben.  Wenigstens  schliesst  der  Bericht 
eines  Fachblattes:  „Möge  das  neue  Jahr  (1873),  an  dessen  Schwelle 
wir  stehen,  der  reichen  Aussaat  eine  reiche  Ernte  folgen  lassen,  das 
walte  Gott !''  4  Monate  später  brachte  der  Draht  von  Wien  die  Nach- 
richt vom  Zusammensturze  des  Gebäudes. 

Die  Sächsische  Presse  ist  dem  Gründungsschwindel  lange  nicht 
mit  der  gehörigen  Energie  zu  Leibe  gegangen.  Vereinzelt  liess  sich 
zwar  eine  warnende  Stimme  hören;  sie  wurde  aber  todt  gemacht  durch 
den  Chor  der  gründerfreundlichen  Blätter,  von  denen  viele  sich  nicht 
schämten,  eine  Bank,  die  unter  Pari  stand,  schon  um  desswillen  als 
Stiefkind(!)  der  Börse  zu  bezeichnen,  und  zu  prophezeihen,  dass 
sich  die  Abnormität  in  kürzester  Zeit  ausgleichen  werde,  ausgleichen 


1)  In  gans  Bayern  bestanden  im  Jan.  1872  bloss  106  indnstrieUe  Aktiengesellschaften. 
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müsse.  Derartige  Manoeuvres  Hessen  sich  freilich  nur  zur  Zeit  aus- 
ftihreu,  als  Publikum  und  Börse  blind  um  das  goldene  Kalb  tanzten. 
Heutzutag  würde  ein  Kind  darüber  lachen. 

Im  Nachstehenden  wollen  wir  die  einzelnen  Sächsischen  aus  der 
Gründungsperiode  her  stammenden  Banken,  in  aller  Kürze  und  mit 
Angabc  der  Hauptresultate  ihres  Geschäftsbetriebes  anführen. 

1)  Die  Vorschussbank  Freiberg,  am  1.  Jan.  1870  aus  dem 
früheren  Spar-  und  Vorschussvereine  zu  Freiberg  hervorgegangen.  Die 
Umsätze  in  Vorschüssen  betrugen  1875  3,738^14  M. 

2)  Die  Lombardbank  zu  Zwickau,  am  I.März  1870  ge- 
gründet. Spekulationsgeschäfte  sind  ausgeschlossen.  Von  280  gezeich- 
neten Aktien  wurden  nur  140  voll  einbezahlt.  Das  Aktienkapital  be- 
trug ursprünglich  bloss  30,000  M. 

3)  Die  Sächsische  Kreditbank  in  Dresden,  am  17.  März 
1871  gegründet.  Der  durch  Einlösung  von  10,000  Aktien  k  83^  Vi  4 
entstandene  Gewinn  von  165,416  Thlr.  19  Gr.  wurde  zur  Deckung  der 
Verluste  verwendet,  welche  von  zahlreichen  Konsortialbetheiligungen 
und  Gründungen  der  Bank  herrührten.  Liquidations- Bestrebungen 
führten  nicht  zum  Ziele,  im  Gegentheile  wurden  trotz  eingelegter  Op- 
position dessfalls  erschwerende  Bestimmungen  in  das  neue  Statut  vom 
20.  Mai  1875  aufgenommen. 

4)  Die  Kommunalbank  des  Königreichs  Sachsen,  am 
13.  Juli  1871  gegründet,  ist  hinsichtlich  ihrer  Thätigkeit  auf  die  Ab- 
schlüsse von  Anlehensgeschäften  mit  den  Gemeinden,  und  auf  die  ver- 
zinsliche Anlegung  ihres  Betriebskapitals  in  Lombard-  und  sicheren 
Werthpapieren  beschränkt.  Aufsichtsrath  und  Direktion  geniessen  kei- 
nen Antheil  am  Ertrag.  Dem  Reservefond  werden  25®/o  des  Rein- 
gewinnes tiberwiesen,  der  nach  Vertheilung  von  4®/o  erübrigt.  Der 
Bestand  desselben  darf  nur  in  Staatspapieren  angelegt  werden.  In 
dem  Maasse,  als  die  Bank  Auleheu  mit  sächsischen  Gemeinden  und 
Bezirksverbänden  abschliesst,  ist  sie  berechtigt  Anlehensscheine  in 
Abschnitten  von  300  und  500  M.  auszugeben,  welche  in  gleichen  Ver- 
hältnissen getilgt  werden,  als  die  Anlchen  der  Gemeinden.  Diese  An- 
lehensscheine,  welche  durch  die  Steuerkraft  der  Gemeinden,  das  Ak- 
tienkapital der  Bank,  und  die  Garantie  der  AUg.  Deut.  Kred.-Anst. 
versichert  sind,  geniessen  das  Recht  pupillarischer  Sicherheit,  ült. 
1875  waren  50  Aulehensgeschäfte  perfekt  geworden.  Von  Anlehens- 
scheinen  waren  ausgegeben  5^/otige  72,165  M.,  4V2  ^/o^ige  2,254,764  M., 
4^/otige  202,000  M.,  Sa.  2,528,929  M.  Für  das  Jahr  1876  waren  Ende 
Febr.  bereits  Anlehensabschlüssc  im  Betrage  von  etwa  1,000,000  M, 
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gesichert.  —  Wir  sind  bezüglich  dieses  Institutes  mehr  auf  die  Ein- 
zelheiten der  statutarischen  Bestimmungen  eingegangen,  weil  wir  das- 
selbe sehr  billigen,  und  zur  Nachahmung  in  anderen  Staaten  warm 
empfehlen  müssen.  Das  Prinzip  der  Arbeitstheilung  ist  hier  auf  das 
Strengste  durchgeführt,  und  das  Institut  von  dem  Einflüsse  anderer 
Börsengeschäfte  ganz  unabhängig  gemacht.  Die  Staatsregierung  hat 
sich  übrigens  in  den  Statuten  das  besondere  Oberaufsichtsrecht  vorbe- 
halten. Der  durch  Ausübung  desselben  erwachsende  Aufwand  ist  der 
Staatskasse  aus  der  Bank  zu  vergüten. 

5)  Die  Oberlausitzer  Bank  in  Zittau,  am  15.  Okt.  1871 
gegründet  unter  Uebernahme  der  daselbst  bestehenden  Weimar'schen 
Bank-Agentur,  hat  dem  Reize,  sich  in  zahlreiche  Konsortialbetheili- 
gungen  einzulassen,  zu  ihrem  Schaden  nicht  widerstehen  können.  Das 
Kapital  der  Bank  hat  mehrfache  Veränderungen  erfahren,  und  ist  zur 
Zeit  wieder  auf  den  ursprünglichen  Betrag  von  3,000,000  M.  fixirt, 
und  zwar  durch  Rückkauf  von  300,000  M.  eigener  Aktien  zu  59  V2  ^i'o- 

6)  Die  Leipziger  Vereinsbank  in  Liquid.,  am  7.  Nov.  1871 
gegründet,  hat  sich  nicht  als  lebensfähig  erwiesen;  sie  litt  an  einem 
übergrossen  Aktienkapitale,  und  an  Sünden  aus  der  Gründerzeit.  Li- 
quidationsbestrebungen tauchten  schon  im  Jahre  1874  auf,  und  führ- 
ten zuerst  zu  einer  Kapitalreduktion,  und  endlich  zur  Auflösung  des 
Institutes.    Liquidationsquote:  angeblich  ca.  90  ^/q. 

7)  Der  Chemnitzer  Bankverein,  am  18.  Nov.  1871  gegrün- 
det, gleichfalls  unter  Uebernahme  der  in  Chemnitz  etablirten  Weimar'- 
schen  Bankagentur.  Gründungen  und  Konsortialbetheiligungen,  welch' 
letztere  der  Bank  s.Z.  schwere  Verluste  beibrachten,  sind  nunmehr 
ausgeschlossen.  Liquidationsbestrebungen  hat  die  Generalversammlung 
nicht  nachgegeben. 

8)  Die  Dresdner  Wechslerbank  in  Liquid.,  wurde  am 
13.  Jan.  1872  auf  der  Grundlage  des  um  den  Preis  von  600,000  M. 
angekauften  Günther -Rudolph'schen  Bankgeschäftes  gegründet.  Als 
sich  die  Unrentabilität  der  Bank  herausstellte,  erfolgte  (15.  Mai  1875) 
die  Liquidation  derselben  auf  der  Basis  der  Rückzahlung  des  voll- 
ständigen Aktienkapitals  an  die  Aktionäre  und  Günther's  Wiederüber- 
nahme seines  früheren  Geschäftes.    (Pro  Aktie  entfallen  315  M.  17  Pf.) 

9)  Die  Sächsische  Maklerbank  in  Liquid.,  am  5.  Febr. 
in  Dresden  gegründet,  hat  s.  Z.  sich  als  Emissionsstelle  besonders  hcr- 
vorgethan,  dafür  auch  ausserordentlich  empfindliche  Schläge  im  Bör- 
sen- und  Kontokorrent-Geschäfte  erlitten,  die  schliesslich  zur  Liquida- 
tion des  Institutes  drängten.    Am  Tage  des  Beschlusses  derselben  stan- 
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den  die  Aktien  74  G.,  ult.  1872  119  bez.,  ult.  1873  22  G.     Uquida- 
tionsquote  z.  Z.  22  Thlr. 

10)  Die  Leipziger  Wechsler-  und  Depositenbank  in 
Liquid.  Auch  bei  diesem  am  11.  Febr.  1872  mit  einem  Aktienki^i- 
tale  von  60  Mill.  M.  in's  Leben  gerufenen  Institute  folgte  auf  das  fette 
Jahr  1872  ein  mageres,  das  sich  (pro  1873)  durch  eine  Unterbilanz 
von  131,400  M.  in  Zahlen  ausdrückte.  Bei  fortwährenden  ungünstigen 
Verhältnissen  wurde  am  3.  Febr.  1875  die  Liquidation  beschlossen. 
Trotz  lebhafter  aber  nicht  gewinnbringender  Konsortialbetheiligungen 
ergab  sich  dennoch  auf  die  mit  120  M.  eingezahlten  Interimsaktien 
eine  Liquidationsquote  von  100  M.  Doch  dürfte  sich  nachträglich  noch 
der  volle  Betrag  ergeben. 

11)  Die  Leipziger  Wechslerbank,  am  26.  Febr.  1872  gegrün- 
det, betreibt  nunmehr  hauptsächlich  das  Kontokorrentgeschäft,  nach- 
dem sie  die  Mehrzahl  ihrer  Konsortialbetheiligungen  abgewickelt  hat 

12)  Der  Sächsische  Bankverein  in  Liquid.,  am  13.  März 
1872  in  Dresden  gegründet,  zeigte  bereits  Ende  1873  eine  Unterbilanz 
von  121,729  M.,  bewirkt  durch  Verluste  in  Effekten  und  in  Konsor- 
tialbetheiligungen. Die  Liquidation  des  Bankvereins  wurde  am  13.  Mai 
1874  beschlossen.    Liquidationsquote  92^Vi6**/o- 

13)  Die  Leipziger  Baubank,  am  17.  März  1872  gegründet, 
machte  anfänglich  grosse  Hausgrundstück-  und  Arealerwerbungen, 
welche  zu  schönen  Hoffnungen  berechtigten,  die  sich  aber  nicht  ver- 
wirklicht haben.  Liquidationsbestrebungen  sind  mehrfach  hervorge- 
treten, jedoch  ohne  Erfolg;  immerhin  hinderten  dieselben  die  fort- 
schreitende Entwicklung  des  Institutes. 

14)  Die  Zwickauer  Bank,  am  I.April  1872  gegründet,  hat 
sich  in  Effekten -Spekulationen  und  Konsortialbetheiligung  tief  einge- 
lassen. Der  Verlust  absorbirte  nicht  bloss  den  ganzen  Reingewinn  pro 
1873—1875,  sondern  hinterliess  auch  in  der  Gestalt  einer  Unterbilanz 
von  52,151  M.  27  Pf.  pro  1876  ein  unliebsames  Andenken.  Liquida- 
tionsbestrebungen  wurden  von  den  Generalversammlungen  (1874)  zu-* 
rückgevriesen. 

15)  Die  Pirnaer  Bank.  Von  allen  Sächsischen  Bankschöpfun- 
gen hat  keine  ein  so  schlechtes  Andenken  zurückgelassen ,  als  die  am 
3.  April  1872  gegründete  Pirnaer  Bank.  Schon  an  ihrer  Wiege  wurde 
eine  widerliche  Reklame  gemacht,  und  über  die  fortschreitend  günstige 
Entwicklung  des  Institutes  die  Welt  von  Pirna  aus  fortwährend  in 
Athem  gehalten.  Die  späteren  Emissionen  ihrer  Aktien  gehören  zu 
den  Agiotage -Manövern  der  allerschlimmsten  Art.    Mitte  September 
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1872  wurden  die  Aktien  in  Pirna  mit  121  gehandelt,  und  bald  darauf 
deren  Kotirung  an  der  Dresdner  Börse  durchgesetzt  1872  wurden 
pro  rata  temporis  20  ^Iq  vertheilt.  Die  Bilanz  von  ult.  Juni  1873  kon- 
statirte  noch  die  Intaktheit  des  Aktienkapitals  und  überdies  einen  ge- 
ringen Ueberschuss.  Als  trotzdem  jetzt  eine  Einzahlung  von  30  ^/o 
auf  die  Aktien  der  I.  und  11.  Emission  ausgeschrieben  wurde,  da  er- 
wachte plötzlich  das  Misstrauen.  Bereits  am  16.  Oktober  sah  sich  die 
Bank  veranlasst,  ihre  Zahlungen  einzustellen  (Kurs  der  Aktien  64). 
Die  Bücher  zeigten  ein  unentwirrbares  Chaos,  und  da  sich  der  Ver- 
dacht betrügerischer  Handlungen  bestätigte,  so  wurden  mehrere  ehe- 
malige Bedienstete  der  Bank  in  Untersuchungshaft  gezogen.  Wie  im 
November  1874  verlautete,  sollte  die  Ausschüttung  der  Masse  der  in 
Konkurs  befindlichen  Bank  ca.  33Vs  ®/o  ^Ir  ^i®  Gläubiger  derselben 
ergeben.    Die  Aktien  sind  werthlos. 

16)  Der  Schönheimer  Bankverein  in  Liquid.,  am  I.Mai 
1872  auf  der  Grundlage  des  in  Leipzig-Dresden  bestehenden  Schönhei- 
mer'schen  Bankgeschäftes  als  Kommanditgesellschaft  gegründet,  hatte 
unter  den  Rückschlägen  der  schlechten  Jahre  ungeheuer  zu  leiden,  und 
schloss  im  Jahre  1873  mit  einem  Defizit  von  468,849  M.  Am  12.  Febr. 
1875  wurde  die  Liquidation  beschlossen,  unter  Abfindung  des  persön- 
lich haftenden  Gesellschafters  (Schönheimer)  mit  50,000  Thlr.  Zur 
Vertheilung  auf  das  restliche  Aktienkapital  von  2,088,050  M.  verblie- 
ben nach  einer  Aufstellung  vom  10.  März  1875  1,242,515  M. 

17)  Die  Spar-  und  Vorschussbank  zu  Ostrau  wurde  am 
1.  Juli  1872  gegründet,  und  ist  speziell  für  die  Kreditbedürfnisse  der 
Stadt  Ostrau  und  Umgebung  bestimmt.  90  <>/o  des  Aktienkapitals  sind 
in  Sola -Wechseln  von  lauter  gut  situirten  Besitzern  der  Umgebung 
niedergelegt. 

18)  Die  Provinzial-Maklerbank  wurde  am  6.  Sept  1872 
in  Leipzig  gegründet,  woselbst  sich  indessen  für  dieselbe  kein  Opera- 
tionsfeld zeigte.  Ende  1872  wurde  der  Sitz  der  Gesellschaft  von  dort 
nach  Berlin  verlegt,  und  die  bisher  in  Breslau  befindliche  Filiale  auf- 
gelöst. 

19)  Die  Dresdner  Diskontobank  Frenkel,  eine  am  1.  Okt. 
1872  ihre  Thätigkeit  beginnende  Kommanditgesellschaft,  trat  bereits 
Ende  1876  in  Liquidation. 

20)  Die  Centralbank  für  Landerwerb  und  Bauten  in 
Dresden,  am  14.  Okt.  1872  gegründet,  erwarb  das  zwischen  dem 
grossen  Garten  und  Striessen-Blasewitz  gelegene  Terrain  in  der  Ausdeh- 
nung von  3  Millionen  Quadrat-Ellen,  worauf  ein  ganz  neuer  Stadttheil 
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NameDs  „JohaDDSstadt^'  angelegt  werden  so  1 1  te  (!)  Nach  dem  Geschäfts- 
berichte pro  1874  wies  die  Bilanz  einen  Verlust  von  196,394  Thlr.  au£ 

21)  Die  Dresdner  Bank,  am  I.Dez.  1872  auf  der  Basis  des 
Michael  Kaskerschcn  Bankgeschäftes  begrQndet,  hat  sich  Dank  dieser 
ihrer  gesunden  Basis  und  der  Femhaltung  von  Gründungen  bisher  als 
lebensfähig  erwiesen. 

22)  Die  Dresdner  Handelsbank  in  Liquid.,  am  7.  März 
1872  mit  dem  Zwecke  gegründet,  den  wachsenden  Handel  Dresden's 
nutzbringend  auszubeuten,  zeigte  bereits  in  der  Semestralbilanz  von 
ult.  Juni  1873  einen  Verlust  von  117,396  M.  Da  ausserdem  noch  Ab- 
schreibungen auf  Konsortialbetheiligungen  nöthig  geworden  waren,  so 
erfolgte  im  Nov.  1873  die  Liquidation  der  Bank.  Aus  der  Masse  wur- 
den 67  ^/o  bezahlt,  ausserdem  25  ^/o  Nominal-Dresdner  Westend- Aktien. 
(Liquidationsquote  angeblich  ca.  80  ^/oO 

23)  Die  Leipziger  Diskonto-Gesellschaft,  am  31.  März 

1872  gegründet  auf  der  Basis  eines  Leipziger  Bankgeschäftes,  war  kon- 
sortialiter  vielfach  betheiligt,  hat  nunmehr  aber  ihren  Schwerpunkt 
auf  das  reine  Bank-,  vorzugsweise  das  Konto-Korrentgeschäft  verlegt 

24)  Die  Gentralviehmarktsbank  in  Dresden,  am  2.  Jan. 

1873  von  der  Fleischerinnung  nach  Errichtung  des  Gentralschlachtho- 
fes  gegründet,  verfolgt  den  Zweck,  die  Zahlungen  zwischen  den  Käu- 
fern und  Verkäufern  von  Schlachtvieh  etc.  durch  Gewährung  baarer 
Vorschüsse,  Kredit  in  laufender  Rechnung  etc.  zu  vermitteln.  Nur 
Mitglieder  der  Fleischer-Innung  können  Aktionäre  werden. 

25)  Der  Dresdner  Kassen-Verein,  am  10.  März  1873  ge- 
gründet, hatte  den  Zweck,  den  Geschäfts-  und  Geld  verkehr  in  Dres- 
den zu  befördern,  und  hauptsächlich  die  Ultimo-Liquidation  der  Dresd- 
ner Banquiers  zu  übernehmen.  Die  Auflösung  des  Institutes  erfolgte 
wegen  unzureichender  Benutzung  desselben  unmittelbar  nach  Eintritt 
der  Krisis  (Mai  1873)  ohne  Verlust  der  Betheiligten.  In  Privathände 
waren  noch  keine  Aktien  gelangt. 

26)  Die  Allgemeine  Deutsche  Filialeu-Kredit-Anstalt 
in  Liquid.,  im  Jahre  1874  von  der  AUgem.  Deutschen  Kredit- Anstalt 
in  Leipzig  gleichfalls  mit  dem  Sitze  daselbst  und  zu  dem  Zwecke  er- 
richtet, um  in  Plätzen,  welche 'in  regem  Geld-,  Wechsel-  und  Effekten- 
Verkehr  mit  Leipzig  stehen,  von  ihr  abhängige  Vertretungen  zu  be- 
sitzen. Die  Aktien  kamen  nicht  in  die  Hände  des  Publikums;  das  Ka- 
pital des  in  Liquid,  getretenen  Institutes  blieb  intakt 

27)  Die  Kreditanstalt  für  Industrie  und  Handel,  1856 
in  Dessau  gegründet,  hat  seit  1874  ihren  Sitz  von  dort  nach  Dresden 
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verlegt,  um  ihren  in  Böhmen  befindlichen  Braunkohlenwerken,  welche 
den  wesentlichsten  Faktor  ihres  derzeitigen  Geschäftsbetriebes  bilden, 
möglichst  nahe  zu  sein.  Durch  kommanditaiische  Betheiligung  bei 
einem  wohl  renommirten  Bankhause  gedenkt  die  Bank  in  Zukunft  auch 
das  Gebiet  des  soliden  Bankwesens  zu  pflegen. 

Andere  Sächsische  Banken  sind  —  man  darf  wohl ,  nach  den  bis- 
herigen Erfahrungen  zu  schliessen,  getrost  sagen  —  „zum  grossen  Glücke 
des  Publikums^'  über  das  Stadium  blosser  Projekte  nicht  hinausgediehen. 
Dahin  sind  zunächst  3  Banken  zu  zählen,  deren  Gründung  an  einem 
Tage  (20.  Febr.  1872)  avisirt  war;  sie  sollten  heissen:  Dresdner 
Diskonto-Bank,  Provinzial-Wechslerbank,  dann  Handels- 
und Interventionsbank.  Für  Anfang  1873  war  die  Entstehung 
einer  Wechselstubengesellschaft  in  Dresden  unter  den  Auspi- 
zien der  Sächsischen  Kreditbank  in  Aussicht  gestellt.  Vorher  war  ein 
Institut  unter  der  Firma  Dresdner  Leih-  und  Kreditanstalt 
E.  Schau fu SS  entstanden,  über  deren  Inhaber  im  Sept.  1873  der 
Konkurs  eröffnet  wurde.  Unmittelbar  vor  Thorschluss  des  Gründer- 
schwindels (Ende  März  1873)  war  von  einer  Anzahl  Buchhändler-  und 
Baukfirmen  zu  Berlin  und  Leipzig  die  Gründung  einer  Deutschen 
Buchhändler-Vereinsbank  in  Leipzig  (Filiale  Berlin)  annoncirt. 
Bestimmt  war  sie,  den  Kreditbedürfnissen  des  Buchhandels  durch  Ge- 
währung von  Vorschüssen,  durch  Eröffnung  von  Kontokorrenten,  sowie 
durch  Einrichtung  eines  umfassenden  Iiombard-  und  Diskonto-Geschäftes 
Rechnung  zu  tragen.  (Betriebskapital  1  MilL  Thlr.)  Die  Absicht  (Sept. 
1874)  in  Leipzig  eine  „Reichs-Feuerversicherungs-Aktien- 
bank  Deutscher  Kaiser"  zu  gründen,  wurde  gleichfalls  nicht  ver- 
wirklicht, vielmehr  das  Domizil  des  Etablissements  nach  Berlin  ver- 
legt. Dass  die  Bankwuth  sich  der  kleinsten  Orte  bemächtigte,  be- 
weist die  Stadt  Kamenz,  welche  1872  mit  dem  Gedanken  umging, 
dortselbst  ein  Kreditinstitut  nach  Muster  der  Chemnitzer  Stadt- 
bank  zu  errichten.  Weiter  kam  dort  das  Projekt  auf,  eine  Spar- 
und  Kreditbank  für  die  Orte  Kamenz,  Pulsnitz  und  Grossröhrsdorf 
als  Aktienunternehmen  mit  dem  Sitze  in  Kamenz  in's  Leben  zu 
rufen.  Das  letztere  Projekt  scheiterte  an  der  Ungunst  der  Zeitverhalt- 
uisse,  das  erstere  an  dem  Umstände,  dass  die  Stadtgemeinde  Kamenz 
für  ihre  Antheilnahme  an  dem  Grundkapital  der  Bank  nach  Höhe  von 
50,000  Thlr.  für  Kapital  und  Zinsen  die  Priorität  vor  den  übrigen 
Aktieninhabern  beanspruchte,  was  von  diesen  nicht  bewilligt  wurde. 
Die  Statuten  der  Bank  waren  bereits  im  Drucke  erschienen^). 

1)  Orack  von  C.  S    Krausche  (Gebr.  Knoflche)  in  Kamens. 
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Mehr  Berechtigung  hatten  die  Bestrebungen ,  in  Sachsen  ein  neues 
Boden-Kreditinstitut  in's  Leben  zu  rufen.  Zunächst  wurde  im  Jahre 
1872  von  einem  Dresdner  Bankhause  ersten  Ranges  die  Gründung 
einer  Sächsischen  Boden-Kreditanstalt  mit  dem  Rechte  zur 
Ausgabe  von  Pfandbriefen  beabsichtigt  Es  scheint  aber  die  Genehmi- 
gung der  vorgelegten  Statuten  bei  der  Regierung  auf  Schwierigkeiten 
gestossen  zu  sein.  Wenigstens  verlautete  später  nichts  mehr  darüber. 
Dresden  speziell  anlangend,  so  ging  von  dem  dortigen  Allgemeinen 
Hausbesitzerverein  bereits  im  Jahre  1871  das  Projekt  zur  Errichtung 
eines  auf  dem  Prinzipe  der  Selbsthilfe  beruhenden  Pfandbrief- 
Institutes  für  die  Stadt  Dresden  aus.  Das  von  dem  genannten 
Verein  ausgearbeitete  Statut  wurde  dem  Kgl.  Staatsministerium  zur 
Genehmigung  vorgelegt,  und  es  war  Anfangs  1873  die  ganze  Angele- 
genheit bis  auf  die  ministerielle  Genehmigung  bereinigt.  Da  die  letztere 
jedoch  nicht  erlangt  werden  konnte,  so  nahm  die  Vereinsverwaltung 
die  Errichtung  einer  Spar-  und  Vorschusskasse  in  Aussicht,  um 
mittelst  derselben  den  Vereinsmitgliedern  eine  Aushilfe  in  dringenden 
Fällen  zu  ermöglichen.  Später  war  von  demselben  Vereine  die  Er- 
richtung einer  Grundkreditbank  in's  Auge  gefasst;  den  Statuten 
zufolge  sollte  sie  in  erster  Linie  den  Mitgliedern  des  Vereines  dienen, 
in  beschränkter  Weise  aber  auch  weitergehende  Ansprüche  befriedigen. 
Beabsichtigt  war  die  Bildung  einer  Genossenschaft  von  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Mitgliedern  mit  solidarischer  Haftpflicht,  dann 
die  Bildung  eines  Betriebsfonds  durch  Dividenden  tragende  Stamm- 
antheile  in  der  Höhe  von  50 — 100  Thlr.,  femer  die  Annahme  verzins- 
licher Spareinlagen,  Lombardgeschäfte,  die  Emission  von  Kommunal- 
obligationen und  von  Pfand-  und  Kreditbriefen  mit  pupillarischer  Si- 
cherheit. Allein  auch  dieses  Projekt  scheiterte,  vielleicht  gerade  an 
dem  letztgenannten  Postulate. 

§.   37. 
Die  Reichsbankniederlassungen  in  Sachsen  und  die  da- 
selbst noch  bestehenden  sonstigen  bankartigen 
Institute. 

Schon  seit  vielen  Jahren  hatte  der  Leipziger  Handelsstand  die 
Errichtung  einer  Filiale  der  Preussischen  Bank  am  dortigen  Platze  als 
ein  dringendes  Bedürfniss  für  den  dortigen  Handel  und  die  sächsische 
Industrie  bezeichnet.  Auf  das  erste  unterm  6.  März  1869  gerichtete 
Ansuchen  kam  von  Berlin  der  Bescheid,  dass,  sobald  die  Lage  der 
Gesetzgebung  der  Preussischen  Bank  die  Errichtung  von  Filialen  ausser- 
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halb  des  Preussischen  Staates  gestatten  würde,  Leipzig  auf  eine  solche 
in  erster  Linie  rechnen  dürfe.  Im  Jahre  1873  angeknüpfte  Verhand- 
lungen führten  gleichfalls  nicht  zum  Ziele,  da  die  Sächsische  Regie- 
rung ihre  Zustimmung  von  der  Unterwerfung  der  Preussischen  Bank- 
filiale unter  die  Vorschriften  der  Kgl.  Verordnung  vom  18.  Mai  1857 
(cf.  §.  31)  abhängig  machte^).  So  blieb  denn  die  Ausführung  bis  zur 
Ueberführung  der  Preussischen  Bank  in  die  Reichsbank  aufgeschoben. 

Für  die  Errichtung  einer  solchen  waren  ursprünglich  die  Handels- 
und Gewerbe -Kammern  von  Zittau,  Dresden  und  Leipzig  keineswegs 
begeistert,  während  jene  von  Plauen  und  Chemnitz  gleich  von  Anfang 
an  sich  grosse  Vortheile  davon  versprachen*).  Im  weiteren  Verlaufe 
machte  freilich  Leipzig  eine  Schwenkung  zu  Gunsten  der  Reichsbank, 
und  machte  namentlich  Anstrengungen,  noch  vor  Umwandlung  der 
Preussischen  Bank  in  die  Reichsbank  womöglich  vor  dem  1.  Juli  1875 
eine  Filiale  derselben  in  Leipzig  zu  erhalten.  Dresden  schloss  sich 
bald  dem  Schritte  an  (25.  Febr.  1875)  ^).  Als  Resultat  haben  wir  zu 
verzeichnen,  dass  die  Preussische  Bank  bereits  am  1.  Juli  1875  ihren 
Einzug  in  Sachsen  hielt. 

Im  Uebrigen  kann  nicht  unerwähnt  gelassen  werden,  dass  sich 
die  Konsequenzen  des  Reichsbankgesetzes  gerade  für  Sachsen  in  sehr 
einschneidender  Weise  geltend  machten.  Während  nämlich  die  Summe 
der  im  Lande  umlaufenden  ungedeckten  Noten  am  31.  Juli  1874 
28,154,739  Thlr.  ausmachte^),  stellte  sich  dieser  Betrag  nach  dem 
Reichsbank-Gesetze  auf  ca.  9  Mill.  Thlr. ,  was  einer  Minderung  des  un- 
gedeckten Noten-Umlaufes  um  ca.  2/3  gleichkam.  Da  ein  guter  Theil 
der  in  Sachsen  operirenden,  auswärts  aber  domizilirenden  Zettelbanken 
nachträglich  auf  das  Recht  der  Notenausgabe  freiwillig  verzichtet  hat, 
so  hat  sich  das  Verhältniss  nachträglich  noch  ungünstiger  gestaltet. 

Die  anfänglich  gehegten  Befürchtungen,  es  werde  die  Sächsische 
Volkswirthschaft  bei  Durchführung  des  Bankgesetzes  einer  gefährlichen 


1)  Aktenstficke  der  Leipziger  Handelskammer  aar  Frage  der  Erricbtong  einer  Filiale 
d.  preiiBs.  Bank  in  Leipsig. 

2)  Es  liegen  gedruckte  Protokolle  and  Gutachten  vor  von  Zittau  d.  d.  9.  Kov.  1874. 
Dresden  August  1871,  22.  Oktbr.  u.  5.  Novbr.  1874.  Leipzig  d.  d.  Juli  1871,  20.  Mai 
1873,  8.  Oktbr.  1874,  Jan.  1875.  Plauen  d.  d.  3.  Mai  1872,  9.  Oktbr.,  6.  Nov.  1874. 
Chemnitz  d.  d.  28.  —  25.  Mai  1870  und  21.  Nov.  1874.  cf.  endUch  das  Abstimmungs- 
resultat  der  Leipziger  u.  Dresdner  Deputirten  beim  deutschen  Handelstag  in  Leipzig  vom 
13.— 15.  Mai  1872. 

3)  Eingabe  der  Kammer  an  den  Reichstag  zu  Anfang  Nov.  1874. 

4)  Dieser  Betrag  vertheilt  sich  auf  die  Sächsische  u.  Leipziger  Bank,  den  Leipz. 
Kassen-Verein,  die  Geraer,  Qothaer  und  Weimarische  Bank. 
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Katastrophe  ausgesetzt  werden,  haben  sich  in  Folge  des  raschen  Ein- 
trittes der  Reichsbauk  nicht  erfüllt.  Sachsen  hat  der  Reichsbank 
überhaupt  rasch  ein  sehr  günstiges  Verkehrsfeld  abgegeben  >),  jeden- 
falls ein  viel  günstigeres  als  Bayern,  wo  drei  grosse  Centralbanken 
ihre  Einbürgerung  erschweren,  und  wo,  im  Gegentheil  zu  Sachsen, 
das  Kontingent  der  steuerfreien  Noten  von  12  Mill.  Gulden  au  32  MilL 
Mark  erhöht  wurde. 

Kreditinstitute,  die  sich  nur  abusive  Banken  nennen,  der  Voll- 
ständigkeit halber  aber  dennoch  nicht  ganz  umgangen  werden  kön- 
nen, sind: 

1)  die  Leipziger  Kreditbank ,  eine  eingetragene  Genossenschaft,  schon 
im  Jahre  1856  als  Vorschussverein  nach  Schulze -Delitzsch'schem 
System  gegründet,  und  dermalen  in  erfreulicher  Entwicklung  be- 
griflfen»); 

2)  der  Kredit-  und  Sparbankverein  in  Leipzig;  gleichfalls  eine  einge- 
tragene Genossenschaft,  deren  Zweck  die  Vermittelung  und  För- 
derung des  Kredits  vorzugsweise  seiner  Mitglieder  ist.  Gründungs- 
jahr 1869»); 

3)  die  Sächsische  Lebens -Versicherungs-  und  Sparbank  in  Dresden, 
am  26.  Mai  1873  trotz  der  Ungunst  der  damaligen  Zeitverhält- 
nisse und  zwar  gleichfalls  als  Genossenschaft  in  das  Leben  geru- 
fen. Bankgeschäfte  betreibt  die  Anstalt  noch  nicht,  da  die  zur 
Speisung  dieser  Geschäftsbranche  bestimmte  Sparbank  noch  nicht 
eröffnet  wurde; 

4)  die  Vorschussbank  zu  Löbau  ist  beim  Lichte  betrachtet  mehr  eine 
Stiftung  zum  Besten  der  dortigen  gewerbtreibenden  Bürger  und 
besitzt  zur  Zeit  ein  Grundkapital  von  bloss  5000  Mk.  Es  wachsen 
indessen  die  Erträgnisse  der  Bank  dem  Stammkapital  so  lange  zu, 
bis  dieses  die  Höhe  von  25,000  Thlr.  und  der  Reservefonds  eine 


1)  NiederUssungen  der  Rdcbsbank  befinden  sich  in  Leipzig,  Dresden,  Chem- 
nitz, Crimmitzschau ,  Meerane,  Plauen  und  Zwickau.  Weitaus  den  grössten  Geschäfts- 
Umsatz  hat  die  Leipziger  Filiale,  wie  der  letzte  Jahresbericht  der  Preuss.  Bank  (1875) 
des  Näheren  ausweist. 

2)  Die  Bilanz  v.  ult.  1876  schliesst  auf  beiden  Seiten  mit  4,212,889  Mk.  ab;  es 
betrug  das  eigene  Vermögen  der  Bank  1,482,271  Mk. ,  das  fremde  Qeld  2,551,647  Mk., 
das  ausgeliehene  Geld  8,983,918  Mk. ,  die  Umsätze  von  Kassa -Konto  40,664,000  Mk. 
Dividende  von  1871—75  incl.  10  o/^.     Zahl  der  Mitglieder  5983. 

3)  ult.  1875  Mitgliederkapital  486,210  Mk.,  Spar-  und  Depositengelder  922,522  Mk., 
Geschäftsumsatz  47,684,230  Mk.  Dividende  1872—1874  10  o/^  i  1875  8  o/q.  Die  Bilanz 
der  Bank  schliesst  mit  2,324,807  Mk.  ab. 
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solche  von  5000  Thlr.  erreicht  hat.     Von  diesem  Augenblicke  an 
ist  aller  üeberschuss  zu  gemeinnützigen  Zwecken  zu  verwenden  '); 

5)  die  Allgemeine  Unfallversicherungsbank  in  Leipzig,  1871  gegründet; 

6)  die  Sächsische  Viehversicherungsbank  in  Dresden,  1873  gegründet ») ; 

7)  die  Sächsische  Altersrentenbank  daselbst; 

8)  die  Rentenbank  für  Beamte  aller  Klassen;  endlich 

9)  die  Allgemeine  Renten-,  Kapital-  und  Lesensversicherungsbank 
Teutonia  in  Leipzig,  schon  1852  gegründet.  Die  1851  in  Dres- 
den gegründete  „Landwirthschaftliche  Assekuranzbank  für  Deutsch- 
land" ist  bereits  1864  nach  eingetretener  vollständiger  Insolvenz 
vom  Schauplatze  ihrer  Thätigkeit  verschwunden  >). 

§.38. 

Rückblick  über  die  Entwicklung  und  den  Stand  der 

Sächsischen  Banken. 

Es  wird  lohnend  sein,  am  Schlüsse  der  Darstellung  eine  kriti- 
sche Umschau  über  die  Sächsische  Bankentwicklung  zu  halten,  und 
daran  eine  Besprechung  der  allgemeinen  Ergebnisse  dieser  Institute 
zu  knüpfen. 

Sachsen  stellt  an  den  Kredit  unläugbar  verhältnissmässig  grosse 
Anforderungen,  hat  dafür  aber  auch  über  eine  ausserordentlich  statt- 
liche Zahl  von  Banken  zu  gebieten.  In  die  Gründerperiode  trat  es 
mit  13  Banken  ein^),  und  als  die  Wiener  Krisis  ausbrach,  besass  es 
deren  38,  gewiss  eine  übergrosse  Zahl,  wenn  man  die  Grösse  des  Lan- 
des und  seiner  Bevölkerung  in  Betracht  zieht. 

Um  das  Maass  der  Uebergründung  leichter  beurtheilen  zu  können, 
wollen  wir  nachstehend  ein  Paar  Parallelen  ziehen.  Bayern  besass  zur 
selben  Zeit  bei  einer  Bevölkerung  von  ca.  5  Mill.  Seelen  17  Kredit- 
institute. Es  trafen  sonach  in  Bayern  eine  Bank  auf  300,000  Seelen, 
in  Sachsen  eine  Bank  auf  65,000  Seelen.  Berlin  oder  Wien  darf  man 
freilich  nicht  zur  Vergleichung  hereinziehen,  sonst  würde  sich  das  Re- 
sultat wieder  etwas  zu  Gunsten  von  Sachsen  stellen.    Betrug  doch  die 

1)  Vorschussbankvereine  bestehen  zu  Glauchau  und  Ernsthal,  eine  Vorschussbank 
zu  Riesa,  ein  Bankverein  für  Siegmar  und  Umgebung  in  Siegmar.  In  Döbeln  besteht 
seit  1861  als  Aktien -Oesellschaft  ein  Vorschuss-  und  Diskonto- Verein  mit  150,000  Hk. 
Stammkapital  in  50  Aktien  k  3000  Mk. 

2)  Deutsche  Versichernngszeitung  1876  Nr.  24 ,  und  Annalen  des  ges.  Vers.-We8en8 
1876  Nr.  12. 

8)  cf.  Bd.  IV,  S.  245  d.  Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  SUt. 

4)  Die  Landrentenbank  (§.  26)  ist  durchweg  ausser  Ansatz  geblieben ,  desgl.  die 
Reichsbank,  dann  die  §.  37  aufgeführten  aneigentlichen  Banken. 
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Anzahl  der  im  offiziellen  Wiener  Eursblatte  notirten  Aktien  am  9.  Mai 
1873  124,  die  Zahl  der  zwischen  1870  u.  1873  in  Oesterreich-Üngam 
gegründeten  Banken  166  mit  einem  Nominalkapital  von  rund  700  Mill. 
Gulden.  Interessant  ist  auch  ein  Seitenblick  auf  die  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika,  woselbst  man  schon  im  Jahre  1856  1300  Ban- 
ken zählte  mit  einem  Kapital  von  332,000,000  Doli.  Davon  hatte  der 
Staat  Rhode  Island  (1872)  allein  71,  so  dass  dort  eine  Bank  auf  2000 
Seelen  traf. 

Man  darf  indessen  die  Banken,  wie  schon  einmal  angedeutet,  nicht 
bloss  zählen,  sondern  muss  sie  auch  wägen,  d.  h.  darauf  sehen,  wie 
gross  ihre  Lebens-  und  Leistungsfähigkeit  ist,  wieviel  Kapital  darauf 
eingezahlt  ist,  ob  sie  ein  ausgebildetes  Zweigsystem  besitzen  etc. 
Ausserdem  kommt  auch  in  Betracht,  ob  heimatliche  Banken  nicht 
ausserhalb  des  Landes  ein  hauptsächliches  Verkehrsfeld  besitzen,  bezw. 
umgekehrt  auswärts  domizilirende  Banken  die  Zahl  der  inländischen 
thatsächlich  wegen  ihrer  vielfachen  geschäftlichen  Beziehungen  noch 
vermehren,  ein  Gesichtspunkt,  der  gerade  bei  Sachsen  nicht  ausser 
Acht  zu  lassen  ist 

Das  Bild  gewinnt  übrigens  sogleich  ein  anderes  Ansehen,  wenn 
man  statt  Mai  1873  etwa  Juli  1876  in  Betracht  zieht  Bis  dahin  war 
die  Zahl  der  Sächsischen  Banken  bereits  wieder  auf  29  zurückgegan- 
gen, indem  deren  8  liquidirt  hatten,  während  über  eine  der  Konkurs 
hereingebrochen  war^). 

Meist  arbeiten  die  Sächsischen  Banken  mit  geringen  eigenen  Fonds. 
So  übersteigt  bloss  das  Aktienkapital  von  3  Banken  die  Höhe  von  10 
Mill.  Mk.  (der  Leipziger  Bank  18,000,000  Mk.,  der  Sachs.  Bank  und 
Allgemeine  Kreditanstalt  je  30,000,000  Mk.).  Bei  6  Banken  erreicht 
dasselbe  nicht  einmal  die  Höhe  von  1  Mill.  Mk. ;  eine  Bank  arbeitet 
gar  nur  mit  einem  Aktienkapitale  von  21,000  Mk. 

Nach  ihrer  rechtlichen  Stellung  ausgeschieden ,  gibt  es  in  Sachsen 
2  reine  Staatsbanken  (die  Landrenten- und  Landeskultur-Rentenbank), 
je  ein  von  einem  Kreise  und  einer  Stadt  gehaltenes  bezw.  garantirtes 
Kreditinstitut,  22  auf  Aktien  gegründete  Banken,  2  landwirthschaft- 
liehe  Kreditvereine  und  eine  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien.  Die 
Verfassung  der  Institute  ist  sonach  eine  überaus  mannigfaltige.  Nach 
der  Richtung  ihrer  Geschäftsthätigkeit  unterscheiden  wir  in  Sachsen 

1)  Bei  der  obigen  DarsteUung  ist  durchweg  an  dem  Stande  von  ult.  1876  festge- 
halten. Inzwischen  sind  freilich  wiederum  Aenderongen  eingetreten ,  theils  sind  solche 
in  nächster  Aussicht;  die  Liquidation  beschlossen  hat  die  Leipsiger  Vereinsbank;  stark 
mit  Liquidationsgedanken  trägt  man  sich  bei  der  Leipziger  Wechselbank. 
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4  bezw.  5  Zettelbanken,  2  Banken  rein  agrarpolitischen  Charakters 
(Landesrenten-  und  Landeskultur-Rentenbank),  3  Institute  fördern  aus- 
schliesslich den  Hypothekar  - ,  eines  den  Kommunalkredit,  2  fordern  die 
Bauspekulation ;  1  dient  den  Interessen  des  Dresdner  Viehmarktes,  20 
betreiben  das  eigentliche  Bankgeschäft  in  mehr  oder  minder  ausge- 
dehnter Weise. 

Die  grösste  Anzahl  von  Banken  besitzen  Dresden  und  Leipzig 
und  zwar  je  10;  Provinzia^banken  besitzten  die  Städte  Bautzen  (2), 
Chemnitz  (2),  Freiberg,  Zwickau,  Zittau  und  Ostrau  je  1.  Ein  weit 
ausgebildetes  Filialsystem  hat  bloss  die  Sächsische  Bank  in  Dresden 
aufzuweisen,  welche  7  Zweigniederlassungen  besitzt;  2  Filialen  hat  die 
Allg.  Deutsche  Kreditanstalt  errichtet,  je  eine  die  Leipziger  und  Land- 
ständische Bank  in  Bautzen.  Da,  abgesehen  von  der  Reichsbank ,  die 
Weimarische,  Geraer  und  Gothaer  Bank  auch  in  einer  Reihe  Sächsi- 
scher Städte  Filialen,  bezw.  Geschäftsverbindungen  haben,  so  ist  für 
eine  genügende  Anzahl  von  Bankplätzen  im  Lande  gesorgt  (am  1.  Mai 
1870  gab  es  deren  schon  in  den  Städten  Annaberg,  Chemnitz,  Döbeln, 
Dresden ,  Freiberg,  Glauchau,  Leipzig,  Meerane,  Plauen  i./V.,  Reichen- 
berg i./V.  und  Zittau). 

Wie  die  oben  mitgetheilten  Zahlen  beweisen ,  hat  sich  die  Reaktion 
gegen  das  üebermaass  von  Gründungen  in  Sachsen  so  rasch  vollzogen, 
als  dies  nach  I^age  der  Umstände  überhaupt  zu  erwarten  war.  Die 
Erfahrung  aller  Länder  lehrt,  dass  der  Abgründungs-  oder  Liquidations- 
prozess  überall  etwas  langsamen  Schrittes  schreitet  i),  und  zwar  natur- 
gemäss,  da  auch  die  Gründer,  so  viel  Schlechtes  man  ihnen  sonst 
nachsagt,  keine  Rabenväter  sind,  und  die  Bankdirektionen  persönlich 
zu  sehr  an  dem  Fortbestande  der  Banken  interessirt  sind.  Bezeich- 
nend ist,  dass  nur  die  während  der  Gründerzeit  errichteten  Banken 
liquidirten;  von  den  vor  1870  gegründeten  hat  diesen  Prozess  über- 
haupt keine  durchgemacht,  ein  Beweis  dafür,  dass  bis  dahin  alle 
einem  wirklichen  Bedürfnisse  entsprachen,  nachher  aber  nur  die  we- 
nigsten, wenn  gleich  in  den  Prospekten  noch  so  viel  davon  die  Rede 
war.  Die  Liquidation  ergab  übrigens  im  Allgemeinen  noch  immerhin 
verhältnissmässig  anständige  Resultate.    Das  schlechteste  Resultat  er- 


1)  Nach  Simmel,  die  liquidireuden  Aktien-Gesellsch.,  einBeitr.  zur  Gei»ch.  d.  Handels- 
krisis.  Berlin  1876,  haben  bis  Mitte  April  1876  61  Banken  liquidirt;  ihr  Aktienkapital 
betrug  buchmässig  334  Mill.  Mk.  Davon  bestanden  unter  1  Jahr  3  Banken ,  1  —  2  J. 
11  j  2—3  J.  15,  3—4  J.  17,  über  4  J.  10  Banken.  4  fielen  in  Konkurs.  Die  Durch- 
Schnittsquote  der  Liquidation  betrug  75  «/^,.  Vollständig  verloren  ist  das  Aktienkapital 
bei  5  Banken. 

XXVIlf.  9 
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gab  bisher  22  ^/o ,  das  günstigste  W,  Dabei  darf  nicht  vergessen  wer- 
den, dass  die  Aktien  der  Pimacr  Bank,  jener  faulsten  aller  sächsischen 
Gründungen,  ganz  werthlos  geworden  sind,  lieber  die  Sächsische  Hy- 
pothekenbank ist  der  Konkurs  unabhängig  von  der  Handelskrisis  ausge- 
brochen. Im  Ganzen  ist  durch  die  Liquidationen  ein  Kapital  von  ca. 
28  Mill.  Mk.  verfügbar  geworden.  Noch  weitere  Liquidationen  wird  der 
Volkswirth  nur  freudig  begrüssen ;  sie  können  ohnedem  nicht  ausbleiben. 

Trotz  aller  Liberalität  ist  die  Sächsische  Regierung,  90  lange  sie 
bei  Gründung  von  Banken  überhaupt  noch  etwas  mitzureden  hatte, 
im  Allgemeinen  mit  rühmenswerther  Vorsicht  zu  Werke  gegangen.  Be- 
zeichnend hierfür  ist  insbesondere  der  Umstand,  dass  die  spezielle 
staatliche  Aufsicht  bei  allen  bis  zum  Jahre  1868  konzessionirten  Ban- 
ken gewahrt  wurde. 

Die  Einrichtung  der  Regierungskommissäre  hat  sich  aber  leider 
auch  in  Sachsen  nicht  bestätigt,  wenigstens  getrauen  wir  uns  diesen 
Satz  mit  Rücksicht  auf  die  Vorkommnisse  bei  der  Sächsischen  Hypo- 
thekenbank rückhaltslos  auszusprechen.  Die  Erfahrungen  anderer  Län- 
der lauten  nicht  günstiger,  und  werden  nicht  besser  lauten,  so  lange 
der  Staat  nicht  über  Kommissäre  gebietet,  welche  banktechnisch  voll- 
kommen durchgebildet  sind,  und  welche  nicht  bloss  dies,  sondern  auch 
routinirt  genug  sind,  ein  allenfallsiges  Betrugsgewebe  der  bezüglichen 
Bankleitungen  zu  durchschauen.  Soll  darum  das  Institut  einen  Werth 
besitzen,  dann  darf  das  Amt  nicht  bloss  einem  Beamten  als  Neben- 
beschäftigung, als  eine  Sinecure  übertragen  werden,  wie  dies  that- 
sächlich  zumeist  der  Fall  ist,  sondern  förmlich  geschulten  Technikern, 
eigens  für  ihren  Beruf  herangebildeten  Finanzraännem.  Für  alle  Säch- 
sischen Banken  dürfte  eine  Kraft  ausschliesslich  mit  der  Auf- 
sichtsführung betraut  werden.  Da  die  staatliche  Aufsichtsführung  nicht 
bloss  im  Interesse  der  Aktionäre,  sondern  der  Banken  selbst  ist,  so 
ist  es  nur  billig,  dass  die  Besoldung  der  Stelle  von  den  Banken 
ausgehe. 

Einzelne  Sächsische  Kreditinstitute  sind  insofern  vom  Staate  pri- 
vilegirt,  als  in  den  von  denselben  emittirten  Obligationen  und  Pfand- 
briefen Mündelgelder  angelegt  werden  dürfen.  Es  trifft  dies  zu  be- 
züglich der  Rentenbriefe  der  Landrentenbank,  der  Pfandbriefe  des 
erbl.  rittersch.  Kreditvereins,  des  landwirthsch.  Kreditvereins  für  das 
Königr.  Sachsen,  der  Landständischen  Bank  zu  Bautzen  und  der  An- 
leihensscheine  der  Kommunalbank  für  das  Königr.  Sachsen  * ).    Für  die 

1)  Den  Vorzug  genietisen  sonach  nicht  die  Pfandbriefe  der  Leipz.  Kredit-Anstalt 
und  der  dortigen  Hypothekenbank. 
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Bonität  dieser  Papiere  haftet  demnach  die  Regierung:  wenigstens  mo- 
ralisch, und  es  wäre  gewiss  nicht  zu  viel  verlangt,  wenn  ebendeshalb 
die  vorbehaltene  staatliche  Aufsicht  über  die  bezüglichen  Institute  be- 
sonders strenge  gehandhabt  würde. 

Auch  in  sofern  verdient  die  Sächsische  Bankpolitik  Lob,  als  sich 
die  Regierung  bezüglich  einer  Regelung  des  Zettelbankwesens  stets 
freie  Hand  gehalten  hat,  indem  es  keinem  Institute  ein  exklusives 
Privilegium  einräumte,  und  auch  die  wirklich  ertheilten  Notenrechte 
zeitlich  begrenzt  hat. 

Ehe  wir  auf  die  einzelnen  Arten  von  Banken  näher  eingehen, 
wollen  wir  noch  eine  Tabelle  vorausschicken,  die  ein  Bild  von  der 
Intensivität  entwirft,  mit  welcher  die  Krisis  unter  den  Sächsischen 
Bankwerthen  gehaust  hat.  Zu  diesem  Behufe  theilen  wir  die  Kurse 
mit  von  ult.  Mai  1876  und  dem  5.  Nov.  1872,  einem  Tage,  an  dem 
die  Sonne  besonders  freundlich  über  der  Dresdner  Börse  schien. 

Kurs  5.  Nov.  1872     Kurs  ult.  Mai  1876     Kursverlust. 

Sächsische  Bank 194  120  74 

Kreditbank     .    .    .    145  82  63 

Dresdner  Wechslerbank  ...    123  89  34 

Leipziger  Bank 159  109  50 

Allg.  D.  Kred.-Anst.  Leipz.  .    .     195  109  86 

Chemnitzer  Bankv 116  73  43 

Oberlaus.  Bank 110  48  62 

Es  sind  dies  Zahlen,  die  keines  Kommentars  bedürfen  ^). 
Hinsichtlich  der  Rentabilität  der  einzelnen  Institute  hat  sich  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  ein  ausserordentlicher  Umschwung  vollzogen. 
Es  gilt  dies  wenigstens  bezüglich  der  nach  1870  gegründeten  Banken, 
während  sich  bezüglich  der  älteren  Institute  mehr  ein  stetiges  Verhält- 
niss  beobachten  lässt.  Von  den  1871  gegründeten  Banken  vertheilten 
1872  1  Bank  17  o/o,  8  10 o/^,  und  darüber,  6  6  ^/^  Dividende  (und 
darüber).  Im  Jahre  1873  gingen  die  Aktionäre  von  11  Banken  leer 
aus;  die  höchste  Dividende  war  6^  ^Jq.  1874  vertheilte  1  Bank  12®/o, 
1  90/0,  1  7  ®/o ,  und  noch  2  über  6  ^1^ ,  die  übrigen  nicht  über 
5  o/o-  Im  verflossenen  Jahre  haben  von  27  thatsächlich  noch  be- 
stehenden Kreditinstituten  25  einen  Reingewinn  erzielt,  und  nur  2  mit 
einer  Unterbilanz  abgeschlossen.  1  Bank  hat  10  "/o  Dividende  ver- 
theilt,  eine  6^  und  nur  noch  3  über  5  ®/o.    Dass  sich  die  Provinzial- 

1)  In  Oesterreich  war  der  Werth  der  BankakUen  am  31.  Mars  1873  1002  Mill. 
Gulden ,  am  38.  Okt.  1873  407  Mill.  Quid. ,  wonacli  »ich  in  dieser  kurzen  S]Minne  Zeit 
eine  Werthiniiidcrung  von  über  J  Milliarde  ergab. 
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banken  in  Sachsen  besser  gehalten  haben,  als  die  an  den  Centren  des 
Verkehrs  (Leipzig,  Dresden)  gelegenen,  und  eben  deshalb  von  den  Be- 
wegungen des  Weltmarktes  am  Meisten  beeinflussten  Kreditinstitute, 
lässt  sich  nicht  behaupten. 

Von  der  imposanten  Geldmacht  aber,  welche  die  Banken  Sachsens 
noch  immer  repräsentiren ,  kann  man  sich  den  besten  BegrüST  machen, 
wenn  man  nachstehende  rund  in  Mark  ausgedrückte  Zahlen  in^s  Auge 
fasst.  Das  eingezahlte  Kapital  der  am  31.  Dez.  1875  noch  bestehenden 
27  Kreditinstitute  repräsentirte  143  Millionen;  ihr  Reservefonds  machte 
über  12  Millionen  aus.  An  Depositen  hatten  sie  an  45  Millionen,  ihr 
Kassabestand  betrug  71  Millionen,  ihr  Wechselbestand  101  Millionen, 
ihr  Lombardbestand  29  Millionen,  ihr  EflFektenbestand  23  Millionen, 
ihr  Grundbesitz  10  Millionen.  Die  Hypothekarbestände  beziflFerten  73 
Millionen.  Die  Summe  aller  Aktiva  und  Passiva  419  Millionen.  Rein 
verdient  hatten  alle  Kreditinstitute  im  Jahre  1875  zusammen  über 
9  Millionen. 

Die  einzelnen  Aktivposten  der  Banken  anlangend,  gibt  das  Lom- 
bard- und  Diskont-Geschäft  zu  keinen  besonderen  Bemerkungen  An- 
lass.  Trotz  der  Ungunst  der  Zeitverhältnisse  ist  hier  ein  Rückgang 
der  Bewegung  in  den  Umsätzen  im  Allgemeinen  nicht  zu  bemerken. 
Obenan  steht  nach  beiderlei  Richtungen  die  Sächsische  Bank.  Auch 
im  Konto-Korrent-Geschäfte  sind  die  Rückgänge  nicht  erheblich.  Am 
Intensivsten  treibt  diese  Sporte  die  Allg.  Deutsche  Kred.-Anstalt  Am 
Meisten  ist  das  freie  EflFekten-Geschäft  durchweg  zurückgegangen.  Hier 
liegt  aber  die  Schuld  natürlich  nicht  an  den  Banken,  sondern  an  der 
Ungunst  der  Zeitverhältnisse.  Den  grössten  EflFektenbestand  besitzt 
die  Leipziger  Kredit-Anstalt  (ca.  9  Mill.  Mk.). 

Den  grössten  Umsatz  erzielten  im  Jahre  1875  im  Wechselgeschäfte 
die  Sächsische  Bank  (742  Mill.  Mk.),  im  Konto-Korrent-Geschäfte  die 
Leipziger  Kreditanstalt  (591  Mill.),  im  Lombard-Geschäfte  die  Sächsi- 
sche Bank  (59  Mill.) ,  im  EflFekten-Geschäfte  die  Leipziger  Kred.-Anst 
(92  Mill). 

Die  Gesammtumsätze  anlangend,  steht  obenan  ^)  die  Leipziger  Kre- 
ditanstalt mit  1711  Mill.  Mk.,  darauf  folgt  die  Sächsische  Bank  mit 
673  Mill.,  woran  sich  die  Dresdner  Bank  mit  624  Mill.  anschliesst. 
Alles  in  Allem  verwaltet  das  grösste  Kapital  ^)  die  Sächsische  Bank 
(128  Mill.  Mk.),  woran  sich  der  Reihenfolge  nach  anschliessen:  die  Leip- 

1)  Der  Gesunrntnmsatz  der  Leipziger  Bank  ist  nicht  veröffentlicht. 
8)  Obige   Zahlen   stellen    die   Summe   der  Aktiva  der  betreffenden  Bank  nach  dem 
Stande  von  alt.  1875  dar. 
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ziger  Kred.-Anst.  (67  MilL),  die  Leipz.  B.  (34  Mill.),  der  Rittersch. 
Kred.- Verein  und  die  Landständische  B.  (je  32  Mill.),  der  Landwirthsch. 
Kred.- Verein  (24  Mill),  die  Dresdner  B.  (19  Mill),  die  Leipz.  Diskonto- 
Gesellschaft  (12  Mill.) 

Das  Zettelbankwesen  ist  nunmehr  in  Sachsen  eben  so  ver- 
kümmert, als  es  ehedem  hoch  entwickelt  war.  Zu  konstatiren  haben 
wir  zunächst,  dass  Sachsen  von  dem  sogen.  Banknotenregale  besonders 
frühzeitig  und  ergibigen  Gebrauch  gemacht  hat.  Während  Baden  erst 
1870,  Württemberg  erst  1871  eine  Zettelbank  errichteten,  gab  es  in 
Sachsen  1844  bereits  3  Zettelbanken,  wozu  noch  2  weitere  in  den  Jah- 
ren 1866  u.  1867  kamen.  Während  sich  Bayern  bis  1875  mit  12  Mill. 
Gulden  Banknoten  begnügte,  dehnte  sich  der  Gesammtnotenumlauf  der 
Sächsischen  Zettelbanken  Mitte  1874  bis  auf  40  Mill.  Thlr.  aus.  Von  welch' 
freien  Anschauungen  die  Kgl.  Sächsische  Regiemng  in  dieser  Beziehung 
ausging,  beweist  der  Umstand,  dass  gleich  2  Instituten  das  Recht  zur 
unbeschränkten  Notenausgabe  (d.  h.  das  Maximum  gesetzlich  nicht 
fixirt)  verliehen  wurde.  Die  Schuld  an  der  immer  fortschreitenden 
Zersplitterung  der  Banknotenausgabe  in  Sachsen  —  die  bei  der  reichs- 
gesetzlichen Regelung  der  Frage  für  das  Land  üble  Folgen  hatte  — 
tiägt  aber  nicht  die  Regierung,  vielmehr  der  Sächsische  Handelsstand, 
und  dessen  Organe ,  welche  die  Regierung  immer  mehr  von  dem  lange 
Zeit  gehegten  Gedanken  der  Schaffung  einer  Centralnotenbank  entfern- 
ten, wobei  dieselben  von  dem  Hintergedanken  ausgingen,  dass  bei 
einer  Vielheit  von  Banken  die  Summe  der  Banknoten  selbst  vermehrt, 
und  auf  diese  Weise  das  Geschäftemachen  auf  Kredit  begünstigt  werde. 
Noch  immer  besitzt  indessen  Sachsen  die  drittgrösste  deutsche  Zettel- 
bank, wenigstens  insofern  es  sich  um  die  Höhe  des  ungedeckten  Noten- 
umlaufes handelt.  Der  Reihe  nach  folgen  sodann  die  Frankfurter, 
Württemberger,  Badische  und  die  Bank  für  Süddeutschland  mit  je  10 
Mill.  Mk.  ungedeckter  Noten. 

Das  Hypothekar-Kredit-Wesen  im  Königreich  Sachsen  bietet 
im  Allgemeinen  auch  keine  sehr  glänzenden  Seiten  dar,  wie  schon  ein 
oberflächlichlicher  Blick  auf  die  nachstehende  Tabelle  ausweist. 

ult.  1875  hatten  Pfand-  bezw.  Kreditbriefe  in  Umlauf: 

1)  der  Erbländische  Rittersch.  Kreditverein  .    .    .    30,050,850  Mk. 

2)  der  Landwirthsch.  Kreditverein  im  Königr.  S.    .    11,490,525  „ 

3)  die  Landständische  Bank  d.  Markg.  Oberlausitz      6,097,410  „ 

4)  die  Leipziger  Hypothekenbank 704,700  „ 

5)  die  Allg.  Deutsche  Kredit-Anstalt    ....    .      8,589,900  „ 

Summa    56,993,385  Mk. 
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Die  Zahl  der  Pfandbiiefe  emittireuden  Institute  ist  sonach  in 
Sachsen  gross,  deren  Leistungsfähigkeit  aber  eine  geringe;  ein  Satz, 
der  schon  durch  einen  Rückblick  auf  Bayern  seine  Bestätigung  findet, 
woselbst  zur  selben  Zeit  (um  von  den  übrigen  Boden -Kreditinstituten 
gar  nicht  zu  sprechen),  der  Pfandbrief- Konto  der  Bayer.  Hypotheken- 
Wechselbank  117,  und  jener  der  Süddeutschen  Boden-Kreditbank  Ö4 
Mill.  Gulden  (!)  ausmachte.  Die  Schuld  an  dieser  verkümmerten  Ent- 
wicklung trägt  der  Organismus  der  einzelnen  in  Betracht  kommenden 
Institute,  von  denen  jeder  seine  mehr  oder  minder  ausgesprochenen 
Mängel  hat.  Im  Allgemeinen  bestätigt  sich  auch  in  Sachsen  der  Satz, 
dass  eigentliche  Hypothekenbanken,  insbesondere  solche,  die  sich  aus- 
schliesslich, oder  so  viel  als  ausschliesslich  mit  dem  Bodenkredit  be- 
fassen ,  eine  bei  weitem  grössere  Leistungsfähigkeit  und  Elastizität  be- 
sitzen ,  als  auf  dem  sonst  ganz  lobenswerthen  Priuzipe  der  Gegenseitig- 
keit gegründete  Kreditve^eine.  Die  Landständische  Bank  in  Bautzen 
ist  ein  überaus  solides  Institut,  das  aber  in  unsere  neuere  Zeit  gar 
nicht  mehr  hineinpassen  will,  überdies  so  vielerlei  Geschäftsbranchen 
kultivirt ,  dass  es  in  keiner  etwas  Besonderes  leisten  wird.  Der  Leip- 
ziger Kreditanstalt  wird  ihre  Hypotheken-Abtheilung  nie  die  Aufmerk- 
samkeit schenken,  wie  dem  von  ihr  par  exellcnce  gepflegten  Bankge- 
schäfte. Mit  Schuld  an  der  Verkümmerung  trägt  aber  auch  unzwei- 
felhaft der  Umstand,  dass  ein  Sächsisches  Boden-Kreditinstitut,  die 
Sächsische  Hypothekenbank  in  Leipzig  s.  Z.  ein  gar  so  klägliches  Ende 
genommen  hat.  In  Sachsen  selbst  hat  der  über  dieses  Institut  herein- 
gebrochene Krach  selbstverständlich  auf  den  Kredit  der  Schwester- 
Anstalten  keinen  Einfluss  auszuüben  vermocht;  im  Auslande  aber,  wo 
man  die  Verhältnisse  nicht  so  genau  kennt,  und  wo  der  Name  Säch- 
sische Hypothekenbank  nun  einmal  in  der  schlechtesten  Erinnerung 
steht,  wird  der  Fall  noch  lange  nicht  vergessen  sein,  und  die  levis 
notae  macula  sobald  nicht  schwinden,  die  derzeit  in  den  Augen  man- 
cher —  ich  sage  ausdrücklich  —  oberflächlich  Urtheilender  noch 
immer  auf  den  Sächsischen  Pfandbriefen  ruht^. 

Die  mangelhafte  Entwicklung  der  Sächsischen  Boden-Kreditanstalten 
ist,  nachdem  das  vorhandene  Bedürfniss  doch  nach  Befriedigung  ver- 
langte, selbstverständlich  auswärts  domizilirenden  Banken  zu  Statten 

1)  Nur  gelegeutlich  wollen  wir  daran  erinnern,  dass  auch  die  s.  Z.  in  Dresden  er- 
richtete Sächsische  Hypotheken -Versicherungs- Gesellschaft,  und  die  unter  der  Firm» 
Hypotheken-Tilgungskassa  ebendaselbst  bestehende  Oenossenschaft  Hquidirt  haben.  Zu 
v^l.  wäre  auch  die  Schrift:  Eine  Sächsische  Landcs-Hypothekenbank  oder  eine  Privat- 
Hypothekenbank.     Leipzig  1858. 
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gekommen.  Namhafte  Geschäfte  machen  im  Lande,  besonders  in  Be- 
zug auf  städtische  Besitzungen ,  die  Herzogliche  Landesbank  in  Alten- 
burg, und  die  Grund-Kreditbanken  in  Gotha  und  Meiningen.  Ausser- 
dem darf  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  auch  die  Spar- 
kassen einen  beträchtlichen  Theil  ihrer  Bestände  in  Hypotheken  ange- 
legt haben  (cf.  unten),  so  dass  ein  Bedürfniss  an  Kredit  für  Güter 
und  Häuser  zur  Zeit  wohl  nicht  vorhanden  ist.  Zu  wünschen  wäre 
nur  im  Sächsischen  Interesse,  dass  dem  Hineinarbeiten  der  fremden 
Geldinstitute  durch  Kräftigung  der  eigenen  ein  Ziel  gesetzt  würde. 
Als  Muster  für  eine  s.  Z.  zu  errichtende  neue  Hypothenbank  würden 
wir  die  Süddeutsche  Bodenkreditbank  in  München  empfehlen ,  die  sich 
während  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestandes  treflflich  bewährt  hat. 

Die  Frage  der  Kontingentirung  der  Pfandbriefe  anlangend,  so  fin- 
den wir  durchweg  die  Vorschrift,  dass  die  Pfandbriefe  nur  in  dem 
Verhältnisse  und  dem  Betrage  ausgegeben  werden  dürfen,  als  die  An- 
stalt Gelder  gegen  hypothekarische  Sicherheit  ausleiht  Im  Uebrigen 
ist  das  Maximum  der  zu  emittirenden  Pfandbriefe  staatlich  fest  nor- 
mirt  bei  der  Allg.  Deutschen  Kreditanstalt;  bei  der  Landständischeu 
Bank  findet  sich  noch  der  Zusatz,  dass  auch  die  Summe  des  jähr- 
lichen Zinsbetrages  die  kursirenden  Pfandbriefe  die  Summe  des  jähr- 
lichen Zinsbetrages  die  dagegen  soldireuden  Hypothekenforderungen 
nicht  übersteigen  dürfe.  Desgleichen  sind  in  die  Summe  der  kursiren- 
den Pfandbriefe  die  ausgegebenen  Banknoten  mit  einzurechnen,  deren 
Betrag  z.  Z.  auf  3,000,000  Mk.  beschränkt  ist.  Bei  der  Leipziger  Hy- 
pothekenbank fehlt  gleichfalls  eine  Maximalgrenze  der  Pfandbrief- 
emission; insbesondere  ermangelt  eine  Bestimmung,  dass  das  Pfand- 
brief-Kontingent in  einem  gewissen  Verhältnisse  zu  dem  eingezahlten 
Aktienkapitale  sich  befinden  müsse.  Hierin  liegt  entschieden  eine 
Gefahr  1),  da  es  ja  der  Bank  —  die  Absatzfähigkeit  vorausgesetzt,  — - 
einfallen  könnte,  Pfandbriefe  in  einer  Zahl  zu  emittiren,  die  mit 
der  Höhe  des  eingezahlten  Aktienkapitals  in  gar  keinem  Verhältnisse 
mehr  stehen.  Weit  ängstlicher  ist  in  dieser  Beziehung  die  Bayerische 
Staatsregierung  vorgegangen,  welche  entweder  das  Pfandbrief- Kontin- 
gent der  Bank  ein  für  allemal  fixirt,  (Bayer.  Hypoth.  u.  Wechselbank 
260  Mill.  Mk.)  oder  auf  den  lOfachen ,  7fachen  bezw.  öfachen  Betrag 
des  eingezahlten  Aktienkapitals  beschränkt  hat.    Die  letztere  Abstufung 

1)  Wir  sprechen  nicht  vom  konkreten  FaUe*,  in  Praxi  kommt  es  ja  vielfach  mehr 
auf  die  rechtschaffene  Handhabung ,  als  auf  die  theoretische  Unanfechtbarkeit  eines  Prin- 
z'ipes  an.  Urtheile  über  Bonität  von  Banken ,  bezw.  Anlagepapieren ,  Hegen  uns  ja  in 
dieser  Abhandlung  überhaupt  ferne. 
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ist  gleichfalls  nicht  willkürlich,  sondern  hängt  mit  dem  mehr  oder 
weniger  soliden  Prinzipe  zusammen,  auf  dem  die  jeweilige  Bank  ruht.  — 
Dass  für  den  Kommunalkredit  in  Sachsen  in  nachahmungswürdiger 
Weise  gesorgt  ist,  haben  wir  bereits  gelegentlich  bemerkt.  Auch  der 
landwirtsch.  Kreditverein  für  das  Königreich  Sachsen  pflegt  diese  Ge- 
schäftssparte. 

Auffallend  schlecht  ist  bei  den  Sächsischen  Banken  das  Depositen- 
Wesen  entwickelt.  Deutschland  hat  in  dieser  Beziehung  überhaupt 
noch  viel  nachzuholen,  so  betrugen  hier  die  Depositen  am  31.  Januar 
1873  ca.  8Mill.,  in  London  dagegen  allein  120  Mill.  Pfund  St.;  in  Sachsen 
waren  bei  den  Banken  ult.  1875  nur  ca.  45  Mill.  Mk.  deponirt  Dieses 
Resultat  findet  seine  Erklärung  wohl  weniger  in  dem  mangelhaften 
Vertrauen  des  Publikums  zu  den  Banken,  als  in  der  einmal  ange- 
wöhnten Untugend,  mitunter  recht  ansehnliche  Beträge  lieber  auf  eigene 
Gefahr  zu  Hause  liegen  zu  lassen,  als  sie  der  Bank  anzuvertrauen, 
woselbst  man  entweder  den  Zinsgenuss  davon  bezieht,  oder  in  anderer 
Weise  Vortheil  davon  ziehen  kann  (indem  die  Bank  unentgeltlich,  oder 
gegen  eine  andere  niedere  Provision  Geschäfte  für  den  Deponenten 
ausführt  bezw.  übernimmt)  ^).  Mitwirken  mag  indessen  wohl  auch  der 
Umstand,  dass  es  in  Sachsen  einen  Depositenzwang,  wie  er  in  Bayern 
z.  Z.  noch  für  gerichtliche  und  administrative  Depositen  besteht,  nicht 
gibt,  und  dass  dort  auch  ein  grosses,  altrenommirtes  und  weitverzweig- 
tes Geldinstitut  fehlt,  das  auf  Depositen  eine  grössere  Anziehungskraft 
auszuüben  geeignet  wäre.  Am  Meisten  schiene  die  Sächsische  Bank 
in  Dresden  dazu  berufen,  diese  wichtige  Sparte  der  Bankthätigkeit  in 
Sachsen  mehr  zur  Blüthe  zu  bringen.  Zur  Zeit  leistet  darin  am  Mei- 
sten die  Landständische  Bank  in  Bautzen.  —  Im  Allgemeinen  muss  aber 
doch  anerkannt  werden,  dass  der  Depositen- Verkehr  bei  den  Sächsi- 
schen Banken  in  einer  fortschreitenden  Entwicklung  begriffen  ist,  und 
dass  insbesondere  das  bei  mehreren  Banken  eingeführte  Check-System 
in  neuerer  Zeit  rasch  sich  einer  grossen  Beliebtheit  und  Benutzung 
erfreut  hat.  Im  Uebrigen  haben  einige  Institute  einen  förmlichen 
Sparkassa-Konto,  die  meisten  aber  sogen.  Darlehnsbücher  eingeführt 

Bei  Weitem  günstiger  ist  schon  zur  Zeit  in  Sachsen  das  Depositen- 
Wesen  im  kleineren  Maassstabe  entwickelt,  das  in  den  Sparkassen 
seinen  Mittelpunkt  findet.  Da  dieselben  Depositenbanken  im  Kleinen 
sind,  so  können  wir  nicht  unterlassen,  auf  deren  Stand  einen  flüchti- 
gen Blick  zu  werfen. 

1)  Das  Nähere  bei  Wagner ,  Art.  Depositen  in  Rentsch  Handwörterbuch  d.  Volks- 
wirthschaftslehre. 
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Die  Zahl  derselben  hat  sich  in  den  Jahren  1845—1874  von  31 
auf  156  erhöht.  In  der  Sparperiode  1868  —  1871  hat  sich  allein  das 
in  den  Sparkassen  des  Landes  niedergelegte  Sparkapital  von  30,133,023 
Thlr.  auf  43,705,650  Thlr.,  die  Zahl  der  Sparer  hat  sich  von  413,425 
auf  517,105  d.  i.  um  25  ^/o  gesteigert.  Im  Jahre  1874  betrug  das 
Gesammtvermögen  der  Sparkassen  79,200,000  Thlr.  i).  Dabei  machen 
die  Einlagen  in  grösseren  Summen  (über  200  Thlr.)  sehr  respektable 
Beträge  aus  (allein  über  20  Millionen),  so  dass  man  hier  wirklich 
sagen  kann,  dass  die  Sparkassen  den  Banken  entschiedene  Konkurrenz 
machen.  Der  regelmässige  Zinsfuss,  wie  ihn  in  diesem  Jahre  unge- 
fähr das  Viertel  aller  Kassen  bezahlte,  war  4^/o,  eine  Kasse  ging 
sogar  schon  darüber  hinaus. 

Von  den  Gesammtaktiven  betrugen  1871  die  hypothekarisch  ange- 
legten Gelder  über  68<^/o,  die  in  Staats-  oder  Kreditpapieren  ange- 
legten Gelder  über  19  ^Iq  ,  die  gegen  Pfand  oder  Bürgschaft  ausge- 
liehenen Gelder  über  7  ^/q.  Die  Sparkassen  machen  demnach  beson- 
ders den  Hypothekenbanken  nachhaltig  Konkurrenz. 

Papierwirthschaft  treibt  besonders  die  Dresdner  und  Zittauer  Spar- 
kasse. Mehr  Berechtigung  verdiente  der  Geschäftszweig  der  Ausleihung 
gegen  Pfand  oder  Bürgschaft,  durch  dessen  Pflege,  wie  ganz  richtig 
bemerkt  wurde ,  die  Sparkassen  sich  mit  der  Zeit  zu  wahren  Gemeinde- 
banken entwickeln  könnten'). 


1)  Nähere  Nachweise  finden   sich    in   verschiedenen   sehr  eingehenden  Schriften  des 
Kgl.  Sachs.  SUt.  Bureaus. 

2)  Zur  Vergleichung  fQgeu  wir  an,  dass  im  Jahre  1868  in  sämmtlichen  262  bayeri- 
schen Sparkassen  nur  26,410,840  Guld.  angelegt  waren. 
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iii. 

Lehrbuch  der  politischen  Oekonomie;  Neubearbeitung  von  Ad.  Wag- 
ner und  E.  Nasse.  Erster  Theil:  Die  Grundlegung  der  All- 
gemeinen oder  theoretischen  Yolkswirthschaftslehrc, 
von  Adolf  Wagner;  Leipzig,  Winter,   1876.    724  Seiten, 

Im  26^^  Bande  S.  44  ff.  dieser  Zeitschrift  ist  die  erste  Hälfte  des  ob- 
genannten  Werks  angezeigt  worden.  Es  wurde  da  nur  dasjenige  herTor- 
gehoben,  was  sich  an  der  unfertigen  Arbeit  über  den  Charakter  des 
Ganzen  ersehen  liess.  Hauptsächlich  bestand  dies  in  der  Yergleichung 
des  Wagner  sehen  fuchs  mit  den  verbreitetsten  und  besten  bisherigen  Lehr- 
büchern derselben  Gattung,  nämlich  denen  von  Schäffle,  von  Rosoher  und 
dem  alten  Kau'schen;  und  dann  in  der  Hervorhebung  des  Neuen  und 
Originellen  in  der  systematischen  Behandlung  der  Yolkswirthschaftslehre. 
Den  letzteren  Punkt  ausführlicher  darzulegen,  wurde  der  Besprechung 
nach  Erscheinen  des  ganzen  Bandes  vorbehalten;  und  es  soll  das  nun  ge- 
schehen. Auf  weiteres  Verfolgen  des  Vergleichs  mit  den  bisherigen  Lehr- 
büchern wird  hier  verzichtet. 

Dass  das  Wagner  sehe  Werk  eine  so  eingehende  Besprechung,  wie 
sie  ihm  in  diesen  Jahrbüchern  zu  Theil  wird,  verdient,  ist  jüngst  auch 
von  A.  Held  in  seinem  Aufsatz  „üeber  einige  neue  Versuche  zur  Revision 
der  Grundbegriffe  der  Nationalökonomie",  S.  129  Bd.  XXVII,  anerkannt 
worden ,  wo  Held  verschiedene  Differenzpunkte  betr.  Begriffsbestimmungen 
zwischen  ihm  und  Wagner  hervorhebt,  zugleich  aber  ausspricht,  dass 
Wagners  Buch  eine  „grosse  und  bahnbrechende  Leistung  sei  und  zu  den 
Werken  gehöre,  die  eine  Etappe  im  Fortschritt  der  ganzen  Wissenschaft 
bezeichnen."  Dass  und  warum  und  wie  weit  dies  der  Fall  sei,  wünsche 
ich  nun  im  Nachfolgenden  klar  zu  machen,  und  damit  meine  vorige  Be- 
sprechung, sowie  Held's  Aufsatz  zu  ergänzen,  zugleich  auch  womöglich 
die  in  Wagners  Arbeit  enthalteneu  systematischen  Gedanken  noch  etwas 
weiter  zu  entwickeln  und  damit  der  weiteren  Bearbeitung  des  Werks  zu 
dienen. 

Allerdings  mag '  es  vielen  gegenwärtigen  Vertretern  der  national- 
ökonomischen Wissenschaft  scheinen ,  dass  es  verlorene  Mühe  sei ,  gerade 
auf  diesen  Funkt:  die  Systematik  der  Volks wirthschaftslehre  besonderes 
Gewicht  zu  legen  und  mit  Rücksicht  darauf  das  Wagnerische  Werk  vor- 
zugsweise zu  besprechen.  Indess  glaube  ich,  dass  wir  Neueren  durchaus 
mit  Unrecht  dazu  neigen,  den  systematischen  Ausbau  unserer  Wissensehaft 
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ZU  unterschätzen.  Ereilich  ist  es  für  den  Forscher  selbst  im  Augenblick 
angenehmer,  leichter  und  lohnender,  einzelne  schwebende  Probleme,  Tages- 
fragen zu  studieren  und  literarisch  zu  vertreten;  auch  ist  es  gewiss  noth- 
wendig,  dass  die  Gelehrten  solchen  Untersuchungen  wirthschafÜicher  Zeit- 
fragen sich  widmen ,  um  das  wissenschaftlich  Errungene  für  die  Praxis 
im  Interesse  des  Volkswohls  und  Vaterlandes  zu  verwerthen;  und  zwar 
gerade  in  der  Wirthschafts- Wissenschaft  nothwendig,  wo  die  Interessen- 
und  Parteipolitik  so  stark  die  Literatur  beeinflusst  und  so  viele  „volkswirth- 
schaftlichcn'^  Schriftsteller  entstehen  lässt.  Aber  doch  stehe  ich  keines- 
wegs an,  zu  behaupten  —  entgegen  Held  in  dem  vorangeführten  Auf- 
sätze — ,  dass  die  wichtigste  Förderung  der  Wissenschaft  nicht  von  Ar- 
beiten zu  erwarten  ist,  „welche  die  praktischen  Fragen  der  sozialen  Re- 
form durchdenken'' ;  und  dass  nicht  „wirthschaftliche  Verwaltungslehre  und 
soziale  Geschichte'',  das  sind,  was  uns  vorzugsweise  vorwärts  bringen 
kann.  Wenn  „wir  vorwärts  kommen  wollen",  d.  h.  wenn  die  Wissen- 
schaft vorwärts  kommen  will,  so  handelt  es  sich  vielmehr  vor  allen  Din- 
gen darum,  über  die  prinzipiellen  Fragen,  die  „Grundlegung"  klar  zu 
werden.  Das  kann  aber  nicht  geschehen  durch  blosses  „realistisches"  For- 
schen, historische  und  statistische  Studien,  durch  blosse  Bearbeitung  ein- 
zelner Theile  und  Fragen ,  sondern  nur  durch  systematische  Untersuchun- 
gen, welche  uns  zeigen,  welches  das  Wesen  und  die  Aufgabe  der  Volks- 
wirthschaft  ist,  sowohl  im  Allgemeinen  als  speziell  in  gegenwärtiger  Zeit ; 
wie  der  einzelne  Mensch,  wie  der  Staat  der  Volkswirthschaft  gegenüber 
sich  verhält  und  zu  verhalten  hat,  wie  das  Recht  in  dieselbe  eingreift 
u.  s.  w.  Zu  der  Beantwortung  solcher  Fragen  kann  man  aber  nicht  kommen, 
wenn  man,  wie  Held,  es  für  ziemlich  gleichgiltig  hält,  wo  man  bei  der 
Untersuchung  des  wirthschaftlichen  Lebens  anföngt ,  wie  man  den  Stoff  an- 
fasst  und  eintheilt;  kann  man  nicht  kommen,  wenn  man  nicht  nach  rich- 
tigen, sondern  nur  nach  „zweckmässigen"  Begriffen  sucht,  die  man  sich  für 
seinen  Hausgebrauch  zurecht  legt. 

Wie  nothwendig  es  ist,  auf  Grund  systematischer  Untersuchungen 
sich  über  die  Grundprinzipien  klar  zu  sein  und  zu  werden,  das  hat  doch 
wohl  gerade  die  neueste  Phrase  der  Geschichte  der  Volkswirthschaftslehre 
und  -Lehrer,  der  sogenannte  Eathedersozialismus  gezeigt  So  berechtigt 
und  wohlthätig  diese  Reaktion  gegen  die  Freihandelsdoktrin  auch  war, 
und  so  belebend  sie  auf  die  Wissenschaft  gewirkt  hat,  so  litt  sie  doch 
unverkennbar  an  dem  Grundmangel,  dass  der  ganzen  Bewegung  der  Hinter- 
grund von  auf  systematischem  Wege  gefundenen  und  klar  erkannten  und 
begrenzten  Prinzipien  fehlte.  Trotz  trefflicher  Einzelarbeiten  können  sich 
die  früher  sogen.  Eathedersozialisten  nicht  von  dem  Vorwurf  frei  spre- 
chen, dass  in  ihren  Folgerungen  und  Forderungen  das  Fundament  klarer 
Prinzipien  vermisst  wird,  von  Prinzipien,  wie  sie  eben  nicht  nur  aus 
historischen  Beobachtungen,  sondern  nur  aus  der  Systematik  der  Wissen- 
schaft gefunden  werden  können.  Wenn  sie  zugleich  mit  ihrer  Betonung 
dü8  ethischen  und  des  staatlichen  Moments  in  wirthschaftlichen  Dingen 
(las  wirthschaftliche  Wesen  dos  Staats,  die  Bedeutung  der  Ethik  für  die 
Volkswirthschaft  klar  hätten  nachweisen  können,  so  hätte  das  ihren  Leh- 
ren eine  ganz  andere  Bedeutung  und  Geltung  verschaffen  müssen^  als  es 
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in  der  That  der  Fall  gewesen  ist  ^).  Solche  systematische  Arbeit  wurde 
aber  über  dem  Roformeifer  and  dem  Drange  nach  „sozialpolitischer**  Be- 
thätigung  eben  zu  sehr  vernachlässigt ;  sogar  schon  angefangene  und  gründ- 
lich angelegte  Arbeiten  der  Art,  wie  F.  J.  Neumann's  „Beiträge  zur  Re- 
vision der  Grundbegrifi^e  der  Yolkswiithschaftslehre''  (Tübinger  Zeitschrift 
1869  und  1872)  geriethen  in's  Stocken;  und  die  bedeutendste  neueste  der- 
artige Arbeit  G.  Schmoller  s  „üeber  einige  Grundfragen  des  Bechts  und 
der  Volkswirthschaft"  (Jena  1875  in  diesen  Jahrbüchern)  ist  bis  jetzt  eine 
Streitschrift  mit  Berührung  aber  nicht  inniger  Durchdenkung  systemati- 
scher Fragen  geblieben. 

Mit  wohlberechtigter  Freude  darf  uns  also  das  Wagnerische  Werk 
gerade  deshalb  erfüllen,  weil  wir  in  ihm  den  ersten  ernstlichen  Ansatz 
zu  einem  neuen  System  der  Yolkswirthschaftslehre  —  wenn  von  einem 
Systeme  in  dieser  Wissenschaft  bisher  überhaupt  die  Bede  sein  konnte  — , 
hervorgegangen  aus  der  neuen  deutschen  Schule,  erblicken;  und  dürfen 
wir  gerade  auf  diese  seine  Eigenschaft  das  Hauptgewicht  legen. 

Die  „Grundlegung''  ist  in  fünf  Kapitel  eingetheilt,  mit  den  Ueber- 
Bchriften:  1.  Grundbegriffe;  2.  Grundbegriffe,  Fortsetzung.  Insbesondere 
die  Wirthschaft  und  die  Volkswirthschaft.  3.  Die  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft. 4.  Der  Staat,  volkswirthschaftlich  betrachtet.  5.  Das  allge- 
meine wirthschaftliche  Verkehrsrecht.  Im  ursprünglichen  Plane  waren, 
laut  Vorwort,  noch  zwei  weitere  Kapitel  vorgesehen,  nämlich  6.  Syste- 
matik und  Methodik;  7.  Literaturübersicht  der  Volkswirthschaftslehre.  — 
Diese  Kapiteleintheilung  ist  augenscheinlich  keine  besonders  glückliche, 
da  die  „Grundbegriffe"  unmotivirt  in  zwei  Kapitel  vertheilt  sind,  wäh- 
rend das  ganze  „Verkehrsrecht"  nur  eines  einnimmt.  Logischer  ist  die 
Anordnung  der  Abschnitte  und  Paragraphen  innerhalb  der  Kapitel,  wenn 
gleich  sich  auch  dabei  Einiges  auszusetzen  fände.  Indess  die  Eintheilung 
in  Kapitel  und  Paragraphen  ist  noch  nicht  das  System  selbst,  das  sich 
vielmehr  aus  der  fortlaufenden  Gedanken-Entwicklung  ergiebt,  die  wir  nun 
verfolgen  wollen. 

W.  nimmt  seinen  Ausgangspunkt,  noch  an  dem  bisherigen  Lehrbuch- 
gebrauch festhaltend,  vom  bedürfenden  und  dadurch  zu  wirthschaftlicher 
Thätigkeit  getriebenen  Menschen  und  den  Mitteln  zur  Befriedigung  der 
Bedürfnisse:  den  Gütern,  die  vorläufig  in  äussere  und  innere,  freie  und 
anzueignende  geschieden,  und  deren  Erwerbsarten,  wie  sie  durch  Einzel- 
menschen und  überhaupt  vorkommen  können,  aufgezählt  werden.  Dann 
geht  er  auf  die  Eintheilung  der  Güter  näher  ein  und  kommt  zu  dem  Er- 
gebniss,  dass  auch  die  persönlichen  Dienste,  weil  Befriedigungsmittel,  zu 
den  wirthschaftlichen  Gütern  und  somit  in  das  Gebiet  der  politischen  Oeko- 
nomie  gehören.  Ein  in  einem  Zeitpunkt  vorhandener  Vorrath  wirthschaft- 
licher Güter  als  realer  Fonds  der  Bedürfnissbefriedigung  heisst  Vermögen ; 
und  dieses,  als  geschichtlich-rechtlicher  Begriff,  als  im  Eigenthum  einer 
Person  stehender  Vorrath,  ist  Vermögensbesitz;    dieser  scheidet  sich  wie- 

1)  Nicht  grundlos ,  wenn  auch  ungerecht ,  ist  deshalb  die  Kritik  zu  nennen ,  welche 
H.  RÖsler  in  seinen  Aufsätzen  „die  alte  und  die  neue  Nationalökonomie**  (Grünhut's 
Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht,  1876.  III.  Hft.  S.  401  ff.)  an  den  Ka- 
thedersozialisten übt. 
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der  in  Gebrauchsyermögen  und  in  Kapital;  ein  Yorrath  wirthschaftlicher 
Güter  zur  Erwerbung  neuer  solcher.  Die  Eapitaleigenschaft  ist  vielen 
Gütern  inhärent;  d.  h.  sobald  sie  überhaupt  wirthschaftlich  gebraucht  wer- 
den, können  sie  es  nur  als  Kapital,  wie  Maschinen ,  Werkzeuge,  und  ver- 
lieren anderenfalls  auch  die  Güterqualität;  bei  anderen  hängt  es  von  der 
Organisation  der  Volkswirthschaft  oder  dem  Willen  des  Besitzers  ab,  ob 
sie  Kapital  sind.  Insofern  die  wirthschafüiohe  Bedeutung  der  Güter  den 
Menschen  zum  Bewusstsein  kommt,  werden  sie  Werthe;  und  zwar  —  in 
üblicher  Unterscheidung  —  Gebrauchs-  und  Tausch  -  Werthe.  Die  Menge 
anderer  Güter,  für  welche  ein  Gut  wirklich  vertauscht  wird,  ist  sein 
Preis;  und  dieser  verhält  sich  demnach  zum  Tauschwerth  wie  die  Wirk- 
lichkeit zur  Möglichkeit  des  Augetauschtwerdens.  Das  durch  die  Sitte  zum 
allgemeinen  Preismaass  erhobene  Gut  ist  das  Geld. 

Mit  den  Erörterungen  der  vorstehend  gekennzeichneten  Begriffe  schliesst 
das  erste  Kapitel  ab,  in  welchem,  wie  man  sieht,  Wagner  noch  wenig 
von  der  in  den  älteren  Lehrbüchern  üblichen  Behandlung  abweicht.  Wir 
finden  hier  eine  Erklärung  derjenigen  allgemeinen  wirthschaftlichen  Vor- 
stellungen, die  sich  muthmaasslich  bei  einigermaassen  entwickelten  Yer- 
kehrsbeziehungen  menschlicher  Gemeinschaften  bilden ,  allenfalls  aber  auch 
im  Kopfe  des  bekannten  Robinson  entstehen  könnten,  wenn  derselbe  auf 
einsamer  Insel  über  seine  „Volkswirthschaft"  nachdenkt;  zumal  wenn  ihm 
beim  Tauschwerth  noch  sein  Freitag  hilft,  den  ja  auch  Carey  zum  Aufbau 
seiner  Sozialwissenschaft  hie  und  da  benöthigt,  während  Andere  den  „Eskimo 
bei  seiner  düsteren  Thranlampe"  *)  für  den  gleichen  Zweck  vorziehen. 

Wie  weit  dieses  erste  Kapitel  bei  Wagner  Berechtigung  habe,  wollen 
wir  später  sehen;  wenden  wir  uns  zunächst  zum  Inhalt  des  zweiten. 

In  diesem  wird  auf  Grund  des  Begriffs  der  Wirthsohafl  —  Inbegriff 
der  auf  fortgesetzte  Bedürfnissbefriedigung  gerichteten ,  planvoll  nach  dem 
ökonomischen  Prinzip  erfolgenden  Arbeitsthätigkeiten  —  derjenige  der  Volks- 
wirthschaft bestimmt,  welche  ist:  „der  als  abgeschlossenes  Ganzes  gedachte 
Inbegriff  der  unter  einander  verkehrenden  selbständigen  Einzelwirthsohaf- 
ten  in  einem  zum  Einzelstaat  organisirten  oder  durch  staatliche  Wirth- 
schaftsmaassregeln  zur  Einheit  verbundenen  Volke."  Von  dieser  wird 
dann  gesagt :  „Die  Volkswirthschaft  entwickelt  sich  im  und  mit  dem  Volke 
aus  den  Individual-  und  Einzelwirthschaften  im  Wohngebiet  des  Volkes 
durch  Tausch,  Arbeitstheilung  und  Verkehr  allmälig  ganz  naturgemäss  und 
organisch,  wie  sich  das  Volk  selbst  entwickelt.  Sie  erhält  aber  ihren 
Charakter  als  abgeschlossenes  Ganzes  innerhalb  des  Menschheitsverkehrs 
und  der  Weltwirthschaft  wesentlich  durch  die  staatliche  Organisation  des 
Volks.  —  In  markanter  Weise  ist  durch  den  Staat  die  Ausbildung  beson- 
derer Volkswirthschaften  innerhalb  der  europäisch-amerikanischen  Welt  na- 
mentlich seit  dem  16.  Jahrhundert  bis  in  unsere  unmittelbare  Gegenwart 
hinein  begünstigt  worden."  —  Es  wird  dann  die  Ausbildung  von  Volks- 
wirthschaftsgruppen   und  der  Weltwirthschaft  besprochen. 

Die  folgenden  Abschnitte  dieses  E^pitels  sind  nun  der  „Güterbewe- 
g^ng  in  der  Wirthschaft"  und  den  sich  daran  anschliessenden  Fragen  ge- 
widmet 


1)  Z.  B.  Röhrich,  Volkswirthschaft.     S.  diese  Jahrbacher  Bd.  X,  1868,  S.  168. 
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Wenn  wir  von  Wirthschaften  sprechen,  die  innerhalb  lebendig  ent- 
wickelter Yerkehrsgebiete  stehen,  wie  es  bei  uns  der  Fall  ist,  so  ist  sa- 
nächst  im  Allgemeinen  hervorzuheben,  dass  hier  l)  ausser  den  anderen, 
80  zu  sagen  ursprünglichen  Erwerbsarten,  eine  solche  besondere  Wich- 
tigkeit erlangt,  nämlich  der  Kredit  —  „das  freiwillige  Hingeben  und 
Empfangen  wirthschaftlicher  Güter  (Leistungen)  im  Vertrauen  auf  die  Zu- 
sicherung künftiger  Gegengaben  (Gegenleistungen)**  — ,  der  es  mit  sich 
bringt,  dass  der  Güterwechsel  in  einer  Wirthschaft  mit  den  Veränderungen 
des  Vermögens  nicht  vollständig  zusammenfällt,  und  der  übrigens  nur  in 
einer  auf  Privateigenthum  basirteu  Volkswirthschaft  denkbar  ist.  2)  ist 
hervorzuheben,  dass  sich  mit  der  allgemeineren  Ausbildung  der  Arbeits- 
theilung  und  Geld  wirthschaft  die  Einzel  wirthschaften  immer  mehr  in  zwei 
Wirthschaftsabtheilungen  spalten,  nämlich  die  eigentliche  Kauswirthschafb 
zur  persönlichen  Be-  und  Versorgung  der  den  Haushalt  bildenden  Per- 
sonen, und  die  Produktionswirthschaft,  welche  sich  nach  aussen  hin, 
nach  den  Bedürfnissen  der  Volkswirthschaft  darstellt  und  die  Wirthschaft 
als  ein  Glied  im  volkswirthschaftlichen  Produktionsprozesse  erscheinen 
lässt.  —  An  dieser  Stelle  hätte  nnn  wohl  auch  hervorgehoben  und  erläatert 
werden  sollen  die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  der  Einzelwirthschaften 
sofern  sie  ihren  Konsum  auf  Eigenproduktion  basiren  und  sofern  dies  nicht 
geschieht.  Eine  Bauernwirthschaft  z.  B.,  welche  zum  grossen  Theil  von 
Selbstgezogenem  lebt,  hat  offenbar  eine  ganz  andere  Bedeutung  für  die 
Volkswirthschaft,  wie  eine  städtische  industrielle  Wirthschaft,  die  vom 
eigenen  Produkt  fast  nichts  gebraucht.  Wie  verhält  sich  nun  eine  solche 
Wirthschaft  ersterer  Art  zur  Volkswirthschaft;  wie  weit  ist  der  Theil  von 
ihr,  der  äusserlich  gar  nicht  mit  dem  Verkehr  in  Berührung  kommt,  doch 
durch  die  Volkswirthschaft  in  seiner  Existenz  bedingt,  und  bedingt  wie- 
derum diese.  Fängt  die  Volkswirthschaft  erst  da  an,  wo  der  äusserlich 
wahrnehmbare  Verkehr  anfangt?  Es  ist  diese  Frage  keineswegs  gleich- 
bedeutend mit  derjenigen  der  Natural-  und  Geld  wirthschaft,  denn  es  ist 
reine  Natural  wirthschaft  mit  ganz  lebhaftem  Verkehr  der  Wirthschaften 
unter  einander  denkbar;  wie  andererseits  eine  reine  Geldwirthschaft  mit 
schwacher  Verbindung  der  Wirthschaften  unter  einander,  wo  Konsumtion 
des  Selbstproduzirten  in  grossem  Umfange  stattfindet;  man  denke  z.  B. 
an  die  altrömische  Volkswirthschaft  zur  Kaiserzeit,  die  von  Bodbertus  so- 
gen. „Oikenwirthschaften"  *).  —  Diese  hier  vermissten  Erörterungen  wer- 
den weder  ersetzt  durch  die  später  (S.  108)  folgenden  über  die  mit  wach- 
sender Arbeitstheilung  zunehmende  Quote  des  Kapitalvermögens  gegenüber 
dem  Verbrauchsvermögen  in  den  Wirthschaften ,  noch  durch  die  in  letzter, 
14.  Abschnitt  dieses  Kapitels  gegebene  sehr  kurze  Charakteristik  der  Na- 
tural-, Geld-  und  Kreditwirthschaft,  wo  jener  eben  angedeutete  Unter- 
schied zwar  berührt,  aber  nicht  weiter  verfolgt  ist. 

Bei  der  Güterveränderung  resp.  Güterbewegung  —  vielleicht  besser 
Werthbeweguug  —  in  der  Wirthschaft  werden  nun  zwei  Arten  von  Ver- 
änderung unterschieden:    nämlich    1.  Aeussere  Veränderungen,  welche  auf 


1)  Rodbertus  Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  des  klassischen 
Alterthums  im  II.  (1864)  und  folgenden  Bänden  dieser  Zeitschrift. 
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eine  bestimmte  Thätigkeit  des  wirthschaftenden  Subjekts  zurückzuführen 
sind,  und  2.  innere,  welche  von  der  Thätigkeit  des  Wirthschafters  unab- 
hängig eintreten,  also  —  man  kann  sagen  —  durch  die  Yolkswirthsohaft 
selbst  veranlasst  werden.  Hierher  gehören  drei  Fälle :  die  natürliche  Ver- 
änderung der  Qualität  der  Güter;  die  veränderte  menschliche  Kenntniss 
der  Eigenschaften  der  Güter;  und  drittens  die  veränderte  Konjunktur. 
Unter  dieser  letzteren  ist  zu  verstehen:  „die  Gesammtheit  der  technischen, 
ökonomischen ,  sozialen  und  rechtlichen  Bedingungen ,  soweit  letztere  in 
der  auf  Arbeitstheilung  und  Frivatoigenthum  beruhenden  Yolkswirthsohaft 
die  Herstellung  der  Güter  für  den  Verkehr,  ihren  Begehr  und  Absatz  in 
demselben  und  daher  den  Tauschwerth  der  Güter  überhaupt  und  auf  des 
einzelnen  schon  fertigen  Guts  mit  bestimmen."  Die  Konjunktur  wird  na- 
mentlich bei  der  grösseren  Entwicklung  des  Systems  der  freien  Konkur- 
renz ein  immer  bedeutsamerer  Faktor,  der  den  Tauschwerth  des  Güterbe- 
standes in  der  Wirthschaft  und  des  Vermögensbestandes  einer  Person  beein- 
flusst  und  dadurch  der  Wirthschaft  Gewinne  verschafft  und  Verluste  zufügt, 
die  der  Einzelne  nicht  verdient  resp.  verschuldet  hat. 

Aus  Anlass  der  Besprechung  der  Konjunktur,  deren  Wesen  nun  ein- 
gehend und  scharfsinnig  erörtert  wird ,  weist  also  W.  hier  auf  die  Bildung 
des  „Tauschwerthes"  hin,  und  kommt  somit  auf  diesen  früher  nur  kurz 
deiinirten  Begriff  zurück.  Vielleicht  wäre  es  angezeigt  gewesen ,  denselben 
jetzt  noch  etwas  weiter  zu  verfolgen,  was  meiner  Ansicht  nach  zu  dem 
Ergebniss  gefüsrt  haben  müsste,  dass  die  früher,  in  Uebereinstimmung  mit 
den  üblichen  Lehrbuch -Definitionen  gegebene  Erklärung  als  nicht  zurei- 
chend  befunden  worden  wäre. 

Die  bekannten  Begriffsbestimmungen  des  Werths  nämlich,  als  Bedeu- 
tung des  Guts  für  den  wirthschaftenden  Menschen,  für  das  Zweckbewusst- 
sein  u.  dgl.  sind  philologisch  gewiss  nicht  sehr  anfechtbar;  aber  volks- 
wirthschaftlich  wird  dadurch  entschieden  nichts  erklärt;  und  ebensowenig 
durch  die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth.  Vielmehr 
dürfte  es  vom  Standpunkt  der  Wissenschaft,  insofern  sie  die  heutige  Volks- 
wirthschaft ,  also  die  Vorgänge  in  einer  auf  Frivateigenthum  basirten  Volks- 
wirthschaft  erklären  will,  darauf  ankommen,  nachzuweisen,  wie  sich  denn 
eigentlich  der  Werth,  nämlich  die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  der 
Güter  bildet;  und  somit  das  Wesen  des  Werths  zu  erklären  und  nicht 
nur  das  Wort  „Werth"  zu  umschreiben.  Nun  hat  W.  als  einen  der  werth- 
konstituirenden  Momente  die  Konjunktur  gefunden.  Welches  sind  die  an- 
deren hier  mitwirkenden  Faktoren?  Es  dürfte  wohl  zulässig  sein,  hier 
von  W.'s  offenbar  richtiger  Unterscheidung  auszugehen,  dass  der  Vermö- 
gensstand der  Einzelwirthschaft  z.  Th.  durch  die  Thätigkeit  des  Wirth- 
schafters, z.  Th.  unabhängig  von  dieser  durch  die  Aktion  der  Volkswirth- 
schaft  bestimmt  werde.  Fragen  wir  uns  nämlich,  wie  ein  Gut  für  die 
Volkswirthschaft  überhaupt  zur  Bedeutung  gelangen  kann,  so  ist  dies 
augenscheinlich  nur  dadurch  möglich,  dass  der  Besitzer  desselben  —  wir 
reden  hier  nur,  wie  Wagner  auch,  von  der  einzelwirthsohaftlich  gestalte- 
ten Volkswirthschaft  —  ihm  Geltung  in  seinem  Verkehrskreise  zu  ver- 
schaffen sucht,  vermöge  einer  dispositiven  Thätigkeit,  die  man  im  weite- 
sten Sinne  des  Worts  „Spekulation   nennen  kann.     Diese  Spekulation   zu 
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Beinen  Gunsten  geltend  zu  machen,  wird  ihm  natürlich  nur  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  möglich  sein.  Je  mehr  der  Besitzer  (Unternehmer)  wirth- 
schaftliche  Macht  hat  (je  vermögender  er  ist),  in  desto  grösserem  Um&uige 
wird  ihm  das  gelingen.  Auch  für  den  mächtigsten  Unternehmer  („Träger 
der  spekulativen  Wirthschafts-Organisation"  —  Schaff le,  Gesellschaftliches 
System,  3.  Aufl.,  §.  205)  aber  gibt  es  eine  Grenze  seiner  Macht,  die  Be- 
deutung der  Güter  für  die  Volkswirthschaft  zu  bestimmen;  und  dann  tritt 
die  Aktion  der  Gesammtheit  resp.  irgend  eines  auf  das  betr.  Gut  Bezug 
habenden  Komplexes  der  anderen  Privat wirthsohaften  ein ;  und  diese  Aktion 
darf  man  wohl  die  Konjunktur  nennen.  So  stellt  sich  die  volkswirth- 
schaftliohe  Kraft  und  Bedeutung,  der  Werth,  eines  Guts  als  ein  Produkt 
von  Spekulation  und  Konjunktur  dar.  Diese  volkswirthschaftliche  Bedeu- 
tung in  der  spezifischen  Verkehrswaare ,  dem  Gelde  ausgedrückt,  ist  dann 
der  Preis  des  Guts. 

Indessen  ist  damit  Werth  und  Preis  noch  keineswegs  als  identisch 
erklärt;  vielmehr  scheint  es  mir,  dass  die  oben  angegebene  Wagner'sche 
Erklärung:  der  Preier  sei  die  Wirklichkeit,  der  Tauschwerth  die  Möglich- 
keit eine  Quantität  von  Gütern  für  eine  andere  zu  erlangen,  keineswegs 
genügt.  Erstens  einmal  ist  die  Scheidung  von  Gebrauchs-  und  Tausch- 
werth überhaupt  bedeutungslos  für  die  Volkswirthschaft,  wenn  man  die 
obige  Erklärung  des  Werths  annimmt.  In  der  Volkswirthschaft,  die  ja 
auf  Verkehrsbeziehungen  beruht,  gibt  es  überhaupt  keinen  solchen  Werth, 
der  auf  subjektiver  Empfindung  beruht.  Mit  dem  „Gebrauchswerth"  hat 
auch  in  der  That  noch  Niemand  etwas  in  der  Volkswirthschaftslehre  an- 
zufangen gewusst,  weil  er  eben  immer  nur  für  eine  einzelne  Person  pri- 
vatwirthschaftlich  gedacht  werden  kann.  Dann  aber  ist  der  Begriff  des 
„Tauschwerths"  volkswirthschaftlich  auch  nicht  genügend.  Vergegenwär- 
tigen wir  uns  die  Sache  an  einem  Beispiel.  Nehmen  wir  ein  Haus.  Das- 
selbe hat  für  den  Besitzer  1.  einen  „Gebrauchswerth".  Natürlich.  Aber 
was  geht  dieser  die  Volkswirthschaft  an?  Er  ist  individuell  höchst  ver- 
schieden und  lässt  sich  in  einer  Zahl  gar  nicht  ausdrücken.  Hingegen  hat 
das  Haus  verschiedene  Werthe,  welche  es  dadurch  erhält,  dass  es  in  einem 
wirthschaftlichen  Verbände  besteht;  also  2.  Mi eth werth;  3.  Feuerkassen- 
werth;  4.  Marktwerth  oder  Verkaufswerth ;  und  vielleicht  noch  ein  paar 
andere  Wertharten.  Diese  aber  decken  sich  bekanntlich  keineswegs,  kön- 
nen nicht  unter  den  Begriff  „Tauschwerth"  gebracht  werden,  aber  wohl 
unter  den  von  volkswirthschaftlichem  Werth. 

Ich  will  diese  Deduktionen  nicht  weiter  verfolgen;  es  Hessen  sich 
daran  noch  viele  Betrachtungen  über  den  Zusammenhang  resp.  Nicht -Zu- 
sammenhang von  Werth  und  Arbeit,  sowie  über  den  Begriff  der  Bente 
knüpfen.  Indess  würde  uns  das  hier  viel  zu  weit  führen,  da  ich  ja  nur 
auf  die  Konsequenzen  der  Wagnerischen  Erörterungen  hinweisen  und  an 
einem  Beispiel  zu  zeigen  suchen  wollte,  wie  es  darauf  ankomme,  die  Be- 
griffe wirklich  volkswirthschaftlich  zu  erfassen. 

Nun  verfolgt  also  W.  die  Güterbewegung  weiter  und  kommt  auf  deren 
Ergebniss  für  die  Wirthsohaften ,  zunächst :  den  Ertrag ;  diesem  gegenüber 
die  Produktionskosten,  die  in  einzelwirthschaftliche  und  volkswirthschaft- 
liche zu  trennen  sind ;  dann  das  Einkommen ,  d.  h.  die  Erträge  der  Wirth- 
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Schaft  in  Beziehung  zum  WirihBchaftssubjekt  gebracht,  sowohl  für  die  Ein- 
zel wirthschaft  als  die  Volks  wirthschaft;  und  daran  schliessen  sich  sehr 
beachteuswerthe  Betrachtungen  über  den  Bedürfnissstand  und  die 
Yertheilung  des  Einkommens,  deren  Kennzeichen  und  wünschens- 
werthe  Verfassung.  Diesen  letzteren  Funkten  ist  eine  Anzahl  von  Ab- 
schnitten gewidmet,  mit  deren  Inhalt  Wagner^s  Arbeit  bereits  über  den 
Rahmen  der  bisherigen  Lehrbücher  heraustritt;  denn  auch  bei  Schäfflo,  dem 
—  ich  möchte  sagen :  volkswirthschaftlichsten  der  „Systeme  der  Volkswirth- 
schaft'^  finden  wir  über  solche  Fragen  nicht  mehr  als  Andeutungen.  Da  ich 
den  W.^schen  Bemerkungen  nichts  Wesentliches  entgegenzusetzen  resp.  über- 
zeugend Berichtigendes  hinzuzufügen  weiss,  so  verweise  ich  einfach  auf  diese 
selbst,  zumal  noch  über  drei  Viertheile  des  Buchs  zu  besprechen  bleiben. 
In  den  folgenden  drei  Kapiteln,  von  denen  diese  drei  Viertheile  ein- 
genommen werden,  finden  wir  nun  Erörterungen,  die  in  der  Anordnung, 
der  Systematik  vollständig ,  in  den  einzelnen  Ausführungen  vielfach  durch- 
aus neu  und  eigenste  Arbeit  des  Verfassers  sind,  für  die  er  in  der  Lehr- 
buchliteratur nur  bei  Schäffle  einige  Vorarbeit  fand.  Diese  drei  Kapitel 
handeln  also  über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft ,  die  volkswirth- 
schaftliche  Holle  des  Staats,  und  über  die  volkswirthschaftliche  Bedeutung 
der  persönlichen  Freiheitsrechte  resp.  der  Unfreiheit  und  Freiheit,  und  die 
des  Eigenthums. 

Als  seine  nächste  Aufgabe  bezeichnet  der  Verf.  zu  Eingang  des  drit- 
ten Kapitels  diese :  „die  atomistisch-mechanische  Auffassung  der  Volkswirth- 
schaft, welche  den  bisherigen  Untersuchungen  des  Aufbaus  der  Volks- 
wirthschaft aus  den  einzelwirthschaftlichen  Elementen  doch  noch  vornehm- 
lich zu  Grunde  liegt,  durch  eine  eigentlich  organische  Auffassung  zu  er- 
gänzen, wie  sie  allein  dem  Charakter  der  Volkswirthschaft  als  Organismus 
entspricht."  Der  Ausdruck  „Organismus"  soll  indessen  hier  nicht  im  Sinne 
weder  der  älteren  Schule,  die  sich  die  Volkswirthschaft  als  von  „Natur- 
gesetzen" regiert  dachte,  noch  demjenigen  einer  neueren  Richtung  aufge- 
fasst  sein,  die  den  „sozialen  Körper"  als  eine  regelrechte  Fortsetzung  von 
Urschleim  und  Mollusken  zu  konstruiren  sucht  Es  soll  damit  vielmehr  an- 
gedeutet werden,  dass  die  Volkswirthschaft  allerdings  etwas  auf  Grundlage 
von  Naturbedingungen  und  Naturtrieben  Gewachsenes  ist,  aber  zugleich 
zu  ihrer  heutigen  resp.  jeweiligen  Gestalt  nicht  von  selbst  gekommen, 
sondern  mit  Absicht  und  Bewusstsein  dazu  organisirt  worden  ist;  dass 
sie  ist  „ein  Gebilde  bewusster  menschlicher  That,  ein  Kunstprodukt  — 
Menschliche,  auf  ein  bestimmtes  Ziel  gerichtete^  planvoll  durchgeführte 
Willensakte  geben  der  Volkswirthschaft  ihre  bestimmt  gewollte  Gestalt" 
Und  je  mehr  die  Volkswirthschaft  vorschreitet,  desto  mehr  wird  sie  ein 
menschliches  Kunstgebilde,  ein  künstlicher  Organismus.  —  Eine  wichtige 
Folgerung  dieser  Erkenntniss  ist  u.  A.  die,  dass  man  sich  gegenüber  von 
sozialpolitischen  Keformideen,  von  Versuchen  zu  einer  anderen  „Organisation 
der  Arbeit"  des  beliebten  Einwandcs,  begeben  muss,  es  werde  damit  etwas 
„Künstliches",  etwas  „Unnatürliches"  und  folglich  in  der  Volkswirthschaft 
Unmögliches  erstrebt  Natürlich  braucht  man  deshalb  noch  nicht  auf  eine 
Kritik  solcher  Ideen  aus  und  mit  anderen  Gründen  zu  verzichten. 

Die  Organisation  der  Volkswirthschaft  beruht  nun  auf  drei  verschie- 
XXV  in.  10 
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denen  rrinzipicn,  welche  zu  drei  verschiedenen,  aber  unter  einander  durch 
zweckbewusBte  menschliche  That  enge  verbundenen  WirthschaftsBystemen 
in  (lern  Gesammtorganismus  der  Volkswirthschaft  führen:  das  privatwirth- 
Bchal'tliche  System,  nach  dem  Prinzip  der  speziellen  Entgeltiichkeit  tou 
Leistung  und  Gegenleistung;  das  gemeinwirthschaftliche  System,  nach  dem 
Grundsatze  bloss  genereller  Entgeltlichkeit;  das  caritative  System,  auf 
Grundlage  der  Unentgeltlichkoit.  Ob  es  bei  letzterem  gerade  richtig  ist,  Ton 
einem  besonderen  „System"  zu  sprechen ,  mag  dahingestellt  bleiben.  Diese 
drei  „Systeme"  sind  jedes  für  sich  und  in  ihrem  Ineinandergreifen  im  Ijanf 
der  Geschichte,  nach  Zeiten  und  Völkern  natürlich  sehr  verschieden  ent- 
wickelt; und  insbesondere  ist  die  moderne  Organisation  der  „freien  Kon- 
kurrenz" nicht  als  eine  logische,  natürliche,  sondern  als  eine  histori- 
sche Kategorie  aufzufassen.  —  Dom  Nachweis  der  soeben  angedeuteten 
Gedanken  ist  also  das  dritte  Kapitel  gewidmet. 

Die  Untersuchung  dos  gemeinwirthschaftlichen  Systems,  in  welchem 
freie  Gemein wirthschaften  und  Zwangsgemeinwirthschaften  zu  unterschei- 
den waren,  musste  von  selbst  darauf  führen,  den  bedeutendsten  Repräsen- 
tanten der  Gattung  „Zwangsgemoinwirthschaft",  den  Staat  einer  besonde- 
ren Behandlung  zu  reserviren.  Der  Staat  nämlich  übt  nicht  nur  als  Zwangs- 
gemeinwirthschafb  einen  maassgebenden  Einfluss  auf  die  Volkswirthschaft 
aus,  indem  er  die  Bürger  zu  gemeinsamen  Leistungen  für  die  ihm  ge- 
steckten Zwecke  voreinigt  und  ihnen  dagegen  Sicherheit  und  Wohlfahrts- 
leistungen zurückgiebt;  sondern  ist  volkswirthschaftlich  zweitens  noch  da- 
durch bedeutend,  dass  er,  seine  wirthschaftliche  Sphäre  souverän  bestim- 
mend, die  Grenzen  für  die  Ausdehnung  der  Wirthschaftsthätigkeit  der 
Privaten  und  der  übrigen  öffentlichen  Gemein  wirthschaften  vorschreibt; 
und  drittens  dadurch,  dass  er,  als  Gesetzgeber,  durch  das  Wirthsohafts- 
recht  die  Basis  für  die  Entfaltung  der  wirthschafÜichen  Thätigkeit  und 
der  Beherrschung  der  Wirthschaftsobjekte  bietet.  Eine  Beleuchtung  des 
Wesens  und  der  Aufgaben  des  Staats  in  diesen  drei  Beziehungen  gehört 
daher  unstreitig  in  ein  System  der  Volkswirthschaftslehre ;  und  in  die 
„Grundlegung"  oder  allgemeine  Volkswirthschaftslehre  so  weit,  als  es  eben 
fax  die  allgemeine  Erläuterung  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Volkswirth- 
schaft nöthig  ist;  während  das  Speziellere  in  die  sogen,  praktische  Na- 
tionalökonomie und  die  Einanzwissenschaft  zu  vertheilen  ist.  —  Hier  die 
richtige  Grenze  zu  ziehen  und  einzuhalten  ist  freilich  sehr  schwer;  Wag- 
ner hat  dieselbe  in  seinem  vierten  Kapitel,  wo  er  den  Staat  in  den  bei- 
den ersten  oben  angedeuteten  volkswirthschaftlichen  Eunktionen  betrach- 
tet, wohl  richtig  eingehalten;  nur  wäre  es  zu  wünschen  gewesen,  dass 
er  Gelegenheit  genommen  hätte,  die  Stellung  der  bedeutendsten  Zwangs- 
gemoinwirthschaft nächst  dem  Staate:  die  der  Gemeinde  in  ihrer  volks- 
wirthschaftlichen Bedeutung  näher  zu  erörtern.  Die  Untersuchung  der 
dritten  Beziehung  des  Staats,  „das  allgemeine  wirthschaftliche  Yerkehrs- 
recht"  hat  W.  in  ein  besonderes,  das  fünfte  und  letzte  Kapitel  seiner 
Grundlegung  verwiesen,  und  hier  in  zwei  Hauptabschnitten  erstens  die 
sich  an  die  Person  als  solche  knüpfenden  wirthschaftlichen  Hechte  — 
„Personenstand,  Unfreiheit  und  Ereiheit"  —  und  zweitens  die  Eigenthoms- 
ordnung  behandelt.     Hierbei  hat  er  es  sich  nun  nicht  versagt,  öfter  mehr 
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alrt  eine  blosse  theoretische  Beleuchtung  der  grundlegenden  Verhältnisse 
zu  geben  und  auf  die  praktischen  Fragen  der  modernen  Volkswirthschaft 
näher  einzutreten,  so  z.  B.  auf  die  Wirkungen  der  modernen  Freizügig- 
keits-  und  Ehe  -  Gesetzgebung  und  die  Korrektur  dabei  hervorgetretener 
Uebelstände;  die  Frage  der  Abschaffung  des  Privateigenthums;  der  Reform 
städtischer  und  ländlicher  Grundeigenthumsyerhältuisse.  Es  hat  dies  zu 
einor  Erweiterung  der  Arbeit  geführt,  die  wohl  mit  daran  Schuld  gewe- 
sen ist,  dass  ein  Theil  der  Eigenthumslohre,  nämlich  diejenige  vom  In- 
halt des  Eigenthums,  den  W.  bezeichnet  als  aus  folgenden  Rechten  beste- 
hend:  Gebrauchsrecht,  Vertragsrecht,  Schonkungsrecht,  Erbrecht,  Anhäu- 
fungsrecht, kurzweg  in  den  folgenden  Band,  die  „Volkswirthschaftslehre 
des  privatwirthschaftlichen  Systems"  verwiesen  worden  ist,  während  es 
Bedürfniss  gewesen  wäre,  namentlich  das  Erbrecht  als  ein  für  die  Ver- 
mögensordnung grundlegendes  Institut  noch  in  diesem  Baude  zu  behan- 
deln. Indessen  kann  man  jene  von  der  Oekonomie  des  Werks  nicht  ge- 
botene Ausdehnung  doch  insofern  freudig  begrüssen,  als  man  dadurch 
sofort  erkennt,  wie,  in  welcher  Weise,  die  grundlegenden  Ansichten  für 
die  praktischen  Fragen  wichtig  werden  und  auf  deren  Lösung  führen,  und 
als  femer  eben  durch  solche  Erörterungen,  die  ja  nicht  blosses  Beiwerk, 
sondern  in  inniger  Verbindung  mit  den  Hauptlehren  aufgefasst  sind,  das 
Werk  auch  für  ein  grösseres  Publikum  interessanter  wird. 

Ich  will  zu  Gunsten  der  Besprechung  des  Punktes,  den  ich  von  vorn 
herein  an  der  Wagnerischen  Arbeit  als  das  Wichtigste  und  Bahnbrechende 
erklären  zu  müssen  glaubte,  auch  hier  auf  eine  genauere  Analyse  des  In- 
halts der  beiden  Kapitel  verzichten  und  nur  kurz  sagen ,  wie  W.  die  drei 
hier  behandelten  Hauptbegriffe:  Staat,  Freiheit,  Eigenthum  volkswirth- 
schaftlich  auffasst. 

Die  Hauptfrage:  wie  weit  die  volkswirthschaftliche  Wirksamkeit  des 
Staats  gehe  und  gehen  soll,  beantwortet  W.  dahin:  Den  Bereich  der 
Staatsthätigkeit  oder  die  Gränzen  der  letzteren  und  damit,  volkswirth- 
schaftlich  ausgedrückt,  die  Arbeitstheilung  zwischen  dem  Staate  und  den 
andern  Einzel-  und  Gemein wirthschaften  prinzipiell  ein-  für  allemal  fest- 
zustellen, geht  nicht  an.  Die  beiden  Hauptgruppen  der  Leistungen,  die 
sich  aus  den  beiden  organischen  Staatszwecken:  dem  Rechts-  und  Macht- 
zweck und  dem  Kultur-  und  Wohlfahrtszweck  ergeben,  verschieben  sich 
geschichtlich,  sowohl  ihrem  Umfang  als  ihrem  Verhältniss  zu  einander 
nach.  Wohl  aber  lässt  sich  für  eine  gegebene  Entwicklungsperiode  solche 
Gränze  finden.  Für  unsern  modernen  Kulturstaat  ist  das  Ziel:  möglichst 
nur  die  allgemeinen  Bedingungen  für  die  Entwicklung  des  selbstthäti gen 
Individuums  seitens  des  Staats  zu  erfüllen  und  dadurch  unter  Erhaltung 
der  Eigenthümlichkeit  der  Kraft  und  Bildung  des  Einzelnen  einen  immer 
grösseren  Theil  der  Bevölkerung  zum  Mitgeuuss  an  den  Kulturgütern  zu 
erheben.  —  Dabei  lässt  sich  aber  beobachten,  wie  die  entwickeltere  Volks- 
wirthschaft extensiv  wie  intensiv  eine  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit, 
und  insbesondere  der  präventiven  Thätigkeit  in  Anspruch  nimmt. 

Die  Freiheit,  als  Basis  des  Wirthschaftslebens,  mit  den  daraus  fol- 
genden einzelnen  Befugnissen  —  in  Bezug  auf  Eheschliessung,  Ortsbewe- 
gung, Gewerbebetrieb  —  muss  durchaus  in  Verbindung  mit  der  Entwick- 
le* 


]^40  LiterAtnr. 

lungsstufe  des  Volks  aufgefasst  und  danach  gewürdigt  werden.  Es  gibt 
Stufen,  wo  selbst  die  strengste  Form  der  Unfreiheit,  die  Sklaverei,  als 
Arboitssystem  und  als  soziale  Lage  eines  Bevölkerungstheils  genügt.  Die 
persönliohe  Freiheit  im  modernen  Sinne  ist  erst  ein  Produkt  der  neuesten 
Zeit;  ihre  Idee  und  Verwirklichung  ist  auch  auf  wirthsohaftli ehern  Gebiete 
y,kein  Axiom,  sondern  ein  Problem'^  das  nicht  nach  einem  philosophi- 
schen Schema,  sondern  mit  Rücksicht  auf  die  Gesammtentwicklung  gelöst 
werden  kann.  Und  so  wenig  als  das  Freiheitsprinzip  kann  das  Gleich- 
heitsprinzip, dessen  Eonsequenz  es  ist,  absolut  hingestellt  und  durchge- 
führt werden. 

Beim  Eigenthum  handelt  es  sich  darum,  die  yolkswirthschaftliche 
Berechtigung  der  verschiedenen  Eigenthumsformen  und  Eigenthumsarten 
zu  untersuchen,  und  bei  der  heutzutage  wichtigsten  Form  desselben,  dem 
Privateigenthum ,  die  Fragen  zu  beantworten,  ob  und  wie  weit  dasselbe 
an  und  für  sich,  und  als  Privateigenthum  bestimmter  Xategorieen,  wie 
Kapital-,  Grund-,  geistiges  Eigenthum,  Eigenthum  an  Gebrauchs-  und  an 
Produktiv- Vermögen  als  eine  nothwendige  Bedingung  der  Volkswirthschaft 
und  ihrer  höheren  Entwicklung  zu  betrachten  sei.  Das  Postulat  ist  auch 
hier:  nicht  Stillstand  der  Entwicklung,  sondern  zweckmässige  Weiter-  und 
Umbildung  des  Eigenthumsrechts  und  der  ganzen  Eigenthumsinstitution 
nach  Maassgabe  der  veränderten  Verhältnisse  und  der  wahrgenommenen 
volkswirthschaftlichen  Funktion  des  bisherigen  Eechts. 

Diese  blosse  Andeutung  der  Wagnerischen  Auffassung  der  volkswirth- 
schaftlichen Grundfaktoren  wird,  denke  ich,  schon  genügen,  um  erkennen 
zu  lassen,  dass  W.  —  der  unter  sorgfältiger  Benutzung  der  rechtsphilo- 
sophischen, geschichtlichen  und  nationalökonomischen  Vorarbeiten  in  die 
Fragen  über  Freiheit  und  Eigenthum  sehr  ausführlich  eingeht  —  das  bei 
den  Neueren  so  berühmte  Prinzip  der  Relativität  und  die  Einhaltung  des 
historischen  Standpunkts  sehr  wohl  erfasst  und  durchgeführt  hat,  ohne 
deshalb  auf  die  Deduktion  zu  verzichten,  welche  der  älteren  National- 
ökonomie ihre  Festigkeit  und  Wirksamkeit  verlieh. 

Lassen  wir  nun  die  Besprechung  einzelner  Abschnitte  und  Punkte  auf 
sich  beruhen,  und  nehmen  wir  einen  Gesammtüberblick  über  diese  Wag- 
nerische Grundlegung,  so  tritt  uns  deutlich  das,  zum  guten  Theil  schon 
gelungene  Bestreben  entgegen,  der  Volkswirthschaftslehre  eine  ganz  neue, 
unter  den  bisherigen  Theoretikern  —  nicht  nur  Deutschlands  —  wohl  nur 
von  Schäffle  in  ähnlicher  Weise  angestrebte  Grundlage  zu  geben,  welche 
geeignet  ist,  einen  wirklichen  systematischen  und  darum  klaren  und  sicheren 
Blick  über  die  Volkswirthschaft,  deren  Entwicklung,  Wesen  und  Ziele  zu 
geben.  Welches  nämlich  ist  denn  nun  der  Grundgedanke,  den  Wag- 
ner bei  seiner  Behandlung  der  Volkswirthschaftslehre  verfolgt?  Es  ist 
augenscheinlich,  wenn  auch  nicht  überall  völlig  durchgearbeitet  und  aus- 
geführt, dieser: 

Wenn  wir  die  Volkswirthschaft  wissenschaftlich  erkennen  und  behan- 
deln wollen,  so  müssen  wir  vor  allen  Dingen  klar  stellen  und  festhalten, 
dass  unsere  Volkswirthschaft  nur  eine  Phase  innerhalb  der  wirthschaft- 
liohen  Entwicklung  der  Menschheit  und  nur  eine  Art,  eine  Ordnung  der 
vielen  denkbaren  und  geschichtlichen  Volkswirthschaftsordnungen  ist     Es 
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kann  weder  davon  die  liode  sein,  dass  unsere  Volkswirthschaft  nicht  mehr 
entwicklungsfähig  in  ihren  Grundlagen,  noch  dass  sie  auf  die  absolut  be- 
sten Grundlagen  gestellt  sei.  Die  gegenwärtige  Form  ist  eine  aus 
einem  Ineinandergreifen  von  Einzelwirthschaften  entspringende  Organisa- 
tion ,  die  aber  keineswegs  die  einzig  denkbare  Organisationsform  von  Ein- 
zelwirthschaften ist;  man  denke  z.  B.  an  die  grosse  —  schon  oben  er- 
wähnte —  Verschiedenheit  der  altröraischen  Volkswirthschaft,  die  auch 
eine  einzelwirthschaftliche  Form  war,  und  zwar  ebenso  wie  die  heutige 
eine  vorwiegend  auf  Privateigenthum  gebaute,  und  der  unsrigen.  Führt 
man  nun  diese  Unterscheidung  streng  durch,  so  kommen  wir  erstens  zu 
einer  allgemeinen  Volkswirthschaftslehre ,  welche  die  verschiedenen  Orga- 
nisationsformen  und  die  Grundbedingungen  der  Volkswirthschaft  überhaupt 
untersucht,  und  zweitens  dieser  gegenüber  zu  einer  Lehre  von  unserer 
heutigen  Volkswirthschaft,  die  sich  in  einen  allgemeinen  und  einen  prak- 
tischen Theil  scheiden  lassen  wird.  Um  zu  erkennen,  welche  Bedeutung 
die  einzelnen  Institute  und  Erscheinungen  haben,  einerseits  als  allgemeine 
Grundlagen  der  Volkswirthschaft,  andrerseits  in  bestimmter  Form  als  Grund- 
lage unsrer  Volkswirthschaft,  dazu  bedarf  es  natürlich  möglichst  klarer 
Fassung  der  Begriffe  auf  dem  Wege  der  Deduktion,  die  namentlich  durch 
historische  Forschung  unterstützt  und  bestätigt  werden  muss;  während  die 
Statistik  namentlich  für  die  Illustration  einzelner  Fragen  der  modernen 
Volkswirthschaft  wichtig  ist.  Jene  im  obigen  Sinne  „allgemeine**  Volks- 
wirthschaftslehre wird  also  die  Grundlegung  der  gesammten  Volkswirth- 
schaftslehre sein  müssen,  aus  der  dann  die  Volkswirthschaftslehre  der  Ge- 
genwart als  bedeutsamster  Theil  heraustritt.  In  diesem  letzteren  werden 
erstens  die  allgemeinen  Grundlagen  unserer  Volkswirthschaft,  also  z.  B. 
das  Privateigenthum,  die  Gewerbefreiheit,  —  während  Eigenthum  und 
wirthschaftliche  Freiheit  in  die  grundlegende  Lehre  gehören  —  zu  be- 
leuchten sein,  dann  die  einzelnen  Institute,  z.  B.  das  Geld,  der  Kredit  in 
seiner  gegenwärtigen  Funktion  und  Organisation.  Hier  wird  also  einge- 
hend gezeigt,  wodurch  und  wie  jetzt  die  Einzelwirthschaften  —  die  Ge- 
raein- und  Privatwirthschaften  —  zu  einer  Volkswirthschaft  verbunden 
sind;  und  daraus  kann  man  dann  wieder  einzelne  Theile,  dem  Umfang 
derselben  gemäss,  z.  B.  die  Staatswirthschaft ,  die  Wirkung  des  Staats  auf 
die  Privatwirthschaften  (Volkswirthschaftspolitik  der  Gegenwart)  zu  beson- 
derer Behandlung  ausscheiden.  Wie  weit  man  jene  allgemeinen  Lehren 
für  unsere  Volkswirthschaft  schon  bei  der  allgemeinen  Volkswirth- 
schaft behandeln  will,  ist  Sache  nicht  sowohl  des  Systems  als  der  Oeko- 
nomie  des  Vortrags ;  das  Entscheidende  und  Wichtigste  ist,  dass  man  jenem 
Systemgedanken  treu  bleibt  und  nicht  die  Begriffe  unserer  Volkswirthschaft 
mit  denen  der  Volkswirthschaft  überhaupt  vermischt,  und  nicht  diese  an 
jener,  sondern  unsere  an  der  allgemeinen  Volkswirthschaft  raisst.  Das  ist 
der  richtige  historische  Standpunkt,  die  richtige  historische  Methode,  wel- 
che in  der  Betrachtung  der  Volkswirthschaft  und  speziell  der  Lehrbuch- 
Systematik  angebahnt  zu  haben,  bekanntlich  hauptsächlich  Roscher's  Ver- 
dienst ist,  die  aber  von  ihm  noch  nicht  zur  scharfen  Auffassung  durch- 
gebildet ist.  In  Wagner's  „Grundlegung*'  aber  kommt  dieser  systematische 
Gedanke  zum  Durchbruch;  denn  seine  Arbeit  erstrebt  eben  jene  ,,allgemeine 
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Volks^irthschaftslehrc**,  wolclie  die  Volkswirthschatt  an  sich  untersucht, 
und  uns  unsere  Volkswirthschaft  als  eine  bestimmte  Epoche  und  Organisa- 
tionsform der  Volkswirthschaft  erkennen  lassen  soll.  Allerdings  hätte  nach 
dieser  Disposition  diejenige  des  Buchs  noch  eine  etwas  andere  sein  müs- 
sen, die  vielleicht  so  zu  denken  wäre:  Zuerst  eine  allgemeine  Behandlung 
des  Begriffs  und  der  Organisationsformen  der  Volkswirthschaft;  dann  die 
Tolkswirthschaftliche  Bedeutung  der  Naturbedingungen  (des  Landes);  der 
Bevölkerung,  ihrer  Grösse,  Zusammensetzung  u.  s.  w.  nach;  dann  die  des 
Staats  in  den  verschiedenen  Beziehungen;  dann  die  einzelnen  Rechtsgrund- 
lagen der  Volkswirthschaft,  erstens  die  Rechte  der  Personen  als  solche; 
dann  die  der  Personen  an  den  Gütern,  insbesondere  Eigenthum  und  Erb- 
recht. Bei  diesen  Erörterungen  wird  man  natürlich  eine  Reihe  ökonomi- 
scher Begriffe,  wie  Geld,  Kredit,  Einkommen  u.  s.  w.,  brauchen;  wie  weit 
es  nützlich  sein  möchte,  diese  schon  am  Anfang  der  allgemeinen  Volks- 
wirthschaftslehre  vorläufig  zu  umschreiben,  oder  nun  in  einem  folgenden 
Abschnitte  genauer,  oder  vielleicht  erst  in  der  besonderen  Volkswirth- 
schaftslehre  (Lehre  von  unserer  Volkswirthschaft),  mit  Rücksicht  natürlich 
auf  die  allgemeine,  ausführlicher  zu  entwickeln;  darüber  kann  man  sich 
wohl  erst  klar  werden,  wenn  man  das  hier  geforderte  volkswirthschaftliche 
System  ins  Einzelne  entwickelt  hat.  Die  Hauptsache  ist  dabei  immer,  dass 
die  Behandlung  dieser  Begriffe  weder  eine  blosse  Worterklärung  noch  eine 
privatwirthschaftliche  sei,  sondern  dieselben  aus  der  Volkswirthschaft  her- 
aus entwickelt  werden,  wie  oben  an  dem  Begriff*  des  Werths  zu  zeigen 
versucht  wurde.  Wagner  hat,  wie  wir  sahen,  diese  Begriffe  in  das  erste 
Kapitel  seiner  „Grundlegung^^  verwiesen;  aber  ohne  dass  in  den  folgenden 
von  den  Definitionen  ein  wesentlicher  und  entscheidender  Gebrauch  ge- 
macht wurde;  und  wo  sie  jedenfalls  auch  nicht  durchweg  so  behandelt 
sind,  dass  ihre  Stelle  in  der  Volkswirthschaft  sofort  kenntlich  wäre.  Wir 
möchten  also  jenes  Kapitel  wenigstens  in  dieser  Fassung  nicht  als  erstes 
sehen.  Dass  das  von  W.  ursprünglich  für  die  „Grundlegung'*  beabsich- 
tigte Schlusskapitel  über  Methodik  und  Literatur  der  Volkswirthsohafts- 
lehre  weggefallen  und  io  den  zweiten  Band  verwiesen  worden  ist,  schadet 
deshalb  nichts,  weil  die  bisherigen  „Systeme"  der  Volkswirthschaftslehre 
ja  nicht  in  dem  eben  entwickelten  Sinne  und  nach  der  von  Wagner  er- 
strebten Anlage  der  Behandlung  der  Allgemeinen ,  sondern  der  Besonderen 
oder  Gegenwärtigen  Volkswirthschaft  angehören  resp.  diese  behandeln. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich  nun  von  selbst  für  den  Leser,  der 
die  eben  gekennzeichneten  Anforderungen  an  ein  „System  der  Volkswirth- 
schaftslehre" mit  dem  Inhalt  der  Wagnerischen  „Grundlegung"  vergleichen 
will,  wie  weit  jene  in  dieser  erfüllt  sind;  und  ebenso,  wie  weit  W.  das 
Richtige  getroffen  hat,  falls  man  den  obigen  Grundgedanken  für  das  Sy- 
stem richtig  findet.  Mir  scheint  das  Wagner'sche  Werk  durch  jenen  Grund- 
gedanken geleitet  und  dieser  in  ihm  zum  guten  Thcil  verwirklicht  zu  sein. 
Insbesondere  durch  seine  Erörterung  über  die  Organisationsformen  der 
Volkswirthschaft,  durch  seine  Untersuchung  des  Staats,  der  Freiheit  und 
des  Eigenthums  in  ihrer  Bedeutung  als  allgemeine  Grundlagen  der  Volks- 
wirthschaft scheint  mir  ein  grosser  Schritt  zu  einer  systematischen  Betrach- 
tung der  Volkswirthschaft  geschehen,  ohne  welche  wir  zu  einem  sicheren 
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Urthuil  Über  dus  Wesen  unserer  Volkswirthschaft  nicht  kommen  können. 
Nur  mit  Hülfe  einer  solchen  83^8tematiBchen  Erkenn tniss  werden  wnr  im 
Staude  sein,  jede  Erscheinung  in  ihren  richtigen  Platz  einzureihen,  die 
Tragweite  jeder  vorkommenden  Frage  klar  zu  ermessen.  Nur  in  Verbin- 
dung mit  und  in  Unterordnung  unter  eine  solche  Systematik  gewinnt  auch 
die  Anwendung  der  geschichtlichen  und  statistischen  Forschung  ihren  Werth, 
die  ohne  solche  Direktive  immer  nur  Unsicheres  zu  leisten  im  Stande  sein 
wird;  wie  das  denn  auch  die  bisherigen  Arbeiten  der  „historischen",  „rea- 
listischen" Schule,  oder  welchen  Ausdruck  man  sonst  vorziehen  mag,  deut- 
lich beweisen. 

Ich  kehre  damit  zu  der  Idee,  von  der  ich  ausging,  zurück;  ich 
wollte  die  Nothwendigkeit  systematischer  Forschung  und  damit  richtiger 
iicgriife  betonen,  und  mit  Hülfe  des  Wagnerischen  Buchs  nachweisen, 
wie  ich  mir  ein  solches  systematisches  Vorgehen  denke  und  zugleich  aus 
einem  solchen  Vorgehen  das  Hauptverdienst  des  Wagnerischen  Werks  her- 
leiten. Dasselbe  stellt  sich  aus  diesem  Gesichtspunkte  als  eine  bahnbre- 
chende Leistung  dar;  aber  nebenbei  ist  es  auch  noch  durch  eine  Fülle 
von  eigener  und  neuer  Arbeit  im  Einzelnen,  durch  sorgfältiges  Eingehen 
in  die  einzelnen  Fragen,  durch  viele  anregende  Bemerkungen  gediegen  und 
vorzüglich. 

Nach  dem  Obigen  scheint  das  schon  in  der  ersten  vorläufigen  Be- 
sprechung abgegebene  Urtheil,  dass  das  vorliegende  das  beste  der  bisher 
erschienenen  gelehrten  Lehrbücher  der  Volkswirthschaftslehre  sei,  durch- 
aus bestätigt.  Es  ist  zugleich  ein  Lehrbuch,  das  durch  Anregung  zum 
Denken  und  durch  gut  gewählte  und  reiche  Literaturnachweise  dem  Stu- 
dium förderlich  ist,  und  besonders  auch  den  Studierenden  zu  empfehlen 
sein  wird. 

An  Ausstellungen,  neben  dem  Lob,  hat  Referent  es  nicht  fehlen  las- 
sen, und  will  als  weitere  Desiderate  auch  noch  hinzusetzen:  dass  öfter  die 
Anordnung  des  Stoffs  durchsichtiger,  die  Gedankenentwickluug  leichter, 
müheloser  fasslich  sein  sollte;  femer  würde  die  Anbringung  der  Paragra- 
phenzahl über  den  einzelnen  Seiten  und  etwa  auch  ein  Autorenregister 
die  Benutzung  erleichtern.  —  Mit  Vertrauen  auf  eine  gute  und  dem  Wun- 
sche für  eine  glückliche  Fortsetzung  des  Werks  dürfen  wir  schliesslich  der 
Hoffnung  Ausdruck  geben,  dass  diese  recht  bald  folgen  möge. 

H.  V.  Scheel. 


IV. 

M.  Arno,   Etudes   aar  les  tarifs   de  douanes   et  sur  les  traitös  de 
eommeroe,  2  Theile,  Paris  1876.     470  u.  554  SS. 

Der  Verfasser  hat  bereits  i.  J.  1858  ein  Werk:  „Etudes  sur  les  tarifs 
de  douanes^'  zu  dem  Zweck  geschrieben,  für  eine  früher  oder  später  ein- 
tretende Reform  das  nöthige  Material  zu  liefern.  Diese  Beform  fand  früher 
Statt,  als  er  damals  vermuthete,  nämlich  schon  2  Jahre  nach  dem  Erschei- 
nen dieses  Buches,  mit  dem  Abschluss  des  französisch-englischen  Handels- 
vertrages i.  J.  1860.    Da  jetzt  (am  30.  Juni  1877)  die  damals  geschlossenen 
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Verträge  ablaufen,  und  die  französische  Regierung  sich  daher  in  nächster  Zeit 
über  die  Beibehaltung  des  alten  oder  die  Adoptirung  eines  neuen  Systems 
wird  entscheiden  müssen,  so  hat  dieser  Umstand  dem  YerfiEb»ser  Yeranlassung 
zu  einer  neuen  Bearbeitung  des  Werkes  gegeben,  welches  nun,  nachdem 
15  Jahre  unter  dem  neuen  Regime  verflossen  waren,  wesentlich  erweitert 
werden  konnte.  —  Diesen  franz.  -  englischen  Handelsvertrag  macht  Vert 
in  der  vorliegenden  Bearbeitung  zum  Mittelpunkt  seiner  AusführungeD. 
Die  ersten  8  Kapitel  geben  uns  die  Vorgeschichte,  die  Entstehung  und 
Entwickelung  des  Protectiv- Systems  bis  zum  Jahre  1830;  von  da  ab  be- 
schränkt sich  der  Verfasser  darauf,  diejenigen  Vorgänge  zu  schildero, 
welche  für  die  Situation  i.  J.  1860  von  Wichtigkeit  sind,  und  die  Kapitel 
über  die  Periode  1860  —  75  behandeln  die  Weiterentwickelung  des  1860 
angenommenen  Systems,  die  Angriffe  der  Gegner  dieser  Zoll-  und  Handels- 
politik und  die  Erneuerung  der  Handelsverträge.  — 

Die  meistens  in  chronologischer  Folge  gegebenen  Darstellungen  schei- 
den sich,  obwohl  eng  in  einander  verschlungen,  leicht  in  2  Theile,  von 
denen  der  eine  die  Entwickelung  der  Ansichten  über  die  Zollfrage,  wie 
sie  sich  namentlich  in  Kammerdebatten,  Handelskammerberichten  und  Gut- 
achten von  Vereinen  ausgedrückt  finden,  sowie  den  Gang  der  Zollpolitik 
schildert,  der  andere  aber  zeigt,  wie  unter  diesen  Veränderungen  einzelne 
hervorragende  Industriezweige  sich  gestalten,  und  welche  komplizirten  und 
oft  unhaltbaren  und  nachtheiligen  Verhältnisse  das  Prohibitiv-  oder  das 
extreme  Schutzzoll-System  erzeugt.  — 

Wir  wollen  nun  an  der  Hand  unseres  Autors  die  Entwickelung  der 
angeregten  Verhältnisse  in  Frankreich  verfolgen: 

Zölle  sind  beim  auswärtigen  Handel  bekanntlich  schon  in  den  älte- 
sten Zeiten  erhoben  worden;  aber  auch  ihre  Anwendung  in  einzelnen 
Fällen  als  Mittel  zum  Schutz  der  inländischen  Industrie  lässt  sich  in 
Frankreich  schon  mehrere  Jahrhunderte  vor  Colbert  nachweisen,  während 
der  systematische  Zollschutz  etwa  in  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  da- 
selbst den  Anfang  nimmt.  In  den  damals  in  Frankreich  bestehenden, 
ungünstigen  Zoll- Verhältnissen  suchte  Colbert,  nachdem  er  zu  seiner  ein- 
flussreichen Stellung  gelangt  war,  eine  Aenderung  herbeizuführen,  und  der 
Grundgedanke  seines  Tarif-Projekts  vom  Jahre  1664  war  in  hohem  Grade 
liberal,  obschon  er  natürlich  nicht  nach  Handelsfreiheit  in  unserem  Sinne 
strebte.  Aber  auch  damals  schon  traten  ihm  Privat -Interessen  und  poli- 
tische Faktoren,  welche  später  Jahrzehnte  hindurch  die  Zollmaassregeln 
fast  unbeschränkt  diktirt  haben,  in  energischer  Weise  entgegen,  so  dass 
seine  Reform -Absichten,  namentlich  hinsichtlich  der  Binnenzölle,  nur  in 
sehr  abgeschwächter  Weise  zur  Ausfuhrung  gelangten.  Trotz  aller  dieser 
Hindemisse  aber  hat  Colbert,  wie  unser  Verfasser  von  ihm  sagt,  dem 
internationalen  Verkehr  eine  grössere  Freiheit  hinterlassen,  als  die  war, 
welche  man   1860  wieder  erreicht  hatte  ^).  — 

Im  18.  Jahrhundert  begannen  die  Handelsstreitigkeiten  zwischen  £ng- 


1)  Eine  von  der  Darstellung  unseres  Verf.  abweichende  Schilderung  der  Ansichten 
und  Haassregeln  Colbert*s  findet  sich  bekanntlich  in  M.  Pierre  Clement,  HIstoire  do 
systöme  protecteur  en  France,  Paris  1854,  Cap.  III. 
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land  und  Frankreich  einon  immer  schärfereu  Charakter  anzauehmen  und 
erreichten  nur  durch  Abschluss  des  Vertrages  von  1786  ein  vorläufiges 
Endo,  nämlich  bis  1793,  in  welchem  Jahre  bekanntlich  England  der  Krieg 
erklärt  wurde.  Ein  Dekret  vom  September  desselben  Jahres  verbot  die 
Einfuhr  aller  englischen  Waaren,  ursprünglich  also,  wie  wir  sehen,  nicht 
zum  Schutz  der  französischen  Industrie,  sondern  lediglich,  um  England 
Schaden  zuzufügen,  und  damit  entbrannte  der  erbitterte  Streit  von  Neuem, 
welcher  nach  der  Ansicht  Am^'s  nicht  unwesentlich  zum  Sturz  des  Kai- 
serreichs beigetragen  und  der  Restauration  grosse  Schwierigkeiten  hinter- 
lassen hat.  Verf.  schildert  hier  in  eingehender  Weise  die  Versuche  des 
Direktoriums,  des  Konsulats  und  der  kaiserlichen  Regierung,  ihre  Beschlüsse 
Botreffs  des  Verbots  englischer  Waaren  auch  wirklich  zur  Ausführung  zu 
bringen;  denn  trotz  aller  Dekrete  fand  England  Mittel  und  Wege,  seine 
Produkte  ununterbrochen  nach  Frankreich  einzuführen.  Das  rief  auf  Seite 
dieses  Landes  immer  härtere  Maassregeln  hervor  und  führte  endlich  zu 
der  in  ihrer  Art  einzig  dastehenden  Kontinentalsperre.  Dieser  Vorgang 
lüsst  uns  annehmen,  dass  ohne  den  Krieg  mit  England  das  Prohibitiv- 
system in  Frankreich  wenigstens  nicht  die  Ausdehnung  erlangt  hätte,  zu 
welcher  es  sich,  als  der  Weg  einmal  betreten  war,  entwickeln  musste. 
Sämmtliche  Maassregeln  wurden  überdies  durch  Umstände  veranlasst,  welche 
der  Industrie  fern  lagen ,  beruhten  also  auf  Zufälligkeiten  und  erstrebten 
zunächst  nicht  die  Hebung  der  französischen  Industrie,  sondern  hatten  in 
erster  Linie  politische  Ziele,  und  die  unausbleibliche  Folge  war,  dass  grosse 
Ungleichheiten  in  der  Behandlung  der  einzelnen  Industrie -Zweige  und 
Fabriken  eintraten.  — 

So  hatten  die  Revolution  und  die  mit  ihr  zusammenhängenden  poli- 
tischen Ereignisse  für  Frankreich  nicht  die  wirthschaftlichen  Vortheile, 
welche  man  nach  den  ersten  Beschlüssen  der  Assembl^e  Constituante  i.  J. 
1790 — 91  erwarten  konnte.  Durch  das  Gesetz  vom  5.  Novbr.  1790  waren 
alle  Binnenzölle  beseitigt  worden,  und  es  ist  unzweifelhaft,  dass  dieser 
Fortschritt,  zu  welchem  Deutschland  erst  mehrere  Jahrzehnte  später  ge- 
langte, einen  ganz  bedeutenden  Einfluss  auf  die  Volkswirthschaft  Frank- 
reichs ausgeübt  hat.  —  Eine  zweite  wichtige  Arbeit  der  Assembl^e  bil- 
dete die  Aufstellung  eines  neuen  Tarifs,  dessen  Taxen  10  — 12^/^  des 
Werths  nicht  überstiegen,  und  welcher  also  in  hohem  Grade  freiheitlich 
genannt  werden  kann.  Die  nachfolgende  Isolirung  Frankreichs  hob  aber 
die  Vortheile  dieser  Maassregeln  zum  Theil  wieder  auf,  und  nach  dem 
Friedensschluss  i.  J.  1814  befand  sich  das  Land  in  einer  äusserst  schwie- 
rigen Lage.  Unmöglich  konnte  man  die  gegen  England  dekretirten  Pro- 
hibitionen verallgemeinem;  ebensowenig  aber  durfte  man  dieselben  allein 
gegen  England,  mit  welchem  man  nun  auf  friedlichem  Fusse  leben  wollte, 
aufrecht  erhalten.  Griff  man  auf  den  Tarif  von  1791  zurück,  so  lag  darin 
eine  ernste  Bedrohung  der  französischen  Industrie,  welche  während  der 
20  Jahre  des  absoluten  Schutzes  sich  wenig  entwickelt  hatte,  während  in 
England  auf  allen  Gebieten  seiner  Industrie  eine  grosse  Vervollkommnung 
zu  bemerken  war.  Wohl  dachte  die  Regierung  Ludwigs  XVIII.  ernstlich 
daran,  ein  System  zu  beseitigen,  dessen  Ursachen  mit  dem  Friedensschluss 
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ausser  Wirksamkeit  getreten  waren ^);  aber  die  Lage,  in  welche  dieses 
System  die  französische  Industrie  gebracht  hatte,  musste  berücksichtigt 
werden;  dazu  kam  die  durch  die  Kriege  bewirkte  Zerrüttung  des  Staats- 
Finanzwesens,  welche  nicht  gestattete,  auf  die  hohen  Zölle  zu  yerzichien, 
und  diese  beiden  Faktoren  drängten  die  Regierung  von  Stufe  zu  Stufe 
weiter  in  das  Protektiv- System  hinein.  Denn  sobald  man  einmal  dieses 
System  als  regelmässige  Einrichtung  angenommen  hatte,  traten  immer  neue 
Forderungen  um  Zollschutz  an  die  Regierung  heran,  und  die  Gesetze  Ton 
1820,  1822  und  182G  dienten  nur  dazu,  das  herrschende  System  za  yer- 
vollständigen^).  Unter  solchen  Umständen  ist  es  freilich  erklärlich,  wenn 
schliesslich  eine  Situation  geschaffen  wurde,  welche  Am^  S.  174  Bd.  I  mit 
den  Worten  schildert:  „Chacun  demandait  la  protection  pour  ce  quil 
fabriquait  et  la  libert^  d'importation  pour  ce  qu'il  ne  fabriquait  pas''  und 
über  welche  ein  Deputirter  später  sagte:  „toutes  les  branches  du  trayail 
etaient  en  etat  de  recrimination  les  unes  coutre  les  autres  — ",  und  durch 
deren  maasslose  Ausschreitungen  die  Hegierung  endlich  vor  die  Nothwen- 
digkeit  gestellt  wurde,  ernstlich  auf  eine  Eeform  bedacht  zu  sein.  Sie 
legte  daher  i.  J.  1829  den  Kammern  ein  Gesetz  vor,  welches  eine  bedeu- 
tende Ermässigung  der  Eingangszölle  herbeiführen  sollte;  die  nun  eintre- 
tenden politischen  Ereignisse,  der  Sturz  der  Bourbonischen  Begierung  und 
die  Thronbesteigung  Louis  Philipp's  machten  aber  eine  Vertagung  der 
Beform  nothwendig.  — 

Wie  in  der  vergangenen  Periode  eine  Kestriktions- Maassregel  mei- 
stens mehrere  andere  zur  Folge  gehabt  hatte,  und  so  das  Schutz  -  System 
in  der  extromsten  Weise  zur  Ausbildung  gelangt  war,  so  musste  nun  vor- 
aussichtlich auch  eine  Heform  das  ganze  System  bedrohen.  Das  fühlten 
die  Fabrikanten  wohl,  und  einer  ihrer  Redner  drückte  die  herrschende 
Ansicht  bei  der  Berathung  über  eine  Vorlage,  welche  die  Unterdrückung 
aller  Einfuhr- Verbote  und  die  Ersetzung  derselben  durch  Schutzzölle  vor- 
schlug, i.  J.  1831  in  folgenden  Woi-ten  aus:  „Ma  conviction  est  que  le 
jour  oü  la  chambre  et  le  gouvernemeut  auront  abandonn^  la  protection 
de  Tindustrie  agricole,  ce  jour -14  sera  la  veille  de  celui  ou  ils  abandon- 
neront  la  protection  de  tous  les  produits  industriels"  (S.  187).  —  Die 
Begierung  hatte  daher  bei  allen  derartigen  Vorschlägen  eine  geschlossene 
Majorität,  zusammengesetzt  aus  Vertretern  aller  bisher  geschützten  Indu- 
strie-Zweige, gegen  sich;  ausserdem  hatte  sie  Bücksicht  auf  die  politische 
Lage  des  Landes  zu  nehmen,  welche  nach  einer  Umwälzung,  wie  die  von 
1830,  der  Begierung  nicht  in  allen  Theilen  günstig  sein  konnte,  und  von 
der  Guizot  sagt:  „Ein  Theil  der  Bodeneigen thümer  ist  der  Begierung  nicht 
günstig  gesinnt  und  verleiht  ihr  nicht  die  Stärke,  welche  diese  Gesell- 
schaftsklasse der  öffentlichen  Gewalt  zu  geben  pflegt;  eine  andere  Klasse, 
die  grossen  Fabrikanten,  sind  dagegen  Anhänger  des  Königs  und  gewähren 


1)  .Vgl.  auch  M.  Pierre  Clement,  Histoire  du  Systeme  protecteur  en  France,  Paris 
1854,  S.  113  u.  f. 

2}  Bei  der  Berathung  des  Gesetzes  von  1822  war  man  zum  Thell  schon  auf  mcr- 
kantilischem  Standpunkt  angekommen  Der  Berichterstatter  der  Kommission  iasüerte 
u.  A.:  „que  le  peuple  le  plus  riche  ^tait  toujours  celui  qui  exportait  le  plus  et  qui  im- 
portait  le  moins/*     (M.  Pierre  Clement,  Uistoire  etc.  S.  126.) 
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ihm  bei  jeder  Gelegen  hei  t  eiue  Stütze  durch  ihre  Intelligenz  und  ihren 
sozialen  Einfluss/'  (Bd.  1  S.  299).  —  Beiden  Klassen  durfte  die  Regierung 
auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiet  nicht  zu  schroff  entgegentreten,  und  die 
Folge  war,  dass  trotz  des  besten  Willens  der  Minister  in  den  ersten  Jahren 
der  Juli-Kcgieruug  nur  geringe  Fortschritte  auf  dem  Wege  der  Beformen 
gemacht  wurden. 

In  dieser  Zeit  tritt  nun  zum  ersten  Male  der  Mann  auf,  welcher  in 
den  seitdem  vergangenen  40  Jahren  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  die 
Geschicke  Frankreichs  im  Allgemeinen,  und  auf  die  Zollpolitik  im  Beson- 
deren ausgeübt  hat.  Bei  Gelegenheit  der  Debatt^j  über  die  Aufhebung 
einiger  Einfuhrbeschränkungen  und  die  Herabsetzung  mehrerer  Zölle  i.  J. 
1834  legte  der  neue  Minister  für  Handel  etc.,  Thiers,  öffentlich  seine 
ökonomischen  Ansichten  dar,  welche  sich  dahin  zusammenfassen  lassen, 
dass  Thiers  in  gleicher  Weise  das  System  der  absoluten  Isolirung,  wie  das 
einer  Tollständigen  Handelsfreiheit  für  schädlich  hielt.  Er  erklärte  damals: 
„Employe  comme  represailles ,  le  Systeme  restrictif  est  funeste;  comme 
faveur,  il  est  abusif,  comme  encouragemeut  a  une  industrie  exotique,  qui 
n^'st  pas  importable,  il  est  impuissant  et  inutile.  Employ^  pour  protdger 
un  produit  qui  a  chance  de  r<^ussir,  il  est  hon,  mais  il  est  bon  temporaire- 
ment;  il  doit  Rnir  quand  T^ducation  de  l'industrie  est  finie,  quand  eile 
est  adulte."  Fürwahr,  wäre  Thiers  in  seiner  laugen  politischen  Laufbahn 
diesem  Programm  treu  geblieben,  mit  welchem  sich  Jeder,  der  nicht  auf 
dem  extremsten  freihändlerischen  oder  schutzzöllnerischen  Standpunkt  steht, 
einverstanden  erklären  kann,  so  befände  sich  Frankreichs  Industrie  viel- 
leicht noch  auf  einer  ganz  anderen  Stufe,  als  sie  bis  jetzt  erreicht  hat, 
und  das  Beispiel  Frankreichs  würde  dann  vielleicht  schon  früher  für  die 
übrigen  Völker  eine  Aufforderung  oder  der  Impuls  gewesen  sein,  an  der 
Befreiung  des  Verkehrs  von  den  Fesseln  früherer  Zeiten  mitzuwirken. 
Wie  anders  ist  aber  der  Charakter  seiner  grossen  Kedo  von  1851!^)  — 
„Ohne  Zweifel,  die  Tarife  sollen  nicht  ewig  sein,  sie  sollen  nicht  über- 
trieben sein,  darum  diskutiren  wir  auch  seit  20  Jahren  die  Tariffrage"  — 
so  erklärt  er  dort;  aber  trotz  dieser  langen  Diskussion,  trotzdem,  dass 
Thiers  verschiedene  Male  versichert,  Frankreich  stelle  Alles  vortrefflich 
her,  dass  also  die  französische  Industrie  die  Zeit  der  Ausbildung  längst 
überstanden  haben  muss,  bekämpft  Thiers  lebhaft  die  damals  von  Saint- 
Beuve  vorgeschlagenen  Reformen.  —  „Die  Merkmale  der  französ.  Industrie 
sind  Allgemeinheit,  Vollkommenheit  und  verhältnissmässig  hohe  Preise  der 
Fabrikate."^)  Deshalb  braucht  diese  Industrie  Schutz,  und  da  Thiers 
wohl  kaum  eine  Aenderung  dieses  Charakters  der  französischen  Industrie 
wünschte,  so  können  wir  daraus  schliossen,  dass  er  damals  überhaupt  eine 
Milderung  des  Protectiv  -  Systems  für  gefährlich  hielt  und  dieses  also  in 
Frankreich  permanent  machen  wollte.  Sein  Verhalten  nach  Ablauf  wei- 
terer 20  Jahre,  also  nach  1870,  zeigt  die  Kichtigkeit  dieser  Folgerung, 
da  er  auch  iu  dieser  Zeit  noch,  trotz  der  unbestreitbaren  Erfolge  des  frei- 

1)  Vor^l    O.  Hübnerf  die  Irrthiimer  des  Schntzsystemü,  Leipzig  1851. 

2)  Vorpl.  O.  Hübner,  die  Irrthiimer  etc.  S.  101. 
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heitliüheu  Systems  uuter  dem  Kaiserreich,  mit  allen  Kräften  dahin  strebte, 
Fraukreich  auf  den  Weg  des  strengen  Schutzsystems  zurückzufahren. 

Während  der  dreissiger  Jahre  und  bis  zur  Mitte  des  nächsten  Jahr- 
zehnts schwankte  die  Regierung  zwischen  den  Forderungen  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  und  denen  der  Prirat- Interessen  beständig  hin  und  her,  und 
es  ist  daher  in  dieser  Periode,  obschon  die  Hegierung  eine  Aufhebung 
oder  Abschwächung  der  Kestriktiouen  stets  als  Ziel  im  Auge  behielt,  keine 
fest  Yorgezeichnete  Zollpolitik  zu  erkennen.  Da  trat  im  Anfang  der  vier- 
ziger Jahre  R.  Peel  in  England  mit  seinen  bekannten  Reformen  hervor, 
welche  die  englische  Yolkswirthschaft  in  wesentlichen  Theilen  umgestaltet 
haben,  und  es  ist  begreiflich,  dass  diese  bei  der  damals  in  Frankreich 
herrschenden  Stimmung  ihren  Einfluss  auch  auf  die  ökonomischen  Ver- 
hältnisse Frankreichs  ausdehnen  mussten.  Die  Errungenschaften  Huskisson's 
1824  und  die  Bestrebungen  der  Manchester- Ligue  seit  1838  hatte  man 
in  Fraukreich  iguorirt,  da  man  au  eine  ernstliche  Aenderung  der  eng- 
lischen Zollpolitik  nicht  glaubte;  die  Maassregeln  R.  Peel's  aber  und  die 
Yortheile  seines  Systems  wurden  dem  französischen  Publikum  namentlich 
durch  Bastiat  in  den  leuchtendsten  Farben  vor  Augen  gestellt,  was  den 
Erfolg  hatte,  dass  überall  Agitationen  ins  Leben  traten,  an  deren  Spitze 
sich  Paris  und  Bordeaux  befanden.  —  Aber  sei  es,  dass  durch  die  Maas9- 
losigkeit  der  Forderungen  Bastiat's  und  seiner  Gesinnungsgenossen  das 
vielleicht  Erreichbare  unmöglich  gemacht  wurde,  oder  dass  der  Boden  för 
eine  plötzliche  durchgreifende  Reform  noch  nicht  vorbereitet  war  —  Re- 
sultate im  Sinne  der  Handelsfreiheit  gingen  aus  diesen  Bewegungen  nicht 
hervor.  Mit  der  Ausdehnung  der  Agitationen  wuchs  auch  der  Widerstand 
der  Schutzzöllner,  und  die  Lage  der  Regierung  zwischen  beiden  Parteien 
wurde  eine  immer  schwierigere;  trotzdem  entschloss  sie  sich  noch  i.  J. 
1847,  den  Kammern  eine  Vorlage  zu  machen,  welche  die  Aufhebung  meh- 
rerer Verbote  und  die  Herabsetzung  verschiedener  Zölle,  im  Ghinzen  Er- 
leichterungen für  298  von  den  606  Artikeln  des  damaligen  französischen 
Tarifs  vorschlug.  Die  Debatten  gingen  wenig  auf  die  vorliegenden  kon- 
kreten Fragen  ein,  sondern  bildeten  einen  Streit,  in  welchem  beide  Par- 
teien ihre  Prinzipien  auf  das  Hartnäckigste  vertheidigten.  Die  Febraar- 
Revolution  machte  diesem  Prinzipienkampf  ein  Ende,  und  so  wurde  auch 
die  Juli-Regierung,  ähnlich  wie  diejenige  der  Restauration,  gerade  in  dem 
Augenblicke  gestürzt,  als  man  hoffen  durfte,  dass  sie  mit  Hülfe  der  öffent- 
lichen Meinung  auf  eine  freiheitlichere  Bahn  gelangen  würde.  — 

Es  ist  zu  bedauern,  dass  Am6  bei  seinen  Schilderungen  nur  die  Vor^ 
gänge  in  England  berücksichtigt,  namentlich  die  Entwickelung  Deutsch- 
lands seit  dem  Jahre  1818  nur  flüchtig  erwähnt;  und  doch  wäre  es  inter- 
essant, sein  Urtheil  über  die  deutsche  Zollpolitik  und  über  den  Einfluss 
der  Gründung  unseres  Zollvereins  und  der  damit  verbundenen  Reformen 
auf  die  volkswirthschaftlichen  Verhältnisse  Frankreichs  zu  hören.  Denn 
dass  ein  solcher  Einfluss  bestanden  hat,  ist  bei  den  zahlreichen  Berüh- 
rungen beider  Nachbarländer  wohl  anzunehmen  ^).  — 


1)  Es  betrug   nach  dem  Deutschen  Handelsblatt,    Jahrg.  1876  S.  420,    in  Millionen 
Francs : 
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Die  politischen  Umwälzungen  des  Jahres  1848  haben,  wie  in  Deutsch- 
land, wo  mau  in  der  Frankfurter  National -Versammlung  einige  damals 
undurchführbare  Beschlüsse  fasste,  auch  in  Frankreich,  wo  unter  der  re- 
publikauischen  Kcgierung  alle  Versuche,  aus  dem  strengen  Frotektiv-System 
herauszukommen,  scheiterten,  nur  geringe  Kesultate  auf  dem  Gebiete  des 
Zollwesens  hervorgebracht.  £rst  mit  der  Errichtung  des  Kaiserreichs  trat 
ein  Umschwung  in  Frankreich  ein;  nach  dem  2.  Dezbr.  1851  wurde  die 
Frage  der  Beseitigung  aller  Verbote  und  Frohibitiv-Zölle  ernstlich  in  Er- 
wägung gezogen  (I,  S.  270)  und  zunächst  eine  Anzahl  von  Erleichterungen 
durch  Dekrete  geschaffen  (I,  S.  271).  Bei  der  Verhandlung  über  die  Be- 
stätigung dieser  Dekrete  i.  J.  1856  durch  die  Kammern  blieb  aber  auch 
die  kaiserliche  Kegierung  nicht  vor  den  Angriffen  bewahrt,  welche  schon 
ihren  Vorgängerinnen  so  grosse  Schwierigkeiten  bereitet  hatten;  denn  ob- 
schon  sie  bei  der  Debatte  absichtlich  alle  doktrinären  Fragen  yermied, 
liess  das  Corps  l^gislatif  die  Gelegenheit  nicht  vorübergehen,  gegen  die 
Theorie  der  Handelsfreiheit  und  die  Politik  der  Kegierung  zu  protestiren, 
und  wir  sehen  also  aueh  hier  wieder,  wie  schwer  es  war,  Frankreich  aus 
der  alten  Bahn  herauszubringen  und  die  Macht  der  durch  ein  halbes  Jahr- 
hundert hindurch  begünstigten  Interessen  zu  brechen.  Trotzdem  liess  sich 
die  kaiserliche  Hegieruug  in  ihren  Bestrebungen  nicht  aufhalten;  1855 
hatte  llouher  das  Handelsministerium  übernommen,  und  im  folgenden  Jahre 
schon  legte  er  einen  Gesetzentwurf  vor,  durch  welchen  nun  die  Aufhebung 
aller  Verbote  ausgesprochen  werden  sollte,  da,  wie  die  Motive  sagen,  die 
kaiserliche  Kegierung  den  Augenblick  für  gekommen  erachtete,  jenen  Theil 
ihres  Prograinmes  von  1851  auszuführen,  welcher  von  der  Beseitigung 
der  Prohibitionen  handelt.  Obgleich  aber  das  vorgeschlagene  Gesetz  der 
französischen  Industrie  noch  einen  bedeutenden  Schutz  gewährt  haben 
würde,  widersprachen  doch  sofort  viele  Handelskammern  (I,  275),  eine 
weitgehende  Agitation  wurde  ins  Leben  gerufen,  und  noch  einmal  konnten 
die  Protektionisten  triumphiren,  da  in  Kegierungskreisen  politische  Be- 
denken, besonders  wohl  Kücksichten  auf  die  von  den  Fabrikanten  aufge- 
regte Arbeiterbevölkerung,  die  Oberhand  gewonnen  hatten  und  deshalb 
die  Vorlage  zurückgezogen  wurde. 

So  scheiterten,  wie  es  unter  der  Kestauration  und  der  Juli-Kegierung 
geschehen  war,  auch  unter  dem  Kaiserreich  alle  Versuche  zur  Herbeifüh- 
rung einer  Keform  an  dem  Widerstände  des  Parlaments,  und  die  Kegierung 
fasste  daher  4  Jahre  später  (i.  J.  1 860)  den  entscheidenden  Entschluss,  von 
ihrem  verfassungsmässigen  Kechte  Gebrauch  zu  machen  und  die  Schwierig- 
keiten, welche  sie  1856  mit  Hülfe  des  Corps  l^slatif  vergebens  zu  lösen 
gesucht  hatte,  nun  ohne  Mitwirkung  dieser  Körperschaft  durch  eine  inter- 
nationale Konvention  zu  durchschneiden. 

Der  zwischen  Frankreich  und  England  1860  abgeschlossene  Handels- 


Die  Einfahr  in  Frauk- 

Die  Ausfahr  aus  Frank- 

roich aas  Deutschland 

reich  nach  Deutschhind 

1861 

194,0 

184,8 

1868 

302,8 

252,7 

1875 

349,0 

426,9 

Vergl.  auch  M.  Pierro  Clement,  Histoire  etc.  S.  198  u.  f. 
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vertrag  ist  als  ein  Ereiguiss  za  betrachteu,  welches  weit  aus  dem  £nt- 
wickelungsgauge  des  frauzösischen  ZoUwescus  herausragt,  nicht  alleio  als 
das  Kesultat  der  Kämpfe  eines  halben  Jahrhunderts,  geführt  zu  Gunsten 
des  Fortschritts  in  Handel  und  Industrie,  zu  Gunsten  der  allgemeineo 
Wohlfahrt  gegen  die  Interessen  weniger  Klassen,  sondern  auch  in  seiner 
Bedeutung  für  die  meisten  europäischen  Staaten,  und  in  dieser  Wichtigkeit 
wird  der  Vertrag  auch  von  Am^  aufgefasst.  Zunächst  wurde  durch  diesen 
Schritt  der  französischen  Regierung  dokumentirt,  dass  eines  der  bedeutend- 
sten Kulturländer  das  Prohibitiv-System,  welches  bis  dahin  in  der  extrem- 
sten Weise  in  Anwendung  geblieben  war  (Ä.me  giebt  Bd.  I  S.  287  noch 
29  Arten  von  Waaren  an,  welche  bis  1860  in  Frankreich  nicht  eingefühlt 
werden  durften)  verlassen  wollte;  und  dann  war  die  unmittelbare  Folge 
des  neuen  Systems,  dass  auch  mit  anderen  Staaten  (Zollverein  1862,  Bel- 
gien 1861,  Italien  1863,  Schweiz  1864,  Schweden  1865,  Niederlande  1865, 
Spanien  1865,  Oestreich  1866)  Handelsverträge  abgeschlossen  wurden, 
welche  auch  in  diesen  Ländern  zum  Theil  wieder  die  Anregung  zu  Re- 
formen im  Sinne  der  Handelsfreiheit  gaben*);  denn,  wie  Verf.  wohl 
richtig  bemerkt  (Bd.  II,  1),  man  wollte  durch  den  Vertrag  mit  England 
nicht  allein  dessen  Markt  sich  zugänglicher  machen,  sondern  man  h&tt« 
dabei  auch  den  Zweck,  gleichzeitig  auf  diejenigen  Länder  zu  reagiren, 
welche  die  französischen  Prohibitionen  mit  harten  llepressalien  beantwortet 
und  dadurch  dem  Exporthandel  Frankreichs  bedeutenden  Schaden  zugefügt 
hatten. 

In  England  wurde  der  Vertrag  mit  grossem  Misstrauen  aufgenommen. 
Und  in  der  That,  so  gross  auch  der  Fortschritt  für  Frankreich  sein  mochte, 
für  England  konnte  nach  den  Bestimmungen,  welche  beim  Abschluss  bin- 
sichtlich  des  Tarifs  festgesetzt  waren,  ein  unmittelbarer,  wesentlicher 
Nutzen  voraussichtlich  aus  den  neuen  Verhältnissen  nicht  erwachseu. 
Eisen  war  noch  mit  7  fr.  belastet,  also  ungefähr  mit  40  ^/^  des  Werthes; 
andere  Waaren  konnten  bis  zu  30  ^|^^  besteuert  werden,  und  hätte  man 
diese  höchsten  Zollsätze  wirklich  in  Anwendung  gebracht,  so  würde  das 
nur  bedeutet  haben  „substituer  uue  prohibition  de  fait  k  une  prohibition 
de  droit."  —  England  dagegen  verpflichtete  sich,  alle  frauzösischen  Ma- 
nufaktur-Waaren  frei  einzulassen  und  den  Zoll  auf  Wein  und  Spirituoseu 
zu  ermässigen ;  die  Regierung  handelte  dabei  nach  den  Theorien  der  Man- 
chester-Schule, und  war  in  Folge  dessen  heftigen  Angn^iFen  in  beiden 
Häusern  des  Parlaments  und  in  der  Presse  ausgesetzt. 

In  Frankreich  gingen  die  Ansichten  natürlich  ebenfalls  weit  auseinan- 
der. Auf  die  lebhaften  Zustimmungen  der  Handelsstädte  folgten  stürmische 
Proteste  der  Fabrikstädte  (I,  303),  im  Corps  legislatif  prophezeiten  eine 
Anzahl  Redner  den  Untergang  der  französischen  Industrie  (I,  304 — 6), 
und  nur  der  Senat,  welcher  aber  wohl  seine  wahre  Meinung  nicht  aus- 
zudrücken wagte,  fasste  eine  der  Regierung  zustimmende  Resolution  (I, 
306—10). 

Wie  Verf.  richtig  hervorhebt  (II,  225),   ist  zwischen  der  Reform  in 

1)  Wir  erinnern  nur  An  die  deatschc  Zollgeschichte  seit  1860,  wo  offenbar  mit  dem 
Inkrafttreten  des  frnnzös.  -  deutschon  Handelsvertrags  eine  der  wichtigsten  Zollverinde- 
rungen  begann,  die  Jetzt  noch  nicht  abgeschlossen  ist. 
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England  zu  Anfang  der  vierziger  Jahre  und  der  in  Frankreich  i.  J.  1860 
ein  wesentlicher  Unterscliied.  Erstere  war  nach  langjährigen,  offenen  Ver- 
handlungen im  Volke  seihst  und  zwischen  Kegierang  und  Parlament  zu 
Stande  gekommen,  wohei  alle  Meinungen  sich  geltend  machen  und  die 
Angriffe  auf  ihr  richtiges  Maass  beschränkt  werden  konnten;  Letztere  war 
das  Resultat  einer  zwischen  englischen  und  französischen  BevoUmUchtigten 
im  Geheimen  geführten  Unterhandlung  und  trat  der  erstaunten  Geschäfts- 
welt sogleich  als  eine  vollendete  Thatsache  gegenüber,  an  welcher  nicht 
viel  geändert  werden  durfte.  Die  Diskussionen,  welche  in  England  den 
Beschlüssen  über  die  Keform  vorausgingen,  finden  wir  daher  in  Frank- 
reich erst  nach  dem  In -Kraft -Treten  des  Vertrages,  und  es  ist  nicht  zu 
verwundern,  dass  dort  in  den  folgenden  Jahren  immer  neue  Vorsuche  ge- 
macht wurden,  eine  Aenderung  in  der  Zollpolitik  der  Kegierung  herbeizu- 
führen. Im  Jahre  1868  kamen  diesen  Bestrebungen  verschiedene  Um- 
stände zu  Hülfe  (II,  226);  in  den  Manufakturen  war  eine  Stockung  ein- 
getreten, die  Geldverliältnisse  des  Landes  gestalteten  sich  ungünstig,  Brod 
war  theuer;  die  Gelegenheit  zu  einem  Angriff  auf  diese  Politik  schien  da- 
her gekommen,  und  es  wurde  im  Corps  l^gislatif  eine  Interpellation  „sur 
les  cons^quences  du  regime  ^conomique  de  la  France"  eingebracht  (II, 
226  u.  f.).  Die  daran  geknüpften  Debatten  geben  unserem  Verf.  Veran- 
lassung, auch  seine  Ansichten  über  einige  das  neue  System  betreffende 
Fragen  darzulegen,  worauf  wir  später  noch  etwas  näher  eingehen  werden. 

Die  Ereignisse  nach  1870  sind  bekannt:  Nach  dem  Kriege  hatte  Frank- 
reich das  durch  die  Zahlung  der  Eriegskoston  stark  belastete  Budget  wieder 
in's  Gleichgewicht  zu  bringen,  und  Thiers  suchte  seine  Präsidial  -  Gewalt 
dazu  zu  benutzen ,  Frankreich  wieder  in  die  alten  Bahnen  seiner  Zollpoli- 
tik zurückzufuhren;  Letzteres  rief  grosse  Differenzen  zwischen  Kegierung 
und  Assembl^e  hervor,  welche  schon  im  Jahre  1872  Thiers  veranlassten, 
seine  Demission  einzureichen;  in  Folge  des  Nachgebens  Seitens  der  Depu- 
tirten  wurde  diese  zwar  wieder  zurückgezogen»  doch  bildete  dieser  Zwie- 
spalt auch  im  nächsten  Jahre  eine  der  hauptsächlichsten  Ursachen  für 
Thiers'  Hücktritt.  —  Alle  diese  Vorgänge,  welche  beweisen,  .dass  auch  in 
Frankreich  eine  Umkehr  nicht  mehr  möglich  ist,  schildert  Verf.  in  einem 
langen  Kapitel:  Apres  1870,  S.  261  —  385,  und  widmet  dann  die  beiden 
letzten  Abschnitte  (Kap.  XXIII  Resultats  de  la  r^forme,  und  Kap.  XXIV 
H^sume)  der  Untersuchung  darüber,  welchen  Einfluss  die*  Zollpolitik  seit 
1860  auf  die  einzelnen  Industrie  -  Zweige  ausgeübt  hat  und  welche  allge- 
meinen Resultate  sich  aus  seinen  Darstellungen  ergeben. 

Wie  schon  erwähnt,  bildet  der  französisch  -  englische  Handelsvertrag 
gleichsam  den  Mittelpunkt  des  ganzen  vorliegenden  Am^'schen  Werkes, 
und  zwar  mit  vollem  Recht;  das  Prohibitiv- System  war  aus  den  Kriegen 
Napoleon's  I.  und  aus  den  damit  zusammenhängenden  Verhältnissen  un- 
mittelbar herausgewachsen,  und  alle  Regierungen  erkannten  an,  dass  mit 
den  Ursachen  auch  die  Wirkungen  hätten  beseitigt  werden  müssen;  aber 
weder  der  Restauration,  noch  der  Juli -Regierung,  noch  der  Republik  war 
es  möglich  gewesen,  derartige  Reformen  durchzusetzen,  und  erst  das 
Kaiserreich  hatte  nach  langen  vergeblichen  Bemühungen,  die  Sache  mit 
Hülfe   des   gesetzgebenden  Körpers   zu  ordnen,    den  Muth,    selbstständig 
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durch  einen  Handelsvertrag  eine  Umgestaltung  dos  für  Frankreichs  Volks- 
wirthschaft  schädlichen  Protektiv -Systems  herbeizuführen.  Wenn  der  Ver- 
fasser diesem  Akt  als  dem  Wendepunkt  einer  sicbenzigjährigen  Periode 
so  grosse  Wichtigkeit  beilegt  und  daran  nun  verschiedene  Untersuchungen 
knüpft,  so  müssen  diese  schon  wegen  der  allgemein-wissenschaftlichen  und 
wegen  der  praktischen  Bedeutung  der  Frage  unser  Interesse  in  hohem 
Grade  in  Anspruch  nehmen,  werden  aber  gerade  in  der  gegenwärtigen 
Zeit  ganz  besonders  interessant  dadurch,  dass  die  Frage  der  Handelsver- 
träge nicht  allein  in  Frankreich,  worauf  Verf.  hauptsächlich  Rücksicht 
nimmt,  sondern  gleichzeitig  in  den  meisten  europäischen  Staaten  auf  der 
Tagesordnung  steht. 

Aus  den  sehr  eingehenden  Darstellungen  über  die  Entwickelang  der 
Industrie  und  des  Handels  unter  der  Reform,  welche  noch  für  die  frühe- 
ren Perioden,  namentlich  Betreffs  des  Getreides,  des  Eisens  und  Zuckers 
aus  den  vorhergehenden  Kapiteln  ergänzt  werden  können,  wollen  wir  hier 
nur  diejenigen  herausheben,  welche  von  etwas  allgemeinerer  Bedeutung 
sind,  möchten  aber  dabei  noch  darauf  hinweisen,  dass  auch  die  den  Ex- 
port und  Import  von  Getreide  betreffende  Gesetzgebung,  namentlich  die 
Abschnitte  über  Entstehung  und  Entwickelung  der  echelle  mobile,  femer 
die  Schilderung  über  die  Ausdehnung  der  Hüben -Zucker -Industrie  unter 
dem  ursprünglich  für  den  Kolonial  -  Zucker  bestimmten  Schutz,  und  über 
das  eigenth^mliche  Verhältniss,  welches  auf  diese  Weise  entstand,  indem 
man  gerade  durch  den  der  Zucker  -  Industiie  in  den  Kolonien  gewährten 
Schutz  dieser  einen  sehr  gefährlichen  Konkurrenten  grosszog,  —  zu  den 
interessantesten  Theileu  des  Buches  gehören. 

Nachdem  Verf.  durch  statistische  Tabellen  und  übersichtliche  Schil- 
derungen gezeigt  hat,  dass  bei  den  meisten  Gegenständen  allerdings  der 
Import  seit  1859  bedeutend  zugenommen  hat,  dass  aber  gleichzeitig  auch 
die  Produktion  und  der  Export  in  demselben  oder  in  noch  höherem  Pro- 
zentsatz gewachsen  ist,  oder  dass  da,  wo  dieses  Verhältniss  sich  ungün- 
stiger gestaltete,  nicht  das  neue  System,  sondern  theils  die  Aufhebung  des 
bisherigen  starken  Schutzes,  welcher  die  Interessen  des  Landes  so  lange 
geschädigt  hatte,  theils  aber  auch  andere  mit  dem  Handelsvertrag  nicht 
in  Verbindung  stehende  Umstände  die  Ursache  waren;  fernei:  dass  die  Preis- 
bewegung seit  1860  durchaus  nicht  den  für  die  französische  Industrie  ge- 
fahrlichen Gang  genommen  hat,  welchen  die  Interessenten  damals  befürch- 
teten, —  geht  er  auf  den  französischen  Handel  überhaupt  über  und  schil- 
dert uns  dessen  Entwickelung  unter  dem  neuen  System.  Da  er  hier  seine 
Ausführungen  durch  die  von  der  Douanen  -  Verwaltung  veröffentlichten 
Zahlen  stützen  muss,  benutzt  er  diese  Gelegenheit,  um  der  auch  in  Deutsch- 
land getheilten  Ansicht  entgegenzutreten,  dass  derartige  Publikationen,  weil 
sie  stets  Ungenauigkeiten  enthalten,  zu  weiteren  Schlüssen  nur  in  sehr 
beschränktem  Maasse  zu  verwenden  sind.  Ersteres  giebt  Verf.  zu,  da  keine 
Zollverwaltung  sich  ganz  gegen  Irrthum  und  falsche  Angaben  schützen 
kann;  er  hält  aber  diese  Differenzen  bei  dem  französischen  Erhebungs- 
modus nicht  für  so  wesentlich,  dass  die  Zahlen  als  Grundlage  zur  Beur- 
theilung  allgemeiner  Fragen  unbrauchbar  seien,  vorausgesetzt,  dass  man  sie 
2U   lesen   und   in    der  richtigen  Weise  anzuwenden  verstehe.     Darin  mag 
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Verf.  Reoht  haben ;  aber  gerade  die  Sohwierigkeit  der  richtigen  Anwendung, 
die  yielleicht  för  einen  höheren  Zollbeamten  (Amd  ist  General-Direktor  der 
Douanen)  geringer  sein  mag  als  für  einen  ferner  Stehenden,  ist  n.  u.  A. 
die  Ursache,  dass  man  die  betreffenden  Zahlen  nur  in  der  vorsichtigsten 
Weise  gebrauchen  darf,  weil  nicht  Jedem  ausser  den  Angaben  des  stati- 
stischen Bureaus  auch  noch  das  Material  zu  einer  solchen  richtigen  Ver- 
wendung zu  Gebote  steht.  —  Aber  selbst  mit  jener  Reserve  betrachtet, 
bieten  die  statistischen  Tafeln  unseres  Verfassers  vieles  Interessante  und 
sind  namentlich  bei  der  Beurtheilung  des  Handels  unter  den  verschiedenen 
Systemen  um  so  mehr  brauchbar,  als  etwaige  Fehler  sich  in  den  ver- 
schiedenen Jahren  ausgleichen  werden  und  hier  überhaupt  massige  Diffe- 
renzen das  Gesammt  -  Resultat  nicht  omstossen  können. 

Der  Export  und  Import  Frankreichs  (commerce  special)  betrug 


Export 

Import 

1852 

1859 

1874 

1852 

1859 

1874 

im  Ganzen  1256 

2266 

3701 

989 

1640 

3507  Mill. 

fr.    (II,  S.  445) 

im  Handel  mit: 

England  .     . 

591 

992 

278 

595     - 

-      (11,8.450) 

Belgien    .     . 

168 

523 

160 

409     - 

-• 

Schweiz  .     . 

115 

299 

52 

96     - 

-1 

Italien      .     . 
Holland   .     . 

181 
14 

204 
34 

134 
40 

288     - 
30      - 

"(  (11,8.452) 

Oestreich     . 

5 

15 

12 

66     . 

-1 

Deutschland 

150 

413 

106 

315     - 

-  j 

Freilich  ist  das  Bild,  welches  wir  so  von  dem  Fortschritt  des  Ver- 
kehrs zwischen  Frankreich  und  dem  Ausland  erhalten,  noch  nicht  voll- 
ständig; dazu  würde  noch  eine  Angabe  über  die  Veränderungen  in  den 
einzelnen  Aus-  und  Einfuhr -Artikeln,  namentlich  auch  über  die  Gewichts- 
menge und  den  Preis  derselben  erforderlich  und  dabei  femer  zu  berücksichti- 
gen sein,  dass  die  Verbesserungen  in  den  Verkehrs -Anstalten  und  Maschi- 
nen ,  die  damit  in  Zusammenhang  stehende  Zunahme  der  Bedürfnisse  wäh- 
rend der  letzten  Dezennien  einen  allgemeinen  Aufschwung  der  Geschäfte 
hervorgerufen  haben,  welcher  dem  handelspolitischen  System  der  einzel- 
nen Länder  nicht  zugeschrieben  werden  darf.  Immerhin  aber  kann  man 
den  Vortheil,  welcher  Frankreich  aus  den  Handelsverträgen  erwachsen 
ist,  als  sehr  beträchtlich  annehmen,  denn  Import  und  Export  hängen  in 
gewissem  Grade  von  einander  ab,  und  ein  Land,  welches  seine  Grenzen 
durch  Prohibitiv- Zölle  verschliesst,  darf  nicht  hoffen,  einen  ausgedehnten 
Exporthandel  treiben  zu  können.  Als  Napoleon  III.  daher  die  Barrieren 
öffnete,  konnte  der  Import  allerdings  in  14  Jahren  von  1 640  auf  3507  Mill.  fr. 
steigen,  gleichzeitig  aber  wurde  der  französischen  Industrie  die  Möglichkeit 
geboten,  anstatt  für  2266  Mill.  fr.  i.  J.  1859  für  3701  Mill.  i.  J.  1874  zu 
exportiren,  und  es  ist  klar,  welch  mächtiger  Aufschwung  aller  wirthschaft* 
liehen  Verhältnisse  in  diesen  Zahlen  liegt.  — 

Dabei  sind  nun  freilich  auch  diejenigen  Erscheinungen  nicht  ausge- 
blieben, welche  einen  solchen  Aufschwung  zu  begleiten  pflegen  und  die 
unser  Verf.  an  verschiedenen  Stellen  seines  Buches  berührt.  Wenn  einer 
XXVIIL  11 
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der  Redner  bei  der  Debatte  über  die  Interpellation  v.  1868  der  in  dem 
System  v.  1860  enthalteneu  Doktrin  vorwirft  (II,  227),  dass  sie  die  Mo- 
ral untergrabe,  indem  sie  an  die  Stello  des  „principe  de  sacrifioe^'  den 
Satz  als  Bichtschnur  aufstelle:  ,,rhumanit^  vent  jouir^',  so  liegt  darin  un- 
zweifelhaft eine  gewisse  Wahrheit;  aber  die  Volkswirthschaft  kennt  kein 
solches  Prinzip,  und  wir  stimmen  daher  dem  Verf.  zu,  wenn  er  die  Er- 
örterung darüber  in  ein  anderes  Gebiet  verweist  und  es  als  die  erste  Auf- 
gabe der  National- Oekonomie  betrachtet,  den  Wohlstand  des  Volkes  zn 
heben;  aber  „pour  arriver  k  Taisance,  vous  n'avez  qu'un  moyen  Intime 
et  assur^ :  c*est  le  travail,  le  travail  f^cond^  par  T^pargne,  par  la  condnite  et 
par  la  probit^.''  Die  Yolkswirthschaftslehre  ist  also  weit  entfernt,  den  ^nxna 
zu  verherrlichen  oder  den  Oenuss  als  das  zu  erstrebende  Ziel  hinzostelles; 
sie  verlangt  vielmehr  Sparsamkeit,  damit  reproduktives  Kapital  angesam- 
melt wird,  friedliches  Zusammenwirken  und  Rechtschaffenheit,  und  ein 
Fortschritt  in  den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  eines  Volkes  kann  daher 
nicht  an  und  für  sich  schon  die  Wirkung  haben,  die  Moral  zu  schädigen. 
Allerdings  wird  der  wachsende  Wohlstand,  die  zunehmende  Fähigkeit  der 
arbeitenden  Bevölkerung,  sich  besser  zu  kleiden,  besser  zu  ernähren  und 
Genüsse  zu  verschaffen,  welche  sie  früher  nicht  kannte,  auch  Auswüchse 
treiben;  diese  haben  aber  dann  ihre  Wurzel  nicht  in  der  Weiterentwicke- 
lung der  Volkswirthschaft,  sondern  in  der  geringen  moralischen  und  öko- 
nomischen Erziehung,  und  ihnen  muss  daher  auch  auf  einem  anderen  Ge- 
biete entgegengetreten  werden. 

Ein  anderer  Begleiter  des  Fortschritts  in  Frankreich  seit  1860  ist  die 
zunehmende  Theuerung  der  Lebensbedürfnisse  (II,  504).  Wenn  Verf.  diese 
Erscheinung  auf  die  besondere  Lage  Frankreichs  zurückführt ,  welches  an 
Konsumtions- Gegenständen  mehr  zu  verkaufen  als  zu  kaufen  hat,  und  wo 
bei  Eröffnung  der  Grenzen  eine  Mehr- Ausfuhr,  also  ein  Steigen  der  Preise 
im  Inland  stattfinden  musste,  so  mag  er  damit  einen  Theil  der  Ursachen 
bezeichnen ;  die  Steigerung  der  Lebensmittelpreise  auch  in  anderen  Ländern 
beweist  uns  aber,  dass  noch  andere  Ursachen  vorhanden  sein  müssen ,  auf 
welche  Verf.,  nachdem  diese  schwierige  Frage  einmal  angeregt  war,  doch 
auch  näher  hätte  eingehen  müssen,  da  sie  sich  auf  3  Seiten  (Q,  505—7) 
unmöglich  erschöpfend  behandeln  lässt.  — 

Aus  dem  bisher  Erwähnten  (vergl.  auch  Bd.  II,  502)  geht  hervor, 
dass  Verf.  für  Frankreich  das  1860  adoptirte  System  für  zweckmässig 
hält,  und  dass  seiner  Meinung  nach  auch  beim  Ablauf  der  Handelsver- 
träge an  eine  wesentliche  Aenderung,  namentlich  an  eine  Wiedereinführung 
des  früheren  Systems  nicht  gedacht  werden  kann.  Allerdings  haben  sich 
seitdem  manche  Unzuträglichkeiten  herausgestellt,  die  beim  Abschlusi 
neuer  Verträge  beseitigt  werden  müssten,  und  zu  diesem  Zweck  hat  (II, 
532)  der  Handelsminister  zu  Anfang  des  Jahres  1875  ein  Zirkular  an  die 
Handelskammern  mit  der  Aufforderung  erlassen,  ihm  ihre  Ansichten  und 
Wünsche  mitzutheilen.  Das  Besultat  war  dem  Verf.  beim  Abschluss  seiner 
Schrift  noch  nicht  bekannt;  wir  können  aber  hier  nach  dem  vom  Handeli- 
minister  an  den  Präsidenten  der  Bepublik  erstatteten  Bericht  ^)  ergänzend 

1)  Vergl.  Deutsches  Handels -Blatt  1876  S.  83. 
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hinzufügon y  dass  sich  61  Kammern  für,  14  gegen  die  Erneuerang  der 
Handelsverträge  ausgesprochen  haben,  dass  aber  bei  dieser  Erneuerang 
eine  Aenderung  hinsichtlich  der  Höhe  einiger  Zölle  und  besonders  in  der 
Klausel,  welche  das  Yerhältniss  zu  den  meistbegünstigten  Nationen  betrifft, 
gefordert  wurde.  —  Auch  in  Deutschland  scheint  man  sich,  wie  die  Hau- 
delskammerberiohte ,  die  Verhandlungen  des  volkswirthschaftlichen  Kon- 
gresses in  Bremen  (Septbr.  1876)  u.  s.  w.  beweisen,  für  die  Beibehaltung 
des  Systems  der  Handelsyerträge  entscheiden  und  die  Ansicht  unseres  Verf., 
welcher  diesem  System  vor  dem  autonomen  Tarif  den  Vorzug  giebt,  theilen 
zu  wollen.  Und  in  der  That  bietet  das  Erstere  mancherlei  Vortheile  vor 
Letzterem;  denn  während  durch  die  Annahme  eines  allgemeinen  Tarifs 
nur  der  Import  fremder  Erzeugnisse  erschwert  oder  erleichtert  werden 
kann,  sind  wir  mit  Hülfe  von  Verträgen  im  Stande,  nicht  allein  unsere  In- 
dustrie, so  weit  sie  dessen  bedarf,  zu  schützen,  sondern  ihr  auch  gleich- 
zeitig neue  Absatzwege  zu  öffnen,  und  behalten  dabei  doch  immer  noch 
ein  Mittel  in  der  Hand,  bei  ungünstiger  Behandlung  unserer  Industrie 
Seitens  des  Auslandes  nachdrücklich  auf  eine  Beseitigung  dieses  Hemm- 
nisses hinzuwirken.  —  Wenn  wir  es  freilieh  als  das  Ziel  unserer  Steuer- 
politik betrachten,  in  den  Zöllen  eine  möglichst  grosse  Vereinfoichung  her- 
beizuführen und  sie  auf  die  Gegenstände  des  freiwilligen  Verbrauchs  zu 
beschränken,  so  werden  wir  diesem  durch  das  System  der  Handelsver- 
träge wenig  näher  kommen,  weil  jeder  einzelne  Vertrag,  für  dessen  Be- 
stimmungen lediglich  die  besonderen  VerhaltniBse  beider  kontrahirenden 
Staaten  maassgebend  sind,  auch  meistens  besondere  Einrichtungen  treffen 
wird.  So  lange  wir  aber  auf  unsere  Industrie  Büoksicht  zu  nehmen  haben, 
und  so  lange  auch  andere  Staaten  bestrebt  sind,  unsere  Fabrikate  von  ihren 
Grenzen  fem  zu  halten,  werden  Verträge,  welche  mit  genauster  Erwä-> 
gung  aller  Umstände  abgeschlossen  sind,  immer  noch  den  für  unsere  Volks- 
wirthschaft  vortheilhaftesten  Zustand  herbeiführen.  Ohne  solche  Verträge 
wird  man  oft  gezwungen  sein,  zu  Bepressalien  zu  greifen,  die  dann  leicht 
wieder  Bepressalien  im  Nachbarlande  hervorrufen  und  so  der  Industrie 
beider  Länder  immer  neue  Nachtheile  bereiten  können.  Vor  jeder  Aus- 
schreitung der  einzelnen  Staaten  werden  freilich  auch  Handelsverträge 
nicht  schützen,  wie  uns  die  französische  Einrichtung  der  titres  d'acquit- 
^-caution,  mit  welcher  man  dort  seit  Jahren  die  Bestimmungen  der  Ver- 
träge zu  umgehen  sucht  ^) ,  und  gegen  welche  der  vor  Kurzem  dem  deut- 
schen Iteichstag  vorgelegte  Gesetzentwurf  über  die  Ausgleichsabgaben  gerich- 
tet war,  sowie  die  Behandlung  von  Seiten  Englands  bei  der  Einfuhr  von 
Vieh  aus  Deutschland,  beweist;  immerhin  aber  werden  sie  durch  die  Stabili- 
tät in  den  Tarifen  den  beiderseitigen  Industrien  einen  grösseren  Schutz  gegen 
Benachtheiligung  bieten,  als  autonome  Zollgesetze,  und  i.  J.  1871  würde 


1)  Bekanntlich  werden  auch  in  Deutschland  die  zur  Herstellung  von  Waaren  für  den 
ausländbchen  Markt  bestimmten  Materialien  sollfrei  zugelassen ;  es  muss  aber  hier  das- 
selbe Material  ausgeführt,  also  die  Identitfit  festgestelU  werden,  während  man  in  Frank- 
reich bei  Eisen  nur  das  Aequivalent  zu  exportiren  braucht.  (Die  dabei  von  der  Steuer- 
behörde ausgestellten  Scheine  sind  bekanntlich  die  titres  d'acquit  k  caution,  die  cedirt 
werden  können  und  so  einen  Handels-Artikel  bilden).  —  Amä  behandelt  auch  dies«  Fn^ 
gen  sehr  eingehend  im  XX.  Kapitel  über  die  admissions  temporairw« 
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es  wahrscheinlich  Herrn  Thiers  und  seinen  Ministem  leichter  geworden 
sein ,  ihre  Schutzzoll neri sehen  Absichten  durchzuführen ,  wenn  diesem  Yoi^ 
haben  nicht  die  noch  in  Kraft  befindlichen  Verträge  ein  Hindemiss  be- 
reitet hätten.     (Vergl.  Kap.  XXII:  Aprfes  1870).  — 

Eine  andere  wichtige  Frage  von  allgemeiner  Bedeutung ,  welche  Am^ 
Bd.  II  8.  534  berührt,  bezieht  sich  nicht  auf  die  Höhe  derZöUe,  sondern 
auf  die  Art  ihrer  Erhebung  und  wird  jetzt  namentlich  in  Italien  und 
Deutschland*)  lobhaft  erörtert:  nämlich  die  Frage  der  Werth-  und  Ge- 
wiohtszöUe,  oder,  wie  Letztere  in  Frankreich  richtiger  genannt  werden, 
der  spezifischen  Zölle.  — 

In  Frankreich  sind  von  jeher  beide  Arten  der  Zollerhebung  im  Ge- 
brauch gewesen;  allerdings  bilden  die  Begel  die  spezifischen  Zölle ,  aber 
wir  sehen  z.  B.  Bd.  I  161,  214  etc.,  dass  man,  wenn  es  das  Bedürfnis« 
erheischte,  diese  Zölle  auch  durch  WerthzöUe  ersetzte.  Das  war  nament- 
lich schon  i.  J.  1826  bei  Wolle  der  Fall,  wo  der  Gewichts-Zoll  bei  den 
besten  Sorten  8  —  lO^l^y  bei  den  schlechtesten  70  —  80 ^/^  des  Werthe« 
repräsentirte,  und  um  hier  den  Zoll  proportional  dem  Werthe  zu  machen, 
verwandelte  man  den  Gewichtszoll  in  einen  WerthzoU  von  30  ^/q.  —  In 
dem  Handelsvertrag  von  1860  war  Frankreich  das  Recht  zugestanden,  die 
Britischen  Fabrikate  bis  zu  30  ^/^  zu  besteuern  und  zwar  je  nach  dem 
Bedürfniss  unter  Anwendung  der  spezifischen  oder  der  Werthzölle;  man 
hat  daher  in  den  späteren  Berathungen  über  die  Zahlen  des  Tarifs  einige 
Zölle  ad  valorem  festgesetzt,  hauptsächlich  für  wollene  Waaren  und  einige 
Spezialitäten  der  Baumwoll-  und  Leinenbranche,  wo  bei  der  grossen  Ver- 
schiedenheit im  Werth  der  Waaren  ein  Gewichtszoll  die  schlechteren  Sorten 
bedeutend  mehr  belastet,  als  die  besseren,  und  also  auch  die  inländische 
Fabrikation  der  Ersteren  mehr  schützt,  als  die  der  Letzteren.  —  Wir 
glauben  nun  zwar  nicht,  dass  dieser  Umstand  allein  schon,  wie  jetzt  viel- 
fach behauptet  wird,  die  Industrie  dahin  führen  muss,  sich  der  Anfertigung 
von  billigen,  aber  schlechten  Gegenständen  zuzuwenden,  stimmen  aber 
doch  dem  Verfasser  bei,  wenn  er  die  Vorzüge  der  Tarifikation  ad  valorem 
vor  den  spezifischen  Zöllen  in  der  Theorie  für  unbestreitbar  hält;  leider 
bieten  aber  die  Werthzölle  in  ihrer  Anwendung  die  grössten  Schwierig- 
keiten, sowohl  für  den  Zollbeamten,  dem  man  eine  beinahe  discretionäre 
Gewalt  übertragen  müsste,  als  auch  für  den  Importeur,  und  führen  zu  den 
bedauerlichsten  Vorgängen,  wie  sie  ein  Redner  auf  dem  volkswirthschaft- 
lichen  Eongress  in  Bremen  ^)  mit  Beziehung  auf  Amerika  eingehend  ge- 
schildert hat,  und  wie  sie  auch  unser  Verfasser  Bd.  II  S.  535  anerkennt 
Diesen  Schwierigkeiten  ist  es  zuzuschreiben,  dass  das  System  der  Werth- 
zölle trotz  seiner  Vorzüge  nur  in  Amerika  vollständig  ausgebildet  ist,  dass 
dagegen  Deutschland  und  Oestreich  die  Werthzölle  bisher  ganz  zurück- 
gewiesen haben,  und  Frankreich  und  England  sie  nur  für  einzelne  Gegen- 
stände in  Anwendung  bringen.  — 

In  dem  von  Am^  nur  kurz  erwähnten  Zirkular  des  französischen 
Handels-Ministers  vom  7.  April  1875    an   die  Handelskammern   lautet  die 

1)  Vergl.  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  17.  Kongresses  deutscher  Volkswirth« 
Berlin  1876. 

2)  Vergl.  den  Bericht  S.  16. 
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zweite  Frage:  Soll  man  den  Werthzöllen  oder  den  spezifischen  Zöllen  den 
Vorzug  geben?  —  Daraaf  haben  sich  37  Kammern  für  spezifische  Zölle 
und  12  fiir  WerthzöUe  ausgesprochen  i),  die  meisten  aber  verlangen  aus- 
serdem, dass  da,  wo  Gewichtszölle  beschlossen  werden,  jede  Gattung  von 
Waaren  nach  dem  Werth  in  verschiedene  Klassen  getheilt  und  mit  ver- 
schiedenen Zollsätzen  belegt  wird,  um  so  wenigstens  einigermaassen  ein 
richtiges  Verhältniss  zwischen  Zoll  und  Werth  herzustellen;  und  dass  da, 
wo  kein  festes  Verhältniss  zwischen  Gewicht  und  Werth  festgesetzt  werden 
kann,  überall  WerthzöUe  in  Anwendung  kommen. 

Die  1860  eingetretene  Veränderung  im  Zollwesen  lässt  sich  nun  noch 
von  einem  anderen  Gesichtspunkt  aus  betrachten,  nämlich  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Beeinflussung  der  Staatseinnahmen.  Verf.  wendet  sich  (S.  508  u.  f.) 
zunächst  gegen  die  Schutzzollpartei,  welche  behauptet  hat,  es  werde  durch 
eine  solche  Eeform  ein  Ausfall  in  den  Staatseinnahmen  herbeigeführt  und 
die  Kegierung  gezwungen,  sich  durch  eine  drückendere  Belastung  der 
Bürger  Ersatz  zu  schaffen;  es  wäre  doch  aber  nur  gerecht,  die  auslän- 
dischen Fabrikate  ebenso  hoch  zu  besteuern,  als  die  inländische  Produk- 
tion belastet  ist,  und,  da  Erstere  Vortheil  von  Wegen,  Eisenbahnen,  Ka- 
nälen etc.  haben,  sie  auch  ihren  Antheil  zu  deren  Erbauung  und  Erhaltung 
tragen  zu  lassen. 

Auf  Letzteres,  was  in  ähnlicher  Weise  auch  R.  Peel  bei  seinen  Re- 
formen 1842  —  46  entgegengehalten  worden  ist*),  antwortet  unser  Verf., 
dass  derartige  Einrichtungen  bei  allen  zivilisirten  Völkern  vorhanden  sind, 
dass  Jeder  sie  benutzen  kann,  und  dass  sich  daher  der  Vortheil,  welchen 
fremde  Waaren  in  Frankreich  haben,  durch  den  Vortheil  ausgleicht,  wel- 
chen französische  Waaren  im  Auslande  geniessen. 

Was  die  Befürchtung  der  Schutzzöllner  hinsichtlich  der  Staatseinnah- 
men betrifft,  so  kann  man  wohl  annehmen,  dass  die  Partei  dabei  weniger 
für  die  Staatskasse  und  für  das  Land,  als  für  sich  selbst  sorgen  wollte, 
da  den  Fabrikanten  mit  den  hohen  EingangszöUen  auch  der  frühere  Schutz 
erhalten  worden  wäre,  und  die  Freihändler  verwarfen  daher  aus  diesem 
Grunde  alle  Zölle  auf  ausländische  Fabrikate,  welche  französischen  Pro- 
dukten ähnlich  sind.  — 

Am^  stimmt  keiner  Partei  zu,  sondern  ist  der  Ansicht,  dass  massige 
Zölle,  welche  nur  den  Zweck  haben,  dem  Staate  Einnahmen  zu  verschaffen, 
keinen  oder  nur  unbedeutenden  Schutz  gewähren  können,  und  wirft  zum 
Beweis  die  Frage  auf  (II,  511):  „Pense-t-on  que  le  prix  de  vente  de  la 
viande  a  T^tal  de  nos  boucheries  puisse  se  ressentir  du  droit  de  3  Fr.  60  es. 
par  tote  de  boeuf  venant  de  T^tranger?"  Er  hält  daher  Finanzzölle  auf 
eingehende  ausländische  Waaren  für  eine  der  besten  Einnahmequellen  des 
Staates  und  nimmt  hier  Veranlassung,  die  Frage  auf  etwas  erweitertem 
Gebiete  zu  untersuchen,  indem  er  in  einem  längeren  Abschnitt  des  Ka- 
pitel XXIV  seine  Ansichten  über  direkte  und  indirekte  Steuern  ausein- 
andersetzt Das  Resultat  ist,  dass  Ver£  die  indirekten  Steuern  für  unent- 
behrlich  hält,  ja   er  befürwortet  sogar   die  Besteuerung  der  sogenannten 


1)  Vergl.  Deutsches  HandelsbUtt  1876  S.  83  a.  f. 

2)  Vergl:  „Gegen  die  Schatssölle**  von  A.  Kretischmar,  Grinuna  18i6. 
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Maii^res  premi^res,  weil  es  wirkliche  Bohprodnkte,  auf  welc}ie  noch  keine 
Arheit  verwendet  worden  ist,  nicht  giebt,  und  weil  das,  was  für  den 
Käufer  Bohprodukt  ist,  vom  Verkäufer  meistens  als  Fabrikat  betnobtei 
werden  muss.  — 

Aus  dem  übrigen  Inhalt  des  interessanten  Werkes  möchten  wir  noch 
dasjenige  hervorheben,  was  Verf.  an  verschiedenen  Stellen  seines  Buches 
über  die  Drawbacks  sagt,  und  ausserdem  seine  Schilderung  von  der  £ot- 
wickelung  der  französischen  Handelsmarine  und  der  darauf  bezüglichen 
Gesetzgebung  (Kap.  XIX)  erwähnen.  —  Wie  aus  unserer  Darstellung  aber 
wohl  hervorgeht,  giebt  uns  der  Verfasser  in  seinem  Werke  ein  sehr 
werthvolles  Material,  in  übersichtlicher  Weise  geordnet  und,  was  be- 
souders  anzuerkennen  ist^  ohne  hervortretende  Tendenz  dargelegt,  und 
es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dass  ähnliche  Untersuchungen  auch  über  das 
Zollwesen  anderer  Länder  angestellt  und  deren  Besultate  veröffentlicht 
würden,  damit  wir  so  ein  Gesammtbild  von  den  im  Laufe  der  Zeit  wech- 
selnden Ansichten  und  von  den  Wirkungen,  welche  die  verschiedenen 
Maassregeln  hervorgebracht  haben,  erhalten.  —  B. 


V. 
Friedr.  Eleinwächter,  Die  rechts-  und  staatswissensohaftUohen 
Fakultäten  in  Oesterreich«     Wien.    Verlag  der  Manz'schen  k.  k.  Hof-, 
Verlags-  und  Universitäts-Buchhandlung.     1876.     IV,  102  SS.  8®. 

Der  Verfasser  knüpft  seine  Erörterungen  an  die  Beformvorschläge  ao, 
welche  in  neuerer  Zeit  in  Bezug  auf  die  rechts-  und  staatswissenschaftli- 
chen Studien  in  Deutschland  laut  geworden  sind,  unter  denen  er  nament- 
lich die  von  Nasse,  Schaeffle,  Jolly  und  dem  Beferenten  hervorhebt  Er 
bemerkt,  dass  Vieles  von  dem,  was  im  Deutschen  Beiche  erst  angestrebt 
werde,  in  Oesterreich  schon  seit  langer  Zeit  vorhanden  sei.  Das  juri- 
stische Studium  umfasse  hier  vier  Jahre,  die  Staatswissenschaften  bildeten 
einen  integrirenden  Theil  der  juristischen  Studien,  die  Universitätsbildung 
sei  für  Justiz-  und  Verwaltungsbeamte  die  gleiche  und  die  Staatswissen- 
schaften den  juristischen  Fakultäten  eingereiht. 

Im  zweiten  Abschnitte  kommt  er  auf  die  Frage  der  Zwangskol- 
legien und  Staatsprüfungen  zu  sprechen.  Eine  unbedingte  und  ab- 
solute Lehrfreiheit,  führt  er  aus,  hat  es  an  den  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultäten  in  Oesterreich  nie  gegeben.  Die  Studienordnung 
schreibt  vor,  welche  Hauptkollegia  gehört  werden  müssen,  fixirt  im  We- 
sentlichen auch  den  Studienplan  und  bestimmt,  dass  der  Studirende  am 
Schlüsse  des  vierten  Semesters  eine  s.  g.  rechtshistorische  Staatsprüfung 
ablegen  muss.  Der  Verfasser  vertheidigt  diese  Einrichtungen.  In  unserer 
Zeit,  wo  das  Brodstudium  überwiege,  meint  er,  sei  ein  äusserer  Zwang 
nothwendig.  Ueberall  kehre  die  Klage  wieder,  dass  der  Fleiss  der  Studi- 
renden  viel  zu  wünschen  übrig  lasse,  dass  irgendwie  Fürsorge  getroffen 
werden  müsse,  um  dieselben  mehr  zum  Lernen  anzuhalten.  Schade  nur, 
dass  die  Mittel,  welche  er  vorschlägt,  völlig  verfehlt  sind.  Die  Zwangs- 
koUegia  nöthigen  den  Einzelnen  zum  Belegen,  aber  nicht  zum  Besuchen 
der  Vorlesungen,  und  einer  Kontrole  des  Besuches  würde  der  Verfasser 
wohl  selbst  kaum  das  Wort  reden.     Der  Student  soll   kein   Schalknabe 


Literatur.  159 

sein.  Auch  befindet  sich  die  Begierung  nicht  in  der  Lage  über  die  für 
das  Studium  erforderlichen  Disciplinen  einen  richtigen  Ueberblick  zu  ha- 
ben. Der  österreiohiBche  Studienplan  selbst  weist  nicht  unerhebliche  Lü- 
cken auf.  Die  Wissenschaft  befindet  sich  in  fortdauernder  Bewegung; 
aus  den  bestehenden  Disciplinen  wachsen  neue  hervor,  die  sich  zu  selbst- 
ständigen Wissenszweigen  erheben.  Sollen  diese  erst  dann  zur  Geltung 
gelangen,  wenn  sie  die  offizielle  Anerkennung  durch  die  Begierung  ge- 
funden haben?  Denn  bei  einem  feststehenden  Studienplan  werden  sie 
ohne  Aufnahme  in  denselben  kaum  zum  Gegenstand  eines  speziellen  Stu- 
diums gemacht  werden.  Noch  weniger  ist  natürlich  die  Begierung  im 
Stande  die  Beihenfolge  der  Vorlesungen  festzusetzen.  Der  Verfasser  meint, 
es  sei  Nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  das  Unterrichtsministerium  den- 
jenigen Lehrgang,  welcher  sich  aus  der  Natur  der  Dinge  von  selbst  er- 
gebe, in  Form  einer  Studienordnung  amtlich  yorschreibe.  Aber  ist  denn 
eine  Behörde  die  kompetente  Autorität,  um  festzustellen,  was  hier  in  der 
„Natur  der  Dinge"  liegt?  Und  giebt  es  überhaupt  nur  einen  einzigen 
Studiengang,  welcher  der  allein  richtige  ist?  Unter  Verwerfung  aller  an- 
deren Zwangsmittel  scheint  mir  die  Eontrole  für  die  richtige  Benutzung 
der  Studienzeit  lediglich  in  einer  angemessenen  Organisation  der  Prüfun- 
gen zu  liegen.  Die  österreichische  Vorprüfung  im  vierten  Semester  halte 
ich  für  nachahmenswerth. 

Im  dritten  Abschnitt  kommt  der  Verfasser  auf  die  Beformen  zu 
sprechen,  deren  das  juristisch-staatswissensohaftliche  Studium  in  Oesterreich 
bedarf.  £r  fordert  namentlich,  dass  die  eigentlichen  Staatswissenschaften 
den  Bechts  wissen  Schäften  als  gleichberechtigt  zur  Seite  treten.  Diese  For- 
derung kann  nur  auf  das  wärmste  unterstützt  werden.  In  Oesterreich 
sind  es  nicht  wie  bei  uns  die  volkswirthschaftlichen  Fächer  und  die  Ver- 
waltungslehre, welche  von  der  Vernachlässigung  in  erster  Linie  betroffen 
werden,  sondern  gerade  diejenige  Disciplin,  welche  recht  eigentlich  das 
Verbindungsglied  zwischen  Bechts-  und  Staatswissenschaft  bildet,  das 
Staatsrecht.  Dasselbe  kommt  weder  im  Studienplane  vor,  noch  wird 
seine  Kenntniss  in  der  Staatsprüfung  gefordert.  Einen  Ersatz  glaubt  man 
darin  zu  finden,  dass  in  der  „österreichischen  Statistik"  auf  die  Darstel- 
lung des  Verfassungs-  und  Verwaltungsorganismus  Bücksicht  genommen 
werden  soll.  Als  ob  eine  Behördenstatistik  Staatsrecht  wäre !  Nicht  bes- 
ser als  dem  Staatsrecht  ergeht  es  dem  Völkerrecht  Es  ist  sehr  verdienst- 
lich, dass  der  Verfasser  in  dieser  Beziehung  auf  Abhülfe  dringt.  Mit  dem 
von  ihm  vorgeschlagenen  Studienplane  bin  ich  um  so  mehr  einverstanden, 
als  er  im  Wesentlichen  dem  entspricht,  was  ich  selbst  bei  einer  früheren 
Gelegenheit  als  zweckmässig  befürwortet  habe.  Der  Verfasser  wünscht 
eine  Verlängerung  der  Studienzeit  von  vier  auf  fünf  Jahre,  ein  Vorschlag, 
den  er  namentlich  dadurch  motivirt,  dass  in  Deutschland  jetzt  einer  Aus- 
dehnung der  juristischen  Studien  von  drei  auf  vier  Jahre  das  Wort  gere- 
det werde.  „Wer  die  Dinge  im  „„neuen  Beiche""  nur  einigermaassen 
kennt,  sagt  er,  und  weiss,  mit  welcher  Energie  dort  zweckmässige  Befor- 
men betrieben  und  eingeführt  werden,  wird  nicht  daran  zweifeln,  dass 
jene  Wünsche  bald  realisirt  werden  dürften;  dann  aber  hat  Oesterreich 
den  Vorzug  eingebüsst,  durch  welchen  es  dch  bisher  so  vortheilhaft  vor 
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Deutschland  auszeichnete."  Ich  bedauere,  dass  der  YerÜBisser  in  dieser 
Beziehung  von  unserem  „neuen  Eeiche"  eine  zu  gute  Meinung  hat.  "Wer 
die  Verhandlungen  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  über  den  Gesetz- 
entwurf, betr.  die  Vorbildung  der  Verwaltungsbeamten,  oder  die  der  Reichs- 
justizkommission  verfolgt  hat,  wird  nicht  glauben,  dass  wir  hoffen  dürfen 
die  von  uns  gewünschten  Heformen  bald  realisirt  zu  sehen.  Das  soll  uns 
natürlich  nicht  abhalten  auf  die  Noth wendigkeit  derselben  immer  von 
Neuem  hinzuweisen. 

Der  vierte  und  letzte  Abschnitt  handelt  von  dem  Mangel  an  Lehr- 
kräften. Der  Verfasser  erwähnt  die  bedeutenden  Unterstützungen,  wel- 
che jetzt  in  Oesterreich  an  angehende  und  habilitirte  Privatdozenten  ge- 
zahlt werden.  Die  Liberalität,  welche  die  österreichische  Regierung  und 
Volksvertretung  nach  dieser  Richtung  bewiesen  hat,  verdient  gewiss  alle 
Anerkennung.  Es  ist  sicher  auch  zweckmässig,  dass  durch  Staatsunter- 
stützungen unbemittelte  Personen  in  die  Lage  versetzt  werden  die  akade- 
mische Laufbahn  zu  ergreifen.  Aber  diese  Einrichtung  darf  nur  eine 
sehr  beschränkte  Ausdehnung  erhalten.  Wenn  die  Bezahlung  der  Privat- 
dozenten zur  Regel  gemacht  würde,  so  verlöre  der  Stand  derselben  ge- 
rade das,  was  die  wesentliche  Grundlage  seines  Gedeihens  ist,  die  persön- 
liche Unabhängigkeit.  Ich  halte  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Frage 
der  Kollegiengelder  aach  nicht  für  so  unwichtig  wie  der  Verfasser.  Oester- 
reich kann  sich  glücklich  schätzen,  dass  Männer  wie  Lorenz  von  Stein 
und  der  Minister  XFnger  so  energisch  fiir  die  Beibehaltung  des  Kollegien- 
geldes eingetreten  sind  und  dass  der  Antrag  dasselbe  durch  ein  einheit- 
liches Unterrichtsgeld  zu  ersetzen  im  Abgeordnetenhause  des  Reichsrathe« 
zu  Falle  gekommen  ist.  G.  Meyer. 


VI. 
Statistik   des  hamburgischen  Staats.  —   Bearbeitet  vom  statistischen 
Bureau  der  Deputation  für  direkte  Steuern.     Heft  VIIL   1.  Abtheilung. 
Hamburg  1876.     4^.    120  S. 

Das  vorliegende  Heft  bringt  in  gründlicher  Bearbeitung  eine  interes- 
sante Statistik  der  hamburgischen  Kranken-  und  Sterbekassen;  ferner  die 
Auswanderung  nach  transatlantischen  Plätzen  in  den  Jahren  1873,  1874 
und  1875;  die  Ergebnisse  der  Volkszählung  und  Gewerbeaufnahme  am 
I.Dezember  1875;  die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Jahre  1875;  end- 
lich einen  sehr  dankenswerthen  Beitrag  zur  Statistik  der  Löhne  und  Preise, 
der  uns  speziell  interessirt,  und  worüber  uns  nachfolgend  einige  Ausfüh- 
rungen gestattet  sein  mögen.  — 

Diese  kleine  Statistik  behandelt  nämlich  die  seit  1830  bezahlten  Löhne 
in  der  hamburgischen  Firma  H.  G.  Meyer  jr.,  derselben,  welche  auf  der 
Wiener  Weltausstellung  nebst  ihren  Stöcken,  Fischbein-,  Bohr-  und  Hart- 
gummi-Fabrikaten namentlich  durch  den  monumentalen  Aufbau  mit  der 
4  Meter  hohen,  aus  einem  Stück  Hartgummi  bestehenden  Säule  in  der  Bo- 
tunde  Aufsehn  erregte.  Die  jetzigen  Chefs  des  hamburger  Etablissements  (es 
bestehen  ausserdem  noch  5  Zweig-Etablissements  in  Harburg,  Augsburg  und 
Singapore)  wünschten  zu  prüfen,  ob  die  Löhne  in  ihrer  Fabrik  den  Mie- 
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then  und  Preisen  der  hauptsäohliohsten  Lebensbedürfhisse  analog  gestie- 
gen seien.  £s  wurde  somit  für  die  Jahre  1830,  1840,  1850,  1860,  1870 
und  1875  fiir  1226  männliche  Arbeiter  verschiedener  Arbeitszweige  und 
verschiedenen  Alters  der  wirkliche  Vordienst  in  jeder  einzelnen  Woche, 
dann  durch  Summirung  der  Wochen  Verdienste  die  Gesammijahreseinnahme, 
und  aus  dieser,  nebst  etwaigen  Nebeneinnahmen,  durch  Division  mit  der 
Zahl  derjenigen  Wochen,  während  welchen  der  Arbeiter  in  Thätigkeit  war, 
der  durchschnittliche  Wochen  verdienst  berechnet.  — 

Die   Durchschnittswochenverdienste   für   alle   Fabrikationszweige   und 
Beschäftigungsarten   zeigen  nun   für  die  einzelnen  Jahre  folgende  Zahlen: 

Mvk  Zunahme 


1830 

8,18 

100 

1840 

9,01 

110,15 

1860 

9,88 

120,78 

1860 

12,06 

147,43 

1870 

13,34 

164,08 

1876 

17,84 

218,09. 

Die  Durchschnittswochenverdienste  für  die  Jahre  1830  und  1876  mit 
Unterscheidung  des  Alters  der  betreffenden  Arbeiter  gestalten  sich  dage- 
gen wie  folgt :  (Wir  übergehen  hier  die  dazwischen  liegenden  Jahrzehnte.) 

Der  Durchschnittswodien verdienst  der  Arbeiter  von: 

unter  16    16—18    18—30    90-fio  Jahren  war: 
1830:  Mark       3,60     5,15     8,94  11,28 
1875:      „         10,80   15,53  21,63  22,20 
PerceutaleZunahme  von  1830—76:  200,0   201,5    140,8     96,8 

Wir  sehen,  dass  sich  innerhalb  der  46  Jahre  der  Wochen  verdienst  der 
Arbeiter  überhaupt,  und  ohne  Unterscheidung  nach  dem  Alter,  etwas  mehr 
als  verdoppelt  hat,  während  der  Wochenverdienst  der  unter  18  Jährigen 
sogar  auf  das  Dreifache,  und  der  18 — 30  Jährigen  auf  das  Zweieinhalbfache 
gestiegen  ist.  £s  wird  dabei  bemerkt,  dass  die  Erhöhungen  des  Arbeits- 
lohnes durchweg  nur  in  Berücksichtigung  der  Zunahme  der  Ausgaben 
für  Lebensbedürfnisse  vorgenommen  seien.  Der  Versuch  wird  die  Rich- 
tigkeit dieser  Bemerkung  kritisiren;  doch  scheint  sie  uns  auch  a  priori 
nicht  ganz  glaubwürdig,  denn  während  doch  wahrscheinlich  die  durch- 
schnittlichen Gesammtausgaben  der  Arbeiter  für  Lebensmittel  von  keinem 
Jahrzehnt  zum  andern  zurückgingen,  entnehmen  wir  der  uns  vorliegenden 
Uebersicht  ein  zeitweiliges  bedeutendes  Sinken  der  Löhne.  Es  fielen 
z.  B.  die  Löhne  der  in  besagter  Fabrik  beschäftigten  „Handwerker"  unter 
16  Jahren  1840 — 1860  von  5,00  auf  3,30,  der  18— 30jährigen  1830 — 
1840  von  12,00  auf  8,60  Mark;  ferner  sank  der  Lohn  der  18— 30jähri- 
gen  Rohrarbeiter  1830—1840  von  9,00  auf  8,60,  und  1860 — 1860  von 
14,60  auf  13,70  Mark  und  der  Lohn  der  30 — 60jährigen  Stockmacher 
1840—1850  von  16,10  auf  14,10,  der  über  60jährigen  1860—1870  von 
19,80  auf  18,50  Mark.  Wir  müssen  also  annehmen,  dass  hier,  wie  in 
jedem  andern  Geschäft,  die  zufallige  günstige  oder  ungünstige  Geschäfts- 
lage, resp.  der  Arbeiterbedarf  und  andere  div.  Umstände  nicht  ohne  Ein- 
fluss  auf  die  Erhöhung  der  Löhne  waren. 

Bezüglich  der  von  den  Herren  Ghefs  erhobenen  Daten  über  die  Mieth- 
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yertheuerangen  konnten  nur  wenige  Eälle  beobachtet  werden,  denn  es 
mussten  die  Inhaber  der  betr.  Wohnungen  der  Fabrik  längere  Zeit  ange- 
hört haben,  und  dieselbe  Wohnung  musste  von  derselben  Familie  längere 
Zeit  benutzt  worden  sein,  wenn  brauchbare  Yergleichungsresultate  ersielt 
werden  sollten. 

Darchachnittliehe 
Die  darchschnittl.  Miethe  stieg  Lohnsunahme 

in     5  beobachteten  Fällen  von  1840—75  um  101,17  ^/^         98,03  ^Jq 
„15  „  „         „     1850—75    „     60,52    „  80,55    „ 

„     23  „  „         „     1860—75     „     51,29    „  47,12   „ 

„    33  „  „         „     1870—75     „     27,52    „  32,92    „ 

Stellt  man  die  Lohnsteigerungeh  mit  den  zeitweiligen  Preisen  der 
hauptsächlichsten  Lebensmittel  zusammen,  so  ergeben  sich  folgende  Be- 
sultate :  (Wir  fuhren  hier  die  verschiedenen  Lebensmittel  nicht  einzeln  auf 
und  verweisen  bezüglich  der  interessanten  Details  überhaupt  auf  die  ver- 
dienstliche Mittheilung  Herrn  Nessmanns  selbst.) 

Die  durchschnittliche  Ausgabe  der  hamburgischen  Krankenhausver- 
waltung für  je  50  Kilogr.  Ochsenfleisch,  Kalbfleisch,  Weissbrod,  Roggen- 
brod,  Kartoffeln,  Butter,  Reis  und  Milch  betrug  zusammen  von: 

1841—45     1846—50     1851—55     1856—60     1861—65     1866—70     1871—75 
Mark     162,64      180,84       188,99       207,22      207,57       247,41       282,17. 

Fercentale  Zunahme  gegenüber  dem  Durchschnittspreis  von  1841/45: 
11,19        16,20         27,41        27,63        51,12         73,49. 
Fercentale  Steigerung  der  gesammten  Durchschnittslöhne  von: 

1840—50  1840—60  1840—70  1840—76 

9,66  33,85  48,06         98,00. 

Der  Verfasser  der  uns  vorliegenden  Mittheilungen  kommt  nun  wört- 
lich zu  dem  Schlüsse:  „Zieht  man  in  Betracht,  dass  bei  den  Löhnen  ein 
Zeitraum  von  35  Jahren  zwischen  dem  ersten  und  letzten  zur  Yergleichong 
gezogenen  Jahr  liegt,  während  durch  die  Anwendung  des  fün^ährigen 
Durchschnitts  bei  den  Lebensmitteln  von  der  Mitte  des  ersten  Jahrfünfts 
bis  zur  Mitte  des  letzten  nur  30  Jahre  zu  rechnen  sind,  so  wird  diese 
Differenz  (zwischen  der  Preissteigerung  und  der  Lohnsteigerung)  wohl  bis 
auf  ein  Minimum  verschwinden.  Die  Erhöhung  der  Löhne  in  dieser  Fa- 
brik wird  demnach  auch  in  Bezu^  auf  die  HaupÜebensmittel  so  ziemlich 
mit  der  allgemein  eingetretenen  Preissteigerung  Schritt  gehalten  haben.'' 
—  Wir  sahen  jedoch  weiter  oben  schon,  dass  die  Löhne  der  unter  18  Jäh- 
rigen von  1830  —  75  auf  das  Dreifache  gestiegen  sind,  diejenigen  der 
18 — 30  Jährigen  aber  kaum  auf  das  Zweieinhalbfache  und  die  der  30 — 
50  Jährigen  nur  auf  das  Doppelte.  Man  wird  also  bei  einer  Yergleichong 
der  Lohnsteigerung  mit  der  Steigerung  der  Lebensmittelpreise  die  Verhält- 
nisse der  unter  18  Jährigen  weglassen  müssen,  da  der  Hauptgrund  ihrer 
enormen  Steigerung  natürlich  weniger  in  der  Lebensmittelvertheuerung 
als  darin  liegt,  dass  heutzutage  die  jugendlichen  Kräfte  früher  selbständig 
und  verwendbar  werden,  als  es  sonst  der  Fall  war.  Zieht  man  aber 
wirklich  nur  die  über  18jährigen  Arbeiter  obiger  Fabrik  in  Betracht^  und 
zwar  die  verschiedenen  Geschäftszweige  einzeln  für  sich»  so  ergeben  sich 
zum  Theil  ganz  andere  Verhältnisse.    Nämlioh: 
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DarchsohniitswoohenTerdienst  der  über  18jährigen: 

Fischbein-  Arbeiter  ohne 

Stockmacher  Arbeiter  Rohrarbeiter  Handwerker     nähere  Bezeichnung 

M  M  M  M  M 

1840         12,40  13,50  9,80  11,76  12,76 

1875         20,76  19,83  19,43  25,36  22,00. 

Peroentale  Steigerung  von  1840 — 1875: 
67,5  46,9  98,3  115,6  72,4. 

Hiernach  blieben  also  die  Lohnfortsohritte  der  Eischbeinarbeiter  und 
Stockmacher  weit  hinter  den  Fortschritten  der  Lebensmittelpreise  und 
noch  mehr  hinter  der  Wohnungsvertheuerung  zurück,  während  die  „Hand- 
werker" mit  ihrer  Lohnzunahme  die  steigenden  Lebensmittelpreise  weit 
überholt  haben.  Nur  die  Löhne  der  „Rohrarbeiter"  und  der  „Arbeiter 
ohne  nähere  Bezeichnung"  haben  mit  den  Preisen  ungefähr  gleichen  Schritt 
gehalten.  —  A.  E. 

VIL 
Statistik  der  öffontliohen  und  Privat- Volkssohalen  in  den  im  Beichs- 
rathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern.    Nach  den  von  den 
Bezirksschulbehörden  für  das  Schuljahr  1875  vorgelegten  Erhebungen 
bearbeitet  von  Gustav  Adolf  Schimmer,  Hof-Sekretär  der  k.  k. 
Direktion  der  administrativen  Statistik.    Herausgegeben  von  der  k.  k.  sta- 
tistischen Gentral-Eommission.   Mit  3  Karten.   Wien  1876.   4^^.    159  SS. 
Das  Unterrichtswesen   ist  ein   noch  wenig  kultivirtes  Feld  der  Stati- 
stik,  und  erst  die  letztvergangenen  Jahre  erfreuten  uns  mit  einigen  Pro- 
ben,   deren  vorzügliche  Eigenschaften  nun  zu  regelmässiger   und  inten- 
siverer Bearbeitung  dieses  fruchtbaren  Bodens  aufmuntern.     Fast  gleich- 
zeitig haben  Oesterreich,  Bayern  und  die  Schweiz  umfassende  statistische 
Werke  über  ihr  Unterrichtswesen  der  Oeffentlichkeit  unterbreitet  und  vor 
der  internationalen  Jury  zu  Wien  um  die  Palme  gerungen,  nicht  zu  ver- 
gessen der   ebenfalls  vorzüglidien    und  bis  jetzt  vollständigsten  Statistik 
des  Unterrichtswesens  im  hamburgischen  Staat  für  1872. 

Heute  liegen  uns  die  Eesultate  der  zweiten  statistischen  Aufnahme 
der  Volksschulen  in  Oesterreich  vor,  laut  Einleitung  gestützt  auf  eine  zu- 
verlässigere Erhebungsmethode  als  jene  für  das  Schuljahr  1870/71,  indem 
bei  dieser  zweiten  Aufnahme  die  zeitraubende  Anfertigung  der  Bezirks- 
Uebersichten  nicht  mehr  von  den  auch  anderweitig  beruflich  in  Anspruch 
genommenen  Bezirks-Sohulinspektoren ,  sondern  von  den  Landes-Schulbe- 
hörden  erfolgte,  so  dass  Erstere  nur  noch  die  Eontrole  und  Berichtigung 
der  von  den  einzelnen  Schulvorständen  eingehenden  Fragebogen  zu  be- 
sorgen hatten.  An  einzelnen  Daten  handgreiflicher  Unrichtigkeit  fehlt  es 
zwar  auch  jetzt  wieder  nicht;  doch  wird  im  Texte  gewissenhaft  darauf 
hingewi.esen ,  wie  denn  überhaupt  die  textliche  sowohl  als  tabellarische 
Darstellung  eine  vortreffliche  ist  und  bei  gedrängter  Kürze  und  Ueber- 
siohtlichkeit  der  Hauptsache  nach  ein  umfassendes  Bild  des  österreichi- 
schen Yolksschulwesens  gewährt.  Die  Yergleiohung  mit  der  Aufnahme  von 
1870  wird  durch  die  vielfache  Ungenauigkeit  der  letztem  leider  sehr  er- 
schwert^ was  um  80  mehr  zu  bedauern  ist,  als  bei  anderer  Sachlage  die  Ge- 
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legenheit  geboten  gewesen  wäre,  die  bis  jetzt  erfolgten  Wirkungen  des  neuen 
allgemeinen    österreichischen  Schulgesetzes    vom  14.  Mai   1^69    abzulesen. 

Die  vorliegende  Statistik  behandelt  nach  kurzer  Darstellung  des  Er- 
hobungsverfahrens  nebst  Mittheilung  der  Fragebogen  „die  Zahl  der  Scha- 
len" nach  Klassen  und  Unterrichtssprache,  die  „Lehrer"  nach  Zahl,  Ge- 
schlecht, Alter,  Stand  und  Besoldung,  den  „Schulbesuch"  nach  Zahl,  Ge- 
schlecht, Alter,  Keligion  und  Muttersprache  sowie  nach  dem  YerhältniBS 
der  Schulbesuchenden  zu  den  Schulpflichtigen  und  zur  Bewohnerzahl, 
schliesslich  , »Schulgebäude  und  Schuleinrichtung"  nach  Zahl,  Eigenthums- 
verhältnissen ,  Bauzustand,  Bibliotheken  und  Tumeinrichtungen.  Beigege- 
ben sind  3  Karten  über  das  Yerhältniss  der  Schulen  mit  einem  Lehrer 
zu  der  Gesammtzahl  der  Schulen,  das  Yerhältniss  der  mit  OeffenÜichkeits- 
recht  versehenen  Yolksschulen  zur  Bevölkerung  und  das  Yerhältniss  der 
schulbesuchenden  zu  den  schulpflichtigen  Kindern. 

Es  sei  uns  gestattet,  nachstehend  einige  Yerhältnisszahlen  herauszu- 
greifen. Dem  Abschnitt  „Zahl  der  Schulen"  entnehmen  wir,  dass  auf 
eine  Quadratmeile  2,69  Schulen  und  auf  eine  Schule  1382  Einwohner 
kommen.  In  der  Schweiz  waren  die  betreffenden  Zahlen  im  Jahr  1871 
6,8  und  511,  während  in  Thüringen  im  Jahr  1865  683  Einwohner  auf 
eine  Schule  kamen.  Diese  Yerhältnisse  sind  jedoch  nur  äusserst  sorgfaltig 
und  jedenfalls  nur  mit  gleichzeitiger  Beziehung  aufeinander  zu  benutzen, 
indem  die  Zahl  der  Schulen  auf  einer  Quadratmeile  noth wendigerweise 
von  der  Bevölkerungsdichtigkeit  des  gleichen  Flächenraums  abhängig  ist. 
So  wird  z.  B.  Niemand  annehmen,  dass  Triest  sammt  Gebiet  bezüglich  der 
Schulenzahl  8  Mal  günstiger  gestellt  sei  als  Tyrol,  weil  hier  nur  2,67, 
dort  aber  20,58  Schulen  auf  eine  Quadratmeile  kommen,  denn  der  grössern 
Schulenzahl  steht  in  Triest  auch  eine  ungleich  grössere  Zahl  Bewohner 
entgegen  als  in  Tyrol;  hier  kommen  nur  598,  dort  aber  3517,  also  6  Mal 
mehr  Bewohner  auf  eine  Schule.  Hinwiederum  macht  eine  sehr  dünne, 
resp.  zerstreut  wohnende  Bevölkerung  mehr  Schulen  nöthig,  als  wenn  die 
gleiche  Bevölkerungsmasse  nahe  beieinander  wohnt.  -  Es  hätte  also  die 
geographische  Karte,  welche  das  Yerhältniss  der  Schulen  zur  Bevölkerung 
darstellt,  fuglioh  wegbleiben  können,  indem  sie  kein  annähernd  richtiges 
Bild  zu  geben  vermag. 

Bezüglich  der  sprachlichen  Yerhältnisse  heben  wir  her- 
vor, dass  der  ausschliesslich  deutsch  ertheilte  Unterricht  44,3  ^/q,  der  Un- 
terricht in  czechisoher  Sprache  25,8  ®/q,  und  der  Unterricht  in  den  übri- 
gen Idiomen  29,9  ^/q  des  Gesammtun terrichts  beträgt,  wobei  jedooh  zu 
bemerken  ist,  dass  noch  ausserdem  an  2^/,  Prozent  der  öffentlichen  Yolks- 
schulen die  Unterrichtssprache  th  eil  weise  deutsch,  z.  B.  deutsch-czechisch, 
deutsch-polnisch  etc.  ist  Die  Muttersprache  der  Schulkinder  ist,  mit  Obigem 
ziemlich  übereinstimmend,  bei  46,4  Prozent  derselben  deutsch,  bei  33,3  Pro- 
zent czechisch,  und  bei  20,0  Prozent  polnisch,  ruthenisoh,  slovenisch  etc. 

Der  Konfession  nach  waren  95,1  Prozent  der  Sohulbesuohenden 
katholisch,  2,1  Prozent  evangelisch,  2,4  Prozent  israelitisch  und  der  Rest 
von  0,4  Prozent  griechisch-orientalisch,  armenisch  und  anglikanisch.  Der 
Unterricht  wurde  ertheilt  zu  0,4  Prozent  von  Ordensgeistlichen,  zu  1,7 
Prozent  von  WeltgeisÜichen,  und  zu  97,9  Prozent  von  Weltlichen ;  unter 
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dem  weiblichen  Lehrpersonal  hingegen  zu  18,1  Prozent  Yon  Nonnen,  und 
zu  81,9  Prozent  von  Weltlichen,  während  in  Bayern  das  Verhältniss  ein 
umgekehrtes  ist,  indem  84,7  Prozent  des  weiblichen  Lehrpersonals  aus 
Nonnen,   15,3  Prozent  aus  Weltlichen  bestand.  — 

Mayr  sagt  in  seiner  „Statistik  des  Unterrichts  und  der  Erziehung  im 
Königreich  Bayern",  2.  Theil,  Einleitung  S.  CXXV:  „Eine  die  Zunahme 
der  Lernmasse  erheblich  übersteigende  Mehrung  der  Lehr- 
kräfte ist  einer  der  wichtigsten  Beweise  für  den  Aufschwung  des  Yolks- 
schulwesens."  Ist  dem  so,  so  ist  der  Aufschwung  des  oesterreichi sehen 
Yolksschulwesens  von  1870 — 75  ein  weit  bedeutenderer  als  der  Aufschwung, 
den  das  bayerische  Yolksschulwesen  yon  1862 — 72  genommen.  In  die- 
sem Zeitraum  mehrte  sich  in  Bayern  die  Lernmasse  um  6,0  Prozent,  die 
Lehrkraft  um  9,3  Prozent.  In  Oesterreich  betrug  die  Zunahme  der  Lem- 
masse von  1870  —  75  17,25  Prozent,  der  Lehrkraft  um  23,50  Prozent. 
Der  Ueberschuss  der  Mehrung  von  Lehrkraft  gegenüber  jener  von  Lem- 
masse beträgt  hiemach  in  Oesterreich  für  die  in  Frage  stehende  vierjäh- 
rige Periode  5,25  Prozent,  in  Bayern  für  die  neunjährige  Periode  aber 
nur  3,3  Prozent  — 

Die  Altersverhältnisse  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  gestatten 
uns  nachfolgend  eine  interessante  verifizirende  Yergleichung  mit  denen 
der  Schweiz  und  des  hamburgischen  Staates.  (In  Bayern  wurden  leider 
keine  bezüglichen  Erhebungen  gemacht.  In  den  Zahlen  für  die  Schweiz 
ist  der  Kanton  Wallis  nicht  inbegriffen.  Auch  sind  der  Yergleichbarkeit 
wegen  die  beiden  österreichischen  Altersgruppen  21 — 25  und  26 — 80  in 
Eine  zusammengezogen.) 


In: 


Oesterreich  .  . 
der  Schweiz  .  . 
Hamburg  u.  Gebiet 


Prosent  der 


Lehrer 


Lehrerin  nen 


im  Lebensalter  von: 


21 

81 

bis 

bis 

bis 

20 

80 

40 

41 
bis 
60 


öl  . 

1,5s    über    bis 
60      ^0      20 

21 

31 

41 

51 

bis 

bis 

bis 

bis 

80 

40 

60 

60 

über 
SO 


Jahren. 


4,5 
6,1 
5.7 


34,0  25,7|l 5,2 
34,6  22,0'20,4 
26,7128,5115,4 


12,4 
12,3 
13,9 


8,2 
4,6 
9,8 


10,5 
16,4 


47,6 
48,5 


15,3143,7 


25,2 
22,4 
18,0 


10,8 
12,3i 


4,8 
2,8 
7,6 


1,1 
0,5 
3,1 


Wir  finden  bei  allen  drei  Ländern  und  bei  beiden  Geschlechtern  die 
Thatsache,  dass  die  Zahl  der  Lehrkräfte  schon  im  Alter  zwischen  21  und 
30  Jahren  kulminirt,  und  von  da  in  beinahe  übereinstimmender  Weise  ab- 
nimmt. Nur  die  Zahl  der  über  seqhzigjährigen  Lehrer  ist  erklärlicher- 
weise in  der  Schweiz  relativ  um  die  Hälfte  kleiner  als  in  Oesterreich  und 
Hamburg,  in  welch'  letzterem  Staate  auch  die  Zahl  der  im  höheren  Alter 
stehenden  Lehrerinnen  grösser  ist  als  in  Oesterreich  und  der  Schweiz,  wo 
die  Yerwendung  von  weiblichen  Lehrkräften  noch  nicht  so  lange  gebräuch- 
lich sein  dürfte  wie  in  Hamburg.  —  Yergleioht  man  noch  dai  Dienstalter 
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der  Lehrer  mit  ihrem  Lebensalter,  was  uns  an  Hand  der  schweizerischen 
Statistik  möglich  ist,  so  ergibt  sich,  wie  nachstehend  ersichtlich,  eine  fast 
TöUige  üebereinstimmung  zwischen  den  Prozenten  der  einander  entspre- 
chenden Lebens-  und  Dionstaltersgruppen : 

Prozent  der  Lebensjahre  bis  30   40,7     Procent  der  Dienstjahre  bis  10   43,9 
31—40    22,0         „  „  „         11—20  24,3 

41—50   20,4         „  „  „         21—30   17,6 

„  „  „  über  50    16,9         „  „  „        über  30   H2 

Aus  den  Besoldungsyerhältnissen  ersehen  wir  eine  ausser- 
ordentliche Verschiedenheit  des  durchschnittlichen  Lehrerg^haltes  in  den 
yerschiedeneu  Österreichischen  Ländern.  Während  durchschnittlich  für  das 
ganze  Beich  467  Gulden  auf  einen  Lehrer  entfallen,  ist  dagegen  z.  B.  das 
Yerhaltniss  in  Tyrol  167,  in  Nieder- Oesterreich  717  Gulden  auf  einen 
Lehrer.  Wir  hätten  gewünscht,,  dass  die  Besoldungen  für  Stadt  und  Land 
auseinander  gehalten  worden  wären,  da  so  allgemeine  Durchschnitte  für 
ganz  heterogene  Lebensverhältnisse  ein  wenigsagendes  Besultat  ergeben. 
So  beträgt  z.  B.  die  mittlere  Totalbesoldung  in  104  Ortschaften  mit  städ- 
tischem Charakter  in  der  Schweiz  1687  Franken,  während  die  mittlere 
Totalbesoldung  der  schweizerischen  Ortschaften  mit  ländlichem  Charak- 
ter 901  Franken,  also  fast  die  Hälfte  weniger  beträgt  — 

Aeusserst  interessante  Aufschlüsse  geben  uns  hingegen  die  Sexual- 
Terhältnisse  der  Schulbesuchenden,  sowie  das  Yerhaltniss 
der  schulbesuchenden  Kinder  zu  den  schulpflichtigen  in 
den  einzelnen  österreichischen  Ländern,  die  wir  uns  nachstehend  noch 
aufzuführen  erlauben,  indem  wir  im  Uebrigen  das  Studium  des  Werkes 
selbst  empfehlen  dürfen. 


In: 

Von  100 
Schalpflichti- 
gen besachten 

Auf  100  Soholbesn- 
chende  kamen 

die  Schule 

Knaben 

Mädchen 

Vorarlberg  .     .     . 

96,91 

49,87 

50,13 

Ober-Oesterreich  . 

94,54 

49,57 

50,43 

Salzburg      .     .     . 

93,32 

48,40 

51,60 

Nieder-Oesterreich 

88,88 

48,96 

51.04 

Mähren  .... 

88,09 

49,61 

50,39 

Tyrol      .... 

87,72 

50,52 

49,48 

Böhmen  .... 

86,00 

50,16 

49,84 

Schlesien     .     .     . 

83,25 

50,36 

49,64 

Kärnten       .     .     . 

71,95 

51,00 

49,00 

Steiermark  .     .     . 

71,90 

52,11 

47,89 

Krain      .... 

64,31 

51,86 

48,14 

Triest  sammt  Gebiet 

55,36 

47,43 

52,57 

Görz  und  Gradisca 

51,91 

53,63 

46,37 

Istrien    .... 

42,42 

59,23 

40,77 

Golizien  .... 

25,05 

58,33 

41,67 

Dalmatien    .     .     . 

20,05 

79,06 

20,94 

der  Bukowina  .    . 

15,69 

68,80 

81,20 
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Namentlich  betrübt  in  vorstehender  XJebersicht  der  geringe  Schnlbe-, 
such  in  der  Bukowina,  in  Dahnatien  und  Galizien,  womit  es  völlig  über- 
einstimmt, dass  in  besagten  Ländern  das  perzentale  Yerhaltniss  der  Kna- 
ben das  der  Mädchen  bis  zum  Dreifachen  übersteigt,  indem  in  Gegenden 
mit  laxem  Schulbesuch  noch  immer  eher  die  Knaben  als  die  Mädchen  zur 
Schule  geschickt  werden.  Trotz  der  ungünstigen  Verhältnisse  in  besagten 
Ländern  müssen  wir  übrigens  annehmen,  dass  sie  in  Wirklichkeit  noch 
ungünstiger  liegen,  da  wir  bei  den  dortigen  unerfreulichen  Zuständen  eine 
durchgehends  genügende  Unabhängigkeit  der  Sohulvorstände  und  Lehrer 
zu  gewissenhafter  Ausfüllung  der  Fragebogen  bezweifeln.  — 

Noch  hätten  wir  schliesslich  bei  der  Statistik  der  Schulgebäude 
und  Schuleinrichtung  eine  XJebersicht  der  Lehrzimmer  nach  ihren 
Grössenverhältnissen  gewünscht;  statt  dessen  hat  man  sich  unter  den  Bu- 
briken  „Bauzustand  der  Schulgebäude'',  9,Zu8tand  der  Schulzimmer''  und 
„Schuleinrichtung"  mit  den  Bezeichnungen  „gut"  und  „mangelhaft",  ,ygenü- 
geud"  und  „nicht  genügend"  begnügt.  Bei  der  unermesslichen  Belativität 
dieser  Begriffe  ist  natürlich  eine  Statistik  von  „genügend"  und  „ungenü- 
gend" werthlos.  Wenn,  wie  wir  z.  B.  dem  Texte  S.  XXIII  entnehmen, 
in  den  Schulorten  Czomohuzy  und  Toraki  im  bukowiner  Schulbezirke  Wisz- 
nitz  die  Schulen  in  den  Todtenkammem  der  beiden  Gemeinden  unterge- 
bracht sind,  stellt  man  sich  unter  der  Bezeichnung  „ungenügend"  immer 
noch  nicht  wenig  genug  vor.  — 

A.  £. 


M  i  8  c  e  1  1  e  n. 


n. 

Zar  Statistik  der  Mehrgeburten. 

1.     Einleitung. 

Die  Oeburt  von  zwei  und  mehr  zu  gleicher  Zeit  in  derselben  Matter 
gereiften  Früchte  nennt  man  eine  Mehrgeburt  Die  Mehrgebart  kann  aus 
vollständig  getrennten  oder  mit  einander  verbundenen  Früchten   bestehen. 

Schon  in  früherer  Zeit  sind  die  Mehrgeburten  Gegenstand  der  Beobach- 
tung gewesen.  Bereits  Joh.  Schott  hat  es  in  seiner  Ausgabe  des  Ptole- 
maus  (Strassburg  1513)  fiir  Werth  gehalten  in  besonderen  Kapiteln  (§.  36) 
von  den  Zwillingsgeburten  ausführlich  zu  berichten. 

Statistische  Untersuchungen  über  die  Mehrgeburten  haben  J.  P.  Süss- 
milch  und  später  besonders  L.  Moser,  Y.  A.  Eiecke,  Chr.  Bernoulli  und 
Wappäus  gemacht.  Zur  Fortbildung  dieses  Tli^ils  der  Geburtenstatistik 
trugen  femer  die  Mediziner  Floss,  Göhlert,  Späth,  F.  Eeuss,  Fr.  Ahlfeldt, 
L.  Kleinwächter,  M.  Duncan  u.  A.  bei.  In  neuerer  Zeit  haben  die  Leiter 
der  amtlichen  Statistik  in  Deutschland,  Norwegen,  Schweden,  Dänemark, 
Oesterreich,  Frankreich  und  Italien  die  Mehrgeburten  auf  sehr  anerken- 
nenswerthe  Weise  berücksichtigt. 

Im  Yerhältniss  zu  den  übrigen  Partien  der  Statistik  der  Volksbewe- 
gung sind  die  Mehrgeburten  von  geringem  Belang.  Sie  kommen  selten 
vor,  und  tragen  im  Yerhältniss  zu  den  Einzelgeburten  nur  wenig  zur 
Volksvermehrung  bei.  Ihre  Lebensfähigkeit  bei  der  Geburt  ist  geringer 
und  soll  auch  nach  der  Geburt  noch  geringer  sein.  Diese  relativ  geringere 
Wichtigkeit  schliesst  nicht  aus  den  Mehrgeburten  im  Folgenden  Beachtung 
zu  zollen,  zumal  sie  zu  den  Merkmalen  grösserer  oder  geringerer  Bepro- 
duktionskraft  der  Bevölkerung  gehören,  und  in  innigem  Konnex  mit  der 
Geburtsziffer  im  Allgemeinen  stehen.  Die  sehr  häufige  synonyme  Anwen- 
dung der  Begriffe  „Geburten"  und  „Geborene'',  deren  Unrichtigkeit  einer 
Beachtung  werth  sein  möchte,  gab  zum  Theil  Veranlassung  zu  folgender 
Materialsammlnng. 

2.   Zur  Geschichte  der  Aufzeichnung  und  Zusammenstellung 

der  Mehrgeburten. 
Einzelne  Kirchenbuchführer  haben  bereits  am  Ende  des  17.  Jahrhun- 
derts bei  Aufstellung  der  jährlichen  Verzeichnisse  über  die  Getauften  die 
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Zahl  der  Zwillinge  berücksichtigt  ^).  Gegen  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
wird  in  den  Anordnungen  der  Behörden  über  die  Führung  der  Kirchen- 
bücher und  die  Anfertigung  der  Jahreslisten  die  Angabe  der  Mehrgeburten 
gefordert.  So  in  Preussen*)  durch  die  Ordre  vom  16.  November  1764 
und  das  Circulair  vom  2.  Januar  1766;  im  Herzogthum  Oldenburg  durch 
das  Consistorial  -  Circulair  vom  22.  März  1792.  Bezügliche  Anordnungen 
erschienen  später  in  Bayern  1803,  Grossh.  Hessen  1822,  vorm.  Kur- 
fürstenth.  Hessen  1829,  Belgien  1841,  Hannover  1852.  Mit  Entwicke- 
lung  der  Kirchenbuchführung  erweiterten  sich  auch  bei  den  Aufzeich- 
nungen und  Zusammenstellungen  die  Angaben  über  die  Mehrgeburten  in 
Preusscn  mit  dem  Jahre  1826,  in  Oldenburg  1856,  Grossh.  Hessen  1838, 
1863. 

Die  Ausdehnung  der  älteren  Angaben  über  die  Mehrgeburten  ist  sehr 
verschieden.  Zumeist  wird  nur  die  Zahl  der  Mehrgeburten  („Zwillinge") 
überhaupt  gefordert.  Seltener  findet  sich  die  Unterscheidung  nach  Zwil- 
lingen, Drilb'ngen  etc.  Häufige  Verwechselungen  zwischen  Mehrgeborenen 
und  Mehrgeburten  lassen  sich  annehmen. 

Zur  genauen  Aufzeichnung  und  einheitlichen  Zusammenstellung  der 
Mehrgeburt^n  suchten  die  statistischen  Kongresse  zu  Brüssel  ^)  und  St.  Pe- 
tersburg^) anzuregen.  In  Brüssel  wurde  als  wünschenswerth  bezeichnet 
die  Zwillinge  nach  Geschlecht  und  Ehelichkeit  in  den  einzelnen  Monaten 
zusammenzustellen.  Auf  dem  Kongress  in  St.  Petersburg  wurde  als  vor- 
theilhaft  bezeichnet  das  Geschlecht  und  die  Zahl  der  Mehrlingskinder  an- 
zugeben mit  der  Unterscheidung  ob  lebend-,  oder  todtgeboren,  ob  in  oder 
ausser  der  Ehe  geboren  und  das  Alter  der  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt 
hinzuzufügen.  Femer  wurde  als  wünschenswerth  hingestellt  in  den  Ge- 
burtsregistern anzugeben  die  Anzahl  der  Jahre,  wie  lange  die  Mutter  ver- 
heirathet  ist,  die  Anzahl  der  Kinder,  welche  sie  geboren  hat  uud  zwar 
mit.Einschluss  der  Todtgeborenen  und  mit  Unterscheidung  der  Mehrge- 
burten, in  den  Ländern  mit  gemischter  Bevölkerung  auch  die  Nationalität 
der  Mutter  mit  aufzuzeichnen. 

3.  Die  Veröffentlichungen  über  Mehrgeburten  und  Mehr- 
geborene in  den  amtlichen  Quellenwerken^). 
Wie  aus  den  zur  Benutzung  vorgelegenen  Quellenwerken  hervorgeht, 
werden  mit  Ausnahme  von  England  in  allen  Staaten  mit  einigermaassen 
entwickelter  Statistik  über  die  Bewegung  der  Bevölkerung  die  Mehrge- 
burten oder  die  Mehrgeborenen  oder  auch  die  Mehrgeburten  und  Mehr- 
geborenen  in  den  bezüglichen  Veröffentlichungen  berücksichtigt  Am  wei- 
testen zurückreichend  sind  diese  Veröffentlichungen  in  Schweden,  wo  für 

1)  Z.  B.  in  Leipzig  1692  vgl.  6.  Heft  der  Mittheilungen  des  statist.  Boreftos  der 
Stadt  Leipzig  von  G.  F.  Knapp  S.  VII. 

2)  Zeitschrift  des  Kgl.  Preussischon  statistischen  Bor.     11.  Jahrg.  1871  S.  247  ff. 

3)  Compte-rendu  g^n^ral  des  travaux  du  congr^s  international  de  statistique  en  ses 
sessions  en  1853  k  1869.     Publid  par  P.  de  S^m^now.     St.  P^tersbonrg  1872  p.  39. 

4)  Congris  international  de  statistique  k  St.  P^tersbourg,  VIII  session  1872,  denxiime 
partie.     p.  176. 

6)  Die  bezügl.  Quellenwerke,  welche  zur  Benutzung  vorlagen,  finden  sich  am  SchluM 
imanunengestellt 
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die   einzeluen  Landestheile   die  Zahl   der  Zwillings-,  Drillings-  und  Yier- 
lingsgeburten  seit  1751  fast  fortlaufend  vorliegt. 

Die  Veröffentlichungen  über  Mehrgoburten  aus  diesem  Jahrhundert 
hatten  in  den  einzelnen  Ländern  und  Laudestheilen  folgende  Ausdehnung. 
Die  dem  Namen  des  Staates  bezw.  der  Provinz  oder  Stadt  beigefügte  Zahl 
stellt  den  Zeitraum  dar,  für  welchen  diese  Angaben  vorhanden  sind.  Yor 
jeder  dieser  Angabe  des  Zeitraums  ist  eine  18  zu  suppliren.  Die  mit  a 
versehenen  Angaben  sind  nach  Gobietstheilen ,  die  mit  b  versehenen  nach 
Stadt*  und  Landgemeinden,  die  mit  c  versehenen  nach  Monaten  veröffent- 
licht. 

A.     Di  e  Mehrgf  eburten. 

1.  Ueborhaupt:  Bayern  25 — 35a,  Hessen  31 — 62ay  Oldenbug 
61— 70c,  Anhalt  61— 74a,  Bremen  26—72. 

2.  Nach  Yielfachheit  (d.h.  Zwillings-,  Drillings-  etc.  Gebart): 
Preussen  26 — 49,  Prov.  Hannover  53 — 65,  Bayern  35 — 62a,  Sachsen  81 
— 70a.b,  Hessen  66 — 73  a,  Mecklenburg-Schwerin  63 — 72,  8.  Weimar  85 
—64,  S.  Altenburg  46—64,  S.  Coburg- Gotha  37—64,  Hamburg  21—75 
(70 — 75a.b.c),  Lübeck  46—70;  Norwegen  51— 70a.b,  Belgien  41—66, 
Niederlande  50 — 64,  Spanien  67 — 68  a. 

3.  Nach  Yielfachheit  und  geschlechtlicher  Kombina- 
tion:  Preussen  52  I,  59 — 72a.b,  Sachsen  31 — 70a,  z.  Th.  auchb,  Hamburg 
61 — 69a.b;  Frankreich  66 — 72a,  Italien  68— 73a,  Schweiz  67 — 7la.b. 

4.  Die  Mehrgeburten  überhaupt  nach  Ehelichkeit:  Ol- 
denburg 55  — 70a,b. 

5.  Nach  Yielfachheit  und  £helichkeit:  Braunschweig  66 — 
72a.b,  Hamburg  61  —  69;  Dänemark  55 — 69a.b.c. 

6.  Nach  Yielfachheit,  Ehelichkeit  und  geschlechtlicher 
Kombination:   Stadt  Leipzig  70 — 74,  Baden  57 — 63,  Lübeck  66 — 70a. 

7.  Nach  Yielfachheit,  TJeberleben*)  und  geschlechtlicher 
Kombination:  Oldenburg  55 — 10a. 

8.  Nach  Yielfachheit,  Ueberleben  und  Ehelichkeit:  Stadt 
Leipzig  70 — 74. 

9.  Nach  Yielfachheit,  Ueberleben,  Ehelichkeit  und  ge- 
schlechtlicher Kombination:  Hessen  63  — 65a.b. 

B.     Die  Mehrgeborenen. 

1.  Nach  Geschlecht:  Anhalt  61 — 74a.b;  Belgien  51 — 60a.c. 

2.  Nach  Yielfachheit  und  Geschlecht:  Baden  64 — 72. 

3.  Ueberhaupt  nach  Ehelichkeit  und  Geschlecht:  Belgien 
41 — 50a.c. 

4.  Nach  Yielfachheit,  Ehelichkeit  und  Geschlecht:  Baden 
57 — 63;  Niederlande  60— 71a.b.c. 

5.  Nach  Yielfachheit,  Ueberleben  und  Geschlecht:  Schwe- 
den 51 — 7da.b,  Norwegen  66 — 68,  Frankreich  66 — 72a. 

6.  Ueberhaupt  nach  Ueberleben,  Eheliohkeit  und  Ge- 
schlecht: Belgien  61 — 66b,  Niederlande  60 — 71a.b.c. 

1)  D.  i.  die  Unterscheidung  ob  lebend-  oder  todtgeboren. 
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7.  Kach  Yielfachheity  Ueberleben,  Eheliohkeit  und  ge- 
Bchlechtlicher  Kombination:   Oesterreich  51 — 73  z.  Tb.  a. 

Weitere  Angaben  finden  sich  für  Hessen  nach  Zahl  der  wievielten 
Gebart  der  Mutter  mit  Unterscheidung  nach  Ehelichkeit,  Geschlecht,  Lau- 
destheilen,  Stadt-  und  Landgemeinden  auf  die  Jahre  1863  —  65.  Für  die 
Stadt  Berlin  nach  Konfession  in  den  Jahren  1867,  1871  —  1873.  Für 
München  sind  die  Mehrg^eburten  nach  Geschlecht  und  Ehelichkeit  in  den 
einzelnen  Monaten  des  I.  Semesters  1875  mitgetheilt. 

4.  Das  Yerhältnisß  .der  Mehrgeburten  zu  den  Geburten. 
Süssmilch^)  fand,  dass  die  Zwillingsgeburten  gewisse  Verhältnisse 
haben  und  berechnet  auf  60  bis  70  Getaufte  eine  Zwillingsgeburt.  Die 
Möglichkeit  der  Zwillingsgeburt  hängt  nach  ihm  von  den  Kräften  der 
Mutter  ab.  Moser  ^)  liegt  ein  grösseres  Material  zu  seinen  Berechnungen 
des  Verhältnisses  der  Zwillinge  zu  den  Geborenen  vor  und  zwar  aus  6 
Staaten  und  7  Städten.  Seine  Resultate  stellen  sich  für  die  einzelnen 
Staaten  und  Städte  auffällig  verschieden  heraus.  Vollständigeres  und  zu- 
verlässigeres Material  h^t  ^erst  J.  G.  Hoff  mann  ^)  für  das  Kgr.  Preussen 
auf  die  Jahre  1826 — 37  nach  der  Vietfachheit  der  Mehrgeburten  unter- 
schieden nach  Geschlecb^t  zuvammenstellen  lassen.  Aus  der  jgeringen  zeit- 
lichen und  örtlichen  Veprsehiedenheit  der  Häufigkeit  von  Mehrgeburten 
schlicsst  H<^mann,  dass  die  Mehrgebui^en  von  veränderlichen  äusseren 
Ursachen  "w^nif;  abhängig  sind.  Xach  Y.  A.  Eieoke^)  liegt  in  der  Häu- 
figkeit der  Jtelburgeburteji  ^n  auffallendes  If'^koaal  grösserer  oder  geringerer 
Beproduktiooakraft  der  Völker.  E.  Engel  ^)  schliesst  aus  dem  Material 
für  Sachsen  (1834  —  50) ,  dass  bei  der  Frage  der  Mehrgebvorten  Boziale  Zu- 
stände fast  ganz  ausser  dem  Spiele  bleiben,  dagegen  die  physischen  Ein- 
wirkungen ip  (den  Vorderj|*nind  treten.  Na«h  ihm  lassen  die  numerischen 
Werthe  der  Zwillingsgeburten  in  keiner  Weise  positive  Folgerungen  zu, 
dagegen  liege  in  ihnei^  dar  negative  Bcfv^is,  dass  sie  mit  der  Fruchtbar- 
keit der  Bevölkerung  in  keiP!^em  unwandelbaren  Zusammenhang  stehen. 
Ein  ziemlich  umfangrpichei  Material  hat  Wappäus^)  zusammengestellt 
Unter  19*698*322  Entbindupgen  waren  n«cb  ihm  98,88  ^/o  Einzelgeburten 
und  1,17  ®/e  Mehrgeburt^i  4uf  eine  Xiedisrknnft  kamen  l,oii8  Kinder. 
WappäuB  hebt  die  grosse  Gleichmässigkeit  des  Verhältnisses  der  Mehrge- 
burten hervor  und  schüesßt,  dass  das  Klima  wenig  oder  gar  keinen  Ein- 
fluss  auf  dieses  Verfaältqiss  ausübe. 


1)  J.  Peter  SfiBsmilch:  Die  göttliche  OrdojUDg  in  den  Ver&nderungen  des  mensch- 
lichen Geschlechts  ans  der  Geburt,  dem  Tode  and  der  Fortpflanzung  desselben  erwiesen. 
4.  Ausg.     Berlin  1775.    Theil  I,  S.  51,  195. 

S)  Ludw.  Moser:  Die  Gesetze  der  Lebensdauer.     Berlin  1839.     S.  217. 

8)  Die  Bevölkerung  des  preussischen  Staats.  In  staatswirthschafUicher ,  gewerb- 
licher und  sittlicher  Beziehung  dargestellt.     Berlin  1889.     S.  47. 

4)  Ueber  den  Menschen  und  die  Entwickelung  seiner  Fähigkeiten  oder  Versuch  einer 
Physik  der  Gesellschaft  von  A.  Qnetelet.  Deutsche  Ausgabe  von  Dr.  V.  A.  Riecke. 
Stattgart  1888.    8.  49 

5)  Statistische  Mittheilungen  aus  dem  Kgr.  Sachsen  herausg.  vom  statistbchen  Bu- 
reau des  Ministerium  des  Innern.     Dresden  1852.    8.  48,  49. 

6)  Wappius:  Allgemeine  BevölkernngssUtistik.     I.  Theil.     Leipzig  1859.     S.  168. 
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Nach  amtlichen  Quellen   sind   folgende   positive  Zahlen  zasammenge« 
stellt  und  die  relativen  berechnet  worden : 


Staat  bezw.  Provinz 

Sa.  der  Jahre 

Die  Gebarten 

Die  Mehr- 

Vo 

geburten 

Prov.  Preussen       .     .     . 

18^ 

1*952148 

25637 

IfUi 

„     Brandenburg 

*f 

1-504452 

19688 

IfSOS 

„     Pommern 

839517 

10667 

1.271 

„     Posen       .     . 

1021013 

12408 

1|S1& 

„     Schlesien 

2-1 71056 

27131 

1,250 

,,     Sachsen    .     . 

M85861 

16025 

1>951 

„     Westfalen 

947437 

11067 

1|I68 

„     Rheinland 

1-929971 

22965 

1|I90 

„     Hohenzollem 

37251 

564 

IfbU 

Sa.  dieser  9  Provinzen 

11-588705 

146152 

1,261 

Kgr.  Sachsen     .... 

^m 

1-421213 

18269 

l,28ä 

Grossh.  Hessen 

im 

343626 

4453 

1,296 

„       Oldenburg 

18M 

152940 

2223 

1,454 

Prov.  Hannover     . 

18M 

1-313073 

16126 

1,228 

Braunsohweig    .     . 

18M 

194625 

2455 

1,261 

Hamburg       .     .     . 

im 

144188 

1791 

1,242 

Lübeck     .... 

im 

32452 

384 

1,1SS 

Bremen    .... 

im 

76209 

1421 

1,865 

Mecklenburg-Schwerir 

im 

182982 

2857 

1,561 

8.  Weimar    .     .     . 

im 

176022 

2290 

1,S01 

S.  Altenburg     .     . 

im 

97277 

1279 

1,315 

S.  Coburg     .     .     . 

im 

28665 

375 

1,308 

S.  Gotha  .... 

im 

64399 

842 

1,307 

Bayern     .... 

imm 

3104055 

54864 

1,767 

Württemberg     .     . 

im 

645119 

8343 

1,293 

Baden       .... 

im 

843070 

10325 

1,225 

Schweden      .     .     . 

im 

2-780909 

39829 

1,432 

Norwegen     .     .     . 

18^ 

1041452 

12718 

1,221 

Dänemark     .     .     . 

11*4 

800687 

11630 

1,453 

Oesterreich  .     .     . 

10-855821 

125116 

1,153 

Italien 

18H 

5-703473 

65572 

1,150 

Spanien    .... 

im 

1193392 

10235 

0,858 

Frankreich    .     .     . 

18M 

6-792612 

66080 

0,973 

Niederlande  .     .     . 

18 

n 

2-381872 

30943 

1,299 

Die  Summe  dieser  Zahlenreihen  umfasst  51*958-838  Geburten  und 
636572  oder  1,225  ®/o  Mehrgeburten. 

Bei  Beurtheilung  dieser  relativen  Zahlen  ist  die  Aufzeichnungsweiee 
der  einzelnen  Staaten  und  Landestheile  zu  beachten.  Die  niedrige  Mehr- 
geburtenziffer in  den  preussischen  Provinzen  Bheinland  und  Westfalen, 
sowie  zum  Theil  in  Frankreich  und  wohl  auch  in  Spanien  läset  sich  dannif 
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zurückführen,  dass  im  Geltungsbereich  des  Code  civil  die  Kinder,  welche 
vor  der  Meldung  beim  Civilstandsbeamten  sterben,  häufig  nicht  zur  Auf- 
zeichnung gelangen.  In  Folge  der  geringeren  Lebensfähigkeit  der  Mehr> 
lingskinder  bei  der  Geburt  lässt  sich  in  genannten  Ländern  auf  ein  geringes 
Defi^t  der  Mehrgeburtenzahl  schliessen,  welches  sich  mit  dem  angenomme- 
nen Defizit  der  Einzelgeburten  nicht  ausgleicht. 

Könnte  man  die  obigen  Verhältnisse  der  Geburten  zu  den  Mehrge- 
burten unter  einander  vergleichen,  so  würde  sich  der  Schluss  ergeben, 
dass  im  nördlichen  Europa  die  Häufigkeit  der  Mehrgeburten  grösser  ist 
als  im  südlichen. 

So  lange  die  Physiologen  keine  bestimmten  Angaben  über  die  Ent- 
stehung der  Mehrgeburten  machen  und  so  lange  kein  reichhaltiges  Material 
über  die  Frequenz  der  Geburten  und  Mehrgeburten  nach  Vermögens-,  Ver- 
brauchs- und  Berufsklassen  sowie  nach  Altersklassen  der  Eltern  vorhanden 
ist,  wird  man  sich  den  obigen  Hypothesen  nicht  ohne  Weiteres  anschliessen 
können. 

lieber  die  Bedeutung  der  Mehrgeburten  für  die  sozialen  und  wirth- 
Bchaftlichen  Verhältnisse  kann  wohl  nur  eine  Ansicht  zutreffend  sein,  die 
nämlich,  dass  die  Mehrgeburten  ausserhalb  des  Bereichs  naturgemässer 
Fortpflanzung  liegen,  dass  sie  in  der  Entwickelungs-,  Geburts-  und  zum 
Theil  auch  in  der  Säuchungsperiode  von  der  Mutter  ausserordentliche 
Kräfte  fordern,  welche  sie  häufig  gar  nicht  besitzt  und  dadurch  ihr  Un- 
tergang beschleunigt  wird.  Dass  Pflege  und  Ernährung  der  Mehrlings- 
kinder seitens  der  Mutter  sehr  häufig  zu  wünschen  übrig  lassen,  kann  man 
annehmen. 

5.     Die  Vielfaohheit  der  Mehrgeburten. 

Die  statistischen  Quellen  werke  berichten  von  Zwillings-,  Drillings- 
und Vierlingsgeburten.  Fünflingsgeburten  gehören  zu  naturhistorischen 
Merkwürdigkeiten,  deren  Möglichkeit  angezweifelt  werden  darf.  J.  G.  Hoff- 
mann macht  Mittheilung  von  einer  Fünflingsgeburt,  welche  in  einem  säch- 
sischen Dorfe  (in  Alt-Mitweida  bei  Kochlitz  im  August  1838)  vorgekommen 
sein  soU^).  Die  Häufigkeit  der  Mehrgeburten  nach  ihrer  Vielfachheit  ist 
schon  früher  verschiedentlich  ermittelt  worden.  Wappäus  berechnet  auf 
10  Millionen  Geborene:  227597  Zwillingskinder,  8948  Drillinge,  118  Vier- 
linge und  3  Fünüinge  *).  Engel's  Ansicht  geht  dahin,  dass  die  Mehrge- 
burten, je  vielfacher  sie  werden,  nur  Ausnahmen  von  der  Regel  sind,  deren 
Konstanz  in  dem  Grade  geringer  wird,  als  die  Vielfachheit  wächst*). 

Die  Einzelangaben  der  folgenden  Zusammenstellung  beziehen  sich  mit 
Ausnahme  der  für  Bremen  auf  sämmtliche  Goburtsfälle  desselben  Zeitraums, 
welche  in  der  auf  der  vorhergehenden  Seite  gegebenen  Uebersicht  enthal- 
ten sind. 


1)  Vgl.  oben  die  Note  S.  8  des  vorigen  Abschnitts. 
3)  Vgl.  oben  die  Note  S.  6    „         „  „ 

8)  VgL  oben  die  Note  S.  5    „        „  „ 
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Viar- 

U»t«r 

lOOOCkburt« 

ZwiuiDgs^ 

DriUingi- 

Staat  bflBw.  ProviuK 

lin^' 

Zwil- 
lings' 

Odl- 

Vitr- 

gebnrtea 

gebarten 

Prov*  Prenseen    *     ,     . 

25317 

318 

2 

12,97 

0,163 

0.ci(»a 

„     BraDdenbuTg  ,     , 

19465 

220 

3 

l%si 

0,148 

0,00*5 

fj     PommcTt)    * 

10547 

118 

2 

12,5*, 

0,141 

0,0034 

„     PoBCn     . 

122Ö4 

152 

2 

12,00 

0,14* 

0,001« 

„     SchlGsien 

26825 

303 

3 

12,»6 

0,110 

Opoou 

„     ßaeheen 

15869 

154 

2 

13,a& 

0,t50 

0,OJil7 

„     Westfalen 

10929 

135 

3 

tl,54 

0,l4t 

OtoÖat 

„     BheiDlatid 

2266Ö 

296 

4 

11,74 

0,153 

0,oo»i 

„     Hohenzollem  *     . 

566 

8 

— 

14,93 

0,M5 

Sa.  diQfter  9  ProviDzen 

144437 

1704 

21 

I2,4fl 

0,147 

0,^ 

K^,  Sachsea  .     ,     ,     . 

181 Q7 

159 

3 

12,T4 

0,u* 

0,0031 

Orosih.  HcBseQ    .     .     . 

4397 

54 

2 

12,go 

0,157 

0,0551 

„       Oldenburg    ,     . 

2199 

24 

— 

14,88 

0,JS7 

Prov.  Hannover  ,     .     , 

15919 

204 

3 

12,1« 

0,155 

0,0033 

BraunBchweig       »     »     , 

2430 

25 

— 

12,*i, 

0,138 

Hamburg 

1770 

31 

^ ^ 

12.4JI 

0,14« 
0  141J 

Lübeck       

379 

,■5 

11    HA 

Mccklcnburg-Scb worin  . 

3830 

27 

H — 

15,«, 

v,li4 
0,|4B 



8.  Weimar      .     .     .     , 

2272 

18 

— 

I3,si 

0,103 



S.  Altenburg  -     ,     ,     , 

1369 

10 

— 

18,06 

0,103 



8,  Coburg 

372 

3 

__^_ 

12  «• 

0    1  At 

S.  Gotha 

833 

9 

_ 

12,95 

0,140 

_ 

Bayern 

53896 

968 

17,»fl 
l2,»o 

0  «1  • 

Württemberg  ,     .     ,     . 

8258 

78 

7 

vja  1  ■ 

O.iji 

0,010» 

Baden    

10212 

112 

1 

12,11 

0    1  «4 

0   AAI  + 

Schweden 

39274 

649 

6 

14,13 

"il55 
0,187 

O,oott 

Norwegen 

12550 

168 

I3,n^ 

0  ^  jii 

Dänemark 

11498 

130 

2 

14,5« 

11,5« 

0    AflAH 

Oeaterreich      ,     ,     »     . 

123340 

1745 

31 

VjlBI 

0,101 

VfODB« 
0,003» 

Italien 

64688 

878 

6 

11, MA 

0    4  C.  J 

O^oou 

0  rtAAa 

Spanien 

10088 

146 

1 

8    Af. 

v,L54 

Oaii 
0,100 

Frankreich      .     -     .     . 

65403 

677 

Of4& 
9,73 

v,0003 

Niederlande     , 

-     * 

30536 

396 

11 

12,8* 

0,16« 

0,0041 

Aas  der  Summe  Yorstehender  Zahlen,  welohe  626947  Zwillings-,  8110 
Drillings-  und  94  Vierlingsgeburten  enthält,  berechnen  sich  auf  1000  Ge- 
burten überhaupt  12,o8  Zwillings-,.  0,i56  Drillings-  und  0,oois  Vierlings- 
geburten im  Durchschnitt. 
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6.    Die  Bewegung  der  Mehrgeburtenziffer. 
Nicht  für  alle  Staaten   und  Landestheile   können  im  Folgenden   die 


Verhältnisse  berechnet  werden. 

Einige  Beispiele  mögen 

genügen: 

Staat,  bezw.  Provinz 

Im 

Durchschnitt 

der  Jahre 

Geburten 

Mehr- 
geburten 

Vo 

Königreich  Prenssen   alten  Best. 

18M 

741712 

9268 

1»850 

M                       n                       >9 

18M 

780792 

9921 

1,271 

»                       »                        » 

ls^ 

825530 

10394 

1,259 

Königreich  Sachsen 

75607 

947 

1,253 

f>               »>        ... 

18^ 

80579 

1033 

1,282 

>»           _    »        ... 

isfl 

83639 

1087 

1,300 

w                     »           •       •       • 

18|$ 

93625 

1228 

1,302 

tt                  >»          •      •      • 

18f| 

101420 

1263 

1,245 

GroBsherzogthum  Oldenburg 

18^ 

9026 

138 

1,529 

»>                       » 

18H 

9437 

142 

1,505 

»                       »» 

10087 

139 

1,378 

Proyinz  Hannover    .     .     .     , 

18M 

60304 

742 

1,280 

i>               »>          .... 

18M 

62731 

760 

1,212 

w                     >»              .... 

18M 

64512 

789 

1,228 

Herzogthum  Brannschweig 

I8f| 

9043 

120 

1,327 

j>                      >» 

18^ 

9582 

123 

1,284 

9f                                            >l 

18f 

10317 

127 

1,231 

Königreich  Norwegen    .     . 

18f^ 
18ff 

48307 

602 

1,246 

>i                 »>           ... 

53131 

663 

1,247 

>»                 i>           ... 

18fi 

54046 

672 

1,243 

>i                 II           ... 

18M 

52801 

607 

1,150 

In  Prenssen,  Sachsen,  Oldenburg,  Braunschweig,  Norwegen  zeigt  sich 
ein  nicht  unerheblicher  Rückgang  der  Mehrgeburtenziffer  im  letzten  Qui- 
ennium.  Piir  einige  Staaten  ist  diese  Mehrgeburtenziffer  auf  die  einzelnen 
Jahre  berechnet  worden.     Die  divergirenden  Verhältnisse  liegen: 


J^ 

das  Maximum 

das  Bünimum 

18|^  PreuBsen  alt.  Best 

i.  J.  1864  mit  1,31 

i.  J.  1871  mit  l,ii 

18H  Sachsen 

„      1859     „     1,40 

„     1869    „     l.xT 

184^  Oldenburg 

„      1862     „     1,74 

„      1865    „     1,1g 

18^  ProT.  Hannover 

„      1873     „     1,84 

„      1866    „     1,1, 

IS^  Hamburg 

„      1869     „     1,61 

„      1865    „     0,79 

18f|  Braunschweig 

„        1871      „       1,67 

„      1854    „     0,,i 

Nachstehende  Zahlen  yerdeutlichen,  dass  die  Häufigkeit  der  Mehr- 
gebarten in  gewissem  Yerhältniss  zur  Frequenz  der  Geburten  steht.  Aus 
den  nach  den  Resultaten  der  Yolksaufhi^men  mittelst  der  Begeln  der 
Snseszins-Bechnung  filr  die  einzelnen  Jahre,  aus  welchen  eine  Bevölke- 
rungsau&ahme  nicht  yorliegt|  berechnete  durchschnittliche  Yolkszahl  er« 
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geben   sich   naoh   den   absoluten  Zahlen   auf  Torstehender  Seite   folgende 
Verhältnisse : 


Auf  10000  EinwohDcr 

QAom*      VxkM^v         Oaa^ann» 

Im 

DarchschDitt 

der  Jahre 

kommen 

Staat  oesw.  irovinz 

Oeburteo 

H«Iir- 
geborteo 

Königreich  Preussen  alten  Best      .     . 

18M 

395,7 

4,9i4 

II                     n                    9f                 * 

18M 

396,7 

5,041 

9f                              II                               If 

18H 

403,8 

5,084 

Königreich  Sachsen 

18« 

411,1 

5,149 

»               >»•••' 

411,5 

5,17» 

»               II        •     •     • 

18« 

400,6 

5,906 

tf               II        •     •     • 

18H 

417,0 

5>4«9 

n                    II          •      •      •      • 

18« 

420,, 

6,«ss 

Ghrossherzogthum  Oldenburg  . 

18« 

310,4 

4,746 

II                                            9» 

18« 

316,8 

4,767 

II                                            II 

18« 

332,6 

4,584 

Proyinz  Hannover    .     .     . 

18« 

329,1 

4,049 

II              II           ... 

18« 

382,8 

4,096 

II               II           .... 

18« 

333,0 

4,079 

Herzogthum  Braunschweig 

18« 

333,8 

4,498 

II                      II 

18« 

838,5 

4,846 

1»  ^                   II 

18« 

346,0 

4,958 

Königreich  Norwegen    .     • 

18« 

324,0 

4,088 

II                 II           •     • 

18« 

341,0 

4,95« 

II                 II           •     • 

18« 

325,9 

4,059 

II                 II          •     • 

18« 

805,6 

3,514 

Die  gleichartige  Bewegung  der  Geburten  und  Mehrgeburten  nach  mehr- 
jährigen Perioden  stellt  sich  zumeist  auch  in  den  einzelnen  Jahren  heraas. 
Becht  auffallig  erweist  sich  dieses  Yerhältniss  für  das  Kgr.  Preussen  alten 
Bestandes;  innerhalb  der  Jahre  1860  bis  74  erreicht  die  Geburten-  und 
Mehrgeburtenziffer  zur  Yolkszahl  das  Minimum  1871,  das  Maxiraum  1874. 

Alle  angeführten  Beispiele  aus  Deutschland  erweisen  von  Periode  za 
Periode  zunehmende  relative  Zahlen  der  Geburten  und  Mehrgeburten,  wo- 
gegen für  Norwegen  im  letztgenannten  Dezennium  wesentliche  Abnahme 
derselben  sich  ergibt. 

7.    Das  Wachsthum  der  Mehrgeburtenziffer. 

Obgleich  das  Material  nicht  weit  zurückreichend  ist  und  die  Angaben 
für  die  einzelnen  Staaten  sich  nicht  auf  gleiche  Zeiträume  erstrecken,  so 
lässt  sich  doch  aus  den  meisten  Verhältnissen  auf  eine  geringe  Zunahme 
der  Mehrgeburten  schliessen.  Für  Oesterreich  und  Oldenburg  stellt  sieh 
eine  geringe  Abnahme  heraus. 
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Summa 

Mehr. 

Summa 

Mehr- 

Staat bezw.  Prorini 

der 
Jahre 

Geburten 

gebur- 
ten 

Vo 

der 
Jahre 

Geburten 

gebur- 
ten 

'lo 

Königr.  Preussen  alten  Best 

^m 

5270920 

66521 

1,862 

18« 

5582925 

70728 

1,267 

Königreich  Sachsen      .     . 

18tt 

1133941 

14392 

1,269 

18« 

1428223 

18269 

1,279 

Grossherz.  Oldenburg 

18« 

72784 

1114 

1,&S1 

18« 

80156 

1109 

1,384 

Provinz  Hannover  . 

A8« 

607149 

7406 

1,220 

18« 

647440 

8037 

Brannschweig      .     . 

18« 

90818 

1126 

1,240 

18f 

103807 

1329 

Hamburg  .... 

18  + 

60069 

621 

1,034 

18*! 

84129      1170 

Baden   

18  i 

392444 

4698 

1,197 

18^f| 

450626      5627 

Niederlande    .     .     . 

18« 

1119016 

14092 

1,259 

1262856,  16851 

Oesterreich     .     .     . 

18« 

5265074 

61171 

1,162 

18« 

5690747    63945 

Schweden  .... 

18« 

1345265 

19248 

1,430 

18?! 

1435644 

20586 

Nach  einigen  früheren  Angaben  ergibt  sich  für  das  Kgr.  Preussen 
eine  Mehrgeburtenziffer  im  Durchschnitt  der  Jahre  18|f:l,i69  —  IBff: 
1,10?;  für  Sachsen  18J|;  1,304;  für  Oesterreioh-Ungam  18|f:  1,221. 

8.    Die  ehelichen  und  unehelichen  Mehrgeburten. 


Summa 

der 

Jahre 

Die  ehelichen 

Die  unehelichen 

Staat 

Geburten 

darunter 

Mehr- 

geburten 

'lo 

Geburten 

darunter 
Mehr- 
geburten 

'lo 

Oesterreich    .     . 
O&nemark      .     . 
Oldenburg      .     . 
Hessen 

18« 

9348794 

712490 

144234 

76249 

140764 

71075 

108949 

10348 

2079 

996 

1874 

844 

1,165 
1,452 
1,441 
1,306 
1,381 

1,187 

1592785 

88195 

8706 

15868 

28085 

10154 

16634 

1282 

144 

220 

808 

88 

1,044 
1,454 
1,654 
1,886 
1,098 

0,867 

Braunschweig     . 
Hamburg  (excl.  Bei 
dorf)      .     .     . 

•ge 

Die  Frequenz  der  ehelichen  und  unehelichen  Mehrgeburten  zeigt  wenig 
Unterschiede.  In  einigen  Staaten  wird  die  eheliche  Mehrgeburtenziffer 
von  der  unehelichen  übertroffen.  Wollte  man  sich  einen  gewagten  Schluss 
aus  vorstehender  Uebersicht  erlauben,  so  würde  derselbe  auf  eine  grössere 
eheliche  Mehrgeburtenziffer  hinauslaufen. 

9.    Die  Mehrgeburten  in  Stadt-  und  Landgemeinden. 

Nach  dem  Material  für  Württemberg  aus  den  Jahren  18^  fand 
Y.  Sick  ^),  dass  in  den  grösseren  Städten  das  Yerhältniss  der  Mehrgeburten 
kleiner  sei  als  in  den  übrigen  Gemeinden.  Diese  von  Sick  erkannte 
Thatsache  findet  hinreichende  Bestätigung  durdi  nachstehende  Verhältniss- 
zahlen: 


1)  Württembergische   Jahrbücher. 
Jahrg.  1856,  2.  Heft. 


Herausg     v.    königl.    Statist.  •  topograph.  Bureau. 
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Staat 


der 
J«br« 


In  Btidten 


nptjurtfii 


I    gcbnrl^ 


In  L4»)dg«tn«iiid«a 


GrlKUtfla 


U«hT- 


•/» 


PrflO^iiifiD  fllt«n  Bast.    . 
,f        neuen  Beit^ 


Heuen 

Oldenburg 

»änemark 

Noffregen 


im 
im 
im 
im 


699435 

UGO407 

7»685 

197033^ 

30718 

]t454 

t&T89S 

171914 


8790 

976 
3301 

ISG 
S499 
199S 


1.S40 
.  It1B7 

0,900 
I  14B7 

I  1,1&9 


l 


i«aes99 

3t06£S7 

UGG3B 
318041 
61499 
49173 
eiS7&9 
869fi07 


81SS8 

40894 

1796 

3983 

SSI 

ess 

9131 
107S6 


t,305 
Lit75 

lit&t 
l,3»i 
1,39» 
1,4SB 
1^134 


Dänemark  weist  die  grösste  Mehrgeburtenziffer  sowohl  in  den  Städten 
als  Landgemeinden  auf.  In  Hessen  divergirt  die  Mehrgebartenziffer  der 
Stadt-  und  Landgemeinden  am  stärksten  mit  0,374»  in  Sachsen  während 
des  früheren  Zeitraumes  von   18|-J  am  geringsten  mit  0,o26> 

Aus  den  Yerhältnisszahlen ,  welche  sich  für  die  88  grossen  preussi- 
schen  Städte  in  den  Jahren  18|4  ^^  252482  Geburten  und  2974  oder 
1)178  ^/o  Mehrgeburten,  ferner  aus  den  48  grossen  preussischen  Städten 
in  den  Jahren  18^  aus  576791  Geburten  und  6742  oder  l,i69  Mehr- 
geburten ergaben,  erhellt,  dass  in  den  grossen  Städten  die  Mehrgeburten- 
ziffer geringer  ist  als  in  den  kleinen  Städten. 

10.    Der  konfessionelle  Einfluss  auf  die  Mehrgeburtenziffer. 

Nach  dem  Material  der  Stadt  Berlin  für  das  Jahr  1867  findet  Schwabe^) 
eine  ziemlich  gleichmässige  Betheiligung  der  Eonfessionen  an  der  Mehr- 
geburtenzahl. Von  den  274  Mehrgebnrten  machten  Prozente  aller  Geburten 
aus  bei  den  Evangelischen  1,01^/0»  ^^^  ^^^  Katholiken  l,o8®/o»  hei  den 
Juden  1,25^/0. 

Für  die  drei  Jahre  1871  bis  1878  sind  auch  die  absoluten  Zahlen 
der  Geburten  und  Mehrgeburten  in  Berlin  nach  Eonfession  und  geschlecht- 
licher Zusammensetzung  vorhanden,  dieselben  ergeben  zusammen: 


Konfession 

Geburten 

Mehr- 
geburten 

•/o 

Evangelische     .     .     . 
Eatholische       .     .     . 

Juden       

Dissidenten  .... 

90054 

4871 

8072 

880 

1090 
61 
80 

19S10 

l,t5S 
0,977 

TJeberhaupt 

98377 

1181 

l»too 

Eine  grössere  Häufigkeit  der  Zwillingskinder  bei  den  Juden,  wie  sie  Süss- 
milch  zu  begründen  sucht,  ist  sonach  gegenwärtig  in  Berlin  nicht  zn 
finden. 


1)  Berlin  und  seine  Entwickelung. 
Statistik.     3.  Jahrg.,  8.  167. 


Städtisches  Jahrbuch   fOr  Voik«wirthschaft  und 
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11.  Die  Mehrgebarten  nach  gesohleohtlioher  Kombination. 
a)  Die  Zwillingsgebarten. 

Moser ')  suchte  zuerst  die  geschlechtliche  Kombination  der  Zwillings- 
geburten  mittelst  der  Regeln  der  Wahrscheinlichkeit  zu  berechnen  und 
fand  unter  1000  Zwillingsgeburten  264,s  männliche,  499,6  gemischte  und 
235,6  weibliche,  ein  Resultat,  welches  von  den  wirklichen  Verhältnissen« 
welche  er  aus  dem  Material  für  Freussen  (1825  —  31)  fand,  wesentlich 
abweicht.  Auf  Moser  s  Untersuchungen  stützt  sich  Oesterlen ')  mit  An- 
führung der  Resultate  Floss'. 

Aus  folgenden  Verhältnissen  geht  hervor: 


Staat 


der 
Jahre 


Vqn  den  ZwJlljDgs- 
g^burten  waren 


t  EdluuiL 


S  ttidb]. 


1  mtnoL 
1  wfiW, 


in 


S  tnxiuü. 


I  wdbl. 


1  JBianU 
1  wflibK 


Oesterr«kh- Ungarn     ,     . 

0«&terrvidif     LAndür  im 

Heicbürath      .... 

PreusÄcn,  alte  Prov. 
He&sen     ...... 

Oldenburg     ..... 

Haoibai-g 

Baden 

Italien 

Frankreich 


im 

1848 
18« 


S7t3l  1  S+5fi5  I  436Ä7 


4654B 

37G 

683 

300 

1284 

21799 

2l7ff8 


368£a 

13883 

389 

64S 

348 

1154 

1984S 

SQ949 


469^1 

53997 

437 

875 

373 

1443 

230*1 

2268G 


33,  ta 

32,33 
32,83 
3l,aa 
31,01 
32,M 

33,70 
35,*l=i 


29,st 
29,76 

32,ae 

29,i0 
26,33 
29.71 
30,68 
32,03 


37,96 

37,91 
37*39 
36,36 
39,7* 
40,^0 
37,1« 
35,63 
34»ä<^ 


dass  ZwiUingsgehurten  gemischten  Geschlechts  am  häufigsten,  die  männ- 
lichen Geschlechts  etwas  häufiger  als  die  weiblichen  Geschlechts  sind. 
Freussen  und  Oesterreich  zeigen  sehr  ähnliche  Verhältnisse.  Die  Ver- 
hältnisse in  Oesterreich  sind  für  beide  Zeiträume  fast  gleich.  Die  nördlich 
gelegenen  Staaten  ergeben  im  Gegensatz  zu  den  südlicheren  Staaten,  wo 
sich  die  geschlechtlichen  Kombinationen  einnander  annähern,  eine  grössere 
Quote  Zwillingsgeburten  gemischten  Geschlechts,  eine  geringere  weiblichen 
Geschlechts.  Die  gleichgeschlechtlichen  Zwillingsgeburten  machen  nach 
obiger  Zusammenstellung  im  Durchschnitt  63,6o®/o  a^^,  die  mit  Torschie- 
denem  Geschlecht  36,4o  ^/q. 

Nachstehende  Zahlen  ergeben: 


Staat 

Be- 

Zeich- 
nung 

Summa 

der 
Jahre 

Von  den  Zwillings- 
gebarten waren 

Vo 

8  mmnl. 

S  weibL 

1  mlnn). 
1  welbl. 

8mUniü. 

8  wefbl. 

1  minnl. 
1  wdbL 

Preussen  alten  Best. 

»»            t»        1» 
Preassen  neuen  Best 

Sachsen      .... 
„           .... 

Stadt 
Land 
Sudt 
Land 
sudt 
Land 

18« 
18fJ 

im 

2736 
6682 
5855 
13182 
745 
1328 

2688 
6467 
5496 
12050 
699 
1181 

3266 
7840 
6557 
15093 
832 
1485 

31,49 
31,84 
32,69 
32,69 
82,73 
33,58 

80,93 
30,81 
80,69 
29,88 
30,71 
29,99 

87,58 
87,S5 
36,62 
87,48 
86,56 
86,43 

1)  Ludw.  Moser:  Die  GeseUe  der  LebensdMier.    Berlin  1889,  8.  218. 

2)  Dr.  Fr.  OesterlMi:  Httidbneh  der  mediBinischen  Statistik.    Tübingen  1866,  S.  165. 
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dass  Stadt  und  Land  keinen  unterscheidenden  Einfloss  auf  die  geschlecht- 
liche Zusammensetzung  der  Zwillingsgeburten  üben. 

Auch  die  in  oder  ausser  der  Ehe  hervorgebrachten  Zwillingsgeburten 
unterscheiden  sich  nicht  in  ihrer  geschlechtlichen  Zusammensetzung,  wie 
folgt: 


Staat 


Ehelich- 
keit 


Samma 

der 
Jahre 


Von  den  Zwillings- 
geburten  waren 


2  w. 


1  m. 
1  w. 


•/o 


2  m. 


2  w. 


Oesterreich- Ungarn    . 
Oesterreich  (Reichsr.) 

»?  n 

Messen 

»1  

Baden      


Ehelich 

Unehelich 

Ehelich 

Unehelich 

Ehelich 

Unehelich 

Ehelich 

Unehelich 


18« 

1841 
18« 


33760 

3371 

34746 

5286 

307 

69 

1080 

204 


31422 

3133 

40730 

6221 

317 

72 

953 

201 


39898 

3959 

31949 

4906 

361 

76 

1214 

229 


32a3 
32,22 
32,34 
32,21 
31,17 
31,80 
33,26 
32,18 


29,90 
29,94 
29,75 
29,89 
32,18 
33,18 
29,35 
31,70 


37,97 
37,84 
37,91 
87,90 
36,65 
35,02 
37,39 
36,12 


b)  Die  Drillingsgeburten. 


Staat 

Summa 

der 
Jahre 

Von  den  Drilliugsgeburten 
waren 

^1 

10 

3m.         3..    i    l^;;- 

2w. 
1  m. 

3  m.        3  w. 

2  m. 
1  w. 

2ir. 
Im. 

Preussen  alten  Best. 
Oesterreich       .     . 
Italien    .... 

18« 
18« 

424 
451 
213 

413        469 
422        470 
223        248 

398 
402 
194 

24,88 
25,85 
24,26 

24,24 
24,18 
25,40 

27,52 
26,93 
28,25 

28,36 
23.04 
22,09 

Vorherrschend  sind  unter  den  Drillingsgeburten  die,  welche  sich  aus 
zwei  männlichen  und  einer  weiblichen  Frucht  zusammensetzen.  Wenig 
unterscheiden  sich  nach  Häufigkeit  die  aus  3  männlichen  von  den  aus 
3  weiblichen  Früchten  bestehenden  Drillingsgeburten.  Seltener  als  die 
genannten  Zusammensetzungen  sind  die,  welche  aus  2  weiblichen  und  einer 
männlichen  Frucht  bestehen.  Nach  den  Summen  aller  genannten  Drillings- 
geburten waren  49,6o  ^/o  gleichgeschlechtlich  und  50,40  ^/o  gemischten 
Geschlechts. 

12.  Die  Geschlechtsunterschiede  bei  einfachen  und  bei 
Mehrgeburton. 
Ein  Knabcnüberschuss  bei  den  einfachen  und* Mehrgeburten  rosultirt 
aus  allen  bekannten  Untersuchungen.  Einen  grösseren  Enabenüberschuss 
bei  den  Mehrgeburten  im  Verhältniss  zum  Enabenüberschuss  bei  einflAchen 
Geburten  finden  Moser  und  Weinlig^),  einen  geringeren  Riecke*),  Hoff- 
mann,  Becker^).  Oesterlen  hält  diesen  Unterschied  für  nicht  sehr  ab- 
weichend. 


1)  Zeitschrift  des  Kgl.  S&chsischen  sUtist  Bur.     11.  Jahrg.  1865,  S.  186  ff. 

2)  Ueber   den  Menschen   und   die  Entwickelang  seiner  Fähigkeit  ron  A.  Qaetalet. 
Deut:ich  u.  mit  Erweiterungen  von  Dr.  V.  A.  Biecke.    Stattgart  1838,  S.  63. 

3)  Statist.  Nachrichten  über  das  Grossh.  Oldenburg.    11.  Heft,  8.  S09  ff. 


Miscellen. 


181 


Summa 

Aus  einfachen 

Auf 

Aus  Mebrgeburten 

Auf 

Staat 

der 
Jahre 

Geburten  Kinder 

100  Mäd- 
chen 
Kuaben 

Kinder 

100  Mäd- 
chen 

mMnnl.     j      weibl. 

männl.           weibl. 

Knaben 

Preasseu  alten  Best. 

18}t 

6792850 

6414721      105,89 

156448  1   148691 

105,22 

»1                        11                 M 

im 

5515309 

5201287  i  106,0$ 

140806 

135276 

104,08 

Oestcrreich,  Roichs- 

1 

rath       .... 

im 

5528560 

5287438 

104,56 

129708 

123182 

105.30 

Baden       .... 

im 

427960 

404785 

105,73 

10553 

10211 

108,35 

Frankreich    .     .     . 

im 

3457559 

3269205 

105,76 

67149 

65456 

102,59 

Italien       .... 

mi 

290829r> 

2729606 

106,55 

67987 

64047 

106,15 

Die  Torstehenden  Zahlen  ergeben  für  die  genannten  Staaten  mit  Aus- 
nahme Tou  Oesterreich  einen  geringeren  Enabenüberschuss  bei  Mehr- 
geburten als  bei  einfachen  Geburten.  Der  Knabenüberschuss  der  einfachen 
und  der  Mehrgeburten  stellt  sich  yerschieden  heraus  in  Frankreich,  wenig 
abweichend  in  Italien.  Die  Differenz  des  Knaben  Überschusses  in  den  Jah- 
ren lB|^f  und  18|-^  für  Preussen  lässt  sich  wohl  auf  die  in  neuerer  Zeit 
genauere  Aufzeichnung  und  Bearbeitung  des  Geburten -Materials  zurück- 
führen. 

Nachstehende  Angaben  für  das  Kgr.  Preussen  alten  Bestandes  zeigen 
die  Schwankungen  des  Knabenüberschusses  in  den  einzelnen  Jahren  1859 
— 74  bei  den  einfachen  und  Mehrgeburten. 


Auf  100  Mädchen 

Auf  100  Mädchen 

Knaben  unter 

Knaben  unter 

einfachen 

mehrfachen 

einfachen 

mehrfachen 

Geburten 

Geburten 

1859 

105,84 

103,9 

1867 

105,90 

102,4 

1860 

105,76 

104,4 

1868 

106,29 

102,7 

1861 

105,80 

107,6 

1869 

106,45 

105,7 

1862 

106,28 

107,6 

1870 

105,76 

105,0 

1863 

105,96 

104,1 

1871 

106,98 

107,, 

1864 

105,78 

103,6 

1872 

106,19 

104,9 

1865 

106,32 

102,3 

1873 

106,15 

101,8 

1866 

105,87 
105,95 

100,9 

104,1 

1874 
Im  Durchschnitt 

106,62 

101,6 

Im  Durchschnitt 

106,18 

108,7 

Die  Schwankungen  des  Enabenüberschusses  bei  einfachen  Geburten  sind 
weit  geringer  (zwischen  105,76  und  106,98)  als  bei  Mehrgeburten  (zwischen 
100,9  und  107,6)  in  den  genannten  Jahren.  Ein  Zusammenhang  in  den 
Schwankungszahlen  des  Enabenüberschusses  bei  einfachen  und  bei  Mehr- 
geburten lässt  sich  nicht  ersehen.  Aus  einem  Vergleich  der  Durchschnitts- 
ergebnisse für  die  beiden  achtjährigen  Zeiträume  geht  hervor,  dass  der 
Knabenüberschuss  bei  den  einfachen  Geburten  sich  etwas  erhöht,  bei  den 
Mehrgeburten  sich  verringert  hat. 

Die  Geschlechtsdifferenz  bei  den  Zwillings-  und  Drillingskindem  weicht 
in  den  einzelnen  Staaten  sehr  von  einander  ab : 
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Summa 

Aas  Zwillings- 

Auf 

Aus  Drillings- 

Aur 

SUat 

der 
Jahre 

geburten  Kinder 

100  Mäd- 
chen 
Knaben 

geburten 

Kinder 

100  H&l- 
chen 

mSnnl.     {      weibl. 

mSiml. 

weibl. 

Knaben 

Preussen  alten  Be»t. 

18JJ 

163723 

146205 

105,14 

2652 

2415 

109,81 

11             ?i       »» 

im 

138325 

132903 

104,07 

2481 

2873 

104,55 

Oldenburg     .     .     . 

18*g 

2239 

2159 

103,71 

31 

41 

75,61 

Baden       .... 

18« 

10391 

10033 

108,57 

158 

178 

88,76 

Oestorreich   .     .     . 

isn 

127015 

120661 

105,26 

2695 

2540 

106,10 

Frankreich    .     .     . 

im 

66153 

64423 

102,68 

996 

1033 

96,48 

Italien       .... 

ißf 

66639 

62737 

106,82 

1329 

1305 

101,84 

Da  die  Zwillingsgeburten  den  wesenÜichBten  Bestandtheil  der  Mehr- 
gebnrten  bilden,  so  ist  es  natürlich,  dass  die  Geschlechtsdifferenz  der  Zwil- 
lingskiuder  und  der  Mehrlingskinder  überhaupt  wenig  Ton  einander  abweicht 
Anders  yerhält  es  sich  mit  den  Drillingskindem,  deren  Knabenüberschuss  in 
Freussen  für  beide  Perioden  und  in  Oestorreich  grösser,  in  den  übrigen 
genannten  Staaten  geringer  ist  als  bei  den  Zwillingskindem.  Je  grösser  die 
Zahl  der  Beobachtungsfalle  und  je  grösser  die  Beobachtungsperiode,  desto 
mehr  nähern  sich  die  Quoten  des  Euabeaüberschusses  der  Zwillings-  und 
Drillingskinder. 

Nach  dem  Material  für  das  Egr.  Sachsen  berechnet  Th.  Petermann  ^) 
auf  100  Mädchen  bei  den  Zwillingskindem  in  den  Jahren  18|{  :  105,^» 
—  ISf^g:  107,49  —  18|f:  109,05  Knaben,  und  findet,  dass  der  Knaben- 
überschuss Ton  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  sich  erhöht  hat.  Für  das  Kgr. 
Prcusseu  alten  Bestandes  berechnen  sich  bei  den  Zwillingskindern  auf 
100  Mädchen  im  Durchschnitt  der  Jahre  I8ff:104,08  —  18f  j  :  103,77 
Knaben.  Die  für  Sachsen  gefundenen  B^sultate  finden  sonach  keine  Be- 
stätigung; je  grösser  ein  Staat  und  je  grösser  seine  Bevölkerung  ist,  desto 
mehr  werden  die  Geschlechtsdifferenzen  einzelner  Landestheile  unter  den 
Geborenen  und  unter  den  Lebenden  ausgeglichen. 


13.    Die  Mehrgebarten  nach  dem  Ueberleben. 

a)  Die  Zwillingsgebnrten. 
Aus  folgender  Uebersicht  erhellt,  wie  yjele  von  den  Zwillingsgebarten 
nur  lebende,  lebende  und  todte  und  nur  todte  Kinder  ergeben  haben: 


Suat 
beiw.  Stadt 


^,         Oldenburg 
«ladt  Uipiiff 


In 

den 

Jahr«n 


1^1 

»Ha 

18« 


Von  den  Zwillingsgebarten 
waren 


1 
1  todt 


954 

L799 
tlO 


SOG 

994 

14 


todt 


68 

106 

11 


•/• 


bcM» 


1 
1  to4t 


tüiK 


77.7 
81,8 
82,4 


16,6 

18,4 

9,4 


KffI    Sitfhi.  aliit 


14.  Jalirr.  1868,  8.  169. 
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)  Abweichnng  der  relatiren  Zahlen  für  Hessen,  Oldenburg  nnd 
lässt  sich  zum  Theil  auf  die  verschiedene  Ausdehnung  des  Materials 
ihren.  —  Wie  sich  aus  dem  für  den  gleichen  Zeitraum  18^|  vor- 
m  Materiale  des  Grossh.  Hessen  ergibt,  sind  die  Verhältnisse  nach 
)d  Land  wenig  yerschieden: 


In 

Von  den 

Zwillingsgebnrten 
waren 

Vo 

beide 
.  lebend 

liebend. 
1  todt 

beide 
todt 

beide 
lebend 

1  lebend, 
1  todt 

beide 
todt 

nnden      .... 
binden      .... 

310 
624 

63 
137 

21 
47 

78,7 
77,2 

16,0 
16,9 

6,8 
5,9 

i  grösserer  Unterschied  stellt  sich  zu  Ungunsten  der  unehelichen 
sgeburten  heraus,  bei  welchen  im  Yerhältniss  weit  weniger  lebend- 
9  sich  finden  als  bei  den  ehelichen. 


Staat 
IT.  Stadt 

Summa 

der 
Jahre 

Bezeich, 
nung 

Von  den  Zwillings- 
geburten waren 

'U 

beide 
lebend 

1  lebend, 
1  todt 

beide 
todt 

beide 
lebend 

1  lebend, 
1  todt 

beide 
todt 

lessen     .     . 

pzig   .     .     . 
„         ... 

18« 

»» 

18« 

11 

Ehelich 
Unehelich 
Ehelich 
UneheUch 

773 

161 

181 

29 

165 

35 

19 

5 

47 
21 
17 

4 

78,5 
74,2 
83,4 
76,8 

16,7 

16,1 

8,8 

18,2 

4,8 

9,7 

7,8 

10,5 

)  gesohleohtliohe  Kombination  äussert  eiiien  nicht  unwesentlichen 
auf  das  Ueberleben  der  Mehrgeborenen: 


Staat 

Summa 

der 
Jahre 

Ge- 
schlecht 

Von  den  Zwillings- 
gebarten waren 

»/o 

beide 
lebend 

liebend, 
l^t 

beide 
todt 

beide 
lebend 

liebend, 
1  todt 

beide 
todt 

lessen     .     . 

»» 
,» 
^denbnrg    . 

1»H 

11 
11 

im 

11 
11 

2  männl. 
2  weibl. 
gemischt 
2  männl. 
2  weibl. 
gembcht 

268 
820 
346 
644 
729 
526 

76 
63 
71 
95 
119 
80 

32 
16 
20 
43 
27 
36 

71,8 
82,8 
79,2 
79,8 
83,8 
81,9 

20,2 
13,6 
16,2 
13,9 
13,6 
12,5 

8,5 
4,1 
4,6 
6,3 
»,1 
5,6 

llingsgeburten   mit   nur  weiblichen  Kindern   erweisen   die  grösste, 
nur  männlichen  Kindern  die  geringste  Leblichkeit  bei  der  Oeburt 

b)  Die  Drillingsgebnrten. 

gende  absolute  Zahlen  sind  nur  zur  YeryoUständigung  des  Materials 
rt: 
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Staat 

Summa 

der 
Jahre 

18«t 

Von  den  Drillingsgeburten  waren 

S  lebend 

16 
9 

2  lebend, 
1  todt 

1  lebend. 
8  todt 

3  todt 

Grossherzogthum  Oldenburg 

,j              Hessen   .  . 

6 

1 

l 
2 

1 
2 

14.    Die  Mehrgeburten  in  den  einzelnen  Monaten. 

Folgende  Angaben  enthalten  für  Dänemark, die  Summe  der  Geburten 
und  Mehrgeburten  in  den  Monaten  der  Jahre  1855 — 69  mit  Unterschei- 
dung nach  Stadt-  und  Landgemeinden  und  nach  Ehelichkeit,  für  das 
Grossh.  Oldenburg  auf  die  Jahre  1861 — 70,  für  Hamburg  und  Gebiet  auf 
die  Jahre  1871 — 74.  Die  in  der  Spalte  „Bezeichnung"  befindlichen  Buch- 
staben bedeuten :  a  ^=  die  Geburten  überhaupt ,  b  =  die  Mehrgeburten, 
c  =  Frozen tTcrhältuiss  der  Mehrgeburten  zu  den  Geburten  desselben 
Monats. 


1 

a 
d 
c 

1 
s 

1 

^ 

1 

t 

1 

Juni 
Juli 

1 

a 

1 
1 

CO 

1 

§ 

> 

C 

1 

s 

r  si«- 

16808 

15567 

17001 

15832 

15808  15000 

15042 

15394 

15569 

15438 

14960 

15492 

215   201 

241 

261 

232   184 

203 

184 

201 

198 

186 

193 

1,280 

1,291 

1,42 

1,65 

1,47 

1,23 

1,35 

1,20 

1,292 

1,283 

1,24 

1,25 

62441 

50302 

57737 

55386 

53810 

49857 

48299 

49031 

52302 

50297 

46728 

46569 

757 

749 

944 

893 

814 

775 

683 

677 

737 

740 

698 

669 

1,44 

1,489|  1,64 

1,61 

1,51 

1,55 

1,41 

1,38 

1,409 

1,47 

1,48 

1,487 

1 

9 

61063 

5890466880 

63301 

61719 

57090 

56196 

58290 

60804 

58718 

54820 

54707 

1  »>• 

872 

863!  1048 

1000 

934 

854 

795 

769 

832 

835 

780 

766 

1 

"  c. 

1,43 

1,47 

1,57 

1,58 

1,51 

1,50 

1,415 

1,32 

1,37 

1,422 

1.423 

1,40 

1 

a. 
b. 

8181 

6966 

1 
78581  7917 

7899 

7767 

7145 

6135 

7087 

7017 

6869 

7354 

1 

100 

87 

137.  154 

112 

105 

91 

92 

106 

103 

99 

96 

B 

c. 

1,22 

1,25 

1,74 

1,95 

1,42 

1,35 

1,27 

1,50 

1,49 

1,47 

1,44 

1,31 

t|.. 

69244 

65869 

74738 

71218 

69618 

64857 

63341 

64425 

67861 

65735 

61688 

62061 

1  >• 

§  fc. 

972 

950 

1185'  1154 

1046 

959 

886 

861 

938 

988 

879 

862 

1,404 

1,44 

1,59 

1,62 

1,50 

1,48 

1,399 

1,34 

1,38 

1,43 

1,42 

1,39 

1 

IJa. 

1 
8965;  8701 

9516 

8534 

8095 

7024 

7232 

7522 

8428 

8240 

7995 

8309 

ijb. 
■©  fc. 

124;  121 

142 

121 

119 

122 

120 

95 

126 

HO 

90 

117 

i 

1,38 

1,39 

1,49 

1,41 

1,47 

1,73 

1,66 

1,26 

1,49 

1,33 

1,1« 

1,40 

r 

1 1!*^^ 

5313 

5123 

5747 

5440 

5364 

5121 

6367 

5562 

5743 

6498 

5810 

5676 

1 

78 

64 

74 

78 

71 

72 

66 

75 

77 

87 

83 

74 

\i 

(c. 

1,47 

1,25 

1,29 

1,342 

1,32 

1,41 

1,23 

1,35 

1,841 

1,58 

1,56 

1,S3 
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)ie  monatlichen  Schwankungen  der  Mehrgebortenziffer  überhaupt  sind 
nemark,  Oldenburg  und  Hamburg  yerschieden.  Die  Abweichungs- 
ßn  fallen: 

das  Bfaximum  das  Minimmn       Differenz 

in  mit  in  mit 

Dänemark     April         1,62         August  1,34     0,28 

Oldenburg     Juni  1,7s         November     1,12     0,6i 

Hamburg      Oktober     1,58         Juli  1,23     0,35 

aark  mit  der  grössten  Zahl  yon  Beobachtungsfallen  ergibt  bei  einer 
ihen  Mehrgeburtenziffer  von  1,45  die  geringsten  monatlichen  Schwan- 
n.  Aus  den  weiteren  Angaben  über  Dänemark  ergeben  sich  die 
echenden  Schwankungszahlen  der  Mehrgeburtenziffer: 


das  Mazimam 

das  Minimum 

Differenz 

in           mit 

in            mit 

In  Städten 

April     1,65 

August     1,20 

0,45 

„    Landgemeinden 

März     1,64 

w            1,38 

0,26 

Bei  Ehelichen 

April     1,58 

1,            1,88 

0,26 

„     Unehelichen 

99            1>95 

Januar     1,22 

0,78 

relativen  Zahlen  der  Mehrgeburten  in  den  Städten,  Landgemeinden 
inter  den  Ehelichen  erweisen  eine  sehr  ähnliche  monatliche  Be- 
g.  Die  Abweichungen  der  unehelichen  Mehrgeburten  lassen  sich 
e  geringe  Zahl  der  Fälle  zurückführen,  weniger  als  konstante  Er- 
ang  hinstellen. 

m  zu  sehen,  ob  die  Wechselwirkung  der  Geburtenfrequenz  und  der 
eburten,  wie  sie  sich  oben  für  grössere  Zeiträume  herausgestellt  hat, 
n  den  einzelnen  Monaten  sich  dokumentirt,  sind  im  Eolgenden  nach 
litgetheilten  Material  für  Dänemark  auf  die  Jahre  1855  —  69  nach 
tion  aller  Monate  auf  31  Tage  die  Prozente  aus  der  Jahressumme 
net: 


im 

Oeburten 

Mehrgebarten 

Januar 

8,51 

8,28 

Februar 

8,67 

8,61 

März 

9,18 

10,02 

April 

9,04 

10,08 

Mai 

8,55 

B,83 

Juni 

8,28 

8,S8 

JuH 

7,78 

7,49 

August 

7,91 

7,28 

September 

8,61 

8,19 

Oktober 

8,07 

7,98 

November 

7,83 

7,68 

Dezember 

7,6« 

7,,» 

ch  sich  kein  Parallelismus  beider  Zahlenreihen  herausstellt,  so  ist 
der  innige  Zusammenhang  der  Mehrgeburten-  mit  der  Oeburten- 
mz  in  den  einzelnen  Monaten  nicht  zu  verkennen, 

s:yni,  13 
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15)    Das  Alter  der  Eltern   und   sein  Einflnss   auf  Häufigkeit 
und  Geschlecht  der  Mehrgeburten. 

Nach  dem  Material  Ton  Entbindungsinstituten  haben  verschiedene 
Aerzte  die  Häufigkeit  der  Zwillingsgeburten  nach  dem  Alter  der  Mutter 
untersucht.  So  fand  Collins  ^)  unter  16385  im  Lying-Hospital  zu  Dublin 
Entbundenen  als  mittleres  Alter  27,  unter  240  Zwillingsmüttem  29  Jahre. 
Reuss^)  berechnet  aus  den  in  der  Würzburger  Gebärklinik  yon  1805  bis 
1872  stattgehabten  14271  einfachen  und  210  Zwillings-Geburten  ein  mitt- 
leres Alter  der  Zwillingsmütter  von  29  Jahren.  Wohlbewusst,  dass  sor 
Beurtheilung  der  bezüglichen  Frage  Anstaltstabellen  nicht  maassgebend  sein 
können,  stellte  Göhlert  ^)  aus  der  Landbevölkerung  2000  Ehen  mit  nahezu 
12000  Kindern  zusammen,  unter  denen  138  Zwillingsgeburten  waren,  und 
fand,  dass  Zwillingsgeburten  zahlreicher  in  der  zweiten  Hälfte  des  ehe- 
lichen Lebens  sind  als  in  der  ersten.  Duncan^)  betrachtete  die  Zahl  der 
legitimen  Geburten  in  Edinburg  und  Glasgow  im  Jahre  1855  und  zeigt, 
dass  das  mittlere  Alter  von  16301  Müttern  29  Jahre,  das  von  198  Zwil- 
lingsmüttem 31  Jahre  war.  Er  schlicsst  daraus,  dass  eine  Erau  mit  dem 
Alter  und  mit  der  Abnahme  der  Fruchtbarkeit  um  so  geneigter  wird 
Zwillinge  zu  gebären,  dass  für  eine  Frau  die  Wahrscheinlichkeit  der  Zwil- 
lingsschwangerschaft um  so  grösser  ist,  je  älter  sie  sich  verheirathet 

Für  die  freie  und  Hansestadt  Hamburg  konnten  nach  dem  auf  Indi- 
vidualkarten  übertragenen  Material  für  die  5  Jahre  18^  ohne  Schwierig- 
keit die  Mehrgeburten  nach  dem  Alter  ihrer  Mütter  zusammengestellt 
werden*).    Verglichen  mit  der  bezügl.  Yolkszahl  von  1871  ergeben  sich: 


Die  verheirathe- 

ten  weibUchen 

Personen  am 

1.  Dezember 

1871 

Die  Mütter  der 

Von    10000  weibl.  Per- 
sonen  der   nebenstehen- 

In den  Altorsklassen 

ehelichen  Mebr- 

geburten  von 

1870—74 

den   Spalte   wurden   im 

Durchschnitt  der  Jahn 

1870—74  von  Mehr- 

geborten  entbanden 

bis  20  Jahren 

276       • 

4 

3,62 

von  21 — 25       „ 

3955 

101 

5,06 

„     26—30       „ 

9083 

201 

4,40 

„     31-35       „ 

9601 

256 

5,81 

„     36—40       „ 

8592 

179 

4,19 

„     41—45       „ 

6451 

50 

1955 

Unbekannt     .     .     . 

— 

14 

___^ 

1)  Mitgetheilt  von  Math.  Dnncan  im  Edinb.  med.  Joom.  Vgl.  Schmidt*«  Jahrbücher 
der  in-  a.  ausländischen  Oesammt-Medizin  Bd.  128,  S.  56  S. 

2)  Zur  Lehre  von  den  Zwillingen  von  Dr.  P.  Eeuss.  Vgl.  Archiv  für  Gynäkologie, 
herausg.  von  Credo  u.  Spiegelberg.     4.  Bd.  Berl.  1872,  S.  120  S. 

3)  Zur  Statistik  der  Zwillinge,  in  der  Oesterr.  Zeitschr.  für  Heilkunde  No.  52.  Vgl 
Jahresbericht  über  die  Leistungen  u.  Fortschritte  in  der  gesammten  Medisin,  heraosg. 
V.  R.  Virchow  u.  A.  Hirsch,  2.  Bd.  1868,  S.  614. 

4)  Vgl.  die  ebengenannte  Note  1. 

5)  Mit  Wissen  des  Vorstandes  des  Statist.  Bar.  der  Steuerdeputaüon  J.  C.  F.  Nesi- 
mann  aus  dem  Urmaterial  zusammengestellt. 
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Die  absolut  und  relativ  grösste  Zahl  der  ehelichen  Mehrgeburten  wurde 
Yon  Müttern  im  Alter  yon  31  bis  35  Jahren  hervorgebracht.  Da  alle 
Geburten  nach  dem  Alter  der  Mütter  nicht  zusammengestellt  sind,  so  lässt 
sich  nicht  beurtheilen,  ob  die  Mehrgeburtenfrequenz  mit  der  Geburten- 
frequenz überhaupt  nach  Altersklassen  der  Mütter  steigt  und  fallt 

Obgleich  die  Eälle  nur  sehr  gering  an  Zahl  sind,  so  ergeben  sie  doch, 
dass  die  unehelichen  Mütter  gleich  den  ehelichen  in  der  Altersklasse  von 
31  bis  35  Jahren  der  Mehrgeburt  am  meisten  zugeneigt  sind.  Im  Ham- 
burgischen Staate  wurden  gezählt: 


In  den  AlteräkUsacn 

Uuverheirkthetfl 
weibliche  Perso- 
nen  am  1.  Do- 
xember  1871 

tJnebeJtche  Müt- 
ter   von    M^hr* 

gebarten  in  den 

Jahren  18T0 

bb  1B74 

Von    10000  W'^ibl.  Per- 
Booea  der   nebenstehen- 
den  Spaltfi    wurden    im 
DnrchÄclmitt    der  Jdhro 
J870— 74  TOn  Mehr- 
geburteu  «ntbunden 

von  16 — 20  Jahren 
n     21-25        „ 
„     26-30       „ 
„     31-35        „ 
„     36-40       „ 
»     41—45       ., 

Unbekannt      <     .     . 

16760 
15011 
3070 
4321 
3115 
2635 

6 

20 

18 

30 

9 

7 

3 

0,06 
0,37 

0,33 

0,64 

0,3a 

Aus  einer  Zusammenstellung  der  ehelichen  Zwillingsgeburten  im  Ham- 
burgischen  Staate  in  den  fünf  Jahren  1870 — 74  nach  fün^ahrigen  Alters- 
klassen der  Eltern  ist  folgende  XJebersicht  zusammengestellt: 


Eheliche 
Zwillingsgebarten 

filter 
ah 

Mann 
jünger 
1  ihre  f 

Br 

in  gleicher 
Alters- 
klasse 

Vauen 

filter 
all 

Männ( 
Jfinger 
I  ihre  f 

ar 

in  gleicher 
Alters- 
klasse 

'ranen 

Beide  männlichen  Geschlechts 

„     weiblichen            „ 
Männl.  und  weibl.          „ 

Zusammen 

166 
133 
146 
445 

31 
32 
33 
96 

74 

56 

111 

241 

•/o 
37,30 

29,89 

32,81 
100 

32,89 
33,38 
34,38 

100 

•/o 
30,70 
23,84 
46,06 

100 

Es  erhellt,   dass  Männer  mit  jüngeren  Erauen  mehr  männliche  als  weib- 
liche  Zwillingsgeburten   erhalten,   dass   bei   gleichaltrigen   Ehepaaren   die 
Zwillingsgeburten  gemischten  Geschlechts  vorherrschend  sind. 
Aus  folgenden  Berechnungen  ergibt  sich: 
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Für  Stadt  und  Gebiet  Hamburg 


älter 


Männer 
jünger 


in  gleicher 
Alters- 
klasse 


als  ihre  Frauen 


Nach  dem  Yolkszählungsresultate  yon  1871 
Ehepaare 

Im  Durchschnitt  ISl^  eheliche  Zwillingsge- 
hurten 

Auf  1000  Ehepaare  Zwillingsgeburten     .     . 


19557 
63 

3,24 


5486 
11 

1>93 


27006 

81 
3,01 


dass  aus  Ehen,  wo  die  Männer  älter  sind  und  in  gleicher  Altersklasse  mit 
ihren  Erauen  stehen,  eine  relativ  grössere  Zahl  Zwillingsgeburten  hervor- 
geht, als  aus  Ehen,  wo  die  Männer  jünger  als  ihre  Frauen  sind. 

Duncan  sucht  die  Zunahme  der  Zwillingsschwangerschaften  mit  dem 
Alter  der  Mutter  nicht  auf  das  Alter  an  sich,  sondern  auf  die  Häufigkeit 
der  Wiederholung  der  Schwangerschaften  zurückzuführen,  indem  er  sich 
auf  die  Behauptung  von  Ch.  Braun,  Späth  und  Hugenberger  stützt,  dass 
Mehrgebärende  öfter  als  Erstgebärende  mit  Zwillingen  schwanger  sind. 
Nach  A.  Hegar  steigt  die  Neigung  zu  Zwillingsgeburten  mit  dem  Lebens- 
alter und  mit  der  Wiederholung  der  Schwangerschaft.  Aus  den  Mitthei- 
lungen yon  Brittain  u.  A.  erhellt,  dass  einzelne  Erauen  zu  Zwillings- 
Schwangerschaften  besonders  beanlagt  sind. 

Die  Besultate  des  vorhandenen  Materials  über  die  Häufigkeit  der 
todtgeborenen  Zwillingskinder  bei  den  Erst-  und  Mehrgebärenden  sind 
bereits  an  einer  anderen  Stelle  mitgetheilt^). 

16.    Die  Lage  der  Zwillingskinder  bei  der  Geburt. 

Von  den  1798  Zwillingspaaren,  auf  welchen  Kleinwäohters  •)  Berech- 
nungen basiren,  hatten  bei  89,9o  ®/q  beide  Früchte  Längenlagen,  bei  9,6s  ^/q 
eine  Frucht  Längen-,  die  andere  Querlage  und  bei  0,ss  ^/o  beide  Querlage. 
Die  entsprechenden  Zahlen,  welche  Reuss^)  nach  210  in  der  Würzburger 
Gebärklinik  von  1805  bis  1872  vorgekommenen  Zwillingsgeburten  findet» 
sind  87,20  —  12,8i  —  0,49  ^j^.  Unter  den  Längenlagen  prävaliren  die 
Schädellagen,  bei  Kleinwächter  betrugen  sie  69,58  **/o,  bei  Beuss  61,33  Vo 
aller  Zwillingsgeburten. 

Im  Hamburgischen  Staate  wurden  in  den  drei  Jahren  1872  bis  1874 
geboren : 


1)  Vgl.  Abschnitt  5  der  Statistik  der  Todtgeborenen ,   von  M.  Neefe  in  diesen  Jahr- 
bücbem,  Bd.  28  u.  24. 

2)  Die  Lehre  von   den  Zwillingen,   von  L.  Kleinwftchter.    Prag  1871.     Vgl.  3.  Bd. 
des  Archiv  fQr  Oyn&kologie  von  Cred^  u.  Spiegelberg  S.  319  ff. 

S)  Vgl.  a.  a.  O. 
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Bezeichnung 

üeber- 

Bei  Zwillingsgeburten 

der 

banpt 

0/ 

Geburtsstellongen 

Geborene 

/o 

Erst- 
geborene 

•/o 

Zweit- 
geborene 

«/• 

Kopflage     .     .     . 

38985 

92,86 

419 

74,16 

323 

57,17 

Gesichtslage     .     . 

280 

0,67 

3 

0,53 

6 

1,06 

Becken  endlage      . 

1485 

3,54 

121 

21,42 

205 

36,28 

Querlage     .     .     . 

353 

0,84 

10 

1,77 

20 

3,54 

Ohne  Angabe 

878 

2,09 

12 

2,12 

11 

1,96 

Ueberhaapt 

41981 

100 

565 

100 

565 

100 

Bei  Zwillingsgeborenen  kommen  sonach  häufig  anomale  Lagen  Tor.  Unter 
den  Zwillingsgeborenen  erweisen  die  Zweitgeborenen  weit  ungünstigere 
Stellungen  zur  Geburt  als  die  Erstgeborenen. 

Yon  den  565  Zwillingsgeburten  hatten  321  oder  56,8i  ^/o  gleiche 
Geburtslage.  In  folgender  IJebersicht  sind  die  565  Zwillingsgeburten  nach 
ihrer  gegenseitigen  Stellung  zur  Geburt  zusammengestellt 


Bezeichnung 

der 

Oeburtsstellnngen 


Erstgeborenes 


Kopf- 
lage 


IL 

G^esichts- 

lage 


m. 

Becken- 
endlage 


V. 

Ohne 

Angabe 


I.  Kopflage     .     . 

II.  Gesiohtslage     . 

TEL  Beckenendlage 

I  I  ^IV.  Querlage     .     . 

V.  Ohne  Angabe 

IJeberhaupt 


a 


^-g 


259 

2 

147 

11 


bOf 


63 

1 
49 

6 

2 

565 
Oder  Prozent: 


1 
2 
4 
3 


3 
9 


I.  Kopflage     .     . 

II.  Gesichtslage  . 
g  2  Im,  Beckenendlage 
ts3  'S  /rV.  Querlage     .     . 

V.  Ohne  Angabe 


O  1 
0 


bO 


45,84 
0,35 

26,02 

1,95 


____ 

11,15 

0,18 

0,18 

0,18 

0,35 

0,S5 

8,67 

0,71 



1,06 

0,53 



0,85 



0,58 
1,60 


17.    Die  zeitigen  und  yorzeitigen  Zwillingsgeburten. 

Genaue  Bestimmungen  über  die  Begriffe  reife  und  unreife,  zeitige  und 
vorzeitige,  lebensfähige  Geburt  sind  wohl  vorhanden,  aber  bisher  wenig 
und  ungleichmässig  angewendet  worden.  Daher  erklären  sich  wohl  auch 
die  von  einander  abweichenden  Yerhaltnisszahlen  der  reifen  zu  den  un- 
reifen Geburten,  welche  sich  nach  dem  Material  geburtshilflicher  Kliniken 
herausstellen. 
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unter  den  185  von  Späth  ^)  klinisch  behandelten  Zwillingsgeborten 
be&nden  sich  176  lebendgeborene  Paare,  von  letzteren  waren  62  yoll- 
kommen  reif,  6  Paare  waren  nicht  lebensfähig,  108  nicht  reif  aber  lebens- 
fähig. Die  Ton  Beuss  zusammengestellten  210  Zwillingsgebarten  ergeben 
51  vorzeitige  Geburten. 

Eür  Hamburg  und  Gebiet  ergeben  sich  in  den  zwei  Jahren  1872 
und  1873: 


In  Hamburg  1872  u.  73 

Zeitig, 
geboren 

0/ 

IQ 

Voraeidg- 
geboren 

•/. 

Geborene  überhaupt 
Zwillingskinder    .     .     . 

26016 
592 

95,48 

78,51 

1233 
162 

4,5. 
21,49 

Zwillingsgeburten  haben  sonach  eine  weit  geringere  MögHchkeit  bis  zur 
Eeife  entwickelt  zu  werden  als  einfsu^he  Geburten.  Mehr  als  der  5.  Theil 
der  genannten  Zwillingsgeburten  ist  unreif  geboren.  Zwillingsgebarten, 
wo  das  eine  Kind  reif,  das  andere  unreif  geboren  wurde,  sind  in  den 
Jahren  1872  und  1873  in  Hamburg  nicht  vorgekommen. 

Die  geschlechtliche  Zusammensetzung  der  Zwillingsgeburt  scheint  einen 
wesentlichen  Einfluss  auf  das  Keifen  der  Prüchte  zu  üben. 


In  Hamburg  wurden  1872  u.  78 
gez&hlt: 

Ueberbaupt 
Zwillings- 
kinder 

dAmnter 

nnreif 

geboren 

•/. 

Beide  männlichen  Geschlechts    .     . 
„      weiblichen           „              .     . 
Männlichen  u.  weiblichen  Geschlechts 

220 
212 
322 

56 
36 
70 

25,46 
16,98 
21,74 

Die  Zwillingsgeburten  männlichen  und  die  gemischten  Geschlechts  erweisen 
sich  häufiger  unreif  aU  die,  wo  die  Geburt  aus  zwei  weiblichen  Früchten 
besteht. 


In  Hamburg  1872  u.  73 

Ueberbaupt 
Zwillings- 
kinder 

dumnter 
unreif 
geboren 

•/. 

Eheliche 

680 
74 

146 
16 

21.47 
21,6t 

Uneheliche 

Bei  den  ehelichen  und  unehelichen  Zwillingsgeburten  scheint  sich  kein 
abweichendes  Yerhältniss  in  Bezug  auf  die  Keife  der  Kinder  herauszu- 
stellen. 


1)  Studien  Über  Zwillinge  von  Späth,  vgl.  Monatschrift  für  Geburtskunde  u.  Frauen- 
krankheiten von  Credo,  Martin,  v.  Kitgen,  v.  Siebold,  16.  Bd.,  BerL  1869,  8.  309  if 
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18.    Die  Zeitdifferenz   zwischen   Erst-   und  Zweitgeborenen 
bei  Zwillingsgeburten. 

Collins  and  Hngenberger  finden  als  Mittel  ^  Stande,  Siebold  ^  Stande, 
Win  ekel  \  bis  1^  Stunde  ^).  Reuss  berechnet  aus  74  natürlichen  Gebur- 
ten und  Kleinwächter  aus  262  Zwillingsgeburten  mit  natürlichem  und  ope- 
rativem Verlauf: 


Die  Panse  betrag 

Nach 
Kleinwfichter 

Nach 
BeuM 

Bis  1  Stunde 

Von  1 — 6  Stunden  .... 
Heber     6       „        .... 

87,41 

9,9« 
2,67 

79 

15 

6 

In  Summe  der  fünf  Jahre  yon  1870  bis  1874  betrug  die  Zeitdifferenz 
bei  den  Zwillingsgeburten  im  Hamburgischen  Staate: 


Zeitdifferenz 

zwischen 

mit 

mit 

Ueberhanpt 

der  Erst-  und  Zweitgebart                 gleichem 

ungleichem 

überhaupt 

•/. 

Geschlecht 

Geschlecht 

Gleichzeitig 

93 

69 

162 

lS,«t 

Von     1 — 14  Minuten 

71 

40 

111 

12,50 

„     15-29       „ 

132 

73 

205 

23,09 

„     30—59        „ 

126 

68 

194 

21,86 

Von  1—2  Stunden      . 

64 

55 

119 

18,40 

Ueber  2 — 4 'Stunden  .     , 

41 

26 

67 

7,54 

„      4—8        „        . 

11 

11 

22 

2,48 

„      8-16      „        . 

4 

3 

7 

0,78 

„      1-2  Tage  .     . 

1 

— 

1 

0,11 

TJeber] 

tiau 

pt 

543 

345 

888 

100 

Im  Verlaufe  von  einer  Stunde  wurden  sonach  geboren  unter  den  Zwillingsge- 
burten mit  gleichem  Geschlecht  77,7 1  ^/q  mit  ungleichem  Geschlecht  72,46  ^/oi 
überhaupt  75,68  ^/q*  Diese  Eesultate  kommen  den  yon  Beuss  gefundenen 
sehr  nahe.  Mehr  als  die  Geschlechtskombination  wird  wohl  die  Lage  der 
Kinder  auf  die  Grösse  der  Zeitdifferenz  bei  der  Geburt  wirken. 


19.    Ueber  Gewicht  und  Grösse  der  Mehrlingskinder. 

Die  Behauptung,  wie  sie  Dugis  aufstellte  *),  dass  Zwillinge  zusammen 
meist  das  Gewicht  eines  einzelnen  ausgetragenen  Kindes  haben,  ist  längst 

1)  Vgl.  bei  Renss  a.  a.  O. 

8)  Revue  m^dicale  1826 ,  vgl.   bei  Biecke   „Ueber  den  Menschen*'   von   Quetelet. 
Stnttg.  1838,  S.  49. 


192  Miscellen. 

durch  dio  Thatsache  -widerlegt,  dass  das  Durchschnittsgewicht  zwar  ge- 
ringer, aber  nicht  um  die  Hälfte  niedriger  ist,  als  bei  einfachen  Kindern. 
C.  Hecker  findet  nach  genauen  Wägungen  von  114  Zwillingski ndcm 
ein  mittleres  Gewicht  beider  Kinder  von  9,37  Pfd.  ^).  Nach  L.  Klein- 
wäclitcrs -)  Berechnungen  aus  Ol  Zwillingsgeburten  stellt  sich  das  Durch- 
schnittsgewicht eines  Paares  auf  7  Pf.  4o  Loth  Österr.  Gewiclit.  Bei 
83,rti  ^Iq  der  genannten  Zwillingsgoburten  hatten  die  Kinder  ziemliche 
Gewichtsgleichheit,  bei  16,39  ^/^  derselben  ungleiches  Gewicht,  P.  Reuss^) 
fand  aus  145  beobachteten  Zwillingsgeburten,  dass  bei  85  =  58  **/q  der- 
selben das  schwerere  Kind,  bei  G0  =  42^/q  das  leichtere  Kind  zuerst 
geboren  wurde. 

20.    Ueber  die  Sterblichkeit  der  Mehrlingskinder   und  deren 

Mütter. 

Bernoulli  ^)  spricht  aus,  jedoch  ohne  Thatsachen  anführen  zu  können, 
dass  weit  mehr  Zwillinge  bald  nach  der  Geburt  oder  im  ersten  Lebens- 
jahre sterben,  als  Kinder  aus  einfachen  Geburten.  Nach  dem  Material 
von  Entbindungsanstalten  haben  verschiedene  Aerzte  die  Sterblichkeit  der 
Zwillinge  untersuclit  und  dieselbe  bald  nach  der  Geburt  weit  grösser  als 
bei  Einlingen  gefunden.  Reuss  ^)  theilt  mit,  dass  unter  den  in  der  Würz- 
burger Gebärklinik  von  1805  bis  1.  März  1872  lebendgeborenen  377  Zvil- 
lingskindern  in  den  ersten  8  Tagen  nach  der  Geburt  61  oder  15®/^  der- 
selben gestorben  sind.  Bei  den  ohne  Kunsthilfe  Geborenen  betrug  diese 
Sterblichkeitsquote  12  ^/q,  bei  den  operativ  Entwickelt^jn  44  <*/q. 

Inwieweit  diese  auf  einseitigem  und  nicht  weitgehendem  Material  ba- 
sirenden  Untersuchungen  für  eine  ganze  Bevölkerung  zutreffen,  lässt  sich 
liier  nicht  untersuchen,  da  bevölkerungs-statistisches  Material  unbekannt 
ist,  welches  die  gestorbenen  Kinder  darnach  unterscheidet,  ob  sie  aus  ein- 
oder  mehrfachen  Geburten  hervorgegangen  sind. 

Die  bedeutendsten  TJnzuträglichkeiten ,  welche  die  Mehrgeborten  zur 
Folge  haben,  erleiden,  wie  bereits  oben  hervorgehoben  ist,  dio  Mutter 
derselben.  Die  Polgen  der  Mehrgeburt  zeigen  sich,  wenn  nicht  sofort  bei 
der  Entbindung,  in  den  verschiedensten  zeitlichen  Entfernungen  von  de^ 
selben,  und  machen  sich  auf  bisher  zu  wenig  nntersnohte  Weise  gel- 
tend. Nach  Oesterlen^)  ist  die  Sterblichkeit  der  Oebäienden  bei  Meh^ 
geburten  grösser  als  bei  Einzelgeburten;  in  DaUin  starben  bei  240  Zwil- 
lingsgebarten von  der  gleichen  Zahl  von  Müttezn  7  oder  2^91^/01  ^ 
16174  Einzelgebarten  aber  nnr  161  =  0,91^1^. 

In   der  freien  und  Haueestadt  Hamburg  wird  a^itens  des  Mediiiiiil- 
Inspektorats  seit  einigen  tF&hren  ein  VerÄciohniB«  über 
welche    in   direkter  Polge   dor  Geburt  gestorben  sind. 


die  Matter  gefühlt» 
Nftoh  diesem  ye^ 


■B  Mfineben  toi  Jk. 
Bd.lS6. 
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zeiobniss  lassen  sich  in  don  drei  Jahren  1873  bis  1875  folgende  Eälle 
summiren.  Im  Vorhältniss  zur  entsprochenden  Gesammtzahl  der  von  ein- 
fachen Geburten  Entbundenen,  welche  in  Summe  der  drei  Jahre  1873  — 
75  :  42635  beträgt,  sind  273  oder  6,40  ^/q  der  Mütter  in  Folge  einfacher 
Geburt  —  und  im  Verhältniss  zur  entsprechenden  Gesammtzahl  aller  von 
Mehrgeburten  Entbundenen,  welche  583  betrug,  sind  11  oder  18,8?  ^/o  i^^ 
Eolge  der  Mehrgeburt  gestorben.  Sonach  ist  die  Sterblichkeit  der  Mütter 
in  Hamburg  in  Folge  Mehrgoburton  dreimal  grösser  als  in  Folge  einfacher 
Geburten  gewesen.  M.  Neefe. 


Yerzeichniss  der  benutzten  Quellenwerke. 

(Vergl.  oben  Abschnitt  3.) 
I.    Dentfchei  Beich. 

1.  Preussen.  a)  Die  Bevölkerung  des  preuss.  Staats.  In  staats- 
wirthschaftlicher,  gewerbl.  u.  sittl.  Beziehung  dargestellt  von  J.  G.  Hoff- 
mann, Berlin  1839;  b)  Tabellen  u.  amtl.  Nachrichten  über  den  preuss. 
Staat  für  die  Jahre  1849,  1852,  1858;  c)  Freussische  Statistik  (amtl. 
Quellenwerk)  Bd.  V,  X,  XVII,  XXIX;  d)  Zeitschrift  des  Kgl.  Preussischen 
Statist.  Bureaus,  1 5.  Jahrg.,  Heft  II. 

la.  Provinz  Hannover,  a)  Die  Verhältnisse  der  Bevölkerung  u. 
der  Lebensdauer  im  Kgr.  Hannover  von  Dr.  Ad.  Tollkampf,  Hannover 
1846;  b)  Zur  Statistik  des  Kgr.  Hannover,  Heft  4,  5,  7,  9,  11;  0)  Zeit- 
schrift des  Egl.  Statist.  Bureaus  in  Hannover,  Jahrg.  2  u.  3. 

Ib.  Berlin,  a)  Berlin  u.  seine  Entwickelung.  Städtisches  Jahrbuch 
für  Volkswirthschafl  u.  Statistik,  Jahrg.  2  bis  8. 

Ic.  Frankfurt  a.  M.  Statistische  Mittheilungen  über  den  Civilstand 
der  Stadt  Frankfürt  a.  M.  in  den  Jahren  1853 — 74. 

2.  Bayern,  a)  Beiträge  zur  Statistik  des  Kgr.  Bayern,  Heft  I,  III; 
b)  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Kgr.  Bayern  in  den  5  Jahren  IS^l 
— 18f|  mit  Rückblicken  auf  die  22  Jahre  18f|— 18^. 

2a.  ICftnohen.     Die  Geburten  Münchens  im  I.  Semester  1875. 
8.  Sachsen,     a)  Statistischo  Mittheilungen   aus   dem  Kgr.  Sachsen, 
Dresden  1862;  b)  Zeitaohrift  des  statist  Bureaus  des  Kgl.  Sachs.  Ministe- 
rium dee  Innern,  Jahig.  6,  11,  12,  14 — 16,  18  und  Supplementheft  zum 
17.  Jahig. 

SEi  Leipaig,  Mittheilangen  des  statiat.  Bureaus  der  Stadt  Leipzig, 
Heft  7—1). 

4.   Württemb arg.    Wttrttembergische  Jahrbücher  für  das  Jahr  1856. 
6.   Baden,     a)   Beittige   zur   Statistik   der   innern   Verwaltung   des 
Gtoäfih.  Baden,  18,  Haft;  b)  StatistiBches  Jahrbuch  für  das  Grossh.  Baden 
far  dio  Jahre  1864 — 72. 

6.  Hesse Q.     0L>  '^^träge  zur  Statistik  des  Grossh.  Hessen,    10.  Bd.; 
b)  N'otixblatt   dca  ^  für  Erdkunde  u.  verwandte  Wissenschaften  zu 

ttadt  für  dii  «66^73. 

"It  iatskalender  für  das  Grosshzth.  Mecklenburg- 

n.  ThL 
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8.  8.  Weimar,   8.  Altenburg,    8.  Cob.-Gotha.     SteÜBtik   Thü- 
ringens,  Bd.  I,  Jena  1867. 

9.  Oldenburg.     Statistische  Nachrichten   über   das   Grossh«  Olden- 
burg, Heft  9,   11,  13. 

10.  Braunschweig.     Beiträge   zur  Statistik   des   Herzogth.  Braun- 
schweig, Heft  I  (1874). 

11.  Anhalt.     Mittheilungen   des   HerzogL  Anhaltischen  statist.  Bur. 
No.  1,   10,  15,  17. 

12.  Hamburg.     Statistik  des  Hamburg.  Staats,  Heft  III,  VI,  VII. 

13.  Bremen.     Jahrbuch   für   die   amtliche  Statistik   des  Bremischen 
Staats,  8,  Jahrg.,  2.  Heft. 

14.  Lübeck.     Statistik  des  Lübeckischen  Staats,  Heft  IL 

15.  Elsass-Lothringen.    Zeitschrift  des  Egl.  Freuss.  statist  Bur. 
Jahrg.   1871,  Heft  L 

n.    Dänemark. 
Statistisk  tabelyacrk.    Trcdie  raekke,  andet  bind,  tolvte  bind,  fem  og 
tyvende  bind. 

m.    Korwegen. 
Norges    officielle    Statistik.      Tabeller    yedkommende    folkemaengdens 
bevacgolse  i  aarene  1851 — 70  (1873). 

IV.    Schweden, 
a)  Bidrag  tili  Syoriges  officiela  Statistik.    Befolkningsstatistik  för  ären 
1866—73;  b)  Statistik  tidskrift,  för  Iren  1871,  1874,  1876. 

Y.    Kiederlande. 
a)  Statistische  bescheiden  voor  het  Koningrijk  der  Nederlanden,  yijfde 
deol,    derde    stuk;    b)  Algemeene   statistiek   yan   Nederland,    tweede   deel, 
yijfde  afleyering. 

VL    Belgien. 
a)  Statistique   generale   de   la  Belgique.     Exposd   de   la   Situation  du 
royaume.     Periode  d^cennalc   de  18|^,  18^^;   b)  Documents    statistiques. 
Tome  XII  (1868);  c)  Statistisches  Gemälde  des  Kgr.  Belgien  von  J.  E.  Hom 
(1853). 

Vn.    Fraxüoreich. 
a)  Statistique  de  la  Erance,  mouyement  de  la  population  pendant  les 
ann^es  1866 — 68;  b)  Statistique  de  la  Erance,  nouyelle  s^rie.    Statistique 
annuelle,  Tome  I,  IL 

Vm.    Italien. 
Statistica  del  regno  d'Italia.    Popolazione  moyimento  dello  statu  ciyile, 
Anno   1873. 

IX.    Spanien. 
Memoria   eleyada   al   exemo.    sr.  presidente    del    consejo  de  ministros 
por  la  direction  general  de  estadistica,  Madrid  1870. 

X.    Oeiterreich. 
a)  Tafeln    zur  Statistik    der   österreichischen  Monarchie.     Zusammen- 
gestellt von  der  Direktion  der  administrativen  Statistik,  Bd.  I — IV;  b)  Sta- 
tistisches Jahrbuch,   herausg.   v.   d.  KK.   statist.   Central- Kommission,   die 
Jahrgänge  1863—1875. 

XI.    Schweii. 
Schweizerische  Statistik  XXII.     Geburten,  Trauungen  und  Sterbefölle 
in  der  Schweiz  in  den  Jahren  1867 — 71. 
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m. 

Vierter  Vereinstag  des  allgemeinen  Verbandes  der  Erwerbs-  und 
Wirthschafts-Gtonossenschaften  in  Oesterreioh, 

abgehalten  am  24.,  25.  und  26.  September  1876  in  Smichow  bei  Prag. 

Die  YerhaDdlungen  des  lY.  Yerbandstages  der  deutschen  Erwerbs- 
und  Wirthsohafts  -  Genossenschaften  in  Oesterreich  sind  aus  mehrfachen 
Gründen  interessant.  Es  war  zum  ersten  Male,  dass  der  langgehegte 
Wunsch,  die  Yerbandstage  alljährlich  an  anderen  Orten  abzuhalten,  rea- 
lisirt  wurde.  Doppelt  bedeutsam  ist  es,  dass  der  Yerband  der  deut- 
schen Erwerbs-  und  Wirthschafts-Genossenschaften  das  erste  Mal,  wo  er 
ausserhalb  Wien  tagte,  gerade  in  Prag,  der  Hauptstadt  jenes  Landes, 
dessen  Genossenschafter  sich  vom  Yerbande  am  meisten  ferne  hielten,  zu- 
sammentrat. In  unerfreulicher  Weise  stigmatisirt  ist  das  Interesse,  wel- 
ches die  Yerhandlungen  des  lY.  Yereinstages  bieten,  durch  die  traurige 
Möglichkeit,  dass  dieser  Yereinstag  der  letzte  gewesen  sei.  Endlich  haben 
die  Yerhandlungen  gerade  für  die  Leser  der  „Jahrbücher''  Interesse,  weil 
die  Baiffeisen'schen  Darlehenskassen  auf  der  Tagesordnung  sich  befanden. 

Den  ersten  Gegenstand  der  Berathung  bildete  der  Bericht  des  Ge- 
nossenschafts-Anwaltes Dr.  Hermann  Ziller  über  die  Thätigkeit  des 
allgemeinen  Yerbandes  und  die  Lage  des  österreichischen 
Genossenschaftswesens..  Ziller  konstatirt,  dass  nach  den  neuesten 
Erhebungen  in  Oesterreich  1724  Genossenschidften  bestehen,  und  zwar 
1147  YorschussTereine ,  415  Konsumvereine,  18  Eohstoff-Genossenschaften, 
9  landwirthschaftliche  Werkgenossenschaften,  4  Rohstoff-  und  Magazin- 
Genossenschaften,  3  Magazin-Genossenschaften,  116  Produktiv- Assoziatio- 
nen, 10  Baugenossenschaften  und  2  Yersicherungs-Gonossenschaften.  Als 
ein  Land,  welches  auf  dem  Genossenschaftsgebiete  besonderen  Eifer  an 
den  Tag  legt,  wird  Galizien  genannt,  woselbst  dermalen  schon  94  Yor- 
schussyereine  bestehen. 

Der  Yerband  habe  auf  die  Begründung  von  Schul  Sparkassen  hin- 
gearbeitet, scheiterte  aber  mit  seinen  Bemühungen  an  dem  Widerstände 
der  Lehrer,  welche,  durch  die  ihnen  zugemuthete  Belastung  veranlasst, 
sich  gegen  die  Schulsparkassen  aussprachen.  Später  wurde  von  den  Leh- 
rern auch  die  pädagogische  IlDrichtigkeit  der  Schulsparkassen  behauptet 

Die  Einbeziehung  der  deutschen  Genossenschaften  in  Ungarn  in 
den  allgemeinen  Yerband  wurde  sistirt  wegen  der  Unklarheit  der  derma- 
ligen Lage.  Schritte  wegen  der  gesetzlichen  Unzulässigkeit  der 
beschränkten  Haftung,  wie  sie  im  österreichischen  Genossenschafts- 
gesetz fjEikultativ  neben  der  unbeschränkten  Solidarhaft  gestattet  ist,  wur- 
den nicht  gethan,  da  einmal  der  Zeitpunkt  als  nicht  opportun  erkannt 
wurde  und  man  anderseits  nicht  genug  Erfahrungen  über  die  Eolgen  der 
beschränkten  Haftung  in  Oesterreich  besitzt  Das  Petitum  der  Genossen- 
schaften, dass  dieselben  Waisengelder  übernehmen  dürfen,  wurde  nicht 
weiter  verfolgt,  da  in  jüngster  Zeit  der  Justizminister  den  Auftrag  gege- 
ben hatte,   dass  die  Waisengelder  aus  den  Yorschussvereinen  zurüokgezo- 
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gen  werden  müssen,  indem  die  Elocirung  derselben  in  den  YorschoftSTer- 
einen  dermalen  gesetzlich  nicht  zulässig  sei. 

Die  Lage  des  Genossenschaftswesens  in  Oesterreich  wird 
von  dem  Anwalte  als  eine  nicht  sehr  günstige  geschildert  Die  Ursache 
hieven  liege  zunächst  in  der  wirthschaftlichen  Erisis,  welche  über  Oester- 
reich herein  gebrochen  ist,  anderseits  aber  auch  in  der  Organisation  der 
Genossenschaften  selbst.  Die  Verluste,  welche  die  Krisis  verursachte,  wa- 
ren an  sich  nicht  so  bedeutend,  um  das  Genossenschaftswesen  in  Oester- 
reich, speziell  die  Yorschussvereine,  ernst  zu  gefährden.  Die  Lage  wäre 
aber  eine  düstere  deshalb,  weil  neben  der  wirthschaftlichen  Kalamität  und 
den  damit  verbundenen  Auswüchsen  innere  Schwächen  der  Genossenschaf- 
ten zu  Tage  traten.  Der  Zusammenbruch  der  Banken  und  die  gesetzliche 
Kegelung  der  Genossenschaften  trafen  auf  denselben  Zeitpunkt  zusammen: 
auf  das  Jahr  1873.  Naturgemäss  wendete  sich  der  Blick  von  den  Assozia- 
tionen, welche  bisher  favorisirt  wurden,  auf  die  Genossenschaften.  Es  ent- 
stand ein  genossenschaftliches  Gründerthum,  welchem  wesentlich  Yorschub 
geleistet  wurde  durch  die  Gestatta ng  der  beschränkten  Haft 

Ausserdem  würden  aber  auch  genossenschaftliche  Grundsätze 
verletzt  Die  Ausdehnung  des  Geschäftskreises  sei  eine  zu 
grosse,  es  werden  für  die  Genossenschaften  unpassende  Geschäfte  in 
den  Bereich  ihrer  Thätigkeit  gezogen,  man  sehe  auf  grosse  Dividenden 
und  jage  nach  Gewinn.  Die  Folgen  zeigten  sich  auch  bald.  Eine  nicht 
unbedeutende  Zahl  von  Genossenschaften  verfiel  in  Eonkurs,  so  z.  B.  in 
Wien  allein  14  Genossenschaften,  andere  wurden  und  werden  nur  müh- 
selig von  den  „Yerwaltungsräthen"  der  Genossenschaften  über  Wasser 
erhalten. 

Trotz  dieser  traurigen  Aspekten  hegen  wir  aber  mit  dem  Anwalt  die 
Zuversicht,  dass  das  Zugrundegehen  dieser  Genossenschaften  durchaus  nicht 
einen  Yerfall  des  österreichischen  Genossenschaftswesens  bedeute,  sondern 
sehen  vielmehr  hierin  ein  Zeichen  der  Gesundung. 

Nach  der  allgemeinen  Darlegung  der  genossenschaftlichen  Yerhältnisae 
und  der  Diskussion  über  den  Yerband  gelangte  man  zur  Berathung  der 
einzelnen  Anträge.  Die  Mehrzahl  derselben  rief  eine  allgemein  interes- 
sante Debatte  nicht  hervor,  obwohl  einzelne  Anträge  von  nicht  geringer 
Wichtigkeit  waren.  Nur  der  Antrag,  dass  die  Eaiffeisen sehen  Darlehen- 
kassen verwerflich,  hingegen  die  Schulze'schen  Yorschussvereine  für  die 
Landbevölkerung  völlig  entsprechend  seien,  veranlasste  eine  bewegte  Dis- 
kussion. 

Der  Antrag  der  Anwaltschaft:  „der  allgemeine  Yereinstag  wolle  aus- 
sprechen, dass  die  Interessen  einer  jeden  Genossenschaft  die  Bestellung 
eines  Aufsichtsrathes  oder  eines  anderen  Organs  erheische,  welche  mit 
den  dem  Aufsichtsrathe  hinsichtlich  der  Kontrole  gesetzlich  zukommenden 
Funktionen  betraut  ist",  wurde  einhellig  angenommen.  Bei  kleinen  Ge- 
nossenschaften kann  man  die  Kreirung  eines  Aufsichtsrathes  selbstver- 
ständlich nicht  verlangen,  und  muss  ein  anderes  Organ,  z.  B.  ein  Revisor, 
die  Rolle  des  Aufsichtsrathes  übernehmen.  Die  Befugniss  des  Aufsichts- 
rathes, die  Yorstandsmitglieder  zu  suspendiren,  steht  dann  dem  Revisor 
allerdings  nicht  zu. 
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Auch  die  folgenden  Anträge  wurden  zum  Beschlüsse  erhoben:  ,yDer 
allgemeine  Yereinstag  wolle  erklären,  es  sei  ungesetzlich  und  zugleich  der 
Sicherheit  des  Geschäftsbetriebes  abträglich,  wenn  Aufsichtsraths-Mitglie- 
dem  das  Recht  der  Firmazeichnung  eingeräumt  werde;''  —  ,,der  allge- 
meine Yereinstag  spreche  seine  Ueberzeugung  dahin  aus,  dass  die  Mit- 
gliedschaft eines  Yorschussvereines  bei  einem  anderen  nicht  zu  empfehlen 
sei,  und  zwar  aus  gesetzlichen  Gründen  wie  aus  geschäftlichen  Bedenken." 

Der  Antrag:  ,,Der  allgemeine  Yereinstag  möge  beschliessen,  dass  den 
Yorschussvereinen  die  Gewährung  von  Kredit  an  Nichtmitglie- 
der  nicht  zu  empfehlen  sei",  wurde  mit  Majorität  angenommen,  ohne 
dass  eine  werthyoÜe  Debatte  über  diese  prinzipiell  und  praktisch  hoch- 
wichtige Frage  zu  verzeichnen  wäre. 

Den  nächsten  Gegenstand  der  Berathung  bildeten  die  folgenden  An- 
träge : 

„Der  allgemeine  Yereinstag  wolle  aussprechen,  dass  Genossenschaften, 
welche  zum  grossen  Theile  im  Interesse  der  ländlichen  Gewerbetreibenden 
und  Grundbesitzer  errichtet  wurden  und  welche  ihre  Wirksamkeit  nicht 
auf  eine  bestimmte  Ortschaft,  sondern  auf  einen  Bezirk  oder  Kreis  aus- 
dehnen, unter  besonderer  Kücksichtnahme  auf  den  Bedarf  für  den  Mobi- 
liarkredit, auch  Anlagekapitalien  auf  Annuitäten  gewähren  können." 

„Der  allgemeine  Yereinstag  wolle  beschliessen : 

1)  es  sei  der  EiDführung  der  Baiffeisen'schen  Darlehenskassen 
in  Oesterreich  im  Interesse  der  landwirthschaftlichen  Bevölkerung  der 
entschiedenste  Widerstand  entgegenzusetzen,  dagegen 

2)  auf  die  Bildung  landwirthschaftlicher  Yorschussvereine  nach  dem  be- 
währten Systeme  von  Schulze-Delitzsch  mit  allen  Mitteln  hinzuwirken." 

Üeber  diese  beiden  Anträge  entspann  sich  eine  sehr  lebhafte  Debatte,  wel- 
che sich  aber,  ohne  den  ersten  Antrag  zu  berücksichtigen,  ausschliesslich 
auf  die  Frage  beschränkte,  ob  die  Eaiffeisen'schen  Darlehenskassen  in 
Oesterreich  einzuführen  seien,  oder  ob  die  Yorschussvereine  nach  dem 
Systeme  von  Schulze-Delitzsch  zur  Befriedigung  des  Kreditbedürfnisses  der 
Landwirthe  genügen.  Das  Referat,  welches  dem  Antrage  vorausgeschickt 
wurde,  trat  mit  schärfsten  Ausdrücken,  aber  ohne  erhebliche  sachliche 
Gründe  gegen  die  Raiffeisen'schen  Darlehenskassen  auf  und  für  die  Yor- 
schussvereine von  Schulze-Delitzsch  ein,  welche  auch  für  die  ländlichen 
Yerhältnisse  ausreichten,  zumal  wenn  ihnen  noch  das  Becht,  PfEuidbriefe 
zu  emittiren,  ertheilt  würde. 

Unterstützt  wurden  die  Ausführungen  des  Referenten  durch  den  An- 
walt Dr.  Ziller,  welcher  besonders  den  Mangel  der  Geschäftsantheile  bei 
den  Raiffeisen'schen  Yereinen  rügte  und  darin  den  entschiedensten  Wider- 
spruch zwischen  Schulze-Delitzsch  und  Raiffeisen  fand.  £r  warf  dem 
Letzteren  vor,  Realkredit  zwar  in  Aussicht  zu  stellen,  aber  ebenso  wenig 
wie  der  Erstere  wirklich  gewähren  zu  können. 

Gegen  diese  Ausführungen  wendete  sich  der  als  Gast  anwesende  Pro- 
fessor an  der  Hochschule  für  Bodenkultur  zu  Wien,  Dr.  Gustav  Marchet, 
der  seit  lange  dem  Gegenstande  besondere  Aufinerksamkeit  zugewendet 
hat,  sich  durch  persönliche  Untersuchung  der  Yerhältnisse  am  Rhein 
und  in  Oesterreich  zu  informiren   suchte  und  auch   im  österreichischen 
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Ackerbau -Ministerium  als  Referent  darüber  fungirte.  Er  erklärte  die 
Kaiffeisen'schen  Vereine  für  eine  sozial -politisch  sehr  bedeutsame  Er-. 
scheinung,  welche  jedenfalls  äusserst  wichtige  Momente  zur  Beaeitigong 
der  Kreditnoth  der  Landwirthe  enthalten,  die  zwar  nicht  unverändert  in 
Oesterreich  einzuführen  seien,  denen  der  Yerbandstag  sich  aber  nicht 
feindlich  entgegenzustellen,  sondern  die  er  als  einen  Fortschritt  auf  dem 
Gebiete  des  Genossenschaftswesens  entgegenkommend  zu  begrnssen  habe. 
Er  erklärte  die  Schulze  -  Delitzsch'schen  Vereine  für  nicht  geeignet  für 
die  ländliche  Bevölkerung  und  begründete  die  Behauptung  mit  Beispielen 
aus  dem  praktischen  Leben,  indem  der  Zinsfuss  für  den  LandwirÜi  bei 
ihnen  zu  hoch,  und  dieser  Uebelstand  werde  durch  die  in  ihnen  trotz 
aller  Mahnungen  von  Seiten  der  Centralstelle  allgemein  verbreitete  Diri- 
dendenjagd  herbeigeführt,  die  eben  im  Systeme  liege.  Es  sei  dann  die 
Zahlungsfrist  zu  kurz  bemessen.  Eine  Besserung  sei  erst  zu  erwarten, 
wenn  neue  Normen  aufgestellt,  namentlich  den  Dividenden  Schranken  ge- 
setzt würden.  Das  von  Schulze-Delitzsch  1873  im  deutschen  Eeichsrathe 
erwirkte  Gesetz  hält  er  nicht  für  ausreichend ,  die  Uebelstände  zu  besei- 
tigen. Dagegen  bezeichnete  er  die  von  Baiffeisen  in  den  Yordergmnd 
gestellte  Idee,  dass  die  Genossenschaften  sich  auf  möglichst  kleine 
Kreise  und  auf  die  ihnen  naturgemässen  Geschäfte  beschränken, 
jede  Spekulation  aus  ihrem  Wirkungskreise  ausscheiden,  als  eine  im  hohen 
Grade  beachtenswerthe,  welche  von  den  Vorschussvereinen  zu  ihrem  Scha- 
den ignorirt  werde.  Büdner  verwies  zum  Belege  für  diese  Behauptung 
auf  die  von  dem  Anwalte  gegebene  Schilderung  des  Genossenschaftswesens, 
in  welcher  Klage  über  den  allzu  grossen  Geschäfbsumfang  und  die  Ein- 
beziehung unnatürlicher  Geschäfte  von  Seite  der  Genossenschaften  geführt 
wurde,  ausserdem  auf  manche  Aeusserungen  während  der  Verhandinngen 
des  Verbandstages  selbst,  wo  halb  unbewusst  einzelne  Mitglieder  darauf 
hinwiesen,  dass  der  Umfang  des  von  ihrem  Vorschussvereine  umfustan 
Gebietes  zu  gross  sei. 

Die  vom  Beferenten  ganz  nebensächlich  vorgebrachte  Möglichkeit, 
den  Schulze'schen  Vorschussvereinen  das  Becht,  Pfandbriefe  zu  emittiren, 
einzuräumen,  sei  wieder  eine  jener  Ideen,  welche  man  Baiffeisen  ver- 
danke. Es  müsste  angenommen  werden,  dass,  nachdem  die  einzelnen  Ver- 
eine dieses  Emissionsrecht  nicht  erhalten  können,  vom  Beferenten  an  eine 
Centralisirung  derselben  gedacht  worden  sei,  obwohl  derselbe  nicht  einmal 
dies  ausgesprochen  habe.  Die  Verbände  der  Schulze'schen  Vorschnssver- 
eine  bedeuten  etwas  ganz  anderes  als  die  Gentralvereine ,  welche  Baiff- 
eisen verlangt.  Die  letzteren  sollen  das  materielle,  Geld  beschaffende  Gen- 
trum der  vereinigten  Assoziationen  bilden,  während  die  Verbände  der 
Schulze' sehen  Vorschussvereine  mehr  eine  moralische  Wirksamkeit  haben, 
die  Gesammtinteressen  der  Genossenschaften  wahren,  allerdings  aach  den 
Ueberschuss  und  Mangel  an  Kapital  zwischen  den  einzelnen  Vereinen  ans- 
gleichen.  Gewiss  liege  für  den  Handwerker  und  Kleingewerbtreibenden 
das  Bedürfhiss  nach  dem  Geld  beschaffenden  Gentrum  auch  nicht  in  dem 
Maasse  vor  wie  für  den  Landwirth,  weil  dem  letzteren  selbst  für  das 
Bedürfhiss  nach  Betriebskapital  der  kurz  befristete  Kredit  der  Voradhosi- 
vereine  nicht  genüge,  indem  auch  der  Personalkredit  oder  richtiger  Wirth- 
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schaftskredit  des  Landmannes  mit  einem  dreimonailiohen  Wechsel  nicht 
befriedigt  ist.  Der  Wirthschaftskredit  des  Landmannes  erheische  häufig 
ein  1 — 2 — 3  jährig  befristetes  Kapital;  durch  einen  Yorschussveroin  könne 
ihm  dies  niemals  beschafft  werden.  Daher  müsse  man,  wie  Kaiffeisen  un- 
ablässig behauptet,  nach  einem  Centrum,  welches  die  Kapitalien  in  ent- 
sprechender Weise  aufzubringen  yermöge,  suchen. 

In  Folge  dieser  mit  lebhaftem  Beifall  aufgenommenen  Ausführungen 
wurde  folgender  Antrag  zum  Beschluss  erhoben: 

„Der  allgemeine  Yereinstag  wolle  beschliessen ,  es  seien  die  Anträge 
des  schlesischen  Realkredit- Yereines  in  Troppau  und  des  landwirthschafb- 
lichen  Spar-  und  Yorschussyereines  in  Eaaden  dermalen  abzulehnen, 
da  diese  Angelegenheit  nicht  spruchreif  sei,  und  die  Frage  des  landwirth- 
schaftlichen  Kredites  auf  die  Tagesordnung  des  nächsten  Yerbandstages 
zu  stellen." 

Die  hierauf  zur  Yerhandlung  kommenden  Anträge  bezogen  sich  sämmt- 
lich  auf  Konsumvereine  und  wurden  von  dem  Yerbandstag  zum  Beschlüsse 
erhoben.     Sie  lauten: 

„Der  allgemeine  Yereinstag  möge  den  Konsumvereinen  des  nördlichen 
Böhmens  die  Gründung  eines  Unterverbandes  empfehlen,  welcher  für  die 
verbündeten  Yereine  den  gemeinsamen  Waareneinkauf  aus  erster  Hand 
einleite." 

„In  Erwägung: 

a)  dass  zum  Gedeihen  der  Konsumvereine  eine  genaue  Kontrole  unbe- 
dingt nothwendig  erscheint, 

b)  dass  letztere  die  möglichst  genaue  Normirung  des  den  Yerkäufern 
resp.  Lagerhaltern  zu  gewährenden  Mankos  bei  allen  naturgemäss 
einem  Abgange  unterliegenden  Yerkaufsartikeln  erheischt, 

c)  dass  diese  Normirungen  nur  auf  Grund  vielseitig  gemachter  Erfah- 
rung möglichst  zutreffend  vorgenommen  werden  kann, 

möge  der  allgemeine  Yereinstag  beschliessen:  Die  Anwaltschaft  des  allge- 
meinen Yerbandes  der  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  in 
Oesterreich  wird  beauftragt,  eine  Enquete  unter  den  im  Yerbande  beste- 
henden Konsumvereinen  über  die  von  ihnen  gemachten  Erfahrungen  be- 
treffs des  bei  den  einzelnen  Yerkaufsartikeln  sich  ergebenden  Manko^s,  wo 
ein  solches  naturgemäss  vorkommt,  zu  veranlassen,  und  darauf  gestützt 
ein  durchschnittliches  den  Yerkäufern  zustehendes  Manko  für  die  einzel- 
nen Waaren  zur  diesbezüglichen  Bichtschnur  für  die  Konsumvereine  fest- 
zustellen." 

„Der  allgemeine  Yereinstag  wolle  beschliessen: 

1)  die  Anwaltschaft  ist  zu  ersuchen,  Berichte  über  die  bedeutenderen 
Konsumtionsartikel  hinsichtlich  deren  Marktlage  durch  die  „Genos- 
senschaft" zu  veröffentlichen; 

2)  den  Konsumvereinen  ist  zu  empfehlen,  dem  Yorstande  durch  eine  Be- 
stimmung im  Statute  den  Baareinkauf  zur  Pflicht  zu  machen  und  nur 
in  dringenden  Fällen  eine  Abweichung  zuzulassen,  welche  jedoch 
durch  den  Aufsichtsrath  zu  genehmigen  ist; 

8)  es  ist  in  Yereinen,    welche  Yerkäufer  mit  Kaution  angestellt  haben. 
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empfehlenswerth ,   dos  Waarenlager  behufs  aufmerksamer  Behandlung 

und  Pflege  den  Händen  des  Verkäufers  anzuy ertrauen/' 
Die  Debatte  hierüber  war  unwesentlich. 

Den  letzten  Punkt  der  Tagesordnung  bildete  die  Steuerfirage.  Die 
sehr  animirte  Diskussion  war  voll  von  scharfen  Angriffen  gegen  die  öster- 
reichische Steuerpolitik,  der  man  energisch  entgegenzutreten  besohloas,  in- 
dem man  sich  über  folgende  Punkte  einigte: 

„In  Anbetracht  des  Umstandes,  dass  die  Genossenschaften,  insbeson- 
dere jene  Yorschuss-  und  Ereditvereine,  deren  Geschäftsthätigkeit  sich 
grösstentheils  auf  Darlehen  gegen  Wechsel  beschränkt,  durch  die  unyer- 
hältnissmässig  hohe  Besteuerung  zur  Liquidation  gezwungen  werden,  möge 
der  allgemeine  Yereinstag  sämmtlichen  Genossenschaften  empfehlen,  mit 
allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  bei  dem  demnächst  zusammen- 
tretenden Reichsrathe  und  dem  k.  k.  Pinanz-Ministerium  um  rasche  Ab- 
hülfe einzuschreiten  und  behufs  gemeinsamen  Vorgehens  in  dieser  Ange- 
legenheit ein  Komit^  einzusetzen*)." 

„Pur  den  Pall,  dass  die  Befreiung  der  Genossenschaften  Ton  der 
Einkommensteuer  nicht  zu  erlangen  ist,  den  ständigen  Ausschuss  zu  be- 
yollmächtigen ,  dahin  zu  wirken,  dass  diese  Besteuerung  im  Allgemeinen 
nach  der  auf  die  Gesohäftseinlagen  oder  Antheile  yertheilten  Dividende 
oder  gewährten  Verzinsung  bemessen,  und  dass  die  Vertheilung  einer 
6prozentigen  Dividende  oder  Verzinsung  von  der  Entrichtung  der  Ein- 
kommensteuer frei  bleibe." 

„In  Anbetracht  des  Umstandes,  dass  die  Steuerbehörden  die  Einkom- 
mensteuer nach  dem  Bruttogewinn  einer  Genossenschaft  berechnen,  möge 
der  allgemeine  Verbandstag  dahin  wirken,  dass  bei  dem  k.  k.  Finanz- 
Ministerium  um  Abhülfe  eingeschritten  und  die  Bemessung  der  Einkom- 
mensteuer nach  dem  Beingewinne  eingeführt  werde." 

„Der  allgemeine  Vereinstag  möge  aussprechen,  dass  das  Verlangen 
der  Steuerbehörden  nach  einer  beglaubigten  Abschrift  des  Eechnungsab- 
schlusses  und  des  ProtokoUes  der  Generalversammlung,  welche  den  Ab- 
schluss  genehmigt  hat,  den  Genossenschaften  eine  neue  Last  auferlege, 
ohne  für  die  Sicherheit  des  Steuerdienstes  erforderlich  zu  sein." 

Auf  Grundlage  eines  speziellen  Antrages  wird  noch  femer  der  Be- 
schluBs  gefEtöst,  der  allgemeine  Vereinstag  spreche  seine  üeberzeugung  da- 
hin aus,  dass  „die  Einführung  einer  kurzen  Verjährungsfrist  für  Steuern 
ein  dringendes  Bedürfhiss  einer  geregelten  Verwaltung  ist".  Es  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass,  während  in  Preussen  z.  B.  eine  einjährige  Ver- 
jährungsfrist für  Steuern   besteht,    in  Oesterreich  die  Steuerpflicht  nicht 


*)  Die  österreichische  Regierung  hat  in  neuester  Zeit  im  Beichsrathe  einige  Ergän- 
zungen zu  den  demselben  vorliegenden  neuen  Steuerentwürfen  eingebracht  Einer  dieser 
Entwürfe  bezieht  sich  auf  die  Besteuerung  von  Aktiengesellschaften  und  anderen  zur  öf- 
fentlichen Rechnungslegung  verpflichteten  Erwerbsuntemehmungen.  Der  Besteuerung  nach 
diesem  Gesetze  unterliegen  die  von  Aktiengesellschaften  oder  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien   betriebenen  Erwerbsuntemehmungen,    die  Sparkassen,   Erwerbs-  und  Wirth- 

schaftsgenossenschaften  n.  s.  w (§.  1.)   Von   der  Besteuerung  ausgenommen  sind  : 

Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften ,  dann  wechselseitige  VersicherunKsanstalten, 
welche  auf  dem  Prinzlpe  der  Selbsthilfe  beruhen,  nicht  auf  Gewinn  berechnet  sind  und 
ihre  Thfttigkeit  nur  auf  den  Kreis  ihrer  HitgUeder  beschränken. 
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yerjährt,  selbst  wenn  die  Finanzbehörde  noch  so  lange  Zeit  hindurch  die 
Steuern  weder  vorgeschrieben  noch  eingemahnt  hat.  Daraus  ergebe  sich 
aber  die  höchst  bedenkliche  Eonsequenz,  dass  einer  Genossenschaft  oft 
plötzlich  eine  Steuer  vorgeschrieben  werde,  an  welche  dieselbe  gar  nicht 
gedacht  habe,  für  welche  sie  daher  auch  gar  nicht  vorbereitet  sei,  und 
dass  dies  nicht  bloss  für  das  laufende  Geschäftsjahr  und  für  ein  oder  zwei 
Jahre  vorher  geschehe,  sondern  dass  die  Steuer  oft  für  viele  Jahre,  De- 
zennien sogar,  von  dem  Zeitpunkte  des  Bestehens  der  Genossenschaft  an, 
auferlegt  werde.  Dass  hierdurch  das  ganze  Gebahren  der  Genossenschaf- 
ten auf  das  Empfindlichste  gestört  werde,  sei  klar. 

Nachdem  die  Wiederwahl  des  gesammten  Ausschusses  des  Genossen« 
Schaftsverbandes  vollzogen  war,  wurden  die  Yerhandlungen  des  Yerbands- 
tages  geschlossen. 

M. 
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Preisanfgabeii  der  Riibeiiow-StiftiiHg. 

L    Die  Sohuldenreduktion  in  den  deutschen  Territorien 
nach  dem  dreissigjährigen  Kriege. 

Der  sogeuannto  §.  de  indaganda  des  westfälischen  Friedens  (J.  P.  0. 
YIIT.  §.  5.  M.  IX.  §.  66)  bestimmt  als  Eine  der  Aufgaben  des  nächsten 
Reichstags  die  Feststellung  eines  Modus,  wonach  der  durch  den  Krieg 
veranlassten  Zerrüttung  der  allgemeinen  V  er  mögen  syerhältnisse  im  Beich 
und  namentlich  der  Belastung  des  Besitzes  mit  Schulden  und  aufgelaufe- 
nen Zinsen  in  geeigneter  WeisiB  abzuhelfen  sei.  Dem  entsprechend  ent- 
hält der  Reichstagsabschied  von  1654  (§§.  170 — 175)  eine  Reihe  von  Be- 
stimmungen, worin  theils  durch  Moratorien,  theils  durch  eine  allgemeine 
Reduktion  der  rückständigen  Zinsen,  der  Noth  der  Verschuldeten  zu  steuern 
gesucht  wird. 

£s  wird  gewünscht  eine  eingehende  Geschichte  der  Genesis  und  der 
Wirkungen  dieses  Reichsgesetzos.  Für  Erstere  ist  zurückzugehen  sowohl 
auf  die  westfälischen  Friedenstraktate,  als  auch  auf  die  vor  and  neben 
diesen  hergehenden  partikularen  Verhandlungen  über  die  gleiche  Angele- 
genheit auf  den  Landtagen  einzelner  Territorien.  Die  Behandlang,  welche 
die  Frage  in  der  sich  anschliessenden  juristischen  und  publizistischen  Li- 
teratur fand,  ist  zu  erörtern.  Es  ist  festzustellen,  in  welchen  Theilen 
des  Reichs  das  Gesetz  von  1654  zur  praktischen  Ausführung  gekommen 
ist.  Die  Modalität  dieser  Ausführung  ist  dann  auf  dem  Boden  eines  ein- 
zelnen Territoriums  im  Detail  aktenmässig  darzulegen,  and  aus  den  hier- 
bei sich  ergebenden  Materialien  eine  Gesammtansicht  von  den  volks-  und 
staatswirthschaftlichen  Verhältnissen  der  betreffenden  Landschaft  in  der 
Zeit  nach  Beendigung  des  dreissigjährigen  Krieges  zu  entwerfen. 

IL    Geschichte  der  Landstände  in  einem  gegenwärtig  der  Preossi- 
Bchen  Monarchie  angehörigen  Territorium. 

Die  Geschichte  der  Landstände  in  den  Territorien,  aas  denen  der 
gegenwärtige  Bestand  der  Preussischen  Monarchie  hervorgegangen  ist, 
bildet  eine  der  wichtigsten  Vorarbeiten  fiir  die  Verfassungsgeschichte  des 
Preussischen  Staates. 

Die  vorstehende  Aufgabe  fordert  für  Eines  dieser  Territorien  eine  auf 
selbstständige  Benutzung  der  Quellen  und  namentlich  der  landständischen 
Verhandlungen  gestützte  geschichtliche  Entwiokelung,  bei  der  es  yorzug»- 
weise  darauf  ankommen  wird,  die  Elemente,  aas  denen  die  Landstande 
entstanden    sind,   wie  die  Bedeutung  derselben  für  die  Eeohts-  und  Ver- 
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fassangsbildung  des  betreffenden  Territoriums  darzulegen.  Die  Darstellung 
ist  bis  zu  dem  Zeitpunkte  fortzufuhren,  wo  die  Wirksamkeit  der  alten 
landständischen  Verfassung  aufhört.  Als  solcher  wird  für  die  Preussischen 
Territorien  im  Allgemeinen  der  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  zu  betrach- 
ten sein. 

m.    Kurfarst  Albrecht  Achilles   von  Brandenbxirg  1470  bis  i486. 

Quellenmässig  kritische  Darstellung  seines  Lebens  und  Wirkens  mit 

besonderer  Besiehung  auf  seine  reichsfürstliche  Thätigkeit. 

Es  wird  verlangt  eine  auf  erschöpfender  Benutzung  des  gedruckten 
Materials  und  ausreichendem  archivalischem  Studium  beruhende  methodisch- 
kritische  Untersuchung.  Nur  so  weit,  als  es  zum  Yerständniss  der  kur- 
fürstlichen Periode  Albrechts  erforderlich  ist,  braucht  die  frühere  Lebens- 
zeit herangezogen  und  aufgeklärt  zu  werden.  Die  reichsfiirstliche  Thätig- 
keit muss  ihre  Erklärung  finden  in  der  Stelle  Albrechts  als  Landesfurst, 
welche  keineswegs  vernachlässigt  werden  darfl  Der  Schlusspassus  der  Auf- 
gabe soll  wesentlich  dem  Forschen  nach  neuem  Material  eine  bestimmte 
Richtung  geben. 

Die  Bewerbungsschriften  sind  in  deutscher  Sprache  abzufassen.  Sie 
dürfen  den  Namen  des  Verfassers  nicht  enthalten,  sondern  sind  mit  einem 
Wahlspruche  zu  versehen.  Der  Name  des  Verfassers  ist  in  einem  versie- 
gelten Zettel  zu  verzeichnen,  der  aussen  denselben  Wahlspruch  trägt. 

Die  Einsendung  der  Bewerbungsschriften  muss  spätestens  bis  zum 
1.  März  1881  geschehen.  Die  Zuerkennung  der  Preise  erfolgt  am  17.  Ok- 
tober 1881. 

Als  Preise  setzen  wir  für  die  würdig  befundenen  Arbeiten  je  1200 
Mark  Beichsmünze  fest,  jedoch  mit  der  Maassgabe,  dass,  wenn  Eine  der 
Arbeiten  gar  nicht  oder  nicht  genügend,  eine  Andere  aber  in  vorzüg- 
lichem Grade  gelöst  werden  sollte,  der  Preis  für  diese  Andere  erhöht 
werden  kann. 

Greifswald,  im  Januar  1877. 

Rektor  und  Senat  hiesiger  Königl.  Universität. 
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Eingesendete  Schriften. 

Victor  V.  Bojanowski,  Die  Englisohen  Fabrik-  und  Werkstätten- 
Gesetze.     Auf  Veranlassang  des  Eönigl.  Preussischen  MinisteriamB  für 
Handel,    Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  in  deutscher  Uebersetzung. 
Berlin  1876.     Verlag  der  Königl.  Geh.  Ober-Hofbuchdruckerei,    311  8. 
Inhalt.     1)  Vorbericht   betreffs   der   englischen  Fabrik-  und  Werk- 
stätten-Gesetzgebung.    2)  Die  englischen  Fabrik-  und  Werkstätten-Gesetze. 
3)  Auszug  aus  den  Fabrikgesetzen,    zum  Aushang  in  Fabrikgebäuden  be- 
stimmt.    4)  Tabellarische  Zusammenstellung  der  wichtigeren  abweichenden 
Bestimmungen  der  Fabrik-  und  Werkstätten-Gesetze,  sowie  derjenigen  Ge- 
setze, welche  verwandte  Gegenstände  betreffen.     5)  Zusammenstellung  der 
von  der  Eönigl.  Kommission  von  1875  gefassten  Beschlüsse   betreffs  Ver- 
einfachung und  Verbesserung  der  Fabrik  -  und  Werkstätten-Gesetze.    6)  Zu- 
sammenstellung der  Titelüberschriften  Ton  Gesetzen,  welche  in  der  Samm- 
lung in  Bezug  genommen  sind. 

Pollitzer,  Moritz,  Die  Bahnerhaltung.  Theoretisohe  und  praktische 
Anleitung  zum  Eisenbahn -Erhaltungsdienste.   Th.  L   Brunn  1874. 
232  S.     Th.  II.    Brunn  1876.    181  8. 
Dieses   mit   yielen   lithographischen  Tafeln    und   Tabellen   yersehene 
Werk  ist  nur  technischer  Art  und  behandelt  zuerst  den  Oberbau,    Schie- 
nen, Schwellen  und  Beschotterung,  und  dann  den  Unterbau,  den  Hochbau, 
die  mechanischen  Einrichtungen  und  die  Einfriedigungen. 

Krönig  (Mitglied  der  Königl.  Kisenbahn-Direction  der  hannorerschen 
Staatsbahn),   Die  Differential -Tarife  der  Eisenbahnen,  ihre  Bnt- 
wiokelung,  Bedeutung  und  Berechtigung  nach  amtliohen  Quel- 
len dargestellt.     (BerUn  1877.    Vahlen.) 
Diese  soeben  erschienene,  mit  einigen  Tabellen  versehene  Schrift  hat 
sich  die  Aufgabe  gestellt,    auf  dem  Wege  historischer  Untersuchung  eine 
aus   amtlichen   Quellen   geschöpfte,    objektive  Darstellung  der  Ent- 
stehung und  Entwickelung  der  Differential-Tarife,  sowie  der  Kämpfe,  die 
sie  hervorgerufen  haben ,  zu  geben  und  daran  eine  Prüfung  des  Einflusses 
zu   knüpfen,   den   sie   auf  die  Gestaltung   der   wirthschafUichen  Zustände 
ausgeübt  haben ,  femer  der  verschiedenen  im  Laufe  der  Zeit  hervorgetrete- 
nen Anschauungen  über  ihre  Bedeutung  und  Berechtigung  bezw.  der  Vor- 
schläge, welche  in  Betreff  der  Regelung  dieser  Tarifmaterie  gemacht  sind.  — 
Bei  der  grossen  Wichtigkeit  dieser  auch  anderwärts  auf  das  Lebhaf- 
teste und  im  verschiedensten  Sinne  erörterten  Frage,   scheint  gerade  in 
dem  Augenblick,  wo  das  gesammte  Tarifwesen  einer  Neu-Eegulirong  unter- 
worfen wird,   die  Veranlassung  zu  einer  derartigen  Untersuchung  schon 
äusserlich  gegeben.  — 

Die  Schrift  ist  verfasst  und  publizirt  auf  Veranlassung  Sr.  Ezoellenz 
des  Herrn  Ministers  für  Handel  etc.,  die  Schlusserörterungen  sind  in  der- 
selben jedoch  aus  persönlichen  Ansichten  des  Ver&ssers  hervorgegangen. 


I)rack  von  Ed.  Fromm ann  in  Jena. 


in. 

Die  Wirkungen  der  igioschwanknngen  in  Oesterreich 
und  die  Herstellong  der  Valuta*). 

Von 

Dr.  Wilhelm  Lesigang. 

L 

In  einem,  im  XXVn.  Bande  dieser  Zeitschrift  (S.  273  ff.)  enthal- 
tenen Aufsatze  habe  ich  die  „Ursachen  des  Agio's  und  seiner  Schwan- 
kungen in  Oesterreich"  erörtert"  und  am  Schlüsse  desselben  verspro- 
chen, in  einem  zweiten  die  Wirkungen  der  Agioschwankungen  zu  be- 
sprechen. Dieses  Versprechen  soll  nun  durch  den  nachfolgenden  Auf- 
satz eingelöst  werden,  in  welchem  zuletzt  auch  noch  die  Frage  nach 
der  besten  Methode  der  Wiederherstellung  eines  geregelten  Geldwesens 
zur  Erörterung  gelangen  soll. 

Es  wurde  in  dem  obenerwähnten  Aufsatze  gezeigt,  wie  sich  das 
Verkehrsleben  mit  dem  uneinlösbaren  Papiergelde  abfindet.  Es  wurde 
nachgewiesen,  dass  dieses  vom  Verkehre  denjenigen  Werth  erhält,  den 
es  haben  muss,  um  dem  Bedürfnisse  desselben  nach  Umlaufsmitteln 
zu  entsprechen,  und  dass  der  Verkehr,  wenn  nicht  äussere  Einflüsse 
ihn  daran  hindern,  das  Papiergeld  also  derartig  eingerichtet  ist,  dass 
die  Menge  desselben  nicht  von  einer  ausserhalb  seines  Wirkungskreises 
liegenden  Macht  bestimmt  wird,  in  ruhigen  Zeiten  selbst  die  Papier- 
geldmenge auf  eine  solche  Weise  regullrt,  dass  der  Werth  des  Papier- 
geldes keine  bedeutenden  Schwankungen  erleidet  Daraus  folgt  zu- 
nächst, dass  in  der  Existenz  des  uneinlösbaren  Papiergeldes  und  der 
Verdrängung  aller  anderen  Umlaufsmittel  aus  dem  internen  Verkehre 
an  sich  noch  Nichts  enthalten  ist,  was  das  wirthscbaftliche  Leben 
schädigen  würde.    Auch  das  Vorhandensein  eines  Agio's  ändert  hieran 

*)  Fortsetzung  von:  Die  Ursachen  des  Agio*s  and  seiner  Schwankungen  in  Oester* 
reich ;  Bd.  XXVII  dieser  JahrbUcher ,  S.  278  ff. 
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nichts,  selbst  wenn  dieses  ein  sehr  hohes  ist.  Besteht  ein  soldies 
längere  Zeit  hindurch,  so  wird  sich  der  Verkehr  zuletzt  vollständig 
daran  gewöhnen,  dass  das  Papiergeld  in  der  That  einen  geringeren 
Werth  hat,  als  der  ist,  den  sein  Name  anzeigt  und  demgemäss  alle 
seine  Transaktionen  einrichten.  Es  wird  dann  für  den  Verkehr  eben 
so  gleichgiltig  sein,  ob  der  Papiergulden  auf  Pari  steht  oder  nur  die 
Hälfte  seines  Nominalwerthes  hat,  als  es  ihm  gleichgiltig  ist,  ob  die 
cirkulirenden  Münzen  ein  Loth  wiegen  (wie  der  Thaler)  oder  •/,  Loth 
(wie  der  österr.  Gulden).  So  wenig  wie  der  Verkehr  je  dadurch  ge- 
schädigt worden  ist ,  dass  er  den  österreichischen  und  den  süddeiitp 
sehen  Gulden,  die  Hamburger  Mark  Banko  und  Mark  Goarant,  den 
türkischen  und  den  spanischen  Piaster  trotz  der  gleichen  Namen  strenge 
unterscheiden  musste,  so  wenig  würde  es  ihn  schädigen,  dass  er  einen 
Silbergulden  und  einen  von  diesem  im  Werthe  verschiedenen  Papier- 
gulden besitzt.  Es  mag  dann  immerhin  auf  dem  letzteren  zu  lesen 
sein:  „Diese  Staatsnote  wird  von  allen  landesfürstlichen  Kassen  and 
Aemtern für  einen  (resp.  5  u.  s.  w.)  Gulden  österreichischer  Wäh- 
rung angenommen  und  gegeben.'^  Der  Verkehr  fügt  sich  dieser  An- 
ordnung doch  nicht,  sondern  verleiht  dem  Papiergelde  ausschliesslich 
jenen  Werth,  den  es  dadurch,  dass  es  ihm,  in  Folge  jenes  staatlichen 
Befehles,  das  Metallgeld  raubt  und  als  einziges  Umlau&mittel  aalge- 
zwungen wird,  nach  seiner  Anschauung  erhält,  und  lässt  es  sonach 
zu  diesem  ruhig  neben  allen  anderen  Papiergeldsorten ,  zu  denen  es 
dann  in  bestimmte  Preisrelationen  tritt,  cirkuliren.  Auch  der  Um- 
stand, dass  das  Papiergeld  nicht  in's  Ausland  gehen  kann,  bereitet 
ihm  weiter  keine  Schwierigkeiten.  Das  uneinlösbare  Papiergeld  hat 
den  Aussenhandel  Oesterreicbs  nicht  gehindert,  sich  in  dem  Zeiträume 
von  1866  bis  1871  zu  verdoppeln.  Der  Verkehr  weiss  eben  jene  Menge 
von  Edelmetall,  die  er  für  seine  ausländischen  Beziehungen  braucht, 
stets  festzuhalten,  und  findet  sich  schliesslich  ganz  gut  dar^,  eb 
Geld  zu  besitzen,  dass  ihm  im  äusseren  Verkehr  dient  und  ein  ande 
res,  welches  nur  im  Inlande  brauchbar  ist  lieber  die  kleine  Unbe- 
quemlichkeit der  Nöthigung  zu  beständigem  Umrechnen  von  einer  Gdd- 
sorte  in  die  andere,  geht  der  Nachtheil,  der  dem  Verkehre  hieram 
erwächst,  nicht  hinaus.  Hier  ist  also  kein  wesentliche  Vorzug  dflB 
Metallgeldes  vor  dem  uneinlösbaren  Papiergelde  aufzufinden. 

Wenn  aber  auch  die  Existenz  des  uneinlösbaren  Papiergddes  an 
sich  noch  durchaus  kein  Unglück  ist,  so  soll  damit  doch  noch  lange 
nicht  behauptet  werden,  dass  es  eben  so  gut  ist,  wie  das  Metallgeld. 
Es  birgt  vielmehr  eine  grosse  Gefahr  in  sich.    Schon  Eingangs  wurde 
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isdrücklich  erwähnt,  dass  das  Papiergeld  bei  guter  Einrichtung  in 
ihigen  Zeiten  keinen  besonderen  Nachtheil  für  den  Verkehr  bilde 
id  Alles,  was  soeben  über  diesen  Punkt  gesagt  wurde,  gilt  nur  für 
ihige  Zeiten.  In  unruhigen  Zeiten  kann  der  Verkehr  das  uneinlös- 
she  Papiergeld,  wie  schon  a.  a.  O.  S.  309  flF.  hervorgehoben  wurde, 
icht  in  einem  stationären  Werthe  erhalten,  und  jenes  ist  sodann  un- 
idingt  grossen  Schwankungen  in  diesem  unterworfen.  Dass  aber  eine 
de  Schwankung  im  Werthe  des  Geldes  dem  Verkehre  schädlich  ist 
id  ihn  den  ärgsten  Erschütterungen  aussetzt,  weiss  man.  Dies  ist 
ihon  wiederholt  und  so  ausführlich  auseinandergesetzt  worden,  dass 
»ruber  nichts  mehr  zu  sagen  ist  Bekannt  ist  auch,  wie  oft  schon 
IT  vergebliche  Versuch  gemacht  wurde,  ein  unveränderliches  Preis- 
aass  au&ufinden.  So  lange  dies  aber  nicht  gelungen  ist,  muss  na- 
irlich  jene  Art  des  Geldes  allen  anderen  vorgezogen  werden,  welche 
3n  geringsten  Schwankungen  unterworfen  ist.  Dies  ist  nach  allen 
isher  gemachten  Erfahrungen  das  Geld  aus  edlem  Metalle.  Das  Pa- 
ergeld  entbehrt  zweier  Eigenschaften,  welche  dem  Metallgelde  einen 
missen  Grad  von  Unveränderlichkeit  im  Werthe  verleihen,  steht  dem- 
tlben  also  aus  zwei  Gründen  in  dieser  Beziehung  nach.  Es  sind  dies, 
ie  auch  schon  a.  a.  O.  hervorgehoben  wurde,  die  Gebundenheit  des 
apiergeldes  an  seine  Heimath  und  der  Umstand,  dass  der  Stoff,  aus 
sm  das  Papiergeld  gemacht  ist,  nicht  (oder  vielmehr  nur  in  viel  zu 
sringem  Maasse  —  denn  als  Material  zur  Papierfabrikation  kann  er 
amerhin  verwendet  werden)  auch  zur  Befriedigung  anderer  Bedürf- 
isse  als  desjenigen  nach  einem  Umlaufsmittel  gebraucht  werden  kann, 
ährend  das  edle  Metall  schon  als  solches  sehr  hoch  geschätzt  ist 
lese  beiden  Eigenschaften  des  Metallgeldes  sind  es,  welche  einen  sehr 
lachtigen  Regulator  des  Werthes  desselben  bilden,  welche  diesen  von 
SD  Ereignissen  in  einem  einzelnen  Lande  nahezu  unabhängig  machen 
nd  auch  dann  noch  ziemlich  gleich  erhalten  können,  wenn  die  Ver- 
ältnisse  eines  Landes  dies  längst  nicht  mehr  im  Stande  wären.  Ein 
and  mit  ausschliesslichem  Papiergeldumlaufe  ist  dagegen  auf  sich 
llein  angewiesen.  Wenn  nun  auch  der  Verkehr  die  Menge  der  Noten 
nd  damit  den  Werth  derselben  bei  guter  Einrichtung  des  Papier- 
eides für  gewöhnlich  selbst  nach  seinen  Bedürfnissen  regulirt,  so  kann 
r  dies  doch  nicht  in  Perioden  rasch  hereinbrechender  Katastrophen, 
ü  die  Ereignisse  rascher  vorwärts  schreiten,  als  jener  ihnen  folgen 
um.  Mit  Bezug  auf  Oesterreich  darf  insbesondere  nicht  vergessen 
'erden,  dass  lediglich  die  Banknoten  es  sind,  deren  Menge  der  Ver- 
ehr reguliren  kann,  und  zwar  nur  diejenigen,  welche  vom  Publikum 
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aus  der  Bank  genommen  worden  sind.  Diejenigen  Noten,  welche  die 
Bank  dem  Staate  geliehen  hatte  (gegenwärtig  existiren  solche  nidit 
mehr,  da  an  ihre  Stelle  die  Staatsnoten  und  die  vielberufene  80  Mil- 
lionenschuld getreten  sind,  welche  letztere  in  die  „zu  Staatsnoten  er- 
klärten Banknoten'^  übergegangen  ist),  konnte  der  Verkehr  schon  nicht 
mehr  nach  seinem  Bedürfnisse  vermehren  oder  vermindern  und  die 
remen  Staatsnoten  (welche  gegenwärtig  ausser  den  reinen  Banknoten 
allein  noch  bestehen)  eben  so  wenig.  Zwischen  jenen  beiden  Noten- 
gattungen  ist  im  Grunde  genommen  überhaupt  kein  Unterschied  imd 
die  Staatsnotenemission  von  1866  brachte  somit  nur  etwas  dem  Namea 
nach,  aber  nicht  wirklich  Neues.  Die  Staatsnoten  aber  sind  es,  die 
das  eigentlich  gefährliche  Papiergeld  bilden,  das  für  den  VeiiLehr  eia 
wahres  Damoklesschwert  ist. 

Wenn  also  selbst  das  besteingerichtete  Papiergeld  eine  stete  Ge- 
fahr für  den  Verkehr  involvirt,  so  dass  die  Nöthigung  desselben  zum 
alleinigen  Gebrauche  von  solchem  als  ein  grosser  Fehler  angesehen 
werden  muss,  so  ist  es  selbstverständlich,  dass  dieser  Fehler  noch 
grösser  wird,  wenn  die  Staatsgewalt  das  Papiergeld  in  einer  sokhen 
Weise  einrichtet,  dass  dem  Verkehre  dadurch  die  MögUchkeit  geraubt 
wird,  seine  Menge  selbst  zu  reguliren.  Damit  wird  der  ganze  Ver- 
kehr unterminirt  und  seine  Basis  so  sehr  geschwächt,  dass  ein  Wind- 
hauch das  ganze  Gebäude  umstürzen  kann.  Dieses  Uebel  über  Oester- 
reich  gebracht  zu  haben,  ist  eine  Handlungsweise,  für  welche  dicge* 
nigen,  die  sie  in  die  Staatspraxis  dieses  Landes  einführten,  nicht  scharf 
genug  getadelt  werden  können. 

Dieser  Vorwurf  kann  auch  durch  die  öfters  gehörte  Behauptung, 
Oesterreich  sei  durch  diese  Maassregel  wiederholt  vom  Bankerotte  ge- 
rettet worden,  nicht  entkräftet  werden.  Wir  wollen  hier  ganz  ab- 
sehen davon,  ob  es  zu  allen  den  Zeiten,  in  welchen  die  österreischi- 
sche  Regierung  ein  plötzliches  grosses  Bedürfniss  an  Geld  durch  die 
Emission  von  Papiergeld  befriedigte,  wirklich  so  ganz  unmöglich  ge- 
wesen wäre,  dem  Staate  auf  eine  andere,  zwar  weniger  bequeme,  da- 
für aber  auch  weniger  schädliche  Weise  das  Nothwendige  zu  ve^ 
schaffen ,  ob  also  der  Staat  ohne  dieselbe  unbedingt  bankerott  gewesen 
wäre,  wir  wollen  dies  vielmehr  zugeben;  wem  drängt  sich  aber  niefat 
die  Frage  auf:  „Ist  denn  ein  solches  Vorgehen  des  Staates  nicht  sdbst 
schon  ein  Bankerott?  Was  thut  denn  der  Staat  hier  Anderes  als  in 
dekretiren,  jeder  Bürger  solle  jetzt  plötzlich  um  so  und  so  viel  weni- 
ger im  Vermögen  haben?  Wodurch  unterscheidet  sich  denn  die  Er- 
setzung der  Zahlungsmittel  der  Zinsen  der  Staatsschuld  durch  andere 
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linder  werthvolle  unter  gleichzeitiger  Beibehaltung  des  gleichen  No- 
dnalwerthes  der  Zahlungen  von  einer  ofifen  ausgesprochenen  Zinsen- 
sduktion?  Wenn  der  Staat  etwas  thut,  wodurch  er  bewirkt,  dass 
as  Geld,  in  welchem  er  die  Gehalte  seiner  Beamten  und  Offiziere 
nd  die  Löhnung  seiner  Soldaten  unter  Beibehalt  desselben  Nominal- 
etrages  auszahlt,  30  ^Iq  seines  Werthes  verliert,  was  thut  er  denn 
jideres,  als  die  Bezüge  dieser  seiner  Diener  um  eben  so  viel  zu  re- 
uziren?  Wenn  der  Staat  mit  dem  Kaufpreise,  den  er  fOr  irgend 
ine  Sache  bezahlt,  eben  so  verfährt,  was  thut  er  denn  Anderes,  als 
enselben  willkürlich  verringern?  Was  thut  er  denn  in  allen  diesen 
od  unzähligen  anderen  Fällen,  nämlich  überall,  wo  er  irgend  eine 
erpflichtung  in  solcher  Weise  einlöst,  überhaupt  Anderes,  als  erklä- 
m,  er  könne  seinen  Verpflichtungen  nicht  so  nachkommen,  wie  er 
ies  eigentlich  sollte  ?  Sind  da  nicht  schon  alle  Merkmale  des  Staats- 
EUikerotts  vorhanden?  Doch  gewiss.  Das  hässliche  Wort  „Staats- 
uikerott^'  ist  allerdings  vermieden,  aber  die  Sache  ist  da  und  nicht 
3nug  damit,  so  ist  dieses  Vorgehen  des  Staates  in  der  That  noch 
iel  schlimmer  als  ein  Bankerott  Bei  einem  solchen  schädigt  der 
taat  unmittelbar  nur  diejenigen,  die  etwas  von  ihm  zu  fordern  ha- 
3D,  sich  selbst  aber  nur  mittelbar  durch  die  unvermeidliche  Erschüt- 
irung  seines  Kredits.  Wohl  wird  auch  die  Steuerkraft  der  Staats- 
igehörigen,  unter  welchen  ja  stets  sehr  viele  Staatsgläubiger  sind, 
iirch  den  Staatsbankerott  geschwächt;  diese  Verminderung  der  Staats- 
nnahmen  kann  aber  nicht  als  eine  aus  dem  Bankerotte  resultirende 
chädigung  des  Staates  selbst  angesehen  werden,  sondern  ist  nur  die 
Qvermeidliche  Verminderung  der  dem  Staate  aus  einem  Bankerotte 
"fliessenden  Erleichterung. 

Weit  grösser  sind  dagegen  die  Nachtheile  einer  ungemessenen  Papier- 
3ldemission.  Bei  einer  solchen  schädigt  er  erstens  nicht  nur  dieje- 
igen  seiner  Angehörigen,  die  etwas  von  ihm  zu  fordern  haben  und 
ie,  wenn  sie  auch  in  manchen  Staaten,  wie  namentlich  in  Frankreich, 
ihr  zahlreich  sind,  doch  stets  nur  einen  verhältnissmässig  kleinen 
heil  der  Bevölkerung  bilden,  sondern  alle  diejenigen,  die  Geld  he- 
tzen oder  welches  von  Anderen  zu  fordern  haben,  d.  1l  Alle,  die 
berhaupt  als  wirthschaftliche  Persönlichkeiten  auftreten  können.  Zwei- 
1D8  schädigt  er  aber  hierbei  auch  sich  selbst  in  weit  höherem  Maasse, 
.8  bei  einem  Bankerotte.  Seinen  Kredit  erschüttert  er  gerade  so, 
ie  bei  einem  solchen,  vermindert  aber  zugleich  seine  Einnahmen  in 
eit  grösserem  Maassstabe.  Denn  nicht  genug  damit,  dass  er  seine 
innahmen  schon  dadurch,  dass  alle  seine  Angehörigen  geschädigt 
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werden,  also  auch  die  Steuerkraft  Aller  vermindert  wird,  bedeutend 
stärker  verringert,  als  dies  durch  die  bei  einem  Staatsbankerotte  ein- 
tretende Schädigung  eines  Theiles  der  Staatsangehörigen  bewirkt  wird, 
so  kann  er  auch  ausserdem  Niemanden  verhindern  —  und  in  der  That 
hat  noch  keiner  der  vielen  mit  Papiergeld  gesegneten  Staaten  dann 
gedacht  —  die  Verpflichtungen,  die  Andere  gegen  ihn  haben,  in  der- 
selben Weise  einzulösen ,  wie  er  dies  gegen  jene  thut.  Dadurch  allem 
schon  bewirkt  aber  der  Staat  augenblicklich  und  unmittelbar  eine  Ver- 
minderung seiner  Einnahmen,  welche  ganz  in  demselben  Maasse  ein- 
tritt, in  welchem  der  wahre  Werth  des  Papiergeldes  von  seinem  no- 
minellen abweicht  Noch  grösser  wird  die  Differenz  zwischen  der  durch 
einen  Bankerott  und  der  durch  eine  Papiergeldemission  eintretenden 
Verminderung  der  Staatseinnahmen  dann,  wenn  ein  grosser  Theil  der 
Staatsgläubiger  im  Auslande  wohnt.  Denn  die  Einbusse,  welche  diese 
erleiden ,  trifft  die  Angehörigen  des  bankerotten  Staates  gar  nicht  and 
lässt  die  Steuerkraft  derselben  unberührt.  Nach  dieser  Seite  hin  stellt 
sich  also  der  Staatsbankerott  entschieden  als  weniger  schädlich  her- 
aus, wie  die  Papiergeldemission. 

Aber  auch  die  allgemeinen  Folgen  der  letzteren  sind  weit  schlim- 
mer, als  die  des  ersteren.  Allerdings  erschüttert  em  Staatsbankerott 
die  ganze  Volkswirthschaft  schwer,  aber  thut  denn  eine  plötzliche 
radikale  Aenderung  des  Geldwesens  dies  weniger?  Die  Summe,  die 
dem  Volksvermögen  verloren  geht,  ist  im  ersten  Augenblicke  vielleicht 
in  beiden  Fällen  dieselbe.  Aber  ein  offener  Staatsbankerott  ist  eine 
einmalige  Maassregel,  mit  der  sich  Jeder  bald  zurecht  findet,  eine 
Maassregel,  bei  der  Jedem,  der  durch  dieselbe  verliert,  genau  gesagt 
wird,  was  er  verliert  und  durch  die  sich  daher  Jeder  in  den  Staid 
gesetzt  sieht,  seine  Maassregeln  zu  treffen.  Eine  gewaltige  Noten- 
emission wirkt  dagegen  sozusagen  heimtückisch.  Es  weiss  Niemand, 
was  er  eigentlich  verliert ;  anfänglich  glauben  die  Leute  sogar  meistens, 
dass  sie  überhaupt  nichts  verlieren,  ja  es  gibt  sogar  Einfaltspinsel  ge- 
nug, die  glauben,  dass  die  Nation  durch  diese  Geldvermehraog  ge- 
winnt. Ist  doch  in  der  Laien  weit  der  Ruf  nach  Vermehrung  des  Gel- 
des nicht  selten,  und  es  ist  in  Oesterreich  —  namentlich  im  ungari- 
schen Theile  dieses  Reiches  —  schon  wiederholt  vorg^ommen,  dass 
sogar  eine  Vermehrung  der  Noten  verlangt  wurde,  um  die  Geldmenge 
zu  vermehren  und  dadurch  den  Verkehr  zu  beleben  0-    Dass  die  Ver- 


1)  Der  österreichisch  -  ungarische  Bankstreit  hat  seinen  Grund  hauptsichlich  daria, 
dass  diese  Anschauung  in  Ungarn  ganz  aUgemein  gehegt  wtrd. 
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dräDgung  des  Edelmetalls  aus  dem  Papiergeld  einführenden  Lande  in 
ein  anderes  ein  reiner  Verlust  ist,  das  verstehen  die  Wenigsten  und 
ebenso  Wenige,  dass  die  nominelle  Vermehrung  des  Geldes  die  in  der 
Tbat  im  Staate  vorhandene  Geldmenge,  wenn  man  sie  nach  ihrem 
wahren  Werthe  misst,  nicht  vermehren  kann.  Das  grosse  Publikum 
muss  erst  durch  empfindliche,  meist  sehr  schmerzliche,  häufig  sogar 
unheilbare  Schläge  darüber  belehrt  werden,  dass  es  sich  getäuscht 
hat.  Dass  dabei  manche  Einzelwirthschaften  ganz  zu  Grunde  gehen, 
ist  klar.  Die  Folge  davon  ist  dann  Unsicherheit  nach  allen  Seiten, 
mit  allen  ihren  traurigen,  die  Volkswirthschaft  so  sehr  schädigenden 
Folgen.  Ueberdies  treffen  diese  Verluste  alle  Welt  und  bei  jeder  Ge- 
legenheit immer  wieder,  ohne  dass  irgend  Jemand  voraussehen  kann, 
wann  wieder  ßuhe  einkehren  wird.  Der  o£fene  Staatsbankerott  trifft 
doch  immer  nur  gewisse  Kreise  der  Bevölkerung ,  zunächst  die  Staats- 
gläubiger. Ich  will  davon  ganz  absehen,  dass  diese  häufig  —  so  auch 
bei  Oesterreicb  —  zum  grossen  Theile  einem  anderen  Lande  angehö- 
ren. Das  ist  jedenfalls  ein  sehr  zweifelhafter  Vorzug  des  Staatsban- 
kerottes vor  einer  Notenemission.  Aber  immer,  mögen  nun  die  Staats- 
gläubiger im  Inlande  oder  im  Auslande  wohnen,  kann  doch  gesagt 
werden,  dass  diese  den  wohlhabenderen  Klassen  der  Bevölkerung  an- 
gehören, welche  einen  Verlust  eher  zu  ertragen  im  Stande  sind.  Ueber- 
dies entzieht  er  diesen  oft  vielleicht  nur  einen  Gewinn,  den  sie  im 
Grunde  genommen  gar  nicht  verdienen.  Wer  wird  denn  jene  Staats- 
gläubiger, welche  durch  Jahre  hindurch  Wucherzinsen  von  dem  un- 
glücklichen, ihnen  verfallenen  Staate  bezogen  haben,  bedauern,  wenn 
sie  schliesslich  eine  Zinsenreduktion ,  vielleicht  gar  eine  gänzliche  Ein- 
stellung der  Zinsenzahlung  sich  gefallen  lassen  müssen?  Es  mag  sein, 
dass  ein  solcher  Fall  wegen  der  grossen  Kreise,  die  immer  von  einem 
derartigen  Ereignisse  getroffen  werden,  für  ein  ganzes  Volk  sehr  em- 
pfindlich werden  kann.  Aber  dasselbe  verdient  doch  kein  Bedauern, 
80  wenig,  wie  man  irgend  einen  Privatwucherer  bedauert,  wenn  ihm 
einer  oder  der  andere  seiner  Schuldner  durchgeht.  Doch  wir  wollen 
solche  Wucherzinsen  ausser  Betracht  lassen.  Ein  Staat,  der  einmal 
zu  solchen  genöthigt  ist,  steht  ohnedies  schon  so  schlecht,  dass  Jeder, 
der  ihm  leiht,  vernünftigerweise  darauf  gefasst  sein  muss,  dass  eines 
schönen  Tages  nicht  nur  die  Zinsenzahlung  aufhört,  sondern  auch  das 
dargeliehene  Kapital  verloren  geht  und  nicht  zu  bedauern  ist,  wenn 
dies  geschieht  Mehr  Mitleid  verdient  die  andere  Klasse  von  Leuten, 
die  durch  einen  Staatsbankerott  getroffen  werden,  die  Staatsdienen 
Aber  es  ist  wohl  kaum  fraglich,  was  diese  vorziehen  werden,  ob  eine 
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offene  Erklärung  des  Staates,  das  er  ihnen  den  bisherigen  Crehalt 
nicht  zahlen  könne,  sondern  densel  ben  um  20  oder  30  Prozente  redu- 
ziren  müsse,  oder  jene  heimtücki  sehen  Verluste,  wie  sie  durch  ein 
Hinaufschnellen  des  Agio's  auf  20  oder  30  ^Iq  bewirkt  werden? 

Auch  die  Vernichtung  oder  wenigstens  starke  Schädigung  des 
Staatskredits,   die  ein   offener  Bankerott  herbeiführt,   bildet  keinen 
Grund,  welcher  die  Emission  von  Massen  uneinlöslichen  Papiergeldes 
rechtfertigen  würde.    Denn  diese  schädigt  den  Staatskredit  ganz  ge- 
wiss ebensosehr,  wie  ein  Bankerott.     Glaubt  wohl  Jemand  ernstlich, 
dass  es  den  Staatskredit  weniger  schädigen  würde,  wenn  der  Staat 
erklärt,  er  müsse  seine  Schulden  mit  einem  Gelde  bezahlen,  dem  er 
allen  Werth  geraubt  hat,  als  wenn  er  offen  erklärte,  er  könne  für  den 
Augenblick  keine  Zinsen  zahlen?    Doch  gewiss  nicht    Eine  Reduktion 
der  Zinsen  der  Staatsschuld  kann  sogar,  wenn  der  Staat  den  ernste 
Willen  zeigt,  mit  Hülfe  derselben  Ordnung  in  seinen  Finanzen  zu  nuk 
chen,  den  Staatskredit  starken.    Oesterreich  hat  dies  im  Jahre  1868 
erlebt.     Die  damalige  Einführung  der  s.  g.  Vermögenssteuer,  welche 
in  Wahrheit  nichts  war,  als  eine  20  ®/oige  Zinsenreduktion  (von  5  fl.  CM. 
=  5  fl.  25  kr.  ö.  W.  auf  4  fl.  20  kr.  ö.  W.)  hat  den  Staatskredit  Oester- 
reichs  nicht  nur  nicht  verschlechtert,  sondern  geradezu  gebessert    Die 
österreichischen  Rententitel  stehen  selbst  heute,  trotz  Krise,  orientali- 
schen Wirren  und  neuen  Anlehen  noch  immer  höher,  als  unmittelbar 
nach  dem  preussisch- italienischen  Kriege,  obwohl  sie  um  20  ®/o  we- 
niger Zinsen  tragen  als  damals.    Es  war  eben  einmal  eine  einschnei- 
dende Maassregel  getroffen  worden,  die  Gläubiger  Oesterreichs  sahen 
den  guten  Willen  desselben,  seinen  Verpflichtungen  nach  Möglichkeit 
nachzukommen,   und  die  österreichischen  Papiere   stiegen  trotz  der 
Verringerung  der  Zinsen  und  erhielten  sich  trotz  der  wirthschaftlichen 
Krise  des  Jahres  1873  unverändert  auf  der  einmal  erklommenen  Höbe. 
Erst  die  neuerlich  eingetretene  Krisis  im  Orient  vermochte  die  Kurse 
der  österreichischen  Staatspapiere  wesentlich  zu  verschlechtem,  aber 
noch  immer  nicht  sie  auf  das  Niveau  von  1866  hinabzudrücken. 

Es  wäre  demnach  auch  im  Jahre  1866  viel  besser  gewesen,  fftr 
eine  kurze  Zeit  hindurch,  allenfalls  für  ein  Jahr,  die  Zahlung  der 
Schuldzinsen  ganz  zu  sistiren,  und  die  Einlösung  sonstiger  Verbind- 
lichkeiten auf  das  geringste  Maass  einzuschränken,  insbesondere  die 
Gehalte  aller  Staatsdiener  so  viel  wie  nur  möglich  zu  reduziren  — 
dies  Alles  natürlich  mit  dem  Versprechen  und  der  festen  Absicht,  so 
bald  als  möglich  den  auf  diese  Art  den  Staatsdienern  und  -Gläubi- 
gem zugefügten  Schaden  zu  ersetzen  — ,  allenfalls  ein  Zwangsanlehen 
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auszuschreiben  und  sonstige  Maassregeln ,  die  noch  geeignet  erschienen 
wären ,  dem  Staate  das  nothwendige  Geld  zu  verschafifen ,  anzuwenden, 
als  durch  eine  gewaltige  Vermehrung  des  cirkulirenden  Papiergeldes 
den  ganzen  Verkehr  in  seinen  Grundfesten  zu  erschüttern  und  sich 
selbst  und  andere  zu  betrügen ,  indem  man  zu  einem  Mittel  grifif,  wel- 
ches bestimmt  war,  alle  Welt  —  und  nicht  am  wenigsten  die  das- 
selbe anwendenden  Staatslenker  selbst  —  darüber  hinwegzutäuschen, 
dass  Oesterreich  damals  bankerott  war.  Erst  wenn  sich  alle  nur  denk- 
baren anderen  Maassregeln  als  ungenügend  erwiesen  hätten ,  hätte  man 
zu  der,  wenn  auch  verwerflichen,  so  doch  schon  wiederholt  in  Fällen 
der  Noth  als  probat  erwiesenen,  Papiergeldemission  schreiten  müssen. 
Die  Türkei  hat  im  Jahre  1876  in  dieser  Beziehung  ein  Beispiel  ge- 
geben, welches,  so  wenig  verlockend  es  auch  sein  mag,  doch  immer- 
hin den  Weg  bezeichnet,  welchen  andere  Staaten  künftighin  in  ähn- 
lichen Lagen  einschlagen  sollten  und  welchen  auch  Oesterreich  in  sei- 
nen verschiedenen  Krisenperioden  hätte  einschlagen  sollen.  Die  Fol- 
gen aller  jener  Maassregeln  wären  nach  wenigen  Jahren  überwunden 
worden,  der  Staat  hätte  sich  vielleicht  sogar  recht  bald  in  der  Lage 
gesehen,  wenigstens  einen  Theil  desjenigen,  was  er  seinen  Angehörigen 
und  Gläubigem  in  den  Tagen  der  Noth  genommen  hatte,  zurückzu- 
erstatten, während  er  mit  der  Emission  einer  riesigen  Papiergeldmasse 
ein  Uebel  geschaffen  hat,  an  dem  er  noch  heute  laborirt  und  dessen 
Beseitigung  noch  immer  in  eine  unabsehbare  Ferne  gerückt  erscheint 
Und  hier  sind  wir  bei  dem  Punkte  angelangt,  der  die  verderblichste 
Seite  der  ungemessenen  Notenemission  darstellt:  die  Schwierigkeit  der 
Rückkehr  zu  geordneten  Verhältnissen.  Während  zur  Rückkehr  zur 
regelmässigen  Zahlung  der  Gehalte,  Schuldzinsen  u.  s.  w.  nichts  weiter 
nothwendig  ist,  als  der  einfache  Wegfall  der  ausserordentlichen  Aus- 
gaben jener  Periode,' welche  den  Staat  zur  Nichteinhaltung  seiner  Ver- 
bindlichkeiten getrieben  haben  und  allenfalls  —  je  nach  den  Umstän- 
den —  noch  eine  Steuererhöhung,  ist  die  Verdrängung  des  Papier- 
geldes aus  dem  Verkehre,  wenn  dieser  es  einmal  aufgenommen  hat, 
und  seine  Ersetzung  durch  Metallgeld  eine  sehr  komplizirte  und  schwie- 
rige Sache.  Eben  weil  die  Papiergeldemission  alle  Kreise  der  Bevölke- 
rung ergreift,  weil  ihre  Folgen  sich  über  alle  Gebiete  des  Verkehrs 
erstrecken  und  auch  die  feinsten  Verzweigungen  des  wirthschaftlichen 
Organismus  des  betreffenden  Volkes  davon  berührt  werden,  weil  die- 
selben sich  auch  auf  Gebiete  erstrecken,  in  welchen  der  Staat  keinen 
Einfluss  mehr  ausüben  kann,  ist  es  für  diesen  so  schwer,  wenn  er 
einmal  auf  diese  Weise  sein  wirthschaftliches  Leben  in  Unordnung  ge- 
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bracht  hat ,  wieder  Ordnung  zu  machen.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass 
noch  keiner  der  vielen  Staaten  —  und  darunter  sind  zwei  der  wirth- 
schaftlich  höchststehenden  Länder  der  Erde,  nämlich  Frankreich  und  die 
nordamerikanische  Union  —  welche  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten 
zur  Papierwährung  übergegangen  sind,  sein  Geldwesen  wieder  in  Ord- 
nung gebracht  hat  Hier  ist  noch  nicht  der  Ort,  um  über  die  Mo- 
mente, welche  bei  der  Rückkehr  von  der  Papiergeldwirthschaft  zur 
Metallcirkulation  in  Betracht  kommen,  etwas  Ausführlicheres  zu  sagen. 
Erwähnt  aber  muss  hier  schon  werden,  dass  dies  ohne  grosse  Opfer 
von  Seite  des  Staates  ganz  unmöglich  ist  und  dass  mit  sehr  grosser 
Vorsicht  vorgegangen  werden  muss,  wenn  bei  dieser  Neuordnung  des 
Geldwesens  eines  Staates  starke  Erschütterungen  vermieden  werden 
sollen.  Das  gesammte  wirthschaftliche  Leben  des  betreffenden  Staates, 
welches  schon  auf  die  Papiergeldwirthschaft  eingerichtet  war,  muss 
sich  eben  wieder  den  neuen  Verhältnissen  anbequemen,  und  dass  dies 
nicht  so  ganz  leicht  ist,  ist  klar. 

Aber  nicht  allein  durch  die  unmittelbaren  Folgen  und  durch  die 
Schwierigkeit  der  Rückkehr  zu  geordneten  Verhältnissen  stellt  sich  die 
Emission  von  unendlichen  Mengen  Papiergeldes,  wie  sie  namentlich 
in  Oesterreich  förmlich  zur  Staatspraxis  geworden  ist,  als  schlimmer  her- 
aus, wie  der  Staatsbankerott,  sondern  die  Waagschale  neigt  sich  bei 
einer  Vergleichung  dieser  beiden  lieblichen  Eventualitäten  noch  weit 
mehr  zu  Gunsten  der  letzteren,  wenn  man  die  Wirkungen  bedenkt, 
welche  das  uneinlösbare  Papiergeld  bis  zur  Wiederherstellung  des  Geld- 
wesens auf  die  Volkswirthschaft  ausübt.  Der  Staatsbankerott  hat  gar 
keine  solchen  andauernden  Wirkungen.  Das  Publikum  weiss,  was  es 
verloren  hat  und  findet  sich  bald  in  die  neugeschafifene  Situation,  da 
diese  nun  unverändert  bleibt.  Das  Papiergeld  bewirkt  dagegen  durch 
seine  Schwankungen  eine  ünsolidität  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse, 
die  oft  in  wahrhaft  erschreckender  Weise  zu  Tage  tritt.  Es  weiss  ja 
Niemand,  wie  sich  in  der  nächsten  Zeit  seine  Vermögensverhältnisse 
gestalten  werden.  Jeder,  der  überhaupt  Geschäfte  macht,  wird  ge- 
wöhnt —  wie  dies  in  Oesterreich  thatsächlich  der  Fall  ist  —  nicht 
nur  sein  übriges  bewegliches  Vermögen,  sondern  auch  seinen  Geldbe- 
sitz, den  doch  sonst  alle  Welt  als  feste  Basis  der  Spekulation  zu  be- 
trachten pflegt,  als  einen  Gegenstand  derselben  anzusehen,  und  ge- 
nöthigt,  sich  immer  die  Möglichkeit  einer  plötzlichen  Veränderung  des 
Geldwerthes  vor  Augen  zu  halten.  Man  denke  sich  nur,  welche  Ver- 
wirrung durch  das  rapide  Steigen  des  Agio  im  Jahre  1866  in  alle 
Geschäftsabschlüsse  hineingebracht  werden  musste !   Das  ewige  Schwan- 
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ken  des  Agio's  nöthigt  sozusagen  Jedermann  zu  spekuliren  und  nament- 
lich auch  auf  den  Kurszettel  der  Börse  zu  achten.  Schon  Kinder  wer- 
den, da  es  begreiflicher  Weise  häufig  vorkommt,  dass  sie  von  ihren 
Eltern  mit  blankem  Silbergeide  beschenkt  werden,  veranlasst,  den 
Kurszettel  zu  studiren,  um  zu  ermessen,  wann  sie  von  dem  erhaltenen 
Geschenke  den  grössten  Nutzen  ziehen  können.  Die  kolossale  Verbrei- 
tung des  Börsenspieles  in  Oesterreich,  die  durch  die  1873er  Krise  zu 
Tage  trat,  hat  gewiss  ihren  Grund  zum  grossen  Theile  darin,  dass 
schon  durch  Jahrzehnte  alle  Welt  gewöhnt  und  genöthigt  war,  auf 
die  Börse,  resp.  auf  die  an  derselben  vorkommenden  Schwankungen 
des  Agio's  zu  achten.  Dadurch  gewöhnte  man  sich  allgemein  an  die 
Börse,  man  gewöhnte  sich  in  Oesterreich  noch  viel  mehr,  als  in  ande- 
ren Staaten,  in  dieser  den  Mittelpunkt  des  gesammten  wirthschaft- 
lichen  und  geschäftlichen  Lebens  zu  sehen  und  —  die  Folgen  davon 
sind  bekannt.  Es  ist  allgemein  anerkannt,  dass  die  in  der  neueren 
Zeit  eingetretene  Schwankung  in  der  Werthrelation  der  beiden  Edel- 
metalle einen  grossen  Antheil  daran  haben  dürfte,  dass  auch  in  den- 
jenigen Ländern,  welche  von  der  Krise  nicht  entfernt  so  stark  heim- 
gesucht wurden,  wie  Oesterreich,  die  Folgen  derselben  noch  immer 
nicht  verwunden  werden  können.  Wen  kann  es  da  verwundern,  dass 
in  Oesterreich,  wo  solche  Schwankungen  im  Geldwerthe  alle  Augen- 
blicke stattfanden,  die  Krise  noch  viel  ärger  wirkte,  als  anderwärts 
und  dass  auch  hier  noch  immer  keine  Besserung  eintreten  will?  Das 
Papiergeld  mit  seinen  fortwährenden  Schwankungen  schadet  eben  dem 
Verkehr  immer  wieder  von  Neuem. 

Wir  mögen  also  die  Sache  von  welchem  Gesichtspunkte  immer 
betrachten,  so  stellt  sich  stets  die  Einführung  uneinlöslichen  Papier- 
geldes in  den  Verkehr  als  eine  weit  schlimmere  Maassregel  heraus, 
als  der  Staatsbankerott,  und  wenn  daher  ein  Staat  vor  diese  traurige 
Alternative  gestellt  ist,  so  möge  er  sich  lieber  für  den  Augenblick 
offen  bankerott  erklären,  als  zur  Notenpresse  greifen!  Dieses  Aus- 
kunftsmittel ist  ja  selbst  auch  schon  der  Staatsbankerott. 

Soviel  über  die  Wirkungen  der  Agioschwankungen  im  Allgemeinen. 
Dieselben  im  Einzelnen  abzuhandeln,  würde  hier  zu  weit  führen  und 
den  Rahmen  einer  Zeitschrift  überschreiten.  Es  wäre  dazu  eine  ge- 
naue Betrachtung  aller  über  die  wirthschaftliche  Entwickelung  Oester- 
reichs  seit  dem  Jahre  1848  vorliegenden  statistischen  Daten  und  eine 
eingehende  Vergleichung  derselben  mit  solchen  aus  Ländern  mit  un- 
gestörter Geldcirkulation  noth wendig,  welche  allein  schon  ein  Buch 
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füllen  würde.  Nur  einzelne  besonders  interessante  Verhältnisse  sollen 
hier  besprochen  werden. 

Besonders  wichtig  ist  die  Frage  nach  dem  Einflüsse  des  Agio's 
auf  die  Schwankungen  der  Waarenpreise.  Es  wird  oft  behauptet,  dass 
das  uneinlösbare  Papiergeld  die  wirklichen  Preise  —  im  (jegensatze 
zu  den  in  diesem  ausgedrückten  sind  darunter  die  in  demjenigen  Edel- 
metallgelde,  an  welches  sich  das  herrschende  Papiergeld  anlehnt,  in 
Ocsterreich  also  die  in  Silber  anzugebenden ,  gemeint  —  etwas  erhöhe, 
weil  seine  Schwankungen  Jedermann  nöthigen,  auf  die  Preise  seiner 
Waaren  noch  eine,  zur  Sicherung  vor  Verlusten  durch  plötzliche  Ver- 
änderungen des  Agio's,  welchen  die  Waarenpreise  nicht  folgen  kön- 
nen, bestimmte  Assekuranzprämie  aufzuschlagen.  Inwieweit  dies  richtig 
ist,  kann  nicht  so  schnell  entschieden  werden.  Wir  müssen  zunächst 
jedenfalls  zwischen  ruhigen  und  unruhigen  Zeiten  unterscheiden.  Da 
während  der  ersteren  das  Papiergeld  so  viel ,  wie  gar  nicht  im  Werthe 
schwankt  und  daher  auch  kein  Grund  zu  einer  solchen  Assekuranz- 
prämie vorhanden  ist,  so  kann  diese  Behauptung  für  solche  entschie- 
den nicht  gelten.  Unruhige  Zeiten  aber  dauern  in  der  Regel  glück- 
licherweise viel  zu  kurz,  um  auf  den  ganzen  Verkehr  einen  so  tid 
gehenden  Einfluss  auszuüben,  wie  er  zu  einer  allgemeinen  Veränderung 
der  Preise  nothwendig  wäre  und  folgen  einander  denn  doch  nicht  rasch 
genug,  um  den  Verkehr  zu  zwingen,  sich  auf  sie  besonders  einzurich- 
ten. Sie  erschüttern  ihn  wohl  gewaltig,  üben  aber  keinen  nachhalti- 
gen Einfluss  auf  ihn  aus.  Wenn  einmal  eine  Krisenperiode  längere 
Zeit  hindurch  dauern  sollte,  dann  allerdings  würde  die  Wahrschein- 
lichkeit dafür  sprechen ,  dass  eine  solche  Assekuranzprämie  aufkommt 

Eine  vollkommen  präzise  Antwort  auf  diese  Frage  kann  wohl  aus 
den  Verhältnissen  eines  einzelnen  Landes  überhaupt  nicht  gegeben 
werden.  Es  wäre  dazu  nothwendig,  zum  Mindesten  noch  ein  Land 
u.  z.  ein  solches,  das  geordnete  Geldverhältnisse  besitzt,  zur  Verglei- 
chung  heranzuziehen,  weil  nur  so  konstatirt  werden  könnte,  ob  die 
Preise  in  dem  einem  Lande  mehr  schwanken,  als  in  dem  anderen. 
Da  hier  aber  nicht  über  das  Papiergeld  im  Allgemeinen,  sondern  nur 
über  dasjenige  Oesterreichs  gesprochen  und  nur  dargestellt  werden 
soll,  wie  es  auf  die  österreichischen  Verhältnisse  gewirkt  hat,  so  will 
ich  mich  auch  hier  darauf  beschränken,  lediglich  die  Bewegung  der 
Preise  in  Oesterreich  in  den  letzten  Dezennien  in's  Auge  zu  fassen, 
zu  untersuchen,  ob  und  inwieweit  die  Preise  in  Oesterreich  den  Agio- 
schwankungen gefolgt  sind  und  welche  Konsequenzen  für  die  I^hre 
von  uneinlösbarem  Papiergelde  sich  daraus  ergeben. 
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Zum  Zwecke  dieser  Untersuchung  ist  im  Folgenden  eine  Tabelle 
angeschlossen,  welche  die  Preise  einiger  Waaren  in  Oesterreich  in  den 
Jahren  1852  bis  1875,  sowie  den  Taglohn  in  der  Zeit  von  1856  bis 
1870  zur  Anschauung  bringt  Die  Daten  sind  der  „Austria''  (im  k.  k. 
Handelsministerium  redigirte  Zeitschrift  für  Volkswirthschaft  und  Sta- 
tistik) entnommen.  Ich  habe  hauptsächlich  Rindfleisch,  Brennholz  und 
Steinkohlen  in's  Auge  gefasst,  weil  diese  sämmtlich  Artikel  des  allge- 
meinsten Verbrauches  und  in  ihrer  Preisbewegung  ziemlich  regelmässig 
und  weniger  plötzlichen  Schwankungen  ausgesetzt  sind.  Dem  Ge- 
treide, dessen  Preise  in  den  meisten  derartigen  Untersuchungen  eine 
80  grosse  Rolle  spielen,  wurde  absichtlich  eine  geringere  Berücksich- 
tigung geschenkt  Es  könnte  eigentlich  ganz  ausgelassen  werden,  weil 
seine  Preise  von  dem  Ausfalle  der  Ernte,  und  nicht  nur  von  diesem, 
sondern  auch  schon  von  den  Emteaussichten  nicht  nur  des  eigenen 
Landes,  sondern  auch  fremder  fortwährend  beeinflusst,  und  dadurch 
so  vielen  Schwankungen  unterworfen  werden,  dass  man  nie  recht  weiss, 
ob  eine  in  einem  gegebenen  Augenblicke  eingetretene  Preisschwankung 
durch  einen  Wechsel  in  der  Konjunktur  oder  durch  andere  Gründe 
veranlasst  wurde.  Die  Getreidepreise  sind  daher  zu  einer  Untersuchung 
über  den  Einfluss  der  Papiergeldschwankungen  auf  die  Preise  über- 
haupt eigentlich  wenig  brauchbar.  Da  indessen  die  Verwendung  der 
Getreidepreise  zu  derartigen  Untersuchungen  so  allgemein  ist  und  die- 
selben im  wirthschaftlichen  Leben  der  Völker  unter  allen  Preisen  ent- 
schieden die  wichtigsten  sind,  so  dass  eine  Untersuchung  über  Preise 
unvollständig  erscheinen  würde,  wenn  die  des  Getreides  ganz  unbeachtet 
blieben,  so  sollen  hier  doch  auch  diese  wenigstens  nebenbei  in  Betracht 
gezogen  werden.  Ich  habe  hierzu  die  Preise  der  Jahre  1867  — 1875 
gewählt,  zunächst  aus  dem  rein  äusserlichen  Grunde,  weil  die  Preise 
der  oben  bezeichneten  Waaren  in  den  Jahren  1870 — 1874  in  der 
„Austria*^  entweder  gar  nicht  oder  nur  sehr  unregelmässig  aufgezeich- 
net sind  (daher  breche  ich  mit  denselben  auch  von  1870  an  ab)  und 
erst  von  1875  an  wieder  regelmässig  vorkommen,  dann  aber  auch, 
weil  die  Bewegung  der  Getreidepreise  in  Oesterreich  während  dieser 
neui^ährigen  Periode  vollkommen  genügend  ist,  um  von  dem  Verhalten 
derselben  gegenüber  dem  Agio  einen  Begriff  zu  geben,  da  in  dieser 
Zeit  einerseits  Agioschwankungen  von  1  ®/o  —  30  ^/o,  andererseits  Ern- 
ten der  verschiedensten  Art,  von  der  überreichen  bis  zur  schlechtesten, 
sich  schon  einer  totalen  Missernte  bedenklich  nähernden,  vorkamen. 
Aber,  wie  gesagt,  Rindfleisch,  Brennholz  und  Steinkohlen,  Waaren, 
von  denen  die  beiden  letzteren  gar  nicht,  die  erste  nur  sehr  wenig 
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von  dem  Ausfalle  der  Ernte  beeiuflusst  werden  und  deren  Produktion 
eine  mehr  dem  jeweiligen  Bedürfnisse  folgende  ist,  werden  uns  ein 
weit  besseres  Bild  über  das  Verhalten  der  Preise  zu  den  Agioscbwan- 
kungen  liefern,  als  das  Getreide,  ebenso  der  mitangeführte  Taglohn, 
der  sich  auch  nicht  so  über  Nacht  zu  ändern  pflegt,  wie  dies  beim 
Getreidepreise  möglich  ist. 

Zur  richtigen  Beurtheilung  der  folgenden  Tabellen  und  um  et- 
waigen Vorwürfen,  dass  dieselben  von  den  in  der  „Austria^^  enthaltenen 
Daten  abweichen,  vorzubeugen,  muss  noch  bemerkt  werden ,  dass  die 
Preise  von  1852 — 1858  ursprünglich  in  Konventions-Münze  (20  fl.  K.M. 
a  60  Kr.  sind  gleich  21  fl.  Oe.W.  k  100  Kr.,  daher  1  fl.  K.M.  =  1-05  fl. 
oder  105  Kr.  Oe.W.,  und  1  Kr.  K.M.  =  i  Kr.  Oe.W.)  notirt  wurden,  dass 
ich  dieselben  aber,  um  die  Vergleichung  mit  den  Preisen  der  späteren 
Zeit  zu  ermöglichen,  in  österreichische  Währung  umgerechnet  und  nar 
diese  umgerechneten  Preise  angeführt  habe.  Da  es  ferner  zu  dem 
hier  verfolgten  Zwecke  noth wendig  ist,  sowohl  die  Preise  in  Papier- 
geld, als  auch  die  in  Silbergeld  zu  kennen,  so  wurden  die  in  der 
„Austria^^  enthaltenen  Notirungen,  welche  sich  nur  auf  das  Papiergeld 
beziehen ,  mit  Rücksicht  auf  das  jeweilige  Agio  umgerechnet  und  die 
auf  diese  Art  erhaltenen  Preise  in  Silber  neben  diejenigen  in  Papiergeld 
gestellt 

Zu  bemerken  ist  noch ,  dass  die  Getreidepreiae  sich  auf  den  Markt 
von  Wiener -Neustadt,  die  übrigen  dagegen  auf  den  von  Wien  bezie- 
hen, und  dass  die  gewählte  Getreidesorte  der  Waizen  ist 


Waizenpreise  von  1867  —  1875. 

Preis  in      1      Preis  in      i 
Papiergeld   |        Silber       | 
einea  Metsens  in  Oolden  Österr.  WlUining. 
1867. 

Ernte 


reich 


Anfang  das 

Monates 

März 

6-60 

511 

Juni 

6-60 

5-24 

September 

5-88 

4-82 

Dezember 

6-88 

5-73 

ises. 

März 

7-06 

6-09 

Juni 

5-70 

5 

September 

5-20 

4-62 

Dezember 

4-50 

3-88 

reich 
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I      Preis  in      1      Preis  in 
I    P»piergeld    {       Silber 
eines  MaUeni  in  Gulden  Ssterr.  WUirung. 
1869. 


Anfang  des 
Monates 

März 
Juni 

September 
Dezember 

M&rz 
Jnni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 


4-60 
4-65 
5-27 
510 

5-10 
5-60 
5-70 
5-90 

610 
6 

6-40 
7-10 

6-75 
710 
6-90 
7 

7-60 
8-30 
8-10 
8-15 

8-10 
815 
5-30 
4-55 

4-80 
4-69 
5-20 
513 


1870. 


1871. 


1872. 


187t. 


3-77 
3-76 
4-36 
4-20 
». 

4-29 
4-75 
4-52 
4-80 

L. 

5 

4-96 
5-35 
6-12 

I. 

614 
6-51 
6-45 
6-48 

I. 

7-17 
7-83 
7-36 
7-55 


1874. 


1875. 


7-64 
7-69 
505 
4-33 

4-57 
4-55 
5-05 
4-89 


Ernte 


gut  mittel 


mittel 


schwach  mittel 


schwach  mittel 


schlecht 


gut  mittel 


mittel 
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2. 


Preise  des  Rindfleisches  und  der  Brennmaterialien 
von  1852—1869. 


Anfang  des 
Monates 


Rindfleisch  per  Pfund  in 
Kreuzern  Oe.W. 


Brennholz  per  Klafter  in 
Oulden  Oe.W. 


Steinkohlen  p.  Ctr. 
in  Kr.  Oe.W. 


Papier      |       Silber 


Papier 
1852. 


Silber 


Papier 


SUber 


März 
Juni 

September 
Dezember 


18—25 

15—20 

19—25 

16-21 

19—25 

16-21 

19-25 

16—22 

März 

16—23 

15—21 

Juni 

16—23 

15-21 

September 

19-25 

15—21 

Dezember 

19    25 

17—22 

März 
Juni 

September 
Dezember 


März 

23-30 

Juni 

28—33 

September 

26—33 

Dezember 

26    32 

21—26  i  16—20 

25—30  !  18—22 

21—28  I  18—24 

19—26  i  15—20 


18-23 
22—26 
22—28 
23—29 


1858. 

18-90— 24-15 
17-85—23-10 
16-80— 24-15 
16-80-26-25 

1854. 

117-85—26-25 
17-85-26-25 
17-85—25-20 


17-34— 22-161    — 
16-38-21-19     — 
15-32—22-16  53—1 10149—101 
14-61—22.83153-123  4e-107 


13-73— 20-19153— 123i41—  % 

13-97-19-30153—12339-  90 

15-30  -  21-72153—123  46— 106 

118-90— 25-7314-88— 20-26153— 123l42—  97 


1855. 

118-90—26-25 
90-26-25 
85—26-25 
85—26-25 


März 
Juni 

Sqitember 
Dezember 


März 
Juni 

September 
Dezember 


März 
Juni 

September 
Dezember 


21—28 

21-28 

21—28 

17-5—26 


17-5- 24-5 
19—26 
19—28 
18—26 


24-28 
18—26 
18—26 
18—26 


20—26 

20—26 

20—26 

16.5—25 


|18-i 

|l8-: 

17- 

Il7-J 

f 


14-76—20-511 
14-65—20-; 
15-00-22 
15-94-23 


123141—  96 
12341—  95 
12345-103 
123147—110 


185«. 

118-90-26-25 

18-38—26-25 

8-90-26-25 


1817- 25-24|52— 133  49-5-12« 

17-67— 25-24B2—133J  51-13« 

18-17—25-24152—13349-5-12« 

19-95-27-30 19-75-26-77152-133149-5-13« 


1857. 

16-5-23-5119-95—27-30 
18—25  |l9-95-27-30 
18-26-5ll9-95— 27-30 
17—24  119-95—27-30 


23—26 
17—25 
17—25 
18—26 


1858. 
20—27-30 
20—27-30 
20—27-30 
20—26-75 


19-18— 26-2i 
19-18—26-2 
18-30—25 
18-30—25 


18-87—25-75 
19-05—26 
19-42— 26-i 
19-80—26-^ 


-126150—119 
-12650— 120 
-12651—122 
-126153—119 


—126150-119 
12650-120 
-12651—122 
-120153—119 
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Anfang  des 
Monates 


I  Rindfleisch  p.  Pfd.  | 
in  Kreus.  Oe.W. 


Brennhols  per  Klafter  in 
Gulden  Oe.W. 


Steinkohlen  p.  Ctr. 
in  Kreus.  Oe.W. 


März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Jani 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dezember 

März 
Juni 

September 
Dcs^ember 

xxvin. 


Papier  |    Silber 


116—25115— 23118 
20—2814—20 
20-2817—24 

ll8— 26ll5— 221 


Silber 


Papier    |     Silber 


18—26 
16—26 
16—26 
18-28 

20-28 
22—30 
24—32 
22—32 

22—32 
22-32 
22—32 
22—32 

fehlt 
20—32 
20—30 
20—30 


14-21 
13-21 
13—21 
13-20 

14—201 
16—22 
18—24 
16—231 

17—251 
18—26 
18—27 
19—291 


18—29 
18—27 
17—26 


20—32117 
20—32 
20—3217 
20—30 


20—30 
16—30 
16—30 
16—30 

18—30 
18—30 
18—30 
18—30 


18—281 
15—28 
15—28 
15—28 

18—291 
15—24 
14-23 
14—231 


Papier 

18&d. 

;-50— 27-30 

17-27-30 

17—26-50 

17—26-50 

18«0. 


17-26-50 13-49-  21  03:56—120  44—95 


17-45-25-76154—120151—113 
12-14— 19-50156— 124;40—  89 
14-52— 22-48|56— 118  48— 101 
13-71— 21-37156— 120'45—  97 


26-50 
26-50 
26-50 

18«1. 

26-50 

26 

26 
18-26 

i8«a. 

18—26 
18—26 
18—26 
18—26 

18«8. 

fehlt 

19—26 

19—26 

18—26 

1864. 

18—26 
18—26 
18-26 
18—26 

18«&. 

18—25-50 
18—25-50 
18—25-50 
18—25-50 

189«. 

18—24 
18—24 
18-24 
18—24 


2103 
21-03 
18-93 

18-93 

19 
19-20 
13-05—18 


156—12044—95 

-12044-95 

»6—12040-85 


12040—85 

12041—88 

-12042-90 

41-87 


|13-85— 20-00156-12043-  92 
114-52—20-97  56—120  45—  97 
15-00-21-67  56—12047—100 
ll6-67— 22-81156— 12049— 105 

fehlt 
17-27—23-64156-120  51—109 


16-96— 23-22156— 120 


14-88—21-49 


50—107 


12046—  99 


115-52- 
15-79- 
15-79- 

,15-79- 


1|56 


-2Ü-81  56 
—22-81  56 
-22-81B6 


— 120i48— 103 

3— 120!49— 105 
-12049— 105 
-12049-105 


16-36- 
16-82- 
16-98- 
16-98- 

17-55- 
14-52- 

14-47- 
14-47- 


-3318i56— 120151— 109 
-23-83156—12052—112 
-24-0a66— 12053— 113 
-24-06^6- 120!53— 113 

12055—118 

6-12048—  98 

—11044-  87 

1—  9672—  76 

16 
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Anfang  des 
Monates 

Eindfleiiich  per  Pfd. 
in  Kreuzern  Oe.W. 

Brennholz  per  Klafter  in 
Gulden  Oe.W. 

StaSnkoIilen  p.  Ctr 
In  Kreox.  0«.W. 

Papier    |     Silber 

Papier 

Silber          1  P»pier    |   suber 

18«7, 

März 
Juni 

September 
Dezember 

18—30 
22—32 
24-32 
26—34 

14—23 
18—26 
20—26 
22—28 

18    24 
18—24 
18    24 
16-23 

13-95—18-60  75    96  58    74 
14-52—19-35  75—96  60—77 
14-75—19-67  73—90  60-74 
13-33—1917  64—96  53-«0 

1868. 

März 
Juni 

September 
Dezember 

24—34 
24    34 
26—36 
24r-36 

21—29 
21-30 
22—32 
21     31 

16    23 
15-23 
15    23 
20—24 

13-79—19-82 
13-17—20-18 
13-03-20 
17-24—20-69 

64—90 

61—90 
54—86 
53—90 

63-86 
61-88 
52-70 
63-86 

18«9. 

März 
Juni 

September 
Dezember 

24—36 
24—36 
28—38 
28—38 

20—30 
20—30 
20—30 
20—30 

20-24 
20—25 
21—25-50 
21—26 

16-39-19-67 
16-53—20-66 
17-36-21-07 
17-36—21-49 

58—90  43-74 
54r-90  46—74 
53—90  44—74 
53    90  44—74 

3. 

Stand  des  Taglohns  in  den  Jahren  1856  — 1870. 

In  Kreuzern  österr.  Währung. 


Anfang   des 
Monates 

Papier 
1856. 

Silber 

März 

63-105 

60—100 

Juni 

63—105 

62—103 

September 

63    105 

60-100 

Dezember 

63—105 
1857. 

60—100 

März 

63—105 

60.5—101 

Juni 

63—105 

60-5—101 

September 

63-105 

58-  96-5 

Dezember 

.  63—105 
1858. 

58—  96-5 

März 

63    105 

59—  99 

Juni 

63—105 

60-100 

September 

63    105 

61—102 

Dezember 

63—105 

62—104 
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In  Kreosero  teterr.  Wfthninf . 


Anfang  des 
Monates 

Papier 
18M. 

Silber 

März 

63—105 

60—100 

Juni 

63—105 

45-  75 

September 

63—105 

54—  90 

Dezember 

70—110 
ISM. 

56—  88 

März 

70—110 

56—88 

Juni 

70-110 

56—88 

September 

70—110 

56-88 

Dezember 

70—100 
IMl. 

50—71 

März 

70—100 

50-71 

Juni 

70—100 

51—72 

September 

70—100 

52—73 

Dezember 

70—100 
IM«. 

51—72 

März 

70-100 

54—74 

Juni 

70—100 

56—80 

September 

70-100 

58—83 

Dezember 

70—100 
IM«. 

61—87 

März 

feidt 

— 

Juni 

70-100 

64—91 

September 

70—100 

63—90 

Dezember 

70—100 
1894. 

58—83 

März 

70—100 

60—86 

Juni 

70—100 

61—88 

September 

70—100 

61—88 

Dezember 

70—100 
1865. 

61—88 

März 

70—100 

64—91 

Joni 

70—100 

65—93 

September 

70-100 

66—94 

Dezember 

70—100      - 

66—94 

16* 
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In  Kreusern  Ssterr.  WShning. 


Anfang  des 
Monates 

Papier 
186«. 

SUber 

März 

70—100 

69—98 

Juni 

70-100 

59—80 

September 

70—100 

55—79 

Dezember 

70—100 
18«7. 

55—79 

März 

70—100 

54—79 

Juni 

70—100 

55-79 

September 

70—100 

57—81 

Dezember 

70—100 
1868. 

58—83 

März 

70—100 

63—86 

Juni 

70—100 

61—88 

September 

60—  80 

52—70 

Dezember 

70—100 
186». 

63—86 

März 

70—100 

57—82 

Juni 

70—100 

58-83 

September 

70-100 

58—83 

Dezember 

70—100 
1870. 

58-83 

März 

70-100 

59-84 

Juni 

fehlt 

— 

September 

70—100 

56—79 

Dezember 

fehlt 

— 

Werfen  wir  nun  zuerst  einen  Blick  auf  die  Getreidepreise.  Es 
zeigt  sich  sogleich ,  dass  bei  diesen  ein  Zusammenhang  zwischen  ihren 
Schwankungen  und  denen  des  Agio  nicht  zu  bemerken  ist  Die  Prdse 
richten  sich  einfach  nach  den  Ernten.  Die  beiden  besten  Jahre  (1867 
und  1868)  haben  die  niedrigsten,  das  schlechteste  (1873)  die  höch- 
sten. Dies  gilt  sowohl  von  den  Preisen  in  Papiergeld,  als  von  denen 
in  Silber.  Trotzdem  das  Silberagio  von  1867—1873  bedeutend  sank, 
trotzdem  also  das  Papiergeld  des  Jahres  1873  beträchtlich  mehr  werth 
war,  als  dasjenige  des  Jahres  1867,  finden  wir  doch,  dass  der  Preis 
des  Getreides,  auch  in  Papiergeld  berechnet,  im  Jahre  1873  betriebt- 
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lieh  höher  war,  als  im  Jahre  1867.  Wir  finden  überhaupt,  dass  die 
niedrigsten  und  die  höchsten  Preise  des  Getreides  in  Papiergeld  mit 
dem  entsprechenden  in  Silber  ziemlich  zusammenfallen.  In  Papiergeld 
haben  wir  die  niedrigsten  Preise  im  Dezember  1868  mit  4  fl.  50  kr., 
März  1869  mit  4fl.  60  kr.,  Juni  1869  mit  4fl.  55  kr.  und  Dezember 
1874  ebenfalls  mit  4  fl.  55  kr.  In  Silber  berechnet  finden  wir  dagegen 
die  niedristen  Preise  ebenfalls  im  Dezember  1868  (3  fl.  88  kr.),  März 
1869  (3  fl.  77  kr.),  Juni  1869  (3  fl.  76  kr.).  Auch  der  Silberpreis  des 
Getreides  im  Dezember  1874  (4  fl.  33  kr.)  gehört  mit  zu  den  niedrig- 
sten ,  die  unter  den  oben  verzeichneten  Preisen  überhaupt  vorkommen, 
da  sich  ausser  den  schon  angeführten  nur  noch  zweimal  Preise  finden, 
die  —  und  zwar  nur  um  wenige  Kreuzer  —  niedriger  sind,  nämlich 
im  Dezember  1869  mit  4  fl.  20  kr.  und  im  März  1870  mit  4fl.  29  kr., 
welche  übrigens  wieder  beide  mit  Papiergeldpreisen  des  Getreides  zusam- 
menfielen, die  mit  zu  den  niedrigsten  gehören  (beide  Mal  5  fl.  10  kr.). 
Ebenso  fällen  die  höchsten  Preise  des  Getreides  in  Papiergeld  mit 
denen  in  Silber  zusammen.  Es  betrug  nämlich  der  Getreidepreis  im 
Juni  1873  in  Papier  8  fl.  30  kr.  und  in  Silber  7  fl.  83  kr.,  im  De- 
zember 1873  8  fl.  15  kr.  in  Papier  und  7  fl.  55  kr.  in  Silber,  und  end- 
lich im  Juni  1874  wieder  8  fl.  15  kr.  in  Papier  und  7  fl.  69  kr.  in 
Silber. 

Die  Richtung,  welche  die  Preise  in  Papiergeld  und  diejenigen  in 
Silber  nahmen,  ist  also  wesentlich  dieselbe,  trotzdem  die  Werthrela- 
tion  zwischen  Papier-  und  Silbergeld  in  der  hier  in's  Auge  gefassten 
Periode  öfters  bedeutend  gewechselt  hat.  Daraus  folgt  aber,  dass  das 
Maass,  in  welchem  in  der  einen  Geldsorte  die  höchsten  Preise  von 
der  niedrigsten  abweichen,  ein  anderes  sein  muss,  als  bei  den  Preisen 
in  der  anderen  Geldsorte.  Eine  einfache  Rechnung  lehrt  uns,  dass 
dem  in  der  That  so  ist.  Der  niedrigste  Preis  des  Getreides  in  Papier- 
geld in  den  bezeichneten  Jahren  war,  wie  oben  erwähnt,  4  fl.  50  kr., 
der  höchste  8  fl.  30  kr.;  der  niedrigste  in  Silber  3  fl.  76  kr.,  der 
höchste  7  fl.  83  kr.;  4*5  verhält  sich  aber  zu  83  wie  1  : 1-84,  3-76 
dagegen  zu  7*83  .|rie  1 :  2*08 ,  d.  h.  also  der  höchste  Getreidepreis  in 
Silber  weicht  vom  niedrigsten  bedeutend  mehr  ab,  als  die  entsprechen- 
den Preise  in  Papiergeld  von  einander  difieriren.  Daraus,  dass  die 
Bewegung  der  Preise  in  Silber  eine  andere  ist,  als  die  in  Papier,  folgt 
aber  oflfenbar,  dass  der  Verkehr  in  Gestenreich  bei  der  Preisbildung 
nicht  beide  Geldsorten  gleichmässig  zur  Grundlage  seiner  Bewegung 
genommen  hat,  sondern  nur  eine  von  beiden.  Die  Frage  ist  nun  aber: 
Welche?    Hierauf  vermag  die  Bewegung  der  Getreidepreise  allein  keine 
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Antwort  zu  geben.  Der  nächstliegende  Oedanke  ist  natttrlieh,  dus 
jene  Geldsorte  als  die  für  den  Verkehr  maassgebende  zu  betrachten 
sei,  in  welcher  die  Preisbildung  mit  grösserer  Regelmäsal^eit  Tor 
sich  ging.  Da  aber  sowohl  die  Getreidepreise  in  Silber  als  jene  in 
Papiergeld  fortwährend  stark  schwankten,  so  kann  von  einem  sicheiBD 
Urtheile  darüber,  welche  von  beiden  Preisgattungen  die  r^elinässigero 
Bewegung  zeige,  keine  Rede  sein.  Wohl  spricht  bei  dem  umstände, 
als,  wie  so  eben  gezeigt  wurde,  die  Differenz  zwischen  dem  höchsten 
und  dem  niedrigsten  Preise  in  P^iergeld  ziemlich  bedeutend  Biedrigw 
ist,  als  die  zwischen  den  entsprechenden  Preisen  in  Silber,  die  Ver- 
muthung  dafür,  dass  die  Preisbildung  in  Papiergeld  die  regdmäsaigaB 
war,  aber  eine  nur  halbwegs  zurdchende  Sicherheit  begrtsdet  diesa 
Erscheinung,  da  der  Unterschied  zwischen  den  verschied^iei  Preisen 
in  Papiergeld  doch  nicht  um  sehr  viel  geringer  ist,  als  der  zvrischen 
den  verschiedenen  Preisen  in  Silber,  bei  dem  fortwähr^Mlen  Schwan« 
ken  der  Gtetreidepreise  in  beiden  Geldsorten ,  keineswegs.  Eine  der- 
artige Sicherheit  kann  nur  die  Bewegung  der  Preise  von  sdchen  Waa- 
ren  geben,  die  weniger  hin-  und  berschwMken  und  solche  sollen  jetzt 
zur  Erörterung  gelangen. 

Die  Preise  von  Bindfleisch,  Brennholz  waA  Steinkohlen  sowie  der 
Taglohn ,  welche  oben  vorgeführt  wurden ,  belehren  uns  nun  auf  den 
ersten  Blick,  welche  von  beiden  Geldsarten  diejenige  ist,  nach  der 
sich  der  Verkehr  in  Oesterreich  während  der  ganzen  Periode,  ans 
welcher  die  angeführten  Preise  herrühren,  gerichtet  bat  INe  Preise 
in  Papiergeld  zeigen  alle  nur  wünsdienwerthe  Regeknässigkeit,  die  ii 
Silber  dagegen  ein  fortwährendes  Hin«  und  Hersch wanken,  o.  z.  wird 
der  Gegensatz  desto  greller,  je  weniger  die  Ptt)dHktion  eines  Gegen- 
standes von  der  Witterung  eines  Jahres  abhängig  ist.  So  wie  alle  die 
angeführten  Gegenstände,  bei  welchen  sämmtlich  die  Preise  überhaupt 
weniger  schwanken,  als  beim  Getreide,  eine  weit  grössere  Beständig- 
keit insbesondere  der  Preise  in  Papiergeld  zeigen ,  als  bei  ihren  Prei- 
sen in  Silber  sichtbar  wird,  so  weisen  auch  unter  ihnen  wieder  die- 
jenigen Artikel,  welche  ihrer  Natur  nach  eine  besonders  regelmässige 
und  nur  wenigen  Schwankungen  unterworfene  Bewegimg  der  Preise 
haben,  einen  weit  grösseren  Abstand  zwischen  der  Regelmässigkcit  der 
Veränderungen  in  den  Preisen  in  Papiergeld  und  der  Unregelmässig- 
keit derselben  in  den  Preisen  in  Silber  auf,  als  degenigOi  der  seiner 
Natur  nach  mehr  Schwankungen  in  de«  Preisen  unterworfen  ist,  weil 
seine  Produktion  wenigstens  theilweise  von  der  Witterung  beeinflusst 
wird,  nämlich  das  Rindfleisch.     Aber  auch  bei  diesem  letzteren  ist 
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jener  Abstand  mitunter  gross  genug.  Man  betrachte  nur  die  Preise 
aus  den  Jahren  1862,  1866,  1868.  Im  Jahre  1862  erlitt  der  Rind- 
fleischpreis in  Papiergeld  gar  keine  Veränderung,  derjenige  in  Silber 
schwankte  dagegen  fortwährend.  Ebenso  blieb  im  Jahre  1866  der 
Preis  in  Papiergeld  ganz  unbeweglich  auf  einem  Flecke  stehen,  wäh- 
rend der  in  Silber  Differenzen  zeigt,  wie  zwischen  18  und  14,  29  und 
23.  Aehnlich  ist  es  im  Jahre  1868  und  auch  in  den  übrigen  der  oben 
berücksichtigten  Jahre  zeigen  die  Preise  des  Rindfleisches  in  Papiergeld 
durchweg  weniger  Schwankungen,  als  die  in  Silber. 

Noch  weit  stärker  tritt  aber  der  Abstand  zwischen  der  Regel- 
mässigkeit in  der  Bewegung  der  Preise  in  Papiergeld  und  der  Un- 
regelmässigkeit derselben  bei  denjenigen  in  Silbergeld  hervor  bei  den 
an  und  für  sich  schon  weniger  Preisveränderungen  unterworfenen  Brenn- 
materialien, Holz  und  Steinkohle,  u.  z.  bei  der  letzteren  noch  mehr, 
als  bei  dem  ersteren.  Mit  Bezug  auf  das  Brennholz  verweise  ich  ins- 
besondere auf  die  Jahre  1855, 1857  und  1858, 1860, 1862, 1864—1867, 
in  welchen  allen  die  Brennholzpreise  in  Papiergeld  fast  gar  keine  Verän- 
derung erlitten,  während  sie  in  Silber  fortwährende,  theilweise  sehr 
bedeutende  Schwankungen  zeigen.  In  geringerem  Maasse  macht  sich 
dieser  Abstand  so  ziemlich  in  allen  angeführten  Jahren  bemerkbar. 
Besonders  aber  fällt  auf  das  Jahr  1866  mit  den  drei  ersten  Quartalen 
von  1867.  So  stürmisch  auch  diese  Zeit  war  und  so  sehr  das  Agio 
in  dieser  hin-  und  herschwankte  —  zwischen  1  **/o  und  30®/o  — ,  so 
blieb  der  Preis  des  Brennholzes  doch  immer  18 — 24  fl.  in  Papier,  wäh- 
rend wir  bei  den  Preisen  desselben  in  Silber  Minima  von  13*95  fl.  bis 
17-55  fl.  und  Maxima  von  19*35  fl.  bis  23*50  fl.  finden. 

Bei  der  Steinkohle  gibt  es  sogar  ganze  Quinquennien  ohne  eine 
Veränderung  ihrer  Preise  in  Papiergeld,  und  es  blieben  dieselben  über- 
haupt meist  mehrere  Jahre  nach  einander  gleich,  so  vom  Dezember 
1853  bis  Ende  1855,  dann  1857  und  1858,  Dezember  1859  bis  Juni 
1866;  von  einzelnen  Jahren  ohne  Veränderung  des  Steinkohlenpreises 
in  Papier  ist  insbesondere  das  Jahr  1856  hervorzuheben.  Dass  die 
Preise  der  Steinkohlen  in  Silber  nicht  entfernt  eme  solche  Regel- 
mässigkeit zeigen,  lehrt  dagegen  der  erste  Blick  auf  die  oben  ange- 
fahrte Tabelle. 

So  wie  Steinkohlen  und  Brennholz,  so  zeigt  auch  der  Taglohn  in 
Papiergeld  eine  grosse  Regelmässigkeit  der  Bewegung  oder  vielmehr 
des  Stillstandes,  derjenige  in  Silber  dagegen  ein  fortwährendes  Schwan- 
ken. In  Papiergeld  blieb  er  vom  Jahre  1856  bis  zum  September  1859, 
dann  von  da  an  bis  zum  September  1860,  weiter  von  Dezember  1860 
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bis  Ende  1870  derselbe.  In  dieser  langen  Periode  blieb  er  unnDt^- 
brochcn  70  kr.  bis  1  fl.;  in  Silber  dagegen  finden  wir  Lohnminima  von 
50  bis  69  kr.,  Lohnmaxima  von  71  bis  89  kr. 

Man  sieht  also,  dass  die  Preise  in  Papiergeld  ihre  R^dmässig- 
keit  in  den  Veränderungen  selbst  in  den  Jahren  behaupteten,  in  wel- 
chen das  Agio  grossen  Erschütterungen  ausgesetzt  war.  Der  Tagk>bn 
änderte  sich  weder  im  Jahre  1866  noch  1870,  trotz  der  in  diesen 
Jahren  vorgekommenen  bedeutenden  Agioschwankungen. 

Wenn  aber  auch  die  Preise  in  Papiergeld  eine  weit  grössere  Regel- 
mässigkeit zeigen,  als  die  in  Silber  und  namentlich  von  den  plötz- 
lichen Agioschwankungen,  die  im  Gefolge  von  Kriegen  regelmässig 
auftreten ,  ganz  unberührt  bleiben ,  so  kann  doch  nicht  behauptet  wer- 
den, dass  die  Entwerthung  des  Papiergeldes  gar  keinen  Einfluss  auf 
die  in  demselben  ausgedrückten  Preise  habe.  Das  wäre  ja  undenkbar, 
und  die  Untersuchung  der  vorstehenden  Tabellen  lehrt  uns  auch,  dass 
von  einer  solchen  Gleichgiltigkeit  der  Preise  gegen  den  Werth  des 
Papiergeldes  keine  Rede  ist.  Bei  einem  der  angeführten  Preise  ist 
allerdings  ein  Einfluss  des  Agio's  überhaupt  nicht  bemerkbar,  näm- 
lich bei  dem  der  Arbeit,  dem  Lohne.  Selbst  die  so  lange  dauernde 
Entwerthung  des  Papiergeldes  nach  dem  Jahre  1866  vermochte  dem 
in  solchem  ausbezahlten  Taglohn  nicht  zu  erhöhen.  Erst  die  Jahre 
des  üppigsten  „volkswirthschaftlichen  Aufschwunges"  (1871  und  1872) 
brachten  eine  solche  Erhöhung,  trotzdem  in  denselben  das  Agio  sehr 
beträchtlich  sank,  der  Werth  des  Papiergeldes  also  sti^.  Rindfleisch, 
Brennholz  und  Steinkohlen  spürten  dagegen  die  dauernde  Entwerthung 
des  Papiergeldes  regelmässig,  aber  erst  nach  Verlauf  einer  längeren 
Zeit  Wenn  auch  das  Rindfleisch  im  Jahre  1866  und  im  Anfange  des 
Jahres  1867  nicht  stieg,  so  ging  es  doch  im  weiteren  Verlaufe  des 
letzteren  Jahres  und  noch  fortwährend  in  den  nächsten  Jahren  bis 
1870,  während  welcher  Zeit  das  Agio  immer  ziemlich  hoch  blieb, 
kontinuirlich  in  die  Höhe,  um  erst  in  der  neuesten  Zeit  wieder  m 
wenig  zu  fallen.  Aehnliche  Erscheinungen  wies  der  Rindfleischpreis 
auch  während  der  durch  den  Krimkrieg  und  der  durch  den  italieni- 
schen Krieg  beherrschten  Perioden  auf.  Während  sein  Preis  in  den 
Jahren  1853  und  1854  ziemlich  unverändert  auf  der  Höhe  blieb,  die 
er  im  Jahre  1852  eingenommen  hatte,  ging  er  im  Jahre  1855  in  die 
Höhe,  um  erst  Ende  1856,  als  die  Herabminderung  des  Agio  anhielt, 
wieder  zu  sinken.  Im  Jahre  1859  stieg  er  gleich  bei  Ausbruch  des 
Krieges  ein  wenig,  in  höherem  Maasse  aber  erst  im  Jahre  1862,  nadi- 
dem   das  neuerdings  eingetretene  hohe  Agio  schon  längere  Zeit  hin- 
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durch  angedauert  hatte,  und  fiel  erst  im  Jahre  1865,  nachdem  die 
Ermässigung  des  Agio's  wieder  längere  Zeit  hindurch  konstant  geblie- 
ben war,  auf  die  Höhe  vor  dem  italienischen  Kri^e  zurück. 

Eine  ähnliche  Erscheinung  zeigte  das  Brennholz  in  der  neueren 
Zeit.  Trotz  der  Agioerhöhung  im  Jahre  1866  blieb  sein  Preis  in 
Papiergeld  unverändert  bis  zum  Jahre  1868  (ja  er  sank  in  diesem 
Jahre  sogar  noch  ein  wenig)  und  erst  zu  Ende  desselben  begann  er 
zu  steigen  und  jener  Höhe  zuzustreben,  die  er  auch  g^enwärtig  noch 
inne  hat.  Ebenso  war  der  Brennholzpreis  in  Papiergeld  in  den  Jah- 
ren 1855  und  1856  höher,  als  1853  und  1854,  in  den  Jahren  1862 
und  1863  höher  als  1859. 

Aus  den  hier  beleuchteten  Thatsachen  ergibt  sich  nun  in  Bezug 
auf  die  Preise  zweierlei.  Zuerst  beweisen  sie,  dass  die  Preise  in  Pa- 
piergeld nicht  so  hin-  und  herschwanken,  wie  der  Werth  des  Papier- 
geldes, sondern  im  Gegentheil  in  ihrer  gewöhnlichen  Bewegung  von 
den  Schwankungen  in  diesem  ganz  unbeeinflusst  bleiben,  dass  der  Ver- 
kehr also,  wenn  e;  nur  einmal  an  das  Papiergeld  gewöhnt  ist,  die 
Tendenz  hat,  dieses  geradeso  als  einen  unveränderlichen  Werthmaass- 
Stab  zu  betrachten ,  wie  das  Geld  aus  edlem  Metalle,  welches  ja  auch 
keinen  vollkommen  unveränderlichen  Werth  hat,  dessen  gewöhnliche 
Werthschwankungen  aber  doch  vom  Verkehre  gänzlich  ignorirt  wer- 
den. Das  Bedürfniss  dieses  letzteren,  für  seine  Transaktionen  einen, 
wenn  auch  nicht  wirklich  unveränderlichen,  so  doch  als  unveränder- 
lich geltenden  Werthmaassstab  zu  haben,  ist  eben  ein  so  dringendes, 
dass  er,  da  kein  solcher  existirt,  seine  Existenz  fingirt.  Bei  den  edlen 
Metallen  sind  die  gewöhnlichen  Werthschwankungen  allerdings  so  ge- 
ring, dass  es  Niemand  Wunder  nehmen  kann,  dass  der  Verkehr  von 
denselben  keine  Notiz  nimmt.  Die  Bewegung  der  Preise  in  Oester- 
reich,  wie  sie  oben  dargestellt  wurde,  zeigt  aber,  dass  das  Bedürfniss 
des  Verkehrs  nach  einem  als  unveränderlich  geltenden  Werthmesser 
ihm  sogar  über  sehr  starke  Schwankungen  desjenigen ,  der  ihm  allein 
zu  Gebote  steht,  hinweghilft,  so  zwar,  dass  er,  wenn  er  kein  anderes 
Geld  haben  kann,  sogar  das  so  grossen  Schwankungen  ausgesetzte 
Papiergeld  als  unveränderlich  betrachtet,  und  diese  Anschauung  auch 
80  lange  aufrecht  zu  erhalten  vermag,  als  nothwendig  ist,  um  gar  zu 
häufige  und  plötzliche  Preisschwankungen  der  Waaren  zu  vermeiden. 
Daher  bildet  das  Bedürfniss  des  Verkehrs  nach  einem  unveränder- 
lichen Werthmesser  ein  sehr  starkes  Korrektiv  der  Schäden  des  Papicr- 
geldumlaufes.  Ist  dem  aber  so,  ist  der  Verkehr  wirklich  in  der  Lage, 
in  den  Papiergeldpreisen  der  Waaren,  trotz  der  häufigen  Schwankungen 
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im  Werthe  des  Papiergeldes,  eine  gewisse  Regelmässigkeit  der  Beire- 
gung zu  erhalten,  so  folgt  daraus  weiter,  dass  kdn  Grund  vorhanden 
ist,  anzunehmen,  dass  auf  den  Waarenpreisen  eines  Papiergeldlandes, 
die  doch  durchwegs  in  Papiergeld  notirt  werden,  eine,  zur  Sicherung 
vor  Verlusten  durch  plötzliche  Preisverändeningen  bestimmte  Asseku- 
ranzprämie  liege,  die  Preise  also  über  das  Niveau,  welches  sie  bei 
Edelmetallcirkulation  einnehmen  würden,  erhöht  seien.  Nun  kann  aber 
noch  erwidert  werden:  dass  die  Papiergeldpreise  der  Waaren  nicht 
sonderlich  hin-  und  herschwanken,  ist  durch  die  vorstehenden  Tabel- 
len —  wenigstens  so  weit  es  sich  um  die  in  denselben  enthaltenen 
Waaren  handelt  —  allerdings  erwiesen.  Aber  umsomehr  schwanken 
dafür  die  Preise  in  Silber  und  auf  diese  muss  daher  eine  Assekuranz- 
prämie  aufgeschlagen  werden.'^  Der  Einwand  ist  schwerwiegend  genug, 
um  eine  gründliche  Erörterung  zu  erfordern. 

Auf  den  ersten  Blick  möchte  dieser  Einwurf  wohl  ungereimt  er- 
scheinep.  Wenigstens  gilt  es  wohl  allgemein  als  eine  unanfechtbare 
Behauptung,  dass  die  Preise  der  Waaren  etwas  Einheitliches  und  Un- 
theilbares  sind,  dass  sie,  wenn  auch  in  verschiedenen  Geldsorten  be- 
messen, doch  immer  dieselben  bleiben,  dass  mit  einem  Worte,  die 
Geldsumme,  welche  den  Preis  bezeichnet,  eben  nur  die  Benennung 
der  Sache  ist,  welche  doch  immer  dieselbe  bleibt  Man  nimmt  ge- 
wöhnlich an,  dass,  so  wie  eine  Sache  in  ihrem  Wesen  unverändert 
bleibt,  wenn  sie  auch  so  viele  Namen  hat,  als  es  Sprachen  giebt,  dass 
so  wie  z.  B.  der  Begriff  Tisch  immer  derselbe  bleibt,  mag  das  betref- 
fende Ding  nun  Tisch,  mensa,  table,  asztal,  stöl  oder  sonst  wie  ge- 
nannt werden,  so  auch  die  Preise  der  Waaren  immer  dieselben  blei- 
ben, wenn  sie  auch  auf  so  viele  verschiedene  Arten  ausgedrückt  w^- 
den,  als  es  Geldsorten  giebt.  Daraus  entspringt  dann  die  weitere 
Folgerung,  dass  auch  die  Bewegung  der  Preise  sich  genau  nach  der 
Bew^ung  im  Werthe  der  verschiedenen  Geldsorten  richten  müsse, 
dass  also,  wenn  von  mehren  Geldsorten  eine  ihren  Werth  verändert, 
die  in  dieser  ausgedrückten  Preise  sofort  die  entsprechende  Bewegung 
einschlagen  müssen.  Aus  den  vorstehenden  Tabellen  sehen  wir  nun 
aber,  dass  diese  Sätze  nur  mit  grosser  Vorsicht  aufgenommen  werden 
dürfen.  Wir  sehen,  dass  die  Preise,  die  in  zwei  verschiedenen  Geld- 
sorten ausgedrückt  sind,  bei  jeder  von  diesen  ihre  eigene,  von  den 
Veränderungen  auf  der  anderen  Seite  unabhängige  Bewegung  haben 
können,  dass  sie  den  Veränderungen  im  Geldwerthe  durchaus  nidit 
mit  der  Regelmässigkeit  folgen  müssen,  die  man  gewöhnlich  anninunt, 
dass  sie  häufig  Veränderungen  gerade  bei  derjenigen  Geldsorte  aof- 
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isen,  die  uiiTerändert  bleibt,  während  sie  unverändert  bleiben  bei 
rjenigen,  die  grosse  Schwankungen  zeigt.  Wo  liegt  nun  der  Grund 
iser  Erscheinung,  die  den  gewöhnlichen  Anschauungen  über  das 
irhältniss  von  wirklichen  und  Geldpreisen  so  sehr  widerspricht? 
De  kurze  Untersuchung  wird  uns  darüber  Aufklärung  verschaffen. 

Wir  wissen,  dass  das  uneinlösliche  Papiergeld  auf  das  Land,  in 
Ichem  es  emittirt  wurde  und  Zwangskurs  hat,  beschränkt  bleibt 
iraus  folgt  nun,  dass  die  Preise,  welche  sich  in  diesem  Gelde  bil- 
n,  ebenfalls  nur  jene  sind,  welche  in  dem  Lande,  also  im  Inlande 
rrschen.  Die  Preise  in  Edelmetall  dagegen  sind  diejenigen,  welche 
s  Yerhältniss  zwischen  dem  inlandischen  und  dem  ausländischen 
Tkehre  bezeichnen,  also  für  das  Ausland  allein  von  Interesse  sind. 
1  möchte  sagen,  die  Preise  in  Papiergeld  sind  die  nationalen,  die 
Edelmetall  die  internationalen.  Wäre  nun  der  Verkehr  zwischen 
en  Ländern  ein  vollkommen  freier  und  ungehemmter,  wäre  er  nicht 
rch  natürliche  und  künstliche  Hindemisse  in  vieler  Beziehung  ge* 
idert,  so  könnte  eine  Verschiedenheit  zwischen  den  nationalen  und 
n  internationalen  Preisen  natürlich  nicht  existiren,  beide  müssten 
sammenfallen.  Da  weiters  die  internationalen  Preise  sich  nicht  nach 
m  Papiergelde,  sondern  nach  dem  edlen  Metalle  richten,  so  werden 
3  Preise  eines  Landes  desto  mehr  nach  dem  edlen  Metalle  bestimmt 
trden,  je  mehr  sie  internationale  sind,  d.  h.  je  freier  der  Verkehr 
les  Landes  mit  dem  anderen  ist,  je  leichter  eine  Waare  Gegenstand 
s  Weltverkehres  werden  kann.  Die  Waaren  nun,  welche  in  den 
igen  Tabellen  enthalten  sind  —  Weizen,  Rindfleisch,  Brennholz, 
einkohlen  und  Arbeit  —  sind  durchweg  solche,  die  —  für  Oester- 
ich  wenigstens  —  nur  in  geringem  Maasse  Gegenstände  des  inter- 
zonalen Verkehrs  sind.  Weizen  ist  es  verhältnissmässig  noch  am 
ästen  und  diess  ist  auch  der  Grund,  warum  bei  ihm  der  Abstand 
Ischen  der  Bewegung  der  Preise  in  Papiergeld  und  derjenigen  in 
[bergeld  weniger  gross  ist,  als  bei  den  anderen  Waaren.  Bei  die- 
n  liegt  eben  hier  die  Ursache  der  merkwürdigen  Verschiedenheit 
ihren  Preisen  in  Papiergeld  und  in  Silber.  Würden  sie  in  höherem 
lasse  Gegenstände  des  internationalen  Verkehrs  sein,  als  sie  es  in 
rThat  sind,  so  würden  auch  ihre  Papiergeldpreise  keine  solche,  im 
irhältniss  zur  Bewegung  ihrer  Silbergeldpreise,  um  so  viel  grössere 
tgelmässigkeit  zeigen.  Die  Papiergeldpreise  derjenigen  Waaren, 
liehe  frei  und  ungehindert  in  den  Weltverkehr  kommen  können, 
issen  unbedingt  eine  viel  grössere  Beeinflussung  durch  die  Agio- 
liwankungen  zeigen,  als  dicrjenigen,  welche  wir  bei  Waaren  kennen 
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gelernt  haben,   die  weniger  Gegenstände  des  internationalen  Verkeh- 
res sind. 

Aus  dem  Umstände  aber,  dass  die  Papiergeldpreise  der  Waa- 
ren  sich  desto  regelmässiger  bewegen,  je  weniger  dieselben  in  den 
internationalen  Verkehr  kommen,  ergiebt  sich  eine  höchst  wichtige 
Konsequenz.  Niemand  wird  es  bestreiten,  dass  es  im  Interesse 
jedes  Landes  liegt,  dass  die  Preise  seiner  Waaren  sich  so  regd- 
massig,  wie  möglich  bewegen  u.  z.  sowohl  deijenigen,  die  in  dem 
Binnenverkehre  bleiben,  als  auch  jener,  die  in  den  intemationaleo 
Handel  kommen.  Weiter  ist  es  eine  allgemein  anerkannte  Sache, 
dass  der  Binnenverkehr  eines  Landes  stets  weit  wichtiger  and 
umfangreicher  ist,  als  sein  auswärtiger.  Daher  muss,  wenn  nicht 
in  beiden  Zweigen  des  Verkehres  die  gleiche  Regelmässigkeit  auf- 
recht erhalten  werden  kann,  danach  getrachtet  werden,  vor  Men 
den  Binnenverkehr  in  einer  ruhigen,  gleichmässigen  Bewegung  za 
erhalten.  Wenn  der  auswärtige  Verkehr  eines  Landes  völlig  frei 
und  ungehemmt  ist,  so  ist  diess  aber  ganz  unmöglich.  Die  Waaren- 
preise  desselben  in  Papiergeld  würden  immer  wieder  danach  trachten, 
mit  den  Preisen  des  Auslandes  in's  Gleichgewicht  zu  kommen  und 
würden  daher  jeder  Veränderung  in  der  Werthrelaüon  zwischen  Sil- 
ber- imd  Papiergeld  sofort  folgen.  Die  Preise  in  Silber  würden  da- 
gegen eine  solche  Regelmässigkeit  behaupten,  wie  sie  im  internatio- 
nalen Verkehre  überhaupt  möglich  ist.  Dass  aber  durch  ein  solches 
Verhältniss  der  Binnenverkehr  furchtbar  geschädigt  werden  müsste, 
liegt  auf  der  Hand.  Es  wäre  dies  so  recht  eigentlich  eine  Beförde- 
rung des  Aussenhandels  auf  Kosten  des  inländischen,  oder,  um  Ga- 
re y's  Ausdrucksweise  zu  gebrauchen,  eine  Beförderung  des  Handels 
auf  Kosten  des  Verkehrs.  Je  grössere  Hindemisse  dagegen  dem  aus- 
wärtigen Handel  in  den  Weg  gelegt  würden,  desto  regelmässiger 
würde  die  Bewegung  der  nationalen  Preise  des  Papiergeldlandes  sdn, 
wovon  freilich  eine  Schädigung  des  auswärtigen  Verkehres  durch  die 
grössere  Unregelmässigkeit  der  internationalen  Preise  unzertrennlich 
wäre.  Dass  diess  aber  das  kleinere  Uebel  ist,  wurde  schon  erwähnt 
und  es  liegt  daher  im  Interesse  eines  auf  Papiergeld  beschränkten 
Landes,  den  Verkehr  mit  dem  Auslande  möglichst  zu  erschweren.  In 
Bezug  auf  viele  Waaren  —  die  schwer  transportablen  nämlich,  doen 
Kreis  allerdings  durch  die  Fortschritte  des  Verkehrswesens  in  der 
neuesten  Zeit  sehr  stark  eingeengt  worden  ist  —  hat  die  Natur  selbst 
dieses  Geschäft  besorgt,  in  Bezug  auf  die  anderen  dagegen  muss  die 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  einschreiten.    Manches  thut  auch  hier 
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der  Verkehr  selbst.  Da  Dämlich ,  sobald  dem  Aussenhandel  mit  einer 
Waare  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  werden,  sogleich  die  interna- 
tionalen Preise  derselben  einer  grösseren  Veränderlichkeit  unterworfen 
sind,  so  wird  von  diesem  Augenblicke  an  der  Verkehr  damit  ein  ris- 
kanter und  um  dieses  Risiko  zu  decken,  muss  allerdings  auf  ihren 
Preis  eine  Assekuranzprämie  aufgeschlagen,  d.  h.  derselbe  erhöht  wer- 
den. Eine  solche  Assekuranzprämie  wies  beispielsweise  in  den  letzten 
Jahren  der  österreichische  Buchhandel  auf,  indem  die  österreichischen 
Buchhändler  —  die  bekanntlich  mit  den  Buchhändlern  Deutschland's 
in  derselben  Verbindung  stehen,  wie  diese  untereinander,  so  dass 
deutsche  Bücher  in  Oesterreieh  und  österreichische  in  Deutschland 
gleichviel  kosten,  wie  in  ihren  rcsp.  Heimathsländem  —  den  Thaler 
fortwährend  zu  1  fl.  80  kr.  berechneten,  obwohl  sein  Börsenkurs  zeit- 
weise bedeutend  niedriger  war.  Die  Buchhändler  wollten  sich  eben 
vor  Verlusten  schützen,  die  durch  ein  in  jedem  Augenblicke  mögliches 
Steigen  des  Agio's  eintreten  konnten,  da  sie  doch  nicht  daran  denken 
durften,  dem  Publikum  zuzumuthen,  dass  dieses  die  Bücher  immer 
nach  dem  Börsenkurse  des  Thalers  bezahle  und  auch  nicht  die  Preise 
gleich  erhöhen  konnten,  wenn  einmal  der  Thaler  durch  einige  Tage 
über  1  fl.  80  kr.  stand,  um  sie  dann  wieder  herabzusetzen.  Beim 
Buchhandel  ist  eine  solche  Vorsicht  des  Händlers  aber  besonders  ge- 
boten, da  Bücher  in  Oesterreieh  und  Deutschland  zollfrei  sind,  der 
Handel  damit  zwischen  diesen  beiden  Ländern  also  nicht  gehemmt 
ist  und  auch  die  Organisirung  des  Buchhandels  in  beiden  Ländern 
den  Verkehr  zwischen  denselben  mit  Büchern  besonders  begünstigt 

Wenn  also  der  Aussenhandel  Beschränkungen  unterliegt,  dann 
ist  die  Behauptung,  dass  auf  die  Waarenpreise  eine  Assekuranzprä- 
mie  aufgeschlagen  werden  müsse,  wenigstens  was  diejenigen  Waaren, 
die  in  den  Aussenhandel  kommen,  betrifft,  allerdings  richtig.  Diess 
ist  aber  kein  Nachtheil  derartiger  hemmender  Maassregeln,  sondern 
im  Gegentheile,  ein  Nutzen  derselben,  weil  er  den  Zweck  derselben 
erreichen  hilft.  Es  ist  diess  zugleich  ein  in  der  Natur  des  Papiergel- 
des liegendes  kleines  Correktiv  der  Uebel,  welche  dasselbe  im  Ge- 
folge hat 

Es  versteht  sich  nunmehr  von  selbst,  dass  eine  solche  Asseku- 
ranzprämie dann,  wenn  der  auswärtige  Verkehr  vollkommen  frei  wäre, 
blos  auf  die  nationalen  Preise  der  Waaren  aufgeschlagen  werden 
müsste,  dass  daher  volle  Freiheit  des  Aussenhandels  gleichbedeutend 
wäre,  mit  allgemeiner  Preiserhöhung  aller  Waaren  im  Inlande  —  ein 
weiterer  Nachtheil  der  Freiheit  des  auswärtigen  Verkehres  in  einem 
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Papiergeldlande.  Diese  Assekuranzprämie  würde  aber  nicht,  wie  man 
auf  den  ersten  Blick  glauben  möchte,  ihrerseits  den  aaswärtigen  Ver- 
kehr hemmen  und  dadurch  selbst  wieder  ein  Korrektiv  gegai  die 
Nachtheile  der  Verkehrsfreibeit  bilden,  sondarn  sie  bliebe  aasBchliess- 
lich  auf  das  Inland  beschränkt,  weil  sie  eben  die  unvermeidliche  Folge 
der,  mit  einer  grösseren  Unregelmässigkeit  der  nationalen  Prdse 
(d.  h.  deijenigen  in  Papiergeld)  erkauften  grösseren  Regelm&ssi^eit 
der  internationalen  (d.  h.  derjenigen  in  Edelmetall)  w&re. 

Fragt  man  nun ,  welche  Maassregeln  getroffen  werden  sollen ,  um 
den  auswärtigen  Verkehr  mit  solchen  Waaren,  die  ihrer  Natur  nadi 
in  hohem  Grade  Gegenstände  desselben  sein  können,  zu  verhindon, 
so  muss  erwidert  werden,  jede  Maassregel,  die  in  dieser  BichtoDg 
zu  wirken  die  Tendenz  hat,  sei  gut  Die  am  leichtesten  anwendbare 
und  weitaus  wirksamste  ist  wohl  der  Schutzzoll  und  deshalb  ist  die- 
ser ein  nothwendiger  Begleiter  des  uneinlöslichen  Papiergeldes.  Ii 
einem  Lande,  das  an  solchem  laborirt,  nach  Freihandel  rufen,  heisst 
demnach  soviel,  als  demselben  einen  Selbstmord  zumuthen.  Die  Er- 
scheinung, dass  in  Oesterreich  die  Schutzzollpartei  so  gross  ist,  und 
so  vielen  Anklang  findet,  ist  daher  eine,  durch  die  gegenwärtigen 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  Oesterreich's  vollkommen  b^rOndeftei 
und  man  kann,  so  lange  die  Valuta  nicht  hergestellt  ist,  nur  wün- 
schen, dass  diese  Partei  die  Oberhand  behalta  Es  ist  mit  eine  der 
traurigen  Folgen  der  Papiergeldwirthschaft,  dass  es  nicht  m(^Bch  is( 
den  auswärtigen  und  den  Binnenverkehr  Oesterreidi's  gleichmässig  za 
pflegen,  dass  im  Gegentheile  der  erstere  gehenunt  werden  muss,  um 
den  letzteren  zu  retten.  Möchte  doch  bald  die  Zeit  kommen,  wo 
dies  nicht  mehr  nothwendig  isti 

Durch  das  eben  Gesagte  soll  nun  aber  keinesw^s  behauptet  wer- 
den, dass  es  etwa  möglich  wäre,  die  Preise  in  Papiergeld  gänzlich 
vor  dem  Einflüsse  der  Werthveränderungen  dieses  (ärkulationsniitteb 
zu  bewahren.  Hieran  ist  natürlich  nicht  zu  denken.  Es  wurde  schoD 
oben  bei  der  Besprechung  der  vorgeführten  Preistabellen  darauf  auf- 
merksam gemacht,  dass  die  Papiergeldpreise  der  Waaren  schliesslidi 
doch  der  Entwerthung  des  Papiergeldes  nachgeben,  wie  sie  dies  audi 
der  Theorie  nach  müssen.  Aber  diese  Bewegung  erfolgte  so  langsam, 
dass  von  einer  bedeutenden  Schädlichkeit  derselben  für  die  Volkawirtfa- 
schaft  Oesterreich's  und  von  einer  durch  sie  in  dieselbe  hineinge- 
brachten besonderen  Unsicherheit  keine  Rede  sein  kann.  Diese  be- 
trifft nur  den  Aussenhandel.  Jene  langsame  Preisveränderung  aber, 
die  in  Folge  der  Entwerthung  des  Papiergeldes  auch  im  Inlasde  ein- 
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treten  muss,  ist  absolut  nicht  zu  verhindern.  Mit  und  ohne  auslän- 
dischen Verkehr  müssen  die  Preise  derselben  endlich  folgen.  Durch 
die  Hemmung  desselben  kann  einzig  und  allein  ein  zu  jähes  Hin-  und 
Herschwanken  der  nationalen  Waarenpreise  verhindert  werden  — 
diesen  Zweck  wird  man  aber  damit  auch  sicher  erreichen. 

Eine  zweite  Frage,  die  wegen  ihrer  besonderen  Wichtigkeit  zur  Er- 
örterung gelangen  soll,  ist  die,  mit  der  eben  abgehandelten  in  enger  Ver- 
bindung stehende  —  sie  musste  auch  schon  mehrfach  gestreift  werden 
—  Frage  nach  der  Bedeutung  des  Papiergeldes,  resp.  des  Metall- 
agio's  für  die  Industrie.  Es  ist  bekanntlich  in  Öesterreieh  —  und 
auch  anderwärts  —  häufig  behauptet  worden,  dass  ein  hohes  Agio 
die  Wirkung  eines  Schutzzolles  habe  und  daher  die  Industrie  beför- 
dere. Wir  wollen  nun  untersuchen,  was  uns  die  Thatsachen  hierüber 
lehren,  ob  die  Industrie  Oesterreich's  wirklich  zu  Zeiten  hohen  Agio's 
zu-,  zu  Zeiten  eines  niedrigen  abgenommen  habe?  Da  nach  der  Ar- 
gumentation der  Schutzzöllner  die,  der  Industrie  nützliche  Wirkung 
eines  hohen  Aglo's  darin  liegen  soll,  dass  sie  die  Ausfuhr  begünstigt 
und  die  Einfuhr  erschwert,  der  behauptete  Nutzen  eines  solchen  für 
die  inländische  Industrie  also  lediglich  in  dem  Verhältniss  zwischen 
dieser  und  der  ausländischen  beruht,  so  brauchen  wir  zur  Untersu- 
chung dieser  Frage  auch  nur  den  Aussenhandel  Oesterreich's  zu  be- 
rücksichtigen. Als  Basis  für  diese  Untersuchung  diene  die  folgende, 
auf  dem,  in  den  offiziellen  Ausweisen  über  den  auswärtigen  Handel 
Oesterreich's  enthaltenen  Mittheilungen  beruhende  Tabelle. 

Wenn  wir  diese  Tabelle  in's  Auge  fassen,  so  fällt  zunächst  auf, 
dass  in  der  Rubrik  „Fabrikate''  fast  immer  die  Einfuhr  gegen  die  Aus- 
fuhr zurücksteht,  während  bei  den  Rohprodukten  das  umgekehrte  Ver- 
hältniss herrscht.  Jedoch  wir  haben  uns  mit  dieser  Erscheinung  hier 
nicht  weiter  zu  beschäftigen.  Das,  was  uns  hier  interessirt,  ist  ja 
nicht,  ob  Öesterreieh  überhaupt  mehr  Fabrikate  ausführt,  als  einführt, 
sondern  ob  die  Ausfuhr  und  Einfuhr  von  Fabrikaten  durch  die  Schwan- 
kungen des  Agio's  wesentlich  beeinflusst  wird.  Aus  den  obigen  An- 
gaben über  diesen  Theil  des  österreichischen  Aussenhandels  geht  nun 
hervor,  dass  ein  solcher  Einfluss  in  der  That  vorhanden  ist  Aller- 
dings ist  es  auf  den  ersten  Blick  nicht  leicht  zu  sagen,  ob  dieser 
Einfluss  mit  der  hier  zu  besprechenden  Behauptung,  dass  ein  hohes 
Agio  die  Industrie  mehr  begünstige,  als  ein  niederes,  im  Einklänge 
steht.  Wäre  dies  der  Fall,  so  müsste  immer,  wenn  in  einem  Jahre 
das  Agio  höher  war,  auch  der  Ueberschuss  der  Ausfuhr  von  Fabrika- 
ten über  die  Einfuhr  grösser  sein,  als  in  einem  Jahre  mit  niedrigerem 
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Agio  und  umgekehrt  Eine  solche  Regelmässigkeit  lässt  sich  nun  al- 
lerdings aus  der  obigen  Tabelle  nicht  nachweisen.  Das  Agio  war  im 
Jahr  1852  niedriger,  als  im  Jahre  1851,  der  Ueberschuss  der  Aus- 
fuhr über  die  Einfuhr  aber  im  ersteren  Jahre  grösser,  als  in  diesem; 
im  Jahre  1854  wieder  herrschte  im  Vergleich  mit  dem  Vorjahre  das 
umgekehrte  Verhältniss;  das  Agio  war  grösser,  der  Ueberschuss  der 
Fabrikatenausfuhr  über  die  Einfuhr  kleiner  als  in  diesem;  auch  die 
Veränderungen  in  den  Jahren  1855  und  1856  sprachen  gegen  die  an- 
gebliche Regel,  die  in  den  Jahren  1857  bis  1862  für  dieselbe,  1863 
dagegen,  1864  bis  1866  wieder  dafür,  1867  wieder  dagegen,  1868 
und  1869  dafür,  1870  dagegen,  ebenso  1873  und  1874,  während  die 
Veränderungen  in  den  Jahren  1871  und  1872  jener  Kegel  entsprechen. 

Man  sieht  also,  dass  von  einer  eigentlichen  Regelmässigkeit  in 
den  Beziehungen  zwischen  Agio  und  Aussenhandel  in  dem  Sinne,  dass 
höheres  Agio  stets  den  Export  von  Fabrikaten  begünstigen,  ein  nie- 
drigeres ihn  stets  schädigen  würde,  keine  Rede  ist.  Allerdings  über- 
vriegt  die  Zahl  der  Jahre,  in  welchen  bei  steigendem  Agio  der  Ueber- 
schuss der  Ausfuhr  von  Fabrikaten  zu-,  bei  sinkendem  abnahm,  die- 
jenigen, welche  entgegengesetzte  Erscheinungen  zeigten,  beträchtlich: 
16  Jahren  der  ersteren  Kategorie  stehen  nur  9  der  letzteren  gegen- 
über. Eine  Tendenz  zur  Befolgung  dieser  Regel  —  oder  wenigstens 
einer  ähnlichen  —  ist  also  im  Verkehre  unleugbar  vorhanden.  Aber 
diese  Thatsache  wird  in  ihrer  Bedeutung  sehr  abgeschwächt  durch  die 
Vergleichung  länger  auseinander  liegender  Zeiträume.  So  hatten  z.  B. 
die  Jahre  1870—1873  durchwegs  ein  höheres  Agio,  als  die  Jahre  1856— 
1858,  und  doch  überwog  in  den  ersteren  beständig  die  Einfuhr  von 
Fabrikaten ,  in  den  letzteren  die  Ausfuhr.  Da  aber  jene  Tendenz  doch 
unleugbar  vorhanden  ist,  so  ist  es  noth wendig,  genauer  nachzuforschen 
und  zu  untersuchen,  was  eigentlich  das  Richtige  ist 

Da  die  Veränderungen  des  Agio  in  der  angegebenen  Richtung 
vorwiegend  anf  den  auswärtigen  Verkehr  wirken  sollen ,  so  ist  es  nahe- 
liegend, danach  zu  fragen,  ob  und  wieweit  sich  die  fragliche  R^;el 
in  jenen  Jahren  bewährt  habe,  die  eine  besonders  rapide  Veränderung 
des  Agio's  brachten.  Es  sind  dies  die  Jahre  1854,  1859,  1866  und 
1869  als  Verschlechterungs-,  1856,  1862  und  1863,  1868  und  1872 
als  Besserungsjahre.  In  diesen  trifft  die  Regel  mit  einziger  Ausnahme 
der  Jahre  1854  und  1863  zu.  Das  Jahr  1863  brachte  bei  sinkendem 
Agio  eine  gegen  die  Regel  sprechende  Veränderung  im  Aussenhandel, 
Dämlich  eine  —  übrigens  sehr  unbedeutende  —  Vergrösserung  des  Ueber- 
Schusses  der  Fabrikatenausfuhr  über  die  Einfuhr;  dies  fällt  aber  nicht 
XXVm.  17 
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iu's  Gewicht,  weil  die  Bewegung  des  Agio's  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahres  1863  nur  als  eine  Fortsetzung  der  im  Jahre  1862  beginnenden 
Ermässigung  des  Ägio's  anzusehen  ist  und  daher  die  Handelsbewegang 
des  Jahres  1863  nicht  mit  der  im  Jahr  1862,  sondern  mit  der  in 
1861  verglichen  werden  muss.  Dazu  kommt  noch,  dass  die  zweite 
Hälfte  des  Jahres  1863  eine  neuerliche  —  in  der  Durchschnittsziffier 
nicht  ersichtliche  —  recht  bedeutende  Steigerung  des  Agio's  brachte 
Dasselbe  betrug  nämlich  zu  Anfang  dieses  Jahres  14  ^/o ,  in  der  Mitte 
desselben  nur  9-5  ^/o,  zu  Ende  aber  17*5  ^/q.  Die  Vergrösserung  des 
Ueberschusses  der  Ausfuhr  an  Fabrikaten  über  die  Einflihr  in  diesem 
Jahre  ist  also  jedenfalls  einer  erst  in  der  zweiten  Hälfte  desselbtti 
eingetretenen  Vermehrung  der  Ausfuhr  zuzuschreiben.  Uebrigens  ist 
diese  Vergrösserung  eine  so  unbedeutende  —  um  417,000  Golden  — 
dass  sie  gar  nicht  in's  Gewicht  fällt,  sondern  dass  man  sagen  kaim, 
der  Ueberschuss  der  Einfuhr  an  Fabrikaten  über  die  Ausfuhr  sei  im 
Jahre  1863  eben  so  gross  gewesen,  wie  im  Vorjahre.  Freilich  hätte 
in  Folge  der  bedeutenden  Differenz  zwischen  dem  Durchschnittsagio 
von  1863  und  dem  von  1862  dieser  Ueberschuss  auch  nicht  stationär 
bleiben,  sondern  kleiner  werden  sollen.  Aber  die  Durchschnittszahl 
ist  eben  hier  so  wenig  wie  anderwäi*ts  allein  maassgebend,  sondern 
man  muss  auch  die  Elemente  beachten,  aus  denen  sie  zusammenge- 
setzt und  entstanden  ist. 

Auch  das  Nichtzutreffen  der  Regel  im  Jahre  1854  ist  nicht  schwer 
zu  erklären.  In  diesem  Jahre  nahm  der  Ueberschuss  der  Ausfuhr  an 
Fabrikaten  über  die  Einfuhr  trotz  der  beträchtlichen  Vergr&ssemng 
des  Agio's  ab,  während  er  nach  der  Regel  hätte  zunehmen  sollen. 
Die  Erklärung  hierfür  liegt  in  den  damaligen  politischen  Verhältnissen. 
Im  Süden  und  Osten  Ocsterreichs  tobte  damals  der  Krimkrieg,  an 
welchem  Oesterreich  selbst  theilzunehmen  eine  Zeit  lang  Miene  machte, 
dagegen  herrschte  im  Norden  und  Westen  vollständiger,  durch  Nichts 
getrübter  Friede.  Nun  ist  aber  gerade  die  südöstliche  Grenze  dieje- 
nige, über  welche  der  Hauptexport  Oesterreichs  an  Industrieartikdn 
stattfindet ,  während  der  Import  an  solchen  hauptsächlich  von  Nord- 
westen herkommt.  Im  Südosten  Oesterreichs  musste  aber  damak  noth- 
wendig  der  Verkehr  stocken,  während  er  im  Nordwesten  ruhig  fort- 
dauern konnte.  Das  Agio  stieg  damals  in  Folge  der  Vennehrung  der 
Noten  bei  gleichzeitig  abnehmendem  Verkehre  beträchtlich;  diese  Ab- 
nahme des  Verkehrs  war  aber  hauptsächlich  auf  die  Stockung  im  Süd- 
osten zurückzuführen,  während  eine  solche  im  Nordwesten  nicht  an- 
trat   Darum  musste  das  Verhältniss  zwischen  Import  und  Export  tob 


Die  Wirkungen  d.  Agioschwanknngen  in  Oesterreich-n.  d.  Herstellung  d.  ValuU.     239 

Fabrikaten  sich  im  Jahre  1854  im  Verhältniss  zum  Jahre  1853  un- 
günstiger stellen  und  es  dürfte  nur  dem  Einflüsse  des  rapiden  Stei- 
gens  des  Agio's  zuzuschmben  sein,  dass  diese  Veränderung  so  unbe- 
deutend blieb,  als  sie  es  in  der  That  war.  Während  nämlich  im  Jahre 
1853  die  Ausfuhr  von  Fabrikaten  die  Einfuhr  von  solchen  um  57*2 
Millionen  Gulden  überwog,  betrug  dieser  Ueberschuss  im  Jahre  1854 
noch  immer  49*8  Millionen  Gulden. 

Trotz  dieser  an  sich  nicht  bedeutenden  und  aus  der  Natur  der 
Verbältnisse  leicht  zu  erklärenden  Ausnahmefälle  kann  man  also  doch 
im  Allgemeinen  sagen:  „So  oft  das  Agio  rapid  stieg,  hatte  dies  eine 
Begünstigung  der  heimischen  Industrie  durch  Beförderung  des  Exportes 
an  Industrieartikeln  zur  Folge,  und  so  oft  das  Agio  mpid  sank,  war 
die  Folge  Veraunderung  des  Exportes  an  Fabrikaten,  also  eine  Be- 
nachtheiligung der  inländischen  Industrie.  Dauerte  aber  ein  bestimmter 
Stand  des  Agio  einmal  längere  Zeit  fort,  so  hat  dies  für  das  Verhält- 
niss zwischen  inländischer  und  ausländischer  Industrie  keine  Bedeu- 
tung mehr.^^ 

Nachdem  das  Thatsächlicbe  festgestellt  ist,  müssen  wir  nach  den 
Gründen  forschen.  Dieselben  sind  naheliegend  genug  und  entsprechen 
so  ziemlich  jener  Argumentation,  die  von  den  schutzz5llnerischen  Ver- 
theidigem  der  Papiergeldwirthfichaft  gebraucht  wird.  Diese  sagen  näm- 
lich, wie  allgemein  bekannt  ist,  dass  das  hohe  Agio  zur  Folge  habe, 
dass  die  wirklichen  Preise  der  Waaren  in  demjenigen  Lande,  welches 
sich  eines  sekhen  erfreut,  geringer  seien,  als  die  nominellen.  Wenn 
z.  B.  ein  Bock  zur  Zeit  eines  Agio's  von  40  ^/^  im  lulande  14  fl.  koste, 
koste  er  in  der  That  nur  10  fl.  Wenn  nun  derselbe  Rock  im  Aus- 
lände mit  12  fl.  bewerthet  sei,  so  konnten  derartige  Rücke  früher,  als 
es  noch  kein  Agio  gab,  sogar  importirt  werden;  dies  sei  nun  nicht 
mehr  möglich,  sondern  im  G^entheil,  sie  könnten  jeCzt  sogar  aus  dem 
Inlande  mit  Gewinn  ausgeführt  werden,  da  der  Preis  derselben«  wenn 
er  auch  nominell  noch  immer  derselbe  sei,  wie  früher,  in  Wahrheit 
eine  bedeutende  Ermässigung  erfahren  habe.  Umgekehrt  werde,  wenn 
das  Agio  sinkt,  der  Geldpreis  der  Waaren,  ohne  sich  nominell  verän- 
dert zu  haben,  nunmehr  von  selbst  ein  höherer,  und  es  träten  in  Folge 
davon  auch  die  entgegengesetzten  Erscheinungen  ein. 

Wie  man  siebt,  ist  in  dieser  Argumentatiou  Wah£es  mit  Falschem 
gemischt  Der  Einwand,  der  ihre  Unrichtigkeit  im  Ganzen  darzutbun 
geeignet  ist,  ist  nicht  schwer  zu  fioden.  Es  drängt  sich  von  selbst 
die  Erwiderung  auf:  „Wenn  jetzt  die  Gulden  weniger  wertk  sind,  als 
sie  ee  früher  waren ,  so  muss  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  dtr 
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Guldenpreis  der  Waaren  steigen,  und  umgekehrt,  wenn  erstare  mdur 
werth  sind ,  so  muss  der  letztere  fallen.  Ein  Zustand,  in  welchem  dies 
nicht  der  Fall  ist,  kann  sich  doch  auf  die  Dauer  nicht  halten.^^  Jai 
die  Dauer"  allerdings  nicht  In  diesen  Worten  liegt  der  Kern  der 
Sache.  Auf  die  Dauer  kann  ein  solcher  Zustand,  wie  schon  oben  - 
bei  der  Besprechung  der  Einwirkung  der  Agioschwankungen  auf  de 
Preise  —  dargethan  wurde,  und  wie  dies  auch  der  Natur  der  Sache 
entspricht,  allerdings  nicht  bestehen,  sondern  es  muss  allmählig  gm 
Ausgleichung  zwischen  der  Veränderung  im  Geldwerthe  und  den  Wa- 
renpreisen eintreten.  Aber  sie  kommt,  wie  oben  nachgewiesen  wordei 
bei  vielen  der  wichtigsten  Waaren  erst  längere  Zeit  nach  Eintritt  einer 
raschen  Agioschwankung.  Diese  sind  oft  in  einer  Weise  rapid,  die 
man  kaum  für  möglich  halten  würde,  wenn  sie  eben  nicht  so  oft  scki 
dagewesen  wären.  So  betrug  das  Silberagio  in  Gestenreich  zu  Ende 
des  August  des  Jahres  1853  lOf  Vo  i  ^^^  ^^Urz  1854  aber  39  % 
Ende  August  desselben  Jahres  17|<^/o,  zu  Ende  desselben  wieder 
27^  ®/o »  Ende  Februar  des  darauf  folgenden  Jahres  28f  <>/o ,  ein  wei- 
teres Jahr  später  aber  (Ende  März  1856)  nur  mehr  If  «Z^.  Ende 
Jänner  1859  betrug  es  4*6  ^/o ,  im  Monat  Mai  dieses  iinheilY0lIeB 
Jahres  erreichte  es  aber  schon  eine  Höhe  von  über  40  ^j^^.  Zu  Ende 
August  1860  war  es  26  o/o,  im  Jänner  1861  ging  es  bis  auf  Ö2f*/« 
(der  höchste  Stand ,  den  es  überhaupt  in  Oesterreich  seit  dem  Wiedtf^ 
aufkommen  der  Papiergeldwirthschaft  im  Jahre  1848  jemals  en&At 
hat),  um  noch  im  September  desselben  Jahres  bis  auf  34|  ^1^  zuas- 
ken.  Ende  Jänner  1862  war  es  wieder  um  einige  Prozente  höher, 
nämlich  38^  ^j^ ,  sank  aber  im  Laufe  eben  dieses  Jahres  wieder  sekr 
bedeutend  und  betrug  zu  Ende  desselben  nur  mehr  14  ^j^.  JSnde  Fe 
bruar  des  Kriegsjahres  1866  sank  es  bis  auf  die,  einem  völligen  Ver 
schwinden  nahe  kommende  Höhe  von  1|  <>/o ,  zu  Ende  des  Juli  dieses 
Jahres  stand  es  wieder  auf  28^  o/q.  Im  April  1867  war  es  bis  aif 
30  o/o  gestiegen,  Ende  Juli  1868  sank  es  bis  auf  11  i  ^/o.  Im  Jmi 
des  Jahres  1870  stand  es  auf  17f  o/o,  im  Juli  desselben  Jahres  tan 
aber  wieder  der  Kurs  von  31  o/^  (der  höchste  seit  dem  Jahre  1861) 
vor,  während  der  Dezember  des  Jahres  1871  wieder  einm  Kurs  ra 
1^  ^/o9  dei^  September  1872  einen  solchen  von  &f  brachte.  Auch  das 
Jahr  1876  hatte  wieder  sehr  bedeutende  Schwankungen  des  Agio^ 
aufzuweisen. 

Es  ist  selbstverständlich  und  wurde  oben  ausführlich  nachgewieso, 
dass  die  Waarenpreise  einer  solchen  Rapidität  in  den  Veränderungn 
des  Geldwerthes  nicht  folgen  konnten,  und  die  Verkehrspolitik  Oester 
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reichs,  welche  früher  eine  vollständig  prohibitionistische  und  dann  eine 
entschieden  schutzzöUnerische  war  und  auch  in  der  neuesten  Zeit  trotz 
aller  Handelsverträge  noch  lange  keine  eigentlich  freihändlerische  ge- 
worden ist,  hat  wesentlich  dazu  beigetragen,  eine  solche  rasche  Ein- 
wirkung der  Agioschwankungea  auf  die  Waarenpreise,  welche  den  ge- 
sammten  Verkehr  Oesterreichs  hätte  ruiniren  können,  hintanzuhalten. 
Es  zeigt  sich  hier  so  recht,  welch  ein  heimtückischer  Feind  des  Ver- 
kehrs das  uneinlösliche  Papiergeld  ist  Wäre  offen  gesagt  worden, 
dass  eine  Münze  im  Verkehre  stehen  solle,  welche  nur  drei  Viertel 
oder  zwei  Drittel  der  früheren  werth  sei,  und  dass  der  Staat  seinen 
Verpflichtungen  mit  der  neuen  Münze  im  selben  Nominalbetrage,  der 
in  dem  früheren,  besseren  Gelde  zu  zahlen  war,  nachkommen  wolle, 
so  hätten  allerdings  alle  jene,  die  vom  Staate  etwas  zu  fordern  hat- 
ten, auch  einen  Verlust  erlitten  —  jedoch  keinen  grösseren,  als  sie  bei 
der  beliebten  Emission  von  Papiergeld  thatsächlich  erlitten  haben  — , 
aber  der  ganze  Verkehr  hätte  sich  sogleich  nach  dieser  Maassregel 
gerichtet,  die  Preise  wären  einfach  in  das  neue  Geld  umgerechnet  wor- 
den und  Alles  wäre  in  Ordnung  gewesen.  So  aber  kam  ein  Papier  in 
den  Verkehr,  das  Gulden  genannt  wurde,  von  dem  die  Staatsgewalt 
erklärte,  dass  es  ein  Gulden  sei  und  das  ein  Jeder  gutgläubig  für 
einen  Gulden  hinnahm.  Der  Spekulant  konnte  wohl  berechnen,  wie 
viel  der  neue  Gulden  in  Wahrheit  werth  war  und  sich,  indem  er  auf 
aUe  Fluctuationen  des  Papiergeldes  genau  Acht  gab,  vor  Verlusten 
schützen,  ja  sogar  noch  Gewinne  einheimsen,  die  er  aus  denselben 
herauszuschlagen  wusste.  Aber  der  weniger  gebildete  kleine  Geschäfts- 
mann, der  Handwerker,  der  Bauer  und  der  Fabrikarbeiter,  kurz  alle 
Jene,  die  mit  ihren  Transaktionen  wesentlich  auf  das  Inland  beschränkt 
waren,  begriffen  es  nicht  so  ohne  Weiteres,  dass  ihr  Geld  weniger  werth 
war,  als  es  seinem  Namen  nach  sein  sollte.  Alle  diese  Leute  glaub- 
ten, dass  sie  mit  einem  Papiergulden  denselben  Werth  in  die  Hände 
bekämen,  den  ein  Silbergulden  repräsentirte,  weil  sie  eben  auch  an 
die  Macht  der  Regierung,  ihrem  Gebote,  dass  der  Papiergulden  den- 
selben Werth  haben  solle,  wie  ein  Silbergulden,  Gehorsam  zu  ver- 
schaffen, glaubten  und  mussten  erst  durch  empfindliche  Verluste  be- 
lehrt werden,  dass  dem  nicht  so  sei.  Hier  liegt  der  Grund  der  oben 
erwähnten  Erscheinung,  dass  die  Preise  jener  Waaren,  die  nicht  in 
hohem  Maasse  Gegenstände  des  internationalen  Verkehres  sind,  den 
Schwankungen  des  Papiergeldwerthes  gegenüber  stets  eine  solche  auf- 
fallende Festigkeit  zeigten.  So  konnte  es  beispielsweise  kommen,  dass 
im  Jahre  1866  ein  Pfiind  Rindfleisch  bester  Qualität  im  März  bd 
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einem  Agio  von  kaum  2  ^Iq  ebenso  0*3  fl.  in  Papier  kostete,  im  im 
September  desselben  Jahres  bei  einem  Agio  Ton  27  ^/o,  obwohl  03  i 
in  Papier  im  ersteren  Falle  0*29  fl.  in  Silber  werth  waren,  im  letzte- 
ren dagegen  nur  mehr  0*23  fl.  Zu  den  Waaren,  die  schwerer  Gegen- 
stände des  internationalen  Yerkdirs  werden  und  daher  nur  sehr  lang- 
sam von  der  durch  die  Veränderung  des  Werthes  des  Papiergeldes 
bedingten  Preisveränderung  betroffen  werden,  gehören  aber  naturge- 
mäss  alle  Bohprodukte  und  die  Arbeitslöhne,  während  die  iDdostrie- 
produkte  rascher  folgen  können.  Da  aber  kein  zwingender  Grand  daza 
vorhanden  ist,  thun  sie  es  auch  nicht  sogleich,  sondern  im  Gegen- 
theile,  die  Fabrikanten  machen  sich  die  ihnen  auf  diese  Art  geboteoe 
Möglichkeit,  billiger  zu  produziren,  sofort  zu  Nutze,  um  in^s  Auslaiid 
zu  exportiren,  und  dasselbe  thun  überhaupt  alle  Jene,  die  mit  dem 
Auslande  in  Beziehungen  stehen,  d.  h.  so  ziemlich  der  ganze  grosse 
Verkehr. 

Auf  diese  Art  kam  es,  dass  plötzliche  und  starke  Agiosteigernngen 
sich  der  österreichischen  Industrie  stets  nützlich  erwiesen,  dass  diese, 
wenn  solche  eintüten,  manchen  Markt  erobern  konnte,  der  ihr  hb 
dahin  verschlossen  war.  Wenn  nun  ein  solcher  plötzlich  erreichter 
hoher  Stand  des  Agio's  jemals  längere  Zeit  hindurch  gedauert  h&Ue, 
so  hätte  wobl  die  Ausgleichung  schliesslich  auch  eintreten  mäsBea 
und  die  Industrie  wäre  dieses  Vortheiles  allmählig  verlustig  gewiHden. 
Aber  dies  wäre,  wie  aus  der  oben  nachgewiesenen  Langsamkeit  te 
Steigens  der  nationalen  Preise  hervorgeht,  sehr  allmihlig  geschehen 
und  nach  der  alten  Maxime,  dass  es  leichter  ist,  etwas  GewonneDes 
festzuhalten,  als  Etwas  neu  zu  erobern,  häXte  vielleicht  den  östenei- 
chischen  Industrielle!  die  Festhaltung  manches  neu  erworbenen  Marktes 
gelingen  können ,  in  dessen  Besitz  sie  sonst  nie  gekommen  wfiren.  Sie 
hatten  ja  zu  diesem  Zwecke  nicht  mehr  nöthig,  billiger  za  prodnzirai, 
als  die  Industriellen  anderer  Länder,  sondern  nur  darauf  zu  achtee, 
dass  sie  nicht  theurer  arbeiteten.  So  hätte  imoAcrhin  die  Grossindustrie 
—  allerdings  unter  schweren  Leiden  des  ganzen  übrigen  Yerkehn  — 
durch  eine  plötzliche  St^erung  des  Agio's  einen  dauemdea  Gewinn 
eriangen  könnea  und  vielleicht  allmählig  durch  die  Vortheile,  wekhe 
unleugbar  die  ganze  Yolkswirtbschaft  von  einer  hoch  entwickelten  In- 
dustrie hat,  derselben  die  Verluste,  welche  sie  früher  zu  Gunsten  der 
letzteren  erlitten  hatte ,  wieder  ersetzt  —  wenigstens  theilweise.  Vdl- 
ständig  hätte  sie  dies  allerdings  wolJ  nie  können.  Aber  selbst  wenn 
sie  dies  zu  Stande  giebracht  hatte,  so  wäre  doch  noch  immer  die  Dc- 
förderung  der  Industrie  auf  diese  Weise  zu  theucr  erkauft,  u.  z.  des- 
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halb,  weil  ja  durch  die  Einführung  des  uneinlöslichen  Papiergeldes  in 
den  Verkehr  als  alleiniges  Girkulationsmittel  die  ganze  Yolkswirth- 
schaft  —  also  auch  die  Industrie  mit  —  auf  eine  schwankende  Basis 
gestellt  wird  und  immer  der  Gefahr  des  völligen  Buines  ausgesetzt 
bleibt.  Ein  Staat,  der  auf  diesem  Wege  seine  Industrie  befördern 
wollte,  würde  ebenso  verfahren,  wie  ein  Baumeister,  der,  um  ein 
höheres  Stockwerk  auf  ein  Haus  zu  setzen,  von  den  Grundmauern 
einen  Theil  der  Ziegel,  aus  denen  diese  bestehen,  wegnehmen  würde, 
um  mit  dem  auf  diese  Art  erlangten  Materiale  den  Höherbau  zu  be- 
sorgen. 

Oesterreich  ist  aber  niemals  in  die  Lage  gekommen,  derartige  Er- 
fahrungen zu  machen,  da  eine  längere  Dauer  eines  hohen  Agio's  über- 
haupt nie  vorkam,  sondern  das  Agio  jedesmal,  wenn  es  einen  hohen 
Stand  erreicht  hatte ,  bald  wieder  zu  sinken  anfing.  Es  wurde  früher 
gezeigt,  dass  die  Bewegungen  des  Agio's  nach  abwärts  beinahe  ebenso 
rapid  eintraten,  wie  die  nach  aufwärts,  und  wenn  nun  schon  die  na- 
türliche Ausgleichung  der  Preise  bei  gleichmässig  hohem  Agio  den  In- 
dustriellen die  Früchte  ihres,  zur  Zeit  der  Steigerung  des  Agio's. ge- 
machten Fortschrittes  zum  Theile  hätte  rauben  müssen,  so  war  dies  natür- 
lich in  weit  höherem  Grade  der  Fall ,  wenn  gleichzeitig  eine  entgegen- 
gesetzte Bewegung  des  Agio's  eintrat,  dasselbe  also  wieder  rasch  fiel. 
Jetzt  musste  überall  das  gerade  Gegentheil  jener  Wirkungen  eintreten, 
die  oben  als  die  Folge  einer  raschen  Steigerung  des  Agio's  geschildert 
wurden,  und  überall  dort,  wo  sich  in  Folge  dieses  Ereignisses  früher 
ein  Nutzen  für  die  grossen  Geschäftsleute  im  Allgemeinen  und  für  die 
Fabrikanten  im  Besonderen  herausgestellt  hatte,  muss  sich  jetzt  ein 
Schaden  für  dieselben  herausstellen.  Sowie  dieselben  früher  dadurch, 
dass  sie  sich  zuerst  nach  den  neuen  Verhältnissen  richteten,  auf  Kosten 
der  kleinen  Leute  gewannen,  so  müssen  sie  jetzt,  weil  sie  die  Folgen 
des  neuerlich  eingetretenen  Umschwunges  zuerst  fühlen,  während  die 
nationalen  Preise,  und  insbesondere  diejenigen  des  kleinen  Verkehres, 
sich  demselben  wieder  nicht  so  rasch  anpassen,  zu  Gunsten  dieser 
Verluste  erleiden  und  denselben  dasjenige  wenigstens  theilweise  wieder 
zurückgeben,  was  sie  ihnen  früher  abgenommen  hatten. 

Dies  ist  der  wahre  Sachverhalt,  und  nun  können  wir  auch  beur- 
theilen,  inwieweit  die  Schutzzöllner  mit  ihrer  Behauptung,  dass  das 
hohe  Agio  der  Industrie  nützlich  sei,  Recht  haben.  Wenn  ein  hohes 
Agio  längere  Zeit  fortdauert,  so  haben  allerdings  Jene  Recht,  welche 
behaupten ,  dass  die  Höhe  des  Agio's  keinerlei  protektionistischen  Ein- 
fluss  auf  die  Lage  der  Industrie  ausübe,  und  ihr  Argument,  dass  die 
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Preise  sich  ja  nach  dem  wahren  Werthe  des  Geldes  und  nicht  nadi 
seinem  nominellen  richten  müssen ,  und  daher  eine  lediglich  auf  der 
Entwerthung  des  Papiergeldes  beruhende  Differenz  zwischen  den  Prei- 
sen im  Papiergeldlande  und  jenen  auf  dem  Weltmarkte  nicht  bestdien 
könne,  erweist  sich  als  vollkommen  stichhaltig.  Dagegen  haben  bei 
einem  raschen  Steigen  des  Agio's  allerdings  diejenigen  Becht,  welche 
davon  eine  Begünstigung  der  Industrie  des  Papiergeldlandes,  soweit 
eine  solche  durch  Exporterleichterungen  überhaupt  bewirkt  werden 
kann,  erwarten,  denn  dann  besteht  jene  Differenz  zwischen  den  in- 
ländischen und  den  ausländischen,  oder  —  um  die  oben  gebrauchten 
Ausdrücke  beizubehalten  —  zwischen  den  nationalen  und  den  internatio- 
nalen Preisen  wenigstens  während  einiger  Zeit,  und  in  dieser  Zeit  kann 
die  Industrie  des  Papiergeldlandes  manchen  Gewinn  davontragen,  den 
sie  sonst  nicht  gemacht  hätte,  trotzdem  die  von  einer  solchen  plötz- 
lichen Agioveränderung  unzertrennliche  Unsicherheit  des  Aussenhandeb 
sie  nöthigen  wird,  auf  ihre  internationalen  Preise  eine  Assekuranz- 
prämie aufzuschlagen,  dieselben  also  weniger  niedrig  zu  stellen,  als 
ihr  die  Entwerthung  des  Papiergeldes  eigentlich  erlauben  würde.  Die 
Assekuranzprämie  wird  eben  die  Höhe  jener  Differenz  lange  nicht  er- 
reichen. 

Aehnlich  wie  mit  dem  Streite  darüber,  ob  ein  hohes  Agio  der 
Industrie  nütze,  verhält  es  sich  auch  mit  dem  damit  Hand  in  Hand 
gehenden,  ob  ein  niedriges  ihr  gefährlich  sei.  Auf  den  ersten  Blick 
erscheint  eine  derartige  Behauptung  ganz  absurd,  weil  sie  die  weitere 
involviren  würde,  dass  ein  geordnetes  Geldwesen  der  Industrie  ver- 
derblich sei.  Wäre  nämlich  schon  ein  niedriges  Agio  derselben  ge- 
fährlich, so  musste  das  gänzliche  Fehlen  eines  solchen  dies  in  noch 
viel  höherem  Grade  sein.  Dennoch  sind  derartige  Behauptungen  —  die 
übrigens  nur  eine  folgerichtige  Konsequenz  jener  anderen  über  die 
Nützlichkeit  eines  hohen  Agio's  für  die  Industrie  sind  —  öfters  laut 
geworden  und  dennoch  muss  gesagt  werden,  dass  auch  in  dieser  An- 
schauung, wie  in  den  früher  besprochenen,  ein  Körnchen  Wahrheit 
steckt,  wenn  es  auch  natürlich  lächerlich  ist,  sich  in  Folge  solcher 
Ansichten,  wie  dies  auch  schon,  und  namentlich  von  Seite  schutz- 
zöllnerischer  Industrieller,  geschehen  ist,  sogar  gegen  die  Valutaregn- 
lirung  aufzulehnen.  Es  ist  nämUch  gewiss  —  und  wurde  oben  nach- 
gewiesen —  dass  ein  rasches  Sinken  des  Agio's  die  Exportf&higkeit 
der  Industrie  des  Papiergeldlandes  für  die  Dauer  dieses  Uebergangs- 
stadiums  und  noch  einige  Zeit  darüber  hinaus,  ebenso  entschieden  ver- 
ringert, als  das  rasche  Steigen  desselben  sie  erhöht,  und  ihr  dadurch 
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in  der  That  einen  positiven  Schaden  zufügt.  Daher  hatten  auch  die 
in  den  Jahren  1873  bis  1875  in  Oesterreich  laut  gewordenen  Klagen 
über  die  Benachtheiligung  der  Industrie  durch  das  Schwinden  des 
Agio's  eine  gewisse  Berechtigung,  und  ebenso  ist  auch  das  öfters  ge- 
stellte Verlangen  nach  einer  Vermehrung  der  Noten,  um  der  Industrie 
aufzuhelfen,  begreiflich,  da  hierdurch  das  weitere  Sinken  des  Agio's 
—  das  übrigens  in  der  letzten  Zeit  in  Folge  der  orientalischen  Wirren 
wieder  aufgehört  hat  —  verhindert  würde.  Selbstverständlich  darf 
diesem  Verlangen  keine  Folge  gegeben  werden.  Die  Erhaltung  einiger 
Fabrikanten  ist  denn  doch  nicht  so  viel  werth,  um  eine  Unterbrechung 
des  Heilungsprozesses  im  Geldwesen,  der  durch  das  Sinken  des  Agio's 
bezeichnet  wird,  zu  rechtfertigen.  Einigermaassen  könnte  die  Erhöhung 
der  Zölle  helfen,  indem  sie  der  Industrie  wenigstens  die  Behauptung 
des  heimischen  Marktes  —  der  ja  doch  der  wichtigste  ist  —  erleich- 
tem würde.  Der  Verlust  der  Exportfähigkeit  oder  wenigstens  die  Ver- 
minderung derselben  ist  aber  ein  Uebel,  das  die  Industrie,  wenn  das 
Agio  sinkt,  tragen  muss,  und  dies  um  so  mehr,  weil  ihr  damit  doch 
nur  ein  Gewinn,  den  sie  zur  Zeit  der  Steigerung  des  Agio's  ungerecht- 
fertigter Weise  gemacht  hatte,  entzogen  würde.  Die  Erhöhung  der 
Zölle  aber,  zum  Zwecke  der  Behauptung  des  heimischen  Marktes,  wäre, 
um  eine  Katastrophe,  die  schliesslich  doch  dem  ganzen  Staate  scha- 
den würde,  zu  vermeiden,  in  einem  solchen  Falle  entschieden  anzu- 
empfehlen. 

So  wie  der  Nutzen,  den  die  Industrie  aus  der  Erhöhung  des 
Agio's  zieht,  aufhört,  wenn  ein  bestimmter  hoher  Stand  des  Agio's 
längere  Zeit  fortdauert,  so  dauert  auch  der  Schade,  den  das  Sinken 
des  Agio's  der  Industrie  zufügt,  nicht  viel  länger,  als  dieses  Sinken 
und  hört  auf,  wenn  das  Agio  einmal  längere  Zeit  hindurch  auf  einem 
bestimmten  niedrigen  Stande  verharrt.  Hier  wie  dort  tritt  allmählig 
eine  Ausgleichung  der  Preise  ein,  und  die  Industrie  ist  dann  wieder 
in  der  Lage,  unter  gleichen  Bedingungen  die  Konkurrenz  mit  dem 
Auslande  au&unehmen.  Dies  ist  bei  hohem  Agio  gerade  so  der  Fall, 
v?ie  bei  einem  niedrigen  Stande  desselben,  und  es  ist  daher  weder  ein 
hohes  Agio  als  solches  der  Industrie  nützlich,  noch  ein  niedriges  ihr 
schädlich.  Die  Fabrikanten  würden ,  wenn  ein  hohes  Agio  längere  Zeit 
hindurch  bestehen  bliebe,  auch  Grund  zur  Kl^e  haben,  weil  ihre 
Lage  sich  auch  hier  schlechter  gestalten  würde,  als  sie  es  zur  Zeit 
des  Steigens  des  Agio's  war.  Dass  derartige  Klagen  der  Fabrikanten 
zur  Zeit  eines  hohen  Agio's  in  Oesterreich  nie  vorkamen,  hat  seinen 
Grund  allein  darin,  dass  auch  eine  längere  Dauer  eines  unverändert 
hohen  Agio's  in  Oesterreich  nie  vorkam. 
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Nun  soll  nur  noch  eine  der  Folgen  der  Papiergeldwirthschaft  be- 
sprochen werden.  Es  ist  dies  der  in  der  Theorie  und  Praxis  noch 
wenig  beachtete  Einfluss,  den  die  Verdrängung  des  Edelmetalles  in 
einem  Lande  auf  die  übrigen  Länder,  man  kann  sagen,  auf  den  gan- 
zen Weltmarkt,  ausübt.  Er  musste  schon  bei  der  Besprechung  der 
Ursachen  der  Agioschwankungen  gestreift  werden.  Hier  ist  nun  der 
Ort,  um  noch  einmal,  und  mit  grösserer  Ausführlichkeit,  dai*auf  zurück- 
zukommen. 

Es  ist  klar,  dass  die  Verdrängung  des  Edelmetalls  aus  dem  Ver- 
kehre eines  Landes  eine  Vermehrung  der  dem  gesammten  Verkehre 
aller  übrigen  Länder  —  also  dem  gesammten  Weltmarkte  —  zur  Ver- 
fügung stehenden  Edelmetallmenge  zur  Folge  haben  muss  und  daher 
gleichbedeutend  ist  mit  einer  Vermehrung  der  Geldmenge  der  ganzen 
Erde.  Die  weitere  Folge  davon  ist  Ermässigung  des  Edelmetallpreises 
auf  dem  Weltmarkte  —  resp.  Erhöhung  der  Waarenpreise  auf  dem- 
selben. Diese  würde,  wenn  der  gaoze  übrige  Weltverkehr  nicht  stets 
stärker  wäre,  als  der  des  zum  Papiergelde  übergehenden  Landes  so- 
gar so  weit  gehen,  dass  in  diesem  gar  kein  Agio  aufkommen  würde. 
Dies  ist  nun  allerdings  noch  bei  keinem  der  Staaten ,  die  in  der  neue- 
ren Zeit  zum  Papiergelde  übergegangen  sind,  der  Fall  gewesen.  Der 
Weltmarkt  hat  immer  eine  viel  grössere  Aufnahmsfähigkeit  fär  edle 
Metalle  bewiesen,  als  dass  ein  derartiges  Verhältniss  hätte  eintreten 
können.  Aber  es  liegt  hier  ein  Faktor,  der  wesentlich  dazu  beiträgt, 
das  Steigen  des  Agio's  zu  vermindern ,  das  letztere  in  manchen  Fällen 
von  der  erreichten  Höhe  herabzudrücken.  Die  Bewegung  des  Agio's 
in  Oesterreich  kurz  nach  dem  Krimkriege  und  die  nach  dem  italieni- 
schen Kriege  liefert  einen  Beleg  für  diese  Anschauung.  Das  Fallen 
des  Agio's  war  beide  Male  so  rapid,  dass  es  aus  den  in  Oesterreich 
allein  liegenden  Faktoren,  aus  der  Notenvermehrung  und  Verkehrs- 
steigerung noch  nicht  genügend  erklärt  werden  kann.  Das  Agio  be- 
trug zu  Ende  Februar  des  Jahres  1855  28f  ^/o ,  Ende  März  1856  nor 
mehr  If,  Ende  Jänner  1861  52|  ^/o,  Ende  Dezember  1862  nur  mehr 
14  o/o ,  wir  haben  also  das  eine  Mal  ein  Sinken  des  Agio's  um  bei- 
nahe 27  o/o  in  einem  Zeiträume  von  13  Monaten,  das  andere  Mal  ein 
solches  um  beinahe  39  ^Iq  innerhalb  23  Monate.  Dieses  so  gewaltige 
Sinken  des  Agio's  muss  zum  grossen  Theile  auf  eine  Ermässigung  des 
Silberpreises  zurückgeführt  werden,  und  dass  eine  solche  —  gegen  Waaren 
gehalten  —  eingetreten  sein  muss ,  darauf  deuten  die  Ereignisse  jener 
Zeit  hiu.  Die  Zeit  unmittelbar  nach  dem  Krimkri^e  ist  es,  da  die 
Auswanderung  des  Silbers  aus  Bussland  stattfand,  w&hrend  in  der 
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Zeit  nach  dem  italienischen  Kriege  die  für  den  WeltTerkehr  noch  viel 
bedeutenderen  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zur  Papiergeld- 
wirthschaft  übergingen. 

Am  leichtesten  wäre  diese  Anschauung  nachzuweisen,  wenn  man 
eine  in  Folge  der  Verdrängung  eines  Edeimctalles  aus  einem  Lande 
mit  einfacher  Währung  eingetretene  Verschiebung  der  Werthrelation 
zwischen  den  beiden  Edelmetallen  nachweisen  könnte.  Da  sowohl 
Oesterreich,  als  auch  Rnssland  vor  der  in  den  letzten  Dezennien 
in  diesen  Staaten  neuerlich  eingetretenen  Zerrüttung  des  Geldwesens 
die  Silberwährung  hatten ,  so  hätte  dies  Ereigniss  eigentlich  eine  starke 
Verschiebung  der  Werthrelation  zwischen  Gold  und  Silber  zu  Ungun- 
sten des  letzteren  zur  Folge  haben  sollen ,  weil  ja  dadurch  gewaltige 
Massen  Silber  auf  den  Weltmarkt  kamen.  Eine  solche  Verschiebung 
ist  aber  damals  bekanntlich  nicht  eingetreten.  Der  Grund  davon  liegt 
in  der,  eben  in  jene  Zeit  fallenden,  grossen  Steigerung  der  Goldpro- 
doktion  in  Folge  der  Entdeckung  der  Goldminen  in  Kalifornien  und 
Australien.  Dieses  Ereigniss  drückte  den  Goldpreis  so  bedeutend,  dass 
es  bekanntlich  eine  Zeit  lang  schien,  als  müsse  sich  die  Werthrelation 
zwischen  Gold  und  Silber  stark  zu  Ungunsten  des  ersteren  ändern. 
Dass  dies  aber  auch  nicht  geschehen  ist,  kann  nur  durch  die  Folgen 
der  Verdrängung  des  Silbers  aus  dem  Verkehre  Oesterreichs  und  Russ- 
lands erklärt  werden.  Ebenso  vermochte  die  Verdrängung  des  Silbers 
aus  dem  Verkehre  Italiens  im  Jahre  1866  eine  Verringerung  des  Silber- 
preises nicht  zu  bewirken ,  weil  der  Prozess  der  Verdrängung  des  Edel- 
metalls aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  die  früher  Gold- 
vrährung  hatten,  damals  noch  nicht  vollendet  sein  konnte.  Dagegen 
war  sie  gewiss  die  Ursache  davon,  dass  das  Agio  in  Oesterreich  in  den 
Jahren  1867  und  1868  rascher  sank,  als  man  nach  den  sonstigen  Verhält- 
nissen erwarten  konnte.  Diese  Ereignisse  bewirkten  alle  zusammen,  dass 
Gold  und  Silber  in  den  öOer  und  ersten  60er  Jahren  ziemlich  gleichmässig 
im  Preise  fielen  und  daher  auch  die  Werthrelation  zwischen  den  beiden 
Edelmetallen  keine  wesentliche  Veränderung  erlitt;  daher  ist  aber  auch 
eine  Begründung  der  hier  ausgesprochenen  Anschauung  über  die  Wir- 
kung der  Verdrängung  des  Edelmetalls  aus  einem  Lande  auf  den  Welt- 
verkehr auf  diese  Art  nicht  möglich.  Aber  eben  der  Umstand,  dass 
die  Werthrelation  zwischen  beiden  Edelmetallen  durch  die  Goldent- 
deckungen in  Kalifornien  und  Australien  nicht  wesentlich  alterirt  wurde, 
spricht,  wie  bereits  oben  erwähnt,  entschieden  für  die  Richtigkeit  der- 
selben, da  ausser  der  Verdrängung  des  Silbers  aus  dem  Verkehre  Oester- 
reichs, Russlands  und  Italiens  kein  Grund  vorliegt,  welcher  eine  so 
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Starke  VermiDderung  des  Silberpreises  —  in  Waaren  berechnet  —  wie 
sie  zur  Aufrechthaltung  der  alten  Werthrelation  zwischen  Gold  und 
Silber  noth wendig  war,  hätte  bewirken  können. 

Aus  den  oben  angeführten  Gründen  kann  auch  aus  der  Bewegung 
der  Waarenpreise  in  jener  Zeit  Nichts,  das  für  diese  Ansicht  sprechen 
würde,  angeführt  werden.  Dass  die  Waarenpreise  in  Edelmetall  in 
den  50er  und  60er  Jahren  beträchtlich  gestiegen  sind,  weiss  alle  Welt 
Aber  diese  Steigerung  betraf,  da  die  Werthrelation  zwischen  beiden 
Edelmetallen  dieselbe  blieb,  auch  die  Preise  in  heiden. 

Daraus,  dass  die  Verdrängung  des  Edelmetalls  aus  dem  Verkehre 
eines  grossen  Landes  den  ganzen  Weltverkehr  in  der  angegebenen  Weise 
tangirt,  folgt  aber,  dass  derjenige  Staat,  welcher  zu  einer  solchen 
Maassregel  greift,  nicht  nur  sich  selbst,  sondern  auch  alle  anderen 
Staaten  schädigt,  denn  eine  rasche  Veränderung  des  Werthes  der  Geld- 
metalle hat  immer  unangenehme  Folgen.  Daher  hätten  auch  alle  übri- 
gen Staaten,  gerade  so,  wie  sie  es  niemals  unterlassen,  gegen  die 
Unterbrechung  der  Zahlung  der  Zinsen  von  den  Schulden  eines  Staa- 
tes, wenn  dadurch  ihre  Angehörigen  in  erheblichem  Maasse  betroffen 
werden,  zu  protestiren,  auch  das  Recht  —  und  zugleich  ein  dringen- 
des Interesse  —  ihren  ganzen  Einfluss  aufzubieten ,  um  die  Ausführung 
einer  derartigen  Maassregel ,  durch  welche  sie  selbst  in  Mitleidenschaft 
gezogen  werden,  zu  verhindern,  und  es  wäre  dringend  zu  wünschen, 
dass  dies  in  Zukunft  geschähe.  Es  würde  dann  die  Weiterverbreitung 
der  Papiergeldwirthschaft  wesentlich  erschwert  sein. 

n. 

Nachdem  im  Vorhergehenden  die  Ursachen  und  die  Wirkungen 
der  Schwankungen  im  Werthe  des  Papiergeldes  besprochen  worden 
sind,  bleibt  noch  übrig,  zu  erörtern,  auf  welche  Weise  das  uneinlös- 
liche  Papiergeld  wieder  aus  dem  österreichischen  Verkehre  gezogen 
werden  könne,  und  welche  Mittel  es  gebe,  um  die  Beseitigung  des- 
selben zu  einer  definitiven  zu  machen  und  den  Verkehr  für  die  Zu- 
kunft vor  solchen  Zerrüttungen  des  Geldwesens  und  den  damit  ver- 
bundenen Erschütterungen  zu  bewahren. 

Es  ist  allgemein  bekannt,  dass  das  Haupthindemiss  der  Wieder- 
herstellung der  Valuta  in  Oesterreich  durch  die  Staatsnoten  gebildet 
wird.  Es  wurde  schon  bei  der  Besprechung  der  Ursachen  der  Agio- 
schwankungen erwähnt,  dass  die  Nationalbank  solvent  ist  und  jeden 
Augenblick  ihre  Baarzahlungen  aufnehmen  könnte,  und  dass  sie  nur 
vom  Staate  gehindert  wird,  dies  zu  thun.  Wollte  dieser  seine  Noten 
in  Silber  einlösen,  so  wäre  Alles  in  Ordnung.    Der  Staat  kann  dies 
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aber  nicht,  weil  seinen  Noten  jede  metallische  Basis  fehlt.  Ehe  er 
au  eine  Baareinlösung  derselben  denken  kann ,  müsste  er  sich  erst  die 
zu  diesem  Zwecke  nöthige  Menge  von  Edelmetall  verschaffen,  was  nur 
durch  ein  Metallanlehen  möglich  ist.  Ein  solches  würde  aber,  da  die 
Menge  der  Staatsnoten  sehr  bedeutend  ist  (circa  360  Millionen  Gulden), 
auch  sehr  bedeutend  sein  müssen,  wodurch  dem  Staate  eine  neue  grosse 
Zinsenlast  auferlegt  würde.  Die  Unmöglichkeit,  der  Bevölkerung  Oester- 
reichs  gegenwärtig  ein  solches  Opfer  zuzumuthen,  bildet  das  Haupt- 
argument gegen  die  sogleiche  Durchführung  der  Valutaregulirung,  wie 
dies  auch  aus  einer  vom  österreichischen  Finanzminister  am  7.  Dezbr. 
1876  bei  Gelegenheit  der  Berathung  des  Budgets  für  das  Jahr  1877 
im  Abgeordnetenhause  des  Reichsrathes  gehaltenen  Rede  hervorgeht 
Es  heisst  darin  unter  Anderem:  „Die  Herstellung  der  Valuta  setzt 
voraus,  dass  wir  in  der  Lage  sind,  bedeutende  Lasten  auf  uns  zu 
nehmen.  Der  erste  Schritt,  welcher  von  Seite  der  Regierung  und  des 
Staates  gemacht  werden  muss,  ist  die  Beseitigung  der  schwebenden 

Schuld ,  welche  in  den  Staatsnoten  ihren  Ausdruck  findet  und 

welche,  so  lange  sie  in  einem  so  ausgedehnten  Maasse  besteht,  es  un- 
möglich macht,  zur  Aufnahme  der  Baarzahlungen  der  Bank  zurückzu- 
kehren." 

Bemerkenswerth  ist  insbesondere  die  in  dieser  Rede  zu  Tage  tre- 
tende Auffassung  der  Staatsnoten  als  eine  schwebende  Schuld.  Dass 
diese  unrichtig  ist,  wurde  schon  in  der  Abhandlung  über  die  Ursachen 
der  Agioschwankungen  nachgewiesen.  Es  wurde  daselbst  (Bd.  XXVII 
dieser  Jahrbücher  p.  296)  des  Näheren  auseinandergesetzt,  dass  das 
uneinlösliche  Papiergeld ,  wenn  es  einmal  vom  Verkehre  allgemein  auf- 
genommen und  absorbirt  ist,  aufhört  ein  Schuldtitel  zu  sein  und  zu 
wirklichem  Gelde  wird.  Da  also  hier  eine  schwebende  Schuld  nicht 
existirt,  so  kann  dieselbe  auch  nicht  beseitigt  und  braucht  für  ihre 
Beseitigung  kein  Opfer  gebracht,  der  Bevölkerung  keine  Last  auferlegt 
zu  werden.  Wenn  die  Lasten  und  Opfer,  welche  die  Durchführung 
der  Valutaregulirung  dem  Staate  auferlegen  soll,  nur  darin  ihren  Grund 
hätten,  dass  bei  Gelegenheit  dieses  Schrittes  der  Staatsverwaltung  eine 
schwebende  Schuld  zu  bezahlen  wäre,  so  wären  dieselben  also  über- 
haupt nicht  nothwendig  und  die  Valutaregulirung  könnte  ohne  Schwie- 
rigkeit vollzogen  werden. 

Eine  solche  optimistische  Auffassung  der  Sachlage  wäre  nun  aller- 
dings leider  unrichtig.  Die  Valutaregulirung  ist  ohne  grosse  Opfer  ent- 
schieden nicht  zu  bewerkstelligen,  aber  die  Nothwendigkeit  derselben  hat 
ihren  Grund  nicht  dort,  wo  ihn  die  oben  besprochene  Auffassung  dieser 
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Frage  sucht,  sondern  in  ganz  anderen  Verhältnissen.  Welcher  Art 
dieselben  sind,  wird  im  Folgenden  zur  Besprechung  gelangen,  erwähnt 
muss  aber  gleich  hier  werden,  dass  es  nichts  weniger  als  theoretische 
Prinzipienreiterei  ist  —  wie  dies  vielleicht  auf  den  ersten  Blick  schei- 
nen möchte  — ,  wenn  hier  versucht  wird,  für  die  eine  Thatsache,  dass 
die  Valutaregulirung  grosse  Opfer  fordere,  andere  Gründe,  als  die 
gewöhnlich  vorgebrachten,  nachzuweisen,  sondern  dass  die  Verschie- 
denheit in  der  Begründung  dieser  Opfer  für  die  praktische  Durch- 
führung der  Valutaregulirung,  insbesondere  für  die  Frage  nach  den 
Kosten  derselben,  von  der  grössten  Bedeutung  ist. 

Die  erste  Frage,  die  sich  uns  hier  aufdrängt,  ist  die,  was  den 
Besitzern  von  Staatsnoten  bei  der  Valutaregulirung  für  dieselben  ge- 
boten werden  müsse.  £s  ist  eine  vielverbreitete  —  man  kann  sogar 
sagen,  die  allein  herrschende  —  Anschauung,  dass  der  Staat  bei  der 
Rückkehr  von  der  Papiergeldwirthschaft  zu  geordneten  Verhältnissen, 
zur  Metallwährung  verpflichtet  sei,  die  entwertheten  oder  wenigstens 
unter  Pari  stehenden  Noten  zu  ihrem  vollen  Nominalwerthe  in  Edel- 
metall, zu  welchem  sie  seinerzeit  ausgegeben  wurden,  einzulösen. 
Diese  Anschauung  hat  ihren  Grund  eben  in  der  Auffassung  des  dr- 
kulirenden  Papiergeldes  als  einer  schwebenden  Schuld.  Betrachtet 
man  jede  einzelne  Staatsnote  als  einen  auf  den  Inhaber  lautenden, 
unverzinslichen ,  unbestimmt  wann  rückzahlbarem  Schuldtitel  über  eine 
solche  Summe  in  Edelmetall,  wie  ihr  Name,  resp.  die  darauf  stehende 
Summe  ausdrückt,  dann  wäre  allerdings  der  Staat  verpflichtet,  seine 
Noten  zum  vollen  Nominalwerth  in  Edelmetall  einzulösen.  Aber  diese 
Auffassung  des  uneinlöslichen  Papiergeldes  ist  unrichtig  und  daher 
auch  die  daraus  gezogenen  Konsequenzen.  In  Bezug  auf  die  letzteren 
lehrt  dies  der  tägliche  Verkehr  in  schlagendster  Weise.  Kein  Besitzer 
einer  unter  Pari  stehenden  Note  hält  sich  für  beschädigt,  wenn  er  in 
einer  Wechselstube  für  eine  solche  Note  nur  den  Kurswerth  in  Edel- 
metall erhält,  wenn  ihm  also  z.  B.  bei  einem  Agio  von  25  ^j^  der 
Wechsler  für  eine  Hundertguldennote  nur  80  Silbergulden  gibt,  son- 
dern Jeder  wird  Alles,  was  er  darüber  erhält,  für  ein  Geschenk  an- 
sehen. In  Oesterreich  ist  längst  alle  Welt  so  sehr  daian  gewöhnt, 
den  Papiergulden  als  weniger  werth  anzusehen,  wie  einen  Silbergulden, 
dass  allgemein  die  Einlösung  eines  der  ersteren  durch  einen  der  letz- 
teren als  ein  unerwarteter  Gewinn  gelten  würde.  Daher  würden  sich 
sämmtliche  Besitzer  von  Papiergeld  für  beschenkt  halten ,  wenn  ihnen 
der  Staat  plötzlich  für  ihre  Noten  den  vollen  Nominalwerth  in  Metall 
auszahlen  würde.    Warum  soll  denn  aber  der  Staat  den  Besitzern  von 
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Papiergeld  ein  solches  Geschenk  machen?  Man  könnte  hierauf  zweier- 
lei erwidern.  Man  könnte  zunächst  geltend  machen,  dass  der  Staat, 
als  er  die  Noten  emittirte,  das,  wenigstens  stillschweigende ,  Verspre- 
chen gab,  sie  einstens  im  vollen  Nominalwerthe  in  Edelmetall  einzu- 
lösen, dass  also  die  Einziehung  der  Noten  für  weniger  als  ihren  vollen 
Nominalwerth  in  Metall  eine  Nichteinhaltung  einer  Verpflichtung  des 
Staates  und  daher  der  Staatsbankerott  wäre;  ausserdem  aber  könnte 
man  auch  sagen,  dass  der  Staat  verpflichtet  sei,  das  Unrecht,  welches 
er  seinerzeit  durch  die  Nöthigung  des  Verkehrs  zum  ausschliesslichen 
Gebrauche  von  entwerthetem  uneinlöslichen  Papiergelde  begangen  habe, 
wieder  gut  zu  machen. 

Was  nun  den  ersten  dieser  Einwände  betrifft,  so  wurde  bereits 
oben  auseinandergesetzt,  dass  schon  die  Emission  von  uneinlöslichem 
Papiergelde  an  sich  der  Staatsbankerott  war,  indem  der  Staat  bereits 
durch  diese  Maassregel  erkärte,  dass  er  seinen  Verpflichtungen  nicht 
in  ordnungsmässiger  Weise  nachkommen  könne.  Daraus  folgt  i^ber, 
dass  eine  Einlösung  der  Noten  zu  ihrem  wirklichen,  nicht  zu  ihrem 
nominellen  Werthe  in  Edelmetall  nichts  weiter  wäre,  als  das  Geständ- 
niss,  dass  der  Staat  einmal  bankerott  war.  Sie  wäre  nur  die  Liqui- 
dirung  der  bereits  durch  die  Notenemission  der  Bevölkerung  auferleg- 
ten, aber  damals  vor  ihr  nach  Thunlichkeit  geheim  gehaltenen  Opfer. 
Wenn  der  Bevölkerung  eines  Staates  durch  die  Emission  von  unein- 
lösbarem  Papiergelde  ihr  ganzer  Besitz  an  Edelmetall  entrissen  wird, 
so  ist  dies  im  Grunde  genommen  nichts  Anderes,  als  eine  derselben 
auferlegte  ausserordentliche  Abgabe,  deren  Betrag  identisch  ist  mit 
dem  Werthe  ihres  Besitzes  in  Edelmetall,  und  wenn  durch  eine  neue 
Emission  von  solchem  Painergelde  der  Werth  des  bereits  bestehenden 
herabgedrückt  wird ,  so  ist  dies  wieder  nichts  Anderes,  als  eine  solche 
Steuer,  deren  Betrag  gleich  ist  der  Werth  Verminderung,  welche  das 
bereits  verhandene  Papiergeld  durch  die  Emission  des  neuen  erfährt, 
und  da  im  ersten  Falle  das  Papiergeld  schliesslich  denselben  Werth 
repräsentiren  muss,  als  das  edle  Metall,  welches  durch  dasselbe  ver- 
drängt wurde,  gehabt  hat,  und  im  letzteren  Falle  das  neue  Papier- 
geld genau  den  Werth  erlangen  muss,  den  das  alte  verliert,  so  ist  in 
beiden  Fällen  diese  ausserordentliche  Steuer  gleich  demjenigen  Werthe 
des  emittirten  Papiergeldes,  den  dieses  wirklich  erhält.  Wenn  nun 
der  Staat  dieses  entwerthete  Pi^iergeld  zu  seinem  wahren  Werthe 
und  nicht  zu  seinem  nominellen  mit  Edelmetall  einlöst,  so  bekennt  er 
damit  nur  ofiien,  dass  er  in  der  Zeit  der  Noth  seinen  Angehörigen 
ein  solches  ausserordentlicheB  Opfer  auferlegt  hat.     Da  aber  gerade 
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die  Staatsverwaltung  vor  allem  Anderen  zur  Offenheit  und  Ehrlichkeit 
ihren  Unterthanen  gegenüber  verpflichtet  ist,  so  wäre  ein  solches  Be- 
kenntniss  nur  vollständig  in  der  Ordnung. 

Wenn  übrigens  wirklich  die  Ansicht  maassgebend  sein  sollte,  dass 
die  mit  der  Emission  von  uneinlöslichem  Papiergelde  begonnene  Ver- 
tuschung des  Staatsbankerottes  auch  noch  bei  der  Valutar^ulirong 
fortzusetzen  sei,  so  könnte  immerhin  auch  bei  dieser  wieder  ein  Aus- 
weg gefunden  werden,  der  es  ermöglichen  würde,  den  nach  Ansicht 
Vieler  erst  in  dem  Umstände,  dass  der  Inhaber  eines  Papierguldens 
keinen  ganzen  Silbergulden  erhielte,  und  nicht  schon  in  der  Emission 
von  uneinlöslichem  Papiergelde  liegenden  Staatsbankerott,  bei  einer 
nach  diesem  Grundsatze  durchgeführten  Valutaregulirung  neuerlich  zu 
maskiren.  Wenn  man  sich  hieran  stösst ,  so  könnte  man  ja  den  alten 
Silbergulden  kassiren  und  dafür  einen  neuen  einführen,  der  nur  8  Zehntel 
des  alten,  gegenwärtig  noch  existirenden ,  und  die  gesetzliche,  wenn 
auch  nicht  faktische  Basis  des  österreichischen  Geldwesens  bildenden, 
werth  wäre,  aber  noch  immer  Gulden  hiesse.  Dann  bekämen  die  Be- 
sitzer von  Papierguldeu  einen  auf  denselben  Nominalwerth,  wie  diese, 
lautende  und,  im  Momente  des  Umtausches  auch  wirklich  mit  diesen 
gleichwerthige  Silbermünze  und  der  Schein  wäre  gerettet  Freilich 
wäre  ein  solches  Verfahren  genau  dasselbe,  welches  bei  den  Münz- 
verschlechterungen des  Mittelalters  eingeschlagen  worden  ist  Wie  da- 
mals hätten  die  ursprünglichen  Besitzer  von  Silbermünzen  schliesslich 
eine,  dem  Namen  nach  gleiche,  in  der  That  aber  geringere  Menge 
von  Silber  in  Händen,  als  sie  anfänglich  hatten.  Der  Unterschied  wäre 
nur  der,  dass  man  den  Staatsangehörigen  früher  gerade  heraus  sagte, 
dass  sie  für  eine  bestimmte  Anzahl  Silbermünzen  (z.  B.  45  Gulden), 
die  zusammen  ein  gewisses  Gewicht  an  Silber  (z.  B.  i  Kilogr.  oder 
1  Zollpfund)  hatten,  eine  eben  so  grosse  Anzahl  anderer  von  demsel- 
ben Namen  (im  gegebenen  Falle  also  45  andere  Gulden) ,  die  aber  zu- 
sammen weniger  Silber  enthielten ,  als  jene  (z.  B.  nur  0*4  Kilogr.  oder 
0*8  Zollpfund),  bekämen ,  während  bei  der  hier  vorgeschlagenen  Opera- 
tion noch  das  Zwischenglied  der  Emission  von  unter  Pari  stehendem 
uneinlöslichem  Papiergelde  eingeschoben  worden  wäre  und  der  Vorgang 
sich  nunmehr  in  der  Art  gestalten  würde,  dass  die  Besitzer  von  Silber« 
geld  zuerst  eine,  auf  denselben  Betrag  lautende,  thatsächlich  aber  we- 
niger Werth  besitzende  Menge  von  Papiergeld  und  dann  erst  eine, 
im  Nominalwerthe  dem  kursirenden  Papier-  und  dem  durch  dieses  ver- 
drängten Silbergeide,  im  wahren  Werthe  aber  nur  dem  ersteren  gleiche 
Silbermünze  bekämen.    Beiden  Geldsorten  könnten  diese  im  wahren 
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Werthe  natürlich  nicht  gleichen,  da  sie  ja  verschiedene  wahre  Werthe 
haben. 

Der  Vergleich  mit  den  Münzverschlechterungen  der  früheren  Jahr- 
hunderte könnte  aber  am  wenigsten  von  der  Durchführung  der  Valuta- 
regulirung  in  der  hier  angegebenen  Weise  abschrecken.  Denn  aus  der 
obigen  Darstellung  erhellt,  dass  dasjenige,  was  bei  der  Münzverschlech- 
terung das  eigentlich  Tadelnswerthe  ist,  die  Nöthigung  aller  Besitzer 
von  gutem  Gelde  ein  anderes  schlechteres  in  der  Art  anzunehmen, 
dass  sie  dabei  nominell  Nichts,  wohl  aber  faktisch  verlieren,  also  ge- 
wissermaassen  beraubt  werden,  ja  schon  zur  Zeit  der  Emission  des 
uneinlöslichen  Papiergeldes  geschehen,  und  daher  schon  diese  selbst, 
und  nicht  erst  die  Einlösung  des  einmal  entwertheten  Papiergeldes 
zu  seinem  wahren  Metallwerthe  eine  Münzverschlechterung  sei.  Durch 
diese  Maassregel  wird  also  auch  nach  dieser  Seite  hin  vom  Staate 
nichts  Anderes  gethan,  als  der  einmal  begangene  Fehler  eingestanden, 
nur  bekannt,  dass  er,  wenn  auch  nach  einem  etwas  geänderten  Mo- 
dus, so  doch  in  derselben  Form  Bankerott  gemacht  habe,  in  wel- 
cher uns  dieser  bei  den  Münzverschlechterungen  des  Mittelalters  ent- 
gegentritt. 

So  wenig  stichhaltig,  wie  der  Einwand,  dass  der  Staat  durch 
dieses  Vorgehen  bei  der  Valutaregulirung  Bankerott  mache,  ist  aber 
auch  der  andere,  dass  der  Staat  verpflichtet  sei,  das  Unrecht,  welches 
er  seiner  Zeit  durch  die  Entwerthung  des  neuen,  von  ihm  an  die 
Stelle  des  alten  Geldes  gesetzten  begangen  habe,  wieder  gut  zu  ma- 
chen, seinen  Angehörigen  dasjenige,  was  er  ihnen  in  der  Zeit  der 
Noth  widerrechtlich  genommen  habe,  wieder  zurückzugeben.  Kann 
denn  der  Staat  dies  überhaupt  thun?  Woher  soll  er  denn  die  dazu 
erforderlichen  Mittel  nehmen?  Was  ist  denn  das  Staatsvermögen  und 
woher  kommen  die  Staatseinnahmen?  Ist  das  Erstere  etwas  Anderes, 
als  ein  Theil  des  Vermögens  der  Staatsangehörigen  als  einer  Gesammt- 
heit?  Und  kommen  die  Staatseinnahmen  nicht  fast  ausschliesslich  aus 
der  Tasche  der  Staatsbürger?  Jede  Vermehrung  des  Staatsvermögens 
und  der  Staatseinnahmen  kann  für  gewöhnlich  nur  erreicht  werden 
durch  Entnahme  eines  entsprechenden  Betrages  aus  dem  Vermögen 
und  den  Einnahmen  der  Staatsbürger.  Wollte  der  Staat  also  wirk- 
lich seinen  Angehörigen  dasjenige,  was  er  ihnen  in  der  Zeit  der  Noth 
genommen,  wieder  zurückgeben,  so  müsste  er  die  Mittel  dazu  eben 
aus  dem  Vermögen  dieser  selben  Angehörigen  nehmen,  er  müsste 
ihnen  eine  Steuererhöhung  auferlegen  oder  andere  ähnliche  Maassregeln 
ergreifen,  d.  h.  er  müsste  ihnen  mit  der  einen  Hand  nehmen,  was  er 

XX  vm.  18 


254  ^^'  Wilhelm  Lesigang, 

ihnen  mit  der  anderen  geben  will  Wenn  er  in  der  Lage  ist,  sich 
Milliarden  an  Ericgskostenentschädigung  zahlen  zu  lassen,  dann  hat 
er  allerdings  ein  eigenes,  von  dem  seiner  Angehörigen  abgesondertes 
Vermögen,  und  dann  kann  und  soll  er  ihnen  auch  dasjenige,  was  er 
ihnen,  vielleicht  gerade  um  denselben  Krieg,  dessen  Kosten  durch  diese 
Entschädigung  hereingebracht  werden  sollen,  zu  führen,  abgenommen  hat, 
zurückgeben,  sonst  aber  nicht.  Sonst  müsste  der  Staat,  wenn  ersieh 
dieser  Entschädigungstheorie  anschliessen  wollte,  seinen  Angehörigen 
zum  Zwecke  der  Wiederherstellung  der  Valuta  genau  so  viel  w^neh- 
men,  als  er  ihnen  durch  die  im  vollen  Nominalwerthe  zu  bewirkende 
Einlösung  der  Noten  in  Edelmetall  zu  geben  beabsichtigt  und  dies 
zu  empfehlen ,  bezeichnet  ungefähr  dieselbe  Stufe  wirthschaftlicher  Ein- 
sicht, wie  jene  früher  häufig  geäusserte  Anschauung,  dass  ein  grosser 
Heeresaufwand  oder  Verschwendung  am  Hofe  nicht  schädlich  sei,  wenn 
nur  die  dazu  nöthigen  Dinge  alle  im  Inlande  angeschafft  würden,  „weil 
ja  in  diesem  Falle  das  Geld  doch  im  Lande  bliebe/' 

Abgesehen  von  dieser  faktischen  Unmöglichkeit  für  den  Staat, 
die  besprochene  Entschädigung  an  seine  Angehörigen  zu  leisten,  ist 
es  aber  auch  wirklich  mehr,  als  fraglich,  ob  der  Staat,  welcher  sei- 
nen Unterthanen  in  der  Zeit  der  Noth  ein  entwerthetes  Papiergeld 
an  Stelle  des  Metallgeldes  aufnöthigte,  damit  wirklich  ein  Unrecht  be- 
gangen habe.  Ist  es  denn  nicht  allgemein  anerkannt,  dass  der  Staat, 
wenn  seine  Existenz  gefährdet  ist,  das  Recht  habe,  von  seinen  Ange- 
hörigen die  schwersten  Opfer  an  Gut  und  Blut  zu  fordern?  Dass  ^ 
verlangen  und  nöthigenftdls  auch  erzwingen  dürfe,  dass  jeder  sdner 
Angehörigen  mit  seiner  ganzen  Person  und  auch  —  und  hierauf  muss 
an  dieser  Stelle  ein  besonderes  Gewicht  gelegt  werden  —  mit  seinem 
ganzen  Vermögen  für  die  Erhaltung  des  Staates  einstehe?  Es  ist 
freilich  eine  alte  und  häufig  gemachte  Erfahrung,  dass  viele  Leute 
dem  Staate  lieber  ihre  Söhne  zur  Kriegführung  überlassen,  als  ihr 
Vermögen  —  ruft  doch  die  Pferde -Konskription  oft  mehr  Klagen  her- 
vor, als  die  Assentirung  der  jungen  Leute  — ,  aber  daraus  wird  wohl 
Niemand  zu  folgern  wagen,  dass  der  Staat  nicht  ebensogut,  wie  das 
Recht,  die  Männer  zur  Kriegsdienstleistung  heranzuziehen,  auch  das- 
jenige habe,  von  dem  Vermögen  seiner  Angehörigen  den  zur  Rettung 
seiner  Existenz  ihm  nothwendigen  Theil  sich  anzueignen  und  es  hat 
wohl  auch  noch  Niemand,  der  sein  Vaterland  liebt,  diesen  ScUuasaos 
jener  Erfahrung  gezogen.  Fraglich  kann  nur  sein,  in  welcher  Form 
diese  ausserordentlichen  Leistungen  der  Staatsangehörigen  zur  Erhal- 
tung des  Staates  zu  erfüllen  seien. 
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Die  erste  Antwort  auf  diese  Frage  ist  eine  sehr  einfache:  „In 
deijenigen ,  welche  die  Staatsangehörigen  am  wenigsten  drückt''  Hier- 
aus resultirt  aber  die  weitere  Frage:  welche  diese  Form  sei?  Darüber 
können  die  Meinungen  nun  freilich  getheilt  sein.  Wer  soll  denn  aber 
darüber,  welche  von  den  etwa  laut  werdenden  verschiedenen  Anschauun- 
gen den  Vorzug  verdiene,  entscheiden,  wenn  nicht  die  Staatsgewalt? 
Den  einzelnen  Staatsangehörigen  kann  diese  Entscheidung  doch  un- 
möglich überlassen  werden.  Wollte  man  dies,  so  würde  daraus  ein 
Chaos  entstehen,  in  welches  keine  menschliche  Gewalt  Ordnung  hin- 
einbringen könnte.  Doch  daran  wird  auch  gewiss  kein  vernünftiger 
Mensch  denken.  Daher  muss  die  Staatsgewalt  in  solchen  Fällen,  wie 
das  Recht,  von  den  Staatsbürgern  die  grössten  persönlichen  und  ma- 
teriellen Opfer  zu  fordern,  so  auch  daegenige  haben,  zu  bestimmen, 
in  welcher  Form  diese  Opfer  zu  bringen  seien.  Dagegen  hat  sie  eben 
so  gewiss  auch  die  Pflicht,  darauf  zu  achten,  dass  die  gewählte  Form 
auch  wirklich  diejenige  sei,  welche  den  Staatsangehörigen  die  gefor- 
derten Opfer  am  leichtesten  macht.  Die  Möglichkeit  ist  allerdings 
vorhanden,  dass  die  Staatsgewalt  dabei  eine  unrichtige  Wahl  trifft. 
Da  aber  eine  höhere  Instanz  nicht  existirt  und  auch  naturgemäss  nicht 
existiren  kann,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  die  Entscheidung,  welche 
diese  trifft,  als  inappellabel  und  auch  für  die  Zukunft  bindend  anzu- 
erkennen. Insbesondere  gilt  dies  von  solchen  Staaten,  in  welchen  das 
Volk  einen  Antheil  an  der  Regierung  hat  Aber  auch  für  absolutisti- 
sche Staaten  gilt  diese  Anschauung.  Es  kann  ja  keinem  Volke  eine 
Staatsform  aufgezwungen  werden  —  ausgenommen  natürlich  den  Fall 
einer  Unterwerfung  von  aussen  her  — ,  die  es  ernstlich  nicht  will,  und 
daher  liegt  in  der  Duldung  der  absolutistischen  Staatsform  durch  ein 
Volk  zugleich  die  Erklärung  desselben,  sich  der  absoluten  Staatsge- 
walt eben  so  fügen  zu  wollen,  wie  dies  ein  anderes  Volk  der  konsti- 
tutionellen gegenüber  thut,  wenn  auch  viele  Angehörige  dieses  Volkes 
damit  nicht  einverstanden  sind.  Man  darf  nie  eine  Partei  —  und 
mag  sie  noch  so  laut  schreien  —  für  das  Volk  ansehen,  wohl  aber 
gilt  vollständig  der  Satz,  dass  jedes  Volk  die  Regierung  habe,  die  es 
verdient.  Hat  aber  die  Staatsgewalt  das  Recht,  von  den  Staatsbürgern 
Opfer  zur  Erhaltung  des  Staates  zu  verlangen  und  die  Form  zu  be- 
stimmen, in  welcher  dies  zu  geschehen  habe,  dann  kann  doch  gewiss 
nicht  behauptet  werden,  dass  der  Staat  ein  Unrecht  begangen  habe, 
wenn  er  in  einem  Augenblicke  der  Noth,  jedes  weiteren  Hilfsmittels 
bar,  zu  dem  verzweifelten  Mittel  greift,  seinem  Volke  das  Gteld  aus 
edlem  Metalle  zu  entziehen  und  ihm  ein  anderes,  aus  werthlosem  Stoffe 
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verfertigtes,  aufzuzwingen.  Wenn  aber  hierin  kein  Unrecht  liegt,  so 
kann  auch  von  einer  Pflicht  des  Staates,  dasselbe  auf  irgend  eine 
Weise  wieder  gut  zu  machen,  keine  Rede  sein. 

Es  würde  gewiss  Niemandem  einfallen,  dem  Staate  eine  solche 
Entschädigungspflicht  aufdisputiren  zu  wollen,  wenn  er  im  NothÜEÜle 
eine  ausserordentliche  Kriegssteuer  ausschreiben  würde,  wenn  diese 
auch  nicht  nach  dem  Einkommen,  sondern  nach  dem  Vermögen  der 
Staatsbürger  bemessen  wäre.  Nun  wurde  aber  schon  oben  hervorge- 
hoben, dass  die  Ueberschwemmung  des  Staates  mit  uneinlöslichem  Pa- 
piergelde im  Grunde  genommen  nichts  ist,  als  eine  besondere  Form 
einer  solchen  Steuer  und  darum  kann  auch  in  ihr  kein  Grund  liegen, 
welcher  dem  Staate  eine  Pflicht  der  Entschädigung  seiner  Unterthanen 
auferlegen  würde.  Warum  sollte  denn  bei  dieser  Steuerform  eine  Aus- 
nahme von  der  sonst  giltigen  Begel  gemacht  werden? 

Zu  Air  dem  kommt  dann  aber  noch,  dass  durch  eine  Volleinlösung 
der  Noten  zu  ihrem  nominellen  Edelmetallwerthe  diejenigen,  welche 
seinerzeit  durch  die  Einführung  derselben  an  Stelle  des  Silbers  ver- 
loren haben,  selbst  gar  nicht  entschädigt  werden.  Namentlich  in  Oester- 
reich ,  wo  nunmehr  schon  nahezu  dreissig  Jahre  ununterbrochen  Papier- 
währung herrscht,  sind  die  gegenwärtigen  Besitzer  von  Papiergelde 
längst  nicht  mehr  diejenigen,  die  einst  Edelmetallgeld  besessen  haben 
und  auch  nicht  ihre  Rechtsnachfolger.  Im  Laufe  dieser  langen  Zeit  haben 
sich  so  viele  Besitzänderungen  ergeben,  dass,  wenn  nun  plötzlich  das 
Papiergeld  zum  vollen  Nominalwerthe  in  Edelmetall  eingelöst  würde, 
sehr  Viele  etwas  gewinnen  würden,  die  früher  Nichts  verloren  haben, 
oder  doch  viel  weniger,  als  ihnen  dieser  Tausch  einbringen  ?rürde  — 
und  umgekehrt. 

Nun  könnte  aber  noch  erwidert  werden,  dass  durch  die  Ver- 
drängung des  Edelmetalls  durch  nicht  vollwerthiges ,  uneinlösliches 
Papiergeld  nicht  nur  im  Momente  der  ersten  Durchführung  dieser  Maass- 
regel ein  Opfer  auferlegt  worden  sei,  sondern  dass  dies  Opfer  wegen 
der  nachtheiligen  Folgen,  die  der  Fortbestand  der  Papiergeldwirth- 
schaft  mit  sich  bringt,  auch  noch  nach  Beendigung  der  Gefahr  fort- 
dauere und  dies  seinen  Angehörigen  anzuthun,  habe  der  Staat  kein 
Recht  und  müsse  sie  daher  dafür  entschädigen.  Das  Thatsächlicbe 
an  diesem  Einwände  ist  allerdings  richtig,  nicht  aber  die  daraus  ge- 
zogene Folgerung.  Denn  auch  diesem  Faktum  gegenüber  gilt  die  obige 
Argumentation.  Dieser  nachträgliche  Schaden,  welcher  durch  das 
Fortbestehen  des  Papiergeldes  der  Bevölkerung  zugefügt  wird,  ist 
nichts  weiter,  als  die  unvermeidliche  Folge  der  Opfer,  welche  die  Be- 
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YölkeruDg  im  Momente  der  Noth  bringen  musste,  resp.  der  Form,  in 
welcher  dies  geschah.  Er  ist  gewissermaassen  ebenso  aufzufassen,  wie 
die  Zinsen  eines  Anlehens,  welches  von  der  Staatsgewalt  in  der  Zeit 
der  Noth  aufgenommen  werden  musste.  Dass  er  viel  härter  trifft,  als 
solche,  dass  die  Unmöglichkeit,  seine  Grösse  in  jedem  einzelnen  Zeit- 
punkte vorauszusehen,  fQr  die  Volkswirthschaft  eine  permanente  Be- 
drohung bildet,  ändert  am  Wesen  der  Sache  nichts;  dies  ist  nur  ein 
quantitativer,  aber  durchaus  kein  qualitativer  Unterschied. 

Man  mag  die  Sache  also  ansehen,  von  welchem  Standpunkte  man 
will,  so  kann  doch  niemals  behauptet  werden,  dass  der  Staat  durch 
die,  zu  seiner  Rettung  aus  einer  verzweifelten  Lage  unternommene 
Einführung  von  uneinlöslichem  Papiergelde  seinen  Angehörigen  ein  Un- 
recht zugefügt  habe,  für  welches  er  sie  vollständig  entschädigen  müsse. 
Aber  selbst  wenn  dies  der  Fall  wäre,  so  wäre  er  doch  noch  immer 
nicht  verpflichtet,  die  Noten  bei  der  Valutaregulirung  im  vollen  No- 
minal werthe  in  Metall  einzulösen.  Es  wurde  oben  erwähnt,  dass  die 
ausserordentliche  Abgabe,  welche  in  der  Neueinführung  von  uneinlös- 
lichem Papiergelde  an  Stelle  des  Edelmetalls  und  in  der  Vermehrung 
des  schon  bestehenden  Papiergeldes  liegt,  in  ihrem  Betrage  gleich  ist 
dem  Werthe  des  durch  diese  Maassregel  verdrängten  MetallgeldeB, 
resp.  denjenigen ,  der  durch  sie  dem  alten  Papiergelde  entzogen  wurde, 
und  dass  dieser  Betrag  nicht  grösser  sein  kann,  als  der  Werth,  den 
das  gesammte  Papiergeld  nach  Ueberwindung  der  ersten  Erschütte- 
rungen schliesslich  erlangt,  d.  h.  dass  er  identisch  ist  mit  dem  durch- 
schnittlichen Werthe,  den  dieses  in  der  letzten  Zeit  vor  einer  Valuta- 
regulirung gehabt  Nach  diesem  ist  daher  die  Einlösung  des  Papier- 
geldes in  Edelmetall  selbst  dann,  wenn  man  wirklich  annimmt,  dass 
der  Staat  seiner  Zeit  durch  Einführung  des  ersteren  an  Stelle  des 
letzteren  seinen  Angehörigen  einen  Schaden  zugefügt  habe,  zu  voll- 
ziehen. Freilich  gilt  dies  nur  so  weit,  als  der  unmittelbare  Schade 
in  Betracht  kommt,  und  an  einen  anderen  denken  auch  diejenigen 
nicht,  welche  diese  Entschädigungspflicht  geltend  machen.  Der  mittel- 
bare Schade  ist  ein  weit  grösserer  und  dieser  wäre  auch  durch  die 
Volleinlösung  der  Noten  in  Edelmetall  nicht  gedeckt  Er  ist  über- 
haupt gar  nicht  zu  bemessen ,  jedenfalls  aber  so  gross,  dass  die  Staats- 
ausgaben, wenn  man  ihn  wirklich  ersetzen  wollte,  eine  solche  Höhe 
erreichen  würden,  dass  die  Staatsbürger  über  diese  Art,  ihnen  eine 
Wohlthat  zu  erweisen,  gewiss  sehr  wenig  erbaut  sein  würden.  Diese 
Art  der  Entschädigung  wird  aber  durch  die  Volleinlösung  des  Papier- 
geldes gar  nicht  berührt,  obwohl  sie  die  allein  richtige  wäre. 
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Wenn  aber  auch  keine  Rede  davon  sein  kann,  dass  der  Staat  bei 
der  Valutaregulirung  seine  Unterthanen  zu  entschädigen  habe,  so  kann 
dies  doch  nicht  auch  in  gleicher  Weise  mit  Bezug  auf  die  im  Aus- 
lande lebenden  Ausländer,  die  seiner  Zeit  durch  die  Einführung  der 
Papiergeldwirthschaft  in's  Mitleid  gezogen  wurden,  behauptet  werden. 
(Ich  sage  ausdrücklich:  „im  Auslande  lebende  Ausländer"',  denn  die 
im  Inlande  lebenden  sind  ebenfalls  verpflichtet,  zur  Erhaltung  des 
Staates,  in  dem  sie  leben,  dessen  Schutz  sie  geniessen,  beizutragen, 
wenn  auch  nicht  mit  ihrer  Person,  so  doch  mit  ihrem  Vermögen.) 
Diesen  ist  dadurch  allerdings  entschieden  ein  Unrecht  zugefügt  wor- 
den. Es  sind  dies  insbes(«dere  die  Inhaber  von  Staatsschuldverschra- 
bungen  im  Auslande,  deren  Zinsei^enuss  durch  die  Ersetzung  des 
Silbers  durch  ein  nicht  vollwerthiges  Papiergeld,  resp.  die  Entwerthung 
des  letzteren  geschmälert  wird.  Mit  Bezug  auf  Oesterreich  hat  dieser 
Einwurf  allerdings  wenig  zu  bedeuten,  weil  seit  dem  Jahre  1848  die- 
jenigen Staatsschuldverschreibungen,  die  man  im  Auslände  placiren 
wollte,  stets  auf  Verzinsung  in  klingender  Münze  lautend  ausgegeben 
und  auch  wirklich  stets  in  Silber  verzinst  wurden.  Andere  Staats- 
obligationen befanden  sich  seither  aber  wohl  stets  nur  in  geringer 
Menge  in  den  Händen  von  Ausländem.  Vor  dem  Jahre  1848  wurde 
dieser  Unterschied  allerdings  nicht  gemacht  und  von  der  Sistirung 
der  Baarzahlungen  in  diesem  Jahre  wurden  auch  die  ausländischea 
Gläubiger  Oesten'eichs  mitgetroffen.  Djjese  hätten  nun  allerdings  einen 
Anspruch  auf  Entschädigung.  Aber  auch  diesen  gegenüber  scheitert 
die  Realisirung  dieses  Anspruches  an  der  faktischen  Unmöglichkeit, 
diejenigen,  welche  einstens  auf  diese  Art  beschädigt  wurden,  ausfindig 
zu  machen >  eine  Unmöglichkeit^  die  noch  vollständiger  dadurch  wird, 
dass  durch  die  Eoovertirung  der  Staatsschuld,  die  im  Jahre  1868  vor- 
genommen wurde,  die  verschiedenen  Sorten  von  Staatsschuldverschrei- 
bungen, die  früher  existirten,  verschwunden  und  in  der  einheitlichen 
Staatsschuld  —  nur  getheilt  nach  den  zwei  Eategorieen  von  Notenrente 
und  Silberrente  —  aufgegangen  sind.  Können  aber  die  Beschädigten 
nicht  ausfindig  gemacht  werdßn,  so  ist  die  Entschädigung  selbst  un- 
möglich und  daher  kann  auch  von  einer  Verpflichtung  des  Staates  zu 
derselben  keine  Rede  sein.  Ueberdies  würde  die  gegentwästige  Einlö- 
sung des  uneinlöslichen  Papiergeldes  durch  Edelmetall  in  vollem  No- 
minalwerthe  diesea  Leuten  gaor  nichts  nützen.,  da  sie  ja  bei  dem  Um- 
stände ,  als  jenes  Geld  auf  seine  Heimath  beschränkt  bleibt,  gar  kein 
sokhas  in  Händen  hal>en.  Wenn  aber  eine  Entschädigmig:  dieser  Staats- 
gläubiger stattfinden^  sollte,,  so  wäare  ihi;  Betrag >  selbst  wenn  dieselben 
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österreichisches  Papiergeld  besässen,  doch  nicht  durch  die  Summe 
lesselben,  die  sie  zufällig  in  Händen  haben,  bezeichnet,  sondern  auch 
lier  müsste,  wie  dies  schon  oben  mit  Rücksicht  auf  die  Staatsange- 
lörigen  gesagt  wurde,  ein  ganz  anderer  Maassstab  eintreten.  Es 
Düsste  genau  untersucht  werden,  wie  viel  jeder  Einzelne  dadurch, 
lass  er  so  und  so  oft  statt  einer  bestimmten  Summe  in  Edelmetall 
ine  gleiche  in  Papiergeld  erhalten  hat  und  dadurch,  dass  auch  der 
Capitalwerth  der  Obligationen  durch  die  Zinsenzahlung  in  Papier  ver- 
aindert  wurde,  verloren  hat,  und  der  Staat  müsste  Allen,  die  einen 
eichen  Verlust  nachweisen,  eine  entsprechende  Geldsumme  geben. 
)ie  Einlösung  des  Papiergeldes  durch  Edelmetall  hat  aber  mit  der 
r.ntschädigung  der  Ausländer  so  wenig  etwas  zu  schaffen,  wie  mit  der 
ler  Inländer.  Wenn  aber  dies  der  Fall  ist,  dann  ist  auch  gar  kein 
frund  für  den  Staat  vorhanden,  das  Papiergeld  nach  seinem  vollen 
fominalwerthe  in  Edelmetall  einzulösen,  denn  dann  ist  es  keinem 
Zweifel  mehr  unterworfen,  dass  eine  solche  Maassregel  des  Staates 
las  wäre,  als  was  sie  oben  bezeichnet  wurde:  ein  Geschenk  an  die 
;egenwärtigen  Besitzer  von  Papiergeld. 

Die  ganze  Angelegenheit  darf  eben  nicht  unter  dem  Gesichts- 
punkte der  Rückzahlung  einer  Schuld,  sondern  muss  als  eine  Verwal- 
ungsmaassregel  und  lediglich  als  eine  solche  betrachtet  werden,  als 
ine  Yerwaltungsmaassr^el,  die  dahin  gerichtet  ist,  den  Verkehr  von 
lem  schädlichen  und  gefährlichen  Papiergelde  zu  befreien  und  ihm 
$in  besseres  Cirkulationsmittel  zu  verschaffen.  Die  Noten  sind  eben 
licht  auf  den  Inhaber  lautende  Schuldtitel,  sondern  Geld,  wirkliches, 
trenn  auch  schlechtes  und  unzweckmässiges  Geld.  Wären  sie  das 
rstere,  dann  allerdings  müsste  der  Staat  sie  zum  vollen  Nominal- 
rerthe  mit  Edelmetall  einlösen.  Aber  man  frage  nur  irgend  Jemand, 
ler  in  einem  Papiergeldlande  lebt,  ob  er  jemals  im  Sinne  gehabt  hat, 
lei  der  Bezahlung  einer  Sache  mit  Papiergeld  diesem  eine  Forderung 
in  den  Staat  zu  übertragen  ?  Doch  gewiss  niemals.  Schon  die  ersten 
Itaatsgläubiger,  die  das  Papiergeld  aus  den  Staatskassen  erhielten 
ind  dann  weiter  in's  Publikum  brachten,  hatten  sicher  nicht  im  Sinne, 
iabei  denjenigen,  denen  sie  solches  gaben,  eine  Obligation  auf  den 
nhaber  zu  übertragen,  sondern  nur  ihnen  Geld  zu  geben,  und  diese 
neder  nahmen  die  Noten  als  Geld.  Noch  weniger  aber  wäre  es  nachzu- 
ireisen,  dass  jene  ersten  Staatsgläubiger  die  Absicht  hatten,  ihre 
krhadenersatzforderung  an  den  Staat  an  diejenigen,  denen  sie  das  Pa- 
liergeld  weiter  gaben,  zu  übertragen  —  vorausgesetzt,  dass  sie  wirklich 
inen  Schaden  erlitten  haben.    Die  Bestimmung,  dass  die  Schulden, 
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iterreichisches  Papiergeld  besässen,  doch  nicht  durch  die  Summe 
»selben,  die  sie  zufäUig  in  Händen  haben,  bezeichnet,  sondern  auch 
er  müsste,  wie  dies  schon  oben  mit  Rücksicht  auf  diie  Staatsange- 
Irigcn  gesagt  wurde,  ein  ganz  anderer  Maassstab  eintreten.  Es 
Qsste  genau  untersucht  werden,  wie  viel  jeder  Einzelne  dadurch, 
kss  er  so  und  so  oft  statt  einer  bestimmten  Summe  in  Edelmetall 
ne  gleiche  in  Papiergeld  erhalten  hat  und  dadurch,  dass  auch  der 
ipitalwerth  der  Obligationen  durch  die  Zinsenzahlung  in  Papier  ver- 
indert  wurde,  verloren  hat,  und  der  Staat  müsste  Allen,  die  einen 
lohen  Verlust  nachweisen,  eine  entsprechende  Geldsumme  geben, 
e  Einlösung  des  Papiergeldes  durch  Edelmetall  hat  aber  mit  der 
itschädigung  der  Ausländer  so  wenig  etwas  zu  schaffen,  wie  mit  der 
r  Inländer.  Wenn  aber  dies  der  Fall  ist,  dann  ist  auch  gar  kein 
und  für  den  Staat  vorhanden,  das  Papiergeld  nach  seinem  vollen 
)muialwerthe  in  Edelmetall  einzulösen,  denn  dann  ist  es  keinem 
veifel  mehr  unterworfen,  dass  eine  solche  Maassregel  des  Staates 
IS  wäre,  als  was  sie  oben  bezeichnet  wurde:  ein  Geschenk  an  die 
igenwärtigen  Besitzer  von  Papiergeld. 

Die  ganze  Angelegenheit  darf  eben  nicht  unter  dem  Gesichts- 
inkte  der  Rückzahlung  einer  Schuld,  sondern  muss  als  eine  Verwal- 
flgsmaassregel  und  lediglich  als  eine  solche  betrachtet  werden,  als 
De  Verwaltungsmaassr^el,  die  dahin  gerichtet  ist,  den  Verkehr  von 
m  schädlichen  und  gefährlichen  Papiergelde  zu  befreien  und  ihm 
D  besseres  Cirkulationsmittel  zu  verschaffen.  Die  Noten  sind  eben 
cht  auf  den  Inhaber  lautende  Schuldtitel,  sondern  Geld,  wirkliches, 
inn  auch  schlechtes  und  unzweckmässiges  Geld.  Wären  sie  das 
rtere,  dann  allerdings  müsste  der  Staat  sie  zum  vollen  Nominal- 
rthe  mit  Edelmetall  einlösen.  Aber  man  frage  nur  irgend  Jemand, 
r  in  einem  Papiergeldlande  lebt,  ob  er  jemals  im  Sinne  gehabt  hat, 
i  der  Bezahlung  einer  Sache  mit  Papiergeld  diesem  eine  Forderung 
den  Staat  zu  übertragen?  Doch  gewiss  niemals.  Schon  die  ersten 
iatsgläubiger,  die  das  Papiergeld  aus  den  Staatskassen  erhielten 
d  dann  weiter  in's  Publikum  brachten ,  hatten  sicher  nicht  im  Sinne, 
bei  denjenigen,  denen  sie  solches  gaben,  eine  Obligation  auf  den 
haber  zu  übertragen,  sondern  nur  ihnen  Geld  zu  geben,  und  diese 
eder  nahmen  die  Noten  als  Geld.  Noch  weniger  aber  wäre  es  nachzu- 
lisen,  dass  jene  ersten  Staatsgläubiger  die  Absicht  hatten,  ihre 
hadenersatzforderung  an  den  Staat  an  diejenigen,  denen  sie  das  Pa- 
irgeld  weiter  gaben,  zu  übertragen  —  vorausgesetzt,  dass  sie  wirklich 
ten  Schaden  erlitten  haben.    Die  Bestimmung,  dass  die  Schulden, 
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die  aus  der  Zeit  vor  der  Papiergeldentwerthung  stammten,  in  solchem 
nach  dem  Nominalwerthe  bezahlt  werden  dürften,  gab  ihnen  ja  eine 
Möglichkeit  sich  für  ihren  Schaden  wieder  zu  r^ressiren.  Beschädigt 
blieben  im  Inlande  schliesslich  nur  diejenigen,  die  dies  nicht  mehr 
konnten.  Wie  will  man  diese  aber  ausfindig  machen?  Und  dann: 
die  Gesammtsumme  dieses  unmittelbaren  Schadens  ist  bei  der  ersten 
Notenemission  dem  Werthe  des  verdrängten  Metallgeldes  gleich,  bei 
jeder  weiteren  demjenigen ,  der  durch  die  neuen  Noten  den  alten  ent- 
zogen wurde.  Spricht  man  aber  schon  von  einem  Schadenersatze,  so 
müssten  auch  Zinsen  und  Zinseszinsen  zu  diesem  Kapitale  zugeschla- 
gen werden.  Man  überlege  einmal,  wie  gross  die  Summe  wäre,  die 
Oesterreich  auf  diese  Art  zu  zahlen  hätte.  Sie  dürfte  eine  Milliarde 
Gulden  ziemlich  erreichen,  wenn  nicht  übei*schreiten.  Wenn  dagegen 
der  österreichische  Staat  allen  Inhabern  von  Papiergeld  denselben  No- 
minalbetrag, welchen  dieses  darsteUt,  in  Silber  zahlen  wollte,  so  würde 
die  Summe,  welche  dieselben  auf  diese  Art  erhielten,  bei  einem  Agio 
von  5  ^Iq  —  da  die  Gesammtmenge  des  cirkulirenden  Papiergeldes  rund 
640  Millionen  Gulden  beträgt  —  32  MilL  Gulden,  bei  einem  solchen 
von  20  ^Iq  aber  noch  immer  nur  128  MilL  Gulden  betragen.  Diese 
Verschiedenheit  der  Beträge,  von  denen  der  letztgenannte  obendrein 
kein  fixer  ist,  während  der  Schaden,  den  die  Staatsgläubiger  seiner 
Zeit  erlitten  haben,  doch  eine  bestimmte  Summe  repräsentiren  moss, 
ist  ein  Beweis  mehr,  dass  die  Einlösung  des  Papiergeldes  in  Edehne- 
tall  nach  seinem  vollen  Nominalwerthe  und  der  Ersatz  des  Schadens, 
den  der  Staat  durch  die  Papiergeldemission  seinen  Gläubigem  zuge- 
fügt hat,  ganz  verschiedene  Dinge  sind,  die  mit  einander  gar  nichts 
gemein  haben.  Wenn  aber  das  Papiergeld  nicht  eine  auf  einem  Scha- 
denersatzansprüche beruhende  Schuld  repräsentirt,  was  soll  es  dorn 
für  eine  andere  darstellen?  Es  dürfte  schwer  sein,  einen  anderen 
Schuldtitel  aufzufinden. 

Als  Resultat  dürfen  wir  also  —  so  weit  die  rechtliche  Seite  der 
Frage  in  Betracht  kommt  —  die  Ansicht  aussprechen,  dass  für  die 
Volleinlösung  des  Papiergeldes  in  Edelmetall  durch  den  Staat  kdn 
Grund  vorhanden  ist,  weil  erstens  ein  dahin  gehender  Schuldtitel  ge- 
gen den  Staat  gar  nicht  vorhanden  ist  und  weil  zweitens  die  wiii- 
lich  Beschädigten  durch  diese  Maassregel  gar  nicht  entschädigt  wor- 
den, sondern  dieselbe  anderen,  ganz  unberechtigten  Leuten  zu  Gute 
käme,  und  dass  ferner  faktische  Gi-ünde  —  die  Unmöglichkeit,  die 
einstens  wirklich  Beschädigten  oder  deren  Rechtsnachfolger  au&ufin- 
den  und  die  Grösse  der  zu  einem  solchen  Schadenersatze  erforder- 
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liehen,  geradezu  unerschwinglichen  Summe  —  es  noth wendig  machen, 
dass  der  Staat  sich  den  alten  Grundsatz:  „ad  impossibile  nemo  tenetur'^ 
vor  Augen  halte  und  ihn  berechtigen ,  diese  Entschädigungsfrage  ganz 
ruhen  zu  lassen.  Die  Staatsangehörigen  würden  der  Staatsgewalt,  wenn 
sie  ihnen  auch  nicht  für  jeden  Papiergulden  einen  Silbergulden  gibt, 
noch  immer  für  die  Valutaregulirung ,  durch  die  sie  an  die  Stelle  eines 
schlechten  Cirkulationsmittels  ein  besseres  bekämen ,  sehr  dankbar  sein, 
weil  sie  noch  immer  finden  würden,  dass  sie  dadurch  gewännen. 

Aber  noch  mehr.  Der  Staat  ist  nicht  nur  nicht  verpflichtet,  im 
Falle  der  Valutaregulirung  das  Papiergeld  anders,  als  zum  wahren 
Metallwerthe  einzulösen ,  sondern  es  wäre  geradezu  ein  grosser  Fehler, 
wenn  er  es  thäte.  Denn  was  wäre  denn  eine  solche  Maassregel  ande- 
res, als  eine  plötzliche  Vermehrung  der  Umlaufsmittel?  Wenn  der 
Staat  schnurstracks  erklärte,  die  cirkulirenden  640  Mill.  Noten,  die 
aber  —  bei  Voraussetzung  eines  Agio's  von  20  ^Iq  —  thatsächlich  nur 
ca.  533  Mill.  Gulden  in  Silber  werth  sind,  mit  640  MilL  einzulösen,  was 
thäte  er  dann  anderes,  als  plötzlich  dekretiren,  dass  nunmehr  640 
Mill.  Gulden  cirkuliren  sollen?  Dass  es  aber  unmöglich  ist,  dem  Ver- 
kehre eine  grössere  Menge  an  Umlaufsmitteb,  als  er  in  einem  gege- 
benen Augenblicke  gehabt  hat,  aufzuzwingen  —  weil  er  diejenigen, 
die  er  braucht,  immer  hat  — ,  wurde  schon  bei  Besprechung  der  Ur- 
sachen der  Agioschwankungen  hervorgehoben.  Es  wäre  leicht  voraus- 
zusehen ,  was  geschehen  würde.  Durch  die  Uebernahme  der  Verpflich- 
tung von  Seite  des  Staates,  die  vorhandenen  Noten  im  vollen  Nominal- 
werthe  mit  Edelmetall  einzulösen,  würden  dieselben  sogleich  auf  Pari 
gebracht  werden  und  an  Werth  gewinnen;  im  gegebenen  Falle  um  ca. 
107  Mill.  Gulden;  um  so  viel  hätte  nun  aber  der  Staat  an  Umlaufs- 
mitteln zu  viel  und  so  viel  an  solchen  müsste  in's  Ausland  wandern, 
u.  z.  da  Noten  ihre  Heimath  in  grösserer  Menge  nicht  zu  verlassen 
pflegen ,  in  der  Form  von  Metallgeld.  Wenn  nämlich  die  Noten  durch 
die  Einlösung  auf  Pari  gebracht,  das  Agio  also  verschwinden  würde, 
so  würden,  sobald  dieser  Stand  der  Dinge  erreicht  wäre,  sämmtliche 
Umlaufsmittel  im  Staate,  da  sie  nunmehr  eine  grössere  W^erthmenge 
repräsentiren,  als  derselbe  brauchen  kann,  zusammen  an  Werth  zu 
verlieren  anfangen,  d.  h.  es  wäre  nun  in  diesem  Staate  Edelmetall 
gegen  einen  geringeren  Preis  in  Waaren  zu  haben,  als  ausserhalb  des- 
selben auf  dem  Weltmarkte  —  weil  ja  der  Preis  auf  diesem  derjenige 
war,  zu  welchem  sich  dieser  Staat  das  Edelmetall  verschafi't  hat 
Dieser  Umstand  würde  natürlich  sofort  von  Spekulanten  benutzt  wer- 
den ,  u.  z.  so  lange ,  bis  dem  Staate  von  seinem  Besitze  an  Edelmetall, 
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den  er  behufs  der  Einlösung  anhäufen  musste,  derjenige  Betrag,  um 
welchen  sein  Vorrath  an  Baarmitteln  seinen  Bedarf  übersteigt,  entzo- 
gen wäre,  also  im  gesetzten  Falle  107  Mill.  Gulden  in  Silber.  Würde 
nun  die  Staatsverwaltung  sich  hierdurch  belehren  lassen  und  die  durch 
Einlösung  in  ihren  Besitz  gelangten  Noten  nicht  wieder  ausgeben,  so 
wäre  dieser  Prozess  beendigt;  würde  aber  die  Staatsverwaltung  sich 
darauf  steifen,  die  Menge  der  Umlaufsmittel  auch  nominell  unverän- 
dert zu  erhalten,  und  demgemäss  jene  Noten  immer  wieder  ausgeben, 
so  würde  sie  nur  eine  fortwährende  Spekulation  in  Edelmetall  ermög- 
lichen ,  deren  Kosten  sie  zu  tragen  hätte.  Im  erstercn  Falle  hätte  die 
Spekulation  nur  einmal  einen  beträchtlichen  Gewinn  auf  Kosten  des 
Staates  gemacht,  im  letzteren  würde  sie  ihn  immer  wieder  und  so 
lange  von  Neuem  machen,  als  der  Staat  so  thöricht  wäre,  ihr  in  die 
Hände  zu  arbeiten.  Das  ist  ein  Umstand,  den  man  bei  einer  Yaluta- 
regulirung  genau  beachten  muss,  wenn  man  nicht  riskiren  will,  dass 
das  mit  vieler  Mühe  und  grossen  Opfern  herbeigeschaffte  Edelmetall 
immer  wieder  abfiiesst  und  alle  Bemühungen  der  Staatsgewalt  zu  nichte 
gemacht  werden. 

Aber  selbst  wenn  wir  annehmen,  dass  die  Staatsverwaltung  so 
klug  wäre,  die  Verminderung  der  Noten  durchzuführen  und  das  ein- 
malige Rückfliessen  eines  bestimmten  Theiles  des  von  ihr  herbeige- 
schafften Edelmetalls  als  eine  vollendete  Thatsacfae  hinzunehmen  und 
dadurch  den  Abfluss  von  Edelmetall  in  dem  Augenblicke,  in  welchem 
die  Summe  desselben  so  viel  beträgt,  dass  nunmehr  der  Staat  nicht 
mehr  zu  viele  Umlaufsmitiel  besitzt,  aufzuhalten  —  früher  wäre  dies 
bei  Aufrechthaltung  der  Baareinlösung  der  Noten  ganz  unmöglich  und 
da  könnten  die  mit  der  Verwaltung  dieser  Angelegenheit  betrauten 
Personen  machen,  was  sie  wollten  —  so  wäre  damit  die  Sache  noch 
nicht  abgethan.  Mit  diesen  Operationen  der  Regierung  und  der  Valuta- 
spekulation würde  nämlich  Hand  in  Hand  gehen  eine  plötzliche  Er- 
höhung des  faktischen  Werthes  der  Umlaufmittel  bei  gleichgebliebe- 
nem nominellen  Werthe  derselben,  d.  h.  es  würde  dasselbe  geschehen, 
was  bei  einer  plötzlichen  Schwankung  des  Agio's  nach  abwärts  ge- 
schehen würde,  und  daher  würden  auch  alle  die  Folgen  eintreten, 
welche  in  einem  solchen  Falle  einzutreten  pflegen.  Der  Staat  würde 
also  nicht  nur  ein  bedeutendes  und  doch  ganz  zweckloses  Opfer  ge- 
bracht haben ,  sondern  auch  noch  obendrein  die  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse seiner  Angehörigen  einer  jener  Erschütterungen  aussetzen, 
die  durch  die  Valutaregulirung  eben  vermieden  werden  sollen.  Ein 
weiterer  Grund,  welcher  die  Valutaregulirung  mittelst  Volleinlösung 
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des  Papiergeldes  als  verwerflich  erscheiDen  lässt,  wird  weiter  unten 
angeführt  werden. 

Als  erstes  Prinzip  für  die  Valutaregulirung  hat  also  zu  gelten, 
dass  bei  derselben  der  Staat  die  Noten  zu  keinem  höheren  Werthe 
in  Edelmetall  einzulösen  braucht,  als  demjenigen,  den  sie  zur  Zeit 
des  Beginnes  dieser  Unternehmung  wirklich  haben,  dass  es  das  Beste 
ist,  wenn  der  Staat  erklärt:  „Was  geschehen  ist,  ist  nun  einmal  ge- 
schehen, es  ist  —  selbst  wenn  ein  Unrecht  darin  enthalten  gewesen 
sein  sollte  —  nun  nicht  mehr  zu  ändern,  lasset  uns  auf  Grundlage 
des  Bestehenden  Ordnung  machen  und  trachten  wir,  künftighin  diese 
Ordnung  aufrecht  zu  erhalten/^ 

Eine  zweite,  bei  der  Valutaregulirung  in  Betracht  kommende 
Frage,  welche  übrigens  mit  der  soeben  besprochenen  innig  zusammen- 
hängt, ist  die,  ob  der  Zeitpunkt  eines  hohen  oder  eines  niedrigen 
Agio  für  die  Valutaregulirung  besonders  günstig  sei  Sie  wird  ge- 
wöhnlich entschieden  zu  Gunsten  eines  niedrigen  Agio's  bejaht,  mit 
der  Begründung,  dass  in  einem  Augenblicke,  wo  ein  solches  herrscht, 
die  Valutaregulirung,  da  der  Staat  bei  der  Einlösung  der  Noten  für 
das  von  ihm  hergegebene  Silber  einen  grösseren  Werth  in  Papier  zurück- 
erhält, demselben  bedeutend  billiger  zu  stehen  komme  und  weil  die 
Erschütterung,  welche  durch  die  plötzliche  Einsetzung  des  nicht  voll- 
werthigen  Papiergeldes  durch  voUwerthiges  Metallgeld  unvermeidlich 
hervorgerufen  werde,  dann  eine  geringere  sei.  Es  liegt  dieser  Argu- 
mentation eben  die  Voraussetzung  zu  Grunde,  dass  der  Staat  das 
Papiergeld  zum  vollen  Nominalwerthe  in  Silber  einlösen  müsse.  Da 
dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  so  ist  auch  die  Höhe  des  Agio's,  wenn 
man  nur  die  durch  den  Umtausch  des  Papiergeldes  in  Edelmetall  her- 
vorgerufenen Kosten  und  die  im  Gefolge  dieser  Operation  auftretenden 
Erschütterungen  in  Betracht  zieht,  irrelevant.  Von  bedeutenden  Er- 
schütterungen kann  dann,  wenn  das  Papiergeld  zu  seinem  wahren 
Werthe  in  Edelmetall  eingelöst,  also  genau,  oder  wenigstens  nahezu 
geiüau  derselbe  Werth  an  seine  Stelle  gesetzt  wird,  überhaupt  keine 
Rede  sein,  und  was  den  Kostenpunkt  betrifft,  so  ist,  wenn  die  hier 
verfochtene  Anschauung  acceptirt  wird,  die  grössere  Höhe  des  Agio's 
eher  ein  Vortheil  als  ein  Nachtheil  für  den  mit  der  Valutaregulirung 
beschäftigten  Staat  Es  werden  nämlich  bei  hohem  Agio  die  Noten 
mit  weniger  Edelmetall  eingelöst  werden  können,  als  bei  niedrigem, 
und  daher  wird  der  Bedarf  an  Edelmetall  ein  geringerer  sein. 

Trotz  dieser  Einwände  gegen  die  gewöhnliche  Anschauung  ist  es 
aber  dennoch  richtig,  dass  ein  niedriges  Agio  der  Valutaregulirung 
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günstiger  ist,  als  ein  hohes,  aber  aus  anderen,  als  den  in  der  Regd 
angeführten  Gründen.  Dieselben  werden  bei  der  Behandlung  des  Mo- 
dus der  Valutaregulirung,  welcher  jetzt  zur  Untersuchung  gelangen 
soll,  auch  zur  Sprache  kommen. 

Zum  Zwecke  der  Untersuchung,  in  welcher  Weise  bei  einer  Valuta- 
regulirung vorzugehen  sei,  muss  wieder  an  Etwas  erinnert  werden, 
was  schon  bei  der  Besprechung  der  Ursachen  der  Ägioschwankungen 
hervorgehoben  wurde.    Es  wurde  dort  (a.  a.  0.  S.  288  ff.)  auseinander- 
gesetzt, dass  die  nächste  Folge  einer  Papiergeldemission  die  ist,  dass 
das  edle  Metall  in  derselben  Menge,  in  welcher  das  Papiergeld  in  den 
Verkehr  hineingebracht  wird ,  aus  dem  Verkehre  verdrängt  wird  und 
schliesslich  ganz  aus  demselben  verschwindet.    Soll  nun  die  Valuta  her- 
gestellt werden,  so  ist  die  Hauptaufgabe  dabei  die,  wieder  eine  solche 
Menge  Edelmetall  in's  Land  zu  ziehen,  als  der  Verkehr  bedarf.   Dieser 
Zweck  kann  nun  —  darüber  ist  absolut  kein  Zweifel  gestattet  —  nur 
durch  Opfer  erreicht  werden.    Wie  gross  aber  jene  Menge  sein  muss, 
ergibt  sich  aus  einem  Vergleiche  zwischen  dem  nominellen  Werthe  des 
Papiergeldes  und  dem  Agio.    Nehmen  wir  an,  dass  bei  einer  Menge 
des  Papiergeldes,  die  600  Mill.  Gulden  in  Noten  beträgt,  das  Agio  auf 
lO^/o  stehen  würde,  so  würde  dies  beweisen,  dass  Oesterreich  545 
Mill.  Gulden  in  Silber  ansammeln  müsste.     Ungefähr  135  Millionen 
liegen  im  Schatze  der  Nationalbank,  so  müsste  sich  Oesterreich  also 
noch  etwa  400  Mill.  Guld.  verschaffen.    Hierbei  wird  von  der  Voraus- 
setzung ausgegangen ,  dass  nur  jenes  Papiergeld  als  vollkommen  sicher 
anzusehen  ist,  für  welches  die  Deckung  in  Edelmetall  im  vollen  No- 
minalbetrage bereit  liegt,  und  dass  das  anzustrebende  Ziel  ist,  es  da- 
hin, und  nicht  bloss  zur  bankmässigen  Möglichkeit  der  Einlösung  des 
Papiergeldes  zu  bringen,  dass  dieses  nichts  Anderes  sein  sollte,  als 
eine  einfache  Anweisung  auf  eine  wirklich  vorhandene  Menge  edla 
Metalles,  die  der  Bequemlichkeit  halber  anstatt  derselben  drkolirt, 
nicht  aber  von  ihr  unabhängig  existiren  soll.     Dieses  Prinzip  wird 
zwar  Angesichts  der  Erfahrung,    dass   in   ruhigen  Zeiten   eine  vid 
geringere  Menge  Edelmetall,  als  der  Nominalwerth  der  umlaufendes 
Noten  bezeichnet,  genügt,  um  die  Einlösung  derselben  aufrecht-  und 
sie  selbst  auf  Pari  zu  erhalten  (ich  erinnere  die  viel  besprochene  oad 
empfohlene  Drittelsdeckung),  in  der  Begel  nicht  anerkannt,  aber  es 
ist  eine  eben  so  alte  Erfahrung,  dass  in  stürmischen  Zeiten  eine  nidt 
vollständige  Deckung  der  Noten  in  Metall  leicht  gefährlich  werda 
kann.     Und  gerade  für  solche  Zeiten  wird  ja  die  Valutaregulimog 
hauptsächlich   gewünscht  und  ist  sie  hauptsächlich  nothwendig.    b 
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ruhigen  Zeiten  schadet,  wie  schon  oben  erwähnt  wurde,  auch  das  un- 
einlösliche  Papiergeld  nicht  viel  oder  gar  nicht,  jedenfalls  nicht  so 
viel,  als  nothwendig  wäre,  um  die  grossen  Opfer  einer  Yalutaregu- 
lirung  zu  rechtfertigen.  Die  Valutaregulirung  hat  aber  vor  Allem  den 
Zweck,  zu  bewirken,  dass  auch  unruhige  Zeiten  dem  Geldwesen  nichts 
anhaben  können,  dass  dieses  den  festen  Grund  bilden  könne,  welcher, 
selbst  wenn  die  ganze  Volkswirthschaft  eines  Staates  in's  Wanken  ge- 
bracht ist,  noch  immer  unerschüttert  bleibt  und  die  Wiederkehr  ge- 
regelter Verhältnisse  erleichtert.  Dieser  Zweck  aber  wird  durch  die 
blosse  Ermöglichung  der  voUwerthigen  Einlösung  der  Noten  in  Edel- 
metall ohne  vollständige  Deckung  durch  solches  nicht  erreicht.  Die 
Erfahrung  lehrt,  dass  der  Staat  einer  nach  diesem  Prinzip  errichteten 
und  funktionirenden  Zettelbank  im  Pralle  einer  starken  wirthschaft- 
lichen  Krise  inmier  mit  der  Erlaubniss  zur  Suspension  der  Baarzah- 
lungen  und  dem  Zwangskurse  zu  Hilfe  kommen  muss.  Es  ist  dies 
auch  begreiflich.  Wenn  einmal  ein  allgemeines  Misstrauen  entsteht, 
so  will  Jeder,  der  Noten  besitzt,  dieselben  in  Edelmetall  umgewech- 
selt haben,  und  woher  soll  die  Bank  die  Mittel  dazu  nehmen,  wenn 
sie  sie  nicht  in  ihren  Kassen  liegen  hat?  Jede  Note,  die  nicht  durch 
eine  entsprechende  Menge  Edelmetall  gedeckt  ist,  schwebt  in  der  Luft. 
Das  ist  eine  Thatsache,  die  so  unbestreitbar  ist,  dass  es  eigentlich 
fast  unbegreiflich  genannt  werden  muss,  dass  sie  so  wenig  beachtet 
und  immer  und  immer  wieder  behauptet  und  geglaubt  wird,  dass  eine 
blosse  „bankmässige^'  Fundation  des  grössten  Theiles  der  Noten  ge- 
nüge, um  sie  alle  sicher  zu  machen  und  dass  dieser  Glaube  auch  in 
der  Praxis  noch  immerfort  der  herrschende  ist  —  trotz  häufiger  schlim- 
mer Erfahrungen.  Dass  die  herrschende,  künstliche  Manipulation  in 
ruhigen  Zeiten  genügt,  die  Einlösbarkeit  und  damit  den  Parikurs  der 
Noten  aufrecht  zu  erhalten,  beweist  eben  noch  lange  nicht,  dass  sie 
sicher  sind.  Die  vielfach  verkannte  Aufgabe  der  Noten  ist  eben  nicht, 
Edelmetall  zu  ersparen,  sondern  nur  die,  den  Verkehr,  dem  die  Noth- 
wendigkeit  der  Hantirung  mit  grossen  Edelmetallsummen  lästig  wäre, 
dadurch  eine  Erleichtemng  zu  verschaffen,  dass  man  ihm  als  Cirku- 
lationsmittel  Anweisungen  auf  eine  bestimmte ,  nicht  nur  bei  der  Kasse 
der  Bank  zahlbare,  sondern  wirklich  vorhandene  Menge  Edelmetall 
gibt  Es  ist  in  dieser  Beziehung  seit  Law  viel  gesündigt  worden,  und 
es  wäre  dringend  zu  wünschen,  dass  man  endlich  allgemein  zur  Ein- 
sicht und  —  was  noch  wichtiger  ist  —  zur  praktischen  Bethätigung 
der  Wahrheit  gelange,  dass  der  Kredit  keine  Werthe  schafft,  sondern 
nur  den  Dingen  dadurch,  dass  er  die  leichtere  Uebertragung  der  nütz- 
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liehen  Eigenschaften  derselben  an  diejenigen  Orte,  an  denen  man  ihrer 
bedarf,  ermöglicht,  zu  einer  allgemeineren  und  weniger  Unterbrechuu- 
gen  ausgesetzten  Anerkennung  ihres  Werthes  verhilfl.  Die  Ausgabe 
von  Noten,  die  nicht  vollständig  gedeckt  sind  und  auch  nicht  den 
Zwangskurs  haben  (denn  dieser  kann  den  Noten  einen  neuen  Werth 
verschaffen),  ist  aber  ein  Versuch,  Werthe  durch  den  Kredit  allein 
zu  schafifen. 

Will  man  also  das  Geldwesen  Oesterreichs  auf  eine  wirklich  solide 
Basis  stellen ,  so  würde  unter  den  oben  supponirten  Verhältnissen  (die 
übrigens  den  wirklichen  nahe  kommen)  die  Beschafiiing  von  400  MilL 
Gulden  in  Edelmetall  nothwendig  sein.  (Eigentlich  etwas  weniger,  denn 
vermöge  der  Wirkung,  welche  jede  derartige  Operation,  wie  oben  aus- 
einandergesetzt wurde,  auf  den  Weltmarkt  hat,  würde  der  Werth  der 
edlen  Metalle  auf  demselben  durch  ein  solches  Vorgehen  Oesterreichs 
steigen  und  daher  auch  die  Gewichtsmenge  von  Edelmetall,  die  dieser 
Staat  brauchen  würde,  eine  geringere  sein,  als  diejenige,  welche  durch 
den  Ausdruck :  400  Mill.  Gulden  bezeichnet  wird.)  Die  PYage  ist  nun, 
wie  sich  Oesterreich  diese  verschaffen  sollte? 

Hierzu  sind  zwei  Wege  denkbar.  Der  einfachste  wäre,  ein  ent- 
sprechend grosses  Metallanlehen  aufzunehmen.  Wenn  durch  ein  sol- 
ches die  Summe  von  400  Mill.  Gulden  —  entweder  in  Silber  allein 
oder  (und  dies  wäre  zur  Verminderung  der  Erschütterung  auf  dem 
Weltmarkte  vorzuziehen)  in  Gold  und  Silber,  bei  welch'  letzterer  Ope- 
ration jene  Werthmenge ,  die  der  Ausdruck :  400  Mill.  Silbergulden  be- 
zeichnet, als  Basis  anzunehmen  wäre  —  nach  Oesterreich  hineinge- 
schafift  würde,  so  könnte  die  Staatsverwaltung,  sobald  sie  im  Besitxe 
derselben  wäre,  ganz  einfach  erklären,  dass  sie  von  einem  bestimmten 
Tage  an  die  Noten  in  Edelmetall  einlöst,  könnte  allenfalls  einen  Ter- 
min bestimmen,  innerhalb  dessen  die  kleinen  Noten,  die  ja  ganz  ans 
dem  Verkehre  verschwinden  sollten,  zur  Einlösung  präsentirt  werden 
müssten  und  die  Verwaltung  der  im  Verkehre  bleibenden  und  dem- 
selben unentbehrlichen  grossen  Noten  einer  Bank  überlassen.  Selbst- 
verständlich dürfte  man  bei  der  Einlösung  nicht  einen  Silbergulden 
für  einen  Papiergulden  geben,  sondern  es  müsste  der  oben  vertretene 
Gesichtspunkt  festgehalten  und  —  da  wir  ein  Agio  von  10  ^/^  suppo- 
nirt  haben  —  erklärt  werden,  dass  11  Papiergulden  mit  10  Silbergulden 
gleichwerthig  und  einzulösen  seien.  Femer  müsste  dabei  auch  noch 
sorgfältig  darauf  geachtet  werden,  dass  nicht  mehr  Metallgeld  in  den 
Verkehr  käme,  als  Noten  eingezogen  wurden. 

Auf  diese  Weise  könnte  das  ganze  Geschäft  ohne  jede  Erscbütte- 
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ruDg  im  Verlaufe  einer  sehr  kurzen  Zeit,  vielleicht  eines  Jahres,  be- 
endigt werden.  Es  wäre  das  jedenfalls  die  einfachste  und  natürlichste 
Art,  um  zu  dem  gewünschten  Ziele  zu  gelangen.  Dass  dieser  Weg 
nicht  schon  längst  betreten  wurde,  hat  seinen  Grund  lediglich  in  der 
Nothwendigkeit,  ein  so  grosses  Anlehen  aufzunehmen,  vor  welcher  man 
begreiflicherweise  zurückschreckt  Den  ohnedies  schon  so  sehr  belaste- 
ten Steuerträgern  Oesterreichs  eine  neue  Zinsenlast  von  solcher  Höhe, 
wie  sie  ein  solches  Anlehen  erfordern  würde,  au&ulegen,  ist  ein  Un- 
ternehmen, wozu  sich  nicht  so  leicht  ein  Staatsmann  entschliessen 
könnte.  Es  ist  zwar  oft  behauptet  worden,  dass  die  Opfer,  welche 
eine  solche  Maassregel  erfordern  würde,  nur  scheinbare  seien.  Aber 
diese  Behauptung  konnte  nicht  durchdringen.  Und  mit  Recht,  wie 
sich  sogleich  zeigen  wird,  wenn  wir  die  Begründung  dieser  Behaup- 
tung untersuchen. 

Ausgehend  von  der  Ansicht  nämlich,  dass  im  Falle  der  Yaluta- 
regulirong  ein  gegenwärtiger  Papiergulden  gleich  werden  müsste  einem 
gegenwärtigen  Silbergulden,  wird  diese  Ansicht  damit  begründet,  dass 
der  Staat,  der  alljährlich  bedeutende  Zahlungen  in  Edelmetall  zu  lei- 
sten hat,  dadurch,  dass  er  das  hierzu  nöthige  Edelmetall  mit  einer 
grösseren  Summe  in  Papiergeld  bezahlen  muss,  als  er  beim  Parikurse 
des  letzteren  zu  diesem  Zwecke  brauchen  würde,  Verluste  erleidet, 
durch  deren,  nach  Herstellung  der  Valuta,  erfolgendes  Wegfallen  er 
bedeutende  Ersparnisse  machen  würde.  Diese  würden  aber  in  Oester- 
reich lange  nicht  hinreichen ,  um  die  Kosten  eines  so  grossen  Anlehens 
zu  decken.  Bedenkt  man,  dass  der  gegenwärtige  Zinsfuss  der  öster- 
reichischen Rente  rund  7  ®/o ,  derjenige  der  ungarischen  SJ  ®/o  beträgt 
und  dass  an  einer  solchen  Operation  wegen  der  zwischen  beiden  Reichs- 
hälften herrschenden  Einheit  im  Geldwesen  —  dieselbe  ist  gegenwärtig 
allerdings  arg  bedroht  —  auch  Ungarn  partizipiren  müsste,  dass  fer- 
ner, mit  Rücksicht  auf  den  viel  grösseren  Geldbedarf  Oesterreichs  ein 
solches  Anlehen  und  alle  sonstigen  aus  der  Valutaregulirung  erwach- 
senden Kosten  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  nicht  nach  dem  für 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  geltenden  Schlüssel  von  68*6  Prozent, 
die  Oesterreich  trägt,  und  31*4  Prozent,  die  auf  Ungarn  entfallen^), 


1)  Filr  diejenigen,  die  mit  aU'  den  verwickelten  Detailbestimmungen  des  öster- 
reichisch-ungarischen Staatsrechtes  nicht  vollständig  vertraut  sind,  sei  hier  bemerkt, 
dass  die  gewöhnliche  Angabe ,  dass  Oesterreich  70  ^1^  der  gemeinsamen  Lasten,  Ungarn 
SO  <>/o  trage,  seit  der  Provinsialisirung  der  Militärgrense  nicht  mehr  gans  genau  ist. 
Bei  der  Vereinigung  des  ehemaligen  Grenzgebietes  mit  den  übrigen  Ländern  der  Stefans- 
krone wurde  nämlich  bestimmt,   dass  Ungarn  dafür  2  ^/^  der  Kosten   der  gemeinsameil 
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sondern  nach  einem  anderen  —  vielleicht  ^j^  für  Oesterreich  und  V4 
für  Ungarn  getheilt  werden  müsste,  so  ergibt  sich  die  folgende  Be- 
rechnung der  dem  Keiche  neu  erwachsenden  Zinsenlast.  Von  dem  auf 
Oesterreich  entfallenden  Antheile  per  300  Mill.  Gulden  machen  die 
Zinsen,  zu  7  ^/^  berechnet,  jährlich  21  Mill.  Gulden;  von  den  auf 
Ungarn  kommenden  100  Mill.  Gulden  machen  die  S^  ^/oigen  Zinsen 
8^  Mill.  Gulden;  zusammen  eine  Zinsenlast  von  29|  Mill.  Gulden. 
Nun  beträgt  aber  die  Gesammtsumme  der  jährlich  in  Metall  zu  lei- 
stenden Zahlungen  in  der  österreichischen  Reichshälfte  etwa  60  Mill. 
Gulden,  in  der  ungarischen  ungefähr  40  Mill.;  legen  wir  ein  Agio  von 
10  ®/o  zu  Grunde ,  so  beträgt  für  Oesterreich  das  jährliche  Erspamiss 
an  Kursverlusten  6  Mill.  Guld.,  für  Ungarn  4  Mill.,  zusammen  10  Mill. 
Gulden,  also  etwa  ein  Drittel  der  Zinsen  für  das  Anlehen.  Für  Oester- 
reich bleibt  also  eine  Mehrbelastung  von  14  Mill.,  für  Ungarn  eine 
solche  von  4^  Mill.  Gulden,  wodurch  das  österreichische  Ausgaben- 
budget von  ca.  400  Mill.  Gulden  auf  414  Mill.,  das  ungarische  von  ca. 
230  Mill.  auf  234J  Mill.  Gulden  steigen  würde. 

Aber  diese  Zahlen  bezeichnen  noch  lange  nicht  die  ganze  Steige- 
rung, welche  die  Staatsausgaben  durch  eine,  nach  den  dieser  Behaup- 
tung entsprechenden  Prinzipien,  vorgenommene  Yalutaregulirung  er- 
fahren würden.  Wenn,  wie  dies  die  hier  besprochene  und  von  den 
Anhängern  derselben  stets  vorgebrachte  Begründung  der  Ansicht,  dass 
die  Kosten  der  Yalutaregulirung  nicht  gar  so  gross  seien,  als  man 
auf  den  ersten  Augenblick  glauben  möchte,  voraussetzt,  einfach  ein 
Silbergulden  an  die  Stelle  jedes,  gegenwärtig  im  Ausgabenbudget  er- 
scheinenden Papierguldens  treten  würde,  so  würde  dies  noch  eine  an- 
dere, weit  ausgiebigere  Yergrösserung  desselben  zur  Folge  haben,  als 
durch  jenes  Anlehen  bewirkt  wird.  Da  nämlich,  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  Yalutaregulirung  zur  Zeit  eines  Agio's  von  10®/, 
stattfände,  jeder  Silbergulden  zu  dieser  Zeit  1^^  Papiergulden  werth 
wäre,  so  würde,  bei  Yolleinlösung  des  Papiergeldes  durch  Edelmetall, 
eine  Erhöhung  des  gesammten  Ausgabenbudgets  um  10  Prozent  ein- 
treten. Das  Ausgabenbudget  Oesterreichs  beträgt  —  wie  oben  er- 
wähnt —  gegenwärtig  ungefähr  400  Mill.  Gulden,  wovon  ca.  340  MilL 
in  Papier  und  60  Mill.  in  Silber  zu  zahlen  sind;  da^enige  Ungarns 
beläuft  sich  —  wie  ebenfalls  schon  erwähnt  wurde  —  auf  ungefiülir 

Angelegenheiten  vorweg  auf  seine  Rechnung  zu  nehmen  habe,  und  dass  nur  die  ftbrigeB 
dS  <>/q  derselben  nach  dem  Verhältnisse  von  70  :  SO  s wischen  den  beiden  ReichshSIfUn 
zu  theileu  seien ;  dalier  beträgt  der  Beitrag  Ungarns  zu  den  gemeinsamen  AngelegCB- 
gleiten  eigentlich  31-4  o/^,  der  der  österreichischen  Länder  68*6  •/,. 
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230  Mill.  Gulden,  worunter  190  Mill.  Papier-  und  40  Mill.  Silbergul- 
den. Das  österreichische  Budget  beträgt  also  unter  den  gegebenen 
Voraussetzungen  in  Wahrheit  406  Mill.  Papiergulden ,  das  ungarische 
234  Mill. ,  beide  zusammen  640  Mill.  Wenn  nun  an  die  Stelle  des 
Papierguldens  der  Silbergulden  träte,  so  würde  an  die  Stelle  des  in 
Papiergeld  zahlbaren  Theiles  des  österreichischen  Ausgabenbudgets  eine 
Summe  in  Silber  treten,  welche  374  Mill.  Papiergulden  gleich  wäre 
(nämlich  340  Mill  -f- 10  ®/o  dieses  Betrages),  an  die  desselben  Theiles 
des  ungarischen  Ausgabenbudgets  aber  eine  solche,  die  denselben  Werth 
hätte,  wie  209  Mill.  Papiergulden  (nämlich  190  Mill.  +  10<>/o  dieser 
Summe).  Rechnen  wir  zu  diesen  Beträgen  die  in  Silber  fälligen  Ver- 
pflichtungen Oesterreichs  mit  60  Mill.  Silbergulden  =  66  Mill.  Papier- 
gulden, diejenigen  Ungarns  mit  40  Mill.  Silbergulden  =  44  Mill.  Pa- 
piergulden ,  so  erhalten  wir  für  Oesterreich  ein  neues  Ausgabenbudget 
von  440  Mill.  Papiergulden,  für  Ungarn  ein  solches  von  2ö3  Mill,  zu- 
sammen 693  Mill ,  welches  die  beiden  Länder  nach  der  Valutareguli- 
rung  zu  tragen  hätten,  gegen  406  und  234,  zusammen  640  Mill.  Pa- 
piergulden ,  die  sie  vor  derselben  herbeischaffen  mussten.  Beide  Beichs- 
hälften  hätten  daher  zusammen  eine  Ausgabensteigerung  im  Betrage 
von  53  Mill.  Papiergulden  oder  48*3  Mill  Silbergulden  zu  ertragen. 
Rechnet  man  noch  dazu  die  Kosten  des  Anlehens  mit  den  oben  be- 
rechneten 19|  Mill.  Gulden  in  Silber  oder  21*4  Mill.  m  Papier,  so  macht 
dies  eine  Oesammtmehrbelastung  des  ganzen  Reiches  um  74*4  Mill  Pa- 
pier oder  67-8  Mill  Silbergulden. 

Dieses  Resultat  mag  Manchem  etwas  unerwartet  und  befremdlich 
sein ,  aber  gegen  die  Richtigkeit  der  obigen  Rechnung  wird  kaum  eine 
ernstliche  Einwendung  erhoben  werden  können.  Es  muss  im  Gegen- 
theile  als  erstaunlich  bezeichnet  werden,  dass  dieser  Punkt  in  der 
Regel  ganz  übersehen  wird.  Man  übersieht  dabei  eben,  dass  ein  unter 
Pari  stehender  Papiergulden  und  ein  Silbergulden  verschiedene  Werthe 
repräsentiren  und  dass  dieser  Umstand  bei  der  Valutaregulirung  eine 
gehörige  Berücksichtigung  erfordert  und,  wenn  ihm  diese  nicht  zu 
Theil  wird,  böse  Folgen  eintreten  müssen,  wie  dies  ja  bei  allen  Feh- 
lern auf  volkswirthschaftlichem  Gebiete  der  Fall  ist.  Wem  übrigens 
die  obige  Rechnung  nicht  gefällt,  für  den  sei  hier  eine  andere,  viel- 
leicht besser  einleuchtende,  die  aber  dieselben  Resultate  liefert,  an- 
geführt. 

Das  österreichische  Ausgabenbudget  besteht  gegenwärtig,  wie  ge- 
sagt, aus  in  Papiergeld  zu  leistenden  Ausgaben  im  Betrage  von  340 
Mill  Gulden,  und  aus  in  Silber  zu  bestreitenden  im  Betrage  von  60 
XXVm,  19 
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Mill.  Gulden,  während  das  ungarische  190  Mill.  Gulden  in  Papier  und 
40  Mill.  Gulden  in  Silber  umfasst.  Die  340  MilL  Papiergulden  sind 
bei  einem  Agio  von  10  ^/o  nahezu  gleich  309  Mill.  Silbergalden,  die 
190  MilL  Papiergulden  aber  machen  ungefähr  172*7  MilL  Silbergulden 
aus;  daher  beträgt  das  österreichische  Ausgabenbudget  gegenwärtig 
im  Ganzen  369  MilL  (309  MilL  +  60  MUL),  das  ungarische  212-7  MilL 
(172'7  Mill  4-  40  MilL)  Silbergulden,  beide  Ausgabenbudgets  zusammen 
also  581-7  MilL  Bei  einer  in  der  gewöhnlich  geforderten  Weise  vor- 
genommenen Yalutaregulirung  würden  aber  beide  Ausgabenbudgets  so 
viele  Silbergulden  betragen,  als  gegenwärtig  die  Summe  von  Papier- 
und  Silbergulden  beträgt,  daher  das  österreichische  400  MilL,  das 
ungarische  230  MUL,  zusammen  also  630  MilL,  d.  h.  also  wieder  am 
48-3  Mill.  Silbergulden  und,  mit  Hinzurechnung  der  Anlehcnszinsen 
wieder  jährlich  67*8  MilL  Silber-  oder  74*4  MilL  Papiergulden  mehr. 

Auch  damit  aber  wäre  die  aus  der  Yalutaregulirung  in  der  hier 
bekämpften  Weise  entspringende  dauernde  Mehrbelastung  der  Bevölke- 
rung der  österreichischen  Monarchie  noch  nicht  erschöpft.  Es  müsste 
noch  die  oben  hervorgehobene  Werthsteigerung  des  Silbers  auf  dem 
Weltmarkte,  welche  entstehen  müsste,  wenn  Oesterreich  mit  einer 
solchen  Nachfrage  an  denselben  heranträte,  mit  in  Rechnung  gezogen 
werden.  Wie  gross  dieselbe  sein  würde,  lässt  sich  in  keiner  Weise 
vorausberechnen.  Aber  in  Betracht  muss  sie  gezogen  werden,  wenn 
man  sich  nicht  unliebsamen  Erfahrungen  aussetzen  wilL  Es  kann 
nicht  stark  genug  betont  werden,  dass  die  Yalutar^ulirung  nur  dann 
ohne  Erschütterung  des  Yerkehrs  vollzogen  werden  kann,  wenn  an  die 
Stelle  des  gegenwärtig  zirkulirenden  Geldes  ein  anderes,  möglichst 
genau  denselben  Werth  repräsentirendes  gesetzt  wird.  Ganz  genau 
das  Richtige  dabei  zu  treffen,  wird,  weil  ein  ganz  unmessbarer  Faktor 
dabei  mitwirkt  —  nämlich  die  überhaupt  auf  der  Erde  verhandele 
Edelmetallmenge  —  nicht  möglich  sein;  aber  dem  Richtigen  wenig- 
stens nahe  zu  kommen,  ist,  wenn  man  die  bisher  bei  ähnlichen  Ge- 
schäften, insbesondere  bei  der  deutschen  Münzreform,  gemachten  Er- 
fahrungen zu  Rathe  zieht,  gewiss  möglich. 

So  hoch  würden  sich  also  die  Kosten  einer,  nach  dem  allgemdn 
geforderten  Modus  bewirkten  vollständigen  Yalutaregulirung  steUeUi 
und  dass  kein  österreichischer  oder  ungarischer  Finanzminister  ein  der- 
artiges Unternehmen  wagen  könnte,  ohne  das  seiner  Leitung  anver- 
traute Land  finanziell  zu  ruiniren,  ist  für  Jeden,  der  weiss,  mit  wel- 
chen Schwierigkeiten  beide  Reichshälften  ohnedies  schon  zu  kämpfen 
haben,  klar. 
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Noch  viel  grösser  würden  die  Kosten  natürlich  sein,  wenn  das 
Werk  der  Valutaregulirung  zur  Zeit  eines  höheren  Agio's,  als  eines 
solchen  von  10  ®/o  unternommen  würde.  Wohl  wäre  die  Ersparniss 
an  Kursverlusten  dann  auch  grösser,  aber  die  entgegenstehende  Er- 
höhung des  Ausgabenbudgets  in  Folge  der  Ersetzung  der  Papiergulden 
durch  Silbergulden  wäre  noch  weit  stärker.  Bei  niedrigem  Agio  da- 
gegen würden  sich  die  Kosten  natürlich,  trotzdem  die  Ersparniss  durch 
Vermeidung  der  Kursverluste  kleiner  wäre,  niedriger  stellen.  Aber 
auch  bei  einem  solchen  würde  die  durch  die  Erhöhung  des  Ausgaben- 
budgets bei  einfacher  Ersetzung  des  Papiergeldes  durch  Silbergeld  ent- 
stehende Mehrbelastung  der  Bevölkerung  den  durch  die  Vermeidung 
der  Kursverluste  bewirkten  Gewinn  weit  überragen.  Nehmen  wir  z.  B. 
an,  dasa  die  Valutaregulirung  bei  einem  Agio  von  nur  1  ^/o  erfolgte. 
Der  Gewinn  durch  Vermeidung  der  Kursverluste  würde,  da  die  Silber- 
zahlungen beider  Reichshälften  zusammen  ca.  100  MiU.  Gulden  aus- 
machen, 1  Mill.  Gulden  betragen,  die  Erhöhung  des  Ausgabenbudgets 
aber,  da  die  Papierzahlungen  sich  im  Ganzen  auf  530  Mill.  Gulden 
belaufen,  5*3  Mill.  ausmachen.  Eine  Erhöhung  des  Ausgabenbudgets 
bleibt  also  bei  der  Valutaregulirung  durch  einfache  Ersetzung  des 
Papiergeldes  durch  Silbergeld  immer  übrig,  die  die  Kosten  dieses 
Werkes  noch  grösser  macht,  als  sie  schon  durch  die  Nothwendigkeit 
der  Aufnahme  eines  grossen  Anlehens  sind. 

Es  braucht  wohl  kaum  erst  erwähnt  zu  werden,  dass  dies  jener 
weitere  Grund  gegen  die  Verbindung  der  Valutaregulirung  mit  einer 
Volleinlösung  des  Papiergeldes  in  Edelmetall  nach  seinem  Nominal- 
werthe  ist,  von  welchem  oben  gesagt  wurde,  dass  er  erst  später  zur 
Besprechung  gelangen  solle.  Er  ist  allerdings  kein  qualitativer,  son- 
dern nur  ein  rein  quantitativer,  und  hat  mit  der  Frage,  was  in  dieser 
Angelegenheit  Rechtens  sei,  nichts  zu  schaffen ;  aber  es  gibt  bekanntlich 
häufig  Situationen,  in  welchen  mau  die  Quantität  für  die  Qualität  neh- 
men musB,  und  diese  hier  dürfte  eine  solche  sein.  Man  möge  doch 
nur  bedenken,  dass  die  eben  dargelegten  Umstände  die  Valutareguli- 
rung, wenn  es  nothwendig  wäre,  nach  jenem  Prinzipe  vorzugehen, 
nicht  nur  in  Oeaterreich,  sondern  in  allen  mit  Papiergeld  geplagten 
Staaten,  die  sich  naturgemäßs  sämmtlicb  in  keiner  besonders  glänzen- 
den finanziellen  Lage  befinden,  ganz  unmöglich  machen  würden.  Und 
es  wird  kaum  Jemanden  geben,  der  uns  nicht  zustimmen  würde,  wenn 
wir  sagen :  „Lieber  eine  mit  einer  kleinen  Ungerechtigkeit  verbundene 
Valntaregnlirusg  als  gar  keine  1^^  Damit  soll  natürlich  nicht  zugege- 
ben werden,  dass  in  einer,  nach  dem  hier  verfochtenen  Prinzipe  vor- 
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genommenen  Valutaregulirung  überhaupt  eine  Ungerechtigkeit  stecke. 
Die  obige  Phrase  hat  nur  zum  Zwecke,  Jene,  welche  durch  die  frühe- 
ren Ausführungen  über  die  rechtliche  Zulässigkeit  und  die  volkswirth- 
schaftliche  Nothwendigkeit  der  Einlösung  des  Papiergeldes  durch  Edel- 
metall zum  wahren  Werthe  nicht  von  der  Richtigkeit  dieser  An- 
schauung überzeugt  sein  sollten,  zu  bestimmen,  wenigstens  die  politi- 
sche Zweckmässigkeit  und  praktische  Nothwendigkeit  eines  solchen 
Vorganges  anzuerkennen. 

Wird  dieser  letztere  Weg  eingeschlagen,  so  stellen  sich  natürlich 
die  Kosten  der  Valutaregulirung  weit  niedriger  heraus,  als  bei  Voll- 
einlösung des  Papiergeldes  durch  Edelmetall.  Denn  dann  erwachsen, 
da  bei  allen  in  Papier  zahlbaren  Ausgaben  derselbe  Werth  in  Silber 
oder  Edelmetall  überhaupt  an  die  Stelle  des  Papiergeldes  tritt,  dem 
Staate  aus  der  Valutaregulirung  keine  weiteren  Kosten,  als  die  ans 
der  Verzinsung  des  Anlehens  entstandenen.  Dafür  fiele  allerdings  auch 
der  Gewinn  durch  Vermeidung  der  Kursverluste  weg.  Da  aber,  m 
bereits  nachgewiesen,  dieser  Gewinn  niemals  die  Vergrösserung  des 
Ausgabenbudgets  aufzuwiegen  vermag,  so  bliebe  diese  Art  der  Valuta- 
regulirung immer  die  billigere  und  daher  leichter  ausführbare.  Ausser- 
dem hätte  sie  auch  noch  den  Vorzug,  dass  sie  von  der  Höbe  des 
Agio's  unabhängig  ist.  Die  Valutaregulirung  durch  VoUeinlösung  ist 
wegen  der  enormen  Höhe,  welche  ihre  Kosten  bei  hohem  Agio  errd- 
chen,  bei  einem  solchen  ganz  unausführbar,  und  nöthigt  daher  den 
Staat,  zu  warten,  bis  die  Gnade  des  Verkehrs  —  vielleicht  gar  nor 
der  Börse  —  ihm  die  Herstellung  der  Ordnung  in  seinem  Geldwesen 
gestattet.  Wenn  dagegen  die  Valutaregulirung  in  der  Weise  statt- 
findet, die  hier  empfohlen  wird,  so  kann  der  Staat  sich  an  dieses 
Werk  machen,  wann  er  will.  Der  höhere  Stand  des  Agio's  gewährt 
ihm  dann  eher  eine  Erleichterung.  Damit  soll  aber  durchaus  nicht 
gesagt  werden ,  dass  der  Staat  zu  diesem  Werke  ein  hohes  Agio  ab- 
warten oder  gar  erst  schaffen  solle.  Beides  wäre  in  gleicher  Weise 
seiner  unwürdig.  Das  Letztere  kann  er  übrigens  in  grösserem  Maass- 
stabe gar  nicht  thun.  Man  möge  sich  nur  das  früher  über  die  Ur- 
sachen der  Agioschwankungen  Gesagte  vor  Augen  halten.  Wollte  der 
Staat  das  Agio  bedeutend  steigern,  so  müsste  er  den  Verkehr  gewalt- 
sam vermindern  —  allenfalls  einen  Krieg  anfangen  oder  eine  wirth- 
schaftliche  Krise  provoziren  —  oder  den  Edelmetallpreis  steigern  oder 
die  Noten  vermehren.  Das  Erste  wird  wohl  kein  Staat  sich  ein&OeB 
lassen  zu  thun,  das  Zweite  kann  keiner  in  ausgiebigem  Maasse  than 
und  das  Dritte  würde  den  Zweck  verfehlen,  weil  der  Staat  dann  mdir 
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Noten  einzulösen  hätte  und  die  Gesammtmenge  der  nun  vorhandenen 
Noten  doch  denselben  Werth  haben  müsste,  wie  die  frühere  kleinere 
Anzahl  von  solchen,  so  dass  der  Staat  immer  dieselbe  Edelmetall- 
menge zur  Einlösung  brauchen  würde.  Die  Gefahr,  dass  der  Staat, 
wenn  er  nach  dem  hier  vertretenen  Grundsatze  die  Valuta  reguliren 
wollte ,  künstlich  das  Agio  könnte  steigern  wollen ,  ist  somit  in  Wahr- 
heit gar  nicht  vorhanden.  Und  da  ein  höheres  Agio  auch  von  selbst 
nur  unter  Verhältnissen  eintritt,  die  dem  Staate  die  Valutaregulirung 
bedeutend  erschweren,  so  ist  auch  daran  nicht  zu  denken,  dass  ein 
Staat  ernstlich  daran  denken  sollte,  solche  abzuwarten. 

Der  Staat  muss  und  kann  also  zur  Valutaregulirung  durch  Ein- 
lösung des  Papiergeldes  zu  seinem  Edelmetallwerthe  jenen  Zeitpunkt 
wählen,  der  ihm  aus  allgemeinen  Gründen  der  passendste  erscheint. 
Besser  ist  es  aber  immerhin  auch  bei  dieser  Methode,  wenn  er  dazu 
einen  Augenblick  wählt,  wo  das  Agio  niedrig  ist.  Es  würde  nämlich 
unzweifelhaft  von  Vielen  dem  Staate  übel  ausgelegt  werden,  wenn  er 
erklären  würde,  dass  er  bei  der  Valutaregulirung  für  110  Papiergul- 
den nur  100  Silbergulden  hergeben  wolle.  In  der  Bevölkerung  hat  nun 
einmal  die  Meinung  entschieden  das  üebergewicht,  dass  bei  der  Valuta- 
regulirung jeder  Papiergulden  einfach  gegen  einen  Silbergulden  einzu- 
tauschen sei.  Dieselbe  ist  so  sehr  an  das  Papiergeld  gewöhnt,  dass 
sie  in  ihrer  Majorität  den  Werthunterschied  zwischen  dem  Papier- 
gulden und  dem  Silbergulden  nur  als  eine  Folge  der  Börsenspekulation 
anzusehen  und  zu  glauben  geneigt  ist,  der  Papiergulden  sei  eigentlich 
doch  ein  wirklicher  Gulden.  Die  Staatsdiener  würden  geneigt  sein,  in 
der  Auszahlung  ihrer  Gehalte  mit  einer  geringeren  Menge  von  Silber- 
gulden, als  sie  früher  Papiergulden  erhielten,  eine  Herabsetzung  der- 
selben zu  erblicken  und  würden,  im  Anfange  wenigstens,  damit  gar 
nicht  einmal  so  sehr  im  Unrechte  sein,  da  die  Geschäftsleute,  von 
denen  jene  die  Mittel  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  kaufen  müs- 
sen, sich  in  ihren  Forderungen  nicht  sogleich  dem  Umstände,  dass 
der  nun  im  Verkehre  herrschende  Silbergulden  einen  anderen  Werth 
repräsentirt,  als  der  bisherige  Papiergulden,  anbequemen,  sondern 
ganz  sicher  versuchen  —  und  sich  häufig  dazu  berechtigt  glauben  — 
würden,  in  ihren  Preisberechnungen  einfach  den  neuen  Silbergulden 
an  die  Stelle  des  alten  zu  setzen.  Die  Handelsleute  würden  eben  auch 
häufig  glauben,  dass,  wenn  die  Regierung  den  Papiergulden  nicht  zum 
vollen  Nominalwerthe  in  Edelmetall  einlöst,  dies  nur  eine  willkürliche 
Maassregel  derselben  sei  und  nicht  das,  was  es  in  der  That  ist:  die 
Ersetzung  eines  Werthes  durch  einen  anderen,  gleich  grossen.    Auf 
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die  Dauer  könnte  dieser  Irrthum  in  der  Bemessung  der  Preise  aller- 
dings nicht  bestehen,  denn  der  einsichtigere  Theil  der  Bevölkerung 
würde  doch  bald  genug  zur  Erkenntniss  des  wahren  Sachverhaltes 
kommen  und  die  weniger  Einsichtigen  mit  sich  reissen,  aber  die 
Sache  ginge  bei  nur  einigermaassen  bedeutender  Höhe  des  Agio's 
doch  nicht  ganz  ohne  Schwierigkeiten  und  ohne  Hervomifdng  man- 
cher Verbitterung  ab,  welche  bei  niedrigem  Agio  natürlich  in  geringe- 
rem Maasse  hervortreten*  würden.  Aus  diesem  Grunde  wäre  ein  nie- 
driges Agio  auch  für  eine  nach  diesem  Prinzip  vorgenommene  Valo- 
taregulirung  günstiger,  als  ein  hohes.  Der  Mangel  an  wirthschaft- 
licher  Einsicht  im  grossen  Publikum  ist  eben  ein  Faktor,  der,  wenn 
auch  nicht  aus  volkswirthschaftlichen,  so  doch  aus  politischen  Grün- 
den beachtet  werden  muss.  Und  schliesslich  kann  man  dem  PuUi- 
kum  gar  keinen  Vorwurf  daraus  machen,  wenn  es  in  dieser  Frage 
auf  eine  solche ,  die  Valutaregulirung  erschwerende  Weise  denkt  Es 
haben  ja  die  Regierungen  sämmtlicher  mit  Papiergeld  gesegneter  Staa- 
ten dadurch,  dass  sie  immerfort  nach  E^räften  die  Fiktion  aufiredit 
zu  erhalten  strebten,  dass  zwischen  dem  Papier-  und  dem  Edelmetall- 
gelde  kein  Werthunterschied  herrsche  und  dass  sie  ihren  Verpflich- 
tungen durch  die  Ausfolgung  eines  bestimmten  Betrages  in  Papier- 
geld an  Stelle  eines  gleichen  Nominalbetrages  in  Edelmetall  genfigt 
hätten,  selbst  das  Möglichste  gethan,  um  jene  Verwechslung  zwischen 
wirklichem  und  nominellen  Werthe  in  die  weitesten  Kreise  2a  tragen. 
Hier  rächt  sich  dann  jenes  Vertuschungssystem,  welches  die  Welt 
darüber  täuschen  sollte,  dass  ein  Staat,  der  zum  uneinlöslichen  Pa- 
piergelde greift,  um  seinen  Verpflichtungen  zu  genügen,  in  Wahrheit 
schon  ebenso  bankerott  ist,  wie  ein  anderer,  der  seinen  Verpflichtun- 
gen gar  nicht  nachkommt 

Mit  Bücksicht  auf  diese  Thatsachen  würde  es  wünschenswerth 
erscheinen,  einen  Ausweg  zu  finden,  der  die  Einlösung  des  Papie^ 
geldes  lediglich  zu  seinem  wahren  Werthe  in  Edelmetall  selbst  bei 
hohem  Agio  in  einem  weniger  gehässigen  Lichte  erscheinen  liesse. 
Als  solches  wurde  schon  oben  empfohlen,  den  gegenwärtigen  Si]be^ 
gülden  ganz  abzuschaffen  und  einen  anderen,  leichteren  an  seine 
Stelle  zu  setzen.  Noch  besser  wäre  es,  wenn  mit  der  Valutareguli- 
rung zugleich  ein  völliger  Währungswechsel  verbunden  und  an  die 
Stelle  des  Silberguldens  eine  Goldmünze  treten  würde.  Je  stärker 
verschieden  die  neue  Münze  von  dem  gegenwärtigen  Papiergelde,  das 
immer  noch  an  den  alten  Silbergulden  erinnert,  wäre,  desto  woiiger 
würde  es  irgend  Jemanden  einfallen,  in  der  Ersetzung  des  ersteren 
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durch  eine  faktisch  gleichwerthige  Münze  ein  Unrecht  zu  sehen  und 
das  Publikum  würde  sich  desto  schneller  darein  finden,  alle  Preise 
der  alten  Währung  nach  ihrer  wahren  Grösse  in  die  neue  Währung 
umzurechnen,  je  weniger  dem  Einzelnen  Anlass  geboten  wäre,  sich 
und  Andere  darüber  zu  täuschen,  dass  er,  indem  er  das  neue,  dem 
alten  so  ähnliche,  mit  diesem  sogar  in  einetn  gewissen  Zusammen- 
hange stehende  Geld  einfach  an  die  Stelle  des  letzteren  setzte,  that- 
sächlich  eine  Aenderung  des  bisherigen  Preises  vorgenommen  habe. 
Es  ist  schon  öfter  gemachte  Erfahrung,  dass  Aenderungen  an  Mün- 
zen, Maassen  und  Gewichten  sich  desto  schneller  einleben,  je  grösser 
sie  sind,  weil  durch  die  grössere  Verschiedenheit  zwischen  dem  Alten 
und  dem  Neuen  dem  überall  so  mächtigen  Schlendrian  die  Möglich- 
keit genommen  wird,  sich  über  die  Mühe  des  Umrechnens  durch  ein- 
fache Akkommodirung  des  Alten  an  das  Neue  hinwegzuhelfen.  So  wäre 
es  auch  bei  der  Valutaregulirung  am  besten,  wenn  der  neu  zu  schaf- 
fende Stand  der  Dinge  möglichst  wenig  Anknüpfungspunkte  an  den 
alten  böte,  was  gründlich  nur  durch  die  Einführung  der  Goldwährung 
erreicht  werden  könnte. 

Die  Verbindung  der  Valutaregulirung  mit  dem  Uebergange  zur 
Goldwährung  würde  sich  auch  deshalb  empfehlen ,  weil  die  Einführung 
der  letzteren  in  Oesterreich  wohl  in  keinem  Falle  noch  lange  aufge- 
schoben werden  kann  und  es  denn  doch  gefehlt  wäre,  zwei  solche, 
in  das  gesammte  Verkehrsleben  so  tief  eingreifende  Reformen  einan- 
der so  rasch  folgen  zu  lassen.  Es  sei  bei  dieser  Gelegenheit  er- 
wähnt, dass  von  den  Anhängern  der  Goldwährung  in  Oesterreich  (wo 
der  Währungsstreit  natürlich  ebenso,  wie  anderwärts,  die  Fachmän- 
ner beschäftigt)  wiederholt  geltend  gemacht  worden  ist,  dass  —  wie 
diess  die  Anhänger  der  Silberwährung  mitunter  zu  behaupten  geneigt 
waren ,  woraus  sie  dann  den  Beweis  ableiten  wollten ,  dass  der  gleich- 
zeitige Uebergang  zur  Goldwährung  die  Valutaregulirung  bedeutend 
vertheuem  würde  —  der  Staat  nicht  nöthig  habe,  den  Papiergulden 
mit  einem  Goldgulden  einzulösen  ^).  Hier  wird  von  diesen  das  Prin- 
zip, dass  bei  der  Valutaregulirung  das  zirkulirende  Papiergeld  nach 
seinem  wahren  Werthe  in  Edelmetall  einzulösen  ist,  anerkannt  und 
doch  darf  man  es  kaum  wagen,  diese  Anschauung  auch  auf  den  Um- 
tausch gegen  Silber  auszudehnen.    Ist  dies  nicht  ein  Widerspruch? 


1)  E^n  eigentlicher  Ooldgalden  ezistirt  in  Oesterreich  nicht,  wohl  aber  worden  and 
werden  noch  Goldstücke  geprägt,  die  Achtguldenstficke  heissen  und  mit  den  20Franks- 
stocken  gans  gleich  sind.  Der  achte  Theil  eines  solchen  kann  daher  Gk>ldgalden  ge- 
nannt werden. 
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Derselbe  hat  seinen  Ursprung  jedenfalls  darin,  dass  das  Grold  in 
Oesterreich  niemals  eigentliches  Geld  war,  sondern  stets  nur  dne 
Waare.  Aber  das  Silber  ist  es  seit  dem  Jahre  1848,  trotzdem  die 
Regierung  diese  Thatsache  nicht  anerkennen  wollte,  auch  und  es  ist 
daher  nur  konsequent,  dasjenige,  was  für  den  Umtausch  des  Papier- 
geldes gegen  Gold  gelten  soll,  auch  gegen  Silber  gelten  zu  lassen. 
Da  aber  die  allgemeine  Anerkennung  der  Richtigkeit  dieses  Prinzipes 
für  den  Fall  des  Umtausches  des  Papiergeldes  gegen  Gold  leichter 
zu  erreichen  wäre,  als  für  denjenigen  gegen  Silber,  so  wäre  jener  jeden- 
falls vorzuziehen.  Es  ist  dies  ein  ganz  spezieller  Grund  für  Oest^- 
reich,  bei  der  Valutaregulirung  der  Goldwährung  vor  der  Silberwäh- 
rung den  Vorzug  zu  geben,  ein  Grund,  der  freilich  mit  der  Frage, 
welche  von  beiden  Währungen  die  bessere  sei  —  von  der  Doppel- 
währung spricht  in  Oesterreich  Niemand  ernstlich  —  nichts  zu  thun 
hat,  der  aber  immerhin  mit  einigem  Gewichte  in  die  Waagschale  fallt 
Es  ist  eben  nicht  gleichgiltig,  wie  sich  die  öffentliche  Meinung  zu 
einer  so  wichtigen  und  tief  eingreifenden  Maassregel  verhält,  wenn 
auch  ihre  Missbilligung  des  von  der  Regierung  gewählten  Weges  that- 
sächlich  eine  ungerechtfertigte  und  auf  einem  Irrthume  beruhende  ist 

Die  Operation  der  Valutaregulirung  selbst  würde  durch  den  Ueber- 
gang  zur  Goldwährung  gar  nicht  erschwert  werden.  Da  Oesterreich 
gegenwärtig  überhaupt  kein  Edelmetall  im  Verkehre  hat,  so  würde 
es  ziemlich  gleichgiltig  sein,  ob  die  Regierung  bei  der  Valutaregoli- 
rung  auf  den  Erwerb  von  Gold  oder  den  von  Silber  ausgehen  würde. 
Da  es  sich  um  die  Erwerbung  derselben  Werthmenge  in  Gold  wie  in 
Silber  handeln  würde,  so  würden  wohl  auch  die  Kosten  der  Erwer- 
bung von  Edelmetall  dieselben  bleiben,  mag  man  nun  Gold  oder  Sil- 
ber erwerben  wollen. 

Die  Herbeischaffung  der  nöthigen  Edelmetallmenge  durch  ein  An- 
lehen  ist  aber  nicht  der  einzige  denkbare  Weg  zur  Valutar^guliroDg. 
Die  Vermuthung  ist  naheliegend,  dass  der  Staat,  so  gut,  me  er  die 
Macht  hat,  das  ganze  Metallgeld  aus  dem  Besitze  seiner  Angehörigen 
in  das  Ausland  hinauszudrängen,  ohne  es  ihnen  geradezu  w^zuneh- 
men,  so  auch  diejenige  habe,  solches  wieder  in  das  Land  hineinzu- 
ziehen, ohne  es  gerade  unmittelbar  herbeizuschaffen.  Und  diese  Ver- 
muthung ist  in  der  That  eine  richtige. 

Es  muss  zum  Zwecke  der  Auffindung  eines  solchen  Weges  wie- 
der an  das,  schon  bei  der  Besprechung  der  Ursachen  der  Agioschwan- 
kungen Gesagte  erinnert  werden.  Dort  wurde  die  Art  und  Weise 
auseinandergesetzt,  wie  die  Verdrängung  des  Edelmetalles  aus  i&a 
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Lande,  das  zur  Papiergeldwirthschaft  übergeht,  vor  sich  geht  Es 
wurde  dort  hervorgehoben,  dass  diese  Verdrängung  ihren  Grund  da- 
rin habe,  dass  in  der  Emission  von  uneinlösUchem  Papiergelde  ein 
Versuch  liegt,  den  Verkehr  zur  Annahme  einer  grösseren  Menge  von 
Umlaufsmitteln,  als  er  früher  hatte  und  —  da  die  Menge  von  Um- 
laufmittel, die  der  Verkehr  in  einem  gegebenen  Momente  hat,  ihrem 
Werthe  nach  immer  dem  Bedürfnisse  desselben  an  solchen  gerade 
entsprechen  muss  —  wirkUch  brauchte,  zu  nöthigen  und  dass  der 
Verkehr  nur  dann  die  ganze  früher  in  Zirkulation  gewesene  Edelme- 
tallmenge verdrängt,  wenn  das  neu  emittirte  Papiergeld  denselben 
oder  einen  grösseren  Werth  repräsentirt,  als  jene.  Daraus  folgt  nun, 
dass  der  Verkehr,  wenn  der  Staat  ihm  nach  Verdrängung  des  Edel- 
metalls wieder  gewaltsam  einen  Theil  des  einzigen,  ihm  nun  zu  Ge- 
bote stehenden  Geldes  entzieht  und  damit  so  weit  geht,  dass  die 
übrig  gelassene  Menge  desselben  nicht  mehr  den  vom  Verkehre  zu 
Zurkulationsmitteln  benöthigten  Werth  repräsentirt,  anfangen  wird, 
nach  Beschafifung  des  ihm  fehlenden  Geldes  zu  streben.  Dieses  Ziel 
aber  wird  auch  der  Verkehr,  so  gut  wie  die  Staatsgewalt,  nur  durch 
Heranziehung  von  Edelmetall  aus  dem  Auslande  erreichen  können. 
Die  Verminderung  des  Papiergeldes  würde  daher  genau  die  entgegen- 
gesetzten Folgen  haben,  wie  die  Vermehrung.  Die  Gründe  davon 
sind  nicht  schwer  zu  finden.  Die  Verminderung  des  Papiergeldes  bei 
gleichzeitig  unverändert  bleibendem  Geldbedarfe  würde  die  Tendenz 
haben,  das  Papiergeld  im  Werthe  zu  steigern  u.  z.,  wenn  sie  in  ge- 
nügendem Maasse  vorgenommen  wird,  sogar  über  Pari  zu  steigern. 
Sobald  diess  geschähe,  würde  aber  ein  Vortheil  dabei  sein,  Edelme- 
tall gegen  Papiergeld  umzutauschen,  oder  etwaige  Verbindlichkeiten 
statt  in  Papier-  in  Edelmetallgeld  zu  erfüllen.  Würde  jene  Operation 
von  der  Staatsgewalt  so  lange  fortgesetzt  werden,  bis  allmählig  alles 
Papiergeld  aus  dem  Verkehre  gezogen  wäre,  so  würde  demnach  die 
Folge  davon  zuletzt  sein,  dass  der  Verkehr  sich  selbst  in  den  Besitz 
der  nothwendigen  Menge  Edelmetall  gesetzt  hätte. 

Danach  würde  es  also  scheinen,  dass  dies  der  beste  Weg  zur 
Valutaregulirung  wäre.  Der  Staat  würde  dabei  nichts  thun,  was 
einem  Bruche  seiner  Verpflichtungen  auch  nur  entfernt  ähnlich  sehen 
würde  und  hätte  auch  kein  Anlehen  nothwendig.  Aber  jener  Schein 
würde  gewaltig  trügen.  Diese  Einziehung  des  uneinlöslichen  Papier- 
geldes ist  nämlich  durchaus  nicht  so  leicht  zu  bewerkstelligen,  als 
man  auf  den  ersten  Blick  glauben  möchte.  Nichts  scheint  einfacher, 
als  zu  sagen,   der  Staat  solle  das  Papiergeld  kassireu  und  doch  ist 
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nichts  schwieriger.  Der  Verkehr,  der  einmal  gewöhnt  ist,  mit  dem 
Begriffe  der  Note  einen  bestimmten  Werthbegriff  zu  verbinden,  würde 
sich  nicht  so  ohne  weiteres  herbeilassen,  plötzlich  seine  Meinung  über 
den  Werth  der  Note  zu  ändern  und  ihr,  wegen  einer  blossen  Verwal- 
tungsmaassregel  des  Staates  einen  höheren  Werth  zuzuerkennen,  als 
er  bisher  that.  Wenn  er  einmal  an  eine  bestimmte  Menge  von  Noten 
zu  einem  bestimmten  Werthe  gewöhnt  war,  so  hat  er,  wie  er  überhaupt 
immer  danach  strebt,  die  gewöhnlichen  Umlaufsmittel  möglichst  vor 
Werthveränderungen  zu  bewahren,  auch  die  Tendenz,  das  Papiergeld 
im  gleichen  Werthe  zu  erhalten,  was  er  aber  nur  dann  kann,  wenn 
er  selbst  die  Menge  desselben  nach  seinen  Bedürfhissen  zu  reguliren 
im  Stande  ist  Wenn  nun  plötzlich  der  Staat  die  Papiergeldmenge 
willkürlich  und  ohne  Bücksicht  auf  jene  Tendenz  des  Verkehrs  nach 
seinem  Belieben  zu  vermindern  anfangen  würde,  so  setzt  dieser,  der 
sich  nicht  gerne  Gesetze  aufzwingen  lässt,  diesem  Beginnen  der  Re- 
gierung Widerstand  entgegen  und  trachtet,  dieselbe  an  der  Durch- 
führung dieser  Maassregel  zu  verhindern  und  das  Papiergeld  in  der 
bisherigen  Menge  festzuhalten.  Er  hat  dabei  einen  mächtigen  Ver- 
bündeten an  den  Bedürfnissen  der  Regierung  selbst  Es  sind  näm- 
lich zwei  Arten  denkbar,  die  Noten  zu  vermindern.  Entweder  könnte 
der  Staat  von  den  Staatsnoten,  die  im  Wege  der  Steuerzahlung  und 
auf  andere  Art  in  seinen  Besitz  gelangen,  einen  Theil  vernichten 
oder  aber,  es  könnte  die  Notenbank  den  Diskont  bedeutend  erhöhen 
und  dadurch  den  Verkehr  verhindern,  ihr  viele  Noten  abzunehmen. 
Der  letztere  Weg  muss  aber  entschieden  widerrathen  werden,  weil 
er  eine  Diskontopolitik  voraussetzen  würde,  die  sich  nicht  nadi  den 
Bedürfhissen  des  Verkehrs,  sondern  nach  denen  der  Verwaltung  rich- 
tet, was  sehr  leicht  dem  ganzen  Staate  verderblich  werden  könnte. 
Er  ist  auch  —  in  Oesterreich  wenigstens  und,  mit  Ausnahme  Russ- 
lands, auch  in  allen  übrigen  Papiergeldstaaten  —  nicht  so  leicht  zu 
betreten,  da  die  Zettelbanken  in  der  Regel  nicht  so  abhängig  von 
den  respektiven  Regierungen  sind,  dass  es  diesen  möglich  wäre,  die 
ersteren  ohne  Rechtsverletzung  zu  einer  solchen,  nur  ihnen  genehmen 
Diskontopolitik  zu  zwingen. 

Es  bleibt  also  nur  der  andere  Weg  übrig.  Auf  diesem  stellt  sich 
aber  dem  Beginnen  der  Regierung  die  Schwierigkeit  entgegen,  dass 
der  Staat  die  bei  ihm  einlaufenden  Noten  nicht  leicht  zurückhalten 
und  vernichten  kann,  weil  er  sie  zur  Bestreitung  seiner  Bedürfnisse 
wieder  ausgeben  muss.  Man  darf  eben  nicht  vei^essen,  dass  das 
uneinlösliche  Papiergeld   durch   die  Verbängung   des  Zwangskurses 
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einen  Werth  erhält,  welchen  ihm  der  Staat  durch  diese  Verfügung 
verschaflFt,  welchen  er  —  um  einen  früher  gebrauchten  Ausdruck  zu 
wiederholen  —  gewissermaassen  an  dasselbe  gebunden  hat  Durch 
die  Vernichtung  einer  bestimmten  Menge  dieses  Geldes  wird  nun  der 
Werth  desselben  nicht  mit  vernichtet,  sondern  er  wird  zunächst  frei, 
um  sodann  an  das  noch  übrige  Papiergeld  gebunden  zu  werden,  wel- 
ches in  seiner  nunmehr  verringerten  Quantität  schliesslich  denselben 
Werth  enthalten  soll,  wie  in  der  früheren  grösseren.  Diese  Werth- 
übertragung  aber  ist  es  eben,  was  nicht  so  leicht  zu  bewerkstelligen 
ist  Durch  die  Vernichtung  einer  bestimmten,  in  seinen  Händen  be- 
findlichen Notenmenge  thut  der  Staat  nichts  Anderes,  als  dass  er 
eine  gewisse  Werthmenge  aus  den  Händen  giebt  und  an  alle  Besitzer 
von  Papiergeld  nach  Maassgabe  ihres  Besitzes  vertheilt  Dies  kann 
er  aber  natürlich  nicht  so  leicht  Unüberwindlich  ist  dies  Hindemiss 
allerdings  nicht  Der  Staat  kann  sich  durch  Vorschussgeschäfte  und 
ähnliche  Mittel  helfen,  aber  freilich  nur  in  geringem  Maasse.  Wollte 
er  in  grossem  Maassstabe  von  diesem  Mittel  Gebrauch  machen,  so 
bliebe  ihm  nichts  übrig,  als  eine  grosse  schwebende  Schuld  auf  sich 
zu  nehmen,  welche  aber  doch  später  einmal  konsolidirt  werden  müsste. 
Dies  wäre  also  nur  eine  Verschiebung  —  und  nicht  die  angestrebte 
Vermeidung  —  der  grossen  Anleiheoperation,  für  welche  allerdings 
unter  Umständen  manche  Gründe  könnten  in's  Feld  geführt  werden. 
Der  wichtigste  aber,  auf  den  man  etwa  verfallen  könnte,  dass  näm- 
lich die  Zahlung  von  Zinsen  durch  einige  Zeit  hindurch  erspart  wer- 
den könnte,  wäre  wohl  nicht  haltbar,  da  auch  eine  schwebende  Schuld 
Zinsen  erfordert,  wenn  auch  nicht  immer  in  der  Form  einer  nach 
Prozenten  festgestellten  regelmässigen  Interessenzahlung,  so  doch  in 
der  von  Wechseldiskonto  \l  dgl.  Daher  wäre  es  auch  nicht  möglich, 
die  Steuererhöhung,  welche  die  Aufnahme  des  mehrbesprochenen  gros- 
sen Anlehens  zur  Folge  haben  müsste,  durch  die  Verschiebung  des- 
selben mittelst  Kontrahirung  einer  schwebenden  Schuld  mit  zu  ver- 
schieben oder  gar  zu  vermeiden. 

Wenn  dagegen  der  Staat  nur  in  geringem  Maasse  von  diesem 
Mittel  Gebrauch  machen  würde,  so  könnte  die  regelmässige  Einnahme- 
steigerung günstiger  Zeiten  ihn  allmählig  in  den  Stand  setzen,  diese 
kleine  schwebende  Schuld  zu  beseitigen,  worauf  dann  wieder  in  die- 
ser Weise  fortgefahren  werden  könnte.  Allmählig  könnte  so  durch 
langsame  Einziehung  der  Noten  und  fortwährende  Abtragung  der  zu 
diesem  Zwecke  aufgenommenen  schwebenden  Schuld  mit  Hilfe  der, 
sich  ebenfalls  ergebenden  Einnahmeüberscbüsse  das  ganze  Papiergeld 


280  I>r-  Wilhelm  Lesigang, 

beseitigt  werden.  Es  erhellt  aber,  dass  auf  diese  Weise  die  Valuta- 
reguliruDg  nur  sehr  langsam  vorwärts  schreiten  könnte  und  dass  es 
sehr  lange  dauern  würde,  bis  sie  vollendet  werden  könnte.  Diese 
liangsamkeit  ist  überdies  bei  dieser  Art  der  Yalutaregulirung  auch 
noch  durch  andere  Gründe,  als  die  blosse  physische  Unmöglichkeit 
die  Noten  rasch  aus  dem  Verkehre  zu  ziehen,  geboten.  Man  nehme 
einmal  an,  dass  die  Regierung  vor  der  Noth wendigkeit,  eine  grosse 
schwebende  Schuld  aufzunehmen,  nicht  zurückschrecken  würde,  indem 
sie  dächte,  so  gut,  wie  eine  Anzahl  kleiner,  nach  einander  entstan- 
dener schwebender  Schulden  durch  den  blossen  wirthschaftlichen  Fort- 
schritt des  Staates  ohne  Umwandlung  in  konsolidirte  Schulden  nach  ein- 
ander abgetragen  werden  könnten,  so  könnte  auch  eine  grosse,  durch 
Zusammenziehung  jener  kleinen  Operationen  in  eine  einzige  entstandene 
schwebende  Schuld  dann  allmählig  auf  dieselbe  Art  und  in  derselben 
Zeit  abgetragen  werden.  Die  Folge  davon  würde  zunächst  sein,  dass 
das  Papiergeld  auf  Pari  kommen  müsste.  Wenn  daher  mit  dieser  Ya- 
lutaregulirung zur  Zeit  eines  hohen  Agio's  begonnen  würde,  so  müssten 
alle  die  verderblichen  Folgen  einer  plötzlichen  Wertherhöhung  des  Pa- 
piergeldes eintreten.  Hier  wäre  also  die  erste  Klippe  für  eine  solche 
Operation.  Nehmen  wir  aber  an,  dieselbe  sei  dadurch  vermieden, 
dass  mit  der  Yalutaregulirung  zu  einer  Zeit  begonnen  wird,  wo  das 
Papiergeld  nahe  an  Pari  steht  Auch  dieser  Umstand  würde  noch 
immer  einen  solchen  Modus  der  Yalutaregulirung  nicht  rechtfertigen. 
Der  Yerkehr  würde  sich  immer  durch  die  plötzliche  Yerminderung 
der  Umlaufsmittel  genöthigt  sehen,  sich  an  Stelle  der  ihm  entzoge- 
nen andere  in  der  Form  von  aus  dem  Auslande  herangezogenem  Edel- 
metalle zu  verschafifen.  Da  aber  dieser  Staat  aller  Voraussicht  nach 
nicht  in  der  Lage  sein  würde,  dem  Auslande  sofort  ein  Aequivalent 
fQr  sein  Edelmetall  zu  bieten  —  denn  dies  würde  eine  plötzliche 
Steigerung  des  Exports  voraussetzen,  die  doch  nur  in  aussergewöhn- 
lichen  Fällen  denkbar  ist  —  so  bliebe  den  Inländern  nichts  Anderes 
übrig,  als  sich  das  nöthige  Edelmetall  durch  Borgen  vom  Auslande, 
also  durch  Verschuldung  an  dasselbe  zu  verschafifen.  Dies  würde  je- 
doch bedeuten,  dass  die  Verschuldung  des  Staates  allerdings  vermie- 
den, an  ihre  Stelle  aber  eine  solche  der  Angehörigen  desselben  an 
das  Ausland  getreten  wäre,  dass  aber  diese  Verschuldung  der  Staats- 
angehörigen sich  nicht  so  leicht  abspielen  würde,  wie  die  des  Staate, 
wird  klar,  wenn  man  bedenkt,  dass  bei  einer  derartigen  Umwälzung 
im  Verkehrsleben  Niemand  eigentlich  weiss,  was  und  wie  viel  er  nun- 
mehr nöthig  hat  und  Jedermann  aus  Sorge,   sich  ja  nicht  zu  wenig 
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von  denjenigen  Dingen,  deren  er  gerade  zur  Erfüllung  seiner  Ver- 
bindlichkeiten und  zur  Sicherung  vor  etwaigen  unangenehmen  Even- 
tualitäten bedarf,  anzusammeln,  mehr  zu  haben  strebt,  als  eigentlich 
nothwendig  wäre,  dass  also  auch  der  Verkehr  anfänglich  mehr  Edel- 
metall anziehen  würde,  als  er  gerade  braucht  und  dann  wieder  einen 
Theil  abfiiessen  lassen  müsste,  wobei  es  wieder  leicht  geschehen 
könnte ,  dass  zu  viel  Edelmetall  in's  Ausland  zurückwandern  und  also 
erst  nach  längerem  Oscilliren  wieder  Regelmässigkeit  in  den  Verkehr 
kommen  könnte.  Dass  aber  ein  solches  Hin-  und  Herschwanken  in 
den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  unzertrennlich  ist  vom  völligen 
Ruine  vieler  Individuen,  weiss  man.  Die  Staatsverwaltung,  die  alle 
einschlägigen  Verhältnisse  zu  kennen  in  der  Lage  ist  und  in  Folge  des- 
sen die  Möglichkeit  hat,  nach  feinem  festen,  auf  diese  basirten  Plane 
vorzugehen,  ist  hier  jedenfalls  besser  geeignet,  schnell  das  Richtige 
zu  treflfen,  als  das  sich  selbst' überlassene  Publikum.  Dieses  hätte 
allen  Grund,  jener  für  die  ihm  in  dieser  Angelegenheit  gelassene 
Freiheit  wenig  dankbar  zu  sein.  Nicht  genug  damit,  dass  es  erst 
nach  einigen,  durch  die  nothwendige  Unsicherheit  seines  Vorgehens 
hervorgerufenen  Verlusten  in  den  Besitz  des  nothwendigen  Edelme- 
talls käme,  hätte  diese  Freiheit  auch  noch  die  Folge,  dass  die  durch 
die  Heranziehung  des  Edelmetalls  entstandene  Verschuldung  und  Be- 
lastung weit  ungleichmässiger  vertheilt  wäre,  als  wenn  der  Staat 
diese  Last  auf  sich  nehmen  würde,  während  doch  die  Vortheile  der 
Valutaherstellung  der  ganzen  Bevölkerung  gleichmässig  zu  Gute  kä- 
men, üeberdiess  würde  diese  Last  auch  durch  das  selbstständige 
Eintreten  des  Publikums  grösser  werden,  als  sie  im  Falle  der  Inter- 
vention des  Staates  wäre,  da  jenes  voraussichtlich  in  den  meisten 
Fällen  sich  einen  höheren  Zinsfuss  gefallen  lassen  müsste,  als  dieser. 
Wenn  aber  auch  alle  diese  Schwierigkeiten  glücklich  überwunden 
wären,  so  käme  zum  Schlüsse  erst  noch  eine  hinzu,  an  welcher  das 
ganze  Werk  scheitern  könnte.  Es  wurde  schon  oben  auseinanderge- 
setzt, dass  eine  Einlösung  der  Noten  zu  einem  anderen,  als  dem- 
jenigen wahren  Metallwerthe,  den  sie  zur  Zeit  der  Valutaregulirung 
haben,  eine  bedeutende  Erhöhung  des  Ausgabebudgets  zur  Folge  ha- 
ben würde.  Würde  nun  der  Staat  den  Werth  der  Noten  durch  Ein- 
ziehung einer  Anzahl  von  solchen  bis  auf  Pari  erhöhen,  so  würde 
dies,  da  nun  ebenfalls  der  Werth  eines  Silberguldens  überall  an  die 
Stelle  des  durch  einen  Papiergulden  repräsentirten  treten  müsste, 
ganz  dieselbe  Wirkung  auf  das  Budget  haben.  Zu  all'  den  Schwie- 
rigkeiten und  Störungen  des  wirthschaftlichen  Lebens,  wie  sie  oben 
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geschildert  wurden  und  von  denen  jede  einzelne  schon  dem  Staate 
verderblich  werden  könnte,  käme  also  noch  eine  plötzliche,  bedeutende 
Steigerung  des  Ausgabenbudgets.  Der  Staat  ist  aber  kaum  vorhanden, 
der  eine  solche  unter  derartigen  Verhältnissen  ertragen  könnte,  ohne 
bankerott  zu  werden,  am  allerwenigsten  aber  wäre  Oesterreich  dies 
im  Stande.  In  diesem  Reiche  würden  derartige  Erschüttarungen  un- 
vermeidlich den  Bankerott  beider  Staaten,  die  dasselbe  bilden  nach 
sich  ziehen  und  wahrscheinlich,  fast  gewiss,  auch  denjenigen  der  gan- 
zen Bevölkerung. 

Eine  rasche  Herstellung  der  Valuta  auf  diesem  Wege  ist  also  in 
Oesterreich  —  und  wohl  auch  in  allen  anderen  Staaten  mit  nicht 
voUwerthigem  Papiergelde  ein  Ding  der  Unmöglichkeit;  die  allmählige 
aber,  wie  sie  zuerst  besprochen  wurde,  würde  einen  sehr  langen  Zeit- 
raum zu  ihrer  Vollendung  in  Anspruch  nehmen.  Man  bedenke  nur 
die  aus  der  Steigerung  des  Geldwerthes  resultirende  Erhöhung  des 
Ausgabenbudgets.  Diese  müsste  aus  der  angenommenen  regelmässi- 
gen Vermehrung  der  Einnahmen  —  die  übrigens  auch  öfter  Unter- 
brechungen erfährt  — ,  welche  die  allmählige  Einziehung  der  Noten 
vermittelst  Umwandlung  derselben  in  eine  schwebende  Schuld  und  det 
langsamen  Abtragung  dieser  ermöglichen  sollte,  auch  noch  bestritten 
werden.  Da  könnte,  selbst  in  unserer  rasch  fortsdireitenden  Zeit 
leicht  ein  Jahrhundert  vergehen,  ehe  das  gewünschte  Ziel  erreicht 
wäre. 

Es  wird  sich  wohl  Manchem  hier  der  Gedanke  aufgedrängt  haben, 
dass  eine  Beschleunigung  der  Valutar^ulirung  nach  diesem  Modus 
möglich  wäre ,  wenn  der  regelmässigen ,  durch  den  gewöhnlichen  wirth- 
schaftlichen  Fortschritt  bewirkten  Einnahmeverm^rung  durch  eine 
künstliche,  also  durch  Erhöhung  der  Abgaben  nachgeholfen  würde, 
um  auf  diese  Art  einen  Ueberschuss  der  Staatseinnahmen  über  die 
Ausgaben  zu  erzielen,  welcher  dann  verwendet  werden  könnte,  um 
die  nunmehr  zur  Disposition  des  Staates  verbleibenden  Noten  zu  ver- 
nichten. Hierdurch  Hesse  sich  allerdings  unstreitig  eine  Beschleuni- 
gung der  Valutaregulirung  erzielen.  Aber  man  hätte  ja  dabei  gerade 
das  gethan,  was  bei  der  Aufnahme  eines  Anlehens  eigentlich  für  die 
Bevölkerung  beschwerlich  ist  und  was  durch  die  Vermeidung  dieser 
Operation  eben  vermieden  werden  sollte:  die  Lasten  der  Steuerträger 
unmittelbar  vermehrt  Und  dabei  bliebe  immer  noch  die  oft  erwähnte 
Steigerung  des  Ausgabenbudgets  durch  die  einfache  Ersetzung  des 
Papiergeldes  durch  Metallgeld  mit  zu  bedenken. 

Fragt  man  nun,  welche  von  den  beiden  soeben  erörterten  Metho- 
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den  der  Valutaregulirung  vorzuziehen  wäre,  so  müsste  die  Antwort 
äuf  diese  Frage  Unterscheidungen  machen.  Wenn  es  sicher  wäre, 
lass  Oesterreich  so  lange  von  innen  und  aussen  Ruhe  gegönnt  sein 
i¥ird,  als  nöthig  wäre,  um  auf  die  letztbesprochene  Art  die  Valuta- 
regulirung  durchzuführen,  so  wäre  diese,  mit  ihrer,  konform  den 
ürirthschaftlichen  Fortschritten  der  Bevölkerung  erfolgenden,  allmähligen 
Vollendung  vorzuziehen.  Nur  müsste  dabei  zunächst  jenes  niedrige 
\gio,  dass  sich  bei  längerer  Dauer  einer  Friedensperiode  regelmässig 
sinzustellen  pflegte,  abgewartet  werden,  ohne  irgend  welche  Schritte 
zur  Beschleunigung  der  langsamen  natürlichen  Entwickelung  zu  unter- 
Qehmen.  Wenn  dann  ein  solches  niedriges,  dem  Paristande  sehr 
Qahes  Agio  (etwa  1—2  ^/o)  gekommen  wäre,  müsste  danach  gestrebt 
vrerden,  dasselbe  vor  bedeutenden  Schwankungen  zu  bewahren;  da 
liese  in  ruhigen  Zeiten  ohnedies  sehr  gering  sind,  wäre  dies  keine 
schwere  Aufgabe.  Dann  müsste  erst  noch  einige  Zeit  gezögert  wer- 
ten, weil  es  erst  nothwendig  wäre,  sich  darüber  klar  zu  werden,  wie 
iie  auf  diese  Art  erfolgte  Wertherhöhung  des  Papiergeldes,  resp.  die 
laraus  resultirende  Erhöhung  des  Budgets  auf  die  wirthschaftliche 
Liage  der  Bevölkerung  wirkt,  ob  es  nicht  nothwendig  wäre,  die  Lasten 
lerselben  zu  erleichtern.  Diese  Klarheit  könnte  erst  nach  Verlauf 
nniger  Jahre  eintreten,  da  zuerst  die  neue  Regulirung  der  Preise, 
Iie  in  Folge  der  Erhöhung  des  Qeldwerthes  eintreten  muss,  die  aber, 
i?ie  oben  gezeigt  wurde,  erst  nach  einigen  Jahren  eintritt,  erfolgt 
sein  muss,  ehe  die  Wertherhöhung  des  Geldes  überhaupt  eine  Wir- 
kung auf  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  äussern 
cann.  Erst  wenn  alle  diese  Vorstadien  glücklich  überwunden  wären, 
tonnte  mit  der  Einziehung  des  Papiergeldes  begonnen  werden.  Wie 
Iie  Verhältnisse  in  Oesterreich  sind,  müssten  auf  diese  Art  zuerst 
Iie  gesammten  Staatsnoten  eingezogen  werden.  Konform  mit  allen 
liesen  Operationen  wäre  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Nationalbank  ihren 
tfetallschatz  auf  jene  Höhe  zu  bringen  streben  würde,  welche  noth- 
/(rendig  wäre,  um  allen  Noten,  die  schliesslich  noch  im  Verkehre  ge- 
assen  würden  —  dies  würde  jedenfalls  nur  für  grosse  Noten  gestat- 
tet werden  dürfen  —  eine  sichere  Unterlage  zu  geben.  Erst  wenn 
iiese  Höhe  erreicht  wäre,  wäre  die  ganze  Operation  vollendet. 

Da  aber  die  Sicherheit,  dass  Oesterreich  eine  so  lange  Buhepe- 
iode,  als  zu  alF  den  geschilderten  Vorkehrungen  und  Verzögerungen 
loth wendig  wäre,  nicht  vorbanden  ist  und  aJler  Wahrscheinlichkeit 
lach  leider  auch  nicht  so  bald  vorhanden  sein  wird  —  die  orienta- 
ische  Frage  allein  wird  wohl  noch  für  Dezennien  ein  über  Oester- 
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reich  hängendes  Damoklesschwert  bleiben  und  auch  sonst  giebt  es 
ausserhalb  und  innerhalb  Oesterreich's  oflfene  Pulverfässer  genug  — 
so  kann  nicht  daran  gedacht  werden,  die  Valutaregulirung  nach  einem 
so  viel  Zeit  in  Anspruch  nehmenden  Plane  durchzuführen,  obwohl 
ausser  dem  Vorzuge,  der  schon  in  der  gänzlichen  Vermeidung  jeder 
plötzlichen  Erschütterung  der  eigenen  Volkswirthschaft  liegt,  noch 
ein  anderer  triftiger  Grund  für  dieses  langsame  Vorgehen  sprechen 
würde:  die  unvermeidliche  Affizirung  des  Weltmarktes  für  Edelmetall. 
Dieser  wäre  durch  ein  plötzliches  Hervortreten  Oesterreich's  mit  einem 
so  gewaltigen  Begehren  nach  Edelmetall  gewiss  von  so  heftigen  Er- 
schütterungen bedroht,  dass,  trotzdem  die  Valutaregulirung  in  Oester- 
reich  auch  allen  anderen,  mit  diesem  in  Verkehr  stehenden  Staaten 
nützen  würde,  es  doch  im  Interesse  derselben  liegen  könnte,  Oester- 
reich  bei  diesem  unternehmen  Hindemisse  in  den  Weg  zu  legen. 

Trotz  Air  dem  kann  aber  doch  nur  Valutaregulirung  mit  Hilfe 
eines  Anlehens  ernstlich  empfohlen  werden,  weil  nur  bei  dieser  Me- 
thode eine  Durchführung  des  Werkes  innerhalb  weniger  Jahre  mög- 
lich zu  machen  wäre.  Ueberdies  ist  auch  hier  eine  Vertheilung  der 
Lasten  der  eigenen  Bevölkerung  sowohl,  als  auch  der  Beeinflussung 
des  Weltmarktes  für  Edelmetall  auf  einen  längeren  Zeitraum  ganz 
gut  möglich. 

Behufs  Auffindung  des  Weges  dazu  muss  daran  erinnert  werden, 
dass  hier  stets  von  der  Ansicht  ausgegangen  wurde,  dass  jede  zirku- 
lirende  Note  vollständig  durch  das  vorhandene  Edelmetall  gedeckt 
sein  solle.  Wenn  aber  auch  an  der  Meinung,  dass  nur  derartig  be- 
deckte Noten  vollkommen  sicher  seien,  festgehalten  werden  muss,  so 
könnte  doch  als  Uebergangsstadium  die  Zirkulation  von  blos  „fim- 
dirten'^  Noten  gestattet  werden.  Ein  Anlehen  von  400  Millionen  auf 
einmal  zu  plaziren  dürfte  Oesterreich  wohl  schwer  fallen  und  auch 
die  plötzliche,  so  bedeutende  Erhöhung  der  Lasten  der  Bevölkerung 
Oesterreich's  wäre  gerade  nicht  sehr  zu  empfehlen.  Da  aber  die  Er* 
fahrung  nun  einmal  lehrt,  dass  Banknoten  sich  lange  Zeit  auf  Pari 
erhalten  können,  ohne  gerade  vollständig  durch  Edelmetall  gedeckt 
zu  sein  und  da  das  dringendste  Bedürfniss  Oesterreich's  zunächst 
darin  besteht,  ein  Geld  zu  erhalten,  welches  wenigstens  in  ruhigen 
oder  nur  massig  bewegten  Zeiten  von  Schwankungen  frei  ist,  so 
würde  es  nützlich  sein,  wenn  zunächst  damit  begonnen  würde,  das 
ganze  österreichische  Papiergeld  bankmässig  zu  fundiren.  Dazu  würde 
die  Beschaffung  einer  weit  geringeren  Menge  von  Edelmetall  genügen. 
Da  man  allgemein  annimmt,  dass  die  s.  g.  Drittelsdeckung  zur  bank- 
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massigen  Fandation  von  Papiergeld  hinreicht,  so  würde,  da  für  die 
Banknoten  diese  Deckung  vorhanden  ist  (und  sogar  vielmehr,  denn 
nach  dem  Ausweise  der  österreichischen  Nationalbank  vom  1.  Dezem- 
ber 1876  betrug  der  Banknotenumlauf  rund  292  Mill.  fl.,  der  Metall- 
schatz 136  Mill.  fl.,  zu  welch'  letzterem  die  noch  stets  im  Betrage 
von  einigen  Millionen  vorhandenen,  in  Metall  zahlbaren  Wechsel  hin- 
zu zu  rechnen  sind)  es  nur  nothwendig  sein,  die  Drittelsdeckung  in 
Edelmetall  für  die  Staatsnoten  herbeizuschafifen.  Da  diese  in  einem 
Betrage  von  ca.  360  Mill.  Gulden  zirkuliren,  so  würde  also  ein  Be- 
trag von  120  Mill.  Gulden  in  Edelmetall  herbeigeschaflFt  werden  müs- 
sen, was  wohl  dem  Reiche  keine  besonderen  Schwierigkeiten  machen 
and  auch  den  allgemeinen  Edelmetallmarkt  nicht  sonderlich  in's  Mit- 
leid ziehen  würde.  Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass,  sobald 
die  Noten  durch  den  Beginn  der  Einlösung  derselben  in  Edelmetall 
auf  Pari  gebracht  wären,  ebenso  vorgegangen  werden  müsste,  wie 
wenn  sie  ganz  durch  Edelmetall  ersetzt  würden,  dass  also  nicht  die 
neuen,  voUwerthigen  Noten  einfach  an  die  Stelle  der  früheren,  minder- 
vrerthigen  zu  treten  hätten,  sondern  dass  die  letzteren  gegen  die  er- 
steren  nur  im  wahren  Werthe  umzutauschen  wären.  Daher  müssten 
natürlich  bei  einem  derartigen  Vorgehen  die  alten  Noten  ausser  Kurs 
und  neue,  von  verändertem  Aeusseren  an  ihre  Stelle  gesetzt  werden, 
welche,  wenn,  wie  dies  oben  empfohlen  wurde,  mit  der  Valutareguli- 
rung  zugleich  der  üebergang  zur  Goldwährung  verbunden  würde,  auf 
Gold  zu  lauten  hätten. 

Da  hier  fortwährend  davon  gesprochen  wurde,  dass  die  gegen- 
wärtig zirkulirenden  Noten  nur  nach  ihrem  wahren  Werthe  in  Edel- 
metall —  resp.  in  gegen  Edelmetall  einlöslichen  Noten  —  einzutau- 
schen seien,  so  wird  sich  wohl  schon  Manchem  die  Frage  auf  die 
Lippen  gedrängt  haben,  welches  denn  dieser  wahre  Werth  sei,  ob 
irgend  ein  beliebiger  Stand  des  Agio's  als  maassgebend  angenommen 
werden  dtirfe  oder  ob  ein  bestimmter  und  in  diesem  Falle  welcher, 
als  solcher  zu  gelten  habe.  Hierauf  können  zwei  verschiedene  Ant- 
worten gegeben  werden,  je  nach  dem  Gesichtspunkte,  den  man  als  in 
erster  Linie  entscheidend  betrachtet.  Vom  rein  finanz-politischen  Ge- 
sichtspunkte aus  würde  es  sich  empfehlen,  denjenigen  Agiostand  zur 
Basis  zu  nehmen,  der  zur  Zeit  des  Beginnes  der  Valutaregulirung 
herrscht,  allenfalls  denjenigen,  der  an  dem  Tage,  an  welchem  mit 
der  Einlösung  begonnen  wurde,  notirt  war.  Nur  eine  solche  Rech- 
nung wtlrde  genau  den  Verhältnissen  zur  Zeit  des  Ueberganges  ent- 
sprechen und  da  dies  die  Voraussetzung  davon  ist,  dass  sich  die  Va- 
XXVIIL  20 


286  ^^-  Wilhelm  Lesigang, 

lutaregulirung  ohne  Erschütterung  des  Verkehrslebens  vollzieht,  so 
würde  sie  allein  die  Garantie  geben,  dass  der  ganze  Prozess  ohne 
Störung  vollzogen  werden  könnte.  Anders  stellt  sich  aber  die  Sache 
vom  juristischen  Standpunkte  aus  dar.  Von  diesem  aus  könnte  als 
wahrer  Werth  der  Noten  nur  der  durchschnittliche  Werth  derselben 
seit  ihrem  Bestehen  angesehen  werden  und  es  würde  daher  als  eine 
begründete  Forderung  angesehen  werden  müssen,  wenn  verlangt  würde, 
dass  der  Staat  bei  der  Valutaregulirung  die  durchschnittliche  Höbe 
des  Agio's  seit  seinem  ersten  Auftreten  zur  Basis  seiner  Operationen 
nehmen  solle.  Dabei  würde  sich  aber  —  wenigstens  in  Oesterreich  — 
erst  noch  eine  besondere  neue  Schwierigkeit  ergeben.  Die  in  diesem 
Reiche  gegenwärtig  zirkulirenden  Noten  wurden  nämlich  nicht  alle  zu 
gleicher  Zeit  emittirt.  Die  erste  Vermehrung  der  Noten  fand  statt  zur 
Zeit  der  Suspension  der  Baarzahlungen  der  Nationalbank  (184^/9),  die 
zweite  zur  Zeit  des  Krimkrieges,  die  dritte  1859,  die  vierte  und  letzte 
1866.  Daraus  ergiebt  sich  aber,  dass  der  Durchschnitt,  der  aus  dem 
Stande  des  Agio's  seit  dem  Jahre  1848  gezogen  würde,  nicht  für  alle 
Noten  giltig  sein  könnte.  Er  könnte  es  nicht  sein  für  diejenigen,  die 
später  emittirt  wurden.  Der  Durchschnittswerth  dieser  Noten  kann 
doch  oflfenbar  nur  durch  die  Höhe  des  Agio's  während  der  Zeit,  in  wel- 
cher sie  überhaupt  vorhanden  waren,  bestimmt  werden.  Nun  sind  aber 
die  Banknoten  in  Oesterreich  nicht  nach  der  Zeit  ihrer  Emission  von 
einander  geschieden  worden,  sondern  erhielten  alle  dasselbe  Aeussere, 
welches  seit  dem  Jahre  1848  auch  noch  verändert  wurde,  so  dass  es 
heute  ganz  unmöglich  ist,  zu  sagen,  welche  Banknote  aus  der  einen 
und  welche  aus  der  anderen  Emission  herstammen.  Es  muss  gewieg- 
teren Juristen,  als  der  Verfasser  dieser  Abhandlung  ist,  überlassen 
bleiben,  zu  entscheiden,  welcher  Werth  hiemach  als  der  wahre  Werth 
der  Banknoten  anzusehen  sei.  Einfacher  stellt  sich  die  Sache  mit 
den  Staatsnoten.  Diese  stammen  alle  aus  dem  Kriege  von  1866  und 
der  unmittelbar  darauf  folgenden  Zeit  und  sind,  da  sie  sich  äosser- 
lich  von  den  Banknoten  unterschieden,  niemals  mit  diesen  vermischt 
worden;  es  könnte  also  für  sie  ein  abgesonderter  Durchschnittswerth 
ganz  leicht  berechnet  werden. 

Hier  käme  aber  noch  ein  Bedenken  in  Betracht  Das  Publikum 
hat  niemals  einen  Unterschied  zwischen  den  Bank-  und  Staatsnoten 
gemacht,  sondern  beide  stets  ganz  gleich  behandelt  Danach  müsste 
aber  sehr  bezweifelt  werden,  ob  es  gerecht  wäre,  wenn  bei  der  Va- 
lutaregulirung plötzlich  ein  solcher  Unterschied  gemacht,  und  für  die- 
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Itaatsnoten  ein  anderer  Einlösungspreis  bestimmt  würde,  als  für  die 
(anknoten. 

In  der  Praxis  würde  die  Sache  sich  übrigens  leichter  machen, 
Is  man  hiemach  glauben  möchte.  Die  DiflFerenz  zwischen  der  durch- 
chnittlichen  Höhe  des  Agio's  in  Oesterreich  seit  dem  Jahre  1866 
nd  jener  seit  dem  Jahre  1848  oder  irgend  einer  der  anderen  Emis- 
ionen von  uneinlöslichem  Papiergelde  ist  jedenfalls  nicht  gross,  da 
ie  Bewegung  des  Ägio's  von  einer  Emission  bis  zur  anderen  und 
eit  der  letzten  bis  zur  Gegenwart  immer  dieselben  Erscheinungen 
ot:  plötzliches  Steigen  zu  einer  grossen  Höhe  und  dann  allmähliges 
inken  bis  zum  fast  gänzlichen  Verschwinden.  Um  aber  Niemand 
Inrecht  zu  thun,  würde  es  sich  vielleicht  empfehlen,  die  Unterschei- 
ung  zwischen  Staats-  und  Banknoten  ganz  aufzugeben,  die  vier 
>urchschnittshöhen  des  Agio's  seit  1849,  1854,  1859  und  1866  zu  be- 
echnen,  aus  diesen  vier  Zahlen  wieder  einen  Durchschnitt  zu  suchen 
nd  diesen  letzteren  dann  als  wahren  Werth  der  Noten  gelten  zu 
Etssen. 

Auch  die  Vereinigung  des  ersterwähnten  finanz-politiischen  Stand- 
unktes  mit  diesem  juristischen  dürfte  nicht  zu  schwer  sein,  wenig- 
tens  im  gegenwärtigen  Augenblicke  0  oder  in  der  nächsten  Zeit  Es 
luss  dabei  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  eine  grosse 
>ifferenz  zwischen  dem  auf  die  eben  besprochene  Weise  gefundenen 
rahren  Werthe  der  Noten  und  dem  zur  Zeit  der  Valutaregulirung 
eltenden  eine  Quelle  von  neuen  Verlegenheiten  werden  könnte.  Wäre 
ämlich  dieser  wahre  Werth  der  Noten  ein  höherer,  als  der  zur  Zeit 
er  Vornahme  der  Valutaregulirung  in  der  That  geltende,  das  als 
rrundlage  der  ganzen  Operation  angenommene  Agio  also  niedriger, 
Is  es  auf  dem  Geldmarkte  notirt  ist,  so  wäre,  da  nun  für  eine  be- 
timmte  Menge  Noten  vom  Staate  mehr  Edelmetall  hergegeben  wird, 
Is  der  durch  das  Bedürfniss  des  Verkehrs  festgestellte  Werth  jener 
igentlich  bedingen  würde,  also  für  alle  Noten  im  Ganzen  mehr,  als 
er  Verkehr  bedarf,  dies  ebenso  ein  Versuch,  diesem  mehr  Umlaufs- 
littel  aufzunöthigen,  als  er  braucht  und  vertragen  kann,  wie  im 
'alle  der  Einlösung  der  Noten  zum  vollen  Nominalwerthe  und  müsste 
jeselben  Folgen  haben,  welche  oben  bei  Besprechung  dieser  Even- 
ualität  geschildert  wurden,  nämlich  Abfliessen  eines  Theiles  des  vom 
itaate  zum  Zwecke  der  Valutaregulirung  erworbenen  Edelmetalles 
nd  Erhöhung  des  Ausgabenbudgets.    Nur  würde  natürlich  das  Maass, 
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in  welchem  diese  Folgen  hier  eintreten  wflrden,  ein  entsprechend  ge- 
ringeres sein.  Die  erste  dieser  beiden  Folgen  müsste  die  B^erong 
ruhig  hinnehmen  und  eben  den  Muth  haben,  einen  Theil  des  von  ihr 
herbeigeschaflften  Edelmetalls  wieder  abfliessen  zu  sehen  und  sich  dabei 
damit  trösten,  dass  ja  dasselbe  nicht  an  das  Ausland  verschenkt,  son- 
dern nur  gegen  andere  Werthe  abgegeben  wird;  gegen  die  zweite 
könnte  nur  durch  Restriktionen  im  Budget  Abhilfe  getroffen  werden. 
Sollten  solche  als  unmöglich  angesehen  werden,  so  bliebe  kein  ande- 
res Mittel  dagegen  übrig. 

Wäre  dagegen  jener  berechnete  wahre  Werth  der  Noten  niedri- 
ger, das  als  Basis  der  Einlösungsoperation  angenommene  Agio  also 
höher,  als  auf  dem  offenen  Markte,  so  würde  ein  solcher  Einlösungs- 
modus einer  Verkürzung  der  Papiergeldbesitzer  so  ähnlich  sehen,  dass 
trotz  seiner  Richtigkeit  kaum  eine  Regierung  es  wagen  dürfte,  ihn 
anzuwenden  und  hätte  überdies  die  Folge,  dass  der  Verkehr  zu  wenig 
Edelmetall  erhalten  würde,  also  genöthigt  wäre,  sich  dasjenige,  wel- 
ches er  noch  brauchen  würde,  auf  andere  Art  zu  verschaffen,  was 
aber  wieder  ohne  Opfer  und  mannigfache  Verwirrungen  nicht  möglich 
wäre,  —  aus  denselben  Gründen,  nur  wieder  in  geringerem  Maasse, 
wie  dies  schon  bei  Besprechung  der  Valutaregulirung  im  Wege  blos- 
ser Einziehung  der  Noten  auseinandergesetzt  wurde.  Eine  Einlösung 
des  Papiergeldes  gegen  Edelmetall  zu  einem  schlechteren  Kurse,  als 
dem  zur  Zeit  der  Valutaregulirung  herrschenden,  muss  also  eigent- 
lich ganz  ausser  Frage  bleiben. 

Im  Falle  einer  Durchführung  der  Valutaregulirung  in  Oesterreidi 
im  gegenwärtigen  Augenblicke  oder  in  der  nächsten  Zeit  würden  sich 
aber  alle  diese  Schwierigkeiten,  wie  gesagt,  bedeutend  verringern  u.  z. 
deshalb,  weil  das  gegenwärtige  Agio  von  16  ^/o,  das  sich  wohl  auch 
nicht  so  bald  wesentlich  verringern  wird,  so  ziemlich  dem  durch- 
schnittlichen seit  1848  gleichkommen  dürfte. 

Eine  gute  Vorbereitung  der  Valutaregulirung  durch  Einlösung  der 
Noten  zu  ihrem  wahren  Werthe  in  Edelmetall  würde  es  sein,  wenn 
es  gelänge,  durch  längere  Zeit  eine  feste  Werthrelation  zwischen  dem 
Papiergelde  und  demjenigen  Münzmetalle,  zu  welchem  bei  der  wiric- 
lichen  Durchführung  der  Valutaregulirung  übergegangen  werden  soll, 
zu  erhalten.  Das  Publikum  würde  sich  dann  an  ein  solches  festes 
Verhältniss  zwischen  dem  Papiergelde  und  dem  Münzmetalle  gewöh- 
nen und  es  zuletzt  ganz  selbstverständlich  finden,  wenn  es  an  Stelle 
des  ersteren  so  viel  von  dem  letzteren  bekäme,  als  jenes  wirklidi 
werth  ist,  während  gerade  die  jetzigen  ewigen  Schwankungen  in  die- 
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T  Werthrelation  es  sind,  die  unter  den  Leuten  immerfort  den  Glau- 
^n  wach  erhalten,  sie  hätten  eigentlich  etwas  Anderes  zu  fordern, 
s  denjenigen  Werth,  den  sie  eben  durch  Vermittelung  eines  Papier- 
ildens  in  Händen  haben  u.  z.  versteht  alle  Welt,  da  immer  und 
imer  wieder  die  Gleichheit  der  Werthe  eines  Papier-  und  eines  Sil- 
trguldens  als  das  zu  erstrebende  Ziel  dargestellt  wird,  unter  diesem 
ideren  einen  Silbergulden.  Es  ist  dies  eben  ein  Irrthum,  der  durch 
A  fortwährende  Streben  der  Begierung,  zu  verbergen,  was  es  eigent- 
h  war,  was  sie  einstens  in  der  Zeit  der  Noth  gethan,  stets  neue 
ihrung  erhält 

Die  Stabilisirung  des  Agio's  könnte  auf  dreierlei  Weise  erreicht 
irden.  Es  wurde  schon  auseinandergesetzt,  dass  das  Agio  —  ab- 
sehen von  den  Momenten  einer  besonders  heftigen  und  plötzlichen 
•schütterung  —  von  der  Grösse  des  Verkehrs,  der  Menge  der  No- 
Q  und  dem  Preise  des  Münzmetalls  abhängt.  Die  Stabilität  der 
erthrelation  zwischen  Papiergeld  und  MOnzmetall  könnte  also  er- 
icht  werden,  wenn  entweder  der  Verkehr  nach  allen  Schwankungen 

der  Notenmenge  oder  im  Preise  des  Münzmetalls  oder  wenn  der 
eis  des  Münzmetalls  nach  allen  Schwankungen  des  Verkehrs  und 
r  Notenmenge  oder  wenn  die  Notenmenge  nach  allen  Schwankungen 
i  Preise  des  Münzmetalls  und  im  Verkehre  sich  richten  würde.  Es 
Isste  also  einer  dieser  drei  Faktoren  einer  beständigen  Regulirung 
irch  den  Staat  unterzogen  werden,  wenn  dies  Ziel  erreicht  werden 
H.  Es  bedarf  wohl  keines  weiteren  Nachweises,  dass  nur  die  letzte 
r  eben  angeführten  drei  Operationen  ernstlich  in  Betracht  kommen 
nn.  Die  Stärke  des  Verkehrs  und  den  Preis  des  Münzmetalles 
nn  kein  Staat  reguliren,  wohl  aber  die  Menge  der  Noten.  Diese 
m  jeweiligen  Bedürfnisse  so  anzupassen,  dass  das  Silberagio  oder 

wenn  man  zur  Goldwährung  übergehen  will  —  die  Werthrelation 
rischen  dem  österreichischen  Papiergelde  und  dem  Golde,  das  fälsch- 
h  s.  g.  Goldagio,  durch  zwei  oder  drei  Jahre  hindurch  keine  bedeu- 
dde  Aenderung  erführe,  wäre  wohl  nicht  besonders  schwierig.  In 
isterreich  ist  dies  allerdings  dadurch  etwas  erschwert,  dass  die 
össere  Hälfte  der  Noten  nicht  von  einer  Verkehrsanstalt  verwaltet 
rd,  sondern  eine  feste,  von  den  Bedürfiiissen  des  Verkehrs  unab- 
.ngige  Masse  bildet  Würde  das  gesammte  Papiergeld  einer  bank- 
iBsigen  Verwaltung  unterliegen,  so  würde  der  Verkehr  die  Menge 
sselben  nach  seinem  Bedürfioisse  reguliren  und  schon  dafQr  sorgen, 
SS  der  Werth  des  Papierguldens  wesentlich  unverändert  bliebe.  Da- 
it  wären  freilich  noch  nicht  alle  Schwankungen  des  Agio's  beseitigt, 
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da  noch  immer  die  durch  die  VeräDderangen  im  Preise  des  Edelme- 
talls hervorgerufenen  übrig  blieben,  aber  doch  die  meisten  und  gross- 
ten.  Dadurch  aber,  dass  die  Staatsnoten  eine  so  grosse  unveränder- 
liche Masse  von  Papiergeld  bilden,  wird  der  Verkehr  verhindert,  sei- 
nen ausgleichenden  Einfluss  auf  den  Werth  desselben  ganz  und  voll 
auszuüben.  Dies  muss  aber  ermöglicht  oder  es  muss  wenigstens  da- 
für gesorgt  werden,  dass  eine  andere  Macht  das  thut,  was  der  Ver- 
kehr bei  voller  Aktionsfreiheit  thun  würde.  Das  erstere  ist  allerdings 
nicht  leicht  möglich,  um  so  eher  aber  das  letztere,  denn  der  Staat 
kann  in  dem  bezeichneten  Sinne  in  diese  Verhältnisse  eingreifen  und 
weil  er  es  kann,  soll  er  es  auch  und  es  wäre  sogar  noch  aus  einem 
ganz  speziellen  Grunde  gut,  wenn  er  es  thäte.  Es  wurde  oben  er- 
wähnt, dass  durch  das  Verhältniss  zwischen  Verkehr  und  Notenbank 
—  also  wesentlich  durch  die  Diskontpolitik  der  letzteren  —  nur  jene 
Agioschwankungen  verhindert  werden,  welche  in  den  Werthverände- 
rungen  des  Papiergeldes  ihren  Grund  haben,  nicht  aber  auch  diejeni- 
gen, welche  aus  denen  des  Metallgeldes  hervorgehen.  Diesen  wird 
eine  Notenbank  nie  folgen  können  und  wollen.  Sie  muss  sich  in  ihrer 
Diskontpolitik  nach  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  richten.  Da  wäre 
es  denn  eine  dankbare  Aufgabe  für  den  Staat,  dafür  zu  sorgen,  dass 
auch  die  Werthveränderungen  des  Münzmetalls  ohne  Einfluss  auf  das 
Werthverhältniss  zwischen  Papiergeld  und  Edelmetall  bleiben.  Er 
hätte  zu  diesem  Zwecke  nichts  zu  thun,  als  jedesmal,  wenn  das  Agio 
steigt,  die  Notenmenge  entsprechend  zu  vermindern,  wenn  es  fällt, 
sie  zu  vermehren.  In  gewöhnlichen,  ruhigen  Zeiten  würde  eine  be- 
deutende Veränderung  der  Notenmenge  zu  diesem  Zwecke  gar  nicht 
nothwendig  sein.  Eine  solche  könnte  der  Staat  aber  auch  nicht  durch- 
führen und  daher  müsste  von  vom  herein  darauf  verzichtet  werden, 
diese  Manipulation  auch  während  etwaiger  stürmischer  Zeiten  fortzu- 
setzen. Aber  als  Uebergangsstadium  für  die  Dauer  von  zwei  oder 
drei  Jahren  könnte  sie  gewiss  durchgeführt  werden.  Der  Staat  hätte 
nur  nöthig  in  Momenten,  wo  eine  Notenverminderung  wünschens- 
werth  erscheint,  die  bei  ihm  einlangenden  Noten  so  weit  als  noth- 
wendig zurückzuhalten  und  seine  Bedürfnisse  mit  Hilfe  von  Vorschuss- 
geschäften zu  bestreiten,  dagegen  im  entgegengesetzten  Falle  nicht 
nur  die  einlangenden  Noten  wieder  auszugeben,  sondern  auch  die 
durch  jene  Vorschussgeschäfte  entstandenen  Schulden  zu  tilgen,  was 
mit  Hilfe  der  aus  demselben  Grunde  zurückbehaltenen  Noten  leicht  ge- 
schehen könnte.  Allerdings  wären  solche  Geschäfte  stets  mit  einigen 
Kosten  verbunden,  aber  diese  würden  gewiss  keine  bedeutende  Höhe 
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erreichen  und  nicht  im  Verhältnisse  stehen  zur  Wichtigkeit  des  zu 
erreichenden  Zweckes. 

Diese  Stabilisirung  der  Werthrelation  zwischen  Papiergeld  und 
dem  künftigen  Münzmetalle  wäre  gegenwärtig  weit  leichter  für  dieje- 
nige zwischen  Gold  und  Papiergeld  zu  erreichen,  als  für  jene  zwi- 
schen Silber  und  Papiergeld.  Im  Laufe  des  Jahres  1876  wenigstens 
schwankte  der  Kurs  der  Goldmünzen  in  Papiergulden  weit  weniger, 
als  Jener  der  Silbermünzen.  Die  deutsche  Reichsmark  entfernte  sich 
in  diesem  ganzen  Jahre  nie  weit  von  0*60  fl.;  die  Diflferenz  zwischen 
dem  höchsten  und  dem  niedersten  Kurse  betrug  in  diesem  Jahre, 
trotzdem  dasselbe  gewiss  kein  ruhiges  genannt  werden  kann,  kaum 
8  ^/o,  während  das  Silberagio,  entsprechend  den  Schwankungen  des 
Silberpreises  auf  dem  Londoner  Markte  zwischen  3  ®/o  und  19  ®/o 
hin-  und  herschwankte.  Und  da  für  die  Silberpreise  in  der  nächsten 
Zeit  wohl  noch  manche  Schwankungen  zu  erwarten  sind,  so  ist  auch 
für  das  Silberagio  in  Oesterreich  so  bald  keine  Ruhe  zu  erwarten. 
Dass  aber  das  oben  geschilderte  Eingreifen  des  Staates  zur  Hintan- 
haltung solcher  Schwankungen  desto  schwieriger  wird,  je  stärker  die 
natürliche  Tendenz  zur  Hervorrufung  solcher  ist,  ist  klar.  Daher  bil- 
den die  gegenwärtigen  Verhältnisse  einen  Grund  mehr,  für  die  Ver- 
bindung des  Ueberganges  zur  Goldwährung  mit  der  Valutaregulirung. 

Die  Stabilisirung  des  Agio's  würde  sonach  gewissermaassen  die 
erste  Station  auf  dem  Wege  zur  Valutaregulirung  bilden.  Wäre  dann 
das  Publikum  an  eine  feste  Werthrdation  zwischen  Papiergeld  und 
dem  zukünftigen  Münzmetalle  gewöhnt,  so  könnte  zur  zweiten  Station 
vorgegangen  werden,  zur  Fundirung  der  Staatsnoten.  Der  Staat 
müsste  sich  einen  solchen  Vorrath  von  Edelmetall,  wie  er  zur  Auf- 
rechthaltung der  Einlösung  der  Noten  unter  normalen  Verhältnissen 
erforderlich  wäre,  anschaffen  —  in  Oesterreich  wären  gegenwärtig, 
um.  die  Drittelsdeckung  der  Staatsnoten  zu  bewerkstelligen,  etwa 
120  Mill.  Gulden  nothwendig  —  und  müsste  dann,  indem  er  gleich- 
zeitig auch  die  Nationalbank  zur  Einlösung  ihrer  Noten  unter  densel- 
ben Modalitäten,  die  er  für  die  seinigen  bestimmt  hätte,  verhielte, 
selbst  auch  die  Baarzahlungen  aufoehmen  —  nach  jenem  Modus,  der 
im  Verlaufe  dieser  ganzen  Untersuchung  hierfür  empfohlen  wurde. 
Sobald  auf  diese  Art  ein  Anfang  gemacht  und  wenigstens  die  bank- 
massige Sicherstellung  der  Noten  und  damit  die  fortwährende  Parität 
derselben  bewirkt  wäre,  brauchte  der  Staat  erst  daran  zu  gehen,  für 
die  vollständige  Deckung  aller  zirkulirenden  Noten  durch  Edelmetall 
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ZU  sorgen.  Diese  dritte  und  letzte  Operation  könnte  dann  auf  eine 
längere  Reihe  von  Jahren  vertheilt  werden. 

So  würde  allmählig  ohne  eine  grössere  plötzliche  Mehrbelastung 
der  Bevölkerung,  als  die  durch  ein  Anlehen  von  etwa  120  MilL  be- 
dingte, die  Valuta  geordnet  und  zuletzt  auf  eine  vollkommen  solide 
Basis  gestellt  werden.  Die  beiden  ersten  Stationen  —  Gewöhnung 
des  Publikums  an  eine  feste  Werthrelation  zwischen  dem  Münzmetalle 
und  dem  Papiergelde  und  Aufoahme  eines  Anlehens  und  Beginn  der 
Baarzahlungen  —  könnten  wohl  innerhalb  5  Jahren  zurückgelegt  wer- 
den ,  —  ein  Zeitraum ,  der  für  eine  Operation  von  solcher  Wichtigkeit 
gewiss  nicht  zu  lange  wäre.  Dann  wäre  aber  die  Volkswirthschaft 
des  betreffenden  Staates  im  Stande,  schon  manchen  ziemlich  heftigen 
Stoss  auszuhalten  und  derselbe  könnte  ganz  nach  Maassgabe  der 
Verhältnisse  daran  gehen,  das  zur  vollständigen  Sicherung  seines 
Geldwesens  noch  nothwendige  Edelmetall  sich  anzuschaffen.  Dazu 
könnten  etwa  sich  ergebende  Einnahmeüberschüsse  so  wie  über  eine 
gewöhnliche  Verzinsung  hinausgehende  Gewinne  der  Notenbank  —  de- 
ren wenigstens  theil weise  Abtretung  an  den  Staat  ja  von  der  Theorie 
ziemlich  allgemein  gefordert  wird  —  verwendet  werden.  Jedenfalls 
wäre  eine  plötzliche  Mehrbelastung  der  Bevölkerung  in  so  hohem 
Grade,  wie  sie  früher  als  zum  Zwecke  der  Valutaregulirung  nothwen- 
dig  angenommen  werden  musste,  bei  einem  solchen  Vorgehen  erspart 
und  der,  gewiss  berechtigten  Forderung,  mit  diesem  grossen  und 
schwierigen  Werke  konform  den  wirthschaftlichen  Fortschritten  des 
Volkes  vorzugehen,  Rechnung  getragen. 

Dies  möge  zur  Erörterung  über  die  Mittel  und  Wege  zur  Besei- 
tigung des  uneinlöslichen  Papiergeldes  und  zur  Ersetzung  desselben 
durch  Edelmetall  genügen.  Wohl  dürfte  in  den  vorstehenden  Aus- 
führungen manches  Detail  und  namentlich  eine  eingehende  Berück- 
sichtigung der  sich  aus  den  verwickelten  wirthschaftlichen  und  politi- 
schen Verhältnissen  Oesterreichs  ergebenden  Schwierigkeiten,  insbe- 
sondere derjenigen,  die  einerseits  aus  dem  Verhältnisse  Gestenreiches  zu 
Ungarn  und  andererseits  aus  der  Existenz  von  Banknoten  und  Staats- 
noten resultircn ,  vermisst  werden.  Aber  es  konnte  nicht  Aufgabe  der 
vorliegenden  Untersuchung  sein,  auf  alle  diese,  schon  mehr  in  das 
Gebiet  der  Tagesfragen  oder  der  reinen  Praxis  hinüberstreifenden  De- 
tails einzugehen.  Hier  sollte  nur  ein  Versuch  gemacht  werden,  auf 
alle  jene  Momente,  die  bei  einer  Valutaregulirung  überhaupt  in  Be- 
tracht kommen,  hinzuweisen  und  dadurch  gewissermaassen  eine  Theo- 
rie der  Valutaregulirung  zu  liefern.    Wenn  dabei  öfters  Oesterreich's 


Die  Wirkungen  d.  Agioschwankimgen  in  Oesterreich  u.  d.  Herstellung  d.  Valuta.     293 

Verhältnisse  besonders  in  die  Erörterung  gezogen  wurden,  so  geschah 
es  hauptsächlich  deshalb,  weil  es  häufig  wünschenswertb  schien,  zum 
Zwecke  der  Erzielung  einer  grösseren  Klarheit  und  leichteren  Ver- 
ständlichkeit den  Boden  einer  mehr  abstrakten  Allgemeinheit  zu  ver- 
lassen und  konkrete  Fälle  als  Muster  hinzustellen ,  nicht  aber  um  ge- 
nau auseinanderzusetzen,  was  in  Oesterreich  im  gegenwärtigen  Augen- 
blicke eigentlich  zu  thun  wäre. 

m. 

Zum  Schlüsse  bleibt  noch  zu  erörtern,  was  für  Mittel  es  gäbe, 
um  für  die  Zukunft  solche  Verwirrungen  im  Geldwesen,  wie  sich 
Oesterreich  und  so  viele  andere  Staaten  nun  schon  seit  langer  Zeit 
gefallen  lassen  müssen,  hintanzuhalten. 

Hier  bleibt  nun  allerdings  nichts  übrig,  als  einzugestehen,  dass 
es  kein  solches  Mittel  gebe.  Seit  die  Staaten  einmal  wissen,  dass 
es  ihnen  möglich  ist,  sich  in  Momenten  derNoth  durch  Emission  von 
Papiergeld  aus  der  Verlegenheit  zu  helfen,  kann,  so  lange  es  keine 
Über  den  Staaten  stehende  Gewalt  giebt,  nichts  mehr  erdacht  werden, 
was  sie  verhindern  könnte,  gegebenen  Falles  immer  wieder  zu  diesem 
Mittel  zu  greifen.  Die  allgemeine  Verbreitung  der  Kenntniss  der 
Uebel,  welche  die  Anwendung  desselben  im  Gefolge  hat  und  der 
Schwierigkeiten,  die  sich  der  Rückkehr  zu  geordneten  Verhältnissen 
entgegenstellen,  die  allgemeine  Anerkennung  der  Ansicht,  dass  kein 
Mittel  unversucht  gelassen  werden  dürfe,  ehe  man  zu  diesem  ver- 
zweifelten Auswege  greift,  sind  Alles,  was  hier  angeführt  werden 
kann.  Dadurch  würden  die  Staaten  wenigstens  gehindert,  leichtsin- 
nig sich  dieser  Aushilfe  zu  bedienen.  Verfassungsbestimmungen  und 
internationale  Verträge,  welche  den  Staatsregierungen  das  Betreten 
dieses  Weges  erschweren,  könnten  dabei  manchen  guten  Dienst  leisten. 
Sicherheit  würden  sie  nicht  auch  gewähren,  denn  Noth  bricht  Eisen  und 
um  so  eher  Verfassungen  und  Verträge.  Ueberdies  könnten  solche 
Kautelen  den  Staaten,  im  Falle  wirklich  einmal  die  nicht  mehr  zu  um- 
gehende Nothwendigkeit  an  sie  herantritt,  zur  Papiergeld wirthschaft 
zu  greifen,  leicht  zum  Verderben  gereichen  und  können  daher  gar 
nicht  einmal  schlechthin  empfohlen  werden.  Im  Ganzen  ist  daher 
hier  kein  anderer  Ausweg  möglich,  als  zu  gestehen,  dass  wir  mit 
dieser  Frage  an  einem  Punkte  angelangt  sind,  wo  nicht  mehr  die 
Wissenschaft  maassgebend  ist,  sondern  die  Staatsräson  die  Allein- 
herrschaft verlangt 
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I. 

Sohweiserisohes  Bundesgesets  betreffond  die  Arbeit  in  den  Fabriken. 

(Vom  23.  März  1877.) 

L     Allgemeine  Bestimmungen. 

Art  1.  Als  Fabrik,  auf  welche  gegenwärtiges  Gesetz  Anwendung 
findet,  ist  jede  industrielle  Anstalt  zu  betrachten,  in  welcher  gleichzeitig 
und  regelmässig  eine  Mehrzahl  von  Arbeitern  ausserhalb  ihrer  Wohnungen 
in  geschlossenen  Räumen  beschäftigt  wird. 

Wenn  Zweifel  waltet,  ob  eine  industrielle  Anstalt  als  Fabrik  zu  be- 
trachten sei,  so  steht  darüber,  nach  Einholung  eines  Berichts  der  Kan- 
tonsregierung ,  der  endgiltige  Entscheid  dem  Bundesrathe  zu. 

Art.  2.  In  jeder  Fabrik  sind  die  Arbeitsräume,  Maschinen  und 
Werkgeräthschaften  so  herzustellen  und  zu  unterhalten,  dass  dadurch  Ge- 
sundheit und  Leben  der  Arbeiter  bestmöglich  gesichert  werden. 

Es  ist  namentlich  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Arbeitsräume  während 
der  ganzen  Arbeitszeit  gut  beleuchtet,  die  Luft  von  Staub  möglichst  be- 
freit und  die  Luftveränderung  immer  eine  der  Zahl  der  Arbeiter  und  der 
Beleuchtungsapparate  sowie  der  Entwicklung  schädlicher  Stoffe  entspre- 
chende sei. 

Diejenigen  Maschinentheile  und  Triebriemen,  welche  eine  Gefahrdung 
der  Arbeiter  bilden,  sind  sorgfältig  einzufriedigen. 

Zum  Schutze  der  Gesundheit  und  zur  Sicherheit  gegen  Verletzungen 
sollen  überhaupt  alle  erfahrungsgemäss  und  durch  den  jeweiligen  Stand 
der  Technik,  sowie  durch  die  gegebenen  Verhältnisse  ermöglichten  Schutz- 
mittel angewendet  werden. 

Art.  3.  Wer  eine  Fabrik  zu  errichten  und  zu  betreiben  beabsichtigt, 
oder  eine  schon  bestehende  Fabrik  umgestalten  will,  hat  der  Regierung 
des  Eiintons  von  dieser  Absicht,  von  der  Art  des  beabsichtigten  Betriebes 
Eenntniss  zu  geben  und  durch  Vorlage  des  Planes  über  Bau  und  innere 
Einrichtung  den  Nachweis  zu  leisten,  dass  die  Fabrikanlage  den  gesetz- 
lichen Anforderungen  in  allen  Theilen  Genüge  leiste. 

Die  Eröffnung  der  Fabrik,  beziehungsweise  des  neuen  Betriebes,  darf 
erst  auf  ausdrückliche  Ermächtigung  der  Regierung  hin  stattfinden,  welche 
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>ei  Fabrikanlagen,  deren  Betrieb  ihrer  Natur  nach  mit  besonderen  6e- 
Ahren  für  (Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  und  der  Bevölkerung  der 
Umgebung  verbunden  ist,  die  Bewilligung  an  angemessene  Vorbehalte  zu 
Hüpfen  hat 

Erzeigen  sich  beim  Betriebe  üebelstände,  welche  die  Gesundheit  und 
18  Leben  der  Arbeiter  oder  der  umgebenden  Bevölkerung  gefährden,  so 
>I1  die  Behörde  unter  Ansetzung  einer  peremptorischen  Frist,  oder  je 
ich  Umständen  unter  Suspendirung  der  Betriebsbewilligung,  die  Abstel- 
ng  der  üebelstände  verfügen. 

Ueber  Anstände  zwischen  der  Eantonsregierung  und  Fabrikinhabem 
itscheidet  der  Bundesrath. 

Der  Bundesrath  erlässt  die  zur  einheitlichen  Ausführung  dieses  Ar- 
iels erforderlichen  allgemeinen  Vorschriften  und  Spezialreglemente.  In 
)zag  auf  die  Baupolizei  bleiben,  immerhin  unter  Beobachtung  obiger  ge- 
tzlicher  Vorschriften,  die  kantonalen  Gesetze  in  Kraft 

Art.  4.  Der  Fabrikbesitzer  ist  verpflichtet,  von  jeder  in  seiner  Fa- 
lk vorgekommenen  erheblichen  Körperverletzung  oder  Tödtung  sofort 
»r  kompetenten  Lokalbehörde  Anzeige  zu  machen.  Diese  hat  über  die 
rsachen  und  Folgen  des  Unfalles  eine  amtliche  Untersuchung  einzuleiten 
id  der  Kantonsregierung  davon  Kenntniss  zu  geben. 

Art.  5.  Ueber  die  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb  wird  ein  Bundes- 
isetz  das  Erforderliche  verfügen. 

In  der  Zwischenzeit  gelten  immerhin  für  den  urtheilenden  Bichter 
ichfolgende  Grundsätze: 

a)  Der  Fabrikant  haftet  für  den  entstandenen  Schaden,  wenn  ein  Man- 
datar, Bepräsentant,  Leiter  oder  Aufseher  der  Fabrik  durch  ein  Ver- 
schulden in  Ausübung  der  Dienstverrichtung  Verletzung  oder  Tod 
eines  Angestellten  oder  Arbeiters  herbeiführt 

b)  Der  Fabrikant  haftet  gleichfalls,  wenn,  auch  ohne  ein  solches  spe- 
zielles Verschulden,  durch  den  Betrieb  der  Fabrik  Körperverletzung 
oder  Tod  eines  Arbeiters  oder  Angestellten  herbeigeführt  wird,  so- 
fern er  nicht  beweist,  dass  der  Unfall  durch  höhere  Gewalt  oder 
eigenes  Verschulden  des  Verletzten  oder  Getödteten  erfolgt  ist  Fällt 
dem  Verletzten  oder  Getödteten  eine  Mitschuld  zur  Last,  so  wird 
dadurch  die  Ersatzpflicht  des  Fabrikanten  angemessen  reduzirt. 

o)  Obige  Ersatzansprüche  verjähren  in  zwei  Jahren  von   dem  Tage  an, 

an  welchem  die  Verletzung  oder  Tödtung  stattgefunden  hat 
d)  Der  Bundesrath  wird  überdies  diejenigen  Industrien  bezeichnen,   die 

erwiesenermaassen  und  ausschliesslich  bestimmte   gefahrliche  Krank- 
.  heiten  erzeugen,  auf  welche  die  Haftpflicht  auszudehnen  ist 
Im  Uebrigen  urtheilt,  bis  nach  Erlass  des  eingangs  erwähnten  Gesetzes, 
)T   kompetente   Eichter   über  die  Schadenersatzfrage,   unter  Würdigung 
ler  Verhältnisse,  nach  freiem  Ermessen. 

Art  6.  Die  Fabrikbesitzer  haben  über  die  in  ihren  Anstalten  be- 
häftigten  Arbeiter  ein  Verzeichniss  nach  einem  vom  Bundesrath  aufzu- 
ellenden  Formular  zu  führen. 

Art.  7.     Der  Fabrikbesitzer  ist  verpflichtet,   über  die  gesammte  Ar- 
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beitsordnuDg,   die  Fabrikpolizei,   die  Bedingungen  des  Ein-  und  AustrittB 
und  die  Ausbezahlung  des  Lohnes  eine  Fabrikordnung  zu  erlassen. 

Wenn  in  einer  Fabrikordnung  Bussen  angedroht  werden,  so  dürfen 
dieselben  die  Hälfte  des  Taglohnes  des  Gebüssten  nicht  übersteigen. 

Die  yerhängten  Bussen  sind  im  Interesse  der  Arbeiter,  namentlidi 
für  Unterstützungskassen,  zu  verwenden. 

Lohnabzüge  für  mangelhafte  Arbeit  oder  verdorbene  Stoffe  fallen  nicht 
unter  den  Begriff  „Bussen". 

Die  Fabrikbesitzer  sollen  im  Weitem  auch  wachen  über  die  guten 
Sitten  und  den  öffentlichen  Anstand  unter  den  Arbeitern  und  Arbeiterinnen 
in  der  Anstalt 

Art  8.  Die  Fabrikordnungen  sowie  deren  Abänderungen  sind  der 
Genehmigung  der  Begierung  des  betreffenden  Kantons  zu  unterstellen. 
Diese  wird  die  Genehmigung  nur  ertheilen,  wenn  dieselben  nichts  ent- 
halten, was  gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  verstösst 

Bevor  die  Genehmigung  ertheilt  wird ,  soll  den  Arbeitern  Gelegenheit 
gegeben  worden  sein,  sich  über  die  sie  betreffende  Verordnung  auszu- 
sprechen. 

Die  genehmigte  Fabrikordnung  ist  für  den  Fabrikbesitzer  und  die 
Arbeiter  verbindlich.  Zuwiderhandlungen  seitens  des  erstem  fallen  unter 
Art  19  des  Gesetzes. 

Wenn  sich  bei  der  Anwendung  der  Fabrikordnung  Uebelstände  her- 
ausstellen; so  kann  die  Eantonsregiemng  die  Revision  derselben  anordnen. 

Die  Fabrikordnung  ist,  mit  der  Genehmigung  der  Kantonsregiorong 
versehen,  in  grossem  Druck  und  an  auffalliger  Stelle  in  der  Fabrik  an- 
zuschlagen und  jedem  Arbeiter  bei  seinem  Dienstantritt  besonders  zu  be- 
händigen. 

Art  9.  Wo  nicht  durch  schriftliche  TJebereinkunft  etwas  Anderes 
bestimmt  wird,  kann  das  Yerhaltniss  zwischen  dem  Fabrikbesitser  und 
Arbeiter  durch  eine,  jedem  Theile  freistehende,  mindestens  vierzehn  Tage 
vorher  erklärte  Kündigung  aufgelöst  werden  und  zwar  jeweilen  am  Zahl- 
tag oder  am  Samstag.  Wenn  nicht  besondere  Schwierigkeiten  entgegen- 
stehen, soll  bei  Stücklohn  jedenfalls  die  angefangene  Arbeit  vollendet 
werden.  Innerhalb  obiger  Frist  darf  einseitig  das  Yerhaltniss  von  dem 
Fabrikbesitzer  nur  dann  aufgelöst  werden,  wenn  sich  der  Arbeiter  ein« 
angefangenen  Arbeit  unfähig  erweist ,  oder  wenn  er  eich  einer  bedeutenden 
Verletzung  der  Fabrikordnung  schuldig  gemacht  hat,  und  der  Arbeiter  ist 
nur  dann  zu  einseitigem  sofortigem  Austritt  befugt,  wenn  der  Fabrik- 
besitzer die  bedungene  Verpflichtung  nicht  erfüllt  oder  eine  ungeeetzliehe 
oder  vertragswidrige  Behandlung  des  Arbeiters  verschuldet  oder  zuge- 
lassen hat 

Streitigkeiten  über  die  gegenseitige  Kündigung  und  alle  übrigen  Ver- 
tragsverhältnisse  entscheidet  der  zuständige  Bichter. 

Art.  10.  Die  Fabrikbesitzer  sind  verpflichtet,  die  Arbeiter  spätestens 
alle  zwei  Wochen  in  Baar,  in  gesetzlichen  Münzsorten  und  in  der  Fabrik 
selbst  auszuzahlen. 

Durch   besondere    Verständigung  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
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nehmer,  oder  durch  die  Fabrikordnimg,  kann  auch  monatliche  Auszahlung 
festgeBetzt  werden. 

Am  Zahltage  darf  nicht  mehr  als  der  letzte  Wochenlohn  ausstehen 
bleiben.  Bei  Arbeiten  auf  Stück  werden  die  Zahlungsverhältnisse  zwischen 
den  Betheiligten  bis  zur  Vollendung  des  Stückes  ihrer  gegenseitigen  Ver- 
einbarung überlassen. 

Ohne  gegenseitiges  Einyerständniss  dürfen  keine  Lohnbetreffnisse  zu 
Bpezialzwecken  zurückbehalten  werden. 

Art  11.  Die  Dauer  der  regelmässigen  Arbeit  eines  Tages  darf  nicht 
mehr  als  11  Stunden,  an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  Festtagen  nicht 
mehr  als  10  Stunden  betragen  und  muss  in  die  Zeit  zwischen  6  Uhr,  be- 
ziehungsweise in  den  Sommermonaten  Juni,  Juli  und  August  5  Uhr  Mor- 
gens und  8  Uhr  Abends  verlegt  werden. 

Die  Arbeitsstunden  sind  nach  der  öffentlichen  Uhr  zu  richten  und  der 
Ortsbehörde  anzuzeigen. 

Bei  gesundheitschädlichen  und  auch  bei  andern  Gewerben,  bei  denen 
durch  bestehende  Einrichtungen  oder  vorkommendes  Verfahren  Oesundheit 
und  Leben  der  Arbeiter  durch  eine  tägliche  eilfstündige  Arbeitszeit  ge- 
fiihrdet  sind,'  wird  der  Bundesrath  dieselbe  nach  Bedürfniss  reduziren, 
immerhin  nur  bis  die  Beseitigung  der  vorhandenen  Gesundheitsgefahrde 
nachgewiesen  ist 

Zu  einer  ausnahmsweisen  oder  vorübergehenden  Verlängerung  der 
Arbeitszeit,  welche  von  Fabriken  oder  Industrien  verlangt  wird,  ist,  so- 
fern das  Verlangen  die  Zeitdauer  von  zwei  Wochen  nicht  übersteigt,  von 
den  zuständigen  Bezirksbehörden ,  oder  wo  solche  nicht  bestehen,  von  den 
Ortsbehörden ,  sonst  aber  von  der  Kantonsregierung  die  Bewilligung  ein- 
coholen. 

Für  das  Mittagsessen  ist  um  die  Mitte  der  Arbeitszeit  wenigstens 
eine  Stunde  frei  zu  geben.  Arbeitern,  welche  ihr  Mittagsmahl  mitbringen, 
oder  dasselbe  sich  bringen  lassen,  sollen  ausserhalb  der  gewohnten  Ar- 
beitsräume  angemessene,  im  Winter  geheizte  Lokalitäten  unentgeltlich  zur 
Terfligung  gestellt  werden. 

Art  12.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  11  finden  keine  Anwendung 
auf  Arbeiten,  welche  der  eigentlichen  Fabrikation  als  Hilfsarbeiten  vor- 
oder  nachgehen  müssen  und  die  von  männlichen  Arbeitern  oder  unver- 
heiratheten  Frauenspersonen  über  18  Jahren  verrichtet  werden. 

Art.  13.  Nachtarbeit,  d.  h.  die  Arbeit  zwischen  8  Uhr  Abends  und 
6  XTbr,  beziehungsweise  5  Uhr  Morgens  (Art  11),  ist  blos  ausnahmsweise 
znläsaig  und  es  können  die  Arbeiter  nur  mit  ihrer  Zustimmung  dazu  ver- 
wendet werden. 

Li  jedem  Falle,  wo  es  sich  nicht  um  dringende,  nur  einmalige  Nacht- 
arbeit erheischende  Beparaturen  handelt,  ist  die  amtliche  Bewilligung  ein- 
zuholen, welche,  wenn  die  Nachtarbeit  länger  als  zwei  Wochen  dauern 
soll  9  nur  von  der  Kantonsregierung  ertheilt  werden  kann. 

Bei  Fabrikationszweigen,  die  ihrer  Natur  nach  einen  ununterbrochenen 
Betrieb  erfordern,  kann  regelmässige  Nachtarbeit  stattfinden. 

Unternehmungen,  welche  diese  Bestimmung  für  sich  ansprechen,  ha* 
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ben  sich  bei  dem  Bundesrath  über  die  Nothwendigkeit  ununterbrochenen 
Betriebes  auszuweisen  und  mit  ihrer  Eingabe  gleichzeitig  ein  Reglement 
vorzulegen ,  aus  welchem  die  Arbeitsordnung  und  die  auf  die  Arbeiter  ent- 
fallende Arbeitszeit,  welche  unter  keinen  Umständen  für  den  Einzelnen 
11  Stunden  während  24  Stunden  überschreiten  darf,  ersichtlich  ist 

Die  Bewilligung  kann  bei  veränderten  Verhältnissen  der  Fabrikation 
zurückgezogen  oder  abgeändert  werden. 

Art.  14.  Die  Arbeit  an  den  Sonntagen  ist,  NothfcQle  vorbebalteo, 
untersagt,  ausgenommen  in  solchen  Etablissements,  welche  ihrer  Natur 
nach  ununterbrochenen  Betrieb  erfordern  und  hiefür  die  in  Artikel  13 
vorgesehene  Bewilligung  des  Bundesrathes  erlangt  haben.  Auch  in  den 
Anstalten  dieser  Art  muss  aber  für  jeden  Arbeiter  der  zweite  Sonntag 
frei  bleiben. 

Der  Kantonalgesetzgebung  steht  frei ,  weitere  Festtage  zu  bestimmen, 
an  denen  die  Fabrikarbeit,  wie  an  den  Sonntagen,  untersagt  sein  soll 
Diese  Festtage  dürfen  jedoch  die  Zahl  acht  im  Jahr  nicht  übersteigen. 

Immerhin  können  solche  Feiertage  durch  die  kantonale  Qeeetzgebnng 
nur  für  die  betreffenden  Konfessionsgenossen  als  verbindlich  erklärt  werden. 

Wer  an  weitern  kirchlichen  Feiertagen  nicht  arbeiten  will,  soll  wegen 
Verweigerung  der  Arbeit  nicht  gebüsst  werden  dürfen. 

II.     Beschäftigung  von  Frauen  in  Fabriken. 

Art  15.  Frauenspersonen  sollen  unter  keinen  Umständen  zur  Sonn- 
tags- oder  zur  Nachtarbeit  verwendet  werden. 

Wenn  dieselben  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  so  sind  sie  eine 
halbe  Stunde  vor  der  Mittagspause  zu  entlassen,  sofern  diese  nicht  min- 
destens n/y  Stunden  beträgt.  Vor  und  nach  ihrer  Niederkunft  dürfen 
Wöchnerinnen  im  Ganzen  während  acht  Wochen  nicht  in  der  Fabrik  be- 
schäftigt werden.  Ihr  Wiedereintritt  in  dieselbe  ist  an  den  Ausweis  ge- 
knüpft, dass  seit  ihrer  Niederkunft  wenigstens  sechs  Wochen  verflossen  sind. 

Der  Bundesrath  wird  diejenigen  Fabrikationszweige  bezeichnen,  in 
welchen  schwangere  Frauen  überhaupt  nicht  arbeiten  dürfen. 

Zur  Reinigung  im  Gfange  befindlicher  Motoren,  Transmissionen  und 
gefahrdrohender  Maschinen  dürfen  Frauenspersonen  nicht  verwendet  werden. 

III.     Beschäftigung  von  minderjährigen  Arbeitern  in 

Fabriken. 

Art  16.  Kinder,  welche  das  vierzehnte  Altersjahr  noch  nicht  zu- 
rückgelegt haben ,  dürfen  nicht  zur  Arbeit  in  Fabriken  verwendet  werden. 

Für  Kinder  zwischen  dem  angetretenen  fünfzehnten  bis  und  mit  den 
vollendeten  sechszehnten  Jahre  sollen  der  Schul-  und  Beligionsnntenicht 
und  die  Arbeit  in  der  Fabrik  zusammen  eilf  Stunden  per  Tag  nicht  über- 
steigen. Der  Schul-  und  Beligionsunterricht  darf  durch  die  Fabrikaibcit 
nicht  beeinträchtigt  werden. 

Sonntags-  und  Nachtarbeit  von  jungen  Leuten  unter  achtzehn  Jahren 
ist  untersagt  Bei  Gewerben,  für  welche  die  Nothwendigkeit  des  unante^ 
brochenen  Betriebs  gemäss  Art.  13   bundesräthlich  erstellt  ist,   kann  der 
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ondesrath,  sofern  die  ünerlässlichkeit  der  Mitwirkung  junger  Leute  gleich- 
sitig  dargethan  ist,  zumal  wenn  es  im  Interesse  tüchtiger  Berufserlemung 
Bxselben  selbst  förderlich  erscheint,  ausnahmsweise  gestatten,  dass  auch 
nahen  yon  vierzehn  bis  achtzehn  Jahren  hiebei  verwendet  werden.  Der 
undesrath  wird  jedoch  in  solchen  Fällen  für  die  jungen  Leute  die  Nacht- 
rbeit  unter  die  Maximalzeit  von  eilf  Stunden  festsetzen,  Abwechslung, 
ihichtenweise  Verwendung  und  dergleichen  anordnen,  überhaupt  nach 
rdaurung  der  Sachlage  jede  für  diese  ausnahmsweise  Bewilligung  im  In- 
»rasse  der  jungen  Leute  und  ihrer  Gesundheit  nöthige  Vorschrift  mit  Ga- 
intie  der  Bewilligung  beifügen. 

Der  Bundesrath  ist  ermächtigt,  diejenigen  Fabrikzweige  zu  bezeichnen, 
n  welchen  Kinder  überhaupt  nicht  beschäftigt  werden  dürfen. 

Ein  Fabrikbesitzer  kann  sich  nicht  mit  TJnkenntniss  des  Alters  oder 
er  Sohulpflichtigkeit  seiner  minderjährigen  Arbeiter  entschuldigen. 

IV.     Vollziehungs-  und  Strafbestimmungen. 

Art  17.  Die  Durchführung  dieses  Gesetzes,  welches  sowohl  auf  be- 
nts  bestehende  als  auf  neu  entstehende  Fabriken  Anwendung  finden  soll, 
ad  die  Vollziehung  der  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  Bundesrath  aus- 
3henden  Verordnungen  und  Weisungen  liegt  den  E«gierungen  der  Kan- 
one ob,  welche  hiefür  geeignete  Organe  bezeichnen  werden. 

Die  Kantonsregierungen  haben  dem  Bundesrathe  Verzeichnisse  der 
if  ihrem  Gebiete  bestehenden,  sowie  später  der  neu  entstehenden  und 
3T  eingehenden  Fabriken  einzusenden  und  über  deren  Verhältnisse,  so 
eit  sie  von  dem  gegenwärtigen  Gesetze  berührt  werden,  nach  den  vom 
undesrath  hiefür  aufgestellten  Vorschriften  die  nöthigen  statistischen  An- 
iben  zu  machen. 

Die  B^gierungen  erstatten  dem  Bundesrathe  am  Schlüsse  jedes  Jahres 
ber  ihre  Thätigkeit  behufs  Vollziehung  des  Gesetzes,  über  die  dabei  zu 
age  getretenen  Erscheinungen,  über  die  Wirkung  des  Gesetzes  u.  s.  w., 
nen  ausführlichen  Bericht,  über  dessen  Anordnung  vom  Bundesrath  das 
ähere  festgestellt  wird. 

Ebenso  geben  sie  ihm,  beziehungsweise  dem  hiefür  bezeichneten  De- 
ärtement  oder  andern  gesetzlich  aufgestellten  Organen,  in  der  Zwischen- 
)it  jede  wünschenswerthe  sachbezügliche  Auskunft. 

Art  18.  Der  Bundesrath  übt  die  Kontrole  über  die  Durchführung 
ieses  Gesetzes  aus.  Er  bezeichnet  zu  diesem  Zwecke  ständige  Inspek- 
»ren  und  setzt  die  Pflichten  und  Befugnisse  derselben  fest.  Der  Bundes- 
iih  kann  überdiess,  soweit  er  es  für  nothwendig  erachtet,  Spezialinspek- 
onen  über  einzelne  Industriezweige  oder  Fabriken  anordnen.  Er  ver- 
engt zu  diesem  Zwecke  von  der  Bundesversammlung  die  nöthigen  Kredite. 

Art  19.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
ler  gegen  die  schriftlich  zu  ertheilenden  Anweisungen  der  zuständigen 
ufsichtsbehörden  sind,  abgesehen  von  den  civilrechtlichen  Folgen,  mit 
UBsen  von  5  bis  500  Franken  durch  die  Gerichte  zu  belegen. 

Im  Wiederholungsfall  darf  das  Gericht  ausser  angemessener  Geldbusse 
ich  Gefängniss  bis  auf  3  Monate  verhängen. 
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V.     SchluBsbestimmungen. 

Art.  20.  Die  Bestimmungen  kantonaler  Gesetze  und  Verordnungen, 
welche  dem  gegenwärtigen  Gesetze  widersprechen,  sind  aufgehoben. 

Art.  21.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Be- 
stimmungen des  Bundesgesetzes  vom  17.  Brachmonat  1874  betreffend  die 
Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse  (A.  S.,  neue 
Folge  I,  S.  116),  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten 
und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  der  einzelnen  Bestimmungen  desselben 
festzusetzen. 


Anmerkung  der  Redaktion. 

Nachdem  in  der  neuen  schweizerischen  Bundesverfassung  (Art.  34)  die  Befngniss  des 
Bundes  anerkannt  war ,  einheitliche  Bestimmungen  über  die  Verwendung  von  Kindern 
in  den  Fabriken  und  über  die  Dauer  der  Arbeit  erwachsener  Personen  zu  erlassen,  legte 
der  Bundesrath  in  seiner  Botschaft  vom  6.  Dez.  1875  einen  Entwurf  zu  vorstehendem 
Gesetz  der  Bundesversammlung  vor.  Darauf  folgten  im  Jahre  1876  lebhafte  Verhand- 
lungen innerhalb  der  eidgen.  Räthe.  Die  Kommission  des  Nationalrathes  veröffentlichte 
ihren  Bericht  am  24.  Mai,  die  stünderäthliche  Kommission  am  11.  und  am  30.  Nov.  1876. 
Erst  im  März  1877  erfolgte  eine  Verständigung  über  verschiedene  streitige  Punkte  und 
damit  über  das  Gesetz. 

Bis  zum  24.  Juli  1877  kann  noch  gegen  dasselbe  gesetzlicher  Einspruch  erhoben 
werden  ,  so  dass  es  erst  in  Kraft  tritt ,  falls  entweder  kein  gültiger  Einspruch  erfolgt 
oder  nach  erfolgtem  Einspruch  das  Gesetz  durch  die  Volksabstimmung  sanktionirt  wird. 
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Dentaoher  HttndelBtag.  ZasammensteUang  der  Qataohtan  dentsoher  Hau- 
delskamsieni,  Eorporationen  nnd  Vereine  über  Eraeuerung  der  Han- 
delsrerträge ,  and  über  die  dabei  besonders  su  beobachtenden  Tarif- 
positionen.    Berlin  1876.     191  88.     4*. 

Die  Yorliegend«  PabIikatio&  enthält  die  Besoltate  der  Enqndte,  die 
••inerZait  vom  daniaohen  Handelstag^  bekanntlich  auf  Betreiben  der  Schatz* 
söUneir,  beaehloeten  worde.  Der  umstand,  daas  die  eingegangenen  102 
Referate  d«r  HancMskammem  lait  300  Sepamtgatachten  einselaer  Vereine, 
Korporationen  uad  Firmen  kritiklos  au  einem  Ganzen  susammengewor- 
ün  sind,  sprioht  mokt  an  Qnnsten  des  Werkes.  In  Fragen  ron  so  weit- 
tvagesidear  Bedeutimg  können  die  unendlich  Tanirenden  Antworten  einael- 
ner  engsdbender,  in  ihrem  spezieUsten  Interesse  begangener  Fabrikanten 
nur  Terwirren.  Wer  will  ihre,  oft  nur  von  privater  Gewinnsucht  diklir* 
ten  Angaben  TeriizireiL?  Das  Bmveaa  des  Handeistages  jedenfalls  nicht; 
dann  wto  wir  in  der  Binleitasig  vamehmen,  konnten  dort  nicht  einmal 
alle,  mitwiier  in  den  Gutachten  zitirtan,  auswärtigian  Tarife  und  ZolisHtze 
auf  ihse  Biohtigkeit  geprüft  werden.  -^  Gerade  die  einzduen  Privaten 
aber  bilde»  die  Hatsiptoppeaitioa  gegen  die  seiner  Zeit  in  freihändlerischem 
Sinne  gesohlosaenen  Handelsverträge.  Von  den  102  Handelskammern  an- 
erkennen weitaus  die  meisten  den  aas  den  Handelsverträgen  erwachsenen 
Nutzen;  nur  10  derselhen  wollen  für  die  in  ihren  Bezirken  vorzugsweise 
vertreteneii  Industriezweige  bezügüohe  uagänatige  Bittwirkungen  bemerkt 
haben.  Es  sind  dies  die  Handelskammern  von  Arnsberg,  Augsburg,  Bay- 
reuth, Bromberg,  Görlitz,  Halbevstadt,  Hirsehbeyg,  Eaiaerslautem ,  Min- 
den und  SohweidBitz ,  also  lauter  Plätze  von  mehr  oder  weniger  unter- 
gaordneter  industrieller  Bedeutung.  In  wie  weit  diese  Kammern  die  an- 
güaatigen  Veriiältnisae  ihrer  Bezirke  mit  Recht  auf  die  Wirkungen  der 
Handelsverträge  zurückführen,  wissen  wir  nicht,  and  es  ist  natürlich  die 
Möglichkeit  nicht  anageschlessan,  dasa  veo  dev  einen  oder  andern  8eite 
die  angünatigiBn  Wirkungen  zu  hohen  bisherigen  Zollsätzen  zugeschrie* 
bett  werden;  wir  haben  dafür  weiter  unten  die  Aeusaerung  der  Haodels- 
konmer  von  Bromberg  als  Beleg  anzufiihren.  Jeden£sUa  sind  die  Bchatz* 
Zöllner  getäuscht,  wemt  sie  seiner  Zeit  mk  dMi  Kesul taten  dev  Eniptäte 
EHbl^e  KBL  erziislen  hofften;  im  Ganzen  rezaltirt  aas  der  vorliegenden  Zu- 
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iammeiutelliing  ein  enUehiedenes  Yotom  tar  den  Fmltaniirf,  wnui  aadi 
mit  mmnnigftltigen  Bedingungen  und  Modifürationco.  —  Indem  wir  im 
üebrigen  auf  die  nach  den  WaarenklaMen  des  deutadieii  ZoUtazifi  geord- 
nete Zosammenfasrang  der  Gutachten  seihst  rerveiien,  h^>en  wir  nadi- 
stehend  nur  die  prägnantesten  der  bezüglich  einiger  Haapthandelsartikel 
lantgewordenen  W ansehe  hervor;  es  wird  danuu  eine  aaaserordeBtliehB 
Mannigfaltigkeit  der  Interessen  in  ein  und  derselben  Branche  esneht- 
lieh  sein. 

Sachsische  nnd  rheinische  Banmwollenspinnereien  fnrcfaten  Ton 
dem  Uebergang  der  Elsässer  Spinner  zu  grobexen  Xnmmem  eine  Ueber- 
fuhrong  des  inländischen  Marktes  mit  den  groben  £ne«igni«sen  der  Bann- 
woll-Spinnerei  und  -Weberei.  Die  einheimische  Produktion  werde  aber 
einer  solchen  um  so  rathloser  gegenüberstehen,  als  sie  nirgendshin  xn  ex- 
portiren  rermöge,  wenn  nicht  eine  Emiedxigang  der  franaoaischan ,  b^- 
gischen,  österreichischen  etc.,  —  oder  eine  reziproke  Erhohnng  der  deut- 
schen Importzölle  erfolge.  Nicht  so  die  Berliner  -Weberei  nnd  -Drneke- 
rei.  Bei  den  zor  Zeit  bestehenden  Zöllen  habe  die  deutsche  ^^innera 
einen  günstigen  Portgang  genommen  nnd  mit  Ausnahme  der  feineren 
Kammern  den  inländischen  Bedarf  gröestenthdls  selbst  geliefert.  Eihö- 
hang  der  GamzöUe  führe  den  Bnin  der  deutschen  Weberei  nnd  Druckerei 
herbei,  d.  h.  den  Buin  der  Abnehmer  der  deutschen  Spinnexeiy  und  so- 
mit auch  dieser  letztem  selbst.  Der  Hauptgrund  der  Spinnereibesitier  für 
höhere  GamzöUe  sei  nicht  die  Unmöglichkeit,  bei  den  bestehenden  Zälen 
mit  dem  Auslande  zu  konkurriren;  es  sei  dies  rielmehr  die  gelegentliche 
Ueberfuhrung  des  deutschen  Marktes  mit  englischen  Garnen,  sobald  die 
Spinner  um  einen  regelmässigen  Abzug  ihrer  Erzeugnisse  Tc»legen  seien, 
und  zu  jedem  Preise  auf  dem  Kontinent  Absatz  suchten.  Dieser  Grund 
sei  aber  keine  Bechtfertigung  einer  Maassregel,  welche  auf  die  übrigen 
Industriezweige  einen  Temichtenden  Eindruck  zu  machen  geeignet  aeL 
Porcirte  Preisermässigungen  der  englischen  Twiste  könnten  auch  einen 
hohem  Schutzzoll  als  den  gegenwärtig  für  Game  bestehenden  iUusorisch 
machen,  wenn  sie  unter  gewissen  Konjunkturen  angestrebt  würden.  — 
Dass  sich  die  Gamspinnerei  auch  ohne  Zollschatz  bis  zu  den  fiainsteB 
Nummern  entwickeln  und  mit  England  riyalisiren  könne,  beweise  die 
Schweiz,  und  wenn  die  Berliner  Weberei  und  Drackerei  lediglich  ihr  In- 
teresse zu  Bathe  zöge,  würde  sie  wirklich  auf  den  Portfell  aller  Baam- 
wollengamzölle  dringen  müssen.  Indessen  wolle  sie  sich  den  Wünschen 
der  deutschen  Spinner  akkommodiren,  wenn  sich  dieselben  auf  das  Port* 
bestehen  der  gegenwärtigen  Zölle  beschränkten;  eine  Erhöhung  der- 
selben müsse  sie  dagegen  unter  allen  Umständen  ablehnen,  weil  eine  sol- 
che, wie  schon  gesagt,  geradezu  zur  Yemichtong  der  deutschen  Webertt 
und  Drackerei  fahren  würde. 

Ganz  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Wollen-  und  Leinen- 
Industrie.  Auch  hier  klagen  die  Spinner  über  die  plötzlich  erfolgte^ 
erschwerende  Konkurrenz  der  Elsässer  Spinnereien  und  yerlangen  Erhö- 
hung oder  wenigstens  Beibehaltung  der  bestehenden  Zölle,  während  die 
Weber  womöglich  auf  Beseitigung  der  GamzöUe  dringen« 

Pur  Wollen-Gewebe  yerlangen  Aachen,  Chemnitz,  Meerane  etc. 
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möglichste  Gleichstellung  der  Zölle  zam  Auslande;  Berlin  und  Elberfeld 
wünschen  Verharren  bei  den  gegenwärtigen  Zollsätzen,  während  Halber- 
Stadt  und  thüringisch  Mühlhausen  eine  Erhöhung  der  Zölle  wollen.  — 
Ebenso  verlangen  die  Leineweber  Ton  Cottbus,  Schweidnitz,  Augsburg 
eine  Zollsteigerung  für  feine  leinene  Gewebe;  die  von  Berlin  und  Biele- 
feld halten  hingegen  die  jetzigen  Sätze  des  ZoUtarifi  für  völlig  genü- 
gend. —  Gegen  die  zollfreie  Einfuhrung  roher  Leinwand  über  die  böhmi- 
sche Grenze  ereifern  sich  Breslau,  Schweidnitz  etc.;  Hirschberg  wünscht 
das  strikte  Gegentheil,  indem  hier  die  ganz  starken  böhmischen  Leinen 
doch  nicht  so  billig  herzustellen  seien. 

Bezüglich  Leder  stellt  Beutlingen  die  Forderung  einer  Zollerhöhung 
von  6  auf  15  Mark  pro  Zentner;  die  Konkurrenz  der  französischen  und 
nordamerikanischen  Sohlleder-Fabrikation  (Hemlock-Sohlleder)  sei  sonst  auf 
die  Länge  nicht  mehr  auszuhalten.  —  Ganz  anders  Stuttgart.  Alle  ZoU- 
erhöhungsforderungen  für  Leder  seien  eine  Beschönigung  des  schlimmen 
Zustandes  der  deutschen  Gerberei  in  technischer  Beziehung  und  eine  Be- 
steuerung Aller,  namentlich  der  minderbemittelten  Klassen,  zu  Gunsten 
der  deutschen  Gerber.  Das  in  Amerika  mit  dem  Safte  der  Schierlings- 
tanne gegerbte  Sohlleder  mache  dem  geringen  deutschen  Fabrikat  eine  be- 
rechtigte und  wohlthätige  Konkurrenz,  und  Zoll  sei  für  letzteres  eine  ohn- 
mächtige Medizin;  radikale  Hülfsmittel  müssten  vielmehr  in  verbesserter 
technischer  Produktion,  soliderer  Bedienung  der  Kunden  etc.  gesucht 
werden.  — 

Selbst  unter  den  Vertretern  der  Eisen-Industrie  herrscht  keine 
Einheit  bezüglich  der  Zollfrage.  Gegenüber  den  bekannten  Sohutzzollfor- 
derungen  machen  sich  energische  Stimmen  für  vollen  Freihandel  geltend. 
Neben  dem  diesbezüglichen  Verlangen  der  Feinindustrie  Bemscheids  spre- 
chen sich  auch  die  Kammern  von  Bromberg,  Pforzheim,  Elberfeld,  Lü- 
beck, Königsberg,  Danzig,  Stettin  und  Elbing  für  den  Weg&ll  der  Eisen- 
zölle aus.  Bromberg  erklärt  sogar,  wie  weiter  oben  angedeutet,  das  Vor- 
handensein der  Eisen-  und  Maschinenzölle  für  den  einzigen  Grund,  wes- 
halb die  dortige  Kammer  den  Handelsverträgen  eine  günstige  Wirkung 
nicht  habe  zuschreiben  können.  —  Die  Weissblech -Produzenten 
femer  fordern  eine  Zollerhöhung  von  1  auf  3  Mark;  die  Blechspielwaaren- 
Fabrikanten  von  Ulm  dagegen  zollfreie  Einfuhr  von  Weissblech,  weil  das 
einheimische  hoch  im  Preise  stehe  und  mangelhaft  sei,  so  dass  sie  den 
Import  aus  England,  Frankreich  und  Belgien  nicht  entbehren  könnten, 
etc.  — 

Schon  diese  wenigen  Andeutungen  zeigen  zur  Genüge,  wie  sich  fut 
überall  Gegensätze  befehden,  von  denen  jeder  seine  plausibeln  Gründe  ins 
Feld  zu  führen  hat.  Mögen  Diejenigen  Becht  haben,  welche  weder  dem 
theoretischen  Extreme  des  unbedingten  Freihandels,  noch  dem  des  unbe- 
dingten Schutzzolls  huldigen;  bis  heute  ist  noch  kein  absolutes  Handels- 
system unwiderlegt  geblieben,  und  ein  sorgfältiges  Befühlen  und  Prüfen 
der  jeweiligen  speziellen  Verhältnisse  mag  vor  vielen  handelspolitischen 
Missgriffen  und  XJebereilungen  bewahren,  sofern  man  nur  nicht  über  die- 
sen engeren  Verhältnissen  die  weiteren,  einheitlichen  Gesichtspunkte  aus 
dem  Auge  verliert     Dass   sich  aber  die   gegenwärtige  Krisis,    die  mehr 
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oder  weniger  über  allen  Indaitrieländem  ond  FabrikationaBweigen  abhwebt, 
im  Grossen  und  Gänsen  ireder  dordh  Einfthmng  neuer,  noch  dnrdi  Bei* 
behaltnng  alter  SohntzsöUe  beseitigen  läset,  ergibt  sieh  am  so  dewtlidier, 
je  eingehender  man  die  eigentbümliche  momentane  Lage  der  Indoatne  ia 
ihre  XJisaohen  verfolgt,  und  Niemand  wird  yerkannen,  dass  Staat  und  Fri- 
yate  noeh  nicht  alle  natürlichen  Hebel  angesetzt  habmi,  die  cur  Edr< 
derung  der  dentschen  Industrie  yerfügbar  sind.  Die  deutsehen  8ohutasoll- 
f orderungen  gehen  heute  allerdings  auch  vieUkch  nur  auf  Beaipresität 
gegenüber  dem  Yorgehen  anderer  Staaten;  ist  ihnen  insofern,  und  rüek- 
siohtUch  der  grossen  Konsumentenzahl  Deutschlands  eine  gewisse  Bereeth 
tigung  nicht  abzusprechen,  so  muss  es  dagegen  eigenthümlich  berühren 
und  dem  protektionistisohen  System  geradezu  den  ansteckenden  Charakter 
einer  Mode  aufprägen,  wenn  sich  salbst  in  der  Schweiz  ein  gläabigei 
Publikum  für  die  unbedingte  Heilkraft  und  Förderliohkeit  das  SehotzzePt 
zu  zeig^Qi  beginnt  Gelegentlich  der  im  laufenden  Jahre  beronteheBden 
eidgenössisehen  Zollrevision  sind  besonders  unter  den  sohweizerisohan  Wol- 
lenfabrikanten und  in  hervorragenden  Tagesblättem  Stimmen  laut  gewor- 
den, welche,  unter  gänzlicher  Verkennung  der  natürlichen  Verhältnisse  des 
Landes,  das  Verlassen  der  bisher  unentwegt  befolgten  schweizerisohen  Frei- 
handelspolitik  verlangen,  von  althergebrachter  „GutmüthigkeiV*  gegenüber 
den  Maassregeln  des  Auslandes  sprechen  und  zur  Reziprozität  auffordern. 
Und  doch  ist,  zufolge  seiner  relativ  geringen  einheimischen  Konsnmcmten» 
zahl,  kaum  ein  anderes  industrielles  Land  so  sehr  auf  den  Freihand^  an- 
gewiesen, als  gerade  die  Schweiz,  und  was  man  in  der  neuesten  sehwei- 
zerischen  Presse  Gutmüthigkeit  nennt,  ist  und  war  doch  vielmehr  das 
Gebot  der  allergewöhnlichsten  Klugheit  und  Nothwendigkait  TJehrigaas 
ist  ein  Reussiren  der  berührten  Forderungen  kaum  zu  befürohten;  die 
schweizerische  ZoUfirage  ist  ein&ch  und  von  den  Leitern  der  sdhweizeri« 
scheu  Handelspolitik  leicht  zu  übersehen,  indem  es  sich  um  eine  Indn* 
strie  handelt,  die  sich  niemals  auf  Schutzzoll  als  solchen  gestützt  hat; 
die  wenigen  massigen  Finanzzölle  kozunen  hiebei  nicht  in  Betracht  Um 
so  schwieriger  ist  die  Lage  in  Deutsehland,  wo  wir  es  weniger  mit  der 
Einführung  neuer  Zölle  als  mit  der  Frage  der  Erhöhung,  Beibehaltnag 
oder  Beseitigung  alter  zu  thun  haben.  Die  Frage  dreht  sieh  hier  nsi 
das  Gedeihen  von  Industriezweigen,  die  zum  Theile  künstlich  groas  gezo- 
gen sind,  und  somit  auch  mehr  oder  weniger  künstlicher  Mittal  au  ihrer 
weiteren  Entwicklung  bedürfen.  Die  Outaehtensammlung  des  Handebtagci 
gibt  ein  treues  Bild  der  hieraus  resultirenden  MannigflEdtigkeit  der  Forde» 
rungen,  welche  an  den  Staat  gestellt  werden  und  diesen  zur  gräesten  Vor- 
sicht in  seinen  Maassregeln  nöthigen.  Alle  Speaial^Intarasami  aber  za 
sondern  und  zu  tchützen,  liegt  weder  in  der  An^be  noch  ia  der  Fähig- 
keit des  Staates.  Hier  gilt  es  schliesslich  dooh  die  konsaquenta  Dnrsh- 
fahrung  eines  einheitliehen  Gedankens,  eine  Eonsequenz,  ^  keineswegs 
ein  rücksichtsloses  Besaitigen  nothwendiger  üebel  bedingt,  wohl  aber  ver 
einem  veiderhliehen  Hinnndhersohwanken  zwischen  zwei  Eztzeanan  sahützt 
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Frief,  Dia  wirthsohafllieha  Lage  dar  Fabrikttrbeiter  in  Sohlesien 
und  dia  8iun  Besten  danielben  bestehenden  Einriohtangan.  Mit 
Genehmigung  Seiner  Exeellenz  des  Herrn  Ministers  für  Handel,  Ge- 
werbe und  dffentliehe  Arbeiten  unter  Benatsnng  amüieher  Quellen  und 
unter  Mitwirkung  von  Besitzern  hervorragender  industrieller  Anlagen 
bearbeitet.     Mit  20  lithographirten  Tafeln.     Breslau  1876. 

Unter  allen  Yorw&rfen,  welche  deutsche  Arbeiter  zu  erheben  pflegen, 
ist  derjenige  am  wenigsten  gerechtfertigt,  dass  die  Besitzenden  gegen  ihr 
bisweilen  so  trauriges  Loos  gleichgültig  seien.  Gerade  in  den  letzten  Jah- 
reu  haben  namentlich  die  Regierungen  ein  sehr  lebhaftes  Interesse  zu  be- 
thätigen  gewuast,  und  wenn  dieses  auch  nicht  gleich  in  irgend  welchen 
Gesetzes^Neuerungen  seinen  Ausdruck  gefunden  hat,  so  wird  doch  Nie- 
mand leugnen  wollen,  dass  schon  allein  die  Vorarbeiten  uns  ein  gutes 
Siifcek  weiter  gebracht  haben.  Auf  die  amtlichen  Materialsammlungen  des 
Bundesrathes  und  der  preussischen  Regierung  ist  in  der  letzten  Zeit  wie- 
derholt hingewiesen  worden,  weil  sie  eine  unerschöpfliche  Fundgrube  für 
jeden  der  Belehrung  und  Unterweisung  Bedürftigen  sind.  Das  vorliegende 
Werk  dagegen  hat,  soweit  wir  sehen,  weder  in  Fachzeitschriften,  noch 
in  der  Tagespresse  die  nöthige  Beachtung  gefunden.  Und  doch  verdient 
dasselbe  gewiss  das  gleiche  Lob ,  das  jenen  Arbeiten  gespendet  wurde, 
wenn  es  nicht  vielleicht  richtiger  über  dieselben  gestellt  werden  dürfte. 
Dies  aber  deshalb,  weil  der  halbamtliche  Charakter  der  Unternehmung 
jenen  Grad  von  Sicherheit  nicht  erreicht,  den  solche  Darstellungen  haben 
müssen,  um  das  Vertrauen  des  Publikums  zu  gewinnen,  auf  der  anderen 
Seite  der  Herausgeber  keineswegs  verpflichtet  war,  seine  weitgehenden 
Kenntnisse,  die  jetzt  in  gediegenen  Bemerkungen  und  Erläuterungen  zu 
den  Tabellen  zum  Vorschein  kommen ,  den  Lesern  vorzuenthalten ,  was  in 
jenen  rein  amtlichen  Veröffentlichungen  immer  der  Fall  war.  Ausserdem 
ist  die  Durchführung  der  Arbeit,  die  mit  grosser  Mühe  verbunden  gewe- 
sen ist,  eine  so  gelungene  und  zeigt  in  der  Behandlung  des  massenhaften 
statistischen  Stoffes  solche  Geschicklichkeit,  dass  wir  durchaus  sie  für  Shn- 
liche  Erhebungen  als  mustergiltig  bezeichnen  möchten.  Wir  sind  dem 
Brüsseler  Kongress  für  Gesundheitspflege  und  Rettungswesen  zu  grossem 
Danke  verpflichtet,  dass  er  solche  Früchte  bei  uns  zeitigen  konnte,  wenn- 
gleich wir  ein  leises  Bedauern,  dass  die  Nothwendigkeit  dieser  Arbeit  in 
einem  so  äussern  Anlasse  gefunden  wurde,  nicht  unterdrücken  können. 

Der  Heransgeber  stützt  seine  Mittheilungen  theilweise  auf  die  Ergeb- 
nisse der  Enquete,  welche  im  Jshre  1875  durch  die  königlichen  Regie- 
rungen im  Interesse  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  veranstaltet  wurde, 
theilweise  ist  seiner  Arbeit  eine  von  ihm  allein  zu  diesem  Zwecke  ausge- 
führte Erhebung  zu  Grunde  gelegt  Dieses  Kapitel  aber  über  Hausstand, 
Einnahmen  und  Ausgaben  von  schlesischen  Fabrikarbeiter-Familien  (S.  57 
bis  98)  ist  das  werthvollste  seines  Werkes.  Im  Anschlüsse  an  die  bereits 
in  der  „Concordia^'  von  Prof.  Laspeyres  behandelten  Fragen  hatte  er  For- 
mulare drucken  lassen,  die  von  den  Arbeitern  selbst  und  von  dem  Aifoai- 
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terstande  geBellsohaftlich  näher  stehenden  Personen  ausgefüllt  worden  sind, 
an  Zahl  238  von  350  überhaupt  yertheilten.  üeber  die  Zuverlässigkeit 
der  eingegangenen  Materialien  bemerkt  der  Verl  selbst  (8.  59):  y,Wohl 
mögen  manche  derselben  Unrichtigkeiten  enthalten,  manche  Zahlen  darin 
übertrieben ,  andere  aber  wieder  zu  gering  angegeben  sein.  Eine  Berich- 
tigung wurde  nirgends  vorgenommen,  auch  sind  bei  freier  Wohnung  und 
freier  Feuerung  keine  Geldbeträge  ergänzend  bei  den  betreffenden  Posi- 
tionen eingerückt  worden,  sondern  es  wurde  dieses  Yerhältnisa  stets  nur 
erwähnt.  Es  hätten  sonst  folgerichtig  auch  die  theilweis  freie  Wohnung, 
wie  solche  an  einzelnen  Orten  bei  Arbeitern  angenommen  werden  muss, 
welche  in  Famiiienhäusem  wohnen,  und  die  theilweise  freie  Feuerung, 
so¥ne  endlich  noch  später  zur  Besprechung  kommende  Verhältnisse  ebenflüls 
berücksichtigt  werden  müssen.  Den  Werth  solcher  Benefizien  völlig  richtig 
zu  beurtheilen,  ist  jedoch  eine  äusserst  schwierige  Aufgabe.  Der  YerL 
glaubte  daher,  dass  es  besser  sei,  nur  die  gemachten  Angaben  folgen  su 
lassen,  als  dieselben  durch  Berichtigungen  zu  verdunkeln.  Für  die  Er- 
mittelungen selbst  haben  diese  Fehler  die  Bedeutung,  dass  die  Verhält- 
nisse der  Fabrikarbeiter  in  Wirklichkeit  eher  etwas  besser  sind,  als  sie 
sich  dem  Folgenden  nach  durchschnittlich  ergeben." 

Aus  den  235  Arbeiter-Budgets,  die  ein  Mal  jedes  besonders,  später 
in  6  Gruppen  zusammengefust,  aufgeführt  werden,  weist  der  Verf.  nach, 
dass  der  Wohlstand  der  Fabrikarbeiter- Familien  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  durch  die  Betheiligung  der  Frauen  und  Kinder  an  der  Arbeit  be- 
dingt wird  (8.  76). 
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In  der  ersten  Klasse,  der  ärmsten,  föUt  fast  die  Tolle  Einnahme  auf  den 
Mann;  die  Einnahme  des  Mannes  tritt  hierauf  bis  zum  Einkommen  von 
1000  Mark  zurück  und  steigt  in  der  letzten  Gruppe  wieder,  weil  offenbar 
bei  grösserem  Einkommen  der  Beitrag  von  Frau  und  Kindern  nicht  so 
sehr  Nothwendigkeit  ist  Das  unyerhältnissmässige  Anschwellen  des  Bei- 
trags der  Frau  in  der  vierten  Gruppe  erklärt  der  Verf.  aus  der  ungun- 
stigen Zusammensetzung  des  Hausstandes,  sofern  hier  die  Kinder  unter 
14  Jahren  stark  überwiegen;  in  dem  yöUigen  Verschwinden  der  Einnahme 
aus  Frauenarbeit  in  der  sechsten  Gruppe  sieht  er  dann  seine  Yermuthung 
bestätigt,  dass  wenn  der  Mann  und  die  erwachsenen  Kinder  zusammen 
eine  Einnahme  yon  über  1000  Mark  erzielen,  die  Frauenarbeit  zur  Be- 
streitung des  Haushaltes  nicht  mehr  unumgänglich  nöthig  ist^  sondern  die 
Frau  der  alleinigen  Besorgung  des  Haushaltes  in  den  meisten  Fällen  zu- 
rückgegeben wird. 
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Wir  haben  diese  Ausfuhmngen  des  Yerf.  wiedergegeben,  ohne  uns 
indess  ihnen  ganz  anschliessen  zu  können.  Die  TJiatsache  freilich,  dass 
an  der  Steigemng  des  Einkommens  Frau  und  Kinder  einen  guten  Anthoil 
haben,  ist  nicht  zu  leugnen,  nur  scheint  es  uns  fraglich,  ob  diese  Be* 
theiligung  der  einzige  Weg  ist,  die  Bedürfoisse  jedes  Familien- Angehöri- 
gen nachhaltiger  und  reichlicher  befriedigen  zu  können,  wie  dies  der  Yert 
anzunehmen  scheint,  wenn  er  sagt,  dass  der  Wohlstand  bedingt  sei  durch 
die  Theilaahme  der  Frau  und  Kinder.  Unserer  Ansicht  nach  wird  unbe- 
denklich bei  gänzlichem  Verbot  der  Arbeit  verheiratheter  Frauen  in  Fa- 
briken und  gehöriger  Einschränkung  der  Kinderbeschäftigung  der  Lohn 
der  Männer  ein  höherer  und  also  das  gleiche  Ergebniss  erzielt  werden. 
Ueberdies  müsste  man  eigentlich  auch  klar  darin  sehen,  ob  das  Mehr, 
welches  in  den  letzten  Gruppen  auf  jede  Person  yerwendet  wird,  sich 
nicht  durch  grössere  Unkosten  für  die  unabweislicheu  Bedürfiaisse  auf- 
zehrt In  der  Bundesraths-Enqu^te  ist  z.  B.  gerade  darauf  hingewiesen 
worden,  dass  dem  Mehrgewinn  durch  den*  Zuschuss  des  Frauenlohnes  viel 
durch  die  Mehrausgaben  wieder  verloren  gehe,  da  man  für  Instandhaltung 
der  Wäsche  und  Kleidung  fremde  Hülfe  in  Anspruch  zu  nehmen  gezwun- 
gen sei  und  an  entbehrlichen  Oenüssen,  wie  Wirthshausleben  und  Arbei- 
terfesten, theilzunehmen  pflege.  Es  ist  dort  von  mehreren  Seiten  behauptet 
worden,  dass  durch  vernünftigere  Führung  der  Wirthschaft,  rechtzeitige 
Ausbesserung  der  Wäsche  u.  s.  w.  der  Ausfall  des  Frauenlohnes  zum  Theil 
gedeckt  werden  könne.  Bei  den  schlesischen  Arbeiter-Budgets  sehen  wir 
allerdings  die  Ausgaben  für  Kleidung  verhaltnissmässig  wachsen,  aber  wir 
wissen  darum  noch  nicht,  ob  diese  Kleider  bessere  geworden.  Der  Auf- 
wand für  Geräthe,  für  Kirche  und  Schule,  für  Kranken-  und  Sparkassen 
zeigen  bei  den  verschiedenen  Einkommensgruppen  nur  schwache  Steige- 
rungen, während  doch  gerade  hierin  die  ermöglichte  Verbreiterung  der 
Lebenshaltung  ihren  Ausdruck  finden  ipüsste. 

In  Prozenten  betrugen  die  Ausgaben  für: 


Beleuch- 

Kirche 

Steuer 

Kranken- 

Per85nl. 

Woh- 

tung  u. 

und 

u.  Asse- 

n.  Spar- 

Bedürf. 

Klasse    Nahrung 

Kleidung 

nuDg 

Heizung 

Geräthe 

Schule 

knranz 

kassen 

nbse 

I       60 

12,16 

9,92 

9,16 

1,61 

0,60 

1,70 

1,41 

3,4« 

II          61,60 

10,72 

B,26 

9,88 

1,82 

1,08 

1,50 

1,20 

4,5« 

III          61,56 

12,2S 

8,18 

8,26 

2,89 

0,85 

1,78 

1,45 

3,80 

IV         61,68 

12,52 

8,40 

7,88 

1,62 

0,87 

1,89 

1,76 

8,88 

V          60,57 

15,87 

7,06 

6,16 

2,09 

0,62 

1,49 

2,80 

4,s« 

VI       60,40 

16,S5 

5,95 

4,25 

2,49 

1,28 

2,58 

2,81 

4,89 

Aus  der  ersten  Spalte  dieser  kleinen  Tabelle  geht  zugleich  hervor,  wie 
der  Verf.  bemerkt,  dass  das  yon  Engel  aufgestellte  Konsumtionsgesetz, 
für  welches  doch  auch  andere  gewiegte  Statistiker,  z.  B.  Prof.  Laspeyres, 
Beweise  beigebracht  haben,  sich  in  Schlesien  nicht  bewahrheite.  Erst 
Ton  der  vierten  Klasse  ab  tritt  das  Engel'sche  Oesetz  in  seine  Rechte. 

Von  vielem  Interesse  ist  ein  Vergleich,  welchen  der  Verfl  (S.  79) 
in  der  durchschnittlichen  Gesammtausgabe  pro  Kopf  eines  schlesischen  Ar- 
beiters mit  der  eines  belgischen  und  anderer  fremdländischen  Arbeiter 
zieht.     Es  stellt  sich  dabei  zwischen  den  Budgets  namentlich  der  schlesi«* 
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sehen  and  belgfiaehen  Arbeiter  die  aofUlendsta  UebewiimiHmmnng  benna. 
Der  schletiscbe  Fabrikarbeiter  lebt  im  Allgemeinen  in  etwas  g;ustigenr 
Lage,  er  hat  im  Durchschnitte  jährlich  11  Mark  mehr  als  der  beigiscbe. 
In  einem  Punkte  weicht  der  sohlesische  Arbeiter  betrachtlich  Tom  beigi- 
schen ab:  er  gibt  Toa  100  Mark  je  4,11  für  peraonliohe  Bed&rfiusae  aoi, 
der  Belgier  dagegen  nur  0,tg.  In  die  Kranken-  and  Spaikaasen  wiedemm 
aber  schiesat  der  belgische  Arbeiter  3,85  Pres,  seiner  Einnahme^  wahrend 
der  Schleeier  es  bei  2,i2  Pros,  bewendien  iSsst  An  Steuern  sahlt  der  Bel- 
gier 0,5g,  der  Schlesier  1,87  Proz.  Prief  sieht  in  dieser  grösseren  Ans- 
gabe  for  die  Steaer  den  Grand  der  geringeren  Belheiligong  des  Schlesien 
an  den  Kranken-  and  Sparkassen,  weil  die  monatlieh  in  gleteher  H^ 
wiederkdtrenden  Ausgaben  eine  gewisse  Summe  nicht  übeteohreiten  koa- 
nen,  und  wenn  ein  bedeutender  Theil  auf  die  Steuern  fallt»  die  Neigoog^ 
grössere  Anlagen  in  Kranken-  und  Spariutesen  xu  machen,  beeinflnsst  wird. 
Er  hält  daher  die  indirekten  Steuern  für  den  Arbiter  Yortheilhafter  (S.  81). 
Vielleicht  dürfte  aber  hier  der  Grund  der  kleineren  Beiträge  mnf  Soüsa 
des  schlasiaehen  Arbeiters  in  der  starken  Befriedigung  persönlicher  Bedoxf- 
nisse  xu  suchen  sein,  au  denen  der  Qenuss  Ton  Tabak  und  Bier  aoeh  ge* 
rechnet  ist  Wie  dem  durch  indirekte  Steuern  abgeholfen  werden  kaaa» 
will  ans  nicht  einleuchten.  Sind  die  direkten  Steuern  geringer,  so  wird 
der  Posten  für  Tabak  und  Bier  ein  grösserer  werden.  Die  Krspamisi 
auf  der  einen  Seite  wird  den  Arbeiter  nur  dasu  bewegen ,  in  der  ann- 
mriir  kestspieligerea  Befriedigung  seiner  persönlichen  Bedorfiiisae  sich  nicht 
einauschränken.  Ueberdies  pflegt  man  den  Beitrag  für  die  Sparkaase  aach 
nicht  allmonailich  yorausaubestimmen ,  sondern  man  legt  ein,  was  nhrig 
geblieben  ist  Unseres  Eraehtens  wird  gerade  der  Druok  der  direkten 
Steuer  den  Arbeiter  darauf  fähren,  seine  sonstigen  Aasgaben  da  einia* 
schränken,  wo  er  es  ohne  Kachtheil  für  seine  Person  leicht  kann« 

Der  Verf.  gruppirt  seine  Budgets  femer  nadi  der  dnrehaehnittlifhsa 
Zahl  yon  Familiengliedem ,  sowie  nach  den  Hasptindustrieiweigea ,  be> 
leuchtet  die  Schulden  und  TJeberschusse  der  Arbeiter  besonders  und  ge- 
langt zum  Ergebniss  (S.  91),  dass  zur  Zeit  yon  dem  sohlesischen  Pabrik* 
arbeiter  mit  Recht  behauptet  werden  kann :  er  sei  in  der  Lage,  bei  missi- 
ger Lebensweise  und  bei  nicht  zu  ungünstigen  F&milienrrerhaltnissen,  d.  h. 
bei  nicht  tbergrosser  Zahl  unmtndiger  Kinder,  mit  seinen  Einnahmen  aat- 
zukommen. 

Im  aweiten  Abschnitt  (S.  95 — 141S)  behandelt  der  Yerfl  in  acht  Kar 
pitdn  die  Einrichtungen  zum  Besten  der  Pabrikarbeiter.  Die  dabei  ein- 
gehaltene Reihenfolge  ist  diese:  1)  gewerbliche  Hilft-  und  Sparkassen, 
3)  Fürsorge  für  Wohnungen,  3)  Einrichtungen  &a  Ernährung,  billige  Bt* 
schaffang  yon  Lebensbedürfnissen  aller  Art,  Kleidung  und  Wäaohe^  4)  6e* 
Sundheitspflege,  5)  Seelsorge,  6)  Endehung  und  Unierriehi,  7)  Geaellif- 
keit  und  Eriielung,  8)  Unfallyerdcherung.  Von  einigem  Belang  ist  aal« 
diesen  „WohlfshrtseinriGhtangen*'  nur  die  Ffiisorge  für  Wnhnungy  die 
sich  sowohl  in  der  Beförderung  des  Erwerbes  eigener  Hänseg  dnvoh  die 
Arbeiter,  als  auch  in  der  Beschaffung  ron  Miethswohnungen  kund  thot 
„Namentlich  in  Oberschlesien  wird  in  dieser  Hinsicht  aussnrordentlieh  inA 
geleiatet,  weil  der  Staat  durch  seine  Anlagen  anf  den  ihm  jatat  noch  ge> 
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rigen  Graben  und  den  früher  in  seinem  Besitz  gewesenen  Hüttenwerken 
t  rühmenswerthem  Beispiel  vorangegangen  ist."  Ob  aber  der  Yerf.  zu 
»er  etwas  sanguinischen  Benrtheilung  berechtigt  war,  mögen  seine  eige- 
n  Zahlenangaben  entscheiden  (S.  118).  Bei  allen  Industriezweigen  ver- 
ligt  kommt 

im  Regierungs-Bezirk  Breslau   eine  Wohnung  auf  21  Arbeiter, 
„  „  „       Liegnitz    „  „  „    23       „ 

»>  w  »       Oppeln      „  „  „      7        „ 

in  der  Provinz  Schlesien  „  „  i»    12        „ 

i  Yerhältniss  zu  den  anderen  Begierungsbezirken  weist  Oberschlesien 
eidings  günstigere  Yerhältnisae  auf.  Bei  den  Hüttenarbeitern  daselbst 
mmt  sogar,  abgesehen  von  den  in  eigenen  Häusern  wohnenden,  auf 
oh  nicht  fünf  Arbeiter  eine  Wohnung  (8.  117).  Immerhin  aber  glau- 
a  wir  aus  diesen  Angaben  noch  auf  keine  idealen  Zustände  schliessen 
dürfen.  Die  räumliche  Ausdehnung  der  Wohnung  ist  leider  nirgends 
w&nt 

Was  von  diesen  Wohlfahrtseinrichtungen  überhaupt  zu  halten  ist, 
iDzeichnet  vielleicht  die  Sorge  für  die  Gesundheitspflege  der  Arbeiter 
.  besten.  Sie  ist  darauf  beschränkt,  dass  die  grösseren  Fabriken  fast 
amtlich  bestimmte  Fabrikärzte  haben,  welche  theils  in  der  Fabrik  selbst, 
)il8  in  ihren  Privatwohnungen  für  die  Arbeiter  täglich  oder  wöchentlich 
rechstunde  abhalten  (S.  132).  Im  TJebrigen  heisst  es:  „die  Sorgfalt  für 
I  Schwangeren  und  Wöchnerinnen  könnte  im  Allgemeinen  grösser  sein; 
sind  nur  wenige  Fabriken,  welche  darauf  Rücksicht  nehmen''  (S.  133). 
mer  an  einer  anderen  Stelle:  „Krankenhäuser  zum  alleinigen  Gebrauch 
iitzen  nur  wenige  Fabriken.  Einzelne  Fabrikanten  haben  für  ihre  Ar- 
ter  in  den  städtischen  oder  anderen  Krankenhäusern  Freistellen."  Und 
llich:  „im  Allgemeinen  ruht  das  Hauptge¥ncht  bei  der  Gesundheitspflege 
den  bereits  früher  erörterten  Krankenkassen''  (S.  135).  Diese  Kranken- 
isen  sind  aber  doch,  wie  Jedermann  weiss,  viel  mehr  das  Werk  der 
Ibsthülfe,  als  dass  rde  einer  Wohlfahrtseinrichtung  ähnlich  sehen !  Man 
an  sich  kaum  denken,  dass  das  karitative  System  auf  schnödere  Weise 
tiiffbruch  leiden  könnte. 

Was  endlich  die  UnfaHversicherung  anlangt,  so  seheint  sie  uns  gleich- 
\b  in  den  Rahmen  der  zum  Besten  der  Fabrikarbeiter  getroffenen  £in- 
htungen  nidht  so  sehr  zu  passen,  da  sie,  seit  einmal  die  Haftpflicht 
setzlich  vorgesehen,  nur  im  Interesse  des  Arbeitgebers  liegt.  Unter 
ohlfahrts-Einrichtung  aber  denkt  man  sich  doch  eine  in  menschenfreund- 
tier  Gesinnung  vom  Fabrikanten  freiwillig  getroffene  Anordnung. 

Der  dritte  Abschnitt  (8.  145 — 209)  enthält  zehn  monographische  Be- 
treibungen von  Einrichtungen,  welche  einzelne  Fabriketablissements  zam 
sten  ihrer  Arbeiter  unternommen  haben.  Es  zeigt  sich  hier  in  der 
at,  dass  von  Einzelnen  sehr  viel  zu  einer  freundlicheren  Gestaltung  des 
oses  der  arbeitenden  Klassen  geschehen  ist. 

Strassburg  i.  £.  Dr.  W.  Stieda. 


XXVni.  22 


M  i  s  c  e  1  1  e  n. 


IIL 

Die  Auswanderung  aus  den  Thüringischen  Staaten  naoh  trans- 
atlantischen Ländern. 

Als  Auswanderangshäfen  für  die,  welche  ans  Thüringen  und  ans 
Deutschland  überhaupt  naoh  überseeischen  Ländern  wandern,  kommen  ins- 
besondere Hamburg  und  Bremen  in  Betracht  Die  Auswanderung  Deut- 
scher über  Stettin  und  Stade,  über  Antwerpen,  Rotterdam,  Havre,  Genni 
und  Marseille  ist  während  des  letzten  Dezenniums  yerhältnissmässig  yod 
geringem  Belang  gewesen. 

Im  Folgenden  wollen  wir,  soweit  die  Hamburgischen  und  Bremischen 
statistischen  Veröffentlichungen  Material  gewähren ,  beobachten ,  ob  der  anf 
die  kleinstaatlichen  Verhältnisse  häufig  zurückgeführte  Wandertrieb  der 
Thüringer  in  der  transatlantischen  Auswanderung  gegenwärtig  Ausdruck 
findet 

Die  über  Hamburg  Ausgewanderten  ^)  sind  seit  1851,  die  über  Bremen 
Ausgewanderten^)  seit  1867  nach  Herkunftsländern  zusammengestellt 

Die  Auswanderung  aus  den  8  Thüringischen  Staaten  über  Hamburg 
betrug  in  den  Jahren: 


1851 

741 

Personen 

1859 

243  Personen 

1852 

1631 

n 

1860 

316 

99 

1853 

1464 

9i 

1861 

371 

9* 

1854 

1451 

» 

1862 

285 

99 

1855 

433 

99 

1863 

232 

99 

1856 

276 

99 

1864 

236 

99 

1857 

607 

» 

1865 

277 

9» 

1858 

428 

» 

1866 

364 

99 

1851—1866 

9355 

..») 

Diese  Zahlen  zeigen  nur  die  Jahres-Schwankungen  der  Ziffern  der 
Yon  1851  bis  1866  aus  Thüringen  über  Hamburg  Gewanderten.  Erst  die 
folgenden  Zahlen,  welche  die  auch  über  Bremen  aus  Thüringen  Ausge- 
wanderten enthalten,  gewähren  Autschluss  über  die  Orösse  der  transatlan- 
tischen Auswanderung  aus  den  Thüringischen  Staaten. 


1)  Statistik  des   Hambargischen  Staats.     Bearbeitet   yom    statistisehen   Bnreaa  der 
Steuerdeputation.     Heft  IV.   VL  VUI. 

8)  Jahrbuch '  für   die   amtl.  Statistik  des  Bremischen  Staats, 
für  Bremische  Statistik.     Jahrg.  1867— -75. 

S)  Oder  3  o/^  der  in  dieser  Zeit  über  Hamburg  aus  Deutschland  gewanderten  S94<ftt 
Personen. 


Hermnsg.  Tom  Bureaa 


Mi  s  cell  eil. 
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Zosammen  aus  den  8  ThüringiBchen  Staaten  wanderten: 


Im  Jahre 

üeber 
Hamburg 

üeber 
Bremen 

Zusammen 

über 
Hamburg 
u.  Bremen 

Davon  nach 
den  Verein. 

SUatenNord- 
Amerika's 

1867 

703 

2049 

2752 

} 

1868 

247 

1692 

1939 

} 

1869 

121 

1036 

1157 

} 

1870 

249 

530 

779 

—  ? 

1871 

353 

1371 

1724 

1693 

1872 

698 

1828 

2526 

2508 

1873 

396 

1134 

1530 

1515 

1874 

204 

406 

610 

598 

1875 

129 

302 

431 

425 

üeberhaapt 

3100 

10348 

13448 

6739 

Nach  der  aus  den  Zählungsergebnissen  der  Yolksaufnahmen  von  1867, 
1871  und  1875  berechneten  mittleren  Bevölkerungszahl  der  8  Thüringi- 
schen Staaten,  welche  1072252  Personen  beträgt,  ergibt  sich,  dass  die  8 
Thüringischen  Staaten  in  Summe  der  9  Jahre  1867  bis  1875  13448  Köpfe 
oder  1,27  ^J^  der  Bevölkerung  durch  überseeische  Auswanderung  verloren 
haben.  Diese  Yerhältnisszahl  lässt  sich  nach  den  entsprechenden  absolu- 
ten Zahlen  für  das  Deutsche  Eeich  (mit  Ausschluss  von  Elsass- Lothringen), 
wie  folgt,  berechnen: 

Mittlere  Yolkszahl  des  Deutschen  Reichs  nach  den  Zäh- 
lungsergebnissen von  1867,  1871,  1875 39749135 

Sa.  der  Auswanderer  aus  dem  Deutschen  Reiche  über 

Hamburg  und  Bremen  von  1867—1875 701596 

Oder  o/o    ...     .     1,77. 

Mithin  ist  die  überseeische  Auswanderung  aus  den  Thüringischen 
Staaten  während  des  genannten  Zeitraums  relativ  viel  geringer  gewesen 
als  aus  dem  Deutschen  Reiche  überhaupt. 

An  der  transatlantischen  Auswanderung  aus  Thüringen  betheiligten 
sich  in  den  4  Jahren  1872  bis  1875  die  Einzelstaaten  in  folgender  Weise: 


Sa.  der  Ausge- 

MitÜereBeySlke- 

In  PromUle 

Name  des  Staates 

wanderten  über 
Bremen  u.  Ham- 

rong nach  den 
Zfihlongen  von 

der  BeTÖlke- 
mng  Ausge- 

burg v.  1872— 75 

1871  n.  1875 

wanderte 

S.  Weimar .... 

1398 

289558 

4,83 

S.  Meiningen  .     .     . 

1144 

191210 

5,98 

S.  Coburg-Gotha  .     . 

910 

178506 

5,10 

S.  Altenburg    .     .     . 

510 

143983 

3,54 

Schw.  Rudolstadt  .     . 

384 

76099 

5,05 

„     Sondershausen 

234 

67335 

3,48 

Reuss  j.  L.      ... 

362 

90704 

3,99 

„      ä.  L.      ... 

155 

46040 

3,37 

Ueberhaupt 

5097 

1083435      ' 

4,70 

22» 
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S.  Meiningen  und  hierauf  S.  Coburg  -  Gotha  und  Rudolstadt  erweisen 
die  höchsten  Auswanderungsziffern ,  eine  wesentlich  geringere  Ziffer  wei- 
sen Eeuss  ä.  L. ,  Sondershausen  und  Altenburg  unter  den  genannten  Staa- 
ten auf. 

Nach  dem  Jahre  1872,  welches  dem  Jahre  1854  mit  der  bisher 
stärksten  Auswanderung  fast  gleichkam,  zeigt  sich  in  Thüringen  wie  im 
Deutschen  Reiche  überhaupt  eine  grosse  Abnahme  der  überseeischen  Aus- 
wanderung, welche  hauptsachlich  auf  die  ungünstigen  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  dies-  und  jenseits  des  Oceans  zurückzuführen  ist 

Da  die  Statistik  der  überseeischen  Wanderung  eine  genaue  Aufnahme 
und  Bearbeitung  zulässt,  wäre  eine  Ergänzung  der  Deutschen  Reichs- 
Statistik  dahin  zu  wünschen,  dass  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Auswan- 
derer, auch  die  in  deutschen  Häfen  aus  transatlantischen  Ländern  ange- 
kommenen Personen  aufgezeichnet  und  die  bezüglichen  Angaben  statistisch 
verwerthet  würden. 

M.  N. 


Pruck  TOD  Ed.  Frommann  in  Jen«. 


IV. 

Zar  Geschichte  der  Geselleuwauderaugen  im 
Mittelalter. 

Von 
Dr.   Georg  Sohans. 

Unter  diejenigen  Seiten  des  mittelalterlichen  Wirthschaftslebens, 
über  denen  noch  ein  volles  Dunkel  liegt»  gehören  auch  die  Wande- 
rungen der  Gesellen.  Der  Grund  dieser  Erscheinung  ist  wohl  haupt- 
sächlich darin  zu  suchen,  dass  man  diesen  Gegenstand  für  zu  unbe- 
deutend hielt,  als  dass  er  einer  Untersuchung  werth  sei.  Ich  glaube 
aber  nicht,  dass  diese  Ansicht  die  richtige  ist;  vielmehr  scheint  es 
mir,  als  ob  die  Gesellen  Wanderungen  eine  eingehendere  Beachtung 
verdienten.  Dieselben  bilden  einen  wesentlichen  Faktor  des  mittel- 
alterlichen Gewerbewesens,  und  die  soziale  Politik  der  Zünfte  sowie 
die  der  Gesellen  selbst  kann  erst  durch  genaue  Darlegung  der  Aus- 
dehnung und  Art  der  Wanderung  richtig  gewürdigt  werden.  Auch 
sind  sie  nicht  zu  unterschätzen  als  Mittel,  um  die  Bedeutung  einzel- 
ner Städte  als  der  Hochschulen  des  Handwerkerstandes  kennen  zu 
lernen,  ja  sogar  als  Mittel,  um  das  Aufblühen  und  Verfallen  der  ver- 
schiedenen Gewerbscentren  zu  bemessen.  Selbstverständlich  kann  eine 
solche  Untersuchung  aber  nur  auf  statistischem  Wege,  d.  h.  nur  mit 
Hülfe  exakter  Massenbeobachtung  geführt  werden.  Die  folgende  Ar- 
beit, die  auf  diese  Weise  an  Stelle  der  unbestimmten  Anschauungen 
sichere  Anhaltspunkte  zu  liefern  den  ersten  Versuch  macht,  kann 
nur  Unvollkommenes  bieten;  doch  dürften  selbst  die  kleinen  Resul- 
tate nicht  ganz  unwillkommen  sein;  bezweifelt  ja  wohl  Niemand,  dass 
zunächst  durch  viele  kleine  Detailarbeiten  die  Wirthschaftsgeschichte 
gefördert  werden  muss. 

Das  einzige  für  meine  Zwecke  brauchbare^)  Material,  das  ich 

1)  QleichfAUs  zweckentsprechend   dfirfte   ein  Material  sein,    das  nach   Kriegk  in 
XXVUL  23 
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bei  dem  Besuch  einer  Reihe  von  Archiven  auffinden  konnte,  stammt 
aus  Konstanz  am  Bodensee  ^).  Dass  dasselbe  gerade  aus  dieser  Stadt 
herrührt,  ist  als  ein  sehr  günstiger  Umstand  zu  bezeichnen.  Einmal 
gehörte  Konstanz  zu  den  frühest  entwickelten  Städten.  Schon  zur 
Zeit  der  Merovinger  wurde  es  rühmlichst  genannt;  noch  bedeutender 
war  seine  Rolle  in  der  Folgezeit.  Von  fast  allen  Kaisem,  sowie  von 
vielen  Päpsten  wurde  es  besucht,  war  wiederholt  der  Versammlungs- 
ort von  Konzilien,  wiederholt  der  Schauplatz  grosser  historischer  Er- 
eignisse. Auf  diese  Weise  weithin  bekannt  mochte  diese  Stadt  unter 
die  Zielpunkte  der  wanderlustigen  Gesellen  gehören.  Sodann  ist  für 
uns  als  ein  Vortheil  die  Grenzlage  des  Ortes  zu  erachten;  denn  in 
Folge  dessen  lässt  sich  ein  sicheres  Urtheil  gewinnen,  wie  ausgedehnt 
die  Wanderungen  waren  und  in  wie  weit  die  grössten  Entfernungen 
überwunden  wurden. 

Das  erwähnte  Urmaterial,  das  unserer  Untersuchung  zur  Grund- 
lage dient,  besteht  aus  zwei  Büchern*),  in  die  der  Name  der  zuge- 
wanderten Gesellen  und  die  Zeit  ihrer  Eidesleistung,  meist  auch  ihre 
Herkunft  und  die  Namen  der  arbeitgebenden  Meister,  selten  aber  die 
Art  der  Beschäftigung  eingetragen  wurden.  Das  erstere  umfasst  die 
Periode  von  1489  — 1502  incl.  mit  Auslassung  der  drei  Jahre  1491 
bis  1493;  das  zweite  die  Epoche  von  1519 — 79  mit  Uebergehung  der 
beiden  Jahre  1520  und  1523.  Für  die  Zwischenzeit  1502—19,  sowie 
für  die  Zeit  vor  1489  und  nach  1579  sind  die  Aufzeichnungen  nicht 
erhalten. 

In  welcher  Weise  die  Einträge  geschahen,  beziehungsweise  wie 
sie  lauten,  das  mögen  einige  Beispiele  zeigen.  Im  ersten  Buche 
fol.  9  (1495)  heisst  es:  „Andreß  Zeittling  von  Wurtzburg  schnider  hat 
geschworn  uf  mönntag  sanct  Martins  abent,  ist  by  Schwartzpell." 

Ebenda  fol.  7  (1490):  „Item  Uolrich  Galster  von  Ougspurg  der 
tischmacher  by  maister  Hannsen  Müller  juravit  in  vigilia  Laorendj.'^ 


Frankfurt  a.  M.  sich  befindet.  Derselbe  führt  nämlich  in  seinem  V^erke  ,,Deat8ches  Bdr- 
gerthum  im  Mittelalter",  N.  F.  1871  S.  66  an,  dass  im  Frankfurter  Stadtarchiy  ein  Bock 
aufbewahrt  sei,  welches  die  Namen  der  in  Frankfurt  beschäftigten,  ana  allen  Gegen- 
den Deutschlands  stammenden  Schlossergesellen  von  1417 — 1524  enthalte.  Leider  ward« 
mir  die  Benutzung  des  letztgenannten  Buches  nicht  ermöglicht. 

1)  Der  städtische  Magistrat  von  Konstanz  hat  mir  mit  seltener  Ldberalität  die  b^ 
treffenden  Verseichnisse  auf  mehrere  Monate  zur  Ausbeutung  überlassen.  Ich  nehn« 
gerne  diese  Gelegenheit  wahr,  demselben  öffentlich  meinen  Dank  aoszosprechen. 

2)  Das  eine  enthält  28  Folien  und  ist  überschrieben  „Buch  der  dienenden  kneeht 
1489";  das  andere  umfasst  52  Folien  und  ist  betitelt  ^I^er  dienentien  kneeht  buch  ange- 
fangen anno  XV c  und  XVIUI  (Konstanzer  Stadtarchiv  W.  VI,  18  u.  80). 
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Im  zweiten  Buch  fol.  48  (1548):  ,Jerg  Beck  von  Thüren,  diser 
bat  gesworen  am  29  tag  aprilis,  dienet  by  Jacob  Colner/^ 

Was  den  Eid  betrifft,  so  war  dieser  wohl  in  allen  Städten  üblich 
und  auch  dem  Inhalte  nach  meist  der  gleiche.  Er  bezog  sich  auf 
drei  Punkte;  er  enthielt  nämlich  das  Versprechen  von  Seite  des  Ge- 
sellen, den  Nutzen  der  Stadt  zu  fördern  und  sie  vor  jeglichem  Scha- 
den zu  bewahren,  ferner  in  Rechtsstreitigkeiten  sich' nur  an  die  Stadt- 
behörden zu  wenden ,  endlich  bei  allgemeinem  Aufruf  sofort  dem  Bür- 
germeister sich  zur  Verfügung  zu  stellen  i).  Es  entsteht  nun  die 
Frage,  in  wie  weit  dieses  Material  Anspruch  auf  Zuverlässigkeit  oder 
richtiger  Vollständigkeit  besitzt 

Gegen  die  Vollständigkeit  spricht  einmal  die  bei  andern  Städten 
festgestellte  Thatsache,  dass  nicht  immer  alle  Gesellen  zum  Schwur 
veranlasst  wurden.  So  habe  ich  für  Kolmar  gefunden*),  dass  beim 
Ausbruch  eines  grossen  Streites  zwischen  den  Bäckergesellen  und  der 
Stadt  (1495 — 1513)  16  geschworen  hatten,  9  nicht,  bei  vieren  es  un- 
gewiss war.  Weiter  kommt  in  Betracht,  dass  die  Zahl  derer,  die 
schwuren,  beziehungsweise  zuwanderten,  in  den  letzten  Jahren  nicht 
nur  eine  geringe  ist,  sondern  auch  ein  grosser  Theil  derselben  nur 
dem  Schuhmachergewerbe  angehört. 


1)  Von  den  verschiedenen  Eidesformeln,  die  in  den  Büchern  enthalten  sind,  ist  der 
Wortlaut  der  Iltesten  ine  das  Jahr  1519  üblichen: 

Ir  werden  schweren,  die  zit  and  ir  also  hie  dienen,  der  statt  truw  und  warhait  irn 
nutz  und  fromen  zu  fürdern  und  im  schaden  zu  wenden  nach  uwerm  besten  vermögen. 

Und  ob  ir  jendert  vernement,  das  ach  beduchte,  das  der  stat  und  den  iren  komer 
oder  schaden  möcht  uferston,  das  ir  darvor  sigent,  als  verr  es  an  uch  ligt  (uch  selbs 
angieng)  und  söllichs  ouch  an  den  burgermeistor  oder  die  rfttt  anzeigen  und,  die  wil  ir 
also  hiesigen,  aim  burgermaister  vogt  und  rfttt  und  irn  gebotten  gehorsam  zu  sind. 

Und  wftr  sach,  das  uwer  dehainer,  in  der  zitt  und  ir  also  hie  dienen,  mit  gemainer 
statt  und  rfttt  hie  iren  burgern  oder  den  iren  icbt  zu  schaffen  oder  sy  mit  anzusprechen 
beten  oder  gewunen,  umb  was  sach  das  wftr,  die  sich  der  zitt  und  ir  hie  also  dienen 
verlaufen,  das  ir  darumb  vor  ratt,  oder  wo  es  der  rot  hinwyBe,  recht  nemen  und  geben 
sollen  und  w((llen  und  niendert  anderschwa.  und  was  5ch  vor  rat  also  zu  recht  erkant 
und  geaproeben  wurde,  das  ir  das  statt  halten  und  daby  wollen  beliben  und  vöUetiehen 
on  geverd. 

Und  ob  es  sich  begftbe ,  das  man  stürm  schlachen  wurd  oder  sunst  ain  glöff  in  der 
stat  uferstünd,  das  ir  zu  ainem  burgermaister  uf  den  obermarkt  ander  das  baner  mit 
uwer  gwer  loffen  und  allda  erwarten  sollen,  was  ain  burgermaister  mit  uch  schaflt,  dem- 
selben sinen  geboten  gehorsam  und  gewftrtig  sin. 

8)  Vergleiche  mein  Bach  zur  Oesehichte  der  deutschen  Gesellenverbftnde  im  Mittel* 
lüter.    1876.     S.  88  Anm.  2. 
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Für  die  Vollständigkeit  dagegen  spricht  die  ausserordenüicbe 
Strenge,  die  man  in  Konstanz  gegen  die  Gesellen  beobachtete.  Alle 
Verbindungen  derselben  wurden  unterdrückt,  noch  1450  keinerlei 
Trinkstuben  geduldet,  wiederholt  gegen  die  Gesellen  eingeschritten, 
so  dass  es  zweifelhaft  ist,  ob  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  in 
Konstanz  die  Gesellen  wie  anderwärts  organisirt  waren  ^).  Bei  dieser 
Sachlage  ist  es  in  hohem  Grade  wahrscheinlich,  dass  man  soi^faltig 
darauf  achtete,  dass  wirklich  ^alle  zugewanderten  Gesellen  möglichst 
bald  den  Eid  der  Treue  schwuren.  Freilich  kann  man  das  erwähnte 
Moment  nicht  auch  für  das  16.  Jahrhundert  geltend  machen;  denn 
wir  wissen  bestimmt,  dass  1548  Gesellenkorporationen  auch  in  Kon- 
stanz bestanden*).  Dagegen  dürfte  für  die  Annahme  der  Yollstän- 
digkeit  auch  in  dieser  Periode  der  Umstand  reden,  dass  der  Eid  im- 
mer in  einer  grossen  Zahl  von  Monaten,  namentlich  von  Januar  bis 
Oktober  geleistet  wurde,  was  sogar  für  die  letzten  Jahre,  aus  denen 
uns  die  Aufzeichnung  noch  vorliegt,  zutrifft.  Die  Aufmerksamkeit  war 
also  augenscheinlich  das  ganze  Jahr  rege  gehalten,  und  ist  deshalb 
eine  Nachlässigkeit  bezüglich  des  Heranziehens  zum  Schwur  nicht 
wohl  anzunehmen. 

Ein  Entscheid  ist  schwer  zu  trefifen.  Ich  neige  mich  der  »Ansicht 
zu,  dass  das  Material,  wenn  man  von  dem  Jahre  1494  absieht,  voll- 
ständig ist,  und  selbst  für  die  letzten  10  Jahre  keine  Lücken,  wenig- 
stens keine  bedeutenden  angenommen  werden  dürfen. 

Dagegen  ist  noch  auf  einen  andern  Punkt  aufmerksam  zu  machen, 
der  bei  der  Benutzung  unserer  Quelle  zu  beachten  war.  Es  unter- 
liegt keinem  Zweifel,  dass  in  einigen  Fällen  auch  Leute  aufgeführt 
wurden,  die  nicht  als  Handwerksgesellen  schwuren.  So  findet  sich 
vereinzelt  die  Bemerkung:  „sind  burger  worden"  oder  „sind  eingeses- 
sen^' oder  „insäß  alhie^'^).  In  einem  Fall  haben  ein  Weber  aus  Isny 
und  mit  ihm  sein  Sohn  den  Eid  geleistet;  ersterer  war  somit  wahr- 
scheinlich ein  Meister  oder  Heimarbeiter.  Endlich  fand  ich  unter  den 
Aufgeführten  einen  Knecht,  der  beim  Wirth  im  Dienst  steht,  weiter 
sechs  Knechte,  die  „alle  sechs  karrer  und  hußknechf'  im  Spital  sind, 
sowie  weitere  10  „im  spittal  dienende  knecht".    Die  wenigen  (4)  In- 


1)  Daselbst  S.  38,  39,  92  Note  1;  156,  174. 

2)  Daselbst  S.  120. 

3)  Z.  B.  im  2ten  Buche  heisst  es  (1551):  Stoffel  Peter  ins&fi  alhie  schwur  uf  gemel- 
ten  tag.  —  (1558):  Barthlome  Shuchmacher  bfichsenmacher ,  so  ain  yns&fi  und  ain  jar 
frty  gesetsEt,  bot  geshworen  den  16  ^  jüiy  ao.  58. 
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Sassen  habe  ich  bei  der  Bearbeitung  unter  diejenigen  Gesellen  ^)  ein- 
gereiht, bei  denen  eine  Angabe  über  die  Herkunft  nicht  gemacht  war, 
wie  dies  auch  bei  den  Insassen  mit  einer  einzigen  Ausnahme  der 
Fall  ist. 

Die  oben  erwähnten  streng  genommen  nicht  zum  Handwerk  ge- 
hörigen Knechte  schied  ich  auch  nicht  aus,  weil  ihre  Zahl  ganz  in 
der  Masse  der  übrigen  verschwindet;  die  angeführten  Fälle  sind  die 
einzigen,  die  mir  aufstiessen.  Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  ich 
die  Verarbeitung  des  ganzen  Materials  dadurch  zu  erleichtem  suchte, 
dass  ich  jeden  Eintrag  auf  ein  Blättchen  überschrieb. 

Zunächst  führe  ich  unten  nun  dem  Leser  die  Summenzahl  derer, 
die  in  jedem  Jahre  geschworen  haben,  vor  und  zwar  in  Gruppen,  wie 
sie  nach  den  Zahlengrössen  sich  auf  das  Natürlichste  bilden  lassen  *). 


1)  Denn 

es  ist  möglich, 

dass  die  Insassen  Gesellen  oder  wenigstens  Heimarheiter  wäre 

2)  Es  schwuren 

1489 

54 

1541 

188 

1566            20 

1490 

88 

1542 

77 

1567            27 

•  •  >  • 

1543 

80 

1568            14 

1494 

10 

1544 

47 

1569            13 

1495 

54 

1545 

81 

1570            26 

1496 

85 

1546 

73 

1571            15 

1497 

87 

1547 

65 

1572            11 

1498 

80 

1548 

44 

1578            11 

1499 

35 

1549 

51 

1574            11 

1500 

106 

1550 

118 

1575            11 

1501 

42 
63 

1551 

80 

1576            15 

1502 

im 

Durchschnitt  82,18 
1552            27 

1577            12 

im  Durchschnitt  64,00 

1578  24 

1579  24 

1519 

19 

1553            "* 
1554 

43 

im  Durchschnitt  16,71 

1521 

34 

1555 

38 

1522 

60 

1556 
1557 

35 
46 

1524 

29 

111 

78 

74 

1558 

30 

Summen  aller  Gruppen 
704 
466 
465 
904 

1525 
1526 
1527 

im 

Durchschnitt  38, 1 4 

1559  70 

1560  60 

1561  46 

im  Durchschnitt  66,43 

1528 

42 
53 
28 
40 
35 
27 
31 

1562 

63 

267 

1529 
1530 
1531 

im 

Durchschnitt  59,75 

1568            45 

1564  49 

1565  33 

239 
127 
284 

1532 
1533 

Totalsumme  3406 

1534 

im 

Durchschnitt  42,88 

1535 

37 

1536 

35 

1537 

27 

1538 

39 

1539 

36 

1540 

36 

im  Durchschnitt  35,85 
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Diese  Gruppen  sind  sehr  beachtenswerth.  Die  Aufinahme  von 
Gesellen  war  1489/1502  auf  1519/27  eine  wachsende,  dagegen  ehie 
fast  um  die  Hälfte  geringere  in  der  Zeit  von  1528—1540,  welcher 
Ausfall  wieder  reichlich  eingeholt  wurde  in  der  Periode  von  1541—51, 
in  der  die  Zahl  der  im  Durchschnitt  jährlich  Aufgenommenen  82  be- 
trug. Damit  war  der  Höhepunkt  erreicht;  von  da  an  macht  sich  ein 
rasches,  nur  einmal  schwach  unterbrochenes  Sinken  in  der  Zahl  der 
neu  in  Arbeit  tretenden  Gesellen  bemerkbar,  so  dass  in  den  Jahren 
1566—79  durchschnittlich  nur  16  verzeichnet  sind. 

Angenommen,  dass  diese  Zahlen  wirklich  alle  neu  Zugezogenen 
enthalten,  —  eine  Ansicht,  der  wir,  wie  schon  erwähnt,  uns  zuneigen 
—  angenommen  femer,  dass  Zugang  und  Abgang  im  Grossen  und 
Ganzen  in  stets  gleichem  Verhältniss  zu  der  Zahl  der  überhaupt  Be- 
schäftigten stand,  so  würden  diese  Zahlen  ein  dgenthümliches  Bild 
der  wirthschaftlichen  Entwickelung  der  Stadt  Konstanz  andeuten.  Lei- 
der besitzen  wir  keine  eingehende  Geschichte  dieser  Stadt,  um  auf 
Grund  sonstiger  Data  diesen  Zahlen  Leben  einzuhauchen  und  ein  voll- 
kommenes Wirthschaftsbild  dieser  fast  hundertjährigen  Periode  zu  ent- 
werfen. Nur  einige  Notizen^)  will  ich  erwähnen,  um  zu  zeigen,  dass 
die  Zahlen  wirklich  den  Gang  der  damaligen  Ereignisse  und  den  da- 
mit verknüpften  Zuständen  entsprechen  dürft;en.  So  ist  in  der  ersten 
Gruppe  zu  bemerken,  dass  —  ausgenommen  1494,  bei  welchem  die 
Vollständigkeit  der  Aufzeichnung  wegen  des  unmittelbar  vorangegan- 
genen Ausfalls  zu  bezweifeln  ist  —  die  Zahl  der  Aufgenommenen  1499 
äusserst  gering  (35),  im  Jahre  1500  dagegen  wieder  auffallend  gross 
(106)  ist.  Das  Auffallige  dieser  Erscheinung  verschwindet  sofcHt,  so- 
bald man  erfährt,  dass  im  Jahre  1499  die  Stadt  als  GHed  des  schwä- 
bischen Bundes  in  den  Krieg  des  Kaisers  Maximilian  gegen  die  wider- 
spenstigen gesetzlich  noch  zum  deutschen  Beich  gehörigen  Bandesorte 
der  Schweiz  verwickelt  war,  welcher  Krieg  vom  Frül^ahr  bis  Herbst 
andauerte  und  in  unmittelbarer  Nähe  von  Konstanz  geführt  wurde. 
Die  Lage  der  Geschäfte  war  in  Folge  dessen  nothwendig  dne  ge- 
drückte und  der  Zuzug  neuer  Gesellen  unterbrochen.  Ifit  der  Wieder- 
kehr des  Friedens  dagegen  rafften  sich  die  Gewerke  wieder  rasch  auf^ 
die  durch  den  Krieg  verursachten  Lücken  mussten  wieder  aosgefQllt 


1)  Dabei  wurden  benutst:  Lender,  Beitrftge  zar  Geschichte  des  bfirgerlichen  Le- 
bens der  Stadt  Konstanz  im  Mittelalter.  Konstanz  1838.  (Issel),  Dsr  Konstauer  Sturm 
im  Jahre  1548  von  Georg  Vögeli.  Belle -Vue,  bei  Konstanz  1846«  Eiselei»,  Ge- 
schichte und  Beschreibung  der  Stadt  Konstanz  und  ihrer  nftchsten  Umgebung.  Xonstaoi 
1851. 
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werden  und  eine  grosse  Zahl  neuer  Arbeitskräfte  war  nothwendig  ge- 
worden.   Daher  die  Zunahme  im  Jahre  1500. 

Dass  die  Periode  von  1489 — 1527  nach  unsem  Zahlen  als  eine 
im  Ganzen  blühende  erscheint,  ist  leicht  erklärlich.  Der  Prunk  des 
kaiserlichen  Hofstaates,  der  so  oft  in  Konstanz  sich  entfaltete,  das 
bedeutende  Einkommen,  das  die  Gewerbsleute  aus  den  in  Konstanz 
tagenden  Provinzialversammlungen  und  den  daselbst  abgehaltenen 
Reichstagen  zogen,  die  Freiheiten  und  Bechte,  welche  die  Stadt  ge- 
noss^),  waren  Momente,  welche  der  Blüthe  der  Stadt  reichen  Vor- 
schub leisteten  und  deren  Wirkungen  lange  nachhielten. 

Die  plötzliche  Abnahme  von  1528  — 1540  muss  durch  die  eigen- 
thümlichen  Zustände,  welche  die  Reformation  brachte,  erklärt  werden. 
Je  lebendigem  Widerhall  dieselbe  fand,  desto  einschneidender  waren 
auch  die  Veränderungen,  die  in  den  wirthschaftlichen  Verhältnissen 
mit  derselben  eintraten.  Die  Aufhebung  der  Klöster,  mit  der  1527 
begonnen  wurde,  der  Wegzug  des  Bischofs  nach  Meersburg  und  des 
vornehmen  Klerus  nach  Ueberlingen,  die  Auflösung  der  geschäftlichen 
Beziehungen  zur  katholischen  Umgegend  bewirkten  eine  völlige  Ver- 
schiebung der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  und  nöthigten  vor  Allem 
zur  Einschränkung  der  Produktion  >).  Um  so  grossartiger  war  der 
Aufschwung  der  nach  Verfluss  von  12  Jahren  eintrat.  Die  schädli- 
chen Folgen  waren  überwunden,  neue  Verkehrsgebiete  gewonnen,  freu- 
diges durch  den  neuen  Glauben  frisch  belebtes,  selbstvertrauendes 
Schaffen  wieder  vorhanden;  kurz  es  war  jener  Umschwung  eingetre- 
ten, den  uns  der  koäve  Chronist  Christoph  Schultheiß  so  trefflich 
schildert,  indem  er  sagt  „durch  die  Auswanderung  des  Bischofs  und 
so  vieler  vornehmen  Kleriker  sei  die  Stadt  in  etwas  erleeret  worden; 
das  habe  sich  aber  in  Kurzem  (12  Jahren!)  wieder  ersetzt,  so  dass 
Konstanz,  wie  aus  den  Steuer-  und  Wachtbüchern  klar  hervorgehe, 
viel  volkreicher  sei  denn  zuvor.  Zudem  sei  an  die  Stelle  der  innem 
Zwietracht  Einigkeit  getreten,  an  die  des  Müssigganges  ein  löblicher 
Fleiss  und  nützliche  Gewerbe,  mit  viel  Wohlstand.  Besonders  der  Han- 
del mit  Leinwand  und  Barchent  sei  wieder  aufgekommen,  eine  Menge 
Weber  aus  Ulm  und  Augsburg  herbeigezogen ;  die  Bleichen  habe  man 
erweitert,  Walkmühlen  neu  erbaut,  und  mittels  grosser  Getraidevor- 


1)  1493  lasst  Konstanz  sogar  Goldmünzen  prägen  ^  1500  zam  ersten  liale  Kon- 
Stanzer  Batzen. 

2)  Namentlich  hart  wurden  die  Fischer  von  dem  Wegsag  des  Klerus  betroffen,  in  Folge 
dessen  sogar  eine  aufrührerische  Bewegung  unter  denselben  entstand.  Issel  a.  a.  O. 
S.  89  Note  21. 
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räthe,  zu  welchen  das  verlassene  Augustinerkloster  den  Platz  hergab, 
durch  die  von  der  Stadt  aufgestellten  Komherren  dafür  gesorgt,  dass 
der  Aufschlag  der  Fruchtpreise  oft  sehr  lange  verhütet  werde.  An- 
dere Klostergebäude  habe  man  zu  Schulen  verwendet  ^)."  In  der  That 
wird  dies  Urtheil  durch  unsere  Angaben  über  die  Zahl  der  in  den 
vierziger  Jahren  zugewanderten  Gesellen  bestätigt  Diese  wirthschaft- 
liche  Blüthe  sollte  aber  nur  kurze  Zeit  dauern.  Am  13.  Juli  1548 
wurde  bekanntlich  Konstanz  wegen  seines  Festhaltens  an  der  neuen 
Glaubenslehre  in  die  Acht  erklärt  und  am  11.  Oktober  ward  aus  der 
freien  Reichsstadt  eine  österreichische  Besitzung.  Mit  dem  Untergang 
der  Freiheit  war  auch  die  gewerbliche  Bedeutung  von  Konstanz  da- 
hin. Die  folgende  Reaktion,  das  Aufgehen  in  einem  grösseren  Land- 
gebiete, der  geistige  Druck,  der  auf  Allen  in  Folge  der  religiösen  In- 
toleranz lagerte,  dazu  noch  die  in  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  erst 
recht  zur  Wirkung  gelangende  Veränderung  in  der  Richtung  des  Welt- 
verkehrs Hessen  die  Stadt  immer  tiefer  sinken*),  wenn  anders  aas 
der  Zahl  der  in  den  einzelnen  Jahren  dieser  Epoche  neu  aufgenom- 
menen Handwerksgesellen  einen  Schluss  zu  ziehen  erlaubt  ist 

Nun  zur  Hauptfrage:  Woher  stammen  die  Gesellen.  Bevor  ich  diese 
Frage  beantworte,  muss  ich  die  Bemerkung  vorausschicken,  dass  in 
unserm  Urmaterial,  wie  schon  aus  den  oben  mitgetheilten  Einträgen  zu 


1)  Eiselein  a.  a.  O.  S.  140. 

2)  Vergleiche  besonders  Issel  a.  a.  O.  Es  wärde  mich  za  weit  fuhren,  wenn  ich 
in  die  Einzelheiten  eingehen  wollte.  Nur  2  Stellen  seien  ans  dem  reichen  Urkundenmate- 
rial  dieses  Buches  erwähnt  Die  erste  (S.  65)  handelt  von  der  Abschaffung  der  Z&nfte 
und  ist  vom  koäven  Vogeli;  sie  lautet:  ,,Vff  den  26.  Jener  1549  (nach  dem  die  Begi- 
mentsherren  kumen  waren)  beschlofi  man  morgens  alle  thor  vnd  beru£ft  alle  Z&nifl  vff 
das  konfhus  vnd  öffnet  jnen  das  nüw  Regiment,  so  sy  geordnet  hatten,  Erstlich  wor- 
dent  abgethon  alle  Zfinfft  vnd  nam  man  jnen  jr  hab  vnd  gut,  das  an  barschaflt,  Zins, 
brieffen  vnd  Anderem  ob  16000  gülden,  vnd  das  Alles  ftthrt  man  gen  Inspru^  etc" 
Dass  eine  solche  Maassregel  nicht  ohne  Wirkung  auf  die  Oewerbe  und  Wanderungen 
bleiben  konnte,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 

Die  andere  Stelle  (S.  171)  bt  dem  Auszug  einer  Vorstellung  des  Rathes  von  Kon- 
stanz an  den  König  Ferdinand  vom  Jahre  1565  entnommen,  in  der  es  heisst:  „So  nun 
die  Statt,  wie  laider  am  tag,  dermassen  an  lüt  vnd  gut  in  das  ttsserst  verderben  vnd 
abgang  kummen,  dafi  sich  ain  Bath  kains  andern  versehen  kann,  dann  daA  die  Statt 
by  irem  bürgerliehen  wesen  nit  erhalten  werden  mag"  etc. 

Hfilt  man  neben  diese  Aeusserungen  noch  die  von  SchultheiB  zusammengestellten 
Beschwerden  des  Baths  zu  Konstanz  gegen  den  Stadthauptmann  (S.  166  fg.),  sowie  die 
von  ihm  und  Andern  mitgetheilte  Thatsache,  dass  ganze  Schaaren  von  Bfirgem  voUstin- 
dig  auswanderten  (S.  172),  zieht  man  endlich  in  Betracht,  dass  schon  in  Folge  des  Stur- 
mes 104  Meister  umgekommen  waren  (S.  54  u.  55) ,  so  wird  Über  den  tief  gesunkenen 
Zustand  der  Stadt  kaum  mehr  ein  Zweifel  gehegt  werden  können. 
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ersehen  war,  nur  der  Name  des  Ortes  angegeben,  sehr  selten  aber  noch 
eine  nähere  Bezeichnung  der  Lage  beigefügt  ist.  Letztere  musste  so- 
mit erst  von  mir  bestimmt  werden.  Dies  geschah  so  sorgfaltig  als 
möglich  ^).  iDoch  ergaben  sich  hiebei  viele  Schwierigkeiten.  Einzelne 
Orte  vermochte  ich  gar  nicht  näher  zu  bestimmen,  sei  es,  weil  mir 
vielleicht  die  Entzififerung  der  oft  sehr  schlecht  geschriebenen  Namen 
nicht  ganz  gelungen,  oder  die  betrefifende  Ortschaft  überhaupt  nicht 
mehr  existirt;  bei  andern  konnte,  da  es  mehre  gleichen  Namens  gab, 
eine  Zutheilung  zu  einer  bestimmten  Provinz  resp.  einem  Regierungs- 
bezirk nicht  vorgenommen  werden;  ein  so  kleiner  Landestheil  musste 
aber  gewählt  werden,  wenn  die  Untersuchung  nicht  ganz  vage  wer- 
den sollte').  Diejenigen  Orte,  die  unter  eine  der  beiden  Gruppen 
fallen,  wurden  ausgeschieden,  da  nur  dadurch  jegliche  Willkür  ver- 
mieden werden  konnte.  Die  grosse  Zahl  der  Fälle  —  bekanntlich  ein 
nothwendiges  Erforderniss  bei  statistischen  Beobachtungen  —  wurde 
in  Folge  dessen  etwas  herabgemindert  (von  3213  auf  2731);  allein 
es  ist  jedenfalls  besser  weniger  aber  sicherer  Fälle  sich  zu  bedienen, 
als  vieler  und  unsicherer.  Um  dem  Leser  jedoch  stets  etwaige  Kor- 
rekturen zu  ermöglichen,  zugleich  um  ihm  ein  Bild  der  Verunstal- 
tung der  Namen  zu  geben,  führe  ich  beide  Gruppen  nach  einzelnen 
Jahren  geordnet  und  mit  Beibehaltung  der  ursprünglichen  Schreib- 
weise vor.  Stammen  mehre  Gesellen  aus  einem  der  angeführten  Orte, 
so  ist  die  Zahl  derselben  in  Klammem  beigefügt. 

1.     Orte,  deren  Lage  nicht  ermittelt  werden  konnte. 

1489  Jungstetten.  1490  Longinen,  Nunich,  Ruter.  1494  Juger. 
1495  Buchkerten.  1496  Kaobloch,  NuwmarckdorflF,  Stainwart,  Zintz, 
1497  Kuren.  1498  Jegberg,  Ifbrut,  Schwatzen,  Stainberstrosen ,  Vei- 
neggen,  Vorenburg.  1500  Jungenbach,  Utennallen,  Wemblingen.  1501 
Emikoffen,  Hochendiengen.  1519  Laiderloch,  Lumen,  Pyßburgen, 
Würzbüs,.Wychburg.    1521  Lelin.    1522  Fechtnow,  Kerten,  RoflFen- 

1)  Dabei  wurden  benutzt:  E.  Forst e mann ,  Die  Deutschen  Ortsnamen  1868. 
Arnold,  Wanderung  germanischer  Stämme  1876.  Mone,  Zeitschrift  für  Geschichte  des 
Oberrheins.  Schröder,  Register  zu  Grimmas  Weisthümem.  Schopf! in,  Alsatia  il- 
lustrata.  Ritter,  Geographisch  -  statistisches  Lexikon.  6.  Aufl.  Leipzig  1874.  Ru- 
dolph, Vollständiges  geographisch-topographisch-statistisches  .Ortslexikon  von  Deutsch- 
land. Leipzig  1863.  Meyer,  Land,  Volk  und  Staat  der  Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft. Zürich  1861.  In  einzelnen  Fällen  wurden  auch  die  von  den  statistischen  Bu- 
reaux  Deutschlands  in  letzterer  Zeit  herausgegebenen  Ortschaftenverzeichnisse  zu  Rathe  ge- 
zogen. 

2)  Die  Provinzen  resp.  Regierungsbezirke  zu  Grunde  zu  legen,  hielt  ich  auch  dess- 
halb  ffir  angemessen,  weil  sie  vielfach  den  alten  Stämmen  entsprechen. 
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purg.  1525  Aytracst,  Furstler,  Merow,  Regkwil.  1526  Bapern,  Stich- 
bcmen.  1527  Kunstegkerberg,  Meilen,  Regkwil.  1529  Backenen,  Be- 
doltz.  1531  Glarsenly,  Vlyßwyler.  1532  Glarseny.  1533  Jower,  Wal- 
wyl.  1534  Broßmol,  Kegburg,  Pressow.  1535  Koufmanssarburg. 
1536  Gülfeld.  1538  Haldgrum,  Mengenmev.  1539  Folgenschusen. 
1540  Bri,  Fernigen,  Nunchen.  1541  Bastenoch,  Hailtz,  Liltz,  Melbr,  Nä- 
berbacb,  Norendorff,  Olenburg,  Onstain.  1542  Nunichen,  Meltzen,  Sal- 
tusen,  Sprüt,  Zellerbad.  1543  Grawwissenburg,  Husenbarwart,  Lob. 
1545  Armünd,  Aedligkhusen  (2),  Crabaren,  Folgernhusen,  Getan,  Güt- 
tingen  by  Merkingen,  Klimeryhusen,  Knjbühre,  Kracken,  Künertschu- 
sen,  Künertshusen,  Musnerberg  by  Frügen,  Niniglabas,  Nuwerswilen. 
Seckelmarck,  Wornet.  1546  Celnbach,  Edlighusen,  Nunicken,  Nuttel- 
bach, Wigerlingen.  1547  Brusthaim,  Kainertshusen ,  Veyfen  in  Wir- 
tenberg. 1549  Glog,  Schwinatz,  Wilderstatt,  Wundtsberg.  1550 
Diechtlingen,  Derlbrün,  Golgberg,  Kollitz,  Kranwissenburg  (2),  Kron- 
wissenburg, Minsradt,  Sartanis,  Schwersich.  1551  Cronwissenburg, 
Scheysen,  Stoltmar.  1553  Bapfifen,  Unnderlingen.  1554  Diettengami, 
Kirhe  an  der  Egk.  1555  Bugkenum.  1556  Bedling,  Kobrickh.  1557 
Burgkhrien,  Giry.  1558  Margraven  Buch,  Orthausen.  1559  Holdar 
in  Westaiqh,  Kirchen  an  der  Egk.  1560  Bishya  in  Franken,  Gens- 
bürg  in  Brüssen,  Orthusen,  Strüv,  Zylla.  1561  Haidnang,  Mancherot, 
Melberstat.  1562  Guterbuck,  Lonschwyl,  Wagnerschwilen.  1564  Ud- 
dertillingen,  Wangritz,  Zuem.  1567  Santantor.  1568  Reügkircb.  1573 
Hochenndiengen.  1574  Derletz.  1577  Zwayingen  vß  dem  land  Würt- 
temberg.   1579  Hodenfant  im  Frankenland. 

2.     Orte^  deren  Lage  nicht  sicher  bestimmt  werden  konnte, 
da  der  gleiche  Name  mehreren  zukommt. 

1489  Hall.  1490  Ehingen,  Franckenland,  Marburg,  Tieden,  Stain, 
Tälpperg,  Vilingen,  Wangen  (3),  Wissenburg.  1494  Fryburg.-  1495 
Fridungen,  Wisenburg.  1496  Francken,  FrydorfiF,  Stain,  Stockach, 
Tann,  Wasserburg,  Wingarten,  Wangen  (3).  1497  Jettingen,  Nuw- 
bürg,  Wangen  (2),  Wenne.  1498  Winickhan,  Staina.  1499  Fribd- 
berg,  Stain,  Francken,  Wingarten  (2).  1500  Amsperg,  Buch,  Buren, 
Clingenberg,  Ehingen  (2),  Lor,  Lutem,  StöflF,  Wangen  (4).  1501  Gos- 
sow.  Haßlach.  1502  Biengen,  Wangen  (3),  Wingarten  (2).  1519 
Ehingen  (5),  Gundelfingen,  Keyserstol,  Merspurg,  Steufen,  Stoffen, 
Wangen,  Wilham.  1521  Härsteten,  Scheren,  Steufen,  Wingarten  (2). 
1522  Bergky,  Ehingen,  Fryburg,  Ratstatt.  1524  Egk,  Meringra,  Of- 
fingen, Wysenburg.    1525  Ehingen,  Fryburg,  Gossow,  Gunddffingen, 
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Merckongen,  Pfaffenhusen ,  Sultzbach,  Tann,  Wingarten.  1526  Ehin- 
gen (2),  Fryburg,  Halden wang,  Schönenberg,  Sytingen,  Stain,  Vilin- 
gen,  Wangen,  Wingarten  (3),  Wyssensee,  Zell.  1527  Babenhüßen, 
Burglel,  Embs,  Meringen,  Stockach,  Vilingen,  Wangen,  Wassenburg, 
Wingarten.  1528  Furstenfeld,  Marpach,  Swarz,  Wasserburg  (2).  1529 
Fridberg,  Mengen,  Schöngow,  Sylingen,  Stain,  Stockach.  1530  Lang- 
now,  Rot  1531  Buch,  Groltzhusen,  Wingarten.  1532  Wangen.  1533 
Ehingen,  Moßbach,  Stockach.  1534  Luterbach,  Stain.  1536  Gossow, 
Meringen,  Swatz,  Wangen.  1538  Giglingen,  Merckingen,  Tannenberg 
(2),  Stetten,  Wangen,  Zell.  1539  Griengingen,  Lambach,  Langberg, 
Türeken,  Wangen.  1540  Frystatt,  Waldkirch.  1541  Aißnaing,  Blaiche, 
Echingen,  Ehingen,  Fridberg,  Gugelfingen,  Gundeltzen,  Lemberg,  Men- 
gen, Merckstetten,  Mulberg,  Niderhofen,  Nüwenmarckt,  Ossingen,^  Steu- 
fen,  Tann,  Thalhofen,  Wangen  (2),  Wingarten,  Zwingenburg.  1542 
Merspurg,  Wangen  (2).  1543  Bingen,  Ehingen,  Kilchberg,  Mengen 
(2),  Merspurg  (2),  Oberkirchen,  Tann,  Wangen,  Wissenburg.  1544 
Bingen,  Gossow,  Haßlach,  Northusen,  Steufen,  Wingarten  (2).  1545 
Aigen,  Aldenburg,  Gottingen,  Rychenbach.  1546  Ballach,  Fridberg, 
Glingen,  Lutzenburg,  Marbach,  Nuwenhusen,  Oberburen,  Tettingen, 
Vehingen,  Winckelstad.  1547  Altheim,  Gossow,  Haßlach,  Kungsberg, 
Kungsofifen,  Oberstainach,  Tettingen,  Waldkirch  (2),  Wangen  (2).  1548 
Altorff,  Fridtberg,  Gossow,  Oberstain,  Stainach,  Tann,  Waldkirch. 
1549  Bingen,  Kementt,  Stockhach,  Stain.  1550  Echingen,  Emsberg, 
Fryburg,  Gonratz,  Grauwinkl,  Jochamßtal,  Vaingen,  Wangen  (2), 
Wingarten,  Zell.  1551  Blaickhe,  Embs,  Moßbach,  Ntiwhusen,  Sanct 
Veit,  SteuflFen,  Taffing,  Wangen  (2).  1552  Berckhhusen,  Wangen.  1553 
Echingen,  Jochimsthal,  Stain,  Wangen.  1554  Forchhaim,  Niwuberg, 
Thann.  1555  Echingen,  Lauterbach,  Wangen.  1556  Asslach,  Echin- 
gen (2),  Zell.  1557  Echingen  (2;,  ObemdorflF,  Stain  (2).  1558  Ehin- 
gen, Lurch,  Wißenburg.  1559  Bug,  Fridberg,  Liechtenberg,  Nuwen- 
burg,  Fahingen,  Zwingenburg,  Wangen.  1560  Bitsch,  Frackgestein, 
Mengen,  Stokach,  Vilingen,  Wangen,  Wannen,  Wendlingen.  1561  Nuß- 
dorff,  Fahingen,  Wangen.  1562  Aberbach,  Altorff,  Fridburg,  Frid- 
berg, Merspurg,  Stain,  Stauffen,  Stockach,  Wangen.  1563  Grüenin- 
gen,  Oberhoven,  Wangen.  1564  Echingen,  Birckenfeld,  Jochonstal, 
Mengen,  Oberdorff,  Oberhoven,  Stayn,  Tann,  Wangen  (2).  1565  Wan- 
gen. 1566  Morpurg.  1567  Türrmast,  Wenglingen.  1569  Bischoffs- 
haim,  Marbach,  Mengen.  1571  Weissennburg.  1572  Fryburg.  1573 
Ehingen,  Frydtberg.  1575  Wangen.  1576  Blaickhe,  Neüwenburg, 
Wanngen,  Wyssenburg.    1578  Ehehing.    1579  Steuffen. 
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Für  die  übrigen  Ortschaften,  beziehungsweise  die  BestimmuDg 
ihrer  Lage  glaube  ich  die  Verantwortung  übernehmen  zu  können. 
Nur  bei  einigen  zweifelhaften  habe  ich  eine  Einreihung  vorgenom- 
men. So  wurde  Feldkirch  zu  Tirol,  Frankfurt  ohne  nähere  Bezeich- 
nung zum  Regierungsbezirk  Wiesbaden,  Landau  zu  Pfalz,  Geislingen, 
Riedlingen,  Waldsee  zum  Donaukreis,  Heiligenberg  zum  Seekreis  ge- 
rechnet. Die  Wahrscheinlichkeit  dieser  Ortsbestimmung  dürfte  wohl 
kaum  angezweifelt  werden. 

Zur  ersten  Orientirung  führe  ich  nun  die  Namen  derjenigen  Städte 
vor,  welche  in  den  70  Jahren  vier  und  mehr  Gesellen  nach  Konstanz 
abschickten,  femer  die  bedeutenderen  Grenzorte  der  Wanderung. 
Schon  dadurch  wird  ein  annähernder  Einblick  in  die  Ausdehnung  und 
Richtung  des  Wanderns  ermöglicht,  zugleich  aber  der  Leser  mit  der 
Herkunft  von  2123  Gesellen,  also  mit  der  von  66  Prozent  aller  der- 
jenigen, bei  denen  der  Ort  überhaupt  angegeben  ist,  bekannt  ge- 
macht. 


Kempten  . 

.     .     88 

Pfullendorf    . 

.     14 

Freiburg  i.  U. 

.     8 

Bern       .     .     .     . 

Ravensburg 

.     .     74 

Schwäbisch- 

Freiburg  i.  B. 

.     8 

Gossau   .     .     .    . 

Ulm      .     . 

.     .     74 

Gmünd  .     . 

.     14 

Hagenau      .     . 

8 

Gottlieben  .     .     . 

Lindaa 

.     .     72 

Ochsenhausen 

18 

Hegne     .     .     . 

.     8 

Ingolstadt   .     .     . 

Biberach   . 

.     .     61 

Landsberg      . 

.     13 

Kisslegg      .     . 

.     8 

Herrenberg      .     . 

Augsburg  . 

.     58 

Mindelheim    . 

.     18 

Pforzheim   .     . 

.     8 

Langttoargen    . 

Memmingen 

.     .     58 

Heilbronn 

12 

Rheineck     .     . 

.     8 

Lusern   .     .     .     . 

Isny      .     . 

.     .     54 

Schaflfhansen  . 

.     12 

Salem     .     .     . 

.     8 

Lützelborg .     .    . 

St.  GaUen 

.     .     51 

Stuttgart   .     . 

12 

Sonthofen    .     . 

.     8 

Markdorf     .     .    . 

Bregenz    . 

.     47 

Chur     .     .     . 

.     12 

Tübingen     .     . 

.     8 

Norlingen    .     .    . 

Wangen». 

.     .     47 

Heidelberg     . 

.     11 

Rothenburg  a.  T 

.     8 

Meersborg*     .     . 

Nürnberg  . 

.     .     42 

Kaufbeuren    . 

.     11 

Wolfegg      .     . 

.     8 

(Merseburg) 

Zürich  .     . 

.     39 

München  .     . 

.     11 

Worms  .     .     . 

8 

ScheULlingen    .    . 

Tettnaug   . 

.     .     36 

Heiligenberg* 

.     10 

Breslau  .     .     . 

Someri    .     .     .    . 

Feidkirch* 

.     .     84 

Helfenschwyl* 

.     10 

Blaubeuren 

Steckbom    .     .    . 

Konstanz  . 

.     .     32 

Oettingen  .     . 

10 

Ell  wangen  *     . 

Wassertrüdingea  . 

Reutlingen 

.     81 

Romanshorn  . 

10 

Ermatingen 

Zweibrücken    .    . 

Ehingen  * 

.     28 

SUufen*   .     . 

10 

Frauenfeld  .     . 

Aichstetten*    .    . 

Nordlingen 

.     28 

Salzburg   .     . 

10 

Freiburg*  .     . 

(Eichstidt) 

Strassburg 

.     26 

Winterthur     . 

10 

Innsbruck    .     . 

Diessenhofen   .    . 

Waldsee* 

.     26 

Geislingen*   .     . 

10 

Landshut     .     . 

Dombüren  .    .    . 

Leutkirch  . 

.     25 

Friedberg*     . 

9 

Mengen  *     .     . 

Füssen   .     .    .    . 

Frankfurt» 

.     25 

Donauwörth  . 

9 

Messkirch    .     . 

Göppingen  .     .    . 

Ueberlingen 

.     24 

Bamberg   .     . 

9 

Pforzen  .     .     .     . 

Laoingen     .     .    . 

Bischofszell 

.     21 

Horb    .     .     .     . 

9 

Rottweil      .     . 

Landau*     .     .     . 

Esslingen  . 

.     17 

Koblenz    .     . 

9 

Rorschach  .     . 

Marbach  *  .     .    . 

Riedlingen 

.     16 

Rottenburg  a.  N. 

9 

Scherzingen     . 

Merstetten  .     .    . 

Weingarten  • 

.     16 

Speier  .     .     .     . 

9 

SchwfibischhaU 

Schorndorf .     .     . 

Arbon  .     . 

.     16 

Würzburg      .     . 

9 

SchletUtadt 

WaibUngea      .    . 

Immenstadt   . 

.     16 

Altshausen     .     . 

8 

Stockach*  .     .     . 

Weiufelden      .    . 

Basel    .    .     . 

.     15 

Engen  .     .     .     . 

8 

Thann*      .     .     . 

Wertbeim   .     .    . 

stein*  .     .     . 

.     15 

Häggenschwyl    . 

8 

Weissenburg* 

Wien      .     .     .    . 

*  Es  gibt  mehre  Orte  dieses  Namens. 
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Zell*      . 

Anwyl 

Bingen  * 

Birwinken 

Büchhorn 

Calw 

Enzkofen 

Ertingen 

Fürstenberg 


Freiberg  i.  S. 
Omand  *  .  . 
Gunzenhaosen . 
Köln.  .  .  . 
Krumbach  .  . 
Limburg  .  . 
Leipzig  .  .  . 
Masmünster 
Mainz     .     .     . 


Miltenberg  . 
Munderkingen 
Offenburg  . 
Passau  .  . 
Kickenbach 
Schussenried 
Schweinfurt 
Straubing  . 
Tobel     .     . 


Trier  .  . 
Urach  .  . 
Vahingen  *  . 
Villingen*  . 
Waldkirch* 
Waldshnt  . 
Wasserburg  * 
Weil  .     .    . 


Die  Grenzorte  der  Wanderung  waren:  ,,Mail&nder  Gebiet",  Trient,  Laibach,  Judenburg, 
Graz,  Ciausenburg  in  Siebenbürgen,  Brunn,  Olmütz,  Breslau,  Glogau,  Frankfurt  a.  O., 
Berlin,  Danzig,  Lauenburg,  Hildesheim,  Wesel,  Maastricht,  (Briey),  Luxemburg,  Col- 
mar,  Thann,  Basel,  Genf,  Chur. 

Die  vorstehenden  Zahlen  deuten  an,  dass  verschiedene  Faktoren 
die  Zahl  der  Gesellen  bestimmten,  welche  die  einzelne  Stadt  nach 
Konstanz  schickte.  Schon  der  oberfiächUchste  Blick  zeigt  uns  z.  B., 
dass  die  Entfernung  durchaus  nicht  das  einzig  entscheidende  Moment 
ist.  Aus  dem  näher  gelegenen  Isny  stammen  54,  aus  dem  ferneren 
Kempten  88;  aus  Zürich  39,  aus  Nürnberg  42;  aus  Waldsee  26,  aus 
Ulm  74;  aus  Schafifhausen  12,  aus  Basel  15.  Die  Entfernung  der 
Stadt,  ausserdem  ihre  gewerbliche  Bedeutung,  namentUch  die  Art  ihrer 
Hauptgewerbszweige  ^),  die  Grösse  der  Bevölkerung,  die  Lage  der  Stadt 
zu  andern  grossem  Gewerbs-  und  Handelszentren:  das  waren  wohl  die 
hauptsächlichsten  Punkte,  die  von  Einfluss  waren  auf  die  Zahl  der 
Gesellen,  welche  von  ihr  nach  Konstanz  kamen.  Ein  Schluss  auf  die 
Blüthe  dieser  Städte  darf  daher  aus  diesen  Zahlen  nicht  gezogen  wer- 
den. Nur  wenn  diese  letztern  Momente  als  unwirksam  oder  als  über- 
all gleich  vorausgesetzt  würden,  könnte  man  Wahrscheinlichkeitsschlüsse 
sich  erlauben.  Würde  man  z.  B.  für  Kempten  und  Isny  diese  Annahme 
machen,  so  könnte  man  sagen:  Die  Entfernung  von  Isny  und  Kemp- 
ten gegen  Konstanz  verhält  sich  wie  2:  3,  die  Zahl  der  aus  diesen 
Städten  stammenden  Gesellen,  wie  54:  88,  also  ist  die  gewerbliche 
Bedeutung  von  Kempten  2^1^  mal  grösser  gewesen,  als  die  von  Isny. 

Fasst  man  in  der  obenstehenden  Uebersicht  die  Städte  je  einer 
Provinz  zusammen,  so  ergibt  sich,  wenn  man  von  der  grössten  Summe 
der  Gesellen  gleicher  Geburtsprovinz  ausgeht,  nachstehende  Reihen- 


*  Es  gibt  mehre  Orte  dieses  Namens. 

1)  Dies  Moment  dürfte  (neben  der  Stammesgrenze)  zur  Erklärung  dienen ,  wesshalb 
gerade  Schwaben  soviele  Gesellen  schickt.  Die  schwäbischen  Städte  pflegten  vorwiegend 
die  Weberei ;  ebenso  war  aber  auch  Konstanz  in  dieser  Hinsicht  aasgezeichnet.  Die  Kon- 
stanzer Leinwand  (lino  dl  Costanza)  namentlich  war  sehr  berühmt  und  war  ein  Haupt* 
artikely  um  zum  Austausch  gegen  die  Erzeugnisse  des  Orients  zu  dienen. 
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folge:  Donaukreis,  Schwaben,  Thurgau,  Seekreis,  St  Gallen,  Tyrol; 
ferner  Schwarzwaldkreis,  Mittelfranken,  Neckarkreis,  Elsass,  ZQrich, 
Jagstkreis,  Oberbayern,  Rheinpfalz,  Oberrheinkreis  und  die  nodi 
übrigen. 

Nach  diesem  Ueberblick  gebe  ich  nun  in  der  folgenden  Tabelle 
eine  Uebersicht  des  ganzen  Materials,  wie  sich  dasselbe  von  10  zu  10 
Jahren  vertheilt  unter  Ausscheidung  nach  Provinzen.  Dabei  erinnere 
ich  nochmals  an  die  schon  Eingangs  erwähnten  Lücken  in  der  Zeit- 
folge, in  Folge  deren  die  zwei  ersten  10jährigen  Perioden  keine  koo- 
tinuirlichen  sind. 


Lftnderabtheilimgen,  aos 
denen  die  Gesellen  stammen 


Von  den  Zugewanderten  treffen  auf  die  Jahre 


1489— 
1501 


1508— 
1589 


15S0— 
1589 


1540- 
1549 


1550- 
1559 


1590- 
1509 


l*^5^Lmmajpro«t 


Donaukreis 

Schwaben        

Thurgau 

Seekreis ' ) 

Tirol  und  Lichtenstein     .     . 

St.  QaUen 

Schwarswaldkreis  u.  Hohen- 
zollem 

Elsass 

Neckarkreis 

Mittelfranken 

Jagstkreis 

Oberbayem 

Zürich 

Bheinprovins 

Oberrheinkreis  *).... 

Unterfiranken 

Regbz.  Wiesbaden  .... 

Unterrheinkreb  >)  .     ,     .     . 

Mittelrheinkreis  *).*.. 

Pfala 

Königreich  Sachsen     .     .     . 

Oberhessen  u.  Rgbz.  Kassel 

Aargan 

Preuss.  Schlesien    .     .     .     . 

Erzherzogthum  Oesterreich  . 

Niederbayem 

Die  Kantone  Appenzell,  \ 
Genf,  Glarns,  Neuenburg,  / 
Unterwaiden,  Schwys,  ( 
Waadt,  Wallis,  Zug         ) 

Basel 

Oberfranken 

Bern 


112 
84 
24 
22 
10 
18 

18 
5 
4 

16 
9 

10 

10 
5 
6 
3 
5 
9 
2 
5 
3 
4 
4 
2 
9 
4 


108 
108 
24 
34 
20 
28 

18 

10 

14 

16 

12 

12 

11 

4 

6 

9 

4 

5 

8 

5 

4 

2 

10 

3 
5 


49 
46 
27 
21 
16 
19 

18 
8 
8 
5 
8 
8 
3 
7 
3 
4 
4 
3 
4 
2 

1 
3 

3 

1 


104 
81 
60 
35 
29 
30 

32 

19 

14 

17 

10 

11 

17 

14 

14 

2 

8 

2 

7 

4 

9 

6 

6 

4 
5 


67 
78 
27 
25 


9 

15 

20 

11 

9 

8 

8 

8 

7 

10 
4 
10 
5 
11 
6 
6 
5 
6 
4 
4 


62 
37 
13 
22 


21  I     19 
9  6 


9 

13 
12 
7 
6 
8 
8 
6 
2 
6 
7 
1 
3 
2 
4 
6 
4 
5 
3 
3 

2 


80 
13 

4 
8 
3 

8 

10 

7 

1 
9 
3 
2 

4 
2 
1 
2 
4 
8 
2 
4 
3 
1 
3 


2 

2  I     — 


532 
447 
175 
163 
123 
113 

112 
80 
74 
73 
63 
60 
59 
47 
40 
35 
34 
34 
82 
81 
30 
28 
27 
25 
24 
28 

22 

21 
20 
19 


l5,60 
l3,it 
5,14 
4,7$ 
3,S1 
3,Sf 

3.89 

2,9» 
2,U 
2»l7 
1,8» 
1,7« 
US 
1,98 

l.n 
l,os 
0,f« 
0,91 
0,94 
0,91 
0,8t 
0,8t 
0,79 
0,7S 
0,70 
0,87 

0,84 

0.81 
0,59 
0,54 


1)  Nftmlich  die  heutigen  Kreise  Konstanz,  ViUingen,  Waldahut 

2)  „         „         „  „       Freiburg,  Lörrach,  Offenburg. 

3)  ,,         „        „  „      Mannheim,  Heidelberg,  Mosbach. 

4)  „         „        „  „      Baden,  Karlsruhe. 
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Länderabtheilangen,  aus 
denen  die  Gesellen  stammen 


Rheinhessen  und  Prov.  Star- 
kenburg      

Graubfinden  

Schaffhausen       .     .     .    '.     . 

Preuss.  Prov.  Sachsen  und 
Anhalt 

Steiermark 

Salzburg 

Solothurn 

Lotbringen  u.  Luxemburg    . 

Westfalen ,  Brannschweig, 
Hannover,  Holstein     .     . 

Luzern 

Freibarg  i.  Ue 

Oberpfalz 

Böhmen 

Kamthen  und  Krain  .     .     . 

Mähren 

Brandenburg  u.  Preu^tsen  >) 

Siebenbürgen 

Thüringen«) 

Limburg 

Mailänder  Gebiet    .     .     .     . 

Aus  Orten,  deren  es  mehre 
gleichen  Namens  gibt,  stam- 
men   

Ort  unbestimmbar  bei 
Ort    nicht    angegeben    oder 
ganz  unleserlich  bei     .     . 

Summa 


Von  den  Zugewanderten  treffen  auf  die  Jahre 


1489- 
löOl 


150S- 
1589 


1  1 

1  ~ 

-  1 
1 

3  1 

8 

1 


52 
22 

122 


74 

20 

19 


1580- 
15S9 


1540" 
1549 


27 

13 


80 
47 

11 


155O-'l560— 
1559      1569 


51 
26 

21 


40 
16 

17 


1570— 
1579 


11 
4 


Summa  Prozent 


18 
16 
13 

12 
12 
11 
11 
10 

10 
8 
8 
7 
7 
6 
5 
8 
3 
3 
1 
1 


336 
148 

193 


0,53 
0,47 
0,88 

0,85 
0,35 
0,88 
0,39 
0,99 

0,99 
0,93 
0,98 
0,90 
0,90 
0,17 
0,14 
0,09 
0,09 
0,09 
0,03 
0,03 


9,83 
4,84 

5,67 


641 


623 


335 


742      536 


370 


160 


3406 


99,95 


Das  oben  bei  den  an  der  Wanderung  meist  betheiligten  Städten 
angedeutete  Resultat,  wonach  der  unmittelbar  sich  an  Eonstanz  an- 
schliessende Nordosten,  sodann,  aber  in  bereits  beträchtlich  geringe- 
rer Menge,  der  nächst  liegende  Süden,  Westen  und  Nordwesten  es 
sind,  aus  denen  die  Gesellen  herbeiziehen,  scheint  sich  auch  an' dem 
Gesammtmaterial  zu  bestätigen;  aber  vorläufig  scheint  es  nur  so; 
denn  auch  dieses  Ergebniss  darf  noch  nicht  als  endgiltiges  betrach- 
tet werden,  da  noch  zwei  Momente  bei  der  Vergleichung  der  Provin- 
zen bezw.  Regierungsbezirke  störend  wirken.  Einmal  sind  die  letz- 
tem von  sehr  ungleicher  Grösse,  sodann  ist  die  Gesammtzahl  der  in 
den  einzelnen  Jahrzehnten  zugewanderten  Gesellen  eine  sehr  wechselnde. 

In  ersterer  Hinsicht  muss  eine  Reduktion  auf  die  Flächeneinheit 


1)  Berlin,  Dansig,  Frankfurt  a.  O. 

2)  Jena,  Splessberg,  Arnstadt. 
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und  eine  Zusammenfassung  der  dabei  resultirenden  sich  nahestehen- 
den Zahlengrössen  vorgenommen  werden.  Freilich  hat  auch  das  seine 
Missstände,  umsomehr,  als  meist  nur  wenige  Städte  die  Heimathsorte 
der  Gesellen  sind:  Trotzdem  bleibt  dieser  Betrachtungsweise  eine 
grosse  Berechtigung,  indem  auf  diese  Weise  die  bestimmte  Antwort 
erzielt  wird:  Dieses  Gebiet  sendet  von  der  Flächeneinheit  soviel  Ge- 
sellen. Ob  dies  nun  daher  rührt,  dass  die  betreffende  Provinz  be- 
sonders gebirgig,  also  schwach  bevölkert  ist,  oder  einen  vorwiegend 
agrarischen  Charakter  hat,  oder  sehr  entfernt  liegt,  oder  aus  welchem 
Grunde  auch  immer,  das  ist  uns  zunächst  gleichgültig. 

Den  zweiten  erwähnten  Mangel  zu  beseitigen,  dazu  bietet  sich 
ein  doppelter  Weg:  man  könnte  die  mitgetheilten  (vertikalen)  Zahlen- 
reihen auf  eine  gleiche  Grösse  (100  oder  1000)  beziehen;  die  so  er- 
haltenen Zahlen  würden  also  besagen:  angenommen,  dass  1000  zuge- 
wandert wären,  würden  von  den  Zugewanderten  soviel  auf  diese  und 
soviel  auf  jene  Provinz  in  diesem  oder  jenem  Dezennium  treffen.  Oder 
aber  man  könnte  die  Unterscheidung  nach  Jahrzehnten  fallen  lassen 
und  die  in  den  einzelnen  Jahren  Zugezogenen  einfach  so  zusammen- 
fassen, dass  ungefähr  gleiche  Summen  entstehen.  Ich  entschied  mich 
für  die  letztere  Betrachtungsweise^)  und  zwar  desswegen,  weil  mein 
Bestreben  war,  die  WahrscheinUchkeit  für  solche  Gesellen,  die  aas 
der  Nähe  und  solche,  die  aus  der  Ferne  stammen,  von  vornherein 
soweit  als  überhaupt  möglich  gleichzustellen.  Es  bedarf  aber  dodi 
kaum  eines  Beweises,  dass  es  nicht  von  der  Zahl  der  Jahre  abhangt, 
ob  mehr  Gesellen  aus  der  Nähe  oder  Ferne  aufgenommen  werden, 
sondern  von  der  Zahl  derer,  die  überhaupt  neu  beschäftigt  werden 
können  (im  andern  Falle  kommen  sie  gar  nicht  oder  wandern  weiter). 
Nun  weiss  ich  recht  gut,  dass  auch  der  von  mir  gewählte  Weg  nicht 
ganz  vollkommen  ist;  denn  die  Wahrscheinlichkeit  der  Aufnahme  fOr 
näher  und  ferner  Herkommende  ist  nicht  ganz  die  gleiche,  wenn  z.  B. 
einmal  in  zwei  Jahren  je  50  und  das  andere  Mal  in  fünf  Jahren  je 
20  neu  in  Arbeit  treten ;  jedenfalls  ist  sie  aber  doch  viel  mehr  gleidi, 
als  wenn,  um  wieder  ein  Beispiel  zu  gebrauchen,  in  einem  Jahrzehnt 
jährlich  16,  im  andern  jährlich  80  zuwandern.  Ich  würde  es  dess- 
halb  für  ganz  unrichtig  halten,  wenn  man  etwa  Jahrzehnte  zu  Grunde 
legen  und  nach  vorgenommener  Reduktion  der  absoluten  Zahlen  anf 
eine  gleiche  Grösse  schliessen  wollte,  die  so  gewonnenen  Yerhältniss- 

1)  Dabei  wurde  nur  die  Summe  der  Orte,  deren  Lage  sicher  beatimqit  werden  kooDtc, 
zu  Grunde  gelegt.  Für  die  ausgeschiedenen  dürfte  jedoch  die  Annahme  berechtigt  seiii, 
dass  sie  sich  in  etwa  gleicher  Weise,  wie  die  Hauptmasse  vertheilen. 
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zahlen  gaben  ein  allgemein  zutreffendes  und  getreues  Bild  von  der 
Wanderung  und  ihren  Richtungen. 

Gruppirt  man  nun  die  Provinzen  auf  Grund  der  auf  die  Flächen- 
einheit treffenden  Zahl  Gesellen  und  vertheilt  die  Summen  nach  dem 
erörterten  Gesichtspunkte,  so  kommt  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit 
in  das  bisher  etwas  verworren  erscheinende  Zahlenmaterial^). 


Länderabtheilungen,  aus  denen 

Auf  1 
OMeUe 
treffen 

Von  den  Zugewanderten,  deren  Herkunftsorte 

sicher  ermittelt  werden  konnten,  treffen  auf 

die  Jahre 

die  GeseUen  stammen 

1489- 
1600 

1501- 
1516 

1587— 
15S7 

1588— 
1548 

1544- 
1560 

1651— 
1560 

1561— 
1579 

a.   Thnrgan 

Donankreis 

St.  QaUen 

Schwaben 

9,61 
4,66 
3,05 
2,60 

2,60 
2,60 
2,18 
1,90 

23 

101 

16 

76 

15 
92 
19 
96 

35 
66 
28 
56 

23 
62 
12 
63 

45 

77 
21 
46 

21 

51 

8 

67 

13 

83 

9 

43 

t>.   Schaffhaosen 

Basel 

Seekreis 

Zürich 

216 

8 

3 

20 

9 

222 

2 

3 

24 

7 

185 

1 

6 

29 

8 

160 

1 

1 

24 

10 

189 

4 

5 

19 

8 

147 

1 
23 

7 

148 

2 

2 

24 

10 

85 

86 

44 

36 

86 

31 

38 

Summe  der 

Gruppe  I 

261 

258 

289 

196 

225 

178 

186 

Neckarkreis 

Aargau 

Schwarcwaldkreis  u.  Hohen- 

soUem 

Solothum 


».    Jagstkreis 
Hittelrheinkreis 
Mittelfranken 
Unterrheinkreis 
Elsass  .     .    . 
Oberrheinkreis 


1,88 

1,08 

1,04 
0,80 


0,68 
0,65 
0,54 
0,58 
0,51 
0,46 


Summe  der  Gruppe  II        66 


4 

10 

5 

12 

8 

17 

4 

4 

8 

1 

— 

6 

17 

12 

28 

25 

12 

6 

2 

— 

8 

1 

1 

2 

27 

26 

39 

39 

21 

31 

7 

1 
15 
8 
5 
3 


39 


12 
2 

11 

4 
8 
8 


45 


71 


8 

5 

11 

4 
8 
2 


38 


77 


8 
8 

13 
2 

13 
8 


47 


5 
5 

4 

3 

9 

10 


36 


9 

5 
12 

9 
16 

5 


56 


Luiem 

Bgbs.  Wiesbaden    .... 

Pfals     ........ 

Freibnrg  i.  Uechtl.      .     .     . 

Rheinhessen  und  Proy.  Star- 
kenburg   

Cnterfranken 

Tirol  u.  Lichtenstein  .     .     . 


0,86 
0,84 
0,89 
0,86 

0,88 
0,88 
0,88 


18 

4 


17 
2 


41 

14 
11 

7 

4 

21 

4 


61 


86  I     57  I     87  I   102 


1 



2 

— 

2 

1 

4 

3 

4 

3 

8 

5 

5 

4 

2 

8 

8 

12 

— 

— 

2 

— 

4 

1 

3 

8 

1 

2 

5 

2 

3 

6 

4 

4 

2 

9 

8 

21 

14 

21 

16 

20 

23 

24 

37 

29 

38 

39 

50 

45 

1)  Die  Summen  konnten,  da  doch  mit  einem  Jahre  abgeschlossen  werden  musste, 
sieht  ganz  gleich  gemacht  werden ;  sie  fielen  fllr  die  drei  ersten  Kolumnen  etwas  zu  gross 
ikus.  Die  Differenzen  sind  aber  zu  gering,  als  dass  ich  fär  nöthig  befunden,  die  absoluten 
Kahlen  durch  VerhUtnisssahlen  zu  erseUen. 
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Dr.  Qeorg  Sciiaii*, 


Länderabtbeilungen,  aus  denen 

Auf  1 

D  Meile 

treffen 

Von  den  Zugewanderten,  deren  Herkunftsorte 

sicher  ermittelt  werden  konnten^  treffen  auf 

die  Jahre 

die  Gesellen  stammen 

1489- 
1500 

1601- 
1526 

1527- 
15S7 

1588- 
1543 

1544—1 15&1— 1 ISCI- 
1550      1560      157» 

b.    Oberbayem 

Oberfranken        ....;• 

Bern 

Graubünden  

Niederbayem 

OfSO 
0,16 
0,15 
0,18 
0,12 

10 
8 
1 

4 
3 

11 
3 
1 

6 

7 
4 

4 
4 

7 
3 
2 

1 

7 
5 

4 
2 

4 

8 
2 
5 
6 

4 

10 
2 

5 

21 

21 

19 

13 

22 

25  1     17 

Summa  der 

Gruppe  in 

45 

58 

48 

46 

61 

75 

62 

a.    Oberhessen  und  Rgb.  Cassel 

Königreich  Sachsen     .     .     . 

DieKantoneAppenzell,  Genf,  \ 
Glarus,  Neuenburg,  Unter- f 
walden,  Schwya,  Waadt,! 
Wallis,  Zug  ' 

Rheinprovins 

Salsburg 

Lothringen  u.  Luxemburg     . 

Erzherzogth.  Oesterreich  .     . 

Oberpfalz 


Thüringen 

Preuss.  Prov.  Sachsen     .     . 
f,  „    Schlesien    .     . 

Steiermark 

Niederl.  Limburg    .... 
Kftmthen  und  Krain  .     .     . 

Böhmen 

Mähren 

Westfalen ,       Braunschweig, 

Hannover 

Siebenblirgen 

Brandenburg,  Preussen     .     . 
Mailinder  Gebiet     .... 


0,11 
0,11 

0,10 

0,09 
0,09 
0,07 
0,04 
0,04 


0,085 

0,08 

0,08 

0,08 

0,026 

0,02 

0,01 

0,01 

0,01 

0,008 

0,001 


Summe  der  Gruppe  IV 


Summe  aller  Gruppen 


29 

2 
2 
3 


3 

1 

5 

2 

7 

3 

1 

5 

4 

6 

3 

3 

— 

4 

4 

2 

7 

11 

6 

9 

3 

2 

4 
1 

2 

1 
2 

1 

— 

2 

5 

*    1 

— 

— 

3 

1 

2 

16 

19 

31 

21 

32 

14 


43 


23 


25 


18 


49 


405   410   379   877   878   888  394 


14 


85 


16 


48 


1382,5 


1848,5 


31 

3 

6 


IS 


44 


Vor  Allem  lassen  sich  vier  natürliche  Zonen  unterscheiden,  von 
denen  jede  wieder  in  zwei  kleinere  zerfällt  Dieselben  zeigen  non  evi- 
dent, dass,  wie  schon  früher  vermuthet,  der  Zufluss  durchaas  nicht 
etwa  abnimmt  in  ganz  gleicher  Weise,  wie  die  Entfernung  wftd^t, 
also  vielleicht  in  konzentrischen  Ringen,  dass  vielmehr  Konstanz  ftr 
die  Gesellenschaft  des  nächst  liegenden  Südens  und  Nordostens  die 
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gewerbliche  Hochschule  in  erhöhtem  Grade  bildete,  in  geringerem  für 
den  anstossenden  durch  andere  Centren  beherrschten  Westen  und  Nor- 
den, noch  weniger  fOr  die  jenseit  der  Mainlinie  gelegenen  nördlichen, 
die  jenseit  des  Lechs  sich  erstreckenden  östlichen,  sowie  die  tief  im 
Süden  gelegenen  Landestheile. 

Haben  diese  Gruppen  eine  genaue  Anschauung  darüber  ermög- 
licht, wie  die  Massen  der  Provinzgebürtigkeit  nach  überhaupt  sich 
vertheilen,  so  verdienen  sie  noch  weiter  beachtet  zu  werden,  insofern 
an  der  Hand  derselben  eine  Untersuchung  auch  für  die  verschiedenen 
Zeitepochen  ermöglicht  ist.  In  der  folgenden  Tabelle  gebe  ich  zu  die- 
sem Behufe  zunächst  die  Prozentzahlen,  wie  sie  sich  für  die  einzel- 
nen Gruppen  berechnen ,  wenn  man  die  Summe  einer  Gruppe  =  100 
setzt  und  dadurch  die  Verhältnisszahlen  erhält,  die  auf  die  einzelnen 
Zeitabschnitte  treffen. 


Die  Totalsumme 

=  100  gesetzt, 

treffen  Proz.  auf 

jede  (irappe 

Die  Summe  jeder  Gruppe  «=100  gesetzt,  treffen 
Prosonte  auf 

1489— 
1500 

1801- 
1586 

1527— 
1537 

1538— 
1543 

1544- 
1560 

1551— 
1560 

1561— 
1579 

Gruppe  la 
„        Ib      . 

1267 
256 

46,39 
9,37 

17,05 
13,77 

17.58 
14,16 

14,68 
17,88 

12,63  • 
14,16 

14,91 
14,16 

11,60 
12,81 

11,68 
14,28 

Gruppe  I    . 

Gruppe  IIa 
M        IIb 

1523 

224 
322 

55,76 

8,20 
11,79 

16.48 

12,05 
12,11 

16,93 

11,61 
13,97 

14,97 

17,41 
11,80 

12,87 

17,41 
14,59 

14,77 

9,37 
11,18 

11,69 

13,84 
17.39 

12,21 

18,30 
18,95 

Gruppe  II 

Gruppe  lila 
„       Ulb 

546 

257 
138 

19,99 

9,37 
5,05 

12,09 

9,33 
15,81 

13,00 

14.40 
15,81 

14,10 

11,84 
13,79 

15,75 

12,84 
9,41 

10,44 

15,17 
15,90 

15,95 

19.45 
18,11 

18,68 

17,51 
12,32 

Gruppe  III 

Gruppe  IVa 
»       IV  b 

395 

179 
88 

14,48 

6,55 
3,82 

11.39 

16,81 
15,91 

14,68 

8.94 
7,95 

12,15 

10.61 
6.88 

11,65 

17,31 
20,45 

15,44 

11,73 
15,91 

19,00 

17,87 
18,80 

15,69 

17,31 
14,77 

Gruppe  IV 

267 

9.77 

16,10 

8,61 

9,36 

18,35 

13,11 

17,97 

16,47 

Totaisummc 

2731 

99,94 

14,83 

15,01 

13,88 

13,80 

13,84 

14,81 

14,42 

Während  in  der  ersten  Gruppe,  namentlich  deren  ersten  Abthei- 
lung mehr  Gesellen  auf  die  früheren  Zeitabschnitte  entfallen,  als  auf 
die  späteren,  schlägt  dies  Verhältniss,  je  weiter  wir  von  Gruppe  zu 
Gruppe  schreiten,  immer  mehr  in's  Gegentheil  um. 

Betrachtet  man  die  Zeit  vor  1538  und  nach  1543,  oder  was  auf 
das  Gleiche  hinauskommt,  halbirt  man  die  auf  diesen  letzten  Zeitraum 

24* 
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treffende  Summe  und  theilt  man  je  eine  Hälfte  der  vorhergehenden 
und  nachfolgenden  Periode  zu,  so  kann  man  das  Resultat  mit  einem 
Blick  überschauen  ^).    Denn  es  beträgt  dann  der  Prozentsatz 

Vor     1538 — 43    Nach 


8 

für 

Gruppe 

I  .     . 

.     54,89 

45,11 

t? 

»» 

n 

.     47,06 

52,94 

t» 

1» 

in    . 

.    44,04 

55,95 

»» 

»» 

rv    . 

.     43,96 

56,73 

Alle  Gmppen     50,62 


49,88 


Die  ferneren  Provinzen  der  drei  letzten  Klassen  finden  also  um 
so  stärkere  Vertretung  bei  der  Zuwanderung  nach  Eonstanz,  je  mehr 
wir  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  zuschreiten,  mit  andern  Worten, 
es  liegt  hier  ein  zahlenraässiger  Ausdruck  fllr  die  Zunahme  der  Wan- 
derungsextensität im  16.  Jahrhundert  vor. 

Verfolgen  wir  die  Sache  noch  näher  und  fassen  diejenigen  Pro- 
vinzen zusammen,  aus  denen  vor  1538  (bez.  1540)  mehr  Gesellen 
stammen  als  in  der  Folgezeit  und  wiederum  diejenigen,  die  sich  um- 
gekehrt verhalten,  so  lassen  sich  die  Provinzen  in  folgende  zwei  Klas- 
sen theilen: 


1)  Eine  Vertheiliuig  der  Gmppe  von  1538 — 43  etwa  in  der  Art,  dass  als  Grense 
das  Jahr  1540  oder  1541  genommen  worden  w&re,  hielt  ich  for  unstatthaft  Die  Zahl 
derer,  die  schwuren,  war  in  den  einzelnen  Jahren  des  Zeitraums  1588 — 43  89,  36,  36, 
188,  77,  80.  Wie  immer  man  hiehei  die  Grense  wählt,  trifit  auf  die  eine  Seite  ein  be- 
deutendes Plus  gegenüber  der  andern.  Durch  eine  derartige  Wahl  würde  man  för  die 
GeseUen  der  verschiedenen  Gegenden  ein  verschieden  günstiges  VerhXltniss  herstellen, 
namentlich  wenn  wir  das  Jahr  1541  sur  letzten  Hälfte  geschlagen  hätten,  da  hier  die 
GeseUen  aus  fernen  Provinzen  stark  vertreten  sind.  Dadurch  aber,  dass  wir  nach  bei- 
den Seiten  hin  gleiche  Chancen  angenommen,  d.  h.  die  fragliche  Periode  halbirt  haben, 
ferner  dadurch,  dass  die  Summe  unserer  Gruppen  für  die  Jahre  1544 — 79  etwas  geringer 
ist  als  die  für  1489 — 1538,  somit  für  die  erstere  eine  etwas  geringere  Wahrscheinlichkot 
dafür  geschaffen  wurde,  dass  in  ihr  viele  GeseUen  aus  grosser  Ferne  vertreten  sind:  da- 
durch ist  die  Schlussfolgerung,  die  wir  im  Texte  gesogen  haben,  ganz  stringent  geworden. 
Die  daselbst  ausgesprochene  Anschauung  findet  übrigens  eine  Stütze  auch  in  dem  Umstände, 
dass  auch  in  den  einzelnen  Jahren  der  letzten  Epoche  immer  nur  wenig  GeseUen  Auf- 
nahme fanden;  denn  wenn  diese  kleinen  Lücken  nicht  sofort  von  der  nächsten  Umge- 
bung ausgefüUt  wurden,  sondern  von  den  GeseUen  aus  weiterer  Feme,  so  spricht  dies 
mit  grosser  WahrscheinUchkeit  für  die  Ausdehnung  der  Wanderung  überhaupt« 
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EfUideubthetlu  ag^n 


Salzburg     .     . 
Böhmen 
OeBterr^ich  itnter 

ob  dl.  Kim» 
Steiermark 
A&rgmu  .     , 
8l  Oalleu 
MitteJfTÄnken  . 

ächwAb«n  . 

ächwArzif-aldkreia 

Oh^rfmDkeD 

Dojiaukr^ia  . 
Obcrbajorn  . 
Seflkr«]^  .  . 
SchafTltAiuen  , 
Mähren 
(Nieder^  Limbar^) 
{Mftilindcr  G^hiBtj 


Vor  a  ItHcii 


3 

14,& 

1$,5 

69 

43,ft 

6i,&'  47,5 
11,5]     8,ö 

S90    ;34£ 
31,5,   ^9,b 


1 

9,Ä 

4,ö' 

44 


86 

1 
1 


78 


930,aTiatO 


In  Pro- 
Konten 


81,SVjtSa& 
ä4t>»  35,71 


63,04 

61,06 

69,  ÄS 

68,0* 

67,ü» 

57,ü 

64,7 

52,&o 

62,14 

50 

60 

100 

100 


69, SS  30,71 


36, »e 
37,60 
Sänfte 

aa,&4 

40,41 
4C>,4ft 

41.3a 
4a,4i 

42,5 

45,3 

47,50 

47,»« 

50 

60 


Latideaabth«ilung«ti 


ThÜriDgen  .     . 

KJlrath«n    ,     . 

Schlesien     .     . 

Freiburg  L  U. 

Mittelrbeiukreia 

Siebenbürgen  , 

UrandBDfatiTig  und 
PrenSEea 

[Neckvkrw« 

Oberhesaen  u.  Acgb, 
KasseJ    ,     .     . 

ElflAsa    .... 

Obcrpfala  ,     .     . 

Regb.  Wiesbaden 

Bern      ,     .     .     * 

Luvera  .    .     .     , 

Pfalz      ...     - 

iDie  Kantone  Appan 
leli,  Oenf,  Qlmnu, 
Nepenburff,  Unter- 
w«JdeDf  Schwyi, 
Waadt,  WaUJ0, 
Zug    -     -     . 

Ntederbayem  . 

Rhein  prüTinz  . 

Oborrhemkreis 

Tborgan     .     . 

Dnterfranken  . 

Tira\  u.  Lichtenstein 

Eheinbfwson    . 

WesUaleu,  Braon- 
schweig,  Haanover 

Köntgr.  Sachsen 

Zürich  .... 

Jagstkreis  .     ,     . 

Unterrhatnkrets    . 

Lothringen 

Pr,  Prov,  Sachsen 

Qraubünden    .     . 

SoJdthUTn    .     .     , 


lMft-i3 

Tai    a  iTpcii 


1 
B 
2 
0,6 

1 

1 
S6 

9,& 
27.Ö 

2,i 
tS,ä 

7 

3 
13,5 


9 

d.5 

19,fi 
17 

84,5 
15 

53,5 
8 

4.0 

9,5 
29 
31 
17 

5 

6 

8 

6,b 


3 

5 
19 

6 
22,5 

3 
49 

18,5 

52,5 

4,5 

31,5 

12 
5 

16,5 


13 
13,5 

27,6 

23 

90,5 

20 

69,5 

10 

5,5 
20,5 
30 
32 
17 

G 

6 
6,5 


In  Pro- 
■eilten 


ie,B7 

E5 


100 
83,33 

76 
76 


29,69  70,31 
33,33  66,07 


33,33 

33,78 

33,9 

34,37 

35,71 

36,77 

36,fll 

37,5 

40,a* 


40,91 

41,30 

41,91 

42,6 

42,57 

43,B5 

43,49 

44,44 

46 

46,34 
46,51 
49,21 
60 

60 
50 
50 
60 


66,07 

66,*» 

66,1 

65,fi3 

64,a*J 

63, »3 

63,  if; 

62,5 

69,4;s 


69,00 

58,  TD 

58,09 

57,5 

57,43 

57,15 

56,51 

55,5« 

56 

53,e6 
5i,*a 
5a,»9 

60 
60 
50 
50 
50 


451,5  £37,541,46  5S>54 

Von  Basel  in  gerader  östlicher  Richtung  bis  Wien  and  von  Kon- 
stanz in  nordöstlicher  über  Mittelfranken,  Oberfranken  bis  gen  Böh- 
men liegen  die  Gegenden,  die  vor  1540  mehr  Gesellen  nach  Konstanz 
schicken,  als  nach  dieser  Grenzepoche.  Bei  den  übrigen  Provinzen 
ist  das  Yerhältniss  umgekehrt. 

Wie  ist  diese  Thatsache  zu  erklären,  und  welche  Folgerungen 
knüpfen  sich  an  diese?  Der  Grund  dieser  Erscheinung  ist  nun  wohl 
darin  zu  suchen,  dass  die  Bheinebene  zu  den  Gegenden  in  Deutsch- 
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land  gehörte,  die  am  frühesten  einer  hohen  wirthschaftlichen  und  ge- 
werblichen Blüthe  sich  erfreuten.  Im  Süden  waren  Konstanz,  Schaff- 
hausen, Basel,  Mühlhausen,  Kolmar,  Freiburg  und  vor  Allem  Strass- 
bürg  die  höchstentwickelten  berühmtesten  Städte,  während  im  Norden 
Frankfurt,  Mainz,  Speyer,  Köln,  Trier  u.  s.  w.  zu  den  bedeutendsten 
Gewerbscentren  gehörten.  Die  vielgerühmte  Rheingegend  wurde  des- 
halb, sobald  die  Zünfte  das  Wandern  zur  Bedingung  des  Meister- 
rechts gemacht^)  und  dadurch  bewirkt  hatten,  dass  dasselbe  grössere 
Dimensionen  annahm,  zunächst  der  Zielpunkt  des  deutschen  Wander- 
gesellens.  Dazu  kam  noch,  dass  vielfach  politische  Banden  (nament- 
lich gilt  dies  von  Oesterreich)  den  Osten  und  Westen  mit  einander 
verknüpften.  Für  diejenigen  Gesellen  nun,  die  aus  den  südlichen  Pro- 
vinzen stammten,  war  der  Weg  nach  und  über  Konstanz  sehr  nahe- 
liegend. Manche  hatten  sich  wohl  Konstanz  als  direktes  Ziel  auser- 
sehen, andere  aber,  die  in  dem  Elsass  Arbeit  suchen  wollten,  blieben 
doch  zunächst  in  Konstanz  und  drangen  erst  später  weiter  vor. 

Dieses  Resultat  scheint  mir  um  so  zutreffender,  als  eine  bereits 
früher  von  mir  auf  Grund  Strassburger  Materials  aufgestellte  Vermu- 
thung')  sehr  gut  mit  demselben  harmonirt.  Aus  den  Angaben,  die 
über  die  Herkunft  der  Strassburger  Kürschnergesellen  in  den  Jahren 
1404  und  1470  vorgefunden  wurden,  schloss  ich,  dass  innerhalb  die- 
ser Epoche  ein  grosser  Umschwung  in  der  Wanderungsrichtung  be- 
ziehungsweise in  der  Wanderungsextensität  eintrat,  indem  nämUch 
das  Wandergebiet  am  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  nur  den  Norden 
und  Süden  der  Rheinebene  umfasste,  also  noch  sehr  lokal  begrenzt 
war,  dagegen  am  Ende  des  betreffenden  Jahrhunderts  (in  Folge  des 
eingetretenen  Wanderzwangs)  bereits  über  den  ganzen  Osten  sich  er- 
streckte. Aus  den  Konstanzer  Angaben  darf  man  nun  wohl  folgern, 
dass  diese  letztere  Richtung  ungefähr  100  Jahre,  nämlich  ungefähr 
von  1440 — 1540  andauerte.  Von  da  an  aber  scheint  jenes  unstäte,  un- 
geordnete Wandern  entstanden  zu  sein ,  mit  welchem  der  Terrorismus 
der  Gesellen  und  die  wachsende  Unzufriedenheit*  der  Meister  über  die 


1)  Vergleiche  hierüber  Stahl,  das  deutsche  Handwerk  8.  345  flg.  und  meine  Ge- 
selleoverbände  S.  10  u.  26  Anm.  1.  Der  Lehrling  mnsste  seit  Einführung  des  Wander- 
zwangs nach  beendigter  Lehrseit  sofort  als  Geselle  in  die  Fremde  gehen.  Nur  die  Mei- 
sterskinder hatten  vielfach  das  Priyilegium,  zu  bleiben.  Die  frfiher  bei  Konstanz  genannten 
als  aus  demselben  stammenden  Gtesellen  sind  theilweise  solche  begünstigte  Meistersöhoe, 
theilweise  aber  auch  solche,  die  von  der  Wanderung  wieder  zurück  gekehrt  waren. 

2)  Meine  Gesellenverb&nde  S.  32  Anm.  1. 
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schwierige  Behandlung  dieses  leichtbeweglichen  Völkchens  Hand  in 
Hand  ging.  Vom  fernsten  Norden  und  tiefsten  Süden  kommen  die  Ge- 
sellen jetzt  herangezogen  und  ein  buntes  Durcheinander  hinsichtlich 
der  Provinzgebürtigkeit  derselben  ist  von  nun  an  die  Regel. 

Diese  Thatsachen  sind,  worauf  ich  blos  kurz  hinweisen  möchte, 
natürlich  für  Beurtheilung  der  Gesellenpolitik  und  des  ganzen  Gesel- 
lenwesens in  seinem  Gegensatz  zu  den  Zunftinteressen  von  höchster 
Bedeutung.  Jetzt  erkennt  man,  dass  in  der  Masse  die  Zahl  der  Ge- 
sellen aus  den  nähern  Provinzen  überwiegt  und  dass  deshalb  bei  Be- 
trachtung der  sozialen  und  gewerblichen  Verhältnisse  des  Mittelalters 
zonenweise  verfahren  werden  muss;  es  kann  aber  auch  nicht  mehr 
bezweifelt  werden,  dass  trotz  dieser  grossen  Zahl  von  Gesellen  aus 
der  Nähe  die  Verbindung  mit  ferneren  Distrikten  durch  Wanderung 
hinlänglich  gross  war,  um  namentlich  in  der  spätem  Zeit  eine  ge- 
meinsame Gesellenpolitik  innerhalb  des  ganzen  Umfangs  der  deutschen 
Lande  möglich  erscheinen  zu  lassen.  Wir  können  jetzt  ziemlich  sicher 
bemessen,  wie  verschieden  wirksam  die  Koalitionen  sowohl  von  Seite 
der  Gesellen  als  von  der  der  Meister  in  den  einzelnen  Zeitabschnitten 
waren;  während  den  erstem  durch  die  Ausdehnung  der  Wandemng 
eine  immer  grössere  Macht  und  ein  immer  wachsendes  Operationsfeld 
sich  darbot,  nahm  die  Kampffähigkeit  der  Meister  successive  ab. 
Konnten  dieselben  durch  ihre  kleineren  Bündnisse  im  14.  und  theil- 
weise  auch  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  sich  kräf- 
tig wehren,  so  war  dies  eine  Unmöglichkeit  in  der  Folgezeit,  wenn 
anders  sie  nicht  ihre  Bündnisse  ausdehnen  wollten.  Durch  Schaffung 
des  Wanderzwangs  haben  somit  die  Meister  ihren  eigenen  Interessen 
mehr  geschadet  als  genützt 

Nachdem  wir  die  grossen  Umrisse  und  den  allgemeinen  Charak- 
ter der  Wandemngen  kennen  gelernt,  erübrigt  uns  noch,  dieselben 
soweit  möglich  im  Detail  zu  verfolgen.  Zu  einem  solchen  Detailver- 
such eignen  sich  vor  Allem  die  nächstliegenden  Provinzen,  da  hier 
immer  eine  ziemlich  grosse  Zahl  von  Fällen  zur  Verfügung  steht.  Ich 
führe  deshalb  in  der  bereits  bekannten  Weise  für  die  Provinzen  Schwa- 
ben, Donau-,  Schwarzwald-,  Seekreis,  Thurgau,  St.  Gallen,  Tirol  das 
Material  nach  einzelnen  Aemtem  vor. 
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Amtsdistrikte 

1489- 
1500 

1 
1501- 
1626 

1687— 
1587 

1588- 
16iS 

1644— 
1550 

1551— 
1560 

1561— 
1579 

1 

i|i 

(S 

"11 

1 

Donauk 

reis. 

Rayensburg      .     .     . 

16 

12 

6 

10 

7 

18 

78 

74 

4 

Biberach      .     . 

6 

18 

18 

•1* 

6 

18 

77 

61 

16 

Ulm    .... 

18 

24 

9 

5 

12 

76 

74 

S 

Wangen  .     .     . 

24 

9 

12 

6 

68 

— 

— 

Tettnang      .     . 

14 

9 

11 

8 

68 

86 

17 

Waldsee  .     . 

10 

8 

3 

46 

26 

20 

Leutkircb 

7 

4 

4 

34 

26 

9 

Riedlingen   .     . 

— 

5 

1 

8 

24 

16 

8 

GeUlmgen    . 

1 

— 

4 

18 

10 

8 

Blaabeuren  . 

2 

8 

1 

14 

7 

7 

Ehingen  .     . 

— 

8 

— 

18 

— 

— 

Münsingen    . 

1 

— 

1 

12 



IS 

Sanlgau   .     . 

8 

1 

2 

— 

9 

— 

9 

Ooppingen   . 

2 

— 

: — 

1 

— 

6 

6 

0 

Laapbeim     • 

1 

— 

1 

— 

1 

5 

— 

5 

101 

92 

66 

62 

51 

88 

582 

884 

107 

2.    Schwal 

ben. 

Kempten      .... 

19 

21 

18 

10 

18 

>91 

88 

8 

Lindau     .    . 

18 

18 

6 

10 

18 

78 

72 

6 

Memmingen 

11 

16 

8 

11 

67 

68 

9 

Augsburg     . 

7 

12 

8 

18 

11 

61 

68 

8 

NördUngen  . 

10 

7 

8 

6 

89 

28 

11 

Sonthofen     . 

4 

8 

4 

6 

88 

8 

25 

Kaufbeuren 

6 

4 

2 

8 

19 

11 

8 

Mindelheim . 

2 

4 

4 

2 

16 

18 

8 

Füssen    .    . 

8 

1 

— 

1 

10 

6 

5 

Donauwörth 

— 

1 

— 

4 

9 

9 

0 

Dillingen      . 

— 

1 

1 

— 

6 

— 

6 

Krumbach    . 

— 

1 

2 

— 

— 

6 

4 

1 

GÜnzburg    . 

— 

— 

— 

2 

1 

4 

8 

1 

Nenburg 

— 

— 

— 

— 

— 

8 

2 

1 

Illertissen     . 

1 

— 

— 

— 





2 



2 

Wertingen    . 

1 

— 

— 

— 





2 



2 

Oberdorf 

— 

1 

— 

— 







1 

_ 

1 

Neu-Ulm 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

76 

96 

56 

68 

46 

67 

48 

447 

869 

88 

8.     Thurg 

au. 

Arbon      

8 

2 

4 

9 

8 

6 

44 

16 

28 

Bischofssell 

4 

4 

16 

3 

10 

8 

4 

44 

21 

28 

GotUieben    . 

9 

8 

7 

9 

3 

1 

42 

6 

86 

Weinfelden  . 

1 

— 

3 

8 

6 

20 

6 

16 

Frauenfeld   . 

— 

— 

8 

1 

__ 

7 

7 

0 

Steckborn     . 

— 

1 

1 



8 

1 

1 

7 

6 

1 

Diessenhofen 

1 

— 

1 

1 

2 

1 

6 

6 

1 

Tobel       .     . 

— 

— 

— 

2 

3 

— 

5 

4 

1 

28 

16 

35 

28 

46 

21 

13 

176 

70 

106 
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AmUdistrikt« 


1489- 

1500 


IMt- 


IMT— I 
1587 


IM» 


1660 


liftl^ 
1560 


1561— 
1579 


4  n 


Ie3 


4.    Seekreis. 


(Konstans   .     . 
)BadolfkeU.     . 

7 

8 

8 

8 

6 

47 

32 

15 



2 

3 

_ 



4 

10 

S 

7 

Ueberlingen 

6 

7 

7 

4 

4 

44 

24 

20 

En^n     .     .     . 

1 

1 

2 

— 

2 

4 

11 

8 

3 

Mesakirch    .     . 

1 

1 

2 



1 

7 

7 

0 

— 

1 



2 

2 



7 





Donaaeschiogen 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

6 

— 

6 

Waldsbat    .     . 

2 

— 

1 

— 

— 

— 

4 

4 

0 

Boondorf     .     . 

—  . 

1 

1 

-— 

-— 

1 

— 

3 

— 

8 

19 

21 

24 

21 

16 

21 

18 

139 

78 

54 

5. 

Tirol  an 

d  Lichtenttein. 

Bregens 

3 

6 

7 

11 

8 

4 

13 

47 

5 

Feldkirch 

5 

8 

4 

5 

4 

10 

5 

34 

7 

IiiBsbnick 

— 

2 

2 

2 

... 

1 

2 

7 

2 

Brlxen     . 

— 

2 





1 

2 

1 

Bladens  . 





1 



_ 

1 

1 

1 

Landeek 

— 

2 

— 

.. 







2 

Borgo      . 

— 

— 

— 

— 



2 

.. 



2 

Bnmecken 

— 

— 



1 



1 



2 

0 

Taxenbach 

_ 

_ 

_» 



«_ 

1 

1 

2 

Botsen    . 







1 



_ 



1 

Kldss 

— 

— 

— 

— 

1 



— 

— 

1 

Liens 

— 

— 

— 

— 



1 



.... 

1 

Heran 

— 

— 



1 

_ 

__ 

... 

1 

0 

Trient     . 

— 







1 



... 

1 

0 

ZeU    .     . 



1 





_ 

_» 



... 

1 

Kafstein  . 







_ 





1 



1 

Lichtenstein 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

1 

0 

8 

21 

14 

21 

16 

20 

28 

123 

96 

27 

6. 

8 

chwmrswfl 

Jdkreis  und  H 

ohensollern. 

Reutlingen    .... 

2 

6 

6 

10 

6 

2 

1 

33 

31 

Bottenborg  a.  N. 

— 

— 

2 

4 

... 

2 

2 

10 

Horb  .... 

2 

1 

2 

1 



2 

10 

BottweU  .     . 



2 

2 





2 

Tftbingen      . 

2 

2 





1 

2 

Spaichlngen 

— 

— 

1 

1 

— 

— 

Herrenberg  . 

— 

1 

1 



1 



Kalw  .     .     . 



2 

1 





1 

Urach      .     . 





2 

1 

_ 

_ 

2 

Obemdorf    . 

1 





— 

1 



2 

Nagold    .     . 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

1 

Tnttlingen    .     . 

— 

2 

1 

— 



— 

— 



Balingen      . 

— 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

Suis    .     .     . 





1 

— 





1 

Vdhringen    . 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

0 

Nenenborg  . 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Hechingen    . 

— 

— 

— 

— 

1 



— 

0 

Sigmaringen 

— 

— 

1 

— 

— 



— 

0 

,,0b  d.  Schwarswald'«    | 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

0 

1 

17 

12 

28 

25 

12 

6 

17 

112 

89 

28 
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Amtsdistrikte 


ig 

1489— 

1501- 

1627- 

1688- 

1644— 

1561- 

1661- 

1 

tu 

1500 

15S6 

1537 

1648 

1650 

1560 

1579 

B 

« 

*t^ 

7.     St.  Oallen. 


St.  GalleD    .     .     . 

5 

10 

19 

6 

4 

5 

58 

51 

Wyl  u.  Neutoggenbnrg 

2 

2 

9 

1 

17 

5 

12 

Borschach    .     .     . 

5 

— 

2 

— 

10 

7 

Unterrheinthal .     . 

1 







10 

8 

Tablat     .... 

1 

2 

1 

1 

8 



Oberrheinthal   .     . 







1 

1 

3 

Untertoggenburg    . 

— 

— 

2 

1 

— 

— 

— 

Werdenberg      .     . 

— 



— 

— 

8 

— 

— 

— 

Gaster     .... 

1 



1 

— 

— 

— 

— 

1 

Gossaa    .... 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

16 

19 

28 

12 

21 

8 

9 

113 

75 

38 

Was  sofort  den  Zahlen  entnommen  werden  kann^  ist  die  That- 
sache,  dass  in  der  Regel  es  nur  wenige  Amtsbezirke  in  einer  ProYinz 
sind,  auf  welche  die  weit  überwiegende  Zahl  der  Gesellen  entfällt;  so 
in  Thurgau  auf  Weinfelden,  Arbon,  Gottlieben,  Bischofszell,  im  Kanton 
St.  Gallen  auf  die  Bezirke  St  Gallen,  Wyl  und  Neutoggenbnrg,  Unter- 
rheinthal, Rorschach,  in  Tirol  auf  Bregenz  und  Feldkirch;  ähnlich  ist  es 
in  den  übrigen.  Die  verschiedene  gewerbliche  Blüthe  einzelner  Amts- 
distrikte oder  richtiger  der  einzelnen  Städte,  sowie  die  sonst  vorhande- 
nen Anziehungspunkte  kommen  eben  in  diesen  Zahlen  zum  Ausdrude  ^). 
Der  grösste  Theil  der  einem  Amtsbezirk  angehörenden  Gesellen  ist  in 
der  heutigen  Amtsstadt  (welche  meist  auch  ehemals  die  bedeutendste 
Stadt  im  nächsten  Umkreise  war)  geboren.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  dann 
findet  man  noch  andere  nicht  unbedeutende  Städtchen  im  Amtsbezirk. 
So  konkurrirt  z.  B.  mit  Sonthofen  Immenstadt,  mit  Donaueschingen 
Fürstenberg,  mit  Ueberlingen  Salem  (Salmansweiler)  und  Markdorf. 

1)  Man  moss  sich  nur  eine  sachgemftsse  Vorstellung  bilden,  um  die  Zahlen  richtig 
zu  würdigen.  Setzen  wir  z.  B.  voraus,  St  Gallen  sei  der  gewerb-  und  YOlkrvieliste  Ort 
im  gleichnamigen  Kanton  gewesen.  Die  daraus  stammenden  OeseUen  werden  nun  kaum 
Lust  gehabt  haben,  in  einem  kleinern  Ort  Beschäftigung  zu  suchen,  sondern  in  dnem 
ebenbürtigen;  da  war  Konstanz  der  nächst  gelegene  passendste  Platz.  Für  aUe  fibrigea 
Städte  des  Kantons  war  aber  neben  Konstanz  auch  St.  Gallen  wieder  ein  Zielpunkt 
Diese  mussten  darum  in  Konstanz  aus  zwei  Gründen  schwächer  vertreten  sein,  einmal 
weil  die  Zahl  der  Gesellen  in  diesen  Städten  ohnehin  eine  geringere  war,  sodann  weil  der 
Konkurrent  einen  Theil  derselben  an  sich  zog.  Aehnlich  war  es  im  Donankreis.  Fir 
die  nordlicher  gelegenen  Amtsbezirke  Memmingen ,  Laupheim ,  Geislingen ,  Göppingen 
war  wohl  Ulm  die  erste  grosse  Ausbildungsstätte  der  jugendlichen  Handwerker,  die  Ver« 
tretung  dieser  in  Konstanz  deshalb  eine  nur  schwache.  Die  gleiche  Beobachtnng  Usst 
sich  für  Schwaben  und  die  übrigen  Provinien  ansteUen. 
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Dies  Ergebniss  bestätigt  somit  die  aus  andern  Quellen  hinläng- 
lich bekannte  Thatsache  der  scharfen  Trennung  von  Stadt  und  Land 
und  die  fast  vollständige  Ausschliessung  der  vom  Lande  Kommenden 
aus  dem  Gewerbebetriebe  am  Ende  des  Mittelalters.  Die  in  unserm 
Material  erwähnten  Ortschaften,  welche  heutzutage  Dörfer  sind,  moch- 
ten ehedem  Marktflecken  oder  kleine  Städte  sein.  Sollte  aber  dies 
auch  nicht  der  Fall  sein,  so  ist  ihre  Zahl  doch  gegenüber  der  Masse 
von  eigentlichen  Städten  eine  sehr  geringe. 

Die  zeitliche  Vertheilung  der  Summen  giebt  keine  neuen  Auf- 
schlüsse. Dass  bei  allen  Städten  oder  Bezirken  die  gleiche  Bewegung 
sich  geltend  machen  sollte,  wie  bei  der  ganzen  Provinz,  das  konnte 
man  von  vornherein  nicht  erwarten.  Die  lokalen  Einflüsse  spielten 
hiebei  selbstverständlich  eine  grosse  Rolle.  Das  „Auftreiben"  der  Ge- 
sellen, die  politischen  Zwistigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Städten, 
der  Verfall  der  einen,  das  Aufblühen  der  andern  waren  Faktoren,  die 
dazu  beitrugen,  dass  von  dem  einzelnen  Ort  in  dieser  oder  jener  Pe- 
riode mehr  oder  weniger  Gesellen  nach  Konstanz  kamen. 

Selbstverständlich  lassen  sich  noch  viele  Fragen  bezüglich  der 
Gesellenwanderung  aufwerfen.  Von  der  Beschaffenheit  des  Materials 
hängt  es  ab,  ob  solche  der  Beantwortung  fähig  sind  oder  nicht.  Ich 
muss  mir  aus  eben  diesem  Grunde  versagen,  alle  dieselben  zu  behan- 
deln. Nur  zweier  Punkte  darf  ich  noch  flüchtig  gedenken.  Der  eine 
betrifft  die  Frage,  in  welcher  Weise  die  Gesellen  der  verschiedenen 
Gewerbe  an  der  Wanderung  betheiligt  waren;  denn  es  ist  doch  schon 
an  sich  wahrscheinlich,  dass  ganz  abgesehen  von  den  „gesperrten'^ ^) 
Handwerken  hier  sowohl  wegen  der  sehr  verschiedenen  Zahl  der  in 
einem  Gewerbe  beschäftigten  Gehilfen  als  auch  wegen  des  eigenthüm- 
lichen  Charakters,  den  das  einzelne  Handwerk  seinen  Trägem  auf- 
prägt, grosse  Mannigfaltigkeit  herrschte.  Der  andere  Punkt,  der  noch 
beachtet  zu  werden  verdient,  berührt  die  Feststellung  der  Zeit,  in  der 
die  Gesellen  zu  wandern  pflegten. 

Was  nun  die  erste  Frage  anlangt,  so  kann  ich  nur  einige  ganz 
unvollkommene  Notizen  geben;  denn  die  Angabe  des  Gewerbes  ist  in 
den  mehrerwähnten  Büchern  sehr  selten,  namentlich  fehlt  sie  fast 
ganz  für  die  Zeit  von  1501 — 62.  In  wie  weit  für  die  Periode  \or 
und  nach  diesem  Zeitraum  Vollständigkeit  der  Angaben  vorliegt,  zeigt 
nachstehende  Uebersicht  *). 

1)  Vergleiche  Stahl  a.  a.  O.  S.  355. 

2)  Hinsichtlich  der  Herstelloiig  derselben  moss  ich  bemerken,  dass  bei  manchen  Ein- 
trügen das  Handwerk  der  Meister,  nicht  aber  das  der  Grellen  in  unserer  QaeUe  ange- 
geben war.    In   aU  diesen  FäUen  nahm  ich  das  gleiche  Handwerk  für  den  GeseUen  an. 
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Handwerksgesellen 


1489— 
1501 


1668— 
1579 


Summe 


Handwerksgesellen 


1489— 
1501 


1562— 
1579 


Apotheker 

Bftcker 

Bader 

Bankmacher     .     .     .     . 

Bildhauer 

Binder 

Büchsenmacher    .     .     . 

Dreher 

Färber 

Fischer 

Gerber 

Goldschmiede .     .     .     . 

Hafner 

Hufschmiede  .  .  .  . 
Hutmacher  .  .  .  . 
Kannengiesser      .     .     . 

Kamer 

Kessler 

Küfer 

Kürschner  .     .     .     .     . 

Maler 

Maurer  u.  Steinmetzen 
Messerschmiede  .  .  . 
Metzger 


1 
8 
6 

1 
10 

1 
3 
4 


35 
8 
2 
8 
3 


1 
2 
1 
2 
9 
3 
3 
18 
3 


5 
26 
16 
2 
1 
6 


1 

10 

11 

1 

1 

10 

1 

3 

4 

6 

9 

3 

3 

20 

5 

3 

1 

5 

26 

51 

5 

3 

9 

3 


Nestier*) 

Piementer    (Pergament- 
macher)   

Sfickler  und  Gürtler 

Satüer 

Scherer 

Schlosser     ..... 

Schmiede 

Schneider 

Schuster 

Schwertfeger    .... 
Seidensticker   .... 

Seiler 

Siebmacher      .... 

Sporer    

Tischmacher    .... 
Tregel  (Triger)    .     .     . 

Weber 

Ziegler  


16 

6 

18 

48 

26 

1 

1 

3 

1 

10 

1 

30 

4 


1 

13 

3 

4 

23 

5 

158 


1 

18 
S 

16 

10 

41 

53 

184 

1 

1 

3 

1 

S 

12 

1 

33 

5 


Summe 
Ohne  Angabe   des   Ge- 
schäfts      


264 

377 


822 
102 


58« 


479 


641 


424 


1065 


Es  schwuren  im  Ganzen 
*)  Verfertiger  von  Bandschleifen,  Binden;  später  auch  Lederf&rber.    (Vgl.  Schlicht- 
hörle,  die  Gewerbsbef^ignisse  H,  178  flg.) 

Giebt  dieselbe  einen  vollkommenen  Aufschluss  darüber,  welche 
Gewerbe  überhaupt  in  Konstanz  betrieben  wurden,  so  genügt  sie  doch 
nicht,  um  einen  Anhalt  für  die  Ausdehnung  und  Bedeutung  der  ein- 
zelnen Gewerke  in  der  Stadt  zu  liefern.  Die  Lücken  sind  so  gross, 
dass  es  nicht  erlaubt  ist,  die  Zahl  derjenigen  Gesellen,  bei  denen  die 
Beschäftigung  nicht  angegeben  ist,  nach  dem  Verhältniss  dieser  Zah- 
len zu  vertheilen.  Eine  Untersuchung  darüber,  aus  welchen  Provin- 
zen die  Gesellen  der  verschiedenen  Gewerbszweige  stammen,  ist  bei 
diesem  Material  natürlich  ebenso  gewagt.  Ich  habe  deshalb  nur  bei 
den  fünf  Gewerben,  bei  denen  die  meisten  Angaben  vorlagen,  eine 
Ausscheidung  der  Gesellen  nach  deren  Herkunft  vorgenommen. 
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Hetmathsgegend 


OestflTTeich  und  Bolitnen 

8aLxbarg      .... 

Tirol ,     , 

Ober*  uttd  Niedwbayerö 
»L  OalkD  .... 
Thnrgaa  ♦  .  ,  ,  . 
l>le  übrige  Schwoia  .     . 


S    1 


Obcn-homkreis      .     .     , 
Seekrelfl  ...... 

Mittel r Lei nk reis  ..     .     . 

Elaa^s  UDd  Luxem  biu^ 

Nctckarkreia      .     ,      . 
SchwMawaldkreiÄ      .     . 
Jagstltreis 
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BeiiDAthsE^egvbd 


H«UD«thsgqfetid 


Donau  kreifl       ,     .     .     .     . 

SehwAben    ...... 

Mittel-  und  Untorfranken    . 
Pf&lz    und    Uat«rrh«mkreis 
Bbeinpravinz    .     .     .      *     . 
Oftnz    He^Ben    und    Regbz, 
Wiesbaden    ..... 

Schlesien      ..,.., 


53^10 

16i  fi 
3    3 

— :   1 

5i  s 

10 


IlAnnaTcir  ^       ProriDZ     und 
KfiDigr.  Sachsen    .     .     . 


ProviuH     nicht     anj^cgeben 

tider  Äweiielhaft  bei   .     . 


39 


ToUUamme 


181 


53 


51 


41 


36 

7 


33 


So  unvollkommen  selbst  bei  dieser  Beschränkung  die  Tabelle  aus- 
gefallen ist,  so  scheint  sie  doch  zu  bestätigen,  dass  die  einzelnen 
Gewerbe  ihren  Arbeiterbedarf  aus  sehr  verschiedenen  Provinzen  er- 
halten haben.  Sie  weist  nämlich,  wofern  ihr  nur  einige  Zuverlässig- 
keit zukommt,  darauf  hin,  dass  St.  Gallen,  Donaukreis  und  Schwaben 
die  meisten  Weber  schickte,  die  entfernteren  Provinzen  besonders  an 
der  Zusendung  der  Kürschner  betheiligt  waren,  ein  etwas  kleineres 
Wanderungsgebiet  bei  den  Schuhmachern,  Schneidern  und  Schmieden 
bestand. 

In  etwas  besserer  Lage  befinden  wir  uns  bezüglich  der  Frage, 
wann  die  Gesellen  wanderten.  Das  Datum  des  Schwurs  ist  meist  ge- 
nau angegeben,  von  1525  an  fehlt  es  fast  nie  und  ist  zudem  in  mo- 
demer Weise  verzeichnet,  während  für  die  Zeit  von  1489 — 1502  die 
Bestinunung  nach  den  Eirchenfesten  noch  üblich  war.  Ich  legte  aus- 
schliesslich die  Summe  aus  den  Jahren  1525 — 79  zu  Grunde,  da  die 
Zahl  der  Fälle  (2500)  für  diese  ohnehin  etwas  untergeordnete  Frage 
hinlängUch  gross  ist,  um  ein  zutreffendes  Ergebniss  zu  liefern.  Ein 
absolut  richtiges  Resultat  ist  hier  überhaupt  nicht  zu  erzielen,  da  ja 
die  Zeit  des  Schwurs  und  des  Diensteseintritts  nicht  genau  zusam- 
menfallen^).   In  der  besagten  Zeit  leisteten  nun  den  Eid 


im  Januar 

.    247  = 

9,92  Prozent 

„  Februar   .    196  = 

7,84        „ 

„  März    . 

.    219  = 

8,76       „ 

„   April   . 

.    169  = 

6,76       „ 

„   Mai     . 

.    192  = 

7,68       „ 

„  Juni     . 

.    136  = 

5,44        „ 

„  JuU     . 

.    482  = 

19,27       „ 

„   August 

.    464  = 

18,55        „ 

1)  Hau  darf  aber  wohl  annehmen ,    dass ,    da  in  allen  Monaten  geschworen  wurde, 
jeder  mSglichst  bald  nach  sdnem  Dienstesantritt   xnr  Eidesleistung  herangezogen  wurde. 
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im  September  146  =:  5,84  Prozent 

„  Oktober   .  140  =  5,60       „ 

„   November  89  ^  3,56       „ 

„   Dezember  20  =  0,80       „ 

Summe  2500  =  100,02  Prozent 

Das  Wandern  dauerte  somit  das  ganze  Jahr  über;  die  geringste 
Bewegung  fand  in  dem  letzten  Quartal  des  Jahres  statt,  schon  be- 
deutend stärker  war  sie  im  ersten  Halbjahr,  erreichte  aber  ihren 
Höhepunkt  erst  nach  Yerfluss  desselben.  Fast  40  ^/o  treffen  allein 
auf  Juli  und  August.  Die  letztern  eigneten  sich  denn  auch  vor  Allem 
zum  Wandern,  da  Tageslänge,  Witterungsverhältnisse,  geringe  ge- 
werbliche Thätigkeit  —  stille  Geschäftszeit  —  dasselbe  sehr  erldch- 
terten.  Zugleich  erkennt  man,  wie  lange  es  in  damaliger  Zeit  dauerte, 
bis  die  mit  Ablauf  der  Dienstziele  aus  der  Arbeit  tretenden  Geselle 
wieder  dauernde  Beschäftigung  fanden.  Angebot  und  Nachfrage  der 
Arbeit  glichen  sich,  wie  namentlich  die  Zahlen  für  Juli  und  August 
andeuten  (indem  Juni  als  Dienstziel  angenommen  wird),  ziemlich  lang- 
sam und  schwerfällig  aus,  und  man  darf  wohl  einen  Produktions- 
verlust  von  einem  ganzen  Monat  in  Anschlag  bringen.  Freilich  ward 
dieser  Schaden  durch  andere  Yortheile  wieder  theilweise  kompensirt 
Die  längere  Arbeitspause,  die  vielen  neuen  Eindrücke,  die  während 
der  Wanderschaft  auf  den  Gesellen  wirkten,  die  grössere  Weitläufig- 
keit, die  durch  die  Ueberwindung  sovieler  Wanderhindernisse  erwor- 
ben wurde:  sie  befähigten  den  Gesellen  nach  wiedergewonnener  Be- 
schäftigung mit  freudiger  Lust  zu  schaffen,  stählten  seinen  männlichen 
Charakter  und  waren,  solange  das  Wandern  nicht  zum  zügellosen 
Umherschweifen  ausartete,  ein  Gewinn  für  den  ganzen  Handwerker- 
stand. 

Zum  Schluss  fasse  ich  die  Resultate  der  vorliegenden  Untersu- 
chung in  folgenden  Sätzen  kurz  zusammen. 

1)  Die  grosse  Masse  der  Gesellen  stammt  aus  nahe  gelegenen 
zum  voraus  aber  nicht  genau  zu  bestimmenden,  vielmehr  erst  durch 
statistische  Beobachtungen  festzustellenden  Zonen. 

2)  Fast  nur  die  Städte  und  zwar  vorwiegend  nur  die  bedeuten- 
deren tauschen  ihre  jugendlichen  Arbeitskräfte  gegenseitig  aus. 

3)  Richtung  und  Ausdehnung  der  Wanderungen  waren  nicht  nur 
wahrscheinlich  verschieden  bei  den  Gesellen  der  einzelnen  Gewerke, 
sondern  sie  wechselten  auch  im  Laufe  der  Zeit  Es  scheint,  als  ob 
dieselben  vor  etwa  1440  nur  ganz  eng  begrenzt  waren,  von  1440  Us 


Zar  Geschichte  der  (HsellenwMideraDgen  im  MittolaUer.  343 

1540  (wenigstens  im  Süden  Deutschlands)  von  Ost  nach  West  und 
endlich  von  1540  ab  nach  allen  Himmelsgegenden  über  das  ganze 
deutsche  Reich  sich  erstreckten. 

4)  Die  Wanderungen  fanden  meist  in  den  Monaten  Juli  und 
August  statt. 

5)  Die  Grösse  des  Zu-  und  Abflusses  der  Gesellen  bildet  ein 
Merkmal  für  den  wirthschaftlichen  Zustand  einer  Stadt  und  lässt  viele 
politische  Ereignisse  in  ihren  ökonomischen  Wirkungen  richtig  wür- 
digen. 

6)  Nicht  minder  sind  durch  eben  dieses  Mittel  zuverlässige  An- 
haltspunkte für  Beurtheilung  der  Frage  gegeben,  welche  gewerbliche 
Bedeutung  eine  Stadt  für  eine  bestimmte  Gegend  besass,  sodann  in 
wie  weit  eine  gemeinsame  Gesellenpolitik  wahrscheinlich  war  und  in 
wiefern  die  Verbindungen  der  Meister  verschiedener  Städte  den  erste- 
ren  mit  Erfolg  begegnen  konnten. 
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Die  Finanaen  Oesterreiohs  im  XIX.  Jahrhundart.     Nach  arduTali- 
schen  Quellen  yon  Adolf  Beer.    Xu  und  458  S.  8.     Prag  1877. 

y,£ine  Oeschichte  der  österreiohisohen  Finanzen  existirt  nicht"  Mit 
diesen  Worten  leitet  Beer  sein  Buch  mit  yoUem  Bechte  ein.  Daher  muss 
jeder  Versuch,  diesem  Mangel  abzuhelfen,  freudig  begrUsst  werden,  und 
Jeder,  der  sich  an  die  Bearbeitung  dieses  Gegenstandes  macht,  kann  ge- 
wiss sein,  dass  seinem  Unternehmen  das  lebhafteste  Interesse  nicht  nur 
innerhalb,  sondern  auch  ausserhalb  Oesterreichs  entgegengebiacht  wird. 
Bietet  doch  die  Finanzgeschichte  Oesterreichs  —  leider  —  interessante 
Momente  in  Hülle  und  Fülle.  Ich  sage:  leider,  denn  auch  Ton  den  Staats- 
finanzen gilt  der  Satz ,  dass  es  mit  ihnen  desto  besser  bestellt  sei,  je  we- 
niger man  Qrund  hat,  yon  ihnen  zu  sprechen. 

Fragt  man  nun,  ob  das  Beer'sche  Buch  dem  Bedürfiiisse  nach  einer 
Oeschichte  der  Finanzen  Oesterreichs  yoUständig  abhilft,  so  muss  diese 
Frage  leider  yemeint  werden.  Der  Verfasser  erklärt  dies  selbst  in  der 
Vorrede  seines  Werkes,  indem  er  sagt:  „Nicht  die  Darlegung  des  öster- 
reichischen Staatshaushaltes  hat  sich  das  yorliegende  Werk  zur  Angabe 
gemacht,  in  erster  Linie  sollten  die  leitenden  Gedanken  der  Finanzmini- 
ster, die  während  der  ereignissyoUsten  Epochen  des  neunzehnten  Jahrhun- 
derts an  der  Spitze  der  Geschäfte  standen,  blossgelegt  werden^  (p.  K). 
Aber  auch  diesem  Versprechen  ist  Beer  nicht  in  seinem  ganzen  Umfimge 
nachgekommen,  obwohl  anerkannt  werden  muss,  dass  er  in  dieser  Bezie- 
hung sehr  yiele,  höchst  schätzenswerthe  Mittheilungen  macht»  namentlich 
über  das  erste  Viertel  unseres  Jahrhunderts. 

Nachdem  Beer  in  wenigen  Worten  die  Finanzyerwaltung  der  Kaiserin 
Maria  Theresia,  Josefs  11.  und  Leopold's  11.  besprochen,  geht  er  zur 
Finanzyerwaltung  Oesterreichs  im  AnfEinge  dieses  Jahrhunderts,  zur  Dar- 
stellung der  Bankozettel-Periode  über.  Er  schildert  die  Genesis  und  die 
allmählige  Vermehrung  der  Bankozettel  (deren  Menge,  ursprünglioh  aof 
12  MilL  Gulden  festgesetzt,  schon  zu  Anfisuig  1800  141  MilL  betrug),  den 
Beginn  der  Schwierigkeiten  in  der  Einlösung  des  Papiergeldes  und  den 
Anfang  der  Entwerthung  desselben.  Die  Ursache  der  fortwährenden  Ver- 
mehrung des  Papiergeldes  war  das  ewige  Defizit,  welches  schon  unter 
Kaiser  Josef  II.  begonnen  hatte  und  das  auf  diese  Art  am  bequemsteii 
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gedeckt  werden  konnte.  So  lange  das  Papiergeld  sich  auf  dem  Paristande 
erhielt,  machte  die  Yermehrung  der  Regierung  keinen  Kummer,  mit  dem 
Augenblicke  aber,  wo  die  Entwerthung  begann,  begannen  auch  die  Sor- 
gen der  Verwaltung  wegen  Hintanhaltung  dieses  Resultates.  Beer  erwähnt 
nicht,  ob  und  wann  der  Zwangskurs  der  Bankozettel  ausdrücklich  verhängt, 
die  TJneiulösbarkeit  derselben  ausdrücklich  dekretirt  wurde;  aus  seiner 
Darstellung  scheint  hervorzugehen,  dass  beide  Ereignisse  allmählig,  ohne 
besondere  Verfugung,  nur  durch  die  Praxis  herbeigeführt  wurden.  Er 
spricht  sich  darüber  nicht  deutlich  aus.  Genug  an  dem,  dass  das  Papier- 
geld fort  und  fort  vermehrt  wurde.  Es  ist  charakteristisch  für  die  da- 
malige Finanzwirthschaft ,  dass  in  den  Eriedensjahren  nach  dem  Frieden 
von  Luneville  noch  eine  Vermehrung  der  Bankozettel  um  mehr  als  130 
Millionen  Gulden  erfolgte.  Ernste  Versuche,  das  Gel4wesen  Oesterreichs 
herzustellen,  wurden  damals  überhaupt  noch  gar  nicht  gemacht.  Wohl 
wurde  viel  darüber  berathen,  aber  es  geschah  nichts  zur  Heilung  des 
TJebels,  im  Gegentheile,  dasselbe  wurde  bis  1811  durch  andauernde  Ver- 
mehrung des  Papiergeldes  fortwährend  verschlimmert.  Beer  erzählt  aus- 
führlich, wie  es  kam,  dass  zuletzt  weit  über  1000  Mill.  Gulden  Banko- 
zettel zirkulirten,  und  ebenso  sind  die  fruchtlosen  Berathungen  —  rich- 
tiger die  gänzliche  Rathlosigkeit  —  der  österreichischen  Finanzverwaltung 
jener  Tage  in  dem  ersten  Kapitel  seines  Buches,  das  der  Zeit  vor  1811 
gewidmet  ist,  eingehend  geschildert.  Namentlich  der  Finanzminister,  Graf 
Zichy,  kommt  dabei  schlecht  weg.  Durch  nichts  wird  die  Unfähigkeit 
dieses  Mannes  aber  besser  charakterisirt,  als  durch  das,  was  Gentz  in 
einem  von  Beer  im  Anhange  mitgetheilten  Schreiben  von  ihm  sagt:  „Son 
nom  est  un  obstacle  dirimant  au  ^r^tablissement  du  credit  public  en  Au- 
triche.  Je  le  crois  en-outre  extremement  oppos^  (ne  füt-ce  que  par 
son  ^loignement  connu  pour  tout  ce  qui  s'appelle  livres  et 
sei e nee)  k  ce  Systeme  de  franchise,  de  lib^ralit^,  et  de  publicit^,  sans 
lequel  il  me  paroit  tout-ä-fait  impossible  de  regagner  la  confiance,  que 
nouB  avons  perdue,  et  dont  le  retour  est  bien  plus  indispensable"  (p.  415). 
Dass  dieser  Mann  nicht  dazu  geeignet  war,  aus  dem  Gewirre  der  einan- 
der oft  schroff  gegenüberstehenden  Ansichten  seiner  Räthe  einen  Ausweg 
zu  finden,  ist  begreiflich.  Und  man  konnte  hier  in  Wahrheit  sagen:  So 
viele  Köpfe,  so  viele  Sinne.  Die  Grafen  Chotek,  Zinzendorf,  Pergen, 
Kolowrat,  Stadion,  der  Staatsrath  Stahl  —  jeder  wollte  etwas  Anderes, 
und  der  Hofkammerpräsident  —  so  wurde  der  Finanzminister  damals  ge- 
nannt —  wollte  gar  nichts.  Anstatt  sich  einer  der  vorgebrachten  An- 
sichten anzuschliessen  oder  selbst  etwas  vorzuschlagen,  verwarf  er  einfach 
Alles  und  hinderte  jede  Maassregel  zur  Heilung  der  österreichischen  Fi- 
nanzen mit  Ausnahme  einiger  unbedeutender  Steuererhöhungen  und  etli- 
cher Börsenoperationen,  welche  das  Steigen  des  Agio's  aufhalten  sollten, 
aber  natürlich  wenig  ausrichteten.  Auch  das  Eingreifen  der  Erzherzoge 
Karl  und  Rainer  vermochte  hieran  nichts  zu  ändern;  kurz,  es  ist  ein 
klägliches  Bild,  das  uns  Beer  hier  aufrollt. 

An  diesem  traurigen  Zustand^  änderte  auch  der  Wechsel  in  der  Lei- 
tung der  Finanzen  nichts.     Graf  O'Donnell,  der  im  Jahre  1808  Hofkam- 
merpräsident wurde,    war  seinem  Amte  auch  nicht   mehr  gewachsen   als 
XXVIII.  25 
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Zichy;  er  hatte  wohl  mehr  guten  Willen,  aber  nicht  mehr  Fähigkeiten 
als  dieser.  Dazu  kam  noch  der  Krieg  von  1809  mit  seinen  verderblichen 
Folgen.  Der  Charakteristik  der  Thätigkeit  O'Donnell's ,  deren  Schluss  der 
Staatsbankerott  des  Jahres  1811  bildete  —  den  er  übrigens  nicht  selbst 
durchführte,  sondern  nur  einleitete  —  ist  der  grösste  Theil  des  zweiten 
Kapitels  des  Beer'scheu  Buches  gewidmet  Er  hatte  yerschiedene  Versuche 
gemacht,  den  Finanzen  aufzuhelfen.  Beer  berichtet  ausführlich  yon  sei- 
nen Plänen  in  dieser  Beziehung,  insbesondere  von  seinen  Bemühungen, 
zu  erwirken,  dass  die  Güter  der  Geistlichkeit  benutzt  würden,  nm  dem 
Staate  die  nöthigen  Mittel  zur  Yalutaregulirung  zu  yerschaffen.  Dieser 
Gedanke  fand  sogar  in  das  erste,  den  Staatsbankerott  ankündigende  Patent 
Yom  26.  Februar  1810  Aufnahme,  gelangte  aber  nicht  zur  Durchführung. 
Die  Schilderung  der  diesem  Patente  Yorausgegangenen  Berathungen,  die 
Charakteristik  desselben,  die  Darstellung  der  vergeblichen  Yersnchey  es 
vollständig  durchzuführen  und  dadurch  Ordnung  in  das  Geldwesen  zu  brm- 
gen,  sind  weitläufig  und  mit  beständiger  Berufung  auf  die  bezüglichen 
Originalakten,  von  denen  auch  hie  und  da  kleine  Fragmente  —  leider 
nur  sehr  wenige  und  sehr  kleine  —  wörtlich  zitirt  werden,  ausgeführt 
Graf  O'Donnell  erlebte  das  Misslingen  seiner  Pläne  nicht.  Er  starb  bald 
nach  Veröffentlichung  des  Patentes  vom  26.  Februar  1810  und  Graf  Wal- 
lis war  sein  Nachfolger,  ein  Mann,  der  ihn,  wenn  nicht  an  Einsicht,  so 
doch  an  Festigkeit  des  Willens  übertraf.  Die  Aufgabe  dieses  Mannes  war 
keine  angenehme;  er  sah  sich,  um  einen  landläufigen  Ausdruck  zu  ge- 
brauchen, gezwungen,  die  Suppe  auszuessen,  die  seine  Vorgänger  einge- 
brockt hatten.  Unter  seiner  Verwaltung  wurde  der  Staatsbankerott  voll- 
ständig durchgeführt;  das  berühmte  Finanzpatent  vom  20.  Februar  1811 
wurde  erlassen  und  damit  angekündigt,  dass  der  Staat  nicht  einmal  im 
Stande  sei,  das  zu  leisten,  was  er  ein  Jahr  früher  versprochen  hatte. 
Wir  müssen  dem  Verfasser  vollständig  beistimmen,  wenn  er  sein  Bedaaem 
darüber  ausspricht,  dass  es  ihm  nicht  gelang,  der  Protokolle  über  die  die- 
sem Patente  vorausgegangenen  Berathungen  habhaft  zu  werden.  Es  wäre 
jedenfalls  höchst  interessant,  etwas  über  diese  zu  erfahren.  Mit  der  Schil- 
derung des  Bruches  auch  der  in  diesem  Patente  enthaltenen  Versprechun- 
gen, insbesondere  der  Zusicherung,  kein  neues  Papiergeld  mehr  auszuge- 
ben, durch  die  Ausgabe  der  s.  g.  Antizipationsscheine,  welche  den  Grafen 
Wallis  bewog,  seine  Entlassung  zu  verlangen,  schliesst  dieses  Kapitel 
Interessant,  weil  neue  Aufschlüsse  enthaltend,  sind  die  in  demselben  vor- 
kommenden Bemerkungen  über  die  Stellung  des  Kaisers  Franz  zur  Frage 
der  Regelung  der  Finanzen  und  über  seine  fortwährenden  Bemühungen, 
der  Finanzverwaltung  zur  Erreichung  dieses  Zieles  behüMich  zu  sein. 
Freilich  bezogen  sich  seine  Bemühungen  fast  nur  auf  die  Regelung  des 
Geldwesens.  Dem  Fallen  des  Werthes  der  Bankozettel  vorzubeugen,  dar- 
auf war  all'  sein  Thun  und  Trachten  gerichtet,  während  er  in  Bezug  anf 
die  Beseitigung  des  chronischen  Defizits  schon  damals  jene  Stellung  ein- 
nahm, welche  später  zu  der  unseligen  Finanzwirthschaft  der  Jahre  von 
1815—1848  führte. 

Der  endlichen  Regelung  des  Geldwesens  durch  Graf  Stadion,  welcher 
dem  Grafen  Wallis  in   der  Verwaltung   der  Finanzen  nachfolgte,    so  wi« 
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der  Thätigkeit  des  ersteren  überhaupt,  ist  das  dritte  Kapitel  gewidmet. 
Wenn  auch  die  grössere  Gunst  der  Zeiten  dem  Grafen  Stadion  ermög- 
lichte, das  eine  der  von  seinen  Yorgängeru  vergeblich  erstrebten  Ziele, 
nämlich  die  Yalutaregulirung,  zu  erreichen,  so  gelang  ihm  dies  doch  nicht 
in  gleicher  Weise  mit  dem  zweiten,  mit  der  Herstellung  des  Gleichge- 
wichtes zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben.  So  sehr  Kaiser  Eranz  Alles, 
was  zur  Regelung  des  Geldwesens  dienlich  war,  unterstützte,  so  wenig 
bemühte  er  sich  ernstlich,  das  Defizit  zu  beseitigen.  Wie  heute,  so  war 
es  auch  damals  die  Militärverwaltung,  welche  alle  Anstreugungen,  die  zu 
diesem  Behufe  giemacht  wurden,  zunichte  machte,  ja,  sie  war  es  damals 
in  noch  viel  höherem  Grade,  denn  sie  nahm  beispielsweise  im  Jahre  1817, 
also  zur  Zeit  des  tiefsten  Eriedens,  die  grössere  Hälfte  der  gesammten 
Staatsausgaben,  und,  wenn  mau  diejenigen  für  die  Verzinsung  der  Staats- 
schuld abrechnet,  sogar  beinahe  drei  Fünftel  derselben  in  Anspruch,  ein 
Missverhältniss,  das  heute  auch  nicht  annähernd  mehr  besteht  Mochte 
der  arme  Einanzminister  auch  noch  so  sehr  auf  Verminderung  der  Aus- 
gaben für  das  Militär  dringen,  er  erreichte  nichts  damit,  denn  er  fand 
beim  Kaiser  nicht  die  genügende  Unterstützung.  Das  Bild,  welches  Beer 
von  den  Bemühungen  des  Grafen  Stadion  und  der  fähigeren  unter  seinen 
Nachfolgern,  eine  ausgiebige  Einschränkung  der  Ausgaben  für  das  Heer 
zu  erlangen,  entwirft,  kann  nur  unser  Mitleid  mit  diesen  Männern  er- 
wecken, die  ihre  besten  Kräfte  fruchtlos  vergeudeten,  während  das  über 
die  Haltung  des  Kaisers  Eranz  diesen  Bestrebungen  gegenüber  Mitgetheilte, 
auf  diesen  kein  freundliches  Licht  wirft.  Wohl  erliess  er  unzählige  Be- 
fehle —  und  selbst  in  energischem  Tone  gehaltene  — ,  um  die  Militär- 
verwaltung zur  Sparsamkeit  zu  veranlassen,  aber  sie  blieben  ohne  jode 
Wirkung,  denn,  wie  Beer  drastisch  sagt,  die  Militärverwaltung  war  stär- 
ker als  der  Kaiser.  Diese  Worte  erklären  Alles.  Der  Kaiser  trat  eben 
niemals  mit  ganzer  Kraft  gegen  die  Ansprüche  der  Militärverwaltung  auf, 
sondern  Hess  es  sich  immer  und  immer  wieder  gefallen,  dass  diese  seine 
Befehle  allerunterthänigst  zu  den  Akten  legte  und  bei  der  nächsten  Gele- 
genheit ehrfurchtsvoll  erklärte,  sie  habe  so  und  so  viele  Millionen  Gul- 
den über  das  Präliminare  ausgegeben  und  bitte  um  allergnädigste  Geneh- 
migung des  Geschehenen.  Diese  wurde  niemals  verweigert.  Dass  Kaiser 
Eranz  bei  ernstlichem  Willen  nicht  in  der  Lage  gewesen  wäre,  die  Mili- 
tärverwaltung zur  Einschränkung  zu  zwingen,  wird  wohl  Niemand  glau- 
ben. Dieser  war  aber  nicht  vorhanden  und  so  mussten  die  besten  Pläne 
der  Minister  scheitern,  um  so  mehr,  da  auch  die  Erhöhung  der  ordent- 
lichen Einnahmen  niemals  ernstlich  und  in  ausgiebiger  Weise  in  Angriff 
genommen  wurde.  Hier  bildete  wieder  einerseits  die  entschiedene  Abnei- 
gung des  Kaisers  Eranz,  sich  an  den  ungarischen  Landtag  zu  wenden  und 
sich  dadurch  den  Anschein  einer  Annäherung  an  den  Konstitutionalismus 
zu  geben  und  andererseits  die  Scheu  vor  der  alleinigen  Belastung  der 
niohtungarischen  Länder  ein  unübersteigbares  Hinderniss,  und  so  blieben 
auch  die  vom  Grafen  Stadion  unternommenen  Steuerreformen  ein  Stück- 
werk, das  zur  Herstellung  des  Gleichgewichtes  nicht  ausreichte. 

Ein  besseres  Besultat  als  die  Bemühungen  zur  Herstellung  des  Gleich- 
gewichtes im  Staatshaushalte  hatten,    wie  gesagt,    die  Bestrebungen  Sta- 
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dion's  zur  Regelung  des  Geldwesens.  Mit  Hülfe  tüchtiger  Mitarbeiter, 
wie  Pillersdorf,  Kübeck  und  Hauer,  deren  Ansichten  Beer  ausführlich 
schildert,  gelang  es  dem  Grafen  Stadion,  eine  gewisse  Ordnung  in  das- 
selbe zu  bringen.  Ich  sage  absichtlich:  eine  gewisse,  denn  eine  Tollstän- 
dige  kann  man  ein  System,  welches  ausschlißsslich  darauf  hinauslief,  an 
die  Stelle  des  neuerlich  entwertheten ,  vom  Staate  ausgegebenen  Papier- 
geldes ein  anderes,  das  durch  eine  Bank  auf  ziemlich  erkünstelte  Weise 
auf  dem  Paristande  erhalten  wurde,  ohne  dass  man  es  auf  die  breite  Basis 
einer  allgemeinen  Metallzirkulation  stellte,  nicht  nennen.  Die  von  Beer 
gelieferte  Schilderung  der  Berathungen,  welche  dem  Patente  yom  1.  Juni 
1816,  das  diese  Regelung  des  Geldwesens  verkündigte,  yorausgingen,  zeigt 
deutlich,  dass  es  den  Männern,  welche  dieselbe  bewerkstelligten,  durch- 
aus nicht  darum  zu  thun  war,  eine  wirkliche  Metall  Währung  in's  Leben 
zu  rufen,  sondern  nur  darum,  ein  neues  Papiergeld  einzufuhren,  welches 
in  der  Eolge  auf  Pari  bleiben  sollte.  Ein  neues  Papiergeld  musste  wie- 
der eingeführt  werden,  weil  das  seit  1811  zirkulirende  (die  auf  Grund- 
lage der  Patente  yom  26.  Pebruar  1810  und  yom  20.  Februar  1811  aus- 
gegebenen Einlösungsscheine  und  die  aus  den  Befreiungskriegen  stammen- 
den Antizipationsscheine)  abermals  derart  im  Werthe  gesunken  war,  dass 
es  in  dieser  Beziehung  den  Bankozetteln  nicht  yiel  nachgab. 

Die  Schwierigkeiten,  welchen  man  bei  dieser  Regelung  des  Geldwe- 
sens begegnete  und  die  die  Durchführung  des  ersten,  dieselbe  ankündi- 
genden, kaiserlichen  Patentes  (yom  1.  Juni  1816)  zuletzt  unmöglich  mach- 
ten, die  Genesis  des  zweiten,  in  dieser  Angelegenheit  erschienenen  Pa- 
tentes (yom  29.  Oktober  1816),  die  mit  dieser  Yalutaregulirung  zusam- 
menhängende Gründung  der  österreichischen  Nationalbank  und  die  derselben 
yorausgegangenen  Berathungen,  sowie  die  Auseinandersetzung  der  diesbe- 
züglichen Ideen  Stadion's,  das  Uebereinkommen  des  Staates  mit  der  Bank 
yom  7.  April  1820,  welches  das  österreichische  Geldwesen  definitiy  regelte, 
die  Entstehung  und  Ghrösse  der  dem  Staate  durch  alle  diese  Maasaregeln 
erwachsenen  riesigen  Lasten  sind  sehr  ausführlich  und  mit  Hervorhebong 
einer  Menge  bisher  wenig  oder  gar  nicht  bekannter  Details  geschildert 
Ich  möchte  diesen  Theil  den  interessantesten  des  ganzen  Buches  nennen. 

Der  am  15.  Mai  1824  erfolgte  Tod  Stadion's  und  eine  Würdigung 
seiner  Wirksamkeit  schliesst  das  dritte  Kapitel.  Das  hiebei  yon  Beer  die- 
sem Manne  gespendete  Lob,  die  Yertheidlgung  seiner  Wirksamkeit  gegen 
Angriffe,  welche  dieselbe  yon  anderer  Seite  erfahren  hat,  sind  gewiss  in 
yieler  Beziehung  berechtigt  und  machen,  da  sie  auf  Aktenstücken  beru- 
hen, Anspruch  auf  Beachtung.  Wenn  die  zur  Regelung  des  Geldwesens 
ergriffenen  Maassregeln  keine  solchen  waren,  die  man  yoUständig  hätte 
billigen  können,  wenn  insbesondere  die  Basis,  auf  welche  Stadion  das 
Geldwesen  stellte,  eine  sehr  schwache  und,  wie  die  Zukunft  lehrte,  für 
stürmische  Zeiten  ganz  ungenügende  war,  so  ist  dies  nur  zum  Theile  seine 
Schuld.  Wie  aus  den  Mittheilungen  Beer's  über  den  Verkehr  Stadion's 
mit  dem  Kaiser,  über  seine  Verhandlungen  mit  der  Staatskanzlei,  reap. 
dem  Pursten  Mettemich  und  mit  der  Nationalbank  heryorgeht,  hatte  er 
ursprünglich  in  der  That  im  Sinne,  die  Bank  in  den  Besitz  einer  ausrei- 
chenden Menge  yon  Edelmetall  zu   setzen,    und  er  hatte  aioh  wiederholt 
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in  den  Besitz  bedeutender  zu  diesem  Zwecke  bestimmter  Summen  in  klin- 
gender Münze  gesetzt.  Das  Jahr  für  Jahr  wiederkehrende  Defizit  im  Bud- 
get aber  und  die  geringe  Unterstützung,  die  er,  wie  schon  erwähnt,  für 
seine,  auf  Herstellung  des  Gleichgewichtes  in  diesem  gerichteten  Maass- 
regeln beim  Kaiser  fand,  hinderten  ihn  stets,  an  dieses  Ziel  zu  gelangen. 
Er  klagte  in  ergreifenden  Ausdrücken  darüber  —  ein  yon  Beer  mitge- 
theilter  Vortrag  an  den  Kaiser  beweist  dies  —  aber  es  half  ihm  Alles 
nichts:  er  musste  die  Beträge,  die  er  sich  durch  Anleihen  und  andere 
Operationen  verschafft  hatte,  immer  wieder  zur  Bestreitung  des  ordent- 
lichen Aufwandes  hergeben;  die  Bank  musste  er  dann  für  ihre  Forde- 
rungen mit  Obligationen  abfinden.  Dass  durch  dies  Alles  die  Staatsschuld 
und  daher  die  Zinsenlast  bedeutend  yergrössert,  also  auch  die  Herstellung 
des  Oleichgewichtes  im  Staatshaushalte  immer  mehr  erschwert  wurde,  ist 
natürlich. 

Was  nun  dem  Grafen  Stadion  nicht  gelungen  war,  das  gelang  seinen 
un&higen  Nachfolgern,  mit  deren  Wirksamkeit  sich  das,  die  Zeit  von  sei- 
nem Tode  bis  zur  Keyolution  umfassende,  vierte  Elapitel  beschäftigt,  schon 
gar  nicht.  Da  die  ruhige  Zeit  die  Schwäche  der  Basis,  auf  der  das  öster- 
reichische Geldwesen  stand,  nicht  merken  Hess,  so  dachte  keiner  von 
ihnen  mehr  daran,  etwas  zur  Kräftigung  derselben  zu  thun,  und  so  kam 
es,  dass  der  erste  Sturm,  der  über  Oesterreich  losbrach,  die  Bevolution 
des  Jahres  1848,  das  Geldwesen  dieses  Reiches  in  jene  Zerrüttung  stürzte, 
aus  welcher  es  sich  noch  heute  nicht  erhoben  hat.  Diese  Unthätigkeit 
der  Einanzminister  jener  Zeit  auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens  ist  aber 
noch  leichter  zu  entschuldigen  als  jene  auf  dem  Gebiete  des  Staatshaus- 
halts. Das  erstere  war  wenigstens  scheinbar  geordnet,  der  letztere  aber 
stellte  sich  Jahr  für  Jahr  als  ungeordnet  dar,  und  dass  hier  kein  ernster 
Versuch  zur  Heilung  des  Uebels  gemacht  wurde,  daraus  muss  den  Män- 
nern, die  an  der  Spitze  der  Geschäfte  standen,  der  schwerste  Vorwurf 
gemacht  werden.  Während  Graf  Stadion  doch  wenigstens  wiederholt  An- 
strengungen gemacht  hatte,  das  Gleichgewicht  im  Budget  herzustellen,  be- 
gnügten sich  seine  Nachfolger,  namentlich  die  beiden  ersten,  Graf  Nädasd 
und  EQebelsberg,  damit,  einfach  die  Steuern  einzuheben  und,  wo  diese 
nicht  ausreichten  —  und  sie  reichten  kein  Jahr  aus  —  Schulden  zu  ma- 
chen. Beer  schildert  diese  Wirthschaft  am  Eingange  dieses  Kapitels  gut 
mit  den  Worten:  „Graf  Nadasd  und  Klebelsberg  wirthschafteten  schlecht 
und  recht  weiter,  nahmen  Anlehen  auf,  wenn  die  regelmässigen  Kinnah- 
men zur  Bedeckung  der  sich  steigernden  Staatsbedürfiiisse  nicht  hinreich- 
ten oder  halfen  sich  mit  Kassaanweisungen,  welche  die  Bank  bereitwil- 
ligst eskomptirte.  Eine  schöpferische  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
wirthschaftlichen  Lebens  entfolteten  sie  nicht,  und  wenn  sich  wirklich 
die  Nothwendigkeit  herausstellte,  irgend  eine  Beform  in  Angriff  zu  neh- 
men, so  stiess  die  Durchfährung  auf  Widerstand ,  nicht  ausschliesslich  bei 
dem  Monarchen,  obgleich  er  sich  in  jenem  Lebensalter  be&nd,  welches 
sich  in  der  Kegel  gegen  die  Aufiaahme  neuer  Gedanken  ablehnend  verhält. 
£s  finden  sich  aus  dieser  Epoche  zahlreiche  kaiserliche  Aufforderungen, 
eine  Umgestaltung  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  vorzunehmen,  aber 
die  Berathungen  zogen  sich  in  träger  Langsamkeit,  fiut  ohne  Ergebnisse, 
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Jahre  lang  hin.^'  Bot  sonach  die  Verwaltung  des  Grafen  Stadion  das  Bild 
einer,  wenn  auch  nicht  immer  passend  angebrachten,  so  doch  lebhaften 
und  stets  vom  besten  Willen  und  bedeutender  Energie  getragenen  Thätig- 
keit,  so  ist  der  Anblick,  welchen  die  österreichische  Staatswirthschaft  tob 
seinem  Tode  an  bis  zur  Keyolution  darbietet,  der  yollständiger  Stagnation. 
Kaiser  Eranz,  der  trotz  seines  Wunsches,  den  Staatshaushalt  geregelt  in 
sehen  —  dieser  war  nach  den  Mittheilungen  Beer's  unzweifelhaft  vorhan- 
den —  schon  den  selbst  auch  auf  dieses  Ziel  hinarbeitenden  und  znr 
Sparsamkeit  mahnenden  Grafen  Stadion  nicht  hinreichend  unterstützt  hatte, 
that  natürlich  nach  dem  Tode  desselben,  wo  er  selbst  schon  zu  altern 
anfing  und  seine  Käthe  Männer  waren,  die  ohne  Drängen  nichts  thaten, 
noch  weniger  in  dieser  Eiohtnng  und  sein  Nachfolger,  der  schwache  Kai- 
ser Ferdinand  schon  gar  nichts.  Da  die  &st  alljährlich  wiederkehrendes 
Anlehen  zu  immer  höheren  Kursen  —  die  letzten  vor  der  Revolution  ab- 
geschlossenen sogar  beträchtlich  über  Pari  —  angebracht  wurden,  so  sah 
man  sich  nicht  unmittelbar  gedrängt,  etwas  Ernstliches  zur  Herstellnng 
des  Gleichgewichtes  im  Budget  zu  thun.  Klebelsberg's  Nachfolger,  Eieh- 
hoff,  der  energisch  auf  dieses  Ziel  hinarbeitete,  sah  sich,  da  seine  Bestre- 
bungen auf  Widerstand  stiessen,  veranlasst,  auf  seine  undankbare  Stellung 
zu  verzichten.  Man  sieht,  es  ist  ein  trauriges  Bild,  das  Beer  hier  auf- 
rollt. Die  manche  neue  Aufschlüsse  enthaltenden  Einzelheiten,  welche 
er  bringt,  sind  nur  geeignet,  das  vernichtende  Urtheil,  das  schon  längst 
allseitig  über  diese  Wirthschaft  gefällt  worden  ist,  noch  zu  verschärfen. 

Dem  letzten  Finanzminister  der  vormärzlichen  Periode,  Kübeck,  wid- 
met Beer  eine  warme  Yertheidigung  gegen  die  wider  diesen  Mann  hänfig 
erhobenen  Vorwürfe.  Er  stützt  seine  Auffassung  auf  bisher  unbekannte 
Aktenstücke,  wobei  nur  zu  bedauern  ist,  dass  er  dieselben  nicht  mittheilt 
Allerdings  gilt  seine  Yertheidigung  nur  dem  Finanzmann  Kübeck,  nicht 
dem  Politiker.  Dass  derselbe  in  letzterer  Beziehung  ein  starrer  Fort- 
schrittsfeind war  —  was  allerdings  kein  Hindemiss  gewesen  wäre,  ein 
vorzüglicher  Finanzminister  zu  sein  — ,  bestreitet  Beer  nicht»  aber  in  sei- 
ner Thätigkeit  als  Finanzminister  schildert  er  ihn  —  und  wie  es  scheint^ 
mit  Hecht  —  als  einen,  jedem  Fortschritte  zugeneigten  Mann  (als  Beleg 
dafür  erwähnt  Beer  insbesondere  die  Bestrebungen  Kübeck's  zur  Unter- 
stützung des  Eisenbahnbaues),  dessen  ganzes  Thun  und  Trachten  auf  die 
Verbesserung  der  wirthschaftliohen  Lage  Oesterreichs  ging  und  der  sich 
insbesondere  redlichst  bemühte,  das  Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  her- 
zustellen und  nur  durch  äussere  Verhältnisse  daran  verhindert  wurde. 
Lassen  wir  den  Autor  seibat  reden.  Er  sagt  von  Kübeck:  „In  allen 
Zweigen  der  Finanzverwaltung  beabsichtigte  er  bedeutende  Verbesserun- 
gen einzuführen,  einzelne  sogar  total  umzugestalten,  und  nicht  ihn  trifft 
die  Schuld,  wenn  sein  mehrjähriges  Wirken  als  HoflLammer-Präsident  nur 
in  nebensächlichen  Dingen  fortschrittlichen  Geist  athmete.  Die  Verhält- 
nisse waren  mächtiger  als  er  und  die  Staatskonferenz  begrub  oder  ver- 
stümmelte seine  bestdurchdachten  Anträge,  und  wenn  es  ihm  eben  io 
wenig  gelang,  trotz  der  eifrigsten  Mühen  und  Sorgen,  das  so  lang  er- 
sehnte Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  herzustellen,  so  muss  man  die 
Erklärung  ebenso  wie  früher  in  der  Militärverwaltung  suchen,  weiche  die 
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YoranBobläge  immer  illusorisoh  machte,  seit  dem  Beginne  der  revolutio- 
nären Bewegung  in  Italien  die  Leere  des  Staatssäckels  nicht  beachtete  und 
den  Hofkammer-Präsidenten  vielfach  erst  nach  Verausgabung  grosser  Sum- 
men Yon  ihrer  kostspieligen  Thätigkeit  in  Kenntniss  setzte,  um  nach  voll- 
brachter That  die  Anweisungen  zur  Begleichung  der  Bechnungen  zu  for- 
dern. An  eindringlichen  Vorstellungen  Hess  es  Eübeck  nicht  fehlen;  sie 
verfehlten  auch  nicht,  vorübergehend  Eindruck  zu  machen;  ging  aber  ein 
neues  Jahr  zur  Neige,  so  stellte  sich  heraus,  dass  alle  Vorsätze,  sogar 
Befehle  an  die  Kriegsverwaltung  verpufft  waren.  Die  Pünktlichkeit  und 
Ordnungsliebe  selbst,  drang  Ktibeck  auf  rechtzeitige  Vorlage  des  Prälimi- 
nares, aber  er  konnte  in  manchen  Jahren  froh  sein,  wenn  ihm  unmittel- 
bar vor  Thorschluss  die  Ansätze  für  Militär  und  Marine  vorlagen.'' 

„Noch  schlimmer  erging  es  ihm  bei  den  von  ihm  geplanten  und  bis 
in's  Detail  ausgearbeiteten  Eeformen  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens, 
der  Zollordnung,  der  Staatsschuld.  Nach  monatlangem  Harren  bekam  er 
seine  Vorträge  unerledigt  oder  ablehnend  entschieden  zurück  und  der  Mühe 
SehweisB  war  umsonst  gewesen.  Unter  solchen  Verhältnissen  musste  selbst 
die  tüchtigste  und  frischeste  Kraft  erlahmen  und  sich  bloss  mit  dem  stil- 
len Bewusstsein,  das  Kechte  gewollt  zu  haben,  bescheiden.  Wie  sehr  man 
auch  über  die  politische  Bichtung  Kübeck's  vom  Standpunkte  der  Gegen- 
wart aburtheilen  mag,  seine  Absichten  als  Hofkammer-Präsident  sind  meist 
anerkennenswerth  und  zwingen  zur  Hochachtung  des  Mannes,  der  die 
traurige  Empfindung  mit  sich  herumtragen  musste,  nicht  einmal  die  öf- 
feniliohe  Meinung  aufklären  zu  können,  dass  es  nicht  an  ihm  gelegen  war, 
wenn  er  die  hochgespannten  Erwartungen,  die  sich  an  seinen  Eintritt  in 
die  Hof  kämmer  geknüpft,  nicht  verwirklichen  konnte.'' 

Unter  diesen  Umständen  war  der  Finanzminister  freilich  ein  wahr- 
haft bedauernswerther  Mann,  und  es  ist  begreiflich,  dass  das  Resultat  sei- 
ner Thätigkeit  kein  glücklicheres  war  als  das  von  seinen  Vorgängern  er- 
reichte. Da  Kübeck  es  aber  Eichhoff  nicht  nachmachte  und  auch  im 
Amte  blieb,  als  er  sah,  dass  er  nichts  ausrichten  könne,  so  ist  es  schwer, 
über  ihn  ein  wesentlich  anderes  Urtheil  zu  fallen,  als  über  Nädasd  und 
Klebelsberg.  Er  mag  weit  fähiger  und  von  besserem  Willen  beseelt  ge- 
wesen sein  als  diese,  das  Resultat  seiner  Thätigkeit  war  aber  genau  das- 
selbe: Alle  Jahre  ein  Defizit  und  demgemäss  Anhäufung  immer  neuer 
Schulden.  Das  Budget  des  Jahres  1847  zeigte  151,7  Mill.  Gulden  Ein- 
nahmen, 208  Mill.  Ausgaben,  also  ein  Defizit  von  56,3  MilL  Rechnet 
man  nun  auch  von  den  Ausgaben  diejenigen  für  Ankauf  und  Neubau  von 
Eisenbahnen  im  Betrage  von  33,16  Mill.  Gulden  ab,  so  ergibt  sich  doch 
noch  immer  ein  Defizit  in  der  eigentlichen  Verwaltung  im  Betrage  von 
27,14  Mill.,  oder  nahezu  18  ^^/^  der  Einnahmen,  welches  wieder  durch 
Eröffnung  ausserordentlicher  Zuflüsse  gedeckt  werden  musste.  Das  war 
das  Resultat  einer  32jährigen  Priedensperiode.  Wahrlich,  man  begreift 
den  Unmuth,  welcher  Beer  dahin  gebracht  hat,  die  Wirthsohaft  im  vor- 
märzlichen Oesterreich  mit  der  türkischen  auf  eine  Linie  zu  stellen. 

Zwischen  das  letzte  dem  alten  und  das  erste  dem  neuen  Oesterreich 
gewidmete  Kapitel  hat  Beer  ein  solches  über  die  österreichische  Zollpoli- 
tik vor   der  Revolution   eingeschoben.     Ueber  Mettemich's  Thätigkeit  in 
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dieser  Bichtong,  über  seine  yergeblichen  BemähungeD ,  den  Kaiser  Frans 
zu  einem  Entgegenkommen  gegen  die  anf  Beseitigung  der  Zollschranken 
und  auf  sonstige  Yerkehrserleichterungen  innerhalb  des  deutschen  Bundes 
gerichteten  Bestrebungen  zu  yeranlassen  und  dadurch  die  Gründung  des 
deutschen  Zollvereines  zu  hintertreiben  und,  als  dies  nicht  mehr  mö^ch 
war,  den  Kaiser  wenigstens  zu  einer  entgegenkommenden  Haltung  gegen 
das  übrige  Deutschland  in  zollpolitischen  Fragen  zu  bestimmen,  werden 
interessante  Mittheilungen  gemacht.  Die  Bestrebungen  Mettemich's  schei- 
terten an  der  beständigen  Demagogenfurcht  des  Kaisers,  der  auch  in  der 
Agitation  zur  Zolleinigung  Deutschlands  lediglich  ein  Herrortreten  der 
XJmsturzpartei  sah. 

Die  beiden  nächsten  Kapitel  seines  Buches  widmet  Beer  der  Bevola- 
tion  und  der  Reaktionsperiode  von  1849  bis  1859,  und  zwar  das  eine  der 
Thätigkeit  der  beiden  Finanzminister  Ejraus  und  Baumgartner,  das  andere 
derjenigen  Bruck's.  Die  wesentlichen  Momente  der  Thätigkeit  dieser  Män- 
ner —  insbesondere  des  letztgenannten  — ,  sowie  ihrer  mehr  oder  minder 
parlamentarischen  Nachfolger  Plener,  Oraf  Larisch,  Becke  und  Breetel 
sind,  da  sie  der  neuesten  Zeit  angehören,  so  allgemein  bekannt,  dass  wir 
uns  hier  eines  genaueren  Eingehens  auf  dieselben  wohl  enthalten  können. 
Insbesondere  gilt  dies  von  den  Ereignissen  seit  dem  Beginne  des  Parla- 
mentarismus, also  seit  dem  Jahre  1861,  welche  sich  meistens  in  voller 
Oeffentlichkeit  vorbereiteten  und  abspielten.  Hier  bietet  Beer  auch  natur- 
gemäss  wenig  Neues,  ausgenommen  höchstens  bei  der  Besprechung  der 
Finanzwirthschaft  der  fünfziger  Jahre,  die  hier  zum  ersten  Male  akten- 
mässig  geschildert  wird.  Bisher  unbekannte  Momente  von  wesentlicher 
Bedeutung  finden  sich  auch  da  nicht.  Trotz  all'  dem  ist  es  aber  sehr 
dankenswerth ,  dass  Beer  es  unternommen  hat,  diese  Ereignisse,  deren 
Folgen  sich  täglich  geltend  machen,  und  deren  Genesis  man  kennen  muss, 
wenn  man  die  Gegenwart  gehörig  verstehen  will,  im  Zusammenhange  zu 
schildern  und  so  ein  anschauliches  Bild  auch  der  neuesten  Entwickelung 
zu  geben.  Dasselbe  ist  freilich  kein  anmuthendes.  Wenn  auch  seit  dem 
Jahre  1848  ein  ganz  anderer  Geist  in  Oesterreich  herrschte  als  vor  jenem 
Jahre  und  derselbe  sich  auch  in  der  Finanz  Verwaltung  fühlbar  machte, 
so  war  doch  das  Resultat  der  Thätigkeit  der  nachmärzlichen  Finanzmini- 
ster kein  besseres  als  dasjenige,  welches  ihre  vormärzUchen  Kollegen  er- 
zielt hatten.  Aber  die  Welt  weiss,  dass  dies  zum  geringsten  Theile  ihre 
Schuld  war.  Die  politischen  Stürme,  welche  Oesterreich  seit  dem  Jahre 
1848  durchmachen  musste,  hätten  auch  die  bestgegründeten  Staatsfiuanzen 
ruinirt,  um  so  mehr  die  österreichischen,  die  schon  aus  der  langen  Ruhe- 
periode von  1816  bis  1847  so  sehr  geschwächt  hervorgingen.  Beer  schil- 
dert ausfuhrlich  die  Bemühungen  dieser  Männer,  die  österreichischen  Fi- 
nanzen endlich  zu  ordnen  und  ebenso  die  Art  und  Weise,  wie  die  einzel- 
nen politischen  Ereignisse  der  letzten  Dezennien  alle  ihre  Pläne  zunichte 
machten.  Zweimal  seit  der  Revolution  —  zu  Anfang  1859  und  zu  An- 
fang 1866  —  schien  das  Ziel  der  Yalutaherstellung  erreicht;  diese  Jah- 
reszahlen sagen  aber  schon  deutlich  genug,  warum  die  Bemühungen  der 
betroffenden  Finanzminister  —  Brück  und  Plener  —  schliesslich  doch  das 
Ziel  verfehlten.     Bietet  sonach  die  Geschichte  der  österreichischen  Finan* 
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xen  seit  dem  Jahre  1848  ein  ebenso  trauriges  Bild,  wie  diejenige  yor 
diesem,  so  ist  es  doch  kein  so  schmähliches.  Die  Finanzwirthschaft  von 
1824 — 1848  war  eine  Schande  für  Oesterreich,  die  seit  1848  war  nur 
unglücklich.  Die  anschauliche  Schilderung  Beer's  der  Bemühungen  Kraus', 
der  Wiederkehr  der  Papiergeldwirthschaft  im  Jahre  1848,  der  Thätigkeit 
Baumgartner's  (deren  hervorragendstes  Moment  die  Aufnahme  des  grossen 
Nationalanlehens  bildete,  welches  zur  yollständigen  Herstellung  der  Ord- 
nung in  den  Finanzen  dienen  sollte),  der  Amtsführung  Bruck's,  welche 
schon  zur  Aufnahme  der  Baarzahlungen  der  Nationalbank  geführt  hatte, 
als  der  italienische  Krieg  alle  seine  Bemühungen  zunichte  machte,  der 
von  Plener  mit  Hilfe  des  Reichsrathes  durchgeführten  Konsolidirung  der 
Bank,  der  bei  diesem  Anlasse  im  Eeichsrathe  geführten  lebhaften  Debat- 
ten ,  der  Bemühungen  Larisch's  und  Becke's ,  das  Gleichgewicht  im  Budget 
herzustellen,  der  Ereignisse,  welche  zur  Emission  der  Staatsnoten  im  Jahre 
1866  führten,  der  Ausgleichsyerhandlungen  mit  Ungarn  und  der  Debatten 
über  die  Konyertirung  der  Staatsschuld  und  die  damit  yerbundene  Zinsen- 
reduktion, sowie  der  Bemühungen,  dieser,  durch  die  eiserne  Nothwendig- 
keit  aufgezwungenen  Maassregel  dadurch,  dass  man  das  Kind  nicht  beim 
rechten  Namen  nannte,  das  Gehässige  zu  benehmen,  enthält  die  Belege 
für  diese  Anschauung  in  reicher  Fülle.  Beer  selbst  erwähnt  sie  nirgends, 
aber  sie  drängt  sich  dem  Leser  bei  der  Lektüre  der  betreffenden  Kapitel 
ganz  yon  selbst  auf. 

Als  Anhang  gibt  Beer  einige  interessante  statistische  Daten  über  den 
österreichischen  Staatshaushalt  am  Anfange  dieses  Jahrhunderts,  eine  ganz 
kurze  Uebersicht  des  Anwachsens  der  österreichischen  Staatsschuld  bis  zum 
Jahre  1839,  sowie  einige  Dokumente,  namentlich  yon  Genlz  herrührende. 
Unter  diesen  befindet  sich  eine  besonders  beachtenswerthe  Denkschrift  über 
das  Wesen  des  Papiergeldes. 

Diese  Analyse  des  Inhaltes  des  Beer'schen  Buches  dürfte  genügen, 
um  das  Eingangs  über  dasselbe  Gesagte  zu  begründen.  Es  ist  eigentlich 
nur  eine  Geschichte  der  Bemühungen  der  österreichischen  Finanzminister 
zur  Herstellung  der  Valuta  und  zur  Deckung  des  permanenten  Abganges 
im  Budget.  Dagegen  findet  sich  weder  eine  Schilderung  des  österreichi- 
schen Steuersystems  yor  Kaiser  Franz,  noch  eine  Besprechung  der  unter 
der  Begierung  dieses  Monarchen  und  später  yorgenommenen  Reformen  auf 
diesem  Gebiete.  Und  doch  waren  dieselben,  namentlich  während  der  er- 
sten Jahre  nach  den  Befreiungskriegen  und  unmittelbar  nach  der  Reyolu- 
tion  bedeutend^  genug  und  waren  insbesondere  die  unter  Stadion's  Verwal- 
tung yorgenommenen,  wie  Beer  selbst  bemerkt,  für  ihre  Zeit  ganz  tüch- 
tige Leistungen.  Etwas  über  die  Genesis  der  diesbezüglichen  Gesetze  zu 
erfahren,  wäre  mindestens  ebenso  interessant  als  über  die  Valutareguli- 
rung  und  die  Aufnahme  yon  Anlehen,  um  so  mehr,  da  sie  ja  die  Grund- 
lage des  gesammten  heutigen  Steuersystems  bilden. 

Eine  Darstellung  der  allmähligen  Entstehung  des  heutigen  Steuer- 
systems wäre  eine  sehr  dankbare  Arbeit  gewesen.  Dieses  Gebiet  hat  Beer 
aber  nur  gestreift  Nur  hie  und  da  findet  sich  eine  leichte  Andeutung, 
die  sich  eigentlich  stets  auf  die  namentliche  Bezeichnung  der  älteren  und 
der  neu  eingeführten  Steuern,  sowie  auf  einige  Angaben  über  ihren  Ertrag 
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beschränkt.  Von  einer  Schilderung  der  denselben  zu  Grunde  liegenden 
Prinzipien  ist  aber  keine  Spur.  Der  oben  angeführte  Passus  in  der  Vor- 
rede bereitet  allerdings  darauf  vor,  keine  solche  Auseinandersetzung  sa 
finden,  aber  auch  die  „leitenden  Gedanken"  der  Einanzministery  welche 
Beer  zu  geben  yersprioht,  fehlen  für  dieses  Gebiet.  Das  Buch  ist  aller- 
dings vorwiegend  eine  Schilderung  dieser  „leitenden  Gedanken",  aber  nur 
derjenigen  bei  den  Yalutaregulirungen  der  firanzisceischen  Periode  und  den 
Versuchen  zu  einer  solchen  seit  dem  Jahre  1848  und  jener  beim  Schul- 
denmachen.  In  Beziehung  auf  die  Entstehung  und  das  Anwachsen  der 
österreichischen  Staatsschuld  enthält  es,  auch  ausserhalb  der  oben  erwähn- 
ten Uebersicht  im  Anhange,  viele  sehr  schätzenswerthe  Mittheilungen, 
ohne  aber  eine  vollständige  Geschichte  derselben  zu  liefern. 

Zu  bedauern  ist,  dass  Beer  nicht  mehr  Dokumente  in  ihrer  ursprüng- 
lichen Textirung  in  sein  Buch  aufgenommen  hat.  Nicht  Jedem  sind  die 
offiziellen  Aktenstücke  zugänglich  und  manche  Ausführungen  Beer's  hätten 
gewiss  an  Interesse  noch  bedeutend  gewonnen,  wenn  er  sie  in  reicherem 
Maasse,  als  er  es  gethan  hat,  mit  dokumentarischen  Nachweisen  belegt 
hätte. 

Bei  all'  dieser  Unvollständigkeit  muss  man  aber  doch  dem  Verfasser 
für  seine  Arbeit  in  hohem  Grade  dankbar  sein.  Sie  gibt  ein  anschau- 
liches, vieles  bisher  Unbekannte  enthaltendes  Bild  der  alten  Finanzmisere 
und  der  Entstehung  der  heutigen  kritischen  finanziellen  Lage  Oesterreiohs, 
wie  ein  solches  bisher  noch  niemals  geboten  wurde,  und  kann  daher 
Jedem,  der  sich  über  diese  Verhältnisse  zu  unterrichten  wünscht,  bestens 
empfohlen  werden. 

W.  L. 


XI. 

Die  Zollix>litik  der  ÖBterreiohiBoh-imgarlsclien  Monarchie  von  1860 

bis  zur  Gegenwart  von  Dr.  Alexander  Matlekovits. 

Budapest  1877,  Pranklin-Verein.     400  SS. 

Wenn  die  Männer,  welche  bei  den  staatswirthschafüichen  Aktionen 
thätig  sind,  auch  stets  die  Müsse  hätten  oder  die  Neigung  verspürten,  die 
gemachten  Erfahrungen  und  das  Ergebniss  der  Prüfung  des  Materials,  zu 
welcher  sie  ihre  Thätigkeit  nöthigt,  kompendiarisch  im  Druck  zu  veröf- 
fentlichen, so  würde  damit  sowohl  den  Publizisten  wie  den  Interessenten 
ein  wesentlicher  Dienst  geleistet  sein.  Namentlich  würde  die  Presse  sidi 
viele  Mühe  und  manche  Irrthümer  ersparen  und  Tausende  von  Zentnern 
Löschpapier  könnten  verschont  bleiben  oder  mit  nützlicheren  Dingen  be- 
druckt werden  als  mit  Konjekturen  und  schlecht  informirten  Baisonnements. 

Eine  dieser  Arbeiten,  wie  wir  sie  uns  denken,  ist  das  vorliegende 
Buch,  welches  einen  Oktavband  mit  ca.  400  Seiten  umfasst.  Der  Ver- 
fasser, im  ungarischen  Ministerium  als  Eeferent  für  Handelspolitik  ver- 
wendet, sah  sich,  wie  er  im  Vorwort  selbst  erzählt,  genöthigt,  die  Zoll- 
politik der  Monarchie  in  ihren  Einzelheiten  zu  ergründen,  um  jede  ein- 
zelne Erscheinung  und  Phase  der  Entwicklung  der  Handelspolitik,  wie  sie 
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sich  seit  der  Aufhebung  der  Zollschranken  zwischen  Oesterreich  und  Un- 
garn im  Jahr  1851  entwickelt  hat,  genauer  kennen  und  richtig  beurthei- 
len  zu  lernen.  Durch  diese  Studien  ist  der  Verfasser  in  den  Besitz  von 
so  reichem  Material  gelangt,  wie  es  gesammelt  in  anderen  Werken  nicht 
zu  finden  ist.  Es  muss  demselben  zum  grossen  Verdienst  angerechnet 
werden,  dass  er  die  Hauptergebnisse  seiner  Untersuchungen  dem  Publikum 
in  kompendiöser  Form  darbietet.  Das  Werk  zerfallt  dem  Wesen  nach  in 
zwei  Theile.  Im  ersten  Theil  wird  die  Geschieht«  der  Zollpolitik  von 
1851  bis  in  die  neueste  Zeit  geschildert  und  im  zweiten  das  Material  der 
yerschiedeuen  Tarifpositionen,  sowie  der  Ziffer  des  auswärtigen  Handels 
der  botreffenden  Waaren  gegeben.  Wir  lernen  im  ersten  Theil  den  Ur- 
sprung der  einzigen  segensreichen  Schöpfung  erkennen,  welche  der  Epoche 
des  zentralisirten  Absolutismus  zu  yerdanken  ist  —  das  gemeinsame  Zoll- 
gebiet, sowie  das  Wesen  des  Zolltarifs  yom  Jahr  1851  und  von  1853. 
Wir  werden  unterrichtet  über  den  Inhalt  des  österreichisch- preussischen 
ZoUyertrags  yon  1853,  des  österreichisch-deutschen  Zoll-  und  Handelsyer- 
trags  yon  1865,  sowie  über  die  Bestrebungen  Oesterreichs  gegenüber  dem 
deutschen  Zollyerein.  Die  ganze  Epoche  der  Handelsyerträge  rollt  in  der 
Gestalt  der  Unterhandlungen  und  Abmachungen  in  den  yerschiedeuen  Staa- 
ten Europa's,  Amerika's  und  Asiens  an  uns  yorüber.  Wir  erhalten  nähe- 
ren Einblick  in  die  Bestrebungen  Frankreichs,  Italiens  und  der  Türkei 
auf  handelspolitischem  und  wirthschaftlichem  Gebiete,  bis  wir  endlich  an 
der  Kündigung  des  österreichisch-ungarischen  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
anlangen  und  damit  Aufschluss  über  die  Bestrebungen  der  Gegenwart  er- 
halten. Der  Verfasser  nennt  diese  ganze  Epoche,  welche  mit  der  Kün- 
digung des  österreichisch-ungarischen  Zoll-  und  Handelsbündnisses  zu  Ende 
geht,  eine  solche,  deren  Hauptmerkmal  der  Freihandel  war.  Der  Kern 
der  zwischen  den  beiden  Regierungen  zu  Stande  gekommenen  Grundlagen 
für  das  neue  Zoll-  und  Handelsbündniss  bürgt  dem  Verfasser,  weil  darin 
den  Schutzzöllnern  Zugeständnisse  gemacht  worden  sind,  die  Zukunft  einer 
neuen  Epoche.  Ob  dieselbe  dem  yolkswirthschaftlichen  Wohlstand  in  bei- 
den Theilen  der  Monarchie  zum  Segen  gereichen  werde,  ist  eine  Frage, 
deren  Beantwortung  erst  yon  der  Entwicklung  der  Zukunft  übernommen 
werden  könne. 

Das  ganze  Werk  ist  zu  substantiell,  als  dass  sich  in  dem  uns  zuge- 
messenen Raum  eine  genaue  Analyse  desselben  geben  Hesse.  Wir  wollen 
daher  nur  einige  charakteristische  Stellen  heryorhebeu,  wo  yon  den  Be- 
strebungen die  Rede  ist,  in  welchen  Oesterreich  mit  Preussen  um  die  He- 
gemonie in  Deutschland  riyalisirte,  insbesondere  yon  dem  Streben  zur 
Erweiterung  des  Zollyereins,  bei  dessen  Gründung  Metternich  durch  die 
Isolirung  Oesterreichs  einen  nicht  wieder  gut  zu  machenden  politischen 
Fehler  begangen  hatte.     Auf  Seite  56  heisst  es: 

„Der  preussisch-österreichische  Handels-  und  ZoUyertrag  yom  19.  Fe- 
bruar 1853  hatte  eigentlich  keinen  andern  Zweck,  als  die  yoUständige 
Zolleinheit  zwischen  Oesterreich  und  Deutschland  yorzubereiten.  Diesem 
Endziele  entsprechend  war  es  bedungen  worden,  dass  Oesterreich  das 
preussische  Zollyerfahren  acceptire,  dass  die  einander  gegenüberliegenden 
Grenzzollämter   beider  Staaten    yereinigt  (zusammengelegt)    werden,    dass 
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nach  Abschluss  des  Yeitrages  Eomites  zusammentreten  sollten,  um  Yor- 
schlage  betreffs  grösserer  Zollerlei chteran gen  auszuarbeiten  und  dass 
schliesslich  im  Jahre  1860  behufs  Festsetzung  der  Modalitäten  der  gänz- 
lichen Zolleinigung  wiederum  Zollkonferenzen  abgehalten  werden  sollten. 
Während  Oesterreich  Alles  that,  um  seinen  yertragsmässigen  Verpflich- 
tungen nachzukommen,  feihndete  Preussen  nach  jeder  Gelegenheit,  um  die 
Österreichischerseits  in  Ansehung  Deutschlands  genährten  Hoffnungen  zn 
vereiteln.  Preussen  benutzte  die  geringste  Formalität,  um  den  österrei- 
chischen Einfluss  in  Deutschland  nicht  aufkommen  zu  lassen  und  wollte 
auf  keinerlei  Weise  dulden,  dass  seine  auf  yolkswirthschafUichem  Gebiete 
und  zumal  im  Zollwesen  bis  dahin  erlangte  Superiorität  durch  Oesterreich 
in  welch'  immer  Hinsicht  beeinträchtigt  werde.  Oesterreich  beeilte  sieb 
mit  der  gewissenhaften  Reform  der  Zollmanipulation;  es  entsendet  zu 
den  Grenzzollämtern  tüchtige  aus  dem  Eonzeptspersonale  des  Finanzmini- 
steriums gewählte  Kräfte;  es  erbietet  bereitwilligst  seine  Grenzzollämter 
als  Lokalitäten  für  die  zusammengelegten  Zollämter  an,  —  doch  Preussen 
stellt  kein  einziges  grösseres  Amt  auf  österreichisches  Gebiet  und  gibt  hie- 
mit  seiner  AufiEassung  Ausdruck,  dass  Oesterreich  nicht  jenes  Gebiet  sei, 
auf  welchem  ein  deutsches  Zollamt  zweckmässig  erscheint,  das  heisst,  dass 
Oesterreich  nicht  Deutschland  wird,  so  lange  dies  Preussen  hindern  kann." 

In  einem  andern  Kapitel  über  den  Schluss  der  deutschen  Grossmacht- 
bestrebungen  heisst  es  unter  Anderem: 

„In  Angelegenheiten  der  Zollpolitik  ging  das  Bestreben  der  österrei- 
chischen Staatsmänner  hauptsächlich  dahin,  Oesterreichs  politische  Macht 
in  Deutschland  zu  heben  und  zu  stärken,  —  Preussens  Macht  dagegen 
nach  Möglichkeit  zu  brechen.  Ganz  dieselben  Bestrebung^  sehen  wir 
gleichzeitig  yon  preussischer  Seite  zur  Geltung  gelangen.  Schon  glaubte 
Oesterreich  seine  Hoffnungen  durch  den  Vertrag  vom  Jahre  1853  gesi- 
chert; allein  in  Folge  der  preussischen  Intriguen  blieben  selbst  die  inter- 
national statuirten  Rechte  unberücksichtigt.  Preussen  dachte  bei  der  am 
29.  März  1862  erfolgten  Zeichnung  des  französisch-preussischen  Vertrages, 
Oesterreich  aus  Deutschland  gänzlich  ausgeschlossen  zu  haben;  da  hatte 
wiederum  Oesterreich  in  Deutschland  eine  Bewegung  hervorgerufen,  wel- 
che den  Bestand  des  Zollvereins  und  damit  natürlich  auch  den  grossen 
Einfluss  Preassens  in  Frage  zu  stellen  geeignet  war.  Um  die  deutsche 
Einheit  herzustellen  und  seinen  Einfluss  zu  sichern,  beruft  Oesterreich 
einen  Fürstenkongress  nach  Frankfurt  am  13.  Juli  1863,  in  der  Erwar- 
tung, es  werde  sich  durch  die  persönliche  Berührung  der  deutschen  Für- 
sten in  der  seit  so  langer  Zeit  verwirrten  deutschen  Frage  endlich  einmal 
ein  deflnitives  Resultat  erzielen  und  der  Einfluss  des  Habsburger  Hauses 
für  künftighin  sichern  und  stabilisiren  lassen;  —  allein  Preussen  vereitelte 
vollständig  das  Resultat  des  Fürstenkongresses.  Für  eine  Weile  sehen  wir 
dann  die  beiden  Mächte  scheinbar  ausgesöhnt.  Im  Handels  vertrage  von 
1865  erreichte  zwar  Oesterreich  seine  Absicht,  mit  Deutschland  sich  zn 
vereinigen,  nicht,  —  dagegen  war  Preussen  immerhin  genöthigt,  einen 
Passus  in  den  Vertrag  aufzunehmen,  welcher  zum  mindesten  principiell 
die  Möglichkeit  einer  dereinstigen  Vereinigung  und  das  Motivirtsein  einer 
derartigen  Bestrebung  aufrecht  erhielt" 
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Nach  einem  kurzen  Rückblick  auf  die  Ereignisse  des  Jahres  1866 
fahrt  sodann  der  Verfasser  fort: 

yySomit  war  Oesterreich  gänzlich  von  dem  Ziele  verdrängt,  welches 
es  lange  Jahre  hindurch  in  Deutschland  mit  unermüdlicher  Dauer  verfolgt 
hat.  Selbst  die  HofiPnung  einer  Zolleinheit  mit  Deutschland  war  definitiv 
vernichtet  und  der  Artikel  ZIII  des  Frager  Friedens  hebt  in  dieser  Be- 
ziehung deutlich  hervor,  dass  die  zwischen  Oesterreich  und  Deutschland 
vor  dem  Kriege  geschlossenen  Verträge  aufrecht  erhalten  bleiben,  jedoch 
nur  insofern ,  als  dieselben  in  Folge  der  Auflösung  des  deutschen  Staaten- 
bundes nicht  natürlicherweise  ihre  Wirksamkeit  verlieren.  Unter  Einem 
wurde  die  Vereinbarung  getrofiPen,  dass  der  Handelsvertrag  vom  11.  April 
1865  einer  Revision  unterzogen  werden  wird;  vorläufig  galt  der  Vertrag 
als  aufrecht  erhalten,  jedoch  in  der  Weise,  dass  jede  der  kontrahirenden 
Parteien  diesen  Vertrag  nach  sechsmonatlicher  Kündigungsfrist  ausser  Kraft 
setzen  kann.  —  Der  Krieg  vom  Jahre  1866  hatte  auch  in  einer  anderen 
Richtung  eine  Wendung  in  der  Zollpolitik  zur  Folge.  Diesem  Kriege  ist 
besonders  der  Ausgleich  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn,  respektive  die 
Anerkennung  und  Wiedereinsetzung  der  Konstitution  Ungarns  zu  verdan- 
ken. Die  leitenden  Staatsmänner  Oesterreichs  kamen  endlich  zur  Einsicht, 
dass,  so  lange  als  Ungarn  unzufrieden  bleibt,  ein  gesundes  Fortgedeihen 
der  Monarchie  nicht  erreicht  werden  kann,  und  somit  entschloss  man  sich 
endlich,  die  Nation  auszusöhnen.  Da  kam  der  politische  Ausgleich  Oester- 
reichs mit  Ungarn  im  Jahre  1867  zu  Stande,  ein  Ausgleich,  welcher  auch 
bezüglich  der  Handelsangelegenheiten  bedeutende  Modifikationen  nach  sich 
zog.  Der  im  XII.  Gesetzesartikel  vom  Jahre  1867  enthaltene  Ausgleich 
regelt  Ungarns  Selbständigkeit  und  Selbstbestimmungsrecht  auf  Grund  der 
pragmatischen  Sanktion,  bestimmt  ferner  jene  Angelegenheiten,  welche 
mit  den  österreichischen  Provinzen  gemeinsam  sein  sollen  und  für  welche 
daher  gemeinsame  Regperungsorgane  nöthig  sind.  Dies  Gesetz  nennt  weiter 
jene  Angelegenheiten,  welche  aus  Zweckmässigkeitsgründen  nach  gleich- 
artigen Prinzipien  zu  behandeln  sind.  Für  aUes  Uebrige  blieb  der  unga- 
rischen Regierung  das  unabhängige  Recht  der  Selbstbestimmung  u.  s.  w." 

Wir  beschränken  uns  auf  diese  wenigen  Notizen  und  fügen  nur  noch 
hinzu,  dass  das  Werk  alle  wesentlichen  Daten  in  ihrem  Kern  und  in  kla- 
rer Sprache  wiedergibt  und  erläutert,  und  daher  nicht  bloss  eine  Fülle 
von  Aufklärungen  bietet,  sondern  auch  als  schätzbares  Naohschlagebuch 
dienen  kann. 

M.  W. 


XII. 
Die  StaatsrentenBohxQd  in  Frankreich.  —   Ein  Beitrag  zur  Geschichte 
des  Staatskredits.     I.  Ursprung  und  historische  Entwiokelung   bis  auf 
Colbert.     Von  Dr.  Frhrn  von  Wolff.     Leipz.  b.  Joh.  Wilh.  Krüger. 
162  S.    80. 

Der  Verfasser  bezweckt,  aus  dieser  seiner  historischen  Darstellung 
die  Haltlosigkeit  der  Schlüsse  nachzuweisen,  welche  man  bisher  aus  der 
Geschichte  der  französischen  Staatsrenten  gezogen  habe.  Die  Veranlassung 
zu  dem  finanziellen  Ruin  Frankreichs  in  den  vorigen  Jahrhunderten  liege 
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nämlich  nicht  in  dem  Prinzip  einer  ewig  unkündbaren  Schuld;  vielmehr 
seien  die  Wirkungen  des  Rentenwesens  im  Allgemeinen  segenbringend (r) 
für  das  Land  gewesen. 

Ein  endgültiges  Urtheil  darüber,  wie  weit  dieser  Nachweis  gelungen, 
wird  uns  natürlich  erst  nach  dem  Erscheinen  des  zweiten  Theilcs  erlaubt 
sein,  wo  laut  Vorrede  die  Geschichte  der  französischen  Rente  bis  auf  die 
Neuzeit  fortgeführt  und  mit  den  theoretischen  Erörterungen  und  Eonse- 
quenzen des  Verfassers  abgeschlossen  werden  soll.  Indessen  gelangt  der- 
selbe schon  jetzt  zur  Fixirung  einiger  Resultate,  und  es  darf  ihm  zuge- 
geben werden,  dass  es  wirklich  stets  zum  kleinsten  Theile  die  rentes 
perpetuelles  waren,  die  die  französischen  Finanzkalamitäten  früherer  Zeiten 
verursacht  hatten.  (Hauptsächlich  mag  zu  diesbezüglichen  unrichtigen  An- 
sichten der  Umstand  beigetragen  haben,  dass  die  Wirkungen  des  Staats- 
bankerottes  naturgemäss  nirgends  so  fühlbar  und  abschreckend  zu  Tage 
traten,  als  in  der  Rentenschuld,  durch  Sistirung  der  Rentenzahlungen.) 

Die  ersten  Schulden  waren  Privatschulden  der  Monarchen,  und  be- 
standen aus  Anleihen,  für  die  entweder  ein  Rückzahlungstermin  Ton  vorn- 
herein ausgemacht  war,  oder  sich  aus  dem  persönlichen  Charakter  der 
Obligationen  von  selbst  ergab.  Die  eigentlichen  rentes  perpetuelles  be- 
ginnen erst  mit  den  rentes  sur  Vhotel  de  ville,  deren  erste  Emission  nach 
dem  Verfasser  in  das  Jahr  1522  fallt,  kurz  nach  dem  Verluste  Mailands^ 
wo  der  König  grössere  Summen  zu  Kriegszwecken  brauchte.  Auf  An- 
rathen  Duprats  veräusserte  man  die  betr.  Einkunftsquellen  (Marktzölle  für 
Schlachtvieh  und  einen  Theil  der  Getränkesteuer)  an  den  Pariser  Magistrat, 
welcher  die  Renten  an  freiwillig  sich  Meldende  verkaufen  und  aus  den 
ihm  zugewiesenen  Quellen  verzinsen  sollte.  Diese  rentes  sur  Thötel  de 
ville  de  Paris,  die  in  der  Geschichte  der  französischen  Rente  die  hervor- 
ragendste Rolle  spielten ,  unterschieden  sich  von  den  rentes  sur  Thotel  de 
ville  anderer  Städte  nur  dadurch,  dass  sie  Renten  der  Stadt  Paris  waren, 
und  als  solche,  aus  politischen  Gründen,  sich  einer  etwas  rücksichtsvol- 
leren Behandlung  seitens  der  Regierung,  resp.  der  Könige,  zu  erfreuen 
hatten.  Ihr  Betrag  belief  sich  meist  nur  auf  ein  Drittel  oder  weniger,  in 
den  seltensten  Fällen  auf  die  Hälfte  der  gesammten  Staataschuld ,  und 
waren  nach  dem  Verfasser  als  Rentenschuld  den  verschiedenen  anderen 
Schulden  insoweit  vorzuziehen «  als  ihr  Zinsfuss  fast  immer  in  annähernd 
richtigem  Verhältniss  zum  Risiko  der  Kapitalisten  stand,  und  um  die 
Hälfte  oder  ein  Drittel  niedriger  war  als  der  anderer  Anleihen,  während 
ihre  Organisation  und  Kontrole  relativ  noch  die  beste  war.  Der  Umstand, 
dass  sie,  als  ewige  Renten,  vom  jeweiligen  Grade  des  Staatskredits  weit 
empfindlicher  beeinflusst  wurden,  als  Antizipationen  u.  s.  w.,  Hess  sie  in 
jenen  Zeiten  zerrütteter  Staatsfinanzon  nie  über  einen  relativ  massigen 
Betrag  anwachsen.  Da  sie  auch  grossentheils  das  Kapital  der  kleinen  Leute 
vcrinteressirten,  pflanzten  sie  Beziehungen  zwischen  Volk  und  Regierung, 
indem  die  Menge  dergestalt  auch  ein  direkt  materielles  Interesse  an 
dem  Gang  der  Politik  gewinnen  und  so  ein  heilsames  Gegengewicht  gegen 
die  finanziellen  Ausschreitungen  der  Regierung  bilden  musste.  —  Dem 
ist  übrigens  entgegenzuhalten,  dass  der  gleiche  Umstand  in  einer  andern 
Beziehung  weit  gefährlicher  wird,  als  er  hierin  vortheilhaft  ist,  da  beim 
Staatsbankerott   durch   die   Rente  vorzüglich  auch  der  Arbeitnuann  and 
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kleine  Bürger  getroffen  wird,  während  die  übrigen  Arten  von  Anleihen 
meist  Kreise  berühren,  in  welchen  solche  Verluste  leichter  rerschmerzt 
und  nachgeholt  werden.  —  Die  Hauptschuld  des  damaligen  finanziellen 
Ruins  Frankreichs  ist  mit  dem  Verfasser  allerdings  theils  in  den  mangel- 
haften volkswirthschaftlichen  Kenntnissen ,  vor  Allem  aber  in  der  willkür- 
lichen uud  betrügerischen  Leitung  der  Staatsfinanzen  zu  suchen,  wie  sie 
die  Zeit  eines  Bichelieu,  Mazarin  und  Fouquet  erlebte.  — 

Die  Frage,  warum  der  Kentenkauf  in  Deutschland  fast  gänzlich  er- 
losch, während  er  in  Frankreich  so  bedeutend  an  Umfang  gewann,  sucht 
der  Verfa&ser  nach  zwei  Eichtungen  zu  beantworten.  Krstlich  mochte  es 
in  Frankreich  die  grössere  Zentralisation  und  die  damit  verbundene  grössere 
Territorialmacht  gewesen  sein,  welche  den  Königen  von  Frankreich  mehr 
Kredit,  und  namentlich  auch  Kredit  auf  längere  Dauer  verschaffte,  wäh- 
rend Deutschlands  Zersplitterung  die  gegentheilige  Folge  bewirken  musste. 
Ein  zweiter  Faktor  dürfte  der  Protestantismus  sein,  der  in  seinem  Streben, 
mit  allen  katholischen  Traditionen  zu  brechen,  im  Eentenkauf  eine  spe- 
zifisch kanonisch-rechtliche  Einrichtung  erblicken  und  als  solche  bekämpfen 
mochte,  womit  es  auch  erklärt  sein  würde,  dass  die  wenigen  Ueberreste 
von  privatem  Eentenkauf,  die  sich  in  Deutschland  erhalten,  fast  aus- 
schliesslich in  katholischen  Ländern ,  wie  z.  B.  in  Bayern  der  Eenten- 
und  Gültkauf,  zu  finden  sind.  — 

Dem  Verfasser  schliesslich  unsern  Dank  für  seine  tüchtige,  namentlich 
als  Beitrag  zur  Geschichte  der  Staatsschulden  verdienstliche  und  empfeh- 
lenswerthe  Arbeit.  —  A.  E. 

XIIL 

Beport  of  the  Commissioner  of  Internal  Bevenue. 

For  the  fiscal  year  1875.  Washington  1875.   255  SS. 

Die  grosse  Bedeutung  der  Berichte  der  Eegierung  von  Washington, 
von  denen  wir  in  früheren  Jahrgängen  dieser  Jahrbücher  mehrere  voll- 
ständig mitgetheilt  haben,  liegt  bekanntlich  nicht  nur  darin,  dass  sie  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  National- 
lebens darstellen,  sondern  auch  darin,  dass  sie  fast  die  alleinigen  Quellen 
sind,  woraus  man  die  Motive  erfiahren  kann,  die  zu  der  bestehenden  Form 
irgend  eines  besonderen  Gesetzes  geführt  haben.  Denn  von  einer  wissen- 
schaftlichen Darlegung  der  Gründe  neuer  staatlicher  Einrichtungen  und 
Gesetze  in  besondem  Schriften  wie  es  in  Deutschland  so  allgemein  ist, 
ist  in  Amerika  gar  keine  Eede. 

Der  vorliegende  Bericht,  woraus  wir  das  Folgende  entnehmen,  ent- 
hält ausser  den  gewöhnlichen  Tabellen  eine  kurze  Besprechung  des  Steuer- 
systems der  Unionsregierung  und  eine  Uebersicht  der  Ergebnisse  dessel- 
ben in  den  letzten  13  Jahren. 

Wie  allgemein  bekannt  ist,  bestehen  die  Hauptquellen  des  Einkom- 
mens der  Unionsregiemng  aus  den  Zöllen  und  den  innem  indirekten  Steuern. 
Die  letzteren  sind  wie  gewöhnlich  auf  gewisse  in  den  Ver.-Staat.  hervor- 
gebrachte Waaren  aui^^elegt,  die  in  grossen  Quantitäten  konsumirt  und 
doch  keine  Lebensbedürfnisse  sind,  wie  Spirituosen,  Tabak  u.  s.  w. 

Ausser  den  Zöllen  sind  stets  nur  auf  die  drei  hauptsächlichsten  Krieg« 
der  Ver.-Staat.  besondere  SteaeraufUgen  gefolgt,    vrz.  den  Unabhängig* 
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keitskrieg,  den  Krieg  von  1812  und  den  Bürgerkrieg  in  den  sechzigar 
Jahren.  Diese  Formen  der  Besteuerung  sind  niemals  mit  günstigen  Augen 
Yon  dem  Volke  angesehen  und  mit  der  Ausnahme  der  bestehenden  Steuern 
haben  sie  ihren  Platz  niemals  lange  behaupten  können.  Die  erste  innere 
Steuer  war  eine  Getrankesteuer ,  die  im  Jahre  1791  yon  Alexander  Ha- 
milton eingeführt  wurde.  Auf  ihre  Einführung  folgte  eine  Empörung  in 
Pennsylvania  (die  sog.  Whisky-Insurrektion),  die  aber  bald  unterdrückt 
wurde,  und  die  Regierung  schritt  auf  dem  einmal  eingeschlagenen  Wege 
weiter  fort,  indem  sie  ein  ausgedehntes  System  der  inneren  Besteuerung 
ausbildete,  das  aber  beim  Eintritt  JefiPersons  ins  Präsidenten- Amt  yöUig 
aufgehoben  wurde.  Das  1813  eingeführte  System  dauerte  bis  1817,  wo 
es  dem  unvernünftigen  Vorurtheil  des  Volkes  gegen  diese  Art  der  Besteue- 
rung gleichfalls  geopfert  wurde. 

Das  jetzige  System  stammt  aus  dem  Jahre  1862,  wo  die  Eegierung 
neue  Steuern  einführen  musste,  um  die  Geldmittel  zu  beschaffen,  die  zur 
weiteren  Fortführung  des  Bürgerkrieges  unbedingt  nothwendig  waren.  £s 
trat  ins  Leben  am  1.  Juli  1862,  also  am  ersten  Tage  des  Finanzjahres 
1 863.  Es  umfasste  eine  allgemeine  Erwerbssteuer,  Abgaben  von  den  Brutto- 
einnahmen sowohl  wie  von  Dividenden  resp.  Einkommen  der  Privatper- 
sonen wie  Handels-Gesellschafteu,  Stempelsteuern,  Erbschaftssteuern  u.  s.  w. 
und  die  mannigfiachsten  indirekten  Auflagen;  ein  so  komplizirtes  Steuer- 
system, dass  es  würdig  den  europäischen  vor  hundert  Jahren  an  die  Seite 
gestellt  werden  kann.  Die  Steuern  berührten  fast  jeden  Zweig  der  In- 
dustrie und  überhaupt  fast  jede  wirthschaftliche  Thatigkeit  Die  Wiege 
wie  der  Sarg,  das  Wickelzeug  des  neugebornen  Kindes  wie  das  Leichen- 
tuch des  Gestorbenen  zusammen  mit  all  den  von  den  Lebenden  gebrauch- 
ten Artikeln  waren  alle  gleich  der  Besteuerung  unterworfen. 

Aus  den  verschiedenen  Quellen,  die  dieses  System  eröffnete,  erhielt 
die  Eegierung  in  einem  einzelnen  Jahr  (1866)  310,906,984  Dollars,  und 
in  demselben  Jahr  von  den  Zöllen  180,000,000  Dollars  oder  zusammen 
490,906,984  Dollars,  was  für  jedes  Lidividuum  14  Dollars  ausmachte.  Von 
1862—1875  wurden  im  Ganzen  2,086,540,703  Dollars  unter  diesem  Sy- 
stem erhoben.  Der  wirkliche  Betrag  der  Einnahmen  verschiedener  Art 
von  1861 — 1874,  die  zur  Unterstützung  der  XJnionsregierung  allein  be- 
stimmt waren,  ist  in  der  folgenden  Tabelle  dargestellt 
Quellen  Dollars 

Zölle  1,973,710,367 

Innere  Steuern  1,956,323,725 

Direkte  Steuern  14,810,189 

Andere  Quellen  450,794,059 

4,895,638,340. 
Seit  1866  ist  fortdauernd  eine  Abschaffung  der  bedrüokendsten  Steuern 
oder  wenigstens  derjenigen,  worüber  das  Volk  sich  am  meisten  beklagte, 
angestrebt  und  in  der  Hauptsache  erreicht.  Die  Steuern  beschränken  sich 
jetzt  auf  Getränkesteuem ,  Tabaksteuern,  einige  jene  ergänzende  Steuern, 
welche  die  Gewerbe  belasten,  die  sich  mit  Getränken  und  Tabak  abgeben, 
und  Steuern  auf  Gheques,  Depositen  und  Banken,  abgesehen  von  einzelnen 
weiteren  unbedeutenden,  z.  B.  auf  die  Privatbanken.  Die  folgende  Tabelle 
stellt  die  Beträge  der  inneren  Steuern  von  1863 — 75  dar. 
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Jahre 

Summe  in  Dollars 

Jahre 

Summe  in  Dollars 

Jahre     Summe  in  Dollars 

1868 

41,003,192 

1868 

191,180,564 

1873        114,075,456 

1864 

117,145,748 

1869 

160,039,344 

1874        102,644,746 

1865 

211,129,529 

1870 

185,235,867 

1875        110,545,153 

1866 

810,906,984 

1871 

144,011,176 

Zusätze           981,517 

1867 

265,920,474 

1872 

131,770,946 

Summa  2,086,590,703. 

Die  sog.  Whisky-Frauds ,  die  bekanntlich  kolossale  Dimensionen  an- 
genommen haben,  sind  in  der  vorliegenden  Schrift  einer  kurzen  Bespre- 
chung unterworfen,  und  die  Art  und  Weise  der  Erhebung  der  Getränke- 
steuern und  die  Maassregeln  gegen  Defraudationen,  und  wie  trotzdem  solche 
Defraudationen  vorgekommen  sind,  kurz  erklärt. 

Der  Gommissioner  glaubt  seine  Behauptung  gerechtfertigt  zu  sehen, 
wenn  er  das  Stempelsystem,  wonach  fast  alle  inneren  Steuern  erhoben  wer- 
den, als  das  unbedingt  Beste  konnzeichnet  und  sagt,  dass  unter  dem  Sy- 
stem Defraudationen  ohne  ein  heimliches  Einverständniss  mit  den  Beam- 
ten gar  nicht  vorkommen  können. 

Um  das  Letztere  zu  vermeiden,  räth  er,  dass  grössere  Strafen  auf 
solche  Vergehen  gelegt  werden  sollen. 

Wie  ausgedehnt  solche  Defraudationen  waren,  kann  man  daraus  er- 
sehen, dass  im  Finanzjahre  1875  24  Brennereien  und  37  Eectifyinghäuser 
konfiscirt  wurden,  und  dass  mehr  als  50  höhere  und  niedere  Steuerbeamte 
an  diesen  Defraudationen  Theil  nahmen.  Die  Eegierung  selbst  verlor  durch 
diese  Fraudationen  innerhalb  10  Monaten  nicht  weniger  als  1,650,000 
Dollars. 

Die  zwei  Hauptquellen  des  Einkommens  von  den  inneren  Steaern 
sind  selbstverständlich  die  Getränke-  und  Tabaksteuern. 

Die  folgende  Tabelle   enthält  die  Einnahmen  von  der  Steuer  auf  de- 
stillirte  Getränke   für  jedes  Jahr  von  1863 — 75  sowohl   als   die  verschie- 
denen Steuersätze. 
Finan^ahr  Sati  Betrag  in  Dollars 

1863     20  Cents  pro  Gallon 5,176,530 

1864 30,829,149 

1865     150  Cents,  vom  Dez.  1864  an  200  Cents  pro  Gallon    18,731,422 

1866 33,268,171 

1867 33,542,951 

1868 18,655,630 

1869     50  Cents  pro  Gallon       . 45,071,230 

1870 65,606,094 

1871 46,281,848 

1872 49,475,516 

1873     70  Cents  pro  Gallon 52,099,371 

1874 49,444,089 

1876 52,081,991 

1876     90  Cents  pro  Gallon 

Summa     489,763,999. 
Man  beachte,  dass  im  Jahre  1869  mit  einem  Steuersatz,  dei^  nur  ein 
Viertel  desjenigen  von  1868  war,  mehr  als  zweimal  so  viel  erhoben  wurde. 
Niemand  in  den  Yer.-Staat.  zweifelt  daran,  dass  eben  so  viel  fi&brizirt 
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und  konsumirt  wurde  im  Jahre  1868  wie  im  Jahre  1869.  Der  einzige 
Unterschied  war,  dass  es  mit  einem  Satz  von  zwei  Dollars  pro  Gallon  sehr 
lohnend  war,  eine  ausgedehnte  Defraudation  vorzunehmen,  was  bei  einem 
Satz  von  50  Cents  pro  Gallon  nicht  der  Fall  war. 

Neben  der  Getränkesteuer  steht  die  Tabaksteuer.  In  der  folgenden 
Tabelle  sind  die  jährlichen  Einnahmen  von  dieser  Steuer  und  die  durch- 
schnittlichen Steuersätze  pro  englisches  Pfund  auf  Tabak  verschiedener 
Art  enthalten  —  Cigarren  ausgenommen. 


Finan^'ahr 

Sats  pro  en 

gl.  Pfund     Betrag  in  Dollars 

1863 

10,96  Cents               2,613,438 

1864 

11,35 

7,327,618 

1865 

22,08 

„                    8,300,372 

1866 

34,77 

„                  13,038,095 

1867 

33,68 

„                  16,043,842 

1868 

33,56 

15,692,415 

1869 

27,01 

„                  17,371,063 

1870 

26,91 

24,300,483 

1871 

26,87 

„                  25,560,639 

1872 

25,81 

•  24,570,775 

1878 

20,38 

„                  23,397,858 

1874 

20,36 

21,938,955 

1875 

21,10 

25,200,759. 

Die  Einnahmen  aus 

der  Cigarrensteuer  gestalten  sich  folgendermaasse 

Dollars 

Dollars 

Dollars 

1863 

476,589 

1868 

2,951,675 

1873        8,940,391 

1864 

1,255,424 

1869 

4,960,952 

1874        9,333,592 

1865 

8,087,421 

1870 

5,718,780 

1875      10,205,827 

1866 

3,476,236 

1871 

6,598,173 

1867 

3,661,984 

1872 

7,566,156 

Vor  1869  waren  die  Sätze  auf  Cigarren  theilweise  ad  valorem,  aber 
von  1869  an  sind  alle  specifisch  und  durch  Stempel  erhoben. 

Der  Commissioner  sagt,  dass  die  Erfahrung  der  Verein.  Staat,  lehrt 
1.  dass  die  richtigen  Tabaksteuern  specifisch  und  gleichförmig  sein,  vermit- 
telst Stempels  erhoben  werden  müssen,  und  zwischen  den  in  den  Gesetzen 
zu  verschiedenen  Zeiten  vorkommenden  extremen  Steuersätzen  liegen,  und 
dass  die  jetzige  durchschnittliche  Taxe  von  24  Cents  pro  engl.  Pfimd  die 
wahre  Pinanztaxe  ist,  indem  einerseits  eine  Verminderung  derselben  keine 
vergrösserte  Konsumtion  nach  sich  ziehen  würde,  während  anderseits  eine 
Vermehrung  derselben  nur  Anlass  zu  Defraudationen  geben  würde. 

Der  Commissioner  giebt  an,  dass  von  den  Tabakkonsumenten  ('/^  der 
erwachsenen  Männer)  15  engl.  Pfund  Tabak  und  246  Cigarren  pro  Kopf 
alle  Jahre  verbraucht  werden. 

Die  gesammten  von  Tabak  und  Cigarren  erhobenen  Steuern  beliefen 
sich  von  1862—75  auf  293,589,425  Dollars. 

Als  die  dritte  bedeutendste  von  den  bestehenden  Steuern  kommt  die 
Steuer  auf  gegohrene  Getränke,  die  jetzt  verhältnissmässig  viel  bedeuten- 
der ist  als  früher.  Die  Einnahmen  von  derselben  seit  1863  gestalten  sieh 
f olgendermaassen : 
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Finan^ahr 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 


Dollars 
1,628,933 
2,290,009 
3,734,928 
5,220,552 
6,057,500 


Finan^ahr 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 


Dollars 
5,955,868 
6,099,879 
6,319,126 
7,389,501 
8,258,498 


Finansjahr 

1873 

1874 

1875 

Summa  80,728,421. 


Dollars 
9,324,937 
9,304,679 
9,144,004 


Die  näohstbedeutendste  ist  die  Stempelsteaer,  die  früher  viel  bedeu- 
tender war  als  jetzt  und  durch  welche  in  den  Jahren  von  1863 — 75 
152,070,120  Dollars  erhoben  wurden. 

Die  Einnahmen  für  die  einzelnen  Jahre  sind  in  der  folgenden  Ta- 
belle dargestellt: 


Finanzjahr 

Dollars 

Finanzjahr 

1863 

4,140,175 

1868 

1864 

5,894,945 

1869 

1865 

11,162,392 

1870 

1866 

15,044,373 

1871 

1867 

16,094,718 

1872 

Dollars 

7,702,376 

6,136,844 

6,557,229 

152,070,120. 


Dollars  Finanijahr 

14,852,252  1873 

16,420,710  1874 

16,544,043  1875 

15,342,739  Summa  " 

16,177,320 
Fünftens  kommt  die  Steuer  auf  Banken  und  Banquiers,  wodurch  in 
den  13  Jahren  39,891,935  Dollars  erhoben  wurden.  Die  Steuern  auf  die 
Nationalbanken  sind  nicht  eingerechnet 

Im  Finanzjahre  1875  wurden  1,484,648  Dollars  an  Strafe  wegen  Ver- 
letzung des  Besteuerungsgesetzes  eingezogen. 

Die  sechste  Tabelle,  die  dem  Berichte  hinzugefügt  ist,  enthält  eine 
Darstellung  der  Verhältnisse,  die  die  Einnahmen  von  den  einzelnen  Steuern 
zu  den  gesammten  Einnahmen  haben,  deren  XJebersioht  wir  hier  anführen. 


Einnahmen  von 

1864 
•/o 

1865 

1866 

1867 

1868 

1869 

DestUUrten  Getrftnken 

Tabak      

Gegohrenen  Getrfinken 

Strafen 

Stempeln 

Banken  nnd  Banquiers 
Gegenständen,  die  früher 
besteuert  waren,  aber 
jetzt  frei  sind    .     .     . 

25,890 
7,884 
1,954 
0,165 
5,082 
2,422 

57,200 

8,872 
5,400 
1,769 
0,246 
5,286 
2,340 

76,085 

10,700 
5,817 
1,679 
0,867 
4,888 
1,114 

75,982 

12,618 
7,482 
2,277 
0,548 
6,052 
0,769 

70,804 

9,758 
9,797 
8,115 
0,657 
7,768 
0,976 

67,926 

28,162 

14,640 

8,811 

0,548 

10,260 

1,872 

41,204 

100,000 

100,000 

100,000 

100,000 

100,000 

100,000 

Einnahmen  von 


Destillirten  Getränken 

Tabak 

Gegohrenen  Getränken 

Strafen 

Stempeln 

Banken  nnd  Banquiers 
Gegenständen,  die  frtther 
besteuert  waren,  aber 
jetzt  frei  sind    .     .     . 


1870 


80,019 
16,924 
8,411 
0,446 
8,931 
1,680 


88,686 


1871 


82,137 

28,816 

5,181 

0,U2 

10,658 

2,580 


25,787 


1872 


87,546 

25,602 

6,267 

0,885 

12,276 

8,512 


14,459 


1878 


45,670 
80,148 
8,174 
0,404 
6,752 
8,805 


5,548 


1874 


48,170 
32,886 
9,064 
0,854 
5,978 
8,299 


0,745 


1875 


47,118 
88,745 
8,271 
0,254 
5,981 
8,706 


0,977 


100,000 


100,000   100,000   100,000   100,000  100,000 

J. 
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IV. 
Das  Boheisen-OeBOhäft  in  OroBsbritannien. 

Die  Art,  wie  in  England  und  Schottland  die  statisiisohen  Zahlen  für 
die  Produktion,  den  Konsum,  die  Preise  etc.  ermittelt  werden,  gestattet 
es,  sofort  am  Schluss  eines  jeden  Jahres  die  betreffenden  Besultate  festio- 
stellen,  und  so  sind  aach  jetzt  bereits  die  Angaben  fiir  das  Jahr  1876 
veröffentlicht  worden.  Das  giebt  uns  Veranlassung,  einen  Blick  auf  den 
Gang  des  Boheisen  -  Geschäftes  in  den  englisdien  und  schottischen  Eisen- 
Bezirken  zu  werfen  und  die  wichtigsten  Zahlen  in  nachstehenden  Tabel- 
len zusammenzustellen: 


Eng 

Produktion 

Vorrithe 

Jahres-Dorcluebnitt*- 

in  Prosen- 

in  Prozenten 

Pr.U 

Jahr 

ten  gegen 

gegen  das 

rar  No.  I  RoheiMü 

in  Tons 

das  Vorjahr 

in  Tons     |     Vorjahr 

p.  Ton 

1867 

1.147.900 



174.400 

_ 

49  ah.     —  d. 

1868 

1.233.418 

+    7,6 

152.900 

-     12,7 

48    „      —  „ 

1869 

1.459.508 

+  18,3 

115.600 

-     24,4 

49    „        6  „ 

'     1870 

1.695.877 

+  16,1 

117.345 

4-      1.5 

53    „        6  „ 

1871 

1.864.239 

+  11,1 

68.331 

—    41,8 

50    „      —  „ 

1872 

1.968.972 

+    4,4 

41.628 

—    39,1 

102    „         6  „ 

1873 

1.999.421 

+     1,6 

80.328 

+    93 

110    „        6  „ 

1874 

2.001.233 

+    0,1  . 

89.737 

+    10,4 

76     „        6  „ 

1875 

2.047.763 

+    2,3 

74.258 

-    17,8 

69    „         6  „ 

1876 

2.075.565 

+     1,4 

182.541 

+  146 

50    „         6  „ 

Schott 


Produktion 

Konsam  >) 

Vorrath  Ende  Dezbr. 

Jahres-Dorch- 

in  P^oi. 

in  Proz. 

in  Prozen- 

schnttts-PreU 

Jahr 

gegen  d. 

geg«n  d. 

dar  Warrants 

in  Tons 

Vogahr 

in  Tons 

Vorjahr 

in  Tons 

d.  Voijahr 

pro  Ton 

1865 

1.164.000 

— 

1.272.000 



652.000 

— 

54  sh.      9  d. 

1866 

994.000 

—  14,6 

1,136.000 

—  10,7 

510.000 

—    21,8 

60    „       5„ 

1867 

1.031.000 

+    3,8 

1.068.000 

— -    6 

473.000 

-      7,3 

53   „       6  „ 

1)  D.  h.  Verschiffungen   nach  fremden  LXndem   und  Verbrauch  in  Grossbritaanien. 
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Dos  schottische  Koheisen-Geschäft  zeigt  in  der  Periode  yon  1865 — 70 
wenig  Bewegung,  und  nur  das  Jahr  1866  tritt  durch  eine  beträchtliche 
Verminderung  der  Produktion  (es  waren  durchschnittlich  112  Hochöfen 
im  Betrieb  gegen  133  i.  J.  1865),  so  wie  durch  eine  fast  eben  so  grosse 
Abnahme  der  Nachfrage  hervor,  welchiB  in  den  politischen  YerhaltnisBen 
(vergl.  die  Verschiffungen  nach  Deutschland)  und  in  dem  geringeren  Kon- 
sum in  Grossbritannien  selbst  ihren  Grund  hat.  Die  Verminderung  der 
Produktion  hatte  schon  Ende  1865  ein  Steigen  des  Preises  auf  61  sh.  8  d. 
herrorgebracht,  welches  sich  bis  April  noch  fortsetzte  (auf  78  sh.  2  d.), 
dann  aber  durch  die  drohende  politische  Lage  so  heftig  unterbrochen 
wurde,  dass  der  Monats-Durchschnittspreis  im  Mai  wieder  57  sh.  war  und 
bis  Ende  des  Jahres  noch  um  einige  Schillinge  reduzirt  wurde.  —  Die 
Jahre  1867 — 8  zeigen  beide  eine  kleine  Zunahme  der  Produktion  und 
eine  geringe  Verminderung  des  Konsums,  in  Folge  dessen  auch  eine  Zu- 
nahme des  Vorrathes,  jedoch  waren  diese  Veränderungen  nicht  stark  ge- 
nug, um  einen  wesentlichen  Einfluss  auf  den  Preis,  welcher  nur  zwischen 
52  und  55  sh.  schwankte,  hervorzubringen,  —  In  den  Jahren  1869  und 
70  finden  wir  endlich  eine  Zunahme  des  Konsums;  da  aber  auch  die  Pro- 
duktion noch  wächst,  so  ist  bis  zum  Beginn  des  Jahres  1871  eine  we- 
sentliche Preisveränderung   nicht  bemerkbar,   und  erst  mit  diesem  Jahre 

1  a  n  d 


Verschiffu 

ngen  nach 

Deutsch- 

Prank- 

Nord- 

anderen 

land 

Holland!) 

reich 

Russland 

Belgien 

Amerika 

Staaten 

Zusammen 

15.810 

12.514 

39.442 

5.338 

43.886 

2.655 

16.733 

136.378 

29.880 

13.990 

34.540 

6.830 

30.670 

1.420 

19.476 

136.806 

43.402 

22.563 

48.041 

6.788 

47.714 

1.224 

16.045 

185.777 

38.639 

36.003 

50.062 

6.037 

64.776 

400 

20.991 

216.908 

91.195 

89.832 

38.032 

8.857 

69.037 

10.554 

23.139 

330.646 

122.535 

117.729 

44.853 

1.240 

75.396 

3.988 

20.883 

386.624 

100.741 

116.365 

53.178 

2.809 

98.773 

1.198 

24.023 

397.077 

83.298 

61.622 

40.418 

10.979 

42.502 

485 

36.417 

275.721 

117.235 

77.832 

56.764 

18.361 

58.574 

120 

39.021 

367.907 

116.588 

77.675 

59.143 

-  9.509 

54.825 

120 

39.473 

357.333 

1  a  n  d 


Deutsch- 
Und 

Holland  >) 

Verscl 

Frank- 
reich 

liiffunge 
Bussland 

n  in  Ton 
Belgien 

8  nach 

Nord- 
Amerika 

anderen 
Staaten 

Zusammen 

91.339 
47.749 
59.965 

55.019 
37.295 
39.898 

82.553 
74.556 
60.586 

3.560 
6.593 
9.618 

5.990 
10.780 
11.731 

60.680 

93.074 

117.353 

69.043 
72.875 
86.614 

368.184 
342.922 
385.765 

1)  Zum  grossten  Theil  transito  nach  Deutschland  gegangen. 

8)  Der  grosste  Theil  des  nach  Holland   gesandten  Eisens   ist  nach  West-  und  Süd- 
Deutschland  gegangen. 
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Prodaktion 

Konsum') 

Vorrath  Ende  Dezbr. 

Jahres-Dnrch- 

in  Proz. 

1  in  Proz. 

'in  Prozen- 

schnitts-Preis 

Jahr 

gegen  d. 

'gegen  d. 

ten  gegen 

der  Wairants 

in  Tons 

Vorjahr 

in  Tons      Vorjahr 

in  Tons  d.  Vorjahr 

pro  Ton 

1868 

1.068.000 

+    3,6 

973.000—     8,9 

568.000+    20,1 

52  8h.     9  d. 

1869 

1.150.000 

+    7,7 

1.098.000 

+  12,8 

620.000 

+      9 

53    „       3  „ 

1870 

1.206.000 

+    4,9 

1.161.000 

+    5,8 

665.000 

+      7,1 

54    „      4  „ 

1871 

1.160.000 

—    3,8 

1.335.000 

+  15 

490.000 

—    26,3 

58   „    11  „ 

1872 

1.090.000 

—    6 

1.386.000 

+    3,8 

194.000 

—    60,4 

101    „     10  „ 

1873 

993.000 

—    8,9 

1.067.000 

—  23 

120.000 

38 

116   „     11  „ 

1874 

806.000 

—  18,8 

830.000 

—  22,2 

96.000 

—    20 

87   „      6  „ 

1875 

1.050.000 

+  30,3 

976.000 

+  17,5 

170.000 

+   77 

66  „      9  „ 

1876 

1.103.000 

+    5 

910.000 

-    6,7 

363.000 

+  114 

58  „      6  „ 

tritt  ein  Wendepunkt  ein.  Die  Prodaktion  rermindert  sich  i.  J.  1871  nm 
3,8  ®/q,  der  Konsum  steigt  um  15®/^,  und  da  nun  auch  der  Vorrath  um 
ca.  26  ^/q  abnimmt,  so  ist  die  Folge  ein  Steigen  des  Jahres-Durchschnitta- 
Preises  um  4  sh.  7  d.,  oder,  was  den  Einfluss  jener  Faktoren  in  noch  kla- 
reres Licht  stellt,  ein  Steigen  des  Monats-Durchschnittspreises  von  51  sh. 
6  d.  (im  Januar)  auf  70  sh.  1  d.  (im  Dezember).  Bekanntlich  dehnte  sich 
die  günstige  Geschäftslage  auch  über  1872  aus,  und  da  die  Produktion  in 
Folge  der  Schwierigkeiten  in  den  Arbeiterverhältnissen  auch  in  diesem 
Jahre  abnahm,  so  stieg  der  Jahres-Durchschnitts-Preis  auf  101  sh.  10  d., 
der  Monats-Durchschnitts-Preis  von  74  sh.  7  d.  im  Januar  auf  106  sh.  im 
Dezember.  —  Mit  dem  Eintritt  der  Erisis  von  1873  fällt  der  Konsum 
rapide;  da  aber  in  dieser  Periode  die  Streitigkeiten  mit  den  Arbeitern 
einen  immer  schärferen  Charakter  annehmen,  und  zahlreiche  Strikes  un- 
günstig auf  die  Produktion  einwirken  (Hochöfen  durchschnittlich  im  Be- 
trieb 1872:  127,  1873:  119,  1874:  96,  kurze  Zeit  sogar  nur  ca.  40),  so 
verringern  sich  trotz  der  schwächeren  Nachfrage  die  Vorräthe  bedeutend; 
aber  die  Wirkungen  der  Krisis  können  dennoch  in  den  Preisen  zu  schar- 
fem Ausdruck  gelangen,  denn  der  Monats-Durchschnitts-Preis  sinkt  Ton 
129  sh.  im  Januar  auf  105  sh.  im  Dezember  und  setzt  An&ng  1874  diese 
Bewegung  fort  (106  sh.  im  Januar,  75  sh.  im  April).  —  In  dieser  Zeit 
ergriffen  die  Fabrikanten  energische  Maassregeln  gegen  die  Forderungen 
der  Arbeiter;  ca.  80  Hochöfen  wurden  ausser  Betrieb  gestellt,  und  die 
Folge  war,  dass  der  Preis  sich  wieder  bis  95  sh.  im  Juni  heben  konnte. 
Von  da  ab  wuchs  die  Produktion  yerhältnissmässig  mehr  als  der  Konsum, 
der  Vorrath  vermehrte  sich  daher,  und  das  bewirkte  einen  Rückgang  des 
Preises  von  74  sh.  im  Januar  1875  auf  58  sh.  Ende  Dezember  1876. 

Die  Veränderungen  im  Verhältniss  von  Angebot  und  Nachfrage  haben 
aber  nicht  allein  direkt  diese  Preisschwankungen  hervorgebracht,  sondern 
auch  indirekt  eine  Wirkung  in  gleicher  Richtung  ausgeübt.  Die  Vermeh- 
rung der  Nachfrage  gestattete  den  Arbeitern,  ihre  Lohnforderungen  durch- 
zusetzen, und  so  stiegen  die  Löhne  pr.  Tag  i.  J.  1871  yon  5  auf  6  sh, 
1872  auf  10  sh.,   hielten  sich  während  d.  J.  1873   auf  dieser  Höhe  und 


1)  D.  h.  Verschiffungen  nach  fremden  Ländern   und  Verbranch  in  Grossbritamuea. 
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Verschiffungen  in  Tons  nach 


Deutsch- 

Frank- 

Und 

Holland  >) 

reich 

Russland 

71.567 

42.589 

57.602 

14.348 

79.898 

50.246 

53.923 

16.280 

87.101 

68.606 

40.614 

19.912 

105.057 

86.918 

31.343 

25.623 

171.655 

116.084 

45.422 

13.897 

131.939 

79.991 

33.322 

21.784 

83.602 

46.496 

25.803 

23.295 

108.776 

74.731 

32.927 

23.435 

88.471 

72.756 

28.722 

14.626 

Nord- 

anderen 

Belgien 

Amerika 

Staaten 

Zusammen 

12.703 

79.398 

85.189 

363.396 

22.269 

111.041 

93.698 

427.355 

22.791 

97.170 

85.915 

422.109 

26.333 

151.417 

113.038 

539.729 

55.543 

141.843 

125.694 

670.138 

24.583 

78.173 

83.421 

453.213 

21.045 

36.467 

78.733 

315.441 

19.651 

44.107 

99.435 

403.062 

13.292 

26.445 

77.843 

322.155 

fielen  dann  1874  auf  8,  dann  auf  6  sh.,  1875  auf  5  und  1876  endlich 
auf  4  sh.  Es  ist  begreiflich,  dass  diese  Veränderungen  in  den  Produk- 
tionskosten, welche  noch  durch  die  zum  Theil  ebenfalls  auf  die  Yermeh- 
rung  der  Nachfrage  nach  Eisen  zurückzuführenden  Freissteigerungen  der 
Eohmaterialien  Kohlen,  Kalkstein  etc.  yergrössert  wurden,  einen  bedeuten- 
den Einfluss  auf  die  Boheisen-Preise  ausüben  mussten  und,  wie  aus  obi- 
ger Tabelle  hervorgeht,  auch  ausgeübt  haben.  — 

In  der  Tabelle  über  das  Roheisen-Geschäft  in  England  fallt  zunächst 
die  ununterbrochene  Zunahme  der  Produktion  in's  Auge,  welche  auf  eine 
bedeutende  Ausdehnung  dos  Absatzgebietes  und  der  Verarbeitung  zu  Fa- 
brikaten in  England  selbst  schliessen  lässt;  Ersteres  wird  durch  die  Zah- 
len der  Verladungen  nach  fremden  Ländern  bestätigt;  für  Letzteres  liegen 
uns  keine  Angaben  vor;  aus  der  Grösse  der  Vorräthe  aber  folgt,  dass  der 
vermehrten  Produktion,  vielleicht  mit  Ausnahme  d.  J.  1876,  auch  ein 
entsprechender  Konsum  gegenübergestanden  hat.  —  Was  die  Preise  be- 
trifft, so  halten  sie  mit  denen  in  Schottland  ungefähr  gleichen  Schritt,  ein 
Beweis,  dass  hier  wie  dort  das  Verhältniss  von  Produktion  und  Nachfrage 
und  die  Höhe  der  Produktionskosten  sich  während  des  letzten  Dezenniums 
in  ähnlichen  Bahnen  bewegt  haben.  Aus  den  bisher  hervorgehobenen 
Thatsachen  aber  können  wir  den  Schluss  ziehen,  dass  sowohl  in  Schott- 
land als  auch  in  England  bei  diesem  wichtigen  Artikel  die  Preise  in  ganz 
hervorragender  Weise  von  den  genannten  Faktoren  abhängig  sind,  und 
dass  hier  die  bei  anderen  Waaren  für  die  Preisschwankungen  so  wesent- 
lichen Hemmungen  in  der  Konkurrenz  sehr  in  den  Hintergrund  treten. 
Der  Grund  ist  ersichtlich ;  in  Glasgow  stehen  die  Hochofen-Besitzer  direkt 
in  Konkurrenz,  und  diese  würde  vollkommen  ungehindert  sein,  wenn  nicht 
die  einzelnen  Werke  verschiedene  Qualitäten  lieferten,  von  denen  bald 
die  eine,  bald  die  andere  Marke  mehr  verlangt  wird;  jedoch  bildet  auch 
dieser  Umstand  kein  wesentliches  Hindemiss  für  die  freie  Einwirkung  der 
Konkurrenz,  weil  die  meisten  Eisen-Sorten  einer  Anzahl  anderer  Marken 
ähnlich  sind,  und   bei    grosser  Preisdifferenz    die   eine   durch   die  andere 


1)  Der  grösste  Theil  des  nach  Holland  gesandten  Eisens  ist  nach  West-  and  Süd« 
Peatschland  gegangen. 
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ersetzt  werden  würde,  was  jeder  Hochofen-Besitzer  natürlich  zu  verhin- 
dern sucht.  —  Aehnüch  sind  die  Verhältnisse  auch  in  England,  wo  die 
Fäden  des  Verkehrs  in  Middlesborough  zusammenlaufen;  in  anderen  Lan- 
dern sind  dagegen  diese  Einrichtungen  aus  mehr&chen  Gründen  nicht, 
oder  wenigstens  nicht  in  dieser  Ausdehnung  vorhanden,  und  hier  müssen 
daher  auch  beim  Eoheisen- Handel  alle  diejenigen  Erscheinungen  mehr 
hervortreten,  welche  bei  den  meisten  anderen  Waaren  der  Ausübung  freier 
Konkurrenz  im  Wege  stehen.  Wir  sehen  aber,  welchen  hervorragenden 
Nutzen  eine  solche  Konzentration  des  Geschäftes  an  einem  Platze  zu  schaf- 
fen vermag,  wenn  wir  auch  nicht  verkennen,  dass  diese  Konzentration 
nur  unter  ganz  besonderen  Verhältnissen,  also  in  wenigen  Fällen  möglieh 
ist.  —  Sie  bewirkt  nicht  nur,  dass  die  Preise  auf  dem  niedrigsten  Stand, 
welcher  den  Produktionskosten  und  der  Nachfrage  entspricht,  gehalten  wer- 
den; der  Konsument  ist  auch  stets  im  Stande,  sich  über  alle  Vorgänge 
in  der  Produktion,  über  die  Vorräthe,  die  Preise  der  einzelnen  Maxken 
genau  und  ohne  Mühe  unterrichtet  zu  halten,  während  der  Produzent  die 
Zu-  und  Abnahme  der  Nachfrage  nach  Eoheisen  leicht  verfolgen  und  hier- 
nach seine  Dispositionen  treffen  kann;  und  so  wird  das  Zusammentreffen 
aller  Kauf-Aufträge  mit  allen  Offerten  an  einem  Punkte  für  alle  Bethei- 
ligten  von  Nutzen  sein. 

Betrachten  wir  nun  noch  kurz  den  Kohcisen  -  Verkehr  Schottlands 
und  Englands  mit  den  fremden  Ländern,  so  sehen  wir,  dass  Deutschland 
der  bedeutendste  Konsument  ist  und  dass  sich  sein  Bedarf  an  schottischem 
und  an  englischem  Boheisen  während  des  letzten  Dezenniums  nicht  un- 
wesentlich vermehrt  hat;  auffallend  ist  die  bedeutende  Abnahme  des  Ver- 
brauchs von  schottischem  Boheisen  in  Frankreich,  während  die  Abnahme 
in  Amerika  sich,  abgesehen  von  den  Wirkungen  der  Krisis,  wohl  darch 
die  Zollverhältnisse  und  den  Aufschwung  der  eigenen  Eisen-Industrie  er- 
klären lässt. 


Eingesendete  Schriften. 

H.  von  Scheel,  Erbschaftssteuern  und  Erbrechtsreform. 
Zweite  durchaus  umgearbeitete  Ausgabe.  Jena  1877.  104  SS. 
Der  Verf.  hat  den  Gegenstand  bereits  einmal  in  Hirth's  Annalen  des 
deutschen  Eeichs  1877  S.  97  ff.  „Volkswirthschaftliche  Bemerkungen  zur 
Keform  des  Erbrechts",  dann  in  diesen  Jahrbüchern  Bd.  XXIV  8.  233 — 61 
behandelt,  und  das  yorliegende  Schriftchen  ist  als  eine  erheblich  erweiterte, 
neue  Bearbeitung  der  letztem  anzuschn.  Eine  wesentliche  Bereicherung 
ist  dabei  das  fünfte  Kapitel,  welches  eine  ausführliche  Zusammenstellung 
der  betreffenden  Gesetzgebung  in   den  hauptsächlichsten  Ländern  enthalt. 

B.  Jannasch,  Mittheilungen  des  statistischen  Bureau's  der 
Stadt  Dresden.     H.  I— IV.     1875—1877. 

H.  I.  Die  indirekten  Steuern  der  Stadt  Dresden.  Die  angegebenen 
Zahlen  far  Verbrauch  an  Eonsumtibilien  in  der  Stadt  sind  von  grosser 
allgemeiner  Wichtigkeit.  Der  Verf.  benutzt  sie  geschickt  zu  einem  ener- 
gischen Angriff  gegen  das  bestehende  Steuersystem  und  weist  die  Ueber- 
lastung  der  ärmeren  Klassen  schlagend  nach. 

H.  II.     Die  Eesultate  der  Dresdener  Volkszählungen  von  1832 — 71. 

H.  III.  Die  Wohnungsverhältnisse  der  Dresdener  Civilberölkerung 
im  Jahre  1874.  Die  Geburts-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  der  Civil- 
bevölkerung  Dresdens  1873  und  1874.  Dann  nach  Polizeibezirken  und 
Strassen.     Statistik  der  Eheschliessungen  für  dieselben  Jahre. 

H.  IV.     Die  Eesultate  der  1875ger  Zählung. 

L.  y.  Boland,  Die  Provinzialhauptstadt  Giessen.  Ergebnisse  der 
Volkszählung  vom  1.  Dezbr.  1875.  Giessen  1876.  83  SS. 
Eine  überaus  fleissige,  gewissenhaft  durchgeführte  Arbeit,  die  um  so 
mehr  Anerkennung  verdient,  als  sie  ohne  den  Apparat  eines  statistischen 
Bureaus,  also  ohne  geschulte  Hülfsarbeiter,  nur  privatim  durchgeführt  ist 
Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dass  ähnliche  detaillirte  Verarbeitungen  der 
Volksi^Uilung  in  den  verschiedensten  kleineren  Städten  vorgenommen  würden, 
denn  erst  durch  die  Möglichkeit  der  Vergleichung  erhalten  sie  den  rechten 
Werth,  doch  ist  das  im  Allgemeinen  nicht  Sache  eines  Privatmannes,  auch 
nicht  der  grossen  Centralbüreaus,  sondern  städtischer  oder  Provinzial- 
büreaoB. 


NeM  PreiMifgabei 

der  historiBoh-natlonaldkonoiniBOhen  Sektion  der  Fürstlich 

Jablonowski^BOhen  GtoseUschaft 

für  die  Jahre  1877—1880. 

1.  Für  das  Jahr  1877. 
Der  hohe  Beiz  der  italienischen  Geschichte  in  den  letzten  Jahrhun- 
derten des  Mittelalters  beruht  grossentheils  darauf,  dass  sich  hier,  bei  dem 
zuerst  gereiften  Volke  unter  den  neueren,  schon  eine  Menge  von  Bedürf- 
nissen, Grundsätzen  und  Anstalten  der  höheren  Culturstufen  wahrnehmen 
lässt,  während  daneben  in  Italien  selbst  und  mehr  noch  im  übrigen  Europa 
so  viel  Mittelalterliches  noch  fortdauert  Auch  in  der  italienischen  Yolks- 
wirthsohaft  finden  wir  denselben  Kontrast  echt  modemer  Fortschritte  auf 
einer  noch  wesentlich  mittelalterlichen  Grundlage.  Die  Gesellschaft  wünscht 
daher 

eine   quellenmässige  Erörterung,   wie   weit   in  Ober- 
und  Mittel-Italien  gegen  Schluss  des  Mittelalters  die 
modernen  Grundsätze  der  agrarischen,   industriellen 
und  merkantilen  Yerkehrsfreiheit  durchgeführt  waren. 
Sollte  sich  eine  Bewerbungsschrift  auf  den  einen  oder  anderen  italieni- 
schen Einzelstaat  beschränken   wollen,   so  würde  natürlich   ein  besonders 
wichtiger  Staat  zu  wählen  sein,  wie  z.  B.  Florenz,  Mailand  oder  Venedig. 
Da  wir  hoffen,  dass  Torstehende  Preisfrage  namentlich  auch  in  Italien 
selbst  Anklang  finden  wird,  so  erklären  wir  uns  für  diesen  Fall  ausnahmB- 
Weise  bereit,  auch  in  italienischer  Sprache  abgefasste  Bewer- 
bungsschriften zuzulassen.     Preis  700  Mark. 

2.  Für  das  Jahr  1878. 
Bei  der  historischen  Wichtigkeit  der  Ortsnamen  als  Zeugen  für  die 
wechselnden  Wohnsitze  der  verschiedenen  Völker  und  Stämme,  wünscht 
die  Gesellschaft,  dass  unter  sorgfältiger  Benutzung  des  um  Vieles  zngäo^ 
lieber  gewordenen  urkundlichen  Materials  und  andererseits  mit  gewissen- 
hafter Benutzung  dessen,  was  dis  heutige  Sprachwissenschaft  an  sicheren 
Ergebnissen  zu  Tage  gefördert  hat. 

eine    wohlgeordnete,    aus   den   besten    erreichbaren 
Quellen  geschöpfte  Zusammenstellung   der  deutlich 
nachweisbaren  slawischen  Namen  für  Ortschaften  des 
jetzigen  deutschen  Reiches 
veranstaltet  werde. 
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Da  eine  Bearbeitung  des  gesammten  Stoffes   die  Grenzen   einer   Ab- 
handlung weit  überschreiten  würde,    bleibt  es  dem  Bearbeiter  der  Preis- 
frage überlassen,  sich  irgend  ein  nicht  allzu  beschränktes,  aber  auch  nicht 
übermässig  ausgedehntes  Gebiet  für  seine  Untersuchung  zu  wählen. 
Preis  700  Mark. 

3.  Für  das  Jahr  1879. 

Bei  der  grossen  und  für  die  jeweilig  erreichte  Entwickelungsstufe  der 
ganzen  Yolkswirthschaft  charakteristischen  Bedeutung,  welche  die  Handels- 
>  messen  besitzen ,  wünscht  die  Gesellschaft 

eine  quellenmässige  Geschichte  der  Messen  in  einem 
der  drei  grossen  deutschen  Messplätze  (Leipzig,  Frank- 
furt a/M.  oder  Frankfurt  a/0.)  und  zwar  von  der  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  an  bis  zur  Gegenwart 
Preis  700  Mark. 

4.  Für  das  Jahr  1880. 

In  richtiger  Erkenntniss  der  kulturhistorischen  Schlüsse,  welche  sich 
aus  der  Uebertragung  griechischer  Wörter  in  das  Lateinische  ziehen  lassen, 
sind  verschiedene  Versuche  gemacht,  diese  Wörter  zu  sammeln  und  zu 
verwerthen.  Da  aber  alles  in  dieser  Beziehung  Geleistete  für  unvollständig 
und  bloss  vorbereitend  gelten  muss,  wünscht  die  Gesellschaft 

ein  mit  sorgfältigen  Nachweisen  versehenes  alpha- 
betisches Yerzeichniss  sämmtlioher,  aus  sicheren 
Kriterien  erkennbarer  griechischen  Wörter  der  la- 
teinischen Sprache  und  im  Anschluss  daran  eine  sach- 
lich geordnete,  die  Zeiten  wohl  unterscheidende  Dar- 
stellung der  sich  daraus  ergebenden  Einflüsse  grie- 
chischer Cultur  auf  die  römische. 
Preis  700  Mark. 

Die  anonym  einzureichenden  Bewerbungsschriften  sind,  wo  nicht  die 
Gesellschaft  im  besonderen  Falle  ausdrücklich  den  Gebrauch  einer  anderen 
Sprache  gestattet,  in  deutscher,  lateinischer  oder  französischer 
Sprache  zu  verfassen,  müssen  deutlich  geschrieben  und  paginirt,  ferner 
mit  einem  Motto  versehen  und  von  einem  versiegelten  Gouvert  begleitet 
sein,  das  auf  der  Aussenseite  das  Motto  der  Arbeit  trägt,  inwendig  den 
Namen  und  Wohnort  des  Verfassers  angiebt  Die  Zeit  der  Einsendung 
endet  mit  dem  30.  November  des  angegebenen  Jahres  und  die  Zu- 
sendung ist  an  den  Sekretär  der  Gesellschaft  (für  das  Jahr  1877  Geheimer 
Bath  Prof.  Dr.  Koscher)  zu  richten.  Die  Resultate  der  Prüfung  der  ein- 
gegangenen Schriften  werden  durch  die  Leipziger  Zeitung  im  März  oder 
April  des  folgenden  Jahres  bekannt  gemacht. 

Die  gekrönten  Bewerbungsschriften  werden  Eigenthum  der  Gesellschaft. 
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Preisanfgabe 

des  DirektoriumB  des  BtaatswissenBOhaftliolien  Seminars  in  Jena 

für  das  Jahr  1878. 

jyDarstelluog   der  Lehre   von   Malthus   über   die   Be- 
Yölkernngsfrage  und  erneute  Prüfung  derselben  nach 
den   statistischen   Ergebnissen   der   letzton   fünf   De- 
zennien/' 
Die    Bearbeitung   der   Aufgabe   hat   in   deutscher   Sprache    zu   geschehen. 
Einzureichen  ist  dieselbe  bei  dem  Direktorium  des  staatswissenschaftlichen 
Seminars  bis  zum  30.  April   1878   unter   Beobachtung   der   üblichen    Vor- 
schriften. 


Berichtigung. 

Im  4ten  u.  b^^  Heft  Bd.  I  d.  J.  Literatur,  Frief  8.  305  Z.  23  y.  u.  bUU:  «Jeneu  Grad 
von  Sicherheit'  nicht  erreicht**  muM  es  heissen  f,nicht  entbehrt",  wodurch  der  Sinn  der 
entgegengesetzte  wird. 
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